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Vorwort. 


Baden hat im J. 1848, wo es an dem großen 
Aufſchwunge der Zeit einen weſentlichen und voraneilenden 
Antheil nahm, zwei aufrühreriſche Bewegungen gehabt, 
die jeweils bald überwältigt wurden. Sie galten aber nicht 
nur Baden, fie galten Deutfchland. Sie ftanden 
im Zujammenhange mit dem, was in andern beut- 
jchen Ländern geſchah. Ihr Ziel war eine deutſche 
Republik, 

Eine dritte gleihe Bewegung im Mai 1849 
hat einen augenbliklichen Sieg über die verfaſſungs— 
mäßige Gewalt errungen, und diefe Fonnte nur durch die 
Hilfe eines mächtigen Bundesftaates in ihre Nechte wies 
dereingeſetzt werden, wodurch zugleich theils ausgebrochene, 
theils nahegeitandene Empörungen in andern Ländern 
Süddeutſchlands unterdrückt oder niedergehalten wurden. 

Das Geſchick Badens kann für Anpere lehrreich fein, 
ſowohl für Regierungen, ald für Völker. Daher ift al- 
led, was jich darauf bezieht, werth, in der Zeitgejchichte 
aufgezeichnet zu werden, 

Sieht man ab von der Tageöprefle, worin die Ent— 
ftellungen durch die Parteien eine Hauptrolle fpielen, fo 
betrifft fat Alles, was (meiftend von politischen Flücht— 
lingen) über dieſe Sache gejchrieben wurde, nur den 
Berlauf der drei Aufftände Wichtiger ift die politi— 
Ihe Bewegung im Ganzen, woraus die Aufftände 
entfprungen find, 

Un der Spite der innern Verwaltung des Groß- 
herzogthums während der ganzen Zeit der Bewegung 
war ich mit derjelben handelnd und leidend ver- 
flochten. Es ift daher natürlich, daß ich auch manche 
im Zujammenhange mit dem Ganzen immerhin wichtige 
Einzelheiten Fenne, die dem größern Publifum oder dem 


bloßen Zuſchauer theild gar nicht, theils wenigftend nicht 
in ihrer Berbindung mit den Hauptericheinungen befannt 
find. Wenn ich hierüber mich äußere und iiberhaupt den 
ganzen Verlauf überfichtlich darftelle, und wenn ich da— 
bei weniger die ohnehin mehr befannten Außern ein 
zelnen Vorgänge, ald die Rüdwirfung derſelben auf 
die jeweilige Lage der Staatögewalt in dad Auge falle, 
und zugleich die Beweggründe der Handlungen und Unter- 
lafjungen der Regierung angebe, fo geſchieht dies nicht, 
um bie Verwaltung des Minifteriums, dem ich angehörte, 
zu rechtfertigen, fondern im Intereſſe dev Zeitgeſchichte. 
Jeder mag fich ſelbſt die Lehre daraus ziehen, wiefern 
er in ähnlichen (eiwa wiederkehrenden) Fällen eben 
fo oder anderd zu handeln habe. 

Hinfichtlich der politifchen Anfichten, die ich in ber 
Schrift niederlegte, Fann ich zwar nicht auch im Namen 
meiner ehemaligen Kollegen fprechen, doch ift gewiß, daß 
wir in den wichtigften Prinzipien, namentlich fo weit fie 
fich auf die freiheitliche und volfsthümliche Entwicklung 
beziehen, mit einander einveritanden waren. Unſere ge— 
meinjchaftliche Verwaltung war Furz, und manches von 
dem, was ich im II. Abjchnitte jagte, bedarf nicht nur 
mehr Zeit, fondern ift großentheild auch nur im Zus 
ftande des Frieden, nicht aber während der Stürme 
ausführbar, oder doch als in Zuftänden der Teßtern Art 
entftanden nicht gedeihlicdh. Sm Uebrigen mag nun 
jeder Leſer beurtheilen, ob die dargelegten Grundſätze, fo 
weit fie im folcher Zeit in Frage kommen Fonnten, faljch 
feien, oder ob unſere Handlungen benjelben nicht ent— 
fprachen, und ob in diefem Falle die Gewalt der Um— 
ftände etwas Anderes möglich ließ, fo wie überhaupt, 
ob und welche Fehler begangen wurden, oder ob ber 
eingetretene unglüdliche Verlauf, fei e3 wegen früherer 
innerer Derhältniffe oder wegen Einwirkungen von 
augen, im unjerer Lage etwa unabwendbar war. 
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I. Einleitung. 
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Für die Erhaltung der bürgerlichen Gefellfchaft, und 
für die Erreihung ihrer Zwede ift eine Anerfennung oder 
Bertheilung der Rechte der Gefellfchaftsmitglieder und eine 
leitende Gewalt nöthig. Die Freiheit der Einzelnen unterliegt 
Beſchränkungen, dba die bed Einen jener des Andern gegen- 
überfteht. 

Das Leben der Völfer ift dem der Individuen zu ver- 
gleichen. Das Geflecht wächft, wie der Einzelne. Es legt Ge— 
wohnheiten ab und nimmt Gewohnheiten an. Was in der An— 
fhauungsweife, in dem Befinden, in den Gefühlen, Wün— 
Ihen, Klagen und Befchwerden der Angehörigen eines Vol— 
kes gemeinfam oder doch vorherrſchend ift, gilt als 
die Anfchauungsweife, ald das Befinden, als Gefühl, Wunſch, 
Klage oder Beſchwerde des Volkes. 

Wenn nun ein Volk im jugendlichen Alter bei der Ein— 
fachheit feiner Sitten und der gegenfeitigen Verhältniffe feiner 
Angehörigen (mie das Individuum als Kind) die thatfächlich 
beftehende Autorität, fey fie welche fie wolle, in höherern oder 
niederern Sphären unbedingt anerkennt, fi von- ihr leiten, 
feine Freibeit bejchränfen läßt, fo entwächft es doch nad) und 
nad dieſem Verhältniffe. Die Vermehrung ber Bevölkerung, 
bie Vervielfältigung ihrer Wechfelbeziehungen und Berührun- 
gen erregen ein gegenſeitiges Streben, und geben in Verbin 
dung mit den fid) fteigernden Bedürfniffen, deren Befriedigung 
dem Einen durch die Andern verfümmert wird, der Hab- 
fuht, dem Ehrgeiz und allen Leidenfchaften Nahrung. Der 
Geift forscht nach Mitteln, die daraus erwachfenden Begehr- 
lichkeiten in ben verfchiedenften Richtungen zu befriedigen. 
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Dies veranlaßt Gedanken über alles Beftehende in ben 

geſellſchaftlichen Verhältniffen, es führt zur Brage: 
worauf die Berechtigung der leitenden Gewalt, worauf bie 
Beſchränkung dev Freiheit, die bisherige Anerkennung oder 
BVertheilung der verfchiedenen Rechte berube, ob fie nothwen— 
dig oder gut, und ob und wie der Zuftand überhaupt zu 
ändern, zu verbeſſern ſey? 

Zuerft werden dieſe Gedanken in der Wiffenfchaft von 
Gelehrten erörtert, dann verbreiten fie fid in weitere 
Kreife, und endli durchdringen fie, wenn auch ohne Klar 
beit, die Maſſen. 

Hierin Liegt die Wurzel des Drangs nach politifcher Um— 

eitaltung. 
geſtaltung 8.2 


Es wurde ſchon viel geſtritten, was beſſer ſey: ob jener 
anfängliche patriarchaliſche Zuſtand, worin die Autorität ge— 
wiſſermaßen ohne Bewußtſeyn und ohne Kritik anerkannt 
wurde, und worin eben darum mehr Ordnung und Ruhe, 
mehr friedlicher Erwerb und Genügſamkeit, mehr Behaglich— 
keit und Glück, ja ſelbſt mehr Sittlichkeit und Religion herr— 
ſche? — oder der angeſtrebte Zuſtand der Freiheit und der 
Volksrechte, der dem Leben geiſtige Bewegung und eben da— 
mit einen höheren Schwung gebe, der unſerer Würde und 
Beſtimmung mehr entſpreche, dem Menſchen in Entwicklung 
ſeiner Kräfte und ſeiner Thätigkeit mehr Mittel zur Geiſtes— 
bildung und zum Erwerb biete? — und ob dieſe letzteren 
Vortheile die damit verbundenen Schattenſeiten, wornach die 
Lüge, der Ehrgeiz, die Gewinnſucht, überhaupt die Selbſt— 
ſucht, die Unruhe, der Unfrieden, die Unſittlichkeit, die Ent— 
äußerung alles Heiligen ꝛc. einen größeren freigegebenen Bo— 
den gewinnen, überwiegen? 

Die Frage, um die hier geſtritten wird, iſt aber eine 
ſchlechthin müßige, denn, wenn man auch jenen patriarcha— 
liſchen Zuſtand dem anderen entſchieden vorzöge, ſo läge es 
ja doch nicht in unſerer Macht, ihn feſtzuhalten oder gar zu— 
rückzuführen. Die Gewalt der Natur iſt ſtärker, als der Wille 
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der ftaatlichen Machthaber. Der Eritifche Gedanke kommt, und 
damit hört jener erfte Zuftand von felbft auf, fo daf, wenn 
die pofitive Macht den von fich aus eintretenden andern Zus 
ftand nicht zu begründen und zu orönen fucht, die Auflöfung 
und Gewalt fich felbft Bahn bricht. | 

Wer die bürgerliche Gefellfhaft regieren will, kann fie 
nicht nach feinem Willen mobeln, er findet fie vor, wie fie ift, 
mit allen Leidenfchaften und Sntereffen der Einzelnen. Er 
darf dieſe Kräfte nicht ignoriren, fondern nur auf bie Vor— 
ausſetzung bderfelben bauen. Die Macht des Einzelnen oder 
der Einzelnen, bie regieren, befehlen, ordnen, richten wol— 
len, gegenüber den Vielen ift ja in allen Fällen nur eine 
moralifhe, denn phyfifch find die Regierten ftärfer. 
Sene Macht beruht eines Theild auf einer fittlihen und 
religiöfen Anſchauung der Weltordnung, — andern Theils 
auf der Gewohnheit und der Verfchiedenheit ber 
- Anfihten und Intereffen der Regierten felbft, wodurd 
gerade eine leitende Gewalt zur Ausgleihung, eine Ordnung | 
und Unterordnung wegen Grreihung der allartigen menſch— 
lichen und gefellfchaftlichen Zwede zum Bedürfniſſe wird. 
Der hiedurch begründete Organismus gibt der leitenden Ge- 
walt durch die in ihrem Dienjte ftehenden Glieder, namentlich 
durch die Bewaffneten, fo Tang in diefen jene moralifche Macht 
als die Grundlage des Gehorfams wirkfam ift, zugleich eine 
phyſiſche Stärke gegenüber den einzelnen Regierten. 

Der Eritifche, ſtets fchaffende und zerftörende, Geift unter= 
wirft alfe diefe Grundlagen der Unterordnung und des Ge— 
horſams feiner Beurtheilung, er erfchüttert fie in ihrem Zu— 
fammenhang und in ihrer Wirkung. Die Selbſtſucht und die 
Leidenſchaften mifchen fih ein, und geben diefer Beurtheilung 
eine falfhe Nichtung, indem der Menfch das, was ihm Vor— 
theil verfpricht, gerne al8 wahr annimmt. 

Die Religion und die Sittlichfeit werden, wenn auch nicht 
im Allgemeinen, fo doc in foweit, als fie Achtung vor der be— 
ftehenden Autorität und Gehorfam gegen das Geſetz und gegen bie 
Obrigkeit lehren, bekämpft, Die gefellfehaftliche Ordnung und 
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DOrganifation wird in ihrem Beſtande angegriffen, und bie 
hergebrachten Anfichten und Gewohnheiten werben als Vor— 
urtbeile dargeftellt. Das Streben geht dahin, bie Ueberzeu— 
gung von der Nichtigkeit und Verwerflichkeit aller moraliſchen 
Grundlagen der beftehenden Gewalt immer weiter zu verbreis 
ten, fie nach und nad) fogar den Dienern ber legtern, ber 
bewaffneten Macht, beizubringen, und damit ber Autorität 
auch ihre phyfifche Stütze zu entziehen, 


$. 3. 

Das Ziel des der Bevormundung entwarhjenden Ges 
fhlechts geht überall auf Ausdehnung der Freiheit ber Ein— 
zelnen und auf Erringung von Volksrechten. Die Freiheit der 
Ginzelnen und der Theile wird über bie Intereflen ber 
Geſammtheit geftellt und daher auf Schwächung ber cen= 
tralen Macht hingearbeitet. Zugleich wird die Beftimmung, 
was gefchehen fol, für die Bevölkerung felbft in An— 
ſpruch genommen. 

Die neuere Zeit hat eine weitere (zwar früher fchon, je- 
doch in anderer Geftalt vorhanden gemwefene) Beftrebung zu 
Tag gebradyt, die fich nicht unmittelbar auf die Machtver— 
bältniffe, fondern auf das Beſitzthum beziehen. Die 
Derfchiedenheit de8 Kapitals in den einzelnen Händen be= 
gründet auch eine VBerfchiedenheit des weitern Erwerbs. Die 
Kluft zwifchen arm und reih, und die mit dem Steigen ber 
Bevölkerung fehr zunehmende Zahl der Befiglofen machen na— 
türlih auch Wünſche in Beziehung auf das Güterverhältnig 
und auf den Erwerb rege, Sie find von der verfchiedenften 
Art, zum Theil ganz abjchredend und zum andern Theil meift 
unklar und unpraftifch. Wegen ihrer für das Proletariat an— 
ziehenden Richtung dienen die diesfallfigen Lehren dazu, über- 
haupt die Unzufriedenheit zu vermehren und den Ummwälzungs- 
verfuchen jeder Art leichtern, Eingang zu verfchaffen. 

Im Allgemeinen geht der Gedanke und bie Kritik von 
ben geiftig gebildeteren Klaffen der Gefellihaft aus, 
und es beftimmt deren geiftiges Treiben in der Regel auch 
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die Beftrebungen ber untern Schichten, doch zeigen fich mit= 
unter, wie namentlich in ber legterwähnten Sphäre, auch wejent- 
liche Verfchiedenheiten, da die untern Schichten zugleich ihre 
befondern Bedürfniffe haben, welche einzelne Angehörige ber 
höhern oder gebildeteren Klaffen hervorheben, um die Maffen, 
wenn au für andere Zwede, überhaupt in Bewegung zu 
fegen. 

Um in den verfchiedenen Berzweigungen das Ziel zu er— 
reichen, wird fich nicht mit der fritifchen Beurtheilung begnügt, 
die Theilnahme ber Menge und die Leidenjchaften werden ſy— 
ftematifch auch durch die Lüge angefacht. Bon jeder beftehen- 
den Einrichtung werden nicht nur die wirklichen, fondern 
auch falſche Schattenfeiten, und von dem, was verlangt 
wird, nicht nur wahre, fondern auch falſche Bortheile, 
bie dem Eigennutz und der Eigenliebe fohmeicheln, her— 
vorgehoben. 

Wie die Einrihtungen, fo werden aud) die einzel- 
nen Handlungen oder Unterlaffungen ber bejtehenden 
Autorität oft mit wahren, oft aber auch mit falfchen 
Gründen angefochten, um das Beftehende berabzumwürdigen 
und verhaßt zu machen, oder e8 werben, was noch wirfjamer 
ift, die Berfönlichfeiten, von welden Regierungshand— 
lungen ausgehen, in den Koth gezogen, um dadurch alles, 
was von ihnen ausgeht, ſchon zum Voraus zu verbäd- 
tigen. 

Erfindungen der Neuzeit, die Preſſe und die leichtern 
Derfehrsmittel, insbefondere die Eifenbahnen, erleichtern die 
Mittheilung der Gedanken und die perfünlichen Berührungen, 
damit aber auch die Bethörungen und die Berabredungen oder 
Verbindungen der Staatsangehörigen, ohne welche der Wider- 
ftand und die Angriffe der Einzelnen ohne Bedeutung ift. 
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Alle diefe Mittel und Wege ftehen nun zwar auch den 
Anhängern der beftehenden Ordnung, ben Breunden der Er— 
haltung überhaupt zu Gebote; allein es ift leichter, zeritören 


u 


als Schaffen, — Oppofition machen, als Poſitives begründen, 
— leichter, durch Lüge angreifen, als ſich gegen Lüge verthei= 
digen. Es liegt in der menfchlichen Natur, daß das Schlim— 
me von Anderen viel cher geglaubt wird, ald das Gute, daß 
Verdächtigung und Lüge viel bälder Eingang finden, als bie 
Wahrheit. Der natürliche Drang, fih von der Gewalt eines 
Andern los zu machen und fein eigned Ich in den Mittel- 
punkt zu ftellen, Eommt hiebei, namentlich gegenüber den In— 
habern der Gewalt, zu ftatten. Der gewöhnliche Menſch hört 
nichls lieber, ald wenn man ihm fagt, er ſey bedrüdt, be= 
ſchwert, und er jauchzt denen zu, bie vorgeben, fi) feiner an— 
zunehmen, und bie über die behaupteten Dränger berfallen 
und ſchmähen, und ihre Abfichten verbächtigen. 


Auf der anderen Seite geben auch die Anhänger bes 
Beftehenden oft weit über das vernünftige Maß hinaus, in= 
dem fie entweder felbit die Lüge brauchen, oder in materieller 
Hinficht den in das nüchterne Volksbewußtſeyn gedrungenen 
Verbefferungen entgegentreten, oder dieſem Bewußtſeyn wider— 
fprechende fogar längſt Schon verlorne grundlofe Bortheile für 
ſich oder einzelne Klaffen wieder zu erringen ſuchen, und da— 
durch auch die Wohlgefinnten reizen oder beleidigen. Geben 
die Inhaber der Gewalt folchen falfchen Freunden Gehör, oder 
verüben fie felbft Unrecht; oder handeln fie mit Leidenschaft, 
fo it dies für die Demagogen reichliher Stoff zur Erregung 
der Unzufriedenheit der Maffen, und eben dadurch erlangen 
die Beftrebungen derfelben defto größeren Erfolg. Durch eine 
wirkliche Blöße erhalten danchen felbit die falſchen Be- 
Schuldigungen eine Art von Beglaubigung. 


Aber auch, wo die Regierung nach befter Einficht und mit 
dem beiten Willen handelte, können ihre Dandlungen oder 
Unterlaffungen in ihrem Erfolge oft mißglüden, fey es, daß 
es an durchdringender Einfiht fehlte, oder daß ein unvorge- 
feher Zwifchenfall den Erfolg exit ſchlimm machte. Manch— 
mal wird fogar eine nach fat allgemeinem Wunfce 
ergriffene Mafregel nachher gleichwohl wieder verwünſcht, 


—— 


ſey es, daß ſie an und für ſich dennoch nicht gut, oder daß 
ſie unzeitig, noch unreif iſt. | 

Sehr oft, bei wichtigen Dingen meiſtens, liegt bie 
Trage fo, daß, ed mag etwas geſchehen, oder ed mag 
unterbleiben, ein nadıtheiliger Erfolg in beiden Fällen 
möglih if. Die Negierung muß nun wählen und wagen. 
Sit der Erfolg fchlecht, fo fallt auf fie die Schuld, wogegen 
er, wenn er gut ift, mit Stillfehweigen hingenommen und ihr 
nicht angerechnet wird. Der Wetterprophet, der erft nach 
ftattgehabtem Gewitter, mit feiner Berechnung hervortritt, geht 
in allen Fällen fiher, und fo haben Diejenigen ſtets ein leich— 
te8 Spiel, die, wenn eine politifhe Maßregel fehlichlägt, 
raſch nachweiſen, daß fich dies habe vorherfehen laffen. Ueber 
dies wird durch die meiften Handlungen oder Unterlaffungen, 
auch wo fie der Gefammtheit frommen, doch wieder ein Theil 
der Bevölferung oder eine Bartei verlegt, die dann, zumal 
wenn die Sache nicht Elar in die Augen fpringt, durch aller- 
Yei Mittel der Bethörung wieder die Sympatbien an ſich zu 
ziehen im Stande ift. 
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Sp fammelt fih nad und nad immer mehr Unzufrieden- 
heit gegen die beftehende Gewalt. | 

In gewöhnlichen Zeiten wirkt dies auf die Maffe, wenn 
feine wahren großen Gründe vorhanden find, nicht gerade 
zerftörend oder auflöfend; denn, wo bie Bevölkerung nicht 
etwa (durch außerordentliche Greigniffe) bis zum Rauſche 
erhigt ift, verfehlen auch die Beftrebungen für die Ordnung 
ihre Segenwirfung nicht. Die Wirkungen der Religion, die 
Lehren der GSittlichkeit widerſtehen oft ber Verführung, und 
die Entlarvung ber Lüge ſchadet dem Kredite der Wühler 
befonderd wenn gerade eine angegriffene Handlung ganz 
fihtbar Vortheil bringt. Die Entwidlung einer ftarfen 
Macht gegen die Frevler durch Anwendung des Strafgefeßes 
oder durch andere Mafregeln kann diefelben nach Umftänden 
einfchüchtern und bie Freunde der Ordnung ermuthigen. 


Zr 


Sind diefe Gegenwirkfungen nicht ftarf genug, oder wirk— 
liche Fehler vorhanden, jo genügt es in gewöhnlichen Zeiten 
an der Annahme gewünfchter materieller Berbefferungen, oder 
au, wo die Politik dev Gewalthaber im Allgemeinen 
der Stein des Anſtoßes ift, an einem Wechſel der Minifter, 
da den Nachfolgern die Verantwortung für das Gejchehene 
nicht obliegt, oder fie dem Sinne der Angreifer mehr ent= 
ſprechen. Wenn die Darftellung der Nachtheile deffen, was 
die Gegner des Beftehenden verlangen, zum voraus nicht 
leicht Eingang findet, fo hat der Erfolg oft andere Wirfung, 
wenn bie Bevölkerung fieht, daß aus den Handlungen feiner 
Schmeichler das verheißgene Glück nicht hervorgeht. 
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Es kommen aber Ereigniffe im Völkerleben oft plöglich, 
fheinbar aus Zufällen, die wie ein eleftrifcher Schlag auf 
ben Volksgeiſt wirken, alle angreifenden oder unzufriedenen 
Elemente in Bewegung fegen und felbft die Friedlichen in 
ihre ftürmifchen Begehren hineinziehen, oder wenigſtens zum 
Schweigen bringen. Anftöße zu ſolchen Erſcheinungen fünnen 
von außen fommen oder im Innern fich ergeben. Hier gehen 
die Wogen hoch, alle Leidenfchaften find entfeffelt, die ruhi— 
gen oder erhaltenden Gegenwirkfungen find machtlos, Was 
dem reißenden Strom entgegentritt, wird verfchlungen, und 
jelbft die populärften Männer, die an die Spite treten, find 
ſchnell abgenugt und machtlos, fobrid fie nicht (oder nicht 
mehr) ſelbſt mit offenen Segeln bi? zum Umfturz Ios- 
fteuern, oder zur Rettung vor dem Untergang irgend Halt 
machen wollen, 

Se unvorbereiteter ein Anftoß der erwähnten Art 
ben Boden findet, je weniger Volksrechte und Freiheiten 
vorhanden und ſchon angelebt find, je größer der Abftand 
zwifchen ber Meinung und den wirklichen Zuftänden ift, defto 
mehr häufen fih falſche Anfichten und der Gefammtheit ver- 
derbliche Wünfche zufammen, deſto ftürmifcher werden fie gel- 
tend gemacht und deſto gefährlicher ift der ganze Verlauf. 
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In ſolchen Zeiten ſtellt ſich der Entwicklungsprozeß als 
eine geiſtige Krankheit dar. Es liegt ein politifchesg Miasma 
in der Luft, welches biendet, betäubt, hinreißt, ohne daß Ver— 
nunftgründe dagegen Aufnahme oder Anerkennung finden. 
Hier hat die Sache der befonnenen Erwägung und der Mäßi- 
gung feine Partei mehr, wenigſtens Feine nur einigermaßen 
bervortretende. Das normale Leben, die allmählige naturge- 
mäße Entwidlung ift geftört, und es droht allgemeine Auf— 
löfung und der Ausbruch von Gewalt, 


Die nächte Aufgabe des Augenblids befteht hier da— 
rin, durch Befriedigung von Bebürfniffen und Wünfchen, 
und mas ſonſt dazu beitragen Fann, fo weit es möglich 
it, zu forgen, daß das Staatsfhiff nit unter- 
gehe, bis ber Sturm vorüber, ber Strom ver- 
vonnen tft, oder die dem Donnerwetter fol- 
gende Abkühlung der ruhigeren Ueberlegung 
und etwa nöthiger Verbefjerung begangener 
Fehler wieder Raum gibt. Es ift aber, wie die Ge— 
fchichte aller Zeiten, auch der neueften in verſchiedenen Län— 
bern zeigt, nicht immer möglich, dieſes Ziel, ohne daß es 
zum wirklichen Umfturz fommt, zu erreichen, fey ed, daß bie 
Männer am Ruder dazu nicht ſtark oder nicht weiſe genug 
find, oder daß der fchadhafte Zuftand, der unrettbar macht, 
von frühern Berhältniffen herrührt, oder daß ber gegebene 
Anftop in Verbindung mit diefen BVerhältniffen an und für 
fi fo überwältigend ift, daß Feines Menfchen Kraft und 
Einficht Hinreicht, dagegen Schuß zu gewähren, 


IL. Politiſche Anfichten. 
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Nach der Richtung, welche, wie ich im vorigen Abfchnitte 
auseinanderſetzte, die geſellſchaftlichen Verhältniffe geiftig vor— 


angefchrittener Völker naturnothwendig nehmen, ftellt fich als 

die wichtigfte Frage Die dar: 
welche politifchen Grundfäge nicht nur in Zeiten der Ge— 
fahr, wo weder Macht noch Einficht mehr zu retten weiß, 
fondern im Allgemeinen in den regelmäßigen oder 
ruhigen Zeiten leiten follen, um die Entwicklung in eis 
nem geordneten Gange zu erhalten, und gewaltjamen Um: 
fturz abzuwenden ? 

Der Staatsmann muß von feften Grundfäsen ausgehen, 
wenn gleih die nämlichen Grundfäge je nach den in den 
Umftänden liegenden Hemmniffen ihn bald weiter führen, 
bald ruͤckhalten laſſen, und die nämlichen Grundjäge 
überhaupt nad den Bebürfnijfen der Zeit verfhiedene 
Ergebniſſe liefern. 

Wenn ich hierüber meine Anfichten ausipreche, fo find 
fie nicht neu, fondern wenigftens feit 1832, feit ich der frü— 
hern Reaktion die Stürme von 1830 und 1831, und den Aus— 
[hweifungen diefer Jahre wieder andere Nachwirkungen fol= 
gen fah, und die Macht der Verbältniffe in eigener Erleb— 
niß näher fchägen lernte, im Wefentlihen (in ihrer allge- 
meinen Richtung) ftets diefelben geblieben. Selbft bie 
betrübenden Erfahrungen ber neueften Zeit haben mich darin 
nicht wanfend gemacht, fondern vielmehr bejtärkt, 

Auf die Einzelnheiten der Frage werde ich in meiner 
furzen Darftellung bier nicht eingehen, und überhaupt habe 
ich vorzugsweiſe nur die politifche Seite ber Staatöver- 
waltung, die Verhältniffe der gefellfchaftlichen Gewalt und 
der Freiheit der Einzelnen im Auge, denn dag materiell 
gut regiert werden foll, ift im Allgemeinen außer Frage. 
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A, Welches immer die Regterungsform und die fonftige 
DOrganifation der Gewalt fey, und was immer für einen Um— 
fang die Negierungsgewalt und die Freiheit der Einzelnen 
habe, fo fol die Regierung in allen Fällen durch das Ma— 
tevielle ihrer Verwaltung feinen Anlaß zur Unzufriedenheit 
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geben, fie muß das Beſte des Landes, die Staatszwecke in 
jeder Beziehung zu befördern und damit allen Stoff zu ge— 
gründeten Befchwerden nad) Kräften zu befeitigen fuchen. In 
biefer Hinficht hängt die ganze materielle Staatsverwaltung, 
als auf eine gebeihliche ruhige Entwicklung einwirkend, mit 
der Politik mittelbar, ein Theil derfelben aber auch uns 
mittelbar zufammen. 

Obgleich es indeffen, allgemein genommen, feinen Wider- 
fpruch findet, daß eine materielle Beförderung des öffentlichen 
Wohle dem umftürzenden Treiben entgegenwirke, fo bleiben 
doch immer Zweifel übrig, ob Diefes oder Jenes, und in 
welcher Art der Ausführung es das öffentliche Wohl wirklich 
fürbere ? 

1) Anerfannt ift, daß die Regierung in allen ihren 
Handlungen gerecht fein muf. Justitia fundamentum re- 
gnorum. Wie die Regierung in ihrer Sphäre Gerechtigkeit 
üben muß, fo foll fie aud) in Dingen, bie verfaffungsmäßig 
zum Erkenntniſſe felbftftändiger Gerichte BETEN, ſich nicht 
einmifchen. 

Wie fie überhaupt das Recht, wenn es auch fein ge= 
ſchriebenes ift, zu achten hat, jo hat fie eben fo das gegebene 
Geſetz überall gewiffenhaft zu befolgen, da nur dadurch 
au beim Volke der Sinn für Gefehlichkeit genährt und 
geftärkt wird. In diefer Hinficht wird einer Regierung häufig 
Schwäche vorgeworfen, wenn fie wegen gewiffenhafter oder 
ängitlicher Beobachtung der Gefete Gefahren für den Staat 
nicht abwendet. Allein der Sat: salus publica suprema lex 
esto — führt leicht zu großen Mißbräuchen. Um nicht das 
Anfehen des Geſetzes zu erjchüttern, was immer nachtheilige 
Folgen hat, foll man eher die Gefege felbft fo machen, daß 
die Regierung für außerordentlihe Fälle die erforderliche 
Macht Hat, oder daß ihr für folche Fälle das Geſetz ſelbſt 
eine Abweichung von der Regel geftattet, fo daß fie bei die— 
fer Abweichung dann doch wieder innerhalb des Geſetzes, 
nämlich mit gefegliher Ermächtigung, handelt, daß fie 
alſo nicht genöthigt werde, das Geſetz ſelbſt zu verlegen und 
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damit ben Widerftand gewiffermaßen zu rechtfertigen, ober 
doch die Verlegbarfeit bes Gefehes zu fanktioniren, Jedenfalls 
fol eine folche Verlegung nur im Außerften Falle, wenn 
ed für bie eigene Rettung bes Staats unvermeidlich ift, 
alfo im Falle eines eigentlihen Notbftandes, wo aud ber 
zu einem Verbrechen genöthigte Bürger nach dem allgemei- 
nen Strafrecht entfchuldigt ift, verübt, und hintennach ver- 
antwortet werden, 
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2) Die Staatsgewalt foll den Wohlftand bes Volkes 
zu befördern fuchen. Die Aufgabe ift ſchwer, fie hängt von 
hundert VBerhältniffen ab, über die eine Regierung großen= 
theild nicht Herr iſt. Zur Zeit politifher Stürme ift die 
Aufgabe ohnehin gar nicht zu löfen, da dort abgefehen von 
bem dadurch veranlaßten Mehraufwand ber Gefammtheit, wie 
der Einzelnen, wegen Unficherheit der Zuftände eine Krebdit- 
Iofigfeit und damit eine Stofung faft aller Gewerbthätigfeit 
eintritt. 

Aber auch außerdem bringt fchon die ein gewiſſes Maf 
überfteigende Vermehrung ber Bevölkerung und ber mit der 
Givilifation wachſenden Bedürfniſſe eine fich ausdehnende Ver- 
armung, wenn nicht die Erwerböquellen, Die doch eine na= 
türlihe Schranfe haben, in gleichem Berhältniffe ſich ver— 
mehren... Sedenfalls wächſt hiebei wegen Verſchiedenheit ber 
Kapttalien und der Ermwerbsfähigkeit die Kluft zwifchen reich 
und arm, und eben damit der Neid und der Stoff zur Un— 
ruhe und Unzufriedenheit. Wenn aud ein großer Befis in 
einzelnen Händen ben Reichthum und die Produftionsfraft 
des Ganzen, die eigentlich nur in den größeren verfügs 
baren (das eigene Bebürfniß der Befiter überfteigenden) Be— 
trägen ruht, für die Gefammtheit erhöht, und zugleich ftarfe 
Elemente der Erhaltung gründet, fo wird doch durch die 
große Armuth der vielen Andern, wenn es an genmügenden 
Erwerbsquellen, an einer hinreichenden Belohnung ber Arbeit 
fehlt, ein fehr bewegliches, zu allem Umfturz bereites, Werf- 
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zeug geſchaffen. Die aus dieſem Verhältniſſe entſprungenen 
Theorieen und Plane über Vertheilung des Eigenthums, über 
Recht auf Arbeit und genügende Belohnung, über Ausglei— 
chung zwiſchen Kapital und Arbeit ſind größtentheils ganz 
abentheuerlich oder doch unklar; fie zeugen aber in Verbin— 
dung mit den wirklichen Zuftänden dennoch von einem tiefen 
Bebürfniffe, und bisher allerdings zugleich von der Hülflo- 
figfeit der menfchlihen Natur. 

Was indeffen von folchen focialiftifchen Ideen ohne Rechte= 
verlegung, wenn gleih mit einer nach einem allgemeinen 
Prinzipe zu tragenden Belaftung ber Befigenden, irgend durch— 
führbar ift, follten die Regierungen felbft mit allen 
Kräften erſtreben, infofern dasfelbe, ohne die nationale Pro— 
duktionskraft des Ganzen felbft zu ſchwächen und ohne den 
Müpiggang zu nähren, oder (wie in der Pariſer Nationals 
werkftätte) werthlofe Arbeit zu fördern, wirklich den Erfolg 
verjpricht, daß bie ungeheure Kluft zwifchen reich und arm 
weniger empfindlich und das Loos der Vermögensloſen we- 
niger drüdend werde. Alle Opfer, bie man unter diefer Vor— 
ausfegung dem Zwecke bringt, kommen Denjenigen, bie fie 
bringen, felbft zu Nuben. Nicht nur in der Steuergeſetzge— 
bung iſt hierauf Bedacht zu nehmen, ſondern es iſt auch 
ſtaatliche Fürſorge für Unterſtützung Arbeitsunfähiger und, 
ſoweit thunlich, Eröffnung von Arbeitsgelegenheit für Andere 
nöthig, eben ſo eine Erleichterung der Anſammlung kleiner 
Kapitalien durch Sparkaſſen und Arbeiterpenſionsfonds, eine 
Fürſorge gegen Bedrückung durch Arbeitsherrn hinſichtlich der 
Arbeitszeit oder Behandlung, namentlich mit Rückſicht auf 
das Alter und die Unterrichtsbedürftigkeit der Arbeiter, gegen 
drüdende DBerabredungen ber Arbeitsheren (wie gegen bie 
ſchädlichen Verbindungen der Arbeiter felbft), Unterftüßung 
ber Auswanderung u. dr gl. Vielleicht führt die Erfahrung 
noch zu weitern praftiichen Vorfchlägen. Mit der Erklärung, 
wie man fie häufig hört, daß da und dort das Proletariat 
an feiner fohlimmen Lage felbft Schuld trage, tft die Sache 
nit abgethan. Auch wenn und mo dies wahr ift, liegt im= 
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merhin das Uebel thatfächlich vor, und feine Befeitigung ober 
thunliche Verminderung ift im Intereſſe der Befigenden, fowie 
in jenen der Gefammtheit, im Intereffe der Ordnung und ber 
Givilifation dringend geboten. 
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Wichtige Fragen in Beziehung auf den Wohlftand gaben 
in den leßtvergangenen Dezennien die Befreiung des Grund- 
eigenthums und bie Gewerbefreibeit. Beide befördern ohne 
Zweifel die nationale Produktion im Ganzen, aber im Ver— 
hältniffe der einzelnen Staatsangebörigen unter fih haben 
fie dennoch auch bedeutende Scattenfeiten. Die Befreiung 
bes Grundeigenthums von darauf rubenden Laften, die jett 
in Deutfchland überall in einem jedenfalld® unaufbaltfa= 
men Gange und in mehreren Gegenden fchon vollendet 
ift, zieht die Grundbefiger wegen eines unmittelbar daraus 
bervorgehenden zeitlichen Vortheils an, aber fo fehr ber 
wirthfchaftliche Werth der Mafregel auch anzuerkennen ift, fo 
kommt dadurdy doch mehr Grundeigenthbum in große Hände, 
die es an die Stelle der verlornen Gefälle 1. und aus dem 
für diefe erhaltenen Kapitale erwerben. Damit gewinnt das 
Spitem des Zeitpahts an Umfang, und an die Stelle 
der Eleinen Gigenthümer, die der auf dem Gute haftenden 
Laften ohnerachtet doch immer noch einen fihern Befit hatten, 
treten Pächter, die mit Ablauf der Pachtzeit fich jeweils wie— 
der von neuem um einen Erwerb erſt umfehen müffen. Die 
politifhe Schattenfeite diefes Erfolges ift nicht zu verfennen. 
Noch bedenklicher ift aber die Gewerbefreiheit, vermöge 
deren jeder, der das Kapital dazu hat, ein Gewerbe, oder 
auch gleichzeitig mehrere derfelben, ohne fie ſelbſt erlernt zu 
haben, betreiben oder durch Gehülfen betreiben Taffen kann. 
Dadurch erhält das Kapital ein weiteres, fehr großes, Ueber- 
gewicht über die Arbeit. Dei Gegenftänden, die mit großen 
Einrichtungen viel Leichter, wohlfeiler oder beſſer, verarbeitet 
werden und ſich auch zu einem entfernten Abſatze eignen, find 
die DVortheile der Gewerbefreiheit überwiegend, nicht aber 
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auch bei andern Dingen, die der gemeine Handwerker eben 
ſo leicht oder doch beinahe eben ſo leicht für den täglichen 
Verbrauch in ber Nähe verarbeitet. Möchte es fein, daß auch 
in ben letztern Dingen die Gewerbefreiheit, wenn fie ſchon 
lange Zeit beftanden, und dev Betrieb oder Erwerb der Be- 
völferung ſich allmählig darnach gerichtet hat, entfchieden vor- 
zuziehen wäre, jo würden jedenfalls die jest vorhandenen 
Handwerker, deren Nahrungsquellen auf einmal geftört wären, 
- Über eine ſolche Neuerung ein furchtbares Wehgeſchrei erheben, 
und die Verleihung diefer Greiheit würde eher eine 
Revolution hervorrufen, als jede andere Entziehung oder 
Beſchränkung einer Freiheit. 
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3) Sittlihe und intellektuelle Bildung Wenn 
bie letztere die Erwerbsfähigkeit der Einzelnen erhöht und da— 
mit im Allgemeinen zum Wohlſtand beiträgt, ſo vermehrt ſie 
auf der andern Seite zugleich die Begehrlichkeit, die Luſt nach 
Genüſſen und die Habſucht, eben damit aber auch, weil es 
an genügender Befriedigung fehlt, die Unzufriedenheit. Dieſe 
Schattenſeite wird nur gemildert oder aufgewogen, wenn mit 
der intellektuellen auch eine ſittliche Bildung ver— 
bunden iſt. Dieſe führt zur Veredlung des Geſchlechts, und 
durch ſie würde, wenn ſie umfaſſend gelänge, alle grundloſe 
Unzufriedenheit, die Lüge und was ſonſt noch die Grundlage 
der geſetzlichen Ordnung und der beſonnenen und rechtlichen 
freien Entwicklung erſchüttert, beſeitigt werden. Darauf hin⸗ 
zuwirken iſt das Intereſſe aller Beſſern, aber die Moralpre⸗ 
digten jeder Art helfen in der Regel wenig und am mwenig- 
ften, wenn fie von den Negierenden kommen, I 

Mehr kann der Staat durch die Leitung des öffentlichen 
Unterrihts, durch fittliche Bildung der Lehrer und durch vor— 
fichtige Anftellung und Beauffichtigung derfelben !hun. In 
Beziehung auf die Lehrer find in den neueften Revolutiong= 
geſchichten traurige Erfcheinungen zu Tage gekommen; aber 
man irrt ih, wenn man fie größtentheilg den Mängeln der 
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Bildungsanftalten für Lehrer, oder einer fehlerhaften Anftel- 
lung und Beauffichtigung der Letztern zuſchreibt. Anftellen 
fann man nur Diejenigen, die vorhanden find, und bie Aus- 
wahl ift unter den Befähigten nicht groß. Auch ift die Beauf— 
fihtigung in der Regel von feinem großen Grfolg, da fid 
dazu nicht überall geeignete Organe finden, die Aufficht jeden- 
falls feine ununterbrochene ift und bei ftrengerer Handhabung, 
wo fi) die Gelegenheit dazu bietet , Leicht Reibungen entite= 
ben, die befonders dann verberblich find, wenn ber Lehrer 
dem Beanffichtigenden in der Fachkenntniß überlegen it. An 
ben Anftalten für Bildung der Lehrer kann man oft wenig 
ausfegen, und wenn der junge Dann auch mit fittlicher Bil- 
dung, jo weit fie in fo kurzer Zeit ihm beigebracht werden 
konnte, herausfommt in das Leben, etwa in eine vom radifa= 
len Geifte verdorbene Gemeinde, fo ift die Zumuthung oder 
doch jedenfalls Die Erwartung zu groß, daß er der Anftefung 
und Verführung immer widerſtehen werde. Schon ber Um- 
ftand, daß die Lehrer der Volksſchule wegen ber für die Ver— 
bältniffe des Lebens jegt nöthigen größern intelleftuellen 
Bildung über die Scholle, auf der fie früher ftanden, hervorges 
hoben wurden, erregt in ihnen größere Begehrlichfeiten, für 
die fie feine Befriedigung finden. Daher ihr Drängen und 
Treiben nad DBerbefferung ihrer Lage. Damit werden fie 
leicht zu Werkzeugen in den Händen der Wühler, die ihnen 
von einer neuen Geftaltung der Dinge ein befferes Loos in 
Ausficht ftellen, ohne daß der Eine oder der Andere flar 
wäre, wie und durch welche Mittel dies bewirkt werden foll. 
Was indeffen in den verfchiedenen Kreifen vom Staat für bie 
fittliche Bildung des Volkes, ſey es im Schulweſen oder in 
andern Wegen gefcheben kann, darf nimmermehr vernadhläßigt 
werden. Es mag mit Anderem zur Annäherung an das große 
Biel wenigſtens einen Beitrag geben. 

Eine befondere Wirkfamfeit hierin hat die Kirche, dba in 
der Religion die Sittlichfeit ihre größte Stüge findet, und 
bie Glaubenskraft am eheiten die innere Zerriffenheit oder 
Auflöfung zu heilen, und in ber Sittlichkeit. ein gemeinfames 
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Panier für Freiheit, Ordnung und Recht zur Geltung zu 
bringen vermag. Von daher fommt der regelmäßig und zum 
Theil auf fchauderhafte Weife fich Eundgebende Haß der Um— 
fturgprediger gegen die Religion *). Allein der Gott im In— 
nern, der von verwahrloften oder felbftfüchtigen Menfchen Fed 
verläugnet wird, ift dennoch vorhanden, und in den gewalti= 
gen Schritten, womit der aus dem Herzen Verftoßene ſich zu= 
ruͤckzieht, hinterläßt er feine mächtigen Spuren, die das Be— 
dürfnig nach ihm unmwiderftehlich wieder erweden. 
$. 12. 

Vofitiv kann der Staat für die Sache der Religion 
wenig thun. Das Heilige wird profanirt und ſelbſt verdäch— 
tigt, wenn es durch die mweltlihe Macht aufgedrungen wird 
Mehr mag hierin die von der deutjchen National-Berfamm- 
lung audgefprochene, und nun in einzelne Berfaffungen ſchon 
aufgenommene oder bald zur Aufnahme kommende Freiheit 
und Selbitftändigfeit der Kirche felbit leiten. Sch verfenne 
nicht die Schattenfeite diefer Freiheit, bei der die thätigen 
Mitglieder einer Kirche, wie die Erfahrung lehrt, auch eine 
politifche Partei bilden, die nach Umftänden fowohl gegen= 
über dem Staate, ald gegenüber den Angehörigen anderer 
Kirchengefellichaften durch herrſchſüchtiges Treiben nachtheilig 
werben kann. Durch folche politifche Parteibildung der Kirchen 
wird, da die kirchlichen Eiferer nicht immer auch eifrig in 
Ausübung der Kriftlihen Liebe find, oft Haß, gegenfeitige 
Anfeindung und Verfolgung hervorgerufen. Von befonderer 
Bedeutung iſt eine folche Barteiftellung bei der fatholifchen 
Kirche, da ihre eigenthümliche großartige Organifation und 
ihr Zufammenhang durch alle Staaten, auf die fie fich er= 
ftreeft, ihr eine größere Stärke geben. 

Zwar ift die politifche Parteibildung bei allen Kir— 
hen mit daraus hervorgehender gegenfeitiger Anfeindung 

*) Nach öffentlichen Blättern hat bei der Blumsfeier in Zürich ein badi— 
fer Flüchtling in feinem Trinffpruche ausgerufen: die große lei— 


tende Idee der badifhen Revolution fey gewefen: „es 
gibt feinen Gott!” 9 
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auch in dem Zuftand ihrer bisherigen Bevormundung vorge— 
fommen, feit Beendigung der in unfern Berhältniffen ohnehin 
nicht mehr möglichen Religionskriege jedoch in feinem großen 
oder gefährlichen Maße. Fällt nun aber bie bisherige Ver— 
mittlung des Staats, von dem die Kirchen in jo mannigfacher 
Beziehung abhängig waren, hinweg, fo wird, da jeder Verein 
durch feine Freiheit und Selbfiftändigkeit viel mehr Kraft ge— 
winnt, naturgemäß auch die yolitifche Parteiftellung der kirch— 
lichen Geſellſchaften eine weit größere Bedeutung erhalten, 

Die Hauptſache ift indeffen, daß die Kirche im Allgemeinen 
ben Staatszwecken nicht entgegenftrebt, fondern fie befördert, 
daß alfo, was auch einzelne politifche Parteien im Staat 
von den Firchlichen Teiden mögen, bie Staatsgefellichaft al 3 
ſolche gewinnt, wenn fich in ber Kirche in Folge ihrer 
Freiheit und Selbftftändigfett ein Fräftigered Leben entwidelt. 
Mit den Zweden der Kirche werben biebei auch jene bes 
Staats im Allgemeinen mehr befördert. 

Sp groß die Bedenken auch find, wo die ftaatlichen 
Berhältniffe in anderen Kreifen unfrei find, fo fallen fie 
body weg und bie Freiheit der Kirche ift ein zur Ausgleihung 
nöthiger Theil der allgemeinen Freiheit, wenn daneben 
nicht nur die Neligionsfreiheit (die Freiheit, neue Religiond= 
gefellichaften zu grüuden,) mit der dazu gehörigen bürgerlichen 
Sleichitellung der. verjchiedenen Konfeffionen, fondern auch 
die Freiheit anderer Vereine und Verſammlungen, die Freiheit 
der Preffe u. f. w. beftehen. Der profane, negierende und auf- 
löfende Geift hat bei den legtern Freiheiten ein weites Keld, fo 
dag man den ihm entgegenwirkenden Tirchlichen Geift nicht 
durch eine fernere, blos noch bei der Kirche gehandhabte 
Bevormundung in feiner freien Thätigfeit und Kräftigung 
lähmen darf. 

Man fürchtet, zum Theil mit Recht, Verfinfterungsverfuche, 
aber auch diefe zu hindern hat der Staat fein Recht mehr, 
wenn er alle andern Freiheiten gewährt. Uebrigens wird, 
mag auch im Ginzelnen allerlei gefchehen, keine Kirche 
mit folchen Verfuchen einen ausgedehnten, der Gefammt- 
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heit nachtheiligen Erfolg haben, da einer Geben berfelben 
auh andere Kirchliche Gejellichaften, die freie Wiffen- 
haft und die Ideen bed Jahrhunderts entgegen 
ftehen, und die Leitung des öffentlichen Unterrichts 
in allen Fällen dem von dieſen Ideen beherrichten Stante 
verbleibt. Man darf auch darauf rechnen, daß, wenn bie 
Kirche auf eignen Füßen fteht, in ihr die belebenden Elemente 
beito thätiger und wirkfamer hervortreten, und fo innerhalb 
ber kirchlichen Geſellſchaft ſelbſt fih ein durch die Wiffenfchaft 
ftarfes Gegengewicht gegen etwaige Verfinfterungsplane oder 
Geiſtesdruck findet. 

Im Mebrigen verfteht es fi von felbft, daß alles, was 
nad den allgemeinen Gefegen ben fonftigen Vereinen ober 
Einzelnen gegenüber Anderen ober gegenüber ber Staats 
ordnung unterfagt ift, auch gegenüber jeder Kirche unter= 
jagt bleibt. = ft dies gegenüber den beftehenden Kirchen, 
da dieſe als ſolche und abgefehen von ben Mebertretungen 
einzelner Mitglieder oder Beamteten, ihren ſchon befannten 
eigenen Zweden nad nichts Verbrecheriſches begehen, von 
feiner praftifchen Bedeutung, fo tft e8 doch umfo nothwendiger 
gegenüber jeder freigegebenen Bildung einer neuen Religions- 
gejellichaft, die möglichermweife fih auch rechtsverletzende oder 
unfittliche, oder überhaupt mit den Staatszwecken unvereinbar 
liche Zwede ſetzen Eünnte. 
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B. Mag aber die Staatdgewalt Gerechtigkeit üben, und 
für Wohlftand und Bildung und für die anderen gejellfchaft- 
lichen Zwede das Beſte thun, das in ihren Kräften liegt, fo 
reicht dies Alles nicht hin, den beftruftiven Geiſt zu überwäl- 
tigen und die Ordnung feftzubalten. Das materiell gute 
Negieren Tann das Drängen nach Außerer Umgeftaltung min= 
dern, und zur allmähligen friedlichern Verwirklichung 
derfelben beitragen; aber au das Selbſtſtändigkeitsge— 
fühl der erwachten Bevölkerung verlangt mit Naturnothwen⸗— 
digkeit feine Befriedigung, und alle materiellen Verbefferungen 
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vermögen nicht den Strom zurückzudrängen, der unaufhaltſam 
nach der Geltendmachung der verſchiedenen Ich, nach Ent— 
wicklung und Begründung der Freiheit und der Volks— 
rechte (der Betheiligung der Bevölkerung bei der Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten) hinzieht. 

Nenne es öffentliche Meinung, nenne es Volksgeiſt, Volks— 
bewußtſein, oder wie immer! — kurz, was die nicht etwa 
durch ephemere Erſcheinungen angefachte, ſondern naturgemäß 
nach und nach von innen gekommene entſchiedene Ueberzeugung 
der Mehrheit der Denkenden in einem Volke, der Inſtinkt der 
geiſtigen Kräfte geworden iſt, muß zur Erfüllung kommen, 
wenn man nicht blind und hülflos dem Umſturz entgegen 
gehen will. Gegen alle die tauſendfachen Schwierigkeiten, die 
ſich einer Regierung bald von innen, bald von außen ent— 
gegenſtemmen, gibt es, mwiefein berühmter conſervativer preußi— 
ſcher Staatsmann im Jahr 1847 ſeinem Könige ſagte, kein 
anderes Mittel, als eine Verbindung mit dem beſſern und 
mächtigen Gelſte der Nation. 
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1) Die Berhältniffe der öffentlihen Gewalt 
zu den Einzelnen find der Gegenftand bes wichtigften 
Entwiklungsprozeffes im Leben der Völker, der mit den Fort— 
fohritten des geiftigen Treiben immer lebendiger, unter gewiſ— 
fen Borausfegungen aber heftig gährend wird. Die Gentripetal- 
fraft, die das Ganze zufammenhält, iftim fteten Ringen mit der 
Gentrifugalfraft, vermöge deren der einzelne Theil, das Indivi— 
duum, ſich Iosreißen, feinem eignen Schwunge folgen, den Kreis 
des Seinigen erweitern will. Das Individuum macht gegen= 
über der Gefammtheit oder deren Gewalthaber fein Ich gel— 
tend, e8 will die Befchränfungen durch die Staatsgewalt im— 
mer mehr entfernen, d. h. es will frei feyn. Dies wollen 
nicht nur die felbjtfüchtigen deftruftiven Naturen, fondern bis 
zu einer gewiffen Grenze auch die edleren Geifter, und ge= 
rade darin offenbart fich ſowohl die Natürlichkeit, ald die 
Stärke und die Berechtigung diefes Triebes. Die Grenze liegt 
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in der Nothwendigkeit eines geordneten Nebeneinander— 
beſtehens, und einer Erhaltung des Ganzen, das ſeine 
Zwecke für die gemeinſamen Intereſſen Aller muß er— 
reichen können. 

In Beziehung auf dieſes Maß ſind die Anſichten verſchie— 
den. Mit der fortſchreitenden Entwicklung erweitert ſich die 
Anſchauungsweiſe. Was man früher mit einem geordneten 
Staatsweſen für unvereinbar hielt, erſcheint ſpäter vereinbar, 
und man hält es nicht nur dafür, es iſt es auch. Nach der 
Kulturftufe, nach der geiftigen und gewerblichen Entwidlung 
ift die größere Freiheit dev Ginzelnen zur Grreichung ihrer 
Lebenszwede und jener der Gefellfehaft mehr nothwendig, 
und fie ift zugleich mit Rückficht auf vorhandene oder zu ſchaf— 
fende und zum Theil aus der Freiheit felbft hervorgehende 
Elemente der Erhaltung oder Stügen der Ordnung aud) mehr 
zuläaffig, ungefährlich. 

Ehen darum ift aber die fo allgemein und fo leicht ge— 
fchehende Berufung auf die Freiheit eined andern Volkes oft 
trügerifch. Dort ift vielleicht die politifche Entwicklung ſchon 
. weiter gediehen, oder es find in fonftigen Inftitutionen oder 
in Eigenthums- oder andern natürlichen Berhältniffen Gegen- 
gewichte vorhanden, bie das Ganze wieder zufammenhalten. 
Diefe Erwägung, fowie die Grfahrung, daß jede unreife 
Aenderung nur wieder neue gebiert und nicht8 mehr von Be— 
ftand läßt, kann warnen, mit den Neformen überhaupt be= 
hutfam zu feyn und dabei die angelebten Gewohnheiten und 
gefchichtlichen Eigenthümlichkeiten nicht außer Augen zu laſſen. 
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Gleichwohl muß das unverrüdte Ziel der Staatsmänner 
dahin gehen: Die Freiheit, ſoweit fie mit ber Ord— 
nung nurimmer vereinbarlid ift, zu erweitern, 
und nah Umftänden andere Berhältniffe felbft 
fo umzugeftalten, daß fie eine weitere Grenze 
der Freiheit zuläaffig machen, etwa mit vorübergehend 
größeren Schugmaßregeln. 


| Das Gefährlichfte find die plöglihen Sprünge, bie 
leicht zum Umfturz führen, aber eben diefe Sprünge werden 
durch einen unnatürlichen, dem Sinne bes einfichtigen Theils 
der Bevölkerung wiberfprechenden,, langen Rüdhalt am mei— 
ſten herbeigeführt. Man täuſcht fih, wenn man glaubt, daß 
durch fünftlihe Mittel, durch die Organifation einer ftarfen 
Gewalt, durch PBajonette, überhaupt durch ein fogenannted 
ftirenges oder energifches Regiment ber Freiheitsdrang auf die 
Dauer unterbrüdt werden könne. Soweit er nicht nur in den 
Ehrgeizigen und Selbſtſüchtigen, in den bämonifchen Geis 
ftern, fondern auch in den bejonnen benfenden Mitgliedern 
ber Staatsgeſellſchaft bericht, muß ihm Genüge gefchehen, 
oder der Zuftand ber Unfreiheit ift für bie Sache ber 
Drdnung noch gefährlicher, ald bie Freiheit felbft, 
und als die damit verbundene Bewegung, biedem Staats— 
förper zu feiner Kräftigung und Gefundheit im Allgemeinen 
eben fo nothwendig ift, ald dem Körper des Individuums. 
Man muß die Ideen, deren Macht unüberwindlid ift, zu 
rechter Zeit verwirklichen, um fie gefahrlos zu machen. 

Sch habe deshalb ſchon längſt die Freiheit der Preſſe, 
die wichtigfte aller politifchen Freiheiten, für unbedingt noth= 
wendig gehalten und vertheidigt, zu einer Zeit, wo man fie 
mit den für die Ordnung unentbehrlihen Garantieen hätte 
geben können, Sch will nicht behaupten, daß folhe Garans 
tieen genügend gefchügt hätten, und das Beifpiel anderer 
Länder zeigt, daß in der erften Zeitder Gewährung, in der Beriode 
ber Entwiclung zu politifcher Freiheit, die furchtbaren Wirkungen 
bes Mißbrauchs diefes fo mächtigen Mittels faft immer wieder zu 
beffen Unterdrückung führten, und daß erft nad) wiederholten 
Verſuchen durch viele Krämpfe und Kämpfe die Möglichkeit 
gewonnen wurde, diefe Freiheit ohne fernere Gefahr für die 
Ordnung und gefegliche Entwicklung zu ertragen. Darin liegt 
aber fein Grund, mit der Gewährung bei eingetretenem Be— 
bürfniffe zurüdzubalten, denn auf einen langen Rüdhalt oder 
auf eine lange Unterbrechung des früher bereitd Gewährten 
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hin ift die Gefahr deſſen, was dann doch kommen muß, jeden⸗ 
fall8 am größten, und wenn der Entwidlungsprozeß bei ver— 
ſchiedenen Völkern in der Regel Revolutionen brachte, fo lag 
die Urfache meiftens darin, daß es, ob aus zu großer Aengit- 
lichkeit oder wegen Beſchränktheit oder entgegenftehender In— 
tereffen dev Machthaber, aneiner allmähligen und recht— 
zeitigen Gewährung fehlte. Man kann nicht fagen, daß die 
eine oder andere Freiheit nicht cher gegeben werden bürfe, 
als bis das Volk fie ohne Nachtheil zu ertragen im Stande 
fey. Keiner lernt fchwimmen, ehe er in das Waffer fommt. 
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Die perſönlichen Freiheiten, die fih nur auf Ein 
zelne beziehen, 3. B. Befchränfung des Strafrehtd auf bie 
bedeutf ameren Rechtöverlegungen oder Ordnungsftöruns 
gen, ſchützende Formen gegen zu leichte Verurtheilungen, ge= 
gen wilfführliche Verhaftungen, Hausjuchungen, Bortweifun= 
gen, Polizeiwillführ u. d. g. fünnen ohne Nachtheil gegeben 
werden, und es bedarf dabei nur einer befondern Fürforge 
für gefahrvolle Lagen bei großen Bewegungen. An und für 
fi fchwer zu ertragen und mit Gefahren verbunden find nur 
bie politifchen Freiheiten, die auf die Maffen wirken, 
namentlich die Freiheit der Breffe, der Vereine und ber Volks— 
verfammlungen. 

Bon den großen pofitiven DVortheilen, welche — 
lich die Freiheit der Preſſe in geiſtig belebten Zuſtänden 
gewährt, wo die in der Bevökerung herumſtreifenden Gedan— 
ken einer öffentlichen Verarbeitung bedürfen, iſt hier nicht 
zu ſprechen. Es handelt ſich nur um die Gefahren des Miß— 
brauchs, welche die Schattenſeite der Freiheit bilden, jedoch 
auf andere Weiſe, als durch die Unterdrückung der Freiheit 
ſel bſt, abgewendet werden müſſen. 

Die Preſſe und die Reden in öffentlichen Verſammlungen 
ſtumpfen ſich allmählig ab, und verlieren durch Angewöhnung, 
wobei periodiſche Ermattungen eintreten, ihren Stachel. Selbſt 
das Unheil, das ſie einem daran noch nicht gewöhnten Volke 
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bringen, dient dazu, das darin liegende Gift nad und nad | 
unwirkſam zu machen, Durch die Gefahren, die der Miß— 
brauch bringt, bildet fich nad) und nach mehr Zufammenhalt 
ber Andern, die am Beftand der Ordnung ein Intereffe ha— 
ben. So trägt das Uebel zum Theil fein Heilmittel in fich 
felbft, dem dann noch die Repreffiv = Gejege gegen den Miß— 
brauch zu Hilfe kommen müffen. 

Bedenklicher ift das Recht der politifchen Vereine, weil 
diefem jene inneren Heilmittel nicht in gleichem Maße zu 
ftatten fommen, und weil die Vereine ihr Wefen oder Unwe— 
fen im Geheimen treiben, der Mißbrauch alfo nicht fo bald 
und fo leicht, wie bei der Preſſe und ben öffentlichen Ver— 
fammlungen zu Tage kommt. Doch kann auch dieſes Recht 
freien Völkern, wie das Beifpiel anderer Länder zeigt, nicht 
oorenthalten werden, obgleich felbft Franfreih, das ſchon fo 
viele Revolutionen durchmachte und das nun fogar eine repu= 
blikaniſche Verfaffung hat, bdaffelbe, wie die Erfahrung zeigt, 
noch nicht zu ertragen vermag. Hier find alſo jedenfalls, 
und insbefondere in der Uebergangsperiode, Beichränfungen 
nöthig. Das Recht der Regierung, einen Verein, den fie für 
gefährlich Halt, aufzulöfen, ift einerfeits ungenügend und an= 
dererſeits, wenn e8 einfach auf das Grmeffen ber Regierung 
ankommt, zu weit gehend. Da bie Bereine nicht, wie bie 
Preffe und die Bolksverfammlungen, öffentlich handeln, 
fo muß die Staatögewalt von ihrer Thätigkeit befondere 
Kenntniß nehmen dürfen, und in materieller Hinſicht müffen 
Vereine ald gemeingefährlic allgemein verboten feyn, bie 
fi) über das Land verzweigen und fi in einem ganzen 
Drganismug der verfaffungsmäßigen Staatsgewalt gewiſ— 
fermaßen als eine Gegenregierung gegenüberftellen, oder 
ihre Beftrebungen gegen die verfaffungsmäßige Staats— 
form ſelbſt oder gegen deren rechtliche oder ſittliche 
Grundlagen richten. Unter diefer Vorausfegung ift aber 
das Bereinsrecht im Allgemeinen, fo wie das Verfammlungs- 
recht, mit eine Bedingung des freien Staatslebens. Die Ver— 
eine bilden eine Art gefellfchaftlicher Gliederung und können 


— 25 — 


nach Umſtänden in mancherlei Zweigen die Thätigkeit för— 
dernd, nützlich wirken; aber auch die ſchlechten können bei 
einer durch geſetzliche Vorſchriften erleichterten Ueberwachung 
weniger ſchaden, als wenn ſie eines Verbotes wegen ihr Un— 
weſen im Geheimen nur deſto gefährlicher treiben. 

Die Beſchränkungen und Repreſſivgeſetze, die gegen den 
Mißbrauch und die Gefahren der zu gewährenden Freiheiten 
ſchützen ſollen, ſind nach deren Natur theilweiſe bleibend und 
unter allen Vorausſetzungen nöthig, theilweis aber vorüber— 
gehend, bis durch die Angewöhnung und die ſonſtigen Ver-— 
hältniſſe die Freiheit auch ohne ſolche Beſchränkungen nicht 
mehr gefährlich iſt. Als feſtſtehende Aufgabe der Staatsge— 
walt muß angenommen werden: Das Volk zur Freiheit 
zu erziehen, daß es dieſelbe ohne Nachtheil ertra— 
gen lernt. 

$. 17. 

2) Kann die politiiche Freiheit one noch größere 
Gefahr, als bei rechtzeitiger allmähliger Gewährung fie 
ſelbſt mit fi bringt, nicht länger zurüdgehalten werden, fo 
ift immerhin zugleich weiter nöthig, bie übrigen Zuftände 
felbft fo zu regeln und zu ftärfen, daß fie aud 
einen nie ganz zu befeitigenden Mifbraud je— 
ner Freiheiten leiter ertragen können. Diefe 
Freiheiten find nämlich formale Berechtigungen, die auf an= 
dere Inftitutionen, auf materielle Verbefferungen der verfchie- 
benften Art mächtig binwirken, und die für fih um fo ge— 
fährlicher find, je mehr fie morfhen Stoff vorfin- 
den, den fie zufammenbreden, und je ſchwächer 
ber Bau der Staatsmafchine ift, gegen den ihre Be— 
ftrebungen gerichtet find. 

Die Hauptfache hierin tft eine umfaflende Betheiligung 
ber Bevölferung bei ber Verwaltung ber öffentlichen Angele= 
genheiten, die dem ganzen flantlichen Baue eine breite Grund— 
lage gibt und ihn gegen die Angriffe und gegen den Miß- . 
brauch der Freiheit ftärft. Zwar hängt die Freiheit mit der 
Staatsform und damit, ob die Rechte des Volks bei Aus— 
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übung ber Sffentlihen Gewalt mehr ober minder ausgedehnt 
find, nit unmittelbar zufammen. Es gab ſchon abſo— 
Iute Staaten, wo bad Volk an der Regierung Eeinerlei Theil 
hatte und die Freiheit der Einzelnen doc fehr ausgedehnt 
war, — und es gibt und gab Republiten mit fehr beſchränk— 
ter Freiheit der Einzelnen. Aber richtig ift, daß die Volks— 
rechte im Allgemeinen ald Garantieen ber Freiheit gelten, 
nur find fie nicht mit dieſer ſelbſt zu verwechfeln. 
Daffelbe Selbftftändigfeitsgefühl, das bei bem in einem 
Volke erwachten Bewußtjeyn auf Ausdehnung ber politi- 
hen Freiheit dringt, verlangt zugleih Theilnahme 
an ber Berwaltung ber öffentlihen Angelegen- 
heiten (MVolksrechte, Selbftregierung). Auch hier ift übrigend 
die eigentlihe Staatsform (ob abfolute oder fonftitutionelle 
Monarchie oder Republik) nicht ausfchlieplich entfcheidend. Die 
Berfchiedenheit nach der Staatsform bezieht fih nur auf 
die Spike, es gibt aber noch viele andere praftifch wich— 
tige Betheiligungen des Volks bei der öffentlihen Verwal— 
tung in Kreifen, Bezirken, Gemeinden und in forporativen 
Elementen und Inftituten aller Art. Doc ift die Spitze 
allerdings von der höchften Bedeutung, weil in_ihr die Macht 
liegt, die andern Berechtigungen abzuändern, zu erweitern 
oder aufzuheben; und Fein Bolf, das fchon eine Maſſe Ge— 
banfen und geiftiger Erzeugniffe in fich trägt, wird fernerhin 
der Theilnahme an der höchſten, namentlich an ber geſetz— 
gebenden Gewalt, und einer mittelbaren Ginwirfung auf bie 
vollziehende entbehren Eünnen. In der Gefammtheit Liegt 
die materielle Macht, und wenn die moralifche Macht der 
organifirten leitenden Gewalt durch die Verbreitung und Ans 
griffe des fortfchreitenden Fritifchen Geiftes geſchwächt wird, 
fo Kann fie nur noch durch die Verbindung mit jener natür— 
lichen materiellen Macht die erforderliche Stärke finden, in— 
dem fie fi) auf das Volksbewußtſeyn und den durch die De— 
batte geläuterten, in einer. geordneten Form geoffenbarten 
Bolfswillen ftüht, Diefem gegenüber gibt es thatfächlich 
feine andere Regierungsgewalt mehr, als eine läuternde, 
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ben vernünftigen Willen koönſtatirende, vermittelnbe 
und aufſchiebende. Dies ift der große Gedanke der Zeit, 
das Prinzip, um das der Kampf noch lange fortdauern und 
Unheil bringen wird, deffen Sieg aber nad) ber Entwicklungs— 
gefhichte der Völker unzweifelhaft ift. 
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Darin liegt indeffen, foweit e8 bie Spie ober bie cen- 
trale Gewalt betrifft, auch die Hauptfahe, und es ift 
bei Anerkennung jenes, fowohl in ber Repräfentativverfaf- 
fung als in der Republik verwirklichten, Prinzips die Staats— 
form felbft ohne mwefentliche Bedeutung. Die Befriedigung 
in Beziehung auf Freiheit und Volksrechte ift in gleicher Weiſe 
möglich, ob, wie in der Republik auch formell und un- 
mittelbar alle Gewalt vom Volk ausgeht und in feinem 
Namen dur bloße Delegirte verwaltet wird, oder ob, 
wie in der Fonftitutionellen Monarchie, dem Volk durch feine 
Vertreter neben dem erblichen Oberhaupte eine Theilnahme 
an der Gefeggebung (einfchlieplih der Abgabenbewilli- 
gung), und durch die Verantwortlichkeit der Minifter gegen 
über der Repräfentation mittelbar zugleich eine Einwirkung 
auf die gefammte übrige Regierungsgemwalt zuftehe. 

Aber eben darum und da die Fonftitutionelle Monarchie 
außerdem noch andere wichtige Vortheile gewährt, ift es ficher- 
lich falfh, wenn man in der Entwidlung alter Staaten die 
Republik als die Staatsform dev Zufunft im Hinter: 
grunde erblidt. 

Sn dem furdtbaren Getriebe der Ideen nnd Sntereffen 
und ber fie vertretenden Parteien, in dem fo beweglichen, ja 
reißenden Strome des Staatslebens ift wenigftens ein fefter 
Halt, ein Feld nöthig, der von dem Kampfe unberührt (nad) 
B. Conſtant als pouvoir regulateur) über ben ftreitenden Ele— 
menten die Waage hält, und durch geordnete Erhebung, Prü— 
fung und Befriedigung des in den Geiftern und Sntereffen 
liegenden wahren Bebürfniffes und der daraus entfpringenden 
Uebermacht dem Strome den natürlihen Lauf vermittelt, 
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Insbeſondere würden die durch viele Jahrhunderte an die 
monarchiſche Staatsform gewöhnten alten Staaten, wenn 
jener unveränderliche Punkt wegfiele, den ganzen auf ihre 
Geſchichte gebauten Halt verlieren, und zwar um ſo mehr, 
als ſie ja ohnehin nur durch eine völlige Zerriſſenheit in ihrem 
geiſtigen Leben zu einer ſolchen Umwälzung kommen könnten. 


Gerade die Freiheit und die Wohlfeilheit, die 
mit der republikaniſchen Tendenz erſtrebt werden, würden 
durch eine ſolche Umwälzung, wie das neueſte Beiſpiel un— 
ſeres großen Nachbarſtaates zeigt, nicht gewinnen, ſondern 
Noth leiden. Denn ein folder Staat, dem jener bisherige 
feſte Haltpunft fehlt, und der nun ausjchlieglih in den be- 
weglichen und veränderlichen Maffen feine Stüge bat, und 
der überdied wegen der periodifc offen werdenden höchſten 
Stelle den Machinationen von Prätendenten und jedenfalls 
dem Ehrgeiz der Parteigänger noch mehr Naum gibt, als 
die EFonftitutionelle Monarchie, muß nad einem Geſetze der 
Nothmwendigkeit fowohl nah innen, ald auch wegen der in 
der Beweglichkeit Liegenden Gefahr für die Nachbarn nad) 
außen, mehr Macht entwideln, was mehr Aufwand und 
mehr Maßregeln gegen die Freiheit veranlaßt. Dazu kommt, 
daß die Gewalt, die nur aus den, nicht blos wie der Fürft 
rechtlich, fondern auh moralifch und phyſiſch unver 
antwortlihen Maffen ftammt, felten die gleichen Rückſichten 
für Humanität trägt, wie bei der Einwirkung eines durch 
die Volksvertretung und öffentlihe Meinung beſchränkten 
Monarchen, zumal wenn man bedenkt, daß es zu einer Re— 
publif in unfern Verhältniffen, wo meift nur die Interef- 
fen und die Selbftfucht die Bewegung machen, an wah- 
ven Republifanern, fat anallem aufopfernden 
Sinne fehlt. 


Wo gleichwohl durch überrafchende Ereigniffe die repu— 
blikaniſche Staatsform zur Ausführung kommt, wird fie dar- 
nach nicht von langer Dauer fein, und für Andere nach Um— 
ftänden fogar abfihredend wirken. 


— — 


Auf Nord-Amerika kann man ſich nicht berufen, denn 
die Verſchiedenheit beſteht nicht nur darin, daß es ſich dort 
um einen neuen Staat handelt, der durch ſeine republika— 
niſche Form keinen Riß in alt verwachſene Verhältniſſe brachte, 
ſondern auch darin, daß dort bei einer verhältnißmäßig ge— 
ringen Bevölkerung mit hinreichenden Ländereien und Nah— 
rungsquellen der Arbeit noch ein großer Lohn geſichert iſt, ſo 
daß die Umwälzungsverſuche und Vergewaltigungen nicht die— 
ſelben Mittel und nicht dieſelbe Stärke der Agitation haben, 
wie in einem übervölkerten mit Nahrungsſorgen kämpfenden 
Lande. 

Auch die Schweiz bietet keine Aehnlichkeit dar, denn die 
dortige Staatsform iſt in einer andern Zeit und unter einfa— 
chern Verhältniſſen entſtanden und angelebt. Ferner bedarf 
dieſes Land, das wegen der Kleinheit ſeines Gebiets in der 
europäiſchen Politik nicht ſelbſtthätig auftritt, wenigſtens kei— 
ner Kraftanſtrengung nach außen, es iſt durch die Eiferſucht 
der Mächtigeren geſchützt. Ueberdies würden die innern 
Drangſale, welche die Schweiz in den letzten 19 Jahren er— 
fuhr, in einer, durch gewaltſamen Riß des Beſtehenden und 
Verwachſenen entftandenen, neuen Republik ficher fchon 
lange wieder zu einem Umfturze bes künſtlich Erbauten und 
daher Zufammenhanglofen geführt haben. 
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Wenn ich hiernach die Meberzeugung hege, daß die Re— 
publik in den alten Staaten, namentlich in Deutjchland , wo 
noch die Stammesunterfchiede ſolche Umwälzungen und Ver— 
ftändigungen erfchweren, nicht die Stantsform der Zukunft 
fein kann, jo läugne ich doch nicht, daß einzelne Erſcheinun— 
gen dieſer Art, wenn aud nur vorübergehend, eintreten und 
die allgemeine Verwirrung noch vergrößern könnten. Zur 
Abwendung folder Auswüchfe und ihrer betrübenden Folgen 
ift e8 daher um fo nothwendiger, im Wege des Friedens und 
der gefeglichen Ordnung, fo wie die nämlichen Freihei- 
ten, eben jo auch diejenigen wefentlihen Volksrechte, 


— 30 — 


welche hier der republikaniſche Gedanke, ob auch in verirrter 
Weiſe, erſtrebt, zur Geltung zu bringen. 

Ich wiederhole es: die möglichſte Betheiligung 
der Bevölkerung bei der Verwaltung der öffent— 
lichen Angelegenheiten in allen Sphären des 
geſellſchaftlichen Lebens ift nothwendig. Nur da— 
durch gewinnt das Ganze eine breitere und darum feftere 
Grundlage, und das Volk erhält dadurch eine umfaffen- 
dere Einwirkung auf feine Berhältniffe in ihren verfchiedenen 
Berzweigungen, als 3. B. in ber franzöfifhen Nepublif durch 
das bloße Recht dev Wahl eines Oberhaupts und eines ge= 
feßgebenden Körpers, die dann dem Volke felbft wieder einen 
geringen Wirkungsfreis anmweifen und nah dem Gentralifa= 
tionsſyſteme alle Theile des Ganzen bis zu ben unterften 
Gliedern wieder vom Mittelpuntte aus leiten und beftimmen, 
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Will man die Pfeile, welche (redlich oder unredlich) ges 
gen die Staatsgewalt gerichtet werden, und wozu jeder der 
taufendfachen Akte der öffentlichen Verwaltung ftet3 (mit oder 
ohne Grund) Anlaß gibt, und will man indbefondere das 
Gift, das die Bosheit, ber Geift der Verneinung und Des 
ftruftion, unabläßlich ausfprist, möglichft unſchädlich machen, 
fo muß durd Einrichtungen dafür geforgt werben, daß bie 
Wirkungen diefer Pfeile, dieſes Gifts, von der Gewalt, bie 
das Ganze zufammenhält, von der eigentlichen Staatsge- 
walt oder Regierung, fo viel thunlich abgemwendet und 
auf eine Vielheit von Elementen aus dem Volke ſelbſt 
vertheilt werden. 

Steht auf der einen Seite allein die Bureaufratie, bie 
Hierarchie von Beamten, die zwar ebenfalls Bürger find, aber 
wegen ihres ftändigen Dienftverhältniffes zum Fürften als 
ihrem Gewaltgeber den übrigen Bürgern ald den Regier— 
ten gegenüber ftehen, und auf der andern Seite die ganze 
Maſſe Derjenigen, die in der Breffe, in öffentlichen Verſamm— 
ungen, in Privatfreifen ꝛc. Alles, was von jener Beanten- 
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hierarchie und ihrer Spike ausgeht, und die Beamten jelbft 
unaufhörlich beurtheilen und nach der vorherrfchenden menſch— 
lihen Neigung meift Iadeln und angreifen, — welch’ unglei— 
her Kampf! 

Geht dies unter patriarchalifchen Verhältniffen oder in 
Zeiten der Ermattung auch ohne in die Augen fallenden *) 
wefentlichen Nachtheil hin, fo ift die Gefahr defto einleuchten- 
ber in einer erregten Zeit bei großer geiftiger Bewegung, wo 
alle Leidenfchaften und Intereſſen mit Lebhaftigfeit auftre— 
ten und der Strom durch die ganze Bevölkerung hinzieht. 
Darum müflen Bürger aus dem Bolfe, bie ihren eigenen 
Gewaltgeber haben, und die nicht ftändig im Amte find, fon= 
bern aus dem Volke hervor= und zurüdtreten und nach dem 
zeitlichen öffentlichen Vertrauen durch andere wieder erſetzt 
werden, an ber Verwaltung in ben verfchiedenften Zweigen 
betheiligt, fie müffen von ber Staatsgewalt gewiffermaßen 
ing Mitleid gezogen werden, daß die ungeheuere Verantwort— 
lichkeit, die aus der öffentlichen Verwaltung hervorgeht, ſich 
nicht auf die Regierung concentrire und fie erdrüde, fondern 
auf eine Vielheit von der Regierung unabhängiger, vom Volke 
felbft delegirter und felbft wieder wechfelnder Perfonen ver- 
theilt werde. Damit wählt die Zahl der Vertheidiger der 
beftehenden Ordnung, und eine große und mächtige Parthei, 
welche die Regierung im Volke ſelbſt hat, ift die haupt 
fächlichfte Stübe, die ihr Kraft geben und die retten fann. 
Selbft wenn wirkliche Fehler begangen werden, fo ift bie 
Folge für die Regierung nicht erdrüdend, da die Schuld, 
wenn nicht allein, fo doch mit auf bie bürgerlichen 
Vertreter fällt. 

*) Der zeitlih unfihtbare Nachtheil beftcht auch hier jedenfalls darin, 
dap der Boden für die Zeiten der naturgemäß doch folgenden geiftigen 
Grregtheit dann niht vorbereitet iſt. Die Bevölkerung iſt an das 
Regiertfeyn in allen ihren Lebengzweigen dur eine abgefonderte Bes 
amtenfafte zu fehr gewöhnt, fo daß fie, wenn biefe Herrichaft gebrochen 
wird, ſich nicht mehr zu finden weiß, und felbft die in einem ſolchen 
Beitpunfte raſch getroffenen, aber noch nicht angelebten, anderen Ein: 
richtungen find alsdann nicht im Stande, fo ſchnell einen fihern Halt 


zu gewähren, wie er für eine gebeihliche Entwidlung, für die Erhaltung 
von Freiheit und Ordnung erforderlich ift. 
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Es ergibt ſich dadurch auch die Gelegenheit, daß die ver- 
Ihiedenen Kräfte, Anfichten und Gefinnungen im Volke ſich 
unter fich mehr abreiben und gegenüber der Staatsgewalt 
weniger bedrohlich werden. Zugleich werden die Geiſter, bie 
überall nur den Staat regieren wollen, und deren hierauf 
gerichtete Strebjamfeit nun einmal nicht zu unterdrüden ift, 
in ben verfchiedeniten Sphären beichäftigt,' fo daß fie weniger 
ausſchließlich fih gegen den Mittelpunft richten. 

Ferner bilden ſich auf ſolche Weiſe im Staatsleben mehr 
forporative Elemente, die gegen die Unterdrüdung ftärfer 
find, als die bloße vereinzelten Köpfe, die aber aud) gegenüber 
ber Unordnung, Wühlerei und Umfturzverfuchen mehr Beftand 
baben und mehr Kraft geben. 


Was kann nun in diefer Richtung gefchehen ? 
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1) Daf die Spike der Staatsverwaltung, die Regie— 
rung felbft, eine Volfövertretung zur Seite haben muß, 
bedarf nicht erſt des Nachweiſes. Aber das Syſtem muß ein 
wirflih parlamentarijches werden, d. h. die Negierung 
und die Volksvertretung müſſen im Wefentlihen mit 
einander im Einklang gehen, ſonſt treten die eben erwähnten 
Bortheile nicht ein, die Regierung wird im Gegentheile mehr 
biosgeftellt ftatt unterftüßt. 


Daß die Minifter der Volfsvertretung verantwortlich fein 
müffen, und daß dieſe die Möglichkeit haben muß, fie wegen 
Verfaffungs= oder Gefegesverlegungen oder wegen Verſchleu— 
derung ber Staatsgelder ıc. vor einem unabhängigen und 
Vertrauen verdienenden Gerichtähofe zu belangen, verfteht 
fich als ein parlamentarifches Artom von ſelbſt. Aber hieran 
genügt es noch nicht. Wenn auch nur fonft zwifchen ber 
Vertretung und der Regierung in politifcher Hinficht ein 
entjchiedener und prinzipieller Widerftreit beiteht, fo 
muß entweder eine Kammerauflöfung oder ein Minifterwechel 
den Einklang wieder hertellen. 
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Ich weiß wohl, was dieſem Grundſatze in kleinen, na— 
mentlich in den kleinen deut ſchen, Staaten im Wege ſteht, da 
fie nur Theile eines größern Ganzen find und baher Feine 
völlig ſelbſtſtändige Politik verfolgen können, und da ohnehin 
wegen der Leichtigkeit einer über das ganze (Fleine) Land ſich 
erftrefenden Bethörung und Verftändigung die Gefahr größer 
ift, daß ein zerftörender Radifalismus obenan komme. Allein 
eines Theils follte hier eine, den Wirkungskreis der Partiku— 
lar⸗Landtage befchränfende, bundesftaatliche Gefammtverfaffung 
Abhülfe Schaffen, und andern Theild Fann ja das parlamen= 
tarifche Syitem, dem jene Verhältniffe jedenfalls nicht regel- 
mäßig oder allgemein binderlich find, in Außerften Fällen - 
durch das Steuerbewilligungsrecht doch erzwungen werben. 
Was daher Schlimmes daran ift, muß man als ein noth- 
wendiges Uebel hinnehmen, und die Nacıtheile eher auf 
andere Weife abzuwenden fuchen, namentlich durch beffere 
Wahlgeſetze, welche das Obenanfommen eines zerftörenden 
Radikalismus hemmen, indem etwa durch einen Genfus oder 
durch eine Wahl nach Klaffen oder nach hervorragenden gro= 
Ben Intereffen mehr Glemente der Ordnung in die Repräfen- 
tation gebracht werden, jo daß dadurch die Durchführung bes 
parlamentarifchen Syitems weſentlich erleichtert und jeden— 
falls möglich gemacht wird. 

Nach Umftänden ift auch das Aufkommen eines mehr oder 
minder radifalen Minifteriums nicht von Gefahr. Iſt dieſes, 
wie etwa mißlungene Verſuche zeigen, namentlich in Zeiten 
großer Aufregung, mo die Bevölkerung in einer Art politi- 
ſcher Beraufhung fich befindet, bedenklich, fo ift zu erwägen, 
daß gerade hier, man mag fonft ein Syſtem haben, welches 
man will, ein der Mehrheit widerftrebendes Minifte- 
- rium doch nicht zu halten if. Zwar machen auch zu 
gewöhnlichen Zeiten Männer, die nur vom Oppofitiong- 
ftandpunfte aus an's Ruder Fommen, um den Grwartungen 
ihrer Partei zu entſprechen, wo dieſe felbft noch nicht zu einer 
Reife gelangt ift, Teicht unpraftifche Dinge, und die näm— 
lichen Umftände, die ihre Vorgänger wegdrängten, nöthigen 
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fie mitunter, anders als die Testern, felbft wo dieſe auf 
dem rechten Wege waren, zu handeln. Immerhin müflen fie 
aber denn doch auch felbft wieder regieren, und eben damit 
nach der Natur der Dinge Vieles thun, was ihnen ba, wo 
die Parteien noch wenig praftifche Ginficht haben, von ihren 
frühern Anhängern wieder heftige Angriffe zuzieht und die 
Bartet theilt. In diefem Falle, oder wenn fie fi) zu uns 
verftändigen Dingen binreißen laffen, und dies dem Bolfe 
fühlbar wird, verjpricht dann nach Umftänden eine Auflöfung 
oder Wiederholung derjelben und eine neue Wahl wieder mehr 
Erfolg. Indeſſen Fann den an die Spite gekommenen Oppo= 
- fitionsmännern von dem, was ihnen mißglüdt, nicht immer 
die Schuld zugemefjen werden, c8 find oft die Nach wir— 
fungen der Fehler ihrer Vorfahrer, und unter ihnen 
. fommt das Vebel, das fich nicht fo leichthin wieder heilen 
oder befeitigen läßt, nur erft zu Tage. 

Sedenfalls entipringt aber aus dem auf das entichiedene 
Uebergewicht der Parteien gegründeten Minifterwechlel der 
Vortheil, daß die Oppofition, die fonjt durch fteted Verneinen 
die Grundfäge alles Negierens überhaupt befämpft, prak— 
tifcher wird, daß fie nämlich wegen ber Ausficht, etwa auch 
felbit an das Ruder zu fommen, die allgemein regies 
vungsfeindlihen Grundfäge aufgibt, indem ihre Führer 
fonft Gefahr laufen, man werde ihnen, wenn fie ſelbſt ver— 
walten, in gleicher Weife und mit ihren eignen Wor— 
ten das Negieren unmöglich machen. Dadurch und übers 
haupt durch das parlamentarifhe Spftem allein bilden fich im 
Volke feitere und einfichtigere Parteien, auf welche ftügend 
die Verwaltung mit mehr Sicherheit geführt werden kann; 
und damit gewinnt das Bolf auf die Gefehgebung und auf 
die Verwaltung der Gefammtintereffen diejenige Einwir— 
fung, die fein Selbitjtändigfeitsgefühl fordert, und welche 
praftifch (in geläuterterer Weife) diefelben Vortheile gewährt, 
ohne diefelben Nachtheile zu: haben, wie die republifani= 
ſche Staatsform. Der Sat, daß die Regierung über den 
Barteien ftehen mäffe, ift nur wahr, wo es fih um die Ge— 
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rechtigkeit, um den Schutz des Rechts handelt, nicht 
aber auch im Gebiete der Politik. Hier muß die Regie— 
rung, wenn fie ſtark fein ſoll, die mächtigſte Partei für 
fih haben, oder fie muß, fei e8 auch (wenn fie ihre eignen 
Grundfäge mit dev Mehrheit nicht zu vereinbaren vermag) 
durch einen Minifterwechfel, fich diefelbe zu erwerben fuchen. 
Es verfteht fich übrigens von felbit, daß nicht jeder einzelne 
Konflikt hiezu eine Veranlaffung bietet, und daß die Regie- 
rung nicht blos eine Art Bollzugsbehörde der Reprä= 
jentation fein darf, was ihre eigene für die Gefammtheit 
wohlthätige, ja nothwendige Autorität lähmen oder vernichten 
müßte, Wie die Repräfentation auf die Regierung, fo muß 
auch diefe auf jene eine Einwirkung haben, und gerade ba, 
wo das Parteiweſen vollfommen ausgebildet, und das Mini- 
fterium aus der mädhtigften Partei hervorgegangen ift, hat 
dasſelbe auf die Volksvertretung den größten Einfluß. Cs 
wird von feiner Partei gehalten und unterftügt, wenn diefe 
auch im einzelnen Falle fonft mit ihm nicht einmal einver= 
ftanden wäre. Wo dies aber etwa aud nicht gefchieht, liegt 
doch noch keineswegs gerade ein eigentliches parlamentarifches 
Zerwürfniß vor. Nur ein entjchiedener, anders nicht 
auszugleichender, Widerftreit in den wichtigen politifchen 
Grundſätzen felbft fol durch den angedeuteten Ausweg 
gelöst werden, und ein zu leichter oder zu häufiger Minifter- 
wechjel, wie eine zu leichte oder zu häufige Anflöſung, kann 
nur die Zuftände nod mehr verwirren und die Ordnung und 
Wirkfamfeit der Verwaltung ftören. 


g. 22. 


Mit dem parlamentariſchen Syſteme ſteht die Frage über 
die Stellung der Staatsbeamten überhaupt im Zu⸗ 
ſammenhange. Daß die Richter in ihrem Amte von der 
Regierungs-Gewalt unabhängig fein müſſen, liegt in ber 
Natur ihrer blos an das Geſetz gewieſenen Verrichtungen. 
Zur Sicherung dieſer amtlichen Unabhängigkeit dient es, die 
Regierung auch in Beziehung auf die Entlaffung, Verſetzung 
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und Zurubefegung der Richter zu beſchränken. Gleihwohl 
darf man in der Sicherftellung der Lestern nicht zu weit 
gehen, daß nicht auch die Faulheit oder gar die Schlechligfeit 
geſchützt und dadurch die Würde des Richterftandes jelbft ge= 
fährdet wird. Noch mehr als bei den meiften andern Beam— 
ten it bei den Richtern nicht nur Pflichttreue und Leiden— 
Ichaftslofigkeit, fondern überhaupt ein würbevolles Verhalten 
erforderlih, daß das Vertrauen auf die Gerechtigkeit ihrer 
Grfenntniffe erhalten werde. Nur darf das Ermeffen darüber 
nicht einfach von der Regierungs-Gemwalt ausgeben, 
jondern es müſſen die Verlegungen der Nichterpflicht oder der 
richterlichen Würde durch ein gegen Willkühr ficherndes öffent— 
liches Verfahren dargethan und die deshalb nöthigen Maß— 
regeln durch ein höheres Gericht ausgefprochen, oder, ehe 
die Regierung dazu fchreiten darf, von einem folchen doch als 
zuläaffig erkannt werben. 


Anders verhält es fich mit den fonftigen öffentlichen Die— 
nern, und namentlich müffen die politifchen Verwaltungsbeam— 
ten im Geifte des Miniſteriums handeln, wenn e8 für ihre 
Handlungen verantwortlich fein fol. Dies macht ihre Ab— 
hängigkeit vom Minifterium nothwendig, und doch hat das 
Stehen und Fallen einer großen Zahl von Beamten mit dem 
jeweiligen Minifterium auch feine großen Nachtheile, zumal 
in einem Lande, wo die Beamtenzahl nach den gefchichtlichen 
Berhältniffen fehr groß ift *), und wo wenige Vermögliche, 
die ſich dem öffentlichen Dienfte auch funentgeltlih unterzie= 
hen, vorhanden find. Durch mwillführliche Entlaffungen wer— 
den nicht nur viele Familien in Unglück gebracht, fondern 
auch noch mehr Unzufriedene gemacht, die dann aus 
Rache oder in der Hoffnung einer Aenderung ald offene oder 
geheime Feinde der beftehenden Regierung oder ber Staats: 


*) Mo durch Gefhäftsvereinfahung oder dur volksthümliche Einrichtungen, 
durch Betheiligung von Bürgern, die nicht im eigentlichen Staatsbienft 
treten, die Zahl der Beamten vermindert werben fann, iſt dies nicht 
nur in finanzieller, fondern auch in politifher Beziehung eln Gewinn. 


ordnung ſelbſt auftreten, und mit denen eben deswegen ſo— 
gleich alle Demagogen, und wo eine wirkliche Härte oder 
Unbilligfeit vorliegt, auch Beffergefinnte gegenüber ber be— 
ftehenden Regierung fympathiftren. Ferner haben Beamte, bie 
eine politifche Gewalt ausüben follen, gar zu fehr wenigftens 
den Schein eines blofen Werfzeugs und alfo weniger per- 
fönliches Anjehen,, wenn fie wegen völliger Abhängigkeit etwa 
alle eigenen Ueberzeugungen aufgeben und je nad) dem Wech— 
jel des Syſtems fich bald ſo und bald wieder anders aus— 
fprechen. - 

Es ift fchwer, in diefer Sache das rechte Maß zu finden. 
Man wird zwifchen folchen Beamten, die einer größeren Vor— 
bereitung bedürfen oder wichtigere Verrichtungen haben, und 
ben Andern einen Unterfchied machen müffen. Jedenfalls wird 
bei den Erftern, wenn gleich ihre Verſetzung oder Zuruhe— 
fetung freigegeben ift, doch eine rein willführliche Entlhaß— 
barfeit zu vermeiden fein. Wenn etwa eine Probezeit, wo 
das Verbalten und die Befähigung praftifch fich zeigt, abge— 
laufen ift, jo follten einige Formen, nach melden man fid 
ihres pflichtwidrigen oder gar leidenfchaftlichen oder feindfeligen 
Benehmens vergemiffert, gegen falfche Denunziationen, Ab— 
neigung oder Willführ fhüten, doch gehen die meiften deut— 
chen Staatsdienergefege in diefer Beziehung zum Nachtheile 
ber Verwaltung und des Publikums viel zu weit, Iſt ein 
folches Verfahren nicht zu weitläufig und find auch für ge— 
ringere Fehltritte nicht etwa zu viele Warnungen vorge= 
Ichrieben,, jo fünnen diejenigen, welche den Gefegen oder den 
Dienftanweilungen (vorbehaltlich des Rechts der Gegenvor- 
ftellungen) zuwider handeln, oder fich Teidenfchaftlich oder un— 
würdig benehmen, fchon getroffen werden, fo daß die aus ber 
Dienftgewalt über fie entipringende minifterielle Berantwort- 
lichkeit für ihre Verwaltung im Allgemeinen getragen werden 
kann. 

Bor Allem ift eine große Xorfiht bei den Anſtellun— 
gen nöthig, um die Würdigften und Fähigften zu finden; 
aber auch dieſes iſt Leichter gefagt, ald getban, Die Re 
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gierung wird durch unlautere Gönner der Bewerber oder durch 
falſches Mitleid Anderer getäuſcht. 

Was die politiſche Seite betrifft, ſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß die Verwaltungsbeamten weder im Dienſte 
gegen die Regierung handeln, noch auch außerhalb des 
Dienftes fih feindfelig gegen fie benchmen dürfen, wenn 
ein Einklang im Organismus und eine Autorität ber Staats— 
gewalt vorhanden ſeyn foll. 

Wer aus Schwäche oder Muthlofigfeit, aus Furcht, ver— 
haft zu werben, feine Amtspflicht verfäumt, ift ebenfo tadelns— 
werth, als derjenige, welcher mit Leidenfchaftlichfeit oder Ber: 
folgungsfucht handelt. Die Demagogen nennen leicht den, ber 
nur mit Ernft und Strenge feine Amtspflicht erfüllt, Enechtifch 
gefinnt/oder Teidenfchaftlih. Darauf darf man feine Rückſicht 
nehmen. Aber eine wirfliche fnechtifche Gefinnung, bie 
doch nur auf Selbſtſucht beruht, ift überall, und bei ben 
Beamten ganz befonders, verwerflih. Sie benimmt ihnen die 
öffentliche Achtung, und eben damit auch alle moralifche Wirf- 
famfeit für die Regierung und für die Sache der Ordnung. 
Zumal in erregten Zeiten ift mit folchen Leuten viel weniger 
auszurichten, ald mit Männern, die mit der Strenge im 
Dienfte einen mwohlwollenden leidenfchaftslofen Sinn, edlen 
Freifinn und felbitftändigen Karakter und Muth nach allen 
Richtungen verbinden. 
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2) Wie das parlamentarifche Spftem das Volk bet der 
centralen Gewalt des Staats betheiligt, eben fo muß die Ge- 
meinde als der unterfte Ring des Staatsverbands bei der 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten ihre noch umfaffenderen 
felbftftändigen Rechte haben. Diejenigen, welche über die in 
biefer Richtung zu Stand gekommenen Gemeindeverfaffungen 
ber legtvergangenen Jahrzehnte fchmähen, bedenken nicht, wie 
e3 etwa gefommen wäre, wenn die Regierung oder ihre Or— 
gane auch noch die Gemeindeverwaltungen hätten be= 
forgen oder doch in allen Stüden fie hätten bevormunden müf- 
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ſen *). Das Vielregieren gibt der Staatsgewalt keine Stärke, 
ſondern zerſplittert und ſchwächt dieſelbe. Bei dev Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten ſoll ſich die Staatsgewalt nie 
mit einer Selbſtverwaltung und auch mit dem Aufſichtsrecht 
nur inſowe it einmiſchen, als cs nöthig iſt zum Schutze ber 
Rechte der Gemeinde als einer ewigen Körperſchaft, 
gegenüber den Intereſſen der jetzt lebenden Bürger, welche 
namentlich in Beziehung auf den zu bewahrenden Grundſtock 
oder aufzunehmende Schulden mit den Intereſſen der Ge— 
meinde als ſolcher, beziehungsweiſe der gemeindebürger— 
lichen Nachfolger (der künftigen Geſchlechter) oft in 
Widerſtreit gerathen und daher von den gegenwärtig vor— 
handenen Bürgern, wie begreiflich zu eigener Erleichte— 
rung gerne hintangeſetzt werden. Zugleich muß für den Fall, 
daß die Minderheit oder Einzelne in ihren gemeindegeſellſchaft— 
lichen Rechten durch die Gefammtheit oder Mehrheit oder 
durch die Gemeindeverwaltung fich verlegt erachten, zur Ent— 
fcheidung hierüber eine von der Gemeinde unabhängige Be— 
hörde als Richter beftellt feyn. 

Sn allem Uebrigen aber foll die Gemeinde in ber Ver— 
waltung ihrer Angelegenheiten felbftftändigund fret ſeyn. 
Geht es im Einzelnen damit nicht gut, jo muß (etwa unter 
bloßer Bermittlung des Staats) yon innen aus der Ge— 
meinde felbft, die Heilung erwartet werden. Es hat dies zu— 
gleich den politifchen Bortheil, daß nach und nach felbft eine vorur— 
theilsfreiere verftändigere Beurtbeilung dev Staatsvermwals 
tung Wurzel faffen muß, wenn die Bürger fehen, daß fie 
in ihrer eigenen freien Gemeindeverwaltung die Sachen 
auch nicht beffer zu machen und die Ginzelnen nicht zu be- 
friedigen wiffen. 

Unabhängig von der Selbſiſtandigkeit der Gemeindever— 
waltung iſt die Frage, welche Art der Vertretung für dieſe 


*) In Baden vor 1832 und ſo in vielen andern Ländern durfte die Ge— 
meindefaffe ohne beſondere Anweiſung (Dekretur) der Staatsbehörde 
pe eine Einnahme in Empfang nehmen, nod irgend eine Ausgabe 
machen. 
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Verwaltung das Geſetz feftjegen joll, um den vernünftigen 
Gemeindewillen, insbefondere mit Rückficht auf die Größe ber 
Betheiligung der Einzelnen zu ermitteln und eine gute Ver— 
waltung zu fichern ? ö 

Hierin iſt durch das Kopfſyſtem da und dort gefehlt 
worden, — und cbenjo gibt e8 feinen Grund dafür, beider 
Wahl derjenigen, welche fich nicht bloß mit Gemeinde- 
ſachen befaffen, fondern zugleich vichterliche oder polizeiliche 
Befugniffe des Staats in der Gemeinde ausüben, natur: 
widrig alle Einwirkung des Staats auszuschließen. 


$. 24. 


Am wichtigften ift aber die Frage ber bürgerlichen Auf 
nahme von folchen, die der Gemeinde nicht angehören. Daß 
die Gemeinde jeden Bewerber, den fie haben will, aufnehmen 
fann, iſt eine Folge ihrer Selbftjtändigfeit. Es handelt fich 
aber darum, ob und wann fie zur Aufnahme, wo fie diejelbe 
nicht gut findet, gleihwohl verbunden ſeyn ſoll? Durch die 
häufig jedem Ortsfremden unter den leichteften Bedingungen 
zugeftandene Berechtigung, die bürgerliche Aufnahme zu for- 
dern, wird die forporative Gigenfchaft der Gemeinde, auf 
welcher ihr Eigenthum und ihr confervativer Ka— 
rakter beruhen, faſt ganz verwilcht. 

Zwar ift der Ginwand, daß durch zu leichte Aufnahmen 
das Proletariat vermehrt werde, in fofern e8 fid; um Sta ats— 
angehörige handelt, nicht fchlagend; denn irgendwo im 
Lande muß diefen ja doch die Niederlaffung zur Entwicklung 
ihrer Thätigfeit und Gewinnung ihres Lebensunterhalts ge— 
ftattet werden, und ob dies im Orte der gefuchten Aufnahnte 
oder im Heimathsorte gefchehe, ift für die Gefammtheit 
in Beziehung auf die Vermehrung des Proletariats ohne Be— 
deutung, daher fein Grund vorhanden, nicht Jeden nad) fei= 
ner Befähigung den Ort felbft wählen zu Taffen. Dies fann 
jedoch nur das Recht der Gewerbeausübungineiner andern 
Gemeinde begründen, nicht aber das Recht der Aufnahme in den 
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Gemeindeverband als ſtimmberechtigtes und (am 
bürgerlicher Gigentbum) genufberehtigtes Mitglied. 
Man gebe daher den Gewerbebetrieb als ein ſtaats bürger- 
liches und nicht gemeindebürgerliches Recht jedem Staats— 
angehörigen unter ben gewerbeordnungsmäßigen Vorausſetzun— 
gen an jedem Orte frei, aber deshalb noch Fein Recht, gegen 
ben Willen einer Gemeinde ſich als Mitglied in diefelbe 
einzudrängen, außer etwa dann, wenn er eine Anzahl von 
Jahren in der Gemeinde ein Gewerbe betrieben und jo durch 
Fleig, Tüchtigkeit und gute Aufführung die Aufnahme in den 
Verband gewiffermaßen verdient hat. Nur fo wird bie 
Selbftitändigfeit und Eorporative Natur der Gemeinde, foweit 
fie mit dem allgemeinen Staatszwecke vereinbarlich ift, geach— 
tet und bewahrt. 
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3) Zwifchen der Gemeinde und dem Staat müffen zur 
befjeren Gliederung und Befeftigung ded Ganzen noch Kreis— 
oder Bezirfd-Verbände, oder je nach dem Umfang des Staats: 
gebietes diefe beiderlei Zwilchenverbände über einander 
beitehen. 

Solchen Gebietsabtheilungen find überall Stantsbehörden 
vorgejeßt. Daran genügt e8 aber nicht. Die Gemeinden des 
Bezirks oder Kreifes müffen auch unter fich einen Forpora= 
tiven Verband und zum Ausdruck des gemeinfamen Willens 
eine gemeinjchaftliche Vertretung haben, Nicht alles, was bie 
öffentliche Wohlfahrt fördert, kann vom Staate felbft oder 
unmittelbar beforgt werden, und wo dies in Dingen, bie ei= 
nen Theil des Staatsgebiets zunächſt und befonderg 
betreffen, dennoch gejchieht, gedeiht ed weniger, als wenn 
dafür die Thätigkeit der zunächft und befonderg Bethei- 
Yigten in Anfpruch genommen wird. Gemeinſame Einrichtun= 
gen und Anftalten zum Vortheil eines Kreifes oder Bezirks 
können aber faft gar nicht zu Stand gebracht werben, wenn die 
befondere Zuftimmung und die Mitwirkung jeder einzel- 
nen bazu gehörigen Gemeinde herbeigeführt werben foll. 
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Derlei Dinge ſind nur bei einem korporativen Verbande der 
Gemeinden unter ſich, wobei die Mehrheitsbeſchlüſſe auch für 
die Widerſprechenden bindend ſind, durchführbar. 

Die Vertretung des Kreis- oder Bezirks-Verbands hat 
aber noch einen weiteren Zweck. Es ſoll ihr bei der vom 
Staate geleiteten politiſchen Verwaltung des Kreiſes 
oder Bezirks eine Mitwirkung eingeräumt werden. Nur da— 
durch wird dieſe Verwaltung vom bureaukratiſchen Geiſte 
freier und volksthümlicher, die verwaltenden Beamten werden, 
da Unfähige oder Schwache in der Verhandlung mit ſolch' 
einem bürgerlichen Elemente nicht beftchen fünnen, durch dieſe 
Einrichtung felbft tüchtiger, und fie werden aus dem bloßen 
Gefchäftsmechanismus der Amtsftube heraus und mehr in 
das Bolksleben hineingezogen. Nebſtdem treten die oben 
($$. 17, 19 und 20) dargeftellten VBortheile der Bolfsbetheili- 
gung bei der öffentlichen Verwaltung überhaupt bier ganz 

vorzugsweiſe ein. Auch gründet ein folches korporatives We— 
fen mehr Gemeingeift, welcher ber auflöfenden Richtung wis 
deritrebt. 

4) Der letterwähnte Vortheil wird auch durch die 
Zünfte oder Öewerbsinnungen erzielt. Die Nachtheile, 
die fie ehemals in volfswirthfchaftlicher Hinficht zum Theil 
brachten, fallen hinweg, wenn ber Gewerbsbetrieb unter all= 
gemein feftzufeßenden Bedingungen ein ftaatsbürgerlides 
Recht ift, und den Zünften feine willführliche Ausſchließungs— 
befugnig (aus Engherzigkeit oder wegen bed Vortheils Ein— 
zelner) zuſteht. Diefe Verbände mögen ihre gewerblichen 
Sntereffen gemeinfchaftlich berathen und gegenüber dem Staate 
oder andern Betheiligten vertreten. Zugleich können fie zur 
Bildung von Gewerbsgerichten für technifche Streitfragen mit— 
wirken, | j 
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59) Bon der Freiheit und Selbftftändigfeit der Kirche 
und ihren wichtigen Folgen ift ſchon oben ($. 12) die Rede 
geweſen. 
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Die Betheiligung der Kirchenmitglieder bei der kirchlichen 
Verwaltung wird bei Jeder derſelben von ihren eigenen 
Geſetzen und deren innerer Entwicklung abhängen. Der 
Staat kann, wenn er auch eine umfaſſende Betheiligung der 
Angehörigen zur Belebung der kirchlichen Intereſſen und in— 
nern Kraft für noch ſo wünſchenswerth hält, in dieſer Be— 
ziehung im Allgemeinen nichts vorſchreiben. Doch kann er 
hinſichtlich derjenigen Rechte, die er bisher felbft aus— 
übte, wenn fie nicht blos erlöfchen, fondern der Sache 
nach einer ferneren Ausübung und eben darum einer Ueber— 
tragung bedürfen, fih die Frage ftellen, an wen denn 
eigentlich er diefe Rechte abzutreten habe, worin diesfalls 
der Wille der kirchlichen Geſellſchaft, die Künftig 
ſelbſtſtändig feyn foll, beitehe? — Soweit bisher Akte der 
Kirchengewalt als folcher noch die Staatsgenehmigung 
(das placitum regium) nöthig hatten, bedarf es feines Sur- 
rogats, die Genehmigung fällt einfach weg und das zu Ge, 
nehmigende gilt von felbft, fo lang nicht die Kirchengefellichaft 
von fich aus eine weitere Vorficht eintreten läßt. Daffelbe gilt 
von den Befchwerden, welche einzelne Kirchenmitglieder bei den 
Staatsbehörden darüber erheben, daß die Kirchenoberen fie in 
Beziehung auf ihre kirchlichen Rechte oder Pflichten unrecht, 
d. h. Firchenrechtöwidrig behandelt haben. Bon einem Zwange 
in äußeren Verhältniffen ift bier feine Rede, denn der 
Kirche fteht Fein folcher Außerer Zwang zu, und felbft wo er 
ihr wegen eined vom Staat fanktionirten Kirchengebots von 
diefem zugeftanden worden wäre, fiele er künftig hinweg. 
Auch Kirhendiener können fih, da ihre befonderen Pflich- 
ten und bie Befugniffe der Obern gegen fie nur conventio— 
nell auf dem Dienftverhältniffe beruhen, durch den Austritt 
vom Amte jeder ferneren Firhlichen Gewaltsanwendung ent= 
ziehen. Was aber die innern kirchlichen Verhältniffe, die 
Zulaffung oder Ausſchließung von Firchlichen Verrichtungen, 
von Firchlichen Spenden, Bergünftigungen oder Bortheilen, 
oder die Zulaffung oder Ausfhliefung aus der Kirchenge- 
ſellſchaft felbft 2c. betrifft, fo darf fi der Staat mit ber 
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Frage, ob die Maßregel gerechtfertigt ſey oder nicht, nimmer 
befaſſen, die Frage iſt innerhalb des kirchlichen Orga— 
nismus zu erledigen und ein Rekurs an die Staatsgewalt 
findet nicht ſtatt. Selbſt wo bie kirchliche Verfügung, 3. B. 
die Entlaſſung eines Kirchendieners eine weltliche Folge 
(die Pfründe- oder Gehalts-Entziehung) nach ſich zieht, bat 
der Staat nicht mehr vom Standpunkt der Kirchenhoheit 
(des juris eirca sacra) ſich einzumiſchen, ſondern es hat nur, 
wenn Streit über jene weltliche Folge entſteht, die richterliche 
Gewalt des Staats darüber, wie überhaupt über die Wir— 
kungen eines Vertrags und deſſen Verletzung zu entſcheiden. 
In dieſer Beziehung wird es der Kirche erwünſcht ſeyn, 
wenn der Staat ein Geſetz gibt, welches den Richter ver— 
pflichtet, die Vorausſetzungen, unter welchen kirchenrechtlich 
(alſo zwiſchen dem Kirchendiener und ſeinen Obern conven— 
tionell) die Entziehung des weltlichen Guts ſtatt hat, auf 
den diesfallfigen Ausſpruch der Kirchengewalt bin ohne fer— 
nere eigene richterlihe Prüfung als erwiefen anzunehmen. 
Der Staat wird fih aber zu einem folhen Geſetze nur unter 
ber Bedingung verftehen, daß in der Kirche felbft hin— 
fichtlich des Verfahrens und der Inſtanzen ein gehöriger 
Schub gegen Mißbrauch und Beeinträchtigung gefchaffen fey 
oder geichaffen werde. 

Außerdem hat nun aber der Staat, wenigftens in vie- 
len Ländern, noc die Ernennung von Kirchendienern, na= 
mentlich der Pfarrer, beziehungsweife die Pfründe-Verleihung 
an biefelben, und ferner (in größerem oder geringerem 
Umfange) die Verwaltung von Kirchenvermögen *). Hier 
genügt es nicht an dem bloßen Aufgeben dieſes Nechts, 


*) In Baden verwaltet 3. B. der Fatholifhe Oberfirhenrath (eine 
Staatsbehörde) viele allgemeine oder über mehrere Kreife ſich er: 
ſtreckende Latholifche Stiftungen, deren Grundftot nah der Rechnung 
von 1844/45 — 8,053,000 fl. betrug. Die fatholifhen Lokal» und 
Diftriftsftiftungen,, deren erftere unter ber Oberaufjicht, letztere aber 
größtentheils in der unmittelbaren Verwaltung der vier Kreisregie: 
rungen ftehen, haben einen Grundſtock von 30,803,894 fl. 
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ber Staat muß die Religionsgefellfchaft *) fragen, an 
wen er daſſelbe — abgeben foll **). Hinfichtlih der Ver— 
mögensverwaltung wird ihm dann noch ein Auffichte- 
recht, jedoch nur in fo weit bleiben, als es die Staats— 
geſetze hinfichtlich alles (auch des nichtkirchlichen) Körper: 
ſchaftsvermögens beftimmen, namentlich dahin, daß der 
Grundftod erhalten werde und die Verwendung des 
Ertrags nur zu ben fliftungsmäßigen Zweden ge⸗ 
ſchehe. 

6) Auch für Stiftungen, die keinem Religionstheile ge— 
widmet ſind, ſollte überall, ob ſie einer Gemeinde oder einem 
Bezirke oder einzelnen Klaſſen angehören, eine Verwaltung 
durch die Betheiligten eintreten, und ſelbſt bei der Beaufſich— 
tigung und Rehnungsprüfung follte die Mitwirkung derſelben 
thunlichit gewahrt feyn. 

Sp fol überhaupt den Korporationen jeder Art ihre 
Selbftftändigfeit gelaffen oder wiedergegeben werden. 
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7) Wie bei der Verwaltung, fo müffen auch bei der 
Rechtspflege Bürger aus dem Wolfe (im Gegenſatze ber 
fändigen und rechtsgelehrten Richter) mitwirken, foweit 
dies nach der Natur der Dinge, namentlich mit Ruͤckſicht auf 
die hinfichtlich des Rechtspunfts erforderliche Geſetzeskenntniß, 
überhaupt thunlich iſt. Nur hiedurch wird die Rechtspflege 
mehr volksthümlich, und dem Leben anpaſſend. Es ſprechen 
dafür vom politiſchen Standpunkte aus überhaupt alle die 
Gründe, welche oben für eine Volksbetheiligung bei der öffent— 
lichen Verwaltung überhaupt angeführt ſind. 

Schon die Oeffentlichkeit mit der Mündlichkeit 
des Verfahrens gibt eine Art ſolcher Betheiligung, da Jeder, 


*) Der $. 147 ber Frankfurter Reichsverfaſſung ſagt übereinfimmend mit 
dem $. 145 des Dreifönigsentwurfs: „Jede Religtionsgefells 
ſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtaͤndig.“ 

**) Die in spiritualibus konſtituirte Gewalt hat nicht ſchon an und für 
auch die Gewalt in temporalibus auszuüben, und das Vermögen tft 
Eigenthum der Geſellſchaft. 
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der anwohnen will, ſich überzeugen kann, daß gehörig ver— 
fahren und Alles gründlich geprüft wird, und da er die 
Gründe der Rechtsentſcheidung bei deren Verkündung verneh— 
men kann. Noch erfolgreicher iſt aber in dieſer Hinſicht die 
Mitwirkung eines bürgerlichen Elements bei den Entſchei— 
dungen felbft. 

Die Geſchwornen in Strafſachen ſind in der neueſten Zeit 
wieder in Mißkredit gekommen, weil da und dort freiſprechende 
Urtheile in politiſchen Unterſuchungen zu Tag gekommen ſind, 
von denen jeder Unbefangene, wenn er die eigenen Geſtänd— 
niſſe der Betheiligten und offenkundige Thatſachen nebſt der 
Art der Vertheidigung betrachtet, anerkennen muß, daß ſie 
nicht auf Wahrheit, ſondern auf einer politiſchen Partei— 
ſtellung beruhen. Solche Erſcheinungen ſind beklagenswerth, 
ſie zeigen ſich aber nur zu Zeiten ſo großer politiſcher Bewe— 
gungen, wo die Kraft des Geſetzes überhaupt vielfach ge— 
brochen iſt, und können deshalb doch das Inftitut im Allge— 
meinen noch nicht als verwerflich darſtellen und die ſonſtigen 
Vortheile deſſelben, welche auseinanderzuſetzen hier nicht am 
Plage wäre, um fo weniger überwiegen, als ja in den ges 
fahrvollften Zeiten bei offenem Aufruhr ausnahmeweife doch 
eine andere Gerichtsbarkeit ftattfindet. Nur mögen die Ges 
fahren, die aus den erwähnten beflagenswerthen Erſcheinungen 
für die öffentliche Sicherheit erwachfen, in Beziehung auf bie 
Bildung des Schwurgerichtd jedenfalls vorfichtiger machen, 

Das neu aufgefommene Syſtem der Wahl von Ger 
ſchwornen wird fchwerlich Tange Beftand haben. Die richterliche 
Gewalt liegt in den Rechten dev Geſammtheit und nicht in 
jenen eines Bezirks, daher Liegt Fein Orund vor, bie 
Staatsgewalt, die bei den ftändigen Richtern das al— 
leinige Grnennungsrecht hat, in Beziehung auf die Feſt— 
ftellung der Gefchwornenlifte gegen die Erfahrungen andes 
rer Eonftitutioneller Länder von aller Mitwirkung auszus 
ſchließen und dieſe Feftitellung lediglich einem Wahlkörper des 
Bezirks zu überlaffen. Will man aber weder einem Organe 
der öffentlichen Verwaltung, noch auch einem von der Regie= 
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rung ernannten Richter, wie anderwärts *), eine theilweiſe 
Reduktion der Urliſten anvertrauen, ſo iſt um ſo mehr Vor— 
ſicht in Aufſtellung der Kathegorien, durch welche die Sache 
der Ordnung und des Geſetzes mehr geſichert werde, erforder— 
lich, und unter dieſer Vorausſetzung die Reduktion der Urliſte 
eher dem Looſe als der Auswahl durch einen aus politiſcher 
Varteiſtellung hervorgegangenen Wahlkörper anheimzugeben. 
Auf ſolche Verbeſſerungen mehrfacher neuer Geſetze werden, 
wenn die Erfahrung viele große Mißgriffe gezeigt haben wird, 
das verletzte Rechtsgefühl und die Gewalt der Umſtände je— 
denfalls hindrängen. Glücklich, wenn es dahin kommt und 
wenn nicht das Inſtitut felbft wieder beſeitigt wird. Das— 
felbe würde als ein in unferer gegenwärtigen Entwidlungs- 
ftufe gegründetes Bedürfniß voraugfichlich bald wiederkeh— 
ren, wir hätten die immer fchlimmern Anfänge wieder neu 
durchzumachen, und die Erfahrungen, bie wir bis bahin 
machen fünnen, wären uns verloren. 

Auch in bürgerlichen Rechtsftreitfachen wäre die Mit- 
wirkung eines volksthümlichen Elementes wohlthätig, vertrauen= 
erregend und volfsbildend. Außer den Sachen, die ſchon ihrer 
Geringfügigfeit wegen an bie bürgerlichen Ortsbehörden 
zu weifen find, und außer jenen, die an Handelögerichte, Fa— 
brifgerichte, Gewerbögerichte, Feldgerichte 2c. gehören, wäre 
es fiher gut, auch über andere Sachen, worüber nicht klare 
Urkunden vorliegen, bürgerliche Richter der That in ber 
Art aufzuftellen, daß die Parteien ein umfaffendes freies Re— 
fufationsrecht hätten, und der rechtsgelehrte Nichter bei feiner 
Rechtsanwendung den Ausſpruch der Erftern über die That— 
frage ald maßgebend annehmen müßte. Dies wäre auch vom 
juriftifhen Standpunkte aus insbefondere da praftifch, wo 
der Beweis Durch Zeugen oder Vermuthungen zu füh- 
ven oder zu ergänzen ift, Zugleich könnten, wenn die That— 
frage (Nichtigkeitsfälle abgerechnet) in 1. Inſtanz fogleich 


*) In England, dem Mufterlande des Schwurgerihts, nimmt ber Sherif 


(der vom König ernannte politifche Vorſtand einer Grafihaft) die Res 
duftion der Geſchwornenliſte vor. an 
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endgiltig entichieden wäre, die Inſtanzen vermindert, und 
das Verfahren in höherer Inſtanz felbft weſentlich vereinfacht 
und abgekürzt werden, 
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Wird durch alle diefe Ginrichtungen, die durch ähnliche, 
wo fi) in den verjchiedenen Zweigen des Volkslebens ber 
Stoff dazu findet, noch vermehrt oder erweitert werben kön— 
nen, die ganze Staatsverwaltung (im Gebiete der Verwal 
tung, wie in jenem der Juſtiz) möglichit volksthümlich, und 
erhält Dadurch der ganze Staatdorganismus eine deſto brei= 
tere Grundlage, die den ftürmifchen Angriffen und Bewegun- 
gen mehr gewachien iſt, aljo den mwühlerifchen Angriffen und 
den Mißbräuchen der Freiheit nicht fo Teicht unterliegt, fo 
weiß ich auf der andern Seite wohl, daß alles Died erit 
recht angewohnt und in das Leben und Bewußtſeyn des Vol— 
fe8 eingedrungen feyn muß, wenn es die erwarteten Früchte 
verwirklichen fol. Aber darum darf man mit einem jolchen 
Aufbaue oder Ausbaue des Organismus doch nicht zurückhal— 
ten, und wenn gleich auch hier das „nady und nach“ zur Ver— 
meidung fchädlicher Sprünge zu beachten ift, jo kann doch 
insbefondere Dann am mwenigften gezögert werden, wenn fchon 
die politifchen Freiheiten gewährt find oder den Umftänden 
nach gewährt werden müffen. 

Auf der andern Seite ift mit der Ausdehnung der po— 
Titifchen Freiheit und der Volksrechte ftetd ein Doppeltes 
nöthig: einmal eine größere Borfiht im Wahlſyſtem, 
d. b. in Beziehung auf die Frage, wer denn eigentlich diefe 
Rechte auszuüben habe? — und zum andern eine größere 
Stärkung dev Regierungsgewalt. 

In der lehteren Beziehung ift es Vorurtheil oder Vers 
blendung, wenn man die Regierungsgewalt wegen der bloßen 
Möglichkeit eines Mißbrauchs ftets zu ſchwächen fucht, ohne 
auch an den noch viel gefährlichern Mißbrauch von der ans 
bern Seite ber zu denken. Se ftärfer durch die Freiheit 
und Volksrechte die Kraft der Einzelnen oder der Theile, 
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und die des Auseinandergehens wird, deſto mehr Stärke muß 
auch der einheitlihen Macht zu Theil werden, um das 
Ganze zuſammen und aufrecht zu halten. Freie Staaten ha= 
ben daher regelmäßig fehr ftrenge Strafgejege, um 
dem Mißbrauch der Freiheit zu deren eigenem Schutze mit 
Nachdruck entgegentreten zu können. Die Regierung muß 
überdies, wenn Gefahr droht, die Befugnif haben, vorüber- 
gehend Handlungen zu verbieten, die fonft erlaubt find, ja 
nah Umftänden fogar bie politifchen Freiheiten und 
Bolfsrehte (mit Ausnahme der Bolfsrepräfentation) zu 
fuspendiren und Ausnahmszuftände eintreten zu lafjen, 
bis die Ordnung wieder gefihert if. Theilweiſe ſoll fie 
hiezu, bejonders in der Mebergangsperiode, wo die Zuftände 
die Freiheit noch nicht genügend ertragen, ſchon befugt feyn, 
ehe noch der Friede bereits wirklich gebrochen ift, ba 
fie fonft damit Leicht zu fpät Fommen könnte. In allen Fäl— 
len foll fie das Recht haben, alle gewählten Körper (nicht nur 
bie Ständeverfammlung) aufzulöfen und neue Wahlen, wo— 
durch ja die Betheiligten nie beeinträchtigt feyn können, ans 
zuordnen. Bleibt nur ftet das Necht der Volksvertre— 
tung mit dem Steuerbewilligungsrecdt unantaftbar, 
jo können alle diefe Befugniffe der Regierung unter der Ver— 
antwortlichfeit dev Minifter für das Volk nie bedenklich feyn, 
und andererfeits häufig großen Vortheil für die Intereffen 
ber Ordnung wie ber Freiheit felbft gewähren. 
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Aber außer der Kräftigung der Regierungs = Gewalt ge= 
gen ben Mißbrauch der Rechte und Freiheiten, ift, wie fehon 
erwähnt, auch ein gutes Wahlfyftem nöthig, daß dieje— 
nigen, welche die Volfsrechte in ben verfchiedenen Ver— 
zweigungen ausüben follen, auch Intereffe an der öffentlichen 
Ordnung haben, und daß nicht die bei bemofratifchen Ein— 
richtungen bedrohlihe Rohheit über die Givilifation und 
Humanität den Sieg erlange, und insbefondere für die Gea 
bildetern drüdend oder unerträglich werde. 
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Es gibt zwar ſchöne und beftechende Redensarten für 
bad allgemeine Stimmrecht nad Köpfen, aber praftifch 
für die Zwecke der Wahl ift c8 nicht, und eben fo wenig 
förderlich für Recht und Gefittung und für eine geordnete 
Freiheit *)J. In Ländern, wie in Deutichland vor der März- 
bewegung, wo bie centrale Gewalt nicht nur zum Schuge 
ber Ordnung groß genug, Sondern felbft zur Unter— 
drückung mächtig und von der Volfövertretung, wo eine 
folche beitand, unabhängig war, kann oder konnte man (für 
ben Augenblif unbedenklich) Wahlen jeder Art, ohne alle 
Läuterung, aus allgemeinem Stimmrechte hinnehmen; aber 
je größer die Freiheit und je umfaflender die Volfsrechte 
find, defto mehr ift Fürforge nöthig, daß nicht der zerjtörende 
Radikalismus fiege, nicht Rohheit und Berwilderung bie 
Herrſchaft gewinne. 
| Auch liegt ein Hauptgrund der Betheiligung des Volks 

bei der öffentlichen Berwaltung gerade darin, daß diejeni- 
gen, welche die phyſiſche und geiftige Macht im Staate na= 





*) Mehrere Beifpiele der 3. 1848 und 1849 in Deutfchland (in Wien 
und Berlin und in Heineren Ländern) zeigen zum Theil auf abfchredende 
Weiſe, wohin das allgemeine Wahlreht führen fann. Bon der auf 
folhe Weiſe zu Stande gefommenen f. g. conftituirenden Verfammlung 
in Baden vom Juni 1849 hat ihr eigener Gründer von Feuerthalen 
aus ein wahrhaft ſchauderhaftes Bild entworfen. 

Ein wahrer Koryphäe deutfher Freiheit, v. Rotteck, war nad ſei— 
nen Schriften aus tiefen Sadjgründen entihieden für einen Genfus, 
und er tft feiner Anfict bis zum Tode treu geblieben. Was von einer 
Nenderung feiner Anficht gefagt wurde, beruht auf einem Mißverftänd: 
niffe. Im 9. 1837 iſt er allerdings in der II. bad. Kammer einem 
Sefehesentwurfe entgegengetreten, der für die Wahl der großen Aus— 
fhüffe in Gemeinden über 3000 Seelen einen Cenſus nad Klaffen ein- 
führte. Gr opponirte aber nur, weil er einerfeits diefe Art von 
Genfus mißbilligte, und zum Andern, weil jebt (1837) bei der Ueber: 
macht ded Bundestags und des Metternich'ſchen Syſtems feine Bett 
ſey, die demofratifhen lemente zu ſchwächen. Im J. 1848 
wäre biefer Grund hinweggefallen und dem PBrinzipe des Genfus an 
und für fid blieb Rotteck aud damals nod treu. Ueberhaupt hafte 
er die Odhlofratie und die Anarchie, und wenn er bie Jahre 1848 und 
1849 noch erlebt hätte, fo würde er nad) feinen feſten und durchdachten 
Grundfägen mit feiner großen geiftigen Kraft dem zügellefen Treiben, 
das bie errungene Freiheit gefährden mußte, entgegengewirft haben, 
aber eben deshalb bald auch als Realtionär verfhrieen worden ſeyn. 
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türlich darſtellen, in das Intereſſe gezogen werden, und den 
Organismus und die ihn leitende Gewalt ſtützen helfen. Dar— 
nach iſt im Allgemeinen auf die geiſtige Bildung und vor— 
zugsweiſe auf den groͤßeren Beſitz Rückſicht zu nehmen, da 
die Inhaber dieſer beiden Kräfte die natürliche Macht haben, 
während jene, die beider Kräfte entbehren, entweder von den 
Erſteren geleitet werden, oder ſich von den Demagogen gän— 
geln laſſen, die mit allerlei Täuſchungen gegen den Beſitz 
oder gegen die beſtehende Ordnung ankämpfen, und für was 
immer für ſelbſtſüchtige Zwecke nur eine allgemeine Verwir— 
rung hervorzurufen ſuchen. Es ſind deshalb die Wahlen mit 
allgemeinem Stimmrechte auch ſtets unzuverläſfig, da die 
Menge durch den augenblicklichen Wind am leichteſten ange— 
facht wird und allerlei unlautern Einwirkungen zugänglich 
iſt. Dazu kommt, daß namentlich der größere Beſitz auch 
eine größere Theilnahme an den Laften des Staats zur 
Folge hat, und überhaupt eine größere Betheiligung bei dem 
Beftand und der befonnenen gebeihlichen Entwicklung ber 
Staatsordnung begründet. Es ift bemerfenswerth, wie bie 
Anhänger des allgemeinen Stimmrechts, bie fonft fo Vieles 
aus den Einrichtungen von Nordamerika, England und Bel- 
gien empfehlen, über den -in diefen Ländern beftehenden be- 
beutenden Wahlcenfus fo leichter Dinge hinweggehen. 

Cine Unterfcheidung nad Alter, Intereffen und Befähi— 
gung, fo weit diefe lettere fichtbare Merkmale hat, bei Ver— 
theilung der Wahlrechte ift daher in mehrfacher Beziehung 
wohl begründet und für die Erhaltung der wahren Freiheit 
und Gefittung eben fo nothiwendig, als für jene des Rechts 
und der Ordnung. 
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Auch bei den beften Einrichtungen, die wir treffen kön— 
nen, bei aller möglichen Fürſorge für eine vernünftige 
Aeuperung des Volkswillens und für eine darauf fich ftügende 
weije Verwaltung find und bleiben wir immerhin Men- 
fhen, und Alles auf Erden ift unvollfommen. Selbſt 

4* | 


— 


bei ſolchen relativ guten Einrichtungen, noch mehr aber in 
Ermanglung derſelben oder im Zuſtand ihres Entſtehens 
kann es, ob wegen wirklicher großer Fehler der Regierungen, 
oder wegen einer Entartung, die fie nicht zu hindern vermö— 
gen, oder wegen außerordentlichen (verblendenden oder be- 
thörenden) Anftopes von außen, dahin fommen, daß aus 
ſcheinbaren Zufällen die Mafjen erregt und die Warnungen 
der Vernunft zum Schweigen gebracht “werden, Die oben 
($- 25) erwähnten Ausnahme = Rechte der leitenden Gewalt 
fünnen hier Schuß gewähren, aber oft hilft nichts mehr als 
das Eiſen. Ein ftarfer Hieb kann die zerftörenden, jedem 
gefellfchaftlichen Zufammenleben feindlichen, Elemente nieder— 
ihlagen, wieder Ton und Ebenmaß, oder doch eine Paufe, 
welche die Erholung zu ruhiger Befinnung ermöglicht, im Die 
ftürmifche Bewegung bringen, und erfcheint dann als rettende 
That *). Durch augenblidlichen Außeren Zwang wird ein 
Anhaltspunkt für die innere Sammlung ber Geſellſchaft und 
für die Ermuthigung und Thätigfeit der Beffern, Einſichti— 
gern und Befonnenern gewonnen. 

In diefer Lage ift ed dann wieder möglich, Fehler oder 
wirkliche Beichwerden, die zu den Berirrungen mitwirften, 
mwegzuräumen, und in der Entwidlung gegründete Verbeſſe— 
rungen eintreten zu laffen. Aber Teider folgt dann häufig 
eigentliche Reaktion, indem die Regierung den Grund bes 
Uebels in einem andern Berhältniffe fucht, als in dem er 
eigentlich Tiegt. Viele, die in allen (naturnothiwendigen) Be— 
wegungen und in aller Berwilligung von Freiheiten 
und Volksrechten nur Unheil wittern, benüten ſolche Augen 
blicke, fo weit fie Einfluß gewinnen fünnen, auch die Regie= 
rungen irre zu leiten. In zwei Fällen kann ein Zurüdges 
hen gerechtfertigt ſeyn: einmal, wenn die auf Ideen gegrün= 





*) Eine ſolche tft jedoch nicht immer möglich, fey es, weil man bie dazu 
nöthigen Mittel nicht mehr beflät, oder wegen Leberrafhung der 
Erfheinungen. Herrn Guizot hat es bekanntlich an Energie nicht ge 
ehlt. 

Viele fordern in fehwierigen Lagen von der Regierung Kraftentiwid- 

Jung, ohne nur felbft angeben zu Fönnen, worin biefelbe beftchen fol, 


bete Neuerung einen bafür noch nicht fruchtbaren Boden 
getroffen hat und wefentlich über das in dem individuellen 
Volksleben Tiegende Bedürfniß hinausgegangen ift, wo 
dann der nagende Gedanke die neue Schöpfung untergräbt 
und die Unbehaglichkeit vermehrt %. Der andere Ball ift 
ber, daß die Ausdehnung ber Freiheiten und Volksrechte auf 
der einen Seite zur Erhaltung des Ebenmaßes nun in an= 
bern Dingen, bie unter andern Berhältniffen gewährt wa— 
ren, wieder eine Befchränfung (zwar nicht des Rechts oder 
ber Freiheit felbft, wohl aber der Art der Ausübung) 
nöthig macht, um gegen ben leicht eintretenden argen Miß- 
brauch) des nen Bewilligten ein Gegengewicht zu geben und 
bem wirklich vernünftigen Volkswillen feinen Einfluß zu ver— 
ſchaffen. 

Außer dieſen beiden Fällen wirkt jeder Rückſchlag nach— 
theilig, und gibt nur wieder Stoff für die Revolution, indem 
eine Schichte ruhiger und beſonnener freiheitsliebender Bürger 
zu den Gegnern übergeht, und ihre Oppoſition den Demago— 
gen zu Nutzen kommt. Gleichwohl geſchehen ſolche Dinge in 
dem Wahne, als könnten die Bajonette, welche für den Augen— 
blick Schutz gewährten, auch eine ſtändige Ruhe und Ord— 
nung begründen, und es fey eine weitere freiheitliche und 
volfsthümliche Entwidlung nicht nur unnöthig, fondern ſchäd— 
lich. Hier erzeugt die Reaktion, fey es plöglih, oder nur 
nach und nad wirfend, wieder eine neue Berfchlimmerung bes 
unbefriedigten oder verlegten Volksſinns, neue Umfturzverfuche, 
neue Gefahren. Ein folches herüber und hinüber fann man 
den politifchen Wellenfchlag nennen. Jede Seite leidet, wenn 
auch nicht unmittelbar, fo doc im Ganzen nad dem Grabe 
ihres eigenen Unmaßes, und derjenige gewinnt am meiften, 
ber in feinem augenblidlichen Stege fi) zu mäßigen, denfel- 
den am weifeften zu benüßen weiß. 


*) Kaiſer Joſeph TI. hat durch Reformen, bie wohl im Allgemeinen im 
Geifte des Jahrhunderts, aber noch nicht im Geiſte der Niederländer 
lagen, dort felbft eine Revolution veranlaßt. 
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Der politifche Wellenichlag ift von dem gefellfchaftlichen 
Leben untrennbar, aber am gefährlichften ift er, wo noch harte 
Blöcke wegzuräumen, große Prinzipien über die gegenfeitige 
Berechtigung auszukämpfen find. Stehen diefe Prinzipien 
einmal feft, was naturgemäß nur bei dem Siege des parla= 
mentarifchen Syftems (wie 3. B. in Belgien und England) 
möglich ift, und find die dieſem Syſteme entiprechenden Frei= 
heiten und weſentlichen Volksrechte nicht nur gewährt, fondern 
auch angelebt, fo ift ber eigentliche politiihe Gährungs- 
prozeß zu Ende. Damit hört zwar der Kampf nicht auf, aber 
er dreht fich mehr nur um die Verwaltung und um Res 
formen in Einzelnheiten. Die Parteien fommen abwech— 
jelnd an die Macht, je nach dem fie wegen glüdlicher Griffe 
ober wegen Fehlern, wegen günftiger oder ungünftiger Zwi— 
fchenfälle jeder Art länger oder Fürzer im üffentlichen Ver— 
trauen bleiben, die entfchiedene Volksſtimmung für oder ge= 
gen fi Haben, Die Staatsordnung felbft ift aber im 
Kampfe nicht mehr, oder doch weniger verftridt, und es kann 
eine Gefahr für diefelbe, wo die politifche Entwiclung 
ſchon fo weitgediehen ift, hauptfächlich nur noch aus großen ſo— 
zia len Mißftänden bei einem Uebermaß der Bevölferung oder 
beim Berfiegen nothiwendiger Erwerbsquellen fi) ergeben, in 
welcher Beziehung das allen Staaten, auch den politifch 
reifen, noch bevorftehende Loos im Dunfeln Tiegt. 


III. Deutfcye Märzbewegung im Allgemeinen. 
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Auf dem zulegt erwähnten Standpunkte der politifchen 
Abklärung ($. 31) find wir in Deutfchland noch nicht anges 
kommen. Der eigentliche Gährungsprozeß, bei dem es fi 
um Gründung der politifchen Freiheit und eines wahren Ver— 
faffungslebens in allen Zweigen ber öffentlichen Verwaltung 
handelt, ift zwar durch die Wiffenfchaft und weiter verbrei= 
tete Ideen feit langer Zeit vorbereitet worden, und hat ſich 


a, 


in vereinzelten Beitrebungen geoffenbart, ift aber, wenn man 
von den bald zurücdgefchlagenen Verſuchen von 1830—1832 
abfieht, in größerem Maßſtabe erft zu Ende des Februars 
"oder zu Anfang des März 1848 zum Ausbruch gelommen. 

Die Bolitit des Bundestages hat in den Jahren 1815— 
1848 die freiheitliche und volfsthümliche Entwicklung weit 
hinter dem Volksbewußtſeyn und Bedürfniffe zurüdgehalten, 
und dadurch den Bogen immer mehr gefpannt. Die mittleren 
und einige Kleinere Staaten hatten ſtändiſche Verfaffungen, 
in deren Handhabung aber ber Bundestag das monarchifche 
Prinzip in einer Weife, die das eigentlich parlamentarifche 
Syſtem hinderte, zu wahren fuchte. Die Preffe, die Vereine 
und Bolfsverfammlungen jtanden überall unter den Verfü- 
gungen ber zum Schuge der innern Sicherheit berufenen Bun— 
desverfammlung, und felbft der Einführung von Schwurge— 
richten und ähnlicher Inftitute wurden dort Hemmniffe in den 
Weg gelegt. f 

Gm Uebrigen war, wie fchon erwähnt, der Boden 
vorbereitet, Einer der beiden Großftaaten war bereits zu 
einem vepräfentativen Verfuche gefchritten, und es war ſchon 
bet der Bundesverfammlung über die Nothwendigkeit der Auf 
hebung der Genfur verhandelt, — alle Geifter waren in ge= 
Ipannter Erwartung und die Preffe auch unter der ftetd un— 
zulänglichen Genfur in ftarfer Agitation begriffen, als im 
Sanuar und Februar 1848 die politifchen Wirren und Er- 
folge in Italien zum Vorſchein famen, und am 24. Februar 
1848 die franzöfiiche Revolution ausbrach, duch eine Art 
von Ueberrafchung die Flucht des Königs und dev Minifter, 
die raſche Einſetzung einer proviforifchen Regierung und die 
Proklamation der Republik folgten. 

Diefer Vorgang wirkte auf Deutfchland wie ein eleftri- 
ſcher Schlag. Nicht nur die deftruftiven Geifter wurden ge= 
hoben und fühlten fi) mächtig, fondern auch die edleren li— 
beralen Elemente, die nur die Gründung eines vollkommene— 
ren Rechtszuſtands, freiheitliche und volfsthümliche Entwid- 
lung erftrebten, überfprudelten in ihren Ideen. Die wenigen 
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Andersgeſinnten traten zurück, und alles ‚ was überhaupt ficht- 
bar war oder ſich bemerklich machte, war von dem geiftigen 
Sturme bingeriffen. 

So kam ed, daß das fo Lange feitgehaltene, von Hun- 
derttaufenden von Bajonetten unterftütte Syſtem Oeſterreichs 
plötzlich über den Haufen geworfen wurde, und Metternich, 
der Träger desſelben, die Flucht ergriff. Aehnliches geſchah in 
andern deutſchen Ländern, und überall wurden theils durch 
phyſiſche Ueberwältigung, theils durch die moraliſche Gewalt 
des Sturmes freiheitliche Zugeſtändniſſe abgepreßt. 
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Ueberall war Auflöfung, überall die Regierungsgewalt 
gebrochen; aller politifche Beftand Tag in braufenden Wogen 
oder ftand in hellen Flammen. 

Ein Glück, eine Rettung vom Uutergang in dem wilden 
Chaos war. es, daf die Idee einer deutſchen Ginigung 
in den Geiſtern übereinftimmende Aufnahme fand. Die 
Berufung einer Verſammlung von Vertretern der deutſchen 
Nation ward zum Loſungsworte, um die deutſche Ein— 
heit und dabei zugleich die Rechte und Freiheiten der 
einzelnen Volksſtämme zu gründen, 

Kein Gedanke, als diefer nationale, wäre ftarf genug 
gewefen, den Strom überwiegend in eine Richtung zu brin— 
gen. Eine Heidelberger Verſammlung hat das Verdienſt, die- 
jem Gedanken, den wenige Wochen vor der franzöfifchen Um— 
wälzung Bafjermann durch eine in ganz Deutfchlard mit 
Jubel aufgenommene Motion in der II badifchen Kammer in 
Anregung brachte, einen praktifchen Eingang verfchafft zu ha— 
ben, Sie berief ein VBorparlament. Dieſes jegte Grundſätze 
feft und Tieß zur Weiterführung einen Ausſchuß (den Fünf- 
ziger) zurück. Die erfchredte und zum Theil ſchon aus andern 
Elementen zufammengefeßte Bundesverfammlung gehorchte, 
und es erfolgte die Berufung der. verlangten National-Ver— 
ſammlung. | 


* 
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Ihre Thätigkeit und ihr Ende ſind bekannt, ſowie die 
Wehen, die einem ſolchen Ausgange dieſer großartigen na— 
tionalen Erſcheinung, wie Deutſchland in ſeiner ganzen Ge— 
ſchichte noch Feine geſehen, naturgemäß folgen mußten. Sie 
wäre eines beſſern Looſes würdig geweſen. Die Schäden, die 
in den Zuſtänden des deutſchen Volkes liegen, ſind, wie na— 
türlich, auch in die Verſammlung eingedrungen. Weniger die, 
obgleich großen, Kämpfe mit einer wild-demokratiſchen Par— 
tei, als die Verſchiedenheit der Stammesintereſſen haben in— 
nerhalb und außerhalb der Paulskirche den Vollzug ihres 
Werkes gehindert, obwohl dasſelbe in ſeinen materiellen 
und moraliſchen Wirkungen jedenfalls groß bleiben wird, 


IV. Verlauf in Baden. 
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Mer die frühern Zuftände Badens kennt, und feine Lage 
unmittelbar an der Grenze Frankreichs betrachtet, wird begrei= 
fen, wie ftarf bier und wie ſchnell die franzöfifche Revo— 
lution ihre Wirkungen Außern mußte. 

Es war gerade (jeit dem 9. Dezember 1847) ber Land 
tag verfammelt *). Die Verhandlungen der Il. Kammer wa— 
ven, obgleich Heder, Brentano und die alten Koryphäen bes 
Liberalismus in der Berfammlung faßen, im Ganzen fried> 
licher als an den vorhergegangenen Landtagen. Auch Baſſer— 
mann’ Motion, ein fruchtbringendes Samenkorn im Erdreich, 
das ungeahnt bald durch eine eleftrifche Strömung für bie 
Vegetation empfänglich gemacht werben follte, ftörte ben Frie— 
den und das qute Verhältniß zur Regierung nicht. 

Erft die italienischen Vorgänge in Verbindung mit ber 
Verzögerung der in Ausficht geftellten Preßfreiheit bei der 
Bundesverfammlung brachte im Februar 1848 Zudungen her— 
vor, bis dann zu Ende diefes Monats die franzöſiſche Revo— 


*) Dies war ber erſte Landtag, feit ich am die Spike ber innern Verwal⸗ 
tung getreten war, 
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lution in unſerer II. Kammer und noch mehr außerhalb der— 
ſelben im ganzen Lande eine ungeheuere Bewegung hervor— 
rief; 

Die Nachrichten aus Baris trafen telegraphifch zum Theil 
am nämlidhen Tage, wo die Greigniffe dort ftatt hatten, hier 
ein, und zündeten, wie ber Blitz. 

Die Regierung entfchloß fich im Geifte der übermächtigen 
Bewegung und um fie zu einem friedlichen Ausgange zu füh— 
ven, mit Zerbrechung der früher durch die Bundespolitif ge= 
zogenen Schranken, zur 'fchnellen Verheifung und Erfüllung 
ftürmifch geforderter freiheitlicher und volksthümlicher Inftitu= 
tionen, fowie zu Schritten für Berufung einer nationalen 
Vertretung behufs der Gründung beutfcher Einheit und Frei- 
heit. 

Im Zufammenhange mit dem, was in andern deutſchen 
Ländern geſchah, giengen aber die Führer oder Treiber der 
Bewegung über das frühere Ziel hinaus. Von Baden aus, 
das an zwei Republiken grenzt, und wo die wildeſten Köpfe 
ih fammelten und durch die von den f. g. deutfchen Legionen 
in Sranfreih und der Schweiz verfprochene Hülfe ermufhigt 
wurden, follte eine deutſche Republik gegründet werden, 

Im April 1848 kam der Hecke r'ſche Aufftand. Er wurde 
überwunden, aber an der Grenze fehürten die politifchen 
Flüchtlinge das Feuer, und machten im September 1848 unter 
Struve's Anführung einen neuen aufrührerifchen Einfall. Er 
wurde ebenfalls überwunden, aber die alten Verhältniffe 
an der Grenze und das revolutionäre, durch die nod) junge 
Freiheit geflärkte, Treiben dauerte fort, bis e8 im Mai 1849, 
wo ber große Streit über die deutfche Reichsverfaſſung halb 
Deutſchland wieder in Flammen fegte, und die deutfche Gen- 
tralgewalt (ohne Macht) Feine Hilfe Yeiften fonnte, zu einem 
neuen Aufftande Fam, der auch die Stantsordnung wirklich 
ftürzte, die jedod innerhalb 6 Wochen durch preußifche Bun- 
deshilfe mit Entfaltung einer großen, zugleich auf die Unter- 
drüdung der Revolution im fühweftlichen Deutfchland über- 
haupt gerichteten, Macht wiederhergeftellt wurbe, 
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V. Zugeſtändniſſe der Kegierung im 
Allgemeinen. 
$. 35. ! 


ALS kaum die Nachrichten von Paris da waren, bildeten 
fih in Mannheim und theild auf Anregung von dort aus 
beinahe überall im Lande Berfammlungen, um bie raſch ein= 
getretene Erhigung der Gemüther benützend Sturm zu Taufen 
zur Srringung von Freiheiten und Rechten, welche der Libe— 
ralismus längſt erftrebte und wegen ber Bunbestags- Politik 
nicht erlangen konnte. Es zeigte fich dabei ein wunderbarer 
Einklang, indem die über jene frühern Wünfche hinaus— 
gehenden Republifaner an Zahl gering waren und mit 
ihren befondern Wünfchen noch zurüchielten, 

Die Mannheimer Berfammlung beſchloß am 27. Februar 
1848 eine Petition um Breßfreiheit, Volksbewaff— 
nung, Schwurgerichte und eine Vertretung bes 
Volks beim Bundestag. Diefer Beſchluß wurde ge— 
druckt im Lande raſch verbreitet, und dazu aufgefordert, die 
Betition von vielen Seiten her am 1. März ber II. Kammer 
durch Deputationen zu überbringen, 

Die Regierung durchſchaute ihre Lage volllommen. Sie 
fah auch die Gefahren der andern deutſchen Regierungen, bie, 
wie der Erfolg zeigte, foweit fie fih femmten, eine Ueber— 
wältigung erlitten, Sie hatte die Weberzeugung, baf bie 
Hemmniffe, welche den freiheitlichen Zugeftändniffen von der 
Seite der deutjchen Gentralbehörde, und von den beutfchen 
Großmächten entgegenftanden, für jegt aufhören werben 
und daß jedenfalls der Ernft des Augenblids ein raſches 
Handeln nothwendig mache und alle von jener Seite her be— 
ftehenden formellen Bedenken überwiege *). Sie entſchloß fich 


*) Die confervatinften Männer haben fi in gleicher Richtung auss 
gelprochen. In demfelben Sinne erhielt id}, jedoch erft als wir unfern 
Entſchluß bereits gefaßt hatten, am 2. März ein Schreiben des Groß—⸗ 
hofmeifters Freiherrn von Berfheim, der früher lange Seit Minifter des 
Innern und Bunbestagsgefandter war, 
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daher, die freiheitlichen Zugeſtändniſſe, welche ohnehin in 
unſerm Entwicklungsgange liegen, ſoweit ſie von der Regie— 
rung abhängen, ſchleunig zu machen. Sie machte zugleich 
von ihrem Entſchluſſe Mittheilung nach Frankfurt und an die 
benachbarten Regierungen. Ohne jedoch eine Rückäußerung 
abzuwarten, eröffnete das Miniſterium der II. Kammer ſo— 
gleich in der Sitzung vom 29. Februar die Abſicht, die Bür— 
gerbewaffnung und Schwurgerichte einzuführen, und eben ſo, 
daß, wenn nicht die deshalb von neuem angegangene Bun— 
desverſammlung das in Ausſicht ſtehende Preßgeſetz ſogleich 
jetzt ſelbſt gebe, die Regierung einsweilen und bis ein 
ſolches deutſches Geſetz erſcheine, die Cenſur von ſich aus auf: 
heben werde. Am 1. März wurde, da von der Bundesver— 
ſammlung noch nichts erfolgt war, das durch Bundesbeſchluß 
vom 5. Juli 1832 unterdrückte Preßfreiheitsgeſetz vom 28. 
Dezember 1831 vorläufig einfach wieder hergeftellt und dies 
ber II. Kammer fogleich bei Gröffnung der Sikung verkün— 
det *). 

Damit war zwar dad zum Voraus angekündigte Erſchei— 
nen der Deputationen mit der Mannheimer Sturmpetition 
nicht abgewendet, aber e8 war dem Inhalte der Petitionen 
zuvorgefommen und der Lanze die Spike abgebrochen. Es 
fam auf den 1. März wirklich eine große Menge Volkes aus 
allen Gegenden hier zufammen. Unter den Deputationen be= 
fand fi) auch eine folche der Mniverfität Heidelberg mit einer 
Betition wegen der erwähnten A allgemeinen Wünfche. Der 
Saal der IL Kammer war oben und unten gedrängt voll 
Menichen, und eben fo die Hausflur, der Hofraum und ber 
Pla vor dem Ständehaus. Struve an der Spige der 
Mannheimer Deputation beabfichtigte, die Petition dem Prä— 
fidenten der Kammer mit einer Anrede im Saale ſelbſt zu 
überreichen. Seine Freunde bemühten fi), ihn vor dem Ein 


*) Als ich von den ber II. Kammer gefchehenen Zufagen am 3. März 
auch der I. Kammer Mittheilung machte, beſchloß and diefe (ganz con⸗ 
fervative) Verfammlung fogleich eine Danladreſſe für diefe Bufagen an 
Se. Könige. Hoheit, die fie durch eine Deputation alsbald überreichte 
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tritte in den Saal von dieſem nach der Verfaſſung unzuläſſi— 
gen Schritte abzuhalten. Bei dem Eintritte aber ging der 
Abgeordnete Hecker von ſeinem Platze auf Struve zu, nahm 
ihm und Andern unter dem Jubel der Gallerien die Betitio= 
nen ab und wollte damit auf die Tribüne fteigen, um fo bie 
Deputationen gewiffermaßen der Kammer vorzuftellen und fie 
zu vertreten. Ich proteftirte gegen diefen Schritt als verfaſ— 
fungswidrig und drohte, wenn Heder nicht davon abgehe, 
den Saal zu verlaffen, worauf Heder, ohne vorerft einen 
- Bortrag zu halten, fih auf feinen Platz zurüdbegab. 

Als ich nun die Wiederherftellung des Preßgeſetzes von 
1831 verkündete, ertönte im Saale und auf den Galerien 
ein ftürmifches Lebehoch auf den Großherzog, das in ber 
Menge außerhalb des Haufes mwiederhallte. Hierauf wurden 
von mehreren Abgeordneten in herkömmlicher Weife Petitionen 
vorgelegt. Daß e8 dabei an heftig aufregenden Freiheitsreden 
nicht fehlte, ift begreiflih. Mitunter brach bei recht ftarken 
Stellen, insbefondere in Heder’s und Brentano's Reden, die 
Gallerie in einen donnernden Beifall aus, der jeweils außer— 
halb wiederhallte. Im Hofraume des Ständehaufes hielt 
Struve auf einem Faſſe Reden an die Menge, wobei er nad 
den ihm von Zeit zu Zeit zugelommenen Aufzeichnungen eines 
Shnellicreiberd das Wefentlihe der im Saale gehaltenen 
Vorträge wiedergab. 
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In der Sikung vom 1. März legte Heder ferner ein 
von 8 Abgeordneten unterfchriebenes Programm vor, worin 
bie in ben erwähnten Petitionen und Regierungs = Zufagen 
noch nicht enthaltenen weiteren Forderungen des Volkes zu= 
fammengeftellt waren. Es wurde beantragt, diefe Forderun— 
gen fogleich durch eine Deputation oder dur die Kammer 
felbft an die Regierung zu bringen. Ich widerfegte mich mit 
dem Präfidenten, ohne mich vorerft auf die Forderungen felbft 
einzulaffen, dem beantragten Verfahren, da alle Bitten um 
Geſetze vorerit in den Abtheilungen berathen werben müffen, 
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und ohnehin nur mit Zuftimmung beider Häufer an den 
Thron gebracht werden können. Der Abgeordnete Mathy 
ftellte den Antrag auf Verweifung der Sache in die Abthei= 
lungen, was ſchon ber Präfident ald durch die Geſchäfts-— 
ordnung geboten, erklärt hatte. Andere wollten ded Dranges 
wegen ſich an ſolche Formen nicht halten und hätten (nach 
ihrer offenen Erklärung) die anmwefende Menge mit dem Re= 
fultate der Forderungen gerne fogleich befriedigt. Aber gerabe 
umgefehrt, um doch noch Zeit zur Beratbung zu gewinnen 
und nicht unter dem Eindrude der vorhandenen Mailen be= 
fchliegen zu müffen, unterftügte ich den ohnehin verfaffungs- 
mäßigen Antrag Mathy’3, der nach Jängerer Debatte auch 
angenommen wurde *). 

Die niedergefegte Kommiſſion modifizirte und vermehrte 
die von den 8 Mitgliedern geftellten Anträge. Site erftattete 
fogleih am 2. März ihren Bericht, und nad einer Eurzen 
Berathung wurden alle Anträge der Kommiſſion meiftend ein 
ſtimmig und nur einige derſelben mit allen Stimmen gegen 
zwei angenommen. Cine Mittheilung an die I. Kammer zur 
dortigen weiteren Berathung wurde von der II. Kammer, ob— 
ſchon fie unter den jegigen Umftänden dort feinen Widerftand 
beforgte, für zu verzögerlich gehalten und doch verbot die 
Verfaſſung, einfeitige Adrefien mit Bitten um Gefege an 
den Thron zu bringen. Es wurde daher dev Ausweg ge= 
wählt, die Forderungen nur als Wünfche der Kammer zu 
Protokoll niederzulegen, und dem Großherzog eine (auch ein— 





*) Am 2. März waren bie zur Sitzung vom 1. März aus verfchiedenen 
Gegenden herbeigefommenen Deputationen und andere Bürger größten- 
theils nicht mehr hier, wohl aber noch eine Maffe junger Leute, Hand» 
werfsburfhe und andere Fremde, bie zur Unterftüßung der Bewe— 
gung hierher gezogen waren. Am Abend des 2. März brannte das 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten ab. Das Feuer brach 
nleichzeitig auf verfchiedenen Seiten aus. Die über die Entftehung des 
Brandes eingeleitete Unterfuhung lieferte fein Ergebniß. Auch am 3. 
und 4. März brad in 2 andern Häufern Brand aus. Die Angft ber 
hiejigen Bevolferung war fehr groß und die hiefige Bürgerwehr wadhte 
und patrouillirte deshalb Tag und Nacht, bis nad dem 4. März, wo 
— Kammerſitzungen 4 Tage ausgefept wurden, wieder einige Ruhe 
eintrat. 
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feitig zuläßtge) Dankadreffe für die bereits gemach— 
ten Zuficherungen zu überreichen, wobei die Deputation gleich- 
fam außeroffiziell die Befprechung mit dem Großherzog be— 
nügend,, demfelben zugleich einen Protofollauszug über bie 
gedachten Wünfche einhändigte. 
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‚ Der erwähnte Protofollauszug Tautete: 

Auf den Bericht des Abgeordneten Welder im Namen 
der Commiſſion über die von mehreren Abgeordneten geftellten 
Anträge befchließt die Kammer theils einftimmig , theils mit 
allen Stimmen gegen zwei, die Großherzogliche Regierung zu 
erfuchen, fie möge erklären: 

1) daß fie fofort die proviforifchen Ausnahmsgeſetze, als die 
Carlsbader Beichlüffe vom 20. September 1819, die Frank— 
furter vom 30. Mai, 28. Juni und 8. November 1832, 
fowie die Bejchlüffe der geheimen Wiener Gonferenzen von 
1834 als rechtsverbindlich für das Großherzogthum Baden 
nicht betrachte; 

2) daß ungefäumt gleiche Beeidigung fammtlicher Staats- 
bürger, mit Einfluß des Militärs, auf die Verfaffung 
angeordnet werde; 

3) daß alle Beſchränkungen politifcher Rechte aus dem Grunde, 
daß ein Staatsbürger einer beftimmten Confeffion ange- 
höre, aufgehoben, beziehungsweife den Ständen ein Ge— 
jegesentwurf darüber vorgelegt werde; 

4) daß ein Gefeg über VBerantwortlichkeit der Minifter in der 
Art, daß ein Stantsgerichtshof mit Geſchwornen entfcheide, 
vorgelegt werde; 

5) daß in Beziehung auf die übrigen Staatsbeamten eine 
vorgängige Ermächtigung des Minifteriumsd zur Anftel- 
lung von Klagen über Handlungen ihrer Verwaltung 
nicht erforderlich ſey; 

6) daß die großh. Regierung die Zufiherung ertheile, daß fie 
in nächfter Bälde die Reſte des Feudalwefens, insbeſon— 
dere das Jagdregal, die Bürgereinfaufsgelder, fowie bie 
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Abzugsſteuer der Standes- und Grundberren beſeitigen 

werde; 

7) daß Anordnungen für gerechtere Vertheilung der Staats— 
und Gemeindelaften, für Pflege der Gewerbjamfeit und 
der einfachen Arbeit getroffen werben ; 

8) daß die privilegirten Gerichtsſtände aufgehoben werden; 

9) daß eine volksthümliche Kreisverwaltung, durch geeignete 
Betheiligung der Bürger an berfelben, eingeführt werde; 

10) daß bie Regierung dringend darauf hinwirken möge, daß 
bei der Bundesverfammlung eine Vertretung des deut— 
Shen Volks eingerichtet werde; 

11) daß eine unabhängige Stellung der Richter nach den be= 
reits früher von der Kammer geftellten Anträgen gefichert 
werde ; 

12) daß das Staatsminifterium und die Stelle eined Gefandten 
bes Großherzogthumd Baden bei der Bundesverfammlung 
nur mit Männern bejegt werden, welche das allgemeine 
Vertrauen des Volkes genießen. 

Als der Präfident der Kammer an ber Spite der De— 
putation bei Meberreihung der Danfadreffe am 4. März dem 
Großherzog den Protpfollauszug mit mündlicher Bevorwortung 
überreichte, erwibderten ihm Se, Königl, Hoheit über ben In— 
halt desfelben : 

„Die wichtigen und zeitgemäßen Wünfche, welche bie 
zweite Kammer in ihr Protokoll niederlegte und Mir der 
Herr Präfident jo eben vortrug, werde Jch mit dem Staats 
miniftertum berathen, Der Chef des Minifteriums des In— 
nern wird dem Herrn Präfidenten der Kammer darüber als- 
bald eine nähere befriedigende Mittheilung machen.” 

Noch am nämlichen Tage, am Abend des 4. März richtete 
ich nach ftattgehakter Berathung folgendes Schreiben an den 
Präfidenten der IL. Kammer: 

„Anter Bezugnahme auf die Antwort, welche Se. Königl. 
Hoheit Ihnen heute gaben, als Sie Höchftdenfelben gelegen- 
heitlih der Weberreihung der Dankadreffe vom 2. d. M., 
zugleich die von der zweiten Kammer zu Protofoll niederge= 
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legten Wünſche vortrugen, erlaube ich mir hiemit, Euer Hoch— 
wohlgeboren die zugeſagte nähere Mittheilung zu machen. 

Zu 1. Die Großh. Regierung wird die erwähnten pro— 
viſoriſchen Ausnahmsbeſchlüſſe von Karlsbad, Frankfurt und 
Wien, als den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht mehr ent— 
ſprechend, und zum andern Theil durch die eigene Geſetzge— 
bung geregelt im Großherzogthum nicht zur Anwendung 
bringen. 

Zu 2. Was die Verpflichtung auf die Verfaſſung be— 
trifft, ſo iſt namentlich in Beziehung auf das Militär ſchon 
am 17. September 1841 eine neue Eidesformel eingeführt 
worden, wodurch die Verpflichtung ausdrücklich auch auf die 
Befolgung der Geſetze, worunter ohne Zweifel die Lan— 
desverfaſſung das wichtigſte iſt, ausgedehnt wurde; ſo 
daß in dieſer Hinſicht Das, was die zweite Kammer wünſcht, 
bereits geſchehen iſt. 

In den Huldigungseid, welchen die Staatsbürger über— 
haupt zu leiſten haben, ſoll nun die Verpflichtung auf die 
Verfaſſung ebenfalls aufgenommen werden, und ebenſo in 
den Dienſteid der Staatsdiener, ſowie der Offiziere und an— 
derer Militärbeamten. 

Die Regierung wird die Anordnung treffen, daß die Ci— 
vilbeamten, ſowie die Offiziere und andere Militärbeamte den 
auf die Beobachtung der Verfaſſung auszudehnenden Dienft- 
eid alsbald neu leiſten. 

Die Regierung ift bereit, den Ständen in der von ber 
zweiten Kammer ongedeuteten Richtung Gefepesentwürfe vorzu= 
legen: 

zu 3. behufs der Aufhebung der Beſchränkung politifcher 
Rechte aus Nüdfichten dev Konfeffion , fowie 

zu A. in Betreff der Verantwortlichfeit der Minifter, und 

zu 5. behufs der Zulaffung von Klagen wegen Amts— 
bandlungen ohne vorgängige Ermächtigung des Minifteriumg ; 
— ferner behufs 

zu 6. der Befeitigung der Refte des Feudalweſens; 

zu 8. der Bejeitigung privilegirter Gerichtsftände ; 
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zu 9. der Einführung einer volksthümlichen Kreis- oder 
Bezirksverwaltung, und endlich 

zu 11. behufs der unabhängigen Stellung der Richter. 

Zu 7. Die Regierung ift zu allen Anordnungen bereit, 
welche eine gerechte Vertheilung der Staate- und Gemeinde- 
laften begründen, oder eine Fürjorge für Gewerbjamfeit und 
einfache Arbeit enthalten. 

Zu 10. Die Regierung theilt die Ueberzeugung, daß es 
zur innigeren Verbindung der deutfchen Völker, zur Stär- 
fung der nationalen Einheit und Kraft noch weiterer Einrich— 
tungen bedarf. Ä 

Die Regierung wird diefen Zeitpunkt, wo das große dies— 
fallfige Bedürfnig mit Macht hervortritt, nicht vorübergehen 
laffen, ohne mit anderen Bundesftaaten darüber in Verkehr 
zu treten. Sie wird zu jedem Mittel, dad den gedachten 
Zwed erreichen und das Bertrauen des beutjchen Volkes auf 
feine Einrichtungen durch Benützung volfsthümlicher Elemente 
befräftigen fann, mit Freuden die Hand bieten. 

Zu 12. Die Regierung mißfennt nicht, daß die Mit- 
glieder des Staatsminifteriums des öffentlichen" Vertrauens 
bedürfen, und fie wird auch hinfichtlih der Bundestagsges 
fandtfchaft diefem Geſichtspunkt Rechnung tragen. 

Sch hoffe, daß diefe meine, im höchften Auftrage abge— 
gebene Erklärung über fämmtliche von der zweiten Kammer 
ausgefprochene Wünfche die Kammer in vollem Maße befrie= 
digen wird. Das Land wird daraus von Neuem die Ueber« 
zeugung fchöpfen, wie fehr Se. Königl, Hoheit der Großher— 
309 die Größe und die Bedürfniffe unferer Zeit erfennen, und 
zur Vervollkommnung unferer Einrichtungen, zu Allem, was 
das Glück des Volkes befördert, bereit find. Höchftdiefelben 
geben fih daher auch der Hoffnung hin, daß bie zweite Kam— 
mer, bies dankbar erfennend, nad Kräften dazu beitragen 
werbe, in der gegenwärtig fo heftig erregten Zeit bie Ge— 
müther zu beruhigen, daß das DVolf, vertrauend auf Ge. 
Königl. Hoheit und auf unfere Einrichtungen, an ber gefeß- 
lichen Ordnung, unter der allein die Freiheit gedeihen kann, 
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feithalten und alle ihre widerftrebenden Berjuche niederhalten 
werde. 

Hierin zur jegigen Zeit voranzuleuchten, wird Badens 
Glück befeftigen, und ihm zum fchönften Ruhme gereichen *).“ 


VI. Einzelne Bufagen vom 4. März und 
deren Erfüllung. 
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Zu 1. Die erfte Forderung bezieht fich auf die provi— 
jorifchen Ausnahmsgeſetze des Bundes. Hier war die Zufage 
am mißlichften. Die materiellen Scattenfeiten jener Geſetze, 
ihre Zeitwidrigfeit und Unhaltbarfeit, fonnten, foweit fte für 
die Negierung formell bindend waren, an und für fich nicht 
genügen, fie bier außer Wirkſamkeit zu ſetzen. Indeſſen ga= 
ben Einzelne derfelben der Regierung nur Befugntffe, 
ohne fie zu verpflichten Andere, namentlich jene über 
die Volfsverfammlungen und Bereine waren in Baden durch 
befondere Gefege von 1833 in eine entiprechendere Form ge= 
bracht, welche Geſetze unabhängig von den Bundesbefchlüffen 
fortbeftanden. Unter den übrigen fogenannten Ausnahmsge— 
feten war dad Bundespreßgefeh, wovon ſchon oben die Rede 
war, das wichtigfte. Obgleich dieſe Letztern fchon ihrem In— 
halte nad) nur eine vorübergehende Natur hatten, fo 


*) In der Situng der MH. Kammer vom 9. März wurde dieſes Schreiben 
von einigen Rednern getabelt. Es hätte follen, meinte man unter 
Anterm, wie es inzwifchen in einigen andern Ländern gefchehen, ein 
Manifeit des Großherzogs die Verheißungen feterlich fund geben. Dies 
wäre wohl, wenn es früher beantragt worden wäre, unbebenflih ges 
weſen. Doch fann das Beifpiel anderer Länder, wo auf Volksauf— 
Läufe bin, erft nach dem 4. März ähnliche Zugeftändniffe, wie hier, 
in landesherrlichen Manifeiten an das Volk gemadt wur— 
ben, für Baden nicht maßgebend fein, da hier die Zugeitändniffe vom 
4. März nicht einer aufrührerifhen Menge, fondern nur auf eine 
Forderung der I. Kammer gemadt wurden. In der Großh. Pros 
Hamation vom 15. März wurde übrigens auf dieſe Verheißungen hin— 
gewiefen und deren ſchleunige Erfüllung, fo welt fie nicht ſchon geſche— 
ben, angekündigt. 
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konnte in Beziehung auf fie doch die Zuſicherung, man 
werde fie nicht mehr zur Anwendung bringen, nur durch die 
Gewalt der Umftände und durch bie beftimmte Ausfiht, daß 
fie bald in ganz Deutfchland fallen werden, im Intereſſe der 
Selbfterhaltung gerechtfertigt erfcheinen. 

Mer läugnen wollte, daß wir und damals im Zuftand 
einer beutfchen Revolution befanden, die erft mit der Be— 
rufung eines Parlaments zur Begründung neuer deutſcher 
Rechtszuſtände ihr Ziel fand, ber würde offene Thatfachen 
verfennen. Es hat ja felbft der Reichsverweſer in feiner von 
Minifter von Schmerling contrafignirten Proflamation im 
Sommer 1848 nicht nur die Thatſache, fondern fogar die 
Berehtigung diefer Revolution anerkannt. 

Das Bedenklihe für uns beftand nur darin, daß am 
4. März noch feine andere deutjche Regierung mit einem ähn— 
lichen Beſchluſſe, wie fie in unferer Zufage lag, vorangegan— 
gen war. Bald nachher wurden die fraglichen Ausnahmsge— 
fee theils durch die Bundesverfammlung felbft, theils durch 
andere Borgänge ohnehin außer Wirkſamkeit gefegt. 
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Zu 2. Der Berfaffungseid wurde dem Militär und den 
öffentlichen Dienern nach einer bald nachgefolgten weiteren 
Anordnung wirklic abgenommen, fobann den Ständen ein 
Gefeg-Entwurf vorgelegt, der von denfelben angenommen, 
am 7. Zuni 1848 fanftionivt und im Regierungsblatt verkün— 
det wurde. Nur hinfichtlich des Militärs war das Be 
denken erhoben, es fünnte die Meinung entftehen,, als hätten 
die Soldaten in ihrem Dienft, wenn bie Störer der Ord— 
nung eine Berfaffungsverlegung vorfchieben, zu prüfen, auf 
welcher Seite das verfaffungsmäßige Recht fe. Doch wurde - 
auch anderwärts eine gleiche Beeidigung des Militärs vor— 
genommen, und man fah hier bald, daß die Regierung eher 
in die Lage kommen könne, bie Berfaffung gegen ſolche, 
die fie umftürzen wollen, zu vertheidigen, wo dann ber 
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Sid, fofern er überhaupt eine Wirkung habe, eher nüten 
als Schaden könne *). 

Das erwähnte Gefek beſtimmi nun, daß ſowohl in den 
Fahneneid des Militärs, als in den Dienſteid der öffentlichen 
Diener und in den allgemeinen Huldigungseid der volljährig 
gewordenen Bürger die Verpflichtung auf die Landesverfaſ— 
ſung mitaufzunehmen ſei. 

Mit dem ſpäter verbreiteten republikaniſchen Sinne kam 
aber die Abneigung der Demokraten gegen dieſen am 1. März 
von Hecker und feinen Genoſſen ſelbſt geforderten Verfaſ— 
ſungseid. Die radikalen Blätter ſiengen an, gegen alle poli— 
tiſchen Eide zu eifern, ein Congreß der demokratiſchen Vereine 
zu Ettlingen den 16. Juli 1848 erklärte dieſelben als unmo— 
raliſch und unverbindlich **). Dies hatte zur Folge, daß da 
und dort Gemeindebeamte, ſowie auch einige Aerzte und An— 
wälte, die Leiſtung des in den Dienſteid aufgenommenen Ver— 
faſſungseides verweigerten. Die Regierung war ſchuldig, das 
Geſetz zu vollziehen. Sie ließ daher bei Wiederholung der 
Aufforderung zur Eidesleiſtung den Ungehorſamen eröffnen, 
daß ihre fernere Weigerung als ein Verzicht auf den Dienft, 
deſſen Rechte durch den vom Geſetz vorgefchriebenen 
Eid bedingt feyen, betrachtet werde, Die meiften Teifteten 
Folge, und wo dies nicht gefhah, wurde die Entlaffung aus- 
geiprochen. 

Bon Einigen wurde eingewenbet: die Landesverfaffung 
werde durch die Reichsverfaffung vielfach geändert, und ehe fie 
darnach revidirt ſey, könne fie nicht befchworen werden. Dar— 
auf erfolgte die Belehrung, daß folche bevorftehende Aende— 


*) Die im Jahr 1849 zu Tag gelommene Untreue des Militärs fam auch 
nit vom DVerfaffungseld her, und eine Verfaffungs-Verlegung diente 
nicht einmal zum Borwand. Man fann nur fagen, daß ber 
Berfaffungsetd auch nicht vor der Untreue gefhüst hat. 


**) Gleichwohl haben die nämlihen Demokraten im Mai 1849, als fie 
im Revolutionswege zur Gewalt gelangt waren, alle öffentlichen Die: 
ner, fo welt dieſe fich des Dranges nicht zu eriwehren vermochten, mit An⸗ 
drohung der augenblidlihen Entlaffung genöthigt, den Anorbnungen des 
Landesausfchuffes Gehorfam zu ſchwören. 
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rungen dem Verfaffungseide nicht im Wege ſtehen, dieſer fich 
vielmehr auch auf die Aenderungen erftrede, foweit 
foldhe im reih8= oder fandecverfaffungsmäßigen 
Wege zu Stande fommen. 

Da nad dem VI. Ronftitutiongedifte die Leiftung des Hul— 
bigungseides, in welchen jetzt die Verpflichtung auf die Ver— 
faffung mitaufgenommen ift, als eine ftantsbürgerliche Ver— 
pflihtung neu angehbender Bürger eine Bedingung der 
Ausübung ihrer ftaatsbürgerliben Rechte ift, jo wurde in 
einer großh. Verordnung vom 25. November 1348 hierauf bins 
gewieſen und beftimmt, daß die jungen Bürger vor Ablegung 
bes Huldigungs= und Verfafjungseides zur Ausübung 
ihrer ftaatsbürgerlichen Rechte nicht zugelaflen werden. 

Auf Solche Weife wurde die Zufage an die IL. Kammer 
wegen Reiftung des Berfaffungseides mit allem men 
und folgerichtig vollzogen. 
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Zu 3. Die Zuficherung der Aufhebung dev Beichränfung 
politifher Rechte aus Rückſicht der Gonfeffion bezog fich auf 
die Berhältniffe der Israeliten, fowie zum Theil der Deutfch- 
fatholifen oder chriftlichen Diffidenten überhaupt. 

In Beziehung auf die Israeliten hatte die IL. Kammer 
und zwar namentlich die Oppofition *) in den Jahren 1831— 
1845 fich der bürgerlichen Gleichftellung ſtets widerſetzt. Im 
Sommer 1846 änderte die Mehrheit hierin ihre Anficht und 
jegt am 1. März 1848 wurde die Gleichftellung fogar als 
eine Volksforderung aufgeftellt. 

Als dies im Lande befannt wurde, fo wurde an mehres 
ren Orten der alte Haß gegen die Juden von neuem ange= 
facht, indem gar Viele die Freiheit ſo verftehen, da nur ihre 
eignen Rechte, nicht aber auch die ihnen gegenüber ftehen= 


*) Einzelne Mitglieder derjelben, namentlich Welder, Baflermann und 
Mathy, machten jedoch hiebei von jeher eine Ausnahme, indem fie troß 
der entgegenftehenden Bolfsftimmung ihren freiheitlichen Grundfägen 
au in dieſem Punkte treu blieben, 
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den Rechte Anderer anerkannt werden. Es gab daher da 
und dort ſogenannte Judenkrawalle, wobei durch einen Volks— 
auflauf Israeliten mißhandelt oder verjagt und ihre Häuſer 
zerſtört, ſie zum Verzicht auf den Bürgergenuß gezwungen 
wurden und dgl. Es mußte an einigen Orten Militär, das 
man Streifzüge machen ließ, dagegen aufgeboten werden, an 
andern Orten genügten die ordentlichen obrigfeitlichen Hilfe: 
mittel und das Einfchreiten der Strafgemwalt *). Am 8. März 
erließen die Abgeordneten in Mannheim (Seftein, Decker, 
Helmreih, Weller, Sachs, Mathy, Spiron, Ballermann) 
einen Aufruf an ihre Mitbürger, worin fie von den verab- 
ſcheuungswürdigen frevelbaften VBerfolgungen der Jsraeliten 
abmahnten. In der Sigung vom 9. März ſchloß fich bie 
I. Kammer diefem Aufrufe einitimmig an. In der Sitzung 
vom 10. März übergab ich ſowohl aus Anlaß diefer Juden— 
verfolgungen, als auch der im Odenwald ausgebrochenen auf: 
rührerifchen Bewegungen gegen die Standes= und Grundherren 
($$. 44 u. 45) der Kammer einen Gejegentwurf, wornach für 
den Schaden, ben eine zufammengerottete Menge verurfacht, 
die Gemeinde haften joll. Diefen Gefegentwurf ließ ich mit 
ber darin enthaltenen Beftimmung, daß er auf alle nad) bem 
11. März vorkommenden Fälle Anwendung finde, fogleich in 
allen Gemeinden öffentlich befannt machen. 

Die verfchiedenen angewandten Mittel bewirkten, daß diefe 
Judenkrawalle aufhörten. Doc hielt die Regierung für be= 
denflich, durch etwaige zwangsweiſe bürgerliche Aufnahme von 
Sraeliten in Gemeinden, wo noc feine find, den kaum be— 
fhwichtigten Brand von neuem anzufachen. Der Gefeg- 
entwurf, den ich zur Erfüllung der Zufage wegen Gleichitel- 
lung ber Confeſſionen am 16. März der Il. Kammer vorlegte, 


*) Sin Oeneralerlaß des Minifteriums des Innern vom 8. März 1848 
No. 2806 wieß die Aemter an, überall, wo Ruheſtörungen drohen, fo: 
fort eine Verſammlung ber betreffenden Gemeinde zu veranftalten, bers 
felben die Folgen eines folhen ftrafbaren Unternehmens vorzuftelfen, 
überhaupt durd; geeignete Belehrung die Störungen zı verhindern zu 
ſuchen, und dabei die beffer gefinnten Bürger zur Fräftigen Mitwirkung 
behufs der Aufrehthaltung der öffentlichen Ordnung aufzuforbern. 
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ließ daher die Frage der Bürgeraufnabme und Berechtigung 
der Israeliten am Bürgergenuffe vorerft unberührt und be- 
fohränfte ſich auf die Gleichftellung ber eigentlich politiſchen 
Rechte, namentlich hinfichtlich der Wahlfähigkeit in die Stände 
verfammlung, und der Ernennung oder Wahl zu öffentlichen 
Aemtern. Ich bemerkte der Kammer, fie werde bie Gründe 
zu würdigen wiffen, aus welden man im Augenblide die 
Verhältniffe der Seraeliten zu den Gemeinden (für die chriſt— 
lichen Diffidenten beftand in diefer Hinficht feine Ungleichheit) 
noch nicht regle. Sobald fie e8 aber verlange, werde es zur 
Erfüllung der Zufage fogleih nacträglih geichehen. Der 
Gommiffionsbericht vom 7. April 1848 billigte_diefes Verfah— 
ren, und die Kammer nahm den vorgelegten Gefeh-Entwurf 
an, ber dann mit geringer Aenderung in der Faſſung nach 
erfolgtem Beitritte der I. Kammer am 17. Februar 1849 als 
Geſetz verfündet wurde. 

Das Weitere erhält nun feine Regelung in Folge ber - 
deutihen Grundrechte, und dies war mit ein Grund, aus 
dem bie Kammer, wie bie Regierung fpäter auf diefen Punkt 
der Märzzufage als jolchen zurücdzufommen nicht mehr nöthig 
fand. 
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Zu 4 Das Geſetz über die Verantwortlichkeit der Mint- 
fter ift das Einzige, über welches (im Einverftändniffe mit 
der II. Kammer) vorerft jede Vorlage unterlaffen wurde, 

Wir haben bereits ein folches Gefet von 1820, aber 
basfelbe hat weitere Beftimmungen über das Verfahren vor— 
behalten, die fpäter nicht gegeben wurden. Died war der 
Grund der Forderung vom 2, März, und nebftdem genügte 
das im Geſetz von 1820 als Staatsgerichtshof eingeſetzte 
DOberhofgericht nicht. 

Die Regierung ließ nun zur Erfüllung der Zufage einen 
Gefegentwurf ausarbeiten. Ehe er aber zur Vorlage Fam, er= 
fhien der Entwurf ber Reichsverfaffung mit der fpäter von 
der National-Verfammlung auch angenommenen Beftimmung, 
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wornach das Reichsgericht auch über die Anklagen gegen 
die Miniſter der Einzelſtaaten, inſofern ſie deren mini— 
ſterielle Verantwortlichkeit betreffen, zu entſcheiden 
haben ſollte. 

In der Sitzung vom 10. Oktober 1848 machte ich die 
I. Kammer hierauf aufmerkſam, indem es, wenn dieſe Be— 
ſtimmung der Reichsverfaſſung zum Vollzuge komme, eines 
beſondern Landesgeſetzes über den Gerichtshof und das Ver— 
fahren bei Anklagen gegen die Miniſter für Baden nicht mehr 
bedürfe. Wünſche aber die Kammer für die Zwiſchenzeit gleich— 
wohl noch eine Geſetzesvorlage, ſo werde ſolche unverzüglich 
erfolgen, da der Entwurf bearbeitet ſey. In Rückſicht auf 
dieſe Lage der Dinge drückte die Kammer keinen ſolchen Wunſch 
aus, und auch als ſpäter die Sache in der Verſammlung 
wieder zur Sprache kam, erklärten einzelne Redner, ohne daß 
Andere widerſprachen, es ſey in Erwartung des Reichsgeſetzes 
hier von jeder Vorlage Umgang zu nehmen. 
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Zu 5. Am 10. Oftober 1848 *) übergab ich der IL Kam— 
mer den Gefegentwurf wegen Zulaffung von Klagen gegen 
öffentlihe Beamte wegen ihrer Amtshandlungen ohne vorhes 
rige Ermächtigung von der Dienſtbehörde. Richtig aufgefapt 
ift eine folde, die Willführ befeitigende und den Rechtsfchug 
vermehrende, Zulaffung vertrauenerregend und zugleich unbe- 
denklich; nur muß verhütet werben, daß nicht der Givilrichter 
das verfaffungsmäßig von der Verwaltung zu handhabende 
dffentlihe Recht felbft vor fein Forum ziehe-, fondern 
nur über die bei Anlaß der Handhabung besfelben oder mit 
Veberfchreitung der Amtsgewalt vorgefommenen privatrecht— 


*) Da 16 Mitglieder der II. Kammer zugleih Mitglieder der beutfchen 
Nationale Verfammlung waren, fo wurben bie Eibungen der II. Kam: 
mer vom Mat bis Oktober, mit Ausnahme weniger Wochen, ausgefebt, 
was aud die fpäte Vorlage diefes Gefepentwurfes veranlaßte. Drin- 
gend war die Sache ohnehtn nicht, da felten Sale folder Klagen vor- 
fommen, und bei den vorgelommenen bie Ermächtigung inzwiſchen er 
theilt wurde. 
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lihen Verlegungen und deren Folgen erfenne. Der 
Gegenftand ift fohwieriger Natur und veranlaßte daher zur 
Aufklärung der verfchtedenen Seiten und Gefichtspunfte um= 
ftändlichere Verhandlungen in beiden Kammern. Der von der 
1. Kammer mit Veränderungen angenommene Gefegentwurf 
erhielt auch in der I. Kammer wieder Aenderungen und war 
am 13. Mat, als unfere Gefchäfte durch die Revolution un— 
terbrochen wurden, noch nicht zum Abſchluß gebracht *). 
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3.6. Die Feuballaften waren in ben ftandes- unb 
grundherrlihen Bezirken ſchon feit Tanger Zeit ein Stoff für 
bie Agitation. Es wurden ſchon auf mehreren früheren 
Zandtagen viele, für die Pflichtigen großentheils fehr billige, 
Ablöfungsgefete gegeben, und bei vielerlei Abgaben, beren 
Steuernatur man erfannte, bie Aufhebung gegen Entſchädi— 
gung aus der Staatskaſſe ausgefprochen. Gegen mehrere 
Ablöfungsgefege haben die ehemals NReichsunmitielbaren we— 
gen behaupteter Beeinträchtigung ihrer bundesrechtlichen An- 
fprüche fich befchwerend an die Bundesverfammlung gewandt 
und dort einen Beichluß erwirkt, daß den Reklamanten wegen 
ihrer Berlegung und Entjchädigungsanfprühe gegenüber 
den angefochtenen Gejegen ber Rechtöweg vor den Landesge— 
richten zu eröffnen fey, weshalb darüber feit mehreren Jahren 
(von der Märzbewegung überrafchte) gerichtliche Verhandlun— 
gen ftatt hatten. **) j 

Auch gegen die Beitimmungen der Gemeindeordnung vom 
31. Dez. 1831 über die Bürgermeifterwahlen, Bürgeraufnah- 


*) Derzögernd wirkte zugleich der Umftand, daß es fidh hier um ein Ver: 
faffungsgefeb handelte, und daß zu einem folhen nad der Berfafs 
fung eine größere Vollzähligkeit der Kammern erforberlic war, wel» 
che wegen bes ftets wieder eingetretenen Abgangs vieler Mitglieder der 
II. Kammer nad Frankfurt und wegen bes fpäteren Nustritts eines 
Theils derfelben felten zu erreichen war. 

**) Bekanntlich war Baden der einzige Staat, welcher gegen den Bundes» 
beihluß vom 15. Sept. 1842, wornach folhe Klagen an das Bundes» 
fhiedögericht verwiefen werden follten, als dem $. 63 der Wiener 
Schlußakte widerfprehend und deshalb ohne Einſtimmigkeit nicht 
vollziehbar beharrlich proteftirte. 
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men und Beiträge zu ben Gemeindelaſten hatten die ehemals 
Neichsunmittelbaren als ihre, zum Vollzuge des Art. 14 ber 
Bundesakte durch Tandesherrliche Deklarationen geregelten, 
bundesrechtlihen Zuftändigfeiten verlegend bei der Bundesver— 
fammlung Beſchwerden geführt und diefe durch Beſchluß vom 
16. Juni 1835 die Wiedereinfegung derfelben in dieſe Zu— 
ftändigfeiten ausgefprochen. Die Regierung hatte in Bezie— 
hung auf diefen Beſchluß, weil er fih nicht unmittelbar auf 
die Bundesafte, fondern nur auf die biefelbe vollziehenden 
lanbesherrlihen Deklarationen gründete, die Kom— 
petenz ber Bundesverfammlung beftritten. Daher verfün- 
bete fie den Bundesbefchluß als folchen nicht, fuchte aber bie 
Sache durch felbftftändige Abänderung bes Geſetzes und durch 
Vereinbarung mit den Berechtigten zu erledigen. Sie erließ 
daher am 16. Februar 1837 ein proviforifches Geſetz, wor— 
nah, bis dieſe DVereinbarung erzielt ſey, bie Gemeinde— 
ordnung von 1831 in den erwähnten drei Punkten gegen- 
über den ehemals Reichsunmittelbaren feine Anwendung mehr 
finden ſollte. Im Sahre 1837 ermächtigten die Stände bie 
Regierung zu dieſer proviforifchen Fürkehr nur bis zum 
nächſten Landtag. Da aber eine Vereinbarung mit den Be- 
rechtigten nicht erzielt wurde, und gegenüber ber Bundesver- 
fammlung ein einfaches Zurüdgehen auf die Gemeindeord= 
nung von 1831 doch unmöglich war oder fchien, fo wurde 
das Proviforium vom 16. Febr. 1837 nach einer meitern 
Bekanntmahung vom 7. Dez. 1837 thatſächlich bis 1848 
noch aufrecht erhalten. Dadurch wurde die Unzufriedenheit 
in den ftandes = und grundherrlichen Bezirken, die fich gegen 
andere Landestheile zurüdgefegt fanden, immer größer. 
Hinfichtlic der Feudallaften mußten die Angebörigen 
biefer Bezirke ohnehin großentheils nicht zu unterfcheiden, was 
ihnen nur Darum, weil fie weniger Eigenthumsrechte 
hatten, obliege, und was wirflich nur von ihren ehemaligen 
ftaatsrechtlichen Verhältniffen herrühre. 
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Als nun die Märzftürme kamen, fo führten die theils 
in der Sache liegenden, theild durch Begrifföverwirrung ges 
fteigerten Befchwerben gegen die Standes- und Grundherrlich— 
feitöverhältniffe in verjchiedenen Lanbestheilen, insbejondere 
im Odenwald und im ehemaligen Main = und Tauberfreife 
bald zu offenen Gewaltthätigfeiten. Es zogen ganze Schaa— 
ren von Bauern und Andern, die ſich aus verfchiedenen Be— 
tweggründen ihnen anſchloſſen, durch die dortigen Bezirke, 
zerftörten ftandes = und grundherrlihe Schlöffer und insbe— 
fondere die darin befindlichen Archive, welche die Urkunden 
über die Berechtigungen enthielten, nöthigten auc einzelne 
Berechtigte oder ihre Beamten perfünlih, auf verfchiedene 
Ansprüche urkundlich zu verzichten. Eine ben Charakter dieſer 
Bewegung bezeichnende Thatjache ift ed, daß die Volkshaufen 
bei Berübung ihrer Gewaltthaten, namentlich beim öffentlichen 
Derbrennen ftandesherrlicher Urkunden mehrfach ausriefen: 
e8 lebe der Großherzog ! 

Sobald die Nachrichten von diefen Vorgängen dabier 
eingetroffen waren, wurden Truppen in jene Gegenden ent= 
ſendet. Inzwiſchen hatten aber raſch nach einander fchon 
ſehr bedeutende BZerftörungen ftattgefunden, die unter den 
Standeds= und Grundherrn überhaupt großen Schreden ver- 
breiteten, jo daß jehr viele derfelben, ohne felbit unmittelbar 
eine Nöthigung erlitten zu haben, nicht nur auf ihre Vor— 
rechte, fondern auch auf mancherlei Bezüge ohne Entſchädi— 
gungsanſpruch verzichteten, oder fih in Eingaben an die Re= 
gterung zu jedem Berzichte bereit erklärten. Die Regierung 
leitete hierüber Verhandlungen ein. Indeſſen wurde am 10, 
März, am nämlichen Tage, an dem von bier aus Truppen 
nach dem Odenwalde abzogen, ber Il. Kammer ein Geſetzes— 
Entwurf übergeben, wodurch alle noch übrigen Feudalrechte 
auf einmal aufgehoben werden follten, und der ben Beifat 
enthielt, daß eine billige Entjchädigung der Berechtigten nach— 
träglich beitimmt werde, dieſe aber, wenn bie Berechtigung 


nicht einen privatrechtlihen Entftehbungsgrund 
habe, nur auf die Staatsfaffe fallen könne *%. Am 
nämlichen Tage wurde auch der fchon oben ($. 40) erwähnte 
Gefetes = Entwurf wegen Haftung der Gemeinden. für 
Befchädigungen, die durch eine zufammengerottete Menge ver— 
urfacht werden, vorgelegt. Bon beiden Vorlagen ließ das 
Minifterium des Innern alle Gemeinden der ſtandes- und 
grundherrliche Bezirke fchleunigft benachrichtigen, und fie über- 
haupt über das Unverftändige und Strafbare folder Gewalt- 
thätigfeiten, fo wie über die rechtliche Unverbindlichkeit der 
etwa damit abgenöthigt werdenden Berzichtleiftungen be— 
lehren. : 
$. 45. 

Hiedurch und durch die in den Odenwald entjendeten 
Truppen, die, obwohl nicht ftarf an Zahl, nirgends Wider- 
ftand fanden, wurde die Ordnung in kurzer Frift dort wie— 
derhergeftellt. 

Sm Oberlande und insbefondere im Seekreiſe hatte die 
Bewegung einen ganz andern, rein politifchen Charakter. 
Es fanden dort feine Ähnlichen Gewaltthätigfeiten, wie im 





*) Diefer Gefeh «Entwurf wurde ba und bort als eine Rechtsverletzung 
gegen die Berechtigten bezeichnet, und doch haben gerade foldhe Berech— 
tigte zur Seit ber großen Noth am meiften auf Vorlage des Entwurfs 
gebrungen, da fie nur darin eine Rettung gegen die gefürchtete Aus— 
behnung ber Gewaltthätigfeiten zu finden glaubten. Namentlid kam 
am 10. März in ber Früh ein ftarf betheifigter reichbegüteter Grund— 
herr aus der Gegend von Mosbach her, und drang, indem er eine 
furchtbare Schilderung bes Geſchehenen und noch Bevorſtehenden machte, 
mit allem Nachdruck auf augenblidlide Vorlage eines Geſetz-Ent— 
wurfs von dem bezeichneten Inhalte, und auf vorläufige Eröffnung 
davon an bie Gemeinden. Die Entfhädigungsfrage, welche wegen ber 
Berfchtedenheit der Bälle umfaffendere Vorarbeiten erfordern und um 
ftändliche Verhandlungen bei den Ständen nad ſich ziehen würde, fönne 
der jehigen Eile wegen nachträglichen Befttimmungen vorbehalten bfei- 
ben. Auch die am 16. März in Freiburg verfammelt gewefenen Grund» 
herrn oberhalb der Murg richteten eime, zugleich zur Kenntniß der 
Regierung zu bringende, Noreffe an ihre Abgeorbneten zur |. Ram: 
mer, worin fie unter Bezugnahme auf den bereits vorge 
legten Geſetz-Eatwurf wegen Aufhebung der Feudal- 
rechte erflärten, daß fie zu den Opfern, welde von ber Regierung 
als wünfchenswerth erkannt werden, bereitwillig feyen. Im Uebrigen 
waren über die meiften und wichtigſten Feudalrechte ſchon in früheren 


Jahren Ablöfungsgefege gegeben, die nun durch den neuen Entwurf 
nicht berührt wurden. 
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Main- und Tauberkreiſe, gegen Standed= und Grundherrn 
ftatt *). 

Nur das Jagdrecht wurde überall (wie in ben be= 
nachbarten Ländern) thatſächlich aufgehoben und eben wegen 
der Allgemeinheit der darauf gerichteten Angriffe war 
ein wirffamer Schuß von Seiten der Staatsgewalt unmöglid). 
Durch das Geſetz über die Feudallaften, dem auch die I. Kam— 
mer (mit allen Stimmen gegen eine) zuftimmte, und bad 
am 10. April 1848 fanktionirt und verfündet wurde, fiel 
indeffen das Jagdrecht auch rechtlich hinweg. Um den mit 
ber freien Bürfch verbundenen großen Uebelftänden zu be= 
gegnen, brachte die Negierung einen Gefeg- Entwurf über 
die Art, wie nun die Jagden auszuüben jeyen, an bie 
Stände, ber auch angenommen und am 26. Juli 1848 ver— 
fündet wurde. Jedoch fchon früher, im März, ald mit dem 
Sagen großes Unweſen getrieben wurde, verordnete bas 
Minifterium des Innern, daß einsweilen, bis die Sache durch 
die Gefeggebung entſchieden ſey, die Gemeinden vermöge 
ber ihnen zuftehenden Gemarfungspolizei die Jagden zu ver- 
pachten und überhaupt dem Jagen Unberechtigter, wodurch 
zugleich die öffentliche Sicherheit gefährdet werde, zu fteuern 
haben. Leider war es den Vollzugsbeamten und dem Auf 
fichtsperfonal in den damaligen Zuftänden ſchwer, diefe und 
ähnliche Anordnungen gehörig zu handhaben. 

Ferner wurden zur Befeitigung des in den Standes— 
und Grundherrlichkeitsverhältniffen liegenden Zündftoffs durch 
Verordnung vom 14, März 1848 die wegen des Bundestagsbe= 
fchluffes vom 16. Juni 1836, am 16. Febr. und 7. Dez. 1837 
erlaffenen Anordnungen in Betreff der Bürgerannahmen, 
Bürgermeifterwahlen und Gemeindeumlagen in den Gebieten 
der chemald Reichsunmittelbaren ($. 43) zurüdgenommen. 


*) Der Fürft von Fürftenderg brachte übrigens nad einer öffentlichen Be 
fanntmadung, die er in feinem Standesgebiete erließ, aus freiem An- 
triebe nody viel größere Opfer, als das Gefep über die Feudallaften 
forderte. Gr verzichtete fogar auf viele Orunblaften, über deren Ablö⸗ 
fung ſchon befondere Geſetze beſtehen, und auf die durch biefe Geſetze 
beftimmte Entſchaͤdigung. 


Einerfeits hatten bie letzteren auf ihre Vorrechte größtentheils 
felbft verzichtet und zum Andern fiel mit ber neuen Bahn, 
welche die Bundesverfammlung nun einfchlug, ber thatfächliche 
Grund jener Anordnungen hinweg, und die rechtliche Ver— 
bindlichkeit des Bundesbefchluffes v. 16. Juni 1836 hatte die 
Regierung aus dem oben im $. 43 angegebenen Grunde ohne= 
bin nie anerkannt. 
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Zu 7. Die weitere Forderung vom 2. März, wornach für 
eine gevechtere Bertheilung der Staatd- und Gemeindelaften, 
für Gewerbfamfeit und einfache Arbeit geforgt werben fol, 
bezeichnete feine Wege, wie dies zu erreichen fey, die Zufiches 
rung der Regierung gieng daher nur dahin und Eonnte nur 
bahin gehen, daß fie zu allen folchen Anordnungen bereit 
jey. Nähere Vorfchläge wurden aber weder von der Kammer 
noch von anderer Seite gemacht, wenn man von ber in viel= 
fahen Petitionen angeregten Kapital- und Vermögensftener 
abfieht. Ueber die legtern beiden Steuerarten wurden indeffen 
von meinem Kollegen Staatsrath Hoffmann den Ständen Ge— 
ſetzentwürfe vorgelegt, die auch zum Abfchluffe kamen *) und 
einige indirefte Steuern befeitigen oder mindern follten, was . 
jedoch wegen des in Folge ber Unruhen ungeheuer geftiegenen 
Militäraufwands nur theilweife zum Vollzug kommen fonn= 
te. 

Was die Gemeindelaften betrifft, fo fteht den Ge- 
meinden nad den Gejegen von 1831 und 1835 das Recht 
zu, einen vom allgemeinen Steuerfuß abweihenden Maß— 
ftab berlimlagen nad eigenem Ermeſſen felbft zu wählen. 
Ich erinnere mich nicht, daß während biefer Zeit Gemeinden 
von biefer Befugnig Gebrauch gemacht hätten, auch war nir= 


*) Der Betrag biefer zwei Steuerarten war am 13. Mai 1849, als bie 
Revolution das Zuftandefommen des Finanzgefehes hinderte, noch nicht 
feftgefeßt. — Diefe Steuerarten werben übrigens meiſtentheils nur fo 
lange gut gefunden, als fie nidt zur wirkfichen Einführung fommen, 
und ſchon während der Verhandlung darüber erhob fich in Petitionen 
und in öffentlichen Blaͤttern wicder eine lebhafte Oppofition dagegen. 
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gends angegeben, wie die Art der Gemeindebeſteuerung etwa 
allgemein geändert werden ſollte. 

Was für die Pflege der Gewerbſamkeit und der einfachen 
Arbeit geſchehen könne, war in den Märzforderungen ebenfalls 
nicht bezeichnet. Die Regierung hat aber nach einer Verord— 
nung vom 26. Mai 1848 die Ginleitung dazu in der Art 
getroffen, daß fie von den Handelskammern, Induſtrie-, Ge— 
werbe= und landwirthichaftlichen Vereinen Mitglieder wählen 
ließ, um mit ihnen bie Einrichtung von Kreditanftalten, eine 
Gewerbeverfaffung , die Förderung von Vereinen zur Unter- 
ftügung der Gewerbe, fodann die Kredit-, Preiß- und Abfaß- 
verhältniffe der Zandwirtbichaft zu berathen. Man wollte aber 
diesfalls nicht einfeitig handeln , fondern unter Benehmen mit 
andern, insbejondere benachbarten , Regierungen und mit dem 
volkswirthſchaftlichen Ausichuffe der Nationalverfammlung bie 
überall zu erhebenden und zu begutachtenden Fragen feftftellen, 
fofort darüber auch gemeinfame Berathungen veranlaflen. 
Dadurch verzögerte fih die Sache, und wer überhaupt die po= 
litiſchen Verhältniffe diefer Zeit betrachtet, begreift leicht, daß 
bier für das materielle Wohl des Volkes nicht nur nichts 
Erflefliches geichehen fonnte, jondern die Noth immer mehr 
fteigen mußte. Sch Habe in der zweiten Kammer wiederholt 
aufmerfjam gemacht, daß und wie die Unruhen und revolu— 
tionären Bewegungen nicht nur den Staatsaufwand ungeheuer 
fteigern, fondern auch die Staatseinnahmen verringern und in 
noch weit höherem Grade den Erwerb ber Einzelnen, insbe— 
fondere der Gewerbetreibenden vernichten, indem die aus den 
Bewegungen hervorgehende Unficherheit der öffentlichen Zus 
ftände den Kredit aufhebe oder ſchwäche, den Verbrauch min— 
dere, und fo den Handel und die Gewerböthätigfeit überhaupt 
lähme, Arbeitsgelegenheit entziche nnd die Verarmung beför— 
dere. Wer unbefangen war und auh nur einige Einficht 
hatte, konnte die Wahrheit biefer (auch in mehrere großher— 
zogliche Proflamationen aufgenommenen) Warnung nicht ver- 
fennen. Dennoch wurde fie in der Kammer jeweild von eini— 
gen Mitgliedern der Oppofition beftritten, und Brentano warf 
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mir ſogar vor, daß ich damit nur den Freiheitsbeftrebungen 
entgegenwirken wolle. Leider ift e8 foweit gekommen, daß bie 
Betheiligten, durch traurige Erfahrungen belehrt, die Wahr- 
heit des Satzes jeht anerkennen oder wenigſtens allgemein 
fühlen. 

$. 47. 

Zu 8. Was die privilegirten Gerichtöftände betrifft, fo 
hat der Chef des Kriegsminifteriums, General Hoffmann, den 
Ständen ſchon am 27. März 1848 einen Gefeg-Entwurf vor= 
gelegt, wodurch die Militärgerichtöbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſachen ganz, und jene in Straffachen, foweit es fich 
nicht um militärifche Verbrechen handelt, ebenfalls auf- 
gehoben wurde. Nach erfolgter Berathung und Zuftimmung 
ber Stände wurde biefer Entwurf am 12, Februar 1849 als 
Geſetz verkündet. 

Am 13. Mai 1848 übergab das Suftizminifterium ben 
Ständen den Entwurf einer neuen Gerichtöverfaffung, worin 
die Aufhebung aller übrigen privilegirten Gerichtsftände aus- 
gejprochen wurde, und damit war nun die Zufage von Sei— 
ten der Regierung vollftändig erfüllt. Der letztere Entwurf, 
ber zugleich die längft gewünfchten Gollegialgerichte der I. In— 
ftanz einführte, die Trennung der Juftiz von der Verwaltung 
ausſprach, und während der ftändifchen Verhandlungen noch 
die Ueberweiſung der Polizeiftraffachen an die Gerichte in fich 
aufnahm, Fam endlich nach mehrfachen Berathungen in beiden 
Kammern erſt im Mai 1849 zur Vereinbarung, bie verein- 
barte Redaktion Eonnte aber vor dem 13. Mai 1849 der Re— 
gierung nicht mehr übergeben, alfo auch nicht mehr verkündet 
werden, und fo ift dies eine derjenigen Früchte, um welche 
ung die Mai-Nevolution für jegt gebracht hat. Das jegige 
Minifterium konnte die Verkündung und den Vollzug dieſes 
vereinbarten Gefeges, abgefehen von andern BVerhältniffen, 
fhon darum nicht eintreten laſſen, weil das darnach geän— 
berte Budget am 13. Mai noch nicht übergeben war, ſondern 
erft in der darauf folgenden Woche zum Abichluffe gefommen 
wäre. 
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Zu 9. Das Verlangen einer volfsthümlichen Kreisver- 
waltung mit geeigneter Betheiligung der Bürger an berfelben 
wurbe von der Regierung durch Vorlage eines biesfallfigen 
Gefeg-Entwurfd vom 19. Juli 1848 in veichlihem Maße er— 
füllt. Es fol darnach nicht nur eine alljährlicd zufammen- 
fommende, von den Gemeinden bed Kreifes zu wählende 
Kreisverfammlung zur Berathung und Schluffaffung 
über die gemeinfamen Angelegenheiten des Kreifeg gebildet, 
fondern von ber Kreisverfammlung zugleich ein Kreisaus— 
fhuß gewählt werben, welcher außerdem, daß er für den 
Vollzug der Beichlüffe der Kreisverfammlung zu forgen hat, 
als eine ftändige bürgerliche Behörde dem Kreisamt 
beigegeben tft, um in wichtigen und ſehr umfafjenden 
Zweigen der ſtaatlichen Kreisverwaltung nicht nur bera= 
thend, ſondern auch ftimmberechtigt mitzumirfen. Nach dem, was 
oben in den $$. 17, 20 und 25 gejagt ift, bietet eine folche, 
die Verwaltung volksthümlich machende, Ginrichtung ficher 
wefentliche Vortheile, und es ift zu beklagen, daß auch diefe 
Frucht durch die Mairevolution für jegt vereitelt wurde. Der 
Entwurf wurde zwar nad erlangter Zuftimmung beider Kam— 
mern am 10. April 1849 als Geſetz verkündet, aber fein 
Bollzug fteht mit dem der Gerichtöverfaffung und mit dem 
für beide nen aufgeftellten Budget in Verbindung und Leh- 
teres Konnte vor dem 13. Mat nicht mehr zum Abfchluffe ge= 
bracht werden. 
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Zu 10. Der Abgeordnete Zentner hatte eine Mo— 
tion auf Einführung gemeinfamer deutfcher Gefeggebung be= 
gründet, und am 5. Februar zeigte, wie fchon oben erwähnt, 
Bafjermann eine Motion an, daß eine ſtändiſche 
Bertretung beim Bundestag zur Erzielung ge« 
meinfamer Gefeggebung und einheitliher Na— 
tionaleinrihtungen berufen werde Diefer am 
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12. Februar 1848 begründete Antrag wurde beinah einſtim— 
mig zur Berathung in bie Abtheilungen gewieſen. Ein Ab— 
geordneter bemerkte ganz richtig, dieſe Motion werde an die 
Abtheilungen der deutſchen Nation gewieſen. Erſt durch 
die Märzbewegung erhielt der große Gedanke feinen Schwung. 
Er wurde unter die Forderungen des 1. März aufgenommen 
und am 2. März trat bie I. Kammer dem Antrag, daß bie 
Regierung auf eine Vertretung des deutſchen 
Volkes bei ber Bundesverfammlung hinwirken 
möge, einftimmig bei. 

Die Regierung fühlte mit der Kammer die hohe Bebeut- 
famfeit dieſes Antrags und die Scheue, in einer fo hochwich- 
tigen Sache gegenüber den Großmächten die Snitiative ergrei— 
fen zu müffen, trat in den Hintergrund bei dem Gedanken 
an bie eingetretene ungeheure Bewegung, welche die Kräfte 
{für den Augenblid) nicht mehr nah dem Umfange ber 
Länder meffen ließ, und welche überhaupt nur allein durch 
eine nationale Vereinigung einen großartigen, vor 
Zerfall und Anarchie fihernden, Gang erhalten könne. Bon 
biefem Gefichtspuntte aus wurde in meinem aus Auftrag bes 
Großherzogs an den Präfidenten der I. Kammer gerichteten 
Schreiben vom 4. März erflärt, daß bie Regierung diefen 
Zeitpunkt, wo dad Bebürfniß nationaler Einigung und Kräf= 
tigung mit Macht hervortrete, nicht vorbeigehen Taffen werde, 
ohne auf Mittel hinzumirken, welche das Vertrauen bes deut— 
fchen Volkes auf feine Einrichtungen durch Benützung 
volksthümlicher Elemente kräftigen fünnen. Alsbald 
darauf erließ der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
eine Inſtruktion an den Bundestagsgeſandten, wornach der— 
ſelbe eine Volksvertretung beim Bunde mit allem 
Nachdruck in Antrag zu bringen habe. Am 9. März, als 
die I. Kammer wieder zuſammentrat, wurde ihr in geheimer 
Situng dieſe Inftruftion mitgetheilt. 

Inzwiſchen kamen nun auch in andern Ländern Erklä— 
rungen ber Regierungen über die Nothwendigkeit einer Ver— 
tretung des deutjchen Volks zu Tag, und am 10. März 
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jchritt die Bundesverfammlung, welche jekt die (1832 ver- 
botene) beutfche Fahne auf ihren Palaſt aufgepflanzt hatte, 
ſchon felbft zu einer Einleitung, indem fie 17 von den Re— 
gierungen aus den populärften Männern zu ernennende Ver— 
trauensmänner berief, welche den Entwurf einer neuen deut— 
ſchen Berfaffung berathen follten. Bon Baden wurde am 14, 
März Baffermann, der Urheber der Motion vom 12. Fe— 
bruar, zum Vertrauengmann, und Welder, der von ber 
Sommiffion aufgeftellte Berichterftatter, an Blittersdorf's Stelle 
zum Bundestagsgefandten ernannt ($. 92). 
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Am 24. März wurde in der II. Kammer über Baffer- 
mann's Motion und über die in Welder’s Bericht angegebe- 
nen nähern Borfchläge verhandelt. Die Kammer richtete eine 
Adreffe an den Großherzog, worin gebeten war, mit allen 
Mitteln für die fchleunigfte Herftellung einer Bundesverfaffung 
mit Bezugnahme auf die bei der Verhandlung gepflogenen 
Grörterungen wirken zu laffen, und namentlich die fchleunigfte 
Berufung einer conftituirenden Verfammlung zu veranlaffen, 
zu dieſem Zwede fogleih eine Wahlordnung vorzulegen und 
nach Genehmigung derfelben die Wahlen ungefäumt anzuorbd- 
nen *). Am 25. März trat die J. Kammer, welche ſchon am 
18. des nämlichen Monats eine Petition der Heidelberger Pro— 
fefjoren in der gleichen Richtung empfohlen hatte **), der 
Adreffe dev II. Kammer einftimmig bei. 

Noch am nämlihen Tage erließ die Regierung, nachdem 
ich mit der IL Kammer mich über die Art der Behandlung 
der Sache nochmals befprochen hatte, eine Verordnung über 


*) Heder, ber damals nod feinen aufrührerifchen Plan nehabt zu haben 
ſcheint, bemerkte bei der Berathung: Es habe hohe Eile, daß die Na— 
tion einen Sammelpunft erhalte, in 3 Wochen fey es vielleicht zu fpät. 
Es fey nicht mehr 14 Tage zu zögern. 

**) Die Sreiherren v. Andlau und v. Rink ſprachen bier für ein fihtbares 
Oberhaupt, für einen beutfhen Katfer, während Klüber fih ge 
gen biefen Gedanken ausſprach, und Andere ihn wenigftens nicht in die 
Adrefie aufgenommen wiffen wollten. Die Aufnahme unterblieb. 


— 85 — 


die vorläuſige Wahl der Wahlmänner nach unſerer für 
die II. Kammer gegebenen Wahlordnung. Es ſchien Gefahr 
auf dem Verzuge zu haften, und die weitern Beſtimmungen 
des Bundes, oder ſofern es hieran fehle, im Wege der Lan— 
desgeſetzgebung, über die Abgeordnetenwahl ſelbſt 
konnten, da die einsweilige Wahlmännerwahl als eine 
viele Zeit fordernde Vorbereitung das Dringendſte war, ſpäter 
nachgetragen werden. 

Das von der bekannten Heidelberger Verſammlung aus 
den verſchiedenen Ständemitgliedern *) und andern einfluß— 
reihen Männern nach Frankfurt berufene Vorparlament ſetzte 
alsdann Wahlgrundfäge feit, welche die Bunbdesverfammlung 
in ihrem Befchluffe vom 7. April großtentheils fid, aneignete. 
Es follte den einzelnen Regierungen überlaffen bleiben, direft 
ober indireft wählen zu laffen. Im Uebrigen follte jeder 
volljährige felbftftändige deutſche Bürger Wahlrecht haben. 
Darnach erließ die Großh. Regierung am 10. April einen 
Nachtrag zur Verordnung vom 25. März, und gab den Ge— 
meinden, welche ihre Wahlmänner fchon gewählt hatten, an- 
beim, es hiebei zu belaffen, oder fchleunig eine neue Wahl 
derfelben nad) den neu aufgeftellten Grundfägen vorzunehmen. 
Darauf wurde auch beftanden, als einige Gemeinden im 
Miderfpruch mit dem Bundesbefchluffe nad) angeblich abwei— 
chenden Beitimmungen des Vorparlamentd wählen wollten, 
Durch eine Verordnung vom 26. April wurde das Land ge- 
mäß dem nämlichen Bundesbefchluffe in 20 Wahlbezirke ein= 
getheilt und die Abgeordnetenwahl felbit angeordnet. 

Das Refultat diefer Wahlen tft befannt. Die Linfe 
hier und in Frankfurt rühmte oft, daß 12 derjelben auf Re= 
publifaner gefallen feyen, das Volk fih alfo für die Re— 
publif ausgefprocdhen habe. Sey dem, wie ihm wolle, fo 


*) Heder drüdte bei der Verhandlung vom 24. März den Gedanken aus: 
es follten der Eile wegen, da durd eine neue Wahl zu viel Zeit vers 
foren gehe, nur die verſchiedenen Ständeverfammlungen zufammenfommen 
und eine deutſche Verfaſſung fertigen, deren Reviſion dann tem zu bes 
rufenden Tegislativen Körper vorbehalten bliebe. 
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war bie Mehrheit der Gewählten jedenfalls radikal, fie 
wollten fi) aber damals zum Nepublifanigmug noch 
nicht offen bekennen *), waren auch, wenigftens in ei— 
nigen Bezirken, nicht in diefem Sinne gewählt **). In ei- 
nem Bezirke mußte der zu jenen Zwölfen gehörige Gewählte 
den Wählern fogar ausdbrädlihd ein entgegengefehtes 
Bekenntniß ablegen. Erft als fie von Frankfurt, wo fie im 
Umgang mit entfchiedenen Republifanern mit diefem Ziele 
mehr vertraut murben, im Sommer 1848 zurüdfamen, mach— 
ten Einzelne berfelben in unferer I. Kammer aus ihrer 
republifanifchen Richtung Fein Hehl mehr, 
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Zu 11. Zur Erfüllung der Zufage wegen Unabhängig 
teit der Richter übergab das YJuftiz = Minifterium ſchon am 





*) In der Sihung der 2. Kammer vom 13. Mat 1848 bradıten einige 
Kinfe ein dem Linzwifchen zum Staatsrath ernannten) Abg. Mathy zus 
geichriebenes Flugblatt zur Sprahe, worin gemäßigte Kandidaten em» 
pfohlen, und andere wegen ihres revolutionären Treibens angegriffen 
waren. Es war nämlich (in Brudfal) die Wahl zwiſchen Mitter: 
maier und Itzſtein freitig. Jenes Flugblatt bezeichnete diejenigen, bie 
fi für den letztern bemühten, als „Leute, welche die ſ. g. Republik in 
Baden einzuführen gewünfcht und zu diefem Zwede den Aufruhr und das 
Verberben des Landes nicht nefcheut haben.” Die Linfen in der Kam: 
mer befchwerten ſich nun über eine folhe Verdächtigung. Mir war von 
diefem Flugblatte nichts befannt, Am anderen Tage fam mir aber ein 
anderes Flugblatt vom hieſigen demokratiſchen Vereine zu Geſicht, 
worin jene Linken als Republikaner empfohlen wurden und gefagt 
war, bie Republik fey die einzige mögliche Staatsform für Deutſch—⸗ 
land. Defretire das Parlament fie nicht, fo werde fie jedenfalls auf 
blutigem Wege („über Blut und Leichen”) zu Stande fommen. 
Man folle alfo Republitaner wählen, daß das Parlament felbft die Re— 
publik turhführe. Im diefem Sinne wurden jene Linfen der zweiten 
Kammer ald Kandidaten für die Parlamentswahlen empfohlen. Ich hielt 
biefes Blatt in der Sikung vom 15. Mai denjenigen, welde zuvor 
das andere Flugblatt als fie verdächtigend getabelt hatten, entgegen und 
bemerkte, daß in biefem neuen, fie empfehlenden, alfo von ihren 
Freunden kommenden, Blatte eine viel ffärfere Verdächtigung 
ihrer Oefinnung liege. Ste follten daher baffelbe ebenfalls desavouiren. 
Ihre Erklärungen darauf waren ausweidhend, und theilweife gaben 
fie dem Blatte eine andere Deutung, theilweife besavonirten 
fie e8 au, und jedenfalls befannten fie noch feine o ffene republifa- 
nifhe Beftrebung. 

“*) Ipftein, der in acht Bezirken gewählt wurde, erflärte in der Kam: 
mer: er habe zwar republifanifche Anfichten, halte aber bie Zeit für 
eine Republik noch nicht reif. 
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16. März 1848 der IE Kammer einen Gefet = Entwurf, wor— 
über ber Abg. v. Soiron am 29, März Bericht erftattete. 
Die Kommiffion empfahl den Entwurf mit einigen Zufäßen 
zur Annahme, fügte jedoch eine Beftimmung bei, daß das 
Geſetz erft mit der (die Juſtiz von der Verwaltung trennen 
ben ) neuen Gerichtöverfaffung in Wirkfamkeit treten ſoll, da 
dort eine geeignete Auswahl der Richter ftattfinden werde. 
Da biernady die;Grledigung feine Eile hatte, und Soiron 
ohnehin zuerſt als Präafident des Fünfziger = Ausfchuffes und 
dann ald Mitglied der Nationalverfammlung beinah ununter- 
brochen von hier,abwefend war, fo nahm bie Kammer bie 
Derathung nicht vor, und fie wäre (im Cinflange mit den 
Grundrechten) in der Mitte des Mai 1849 mit einigen an= 
bern Eleineren Reften noch zur Erledigung gefommen, wenn 
nicht die Revolution am 13. Mai 1849 die Gefchäfte unter- 
brochen hätte, 
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Zu 12. Die Forderung, daß das Staatsminifterium und 
die Stelle des Bundestagsgefandten nur mit Männern bes 
allgemeinen Vertrauens befegt werben follten, war in bem 
Kammerbefchluffe vom 2. März nur objektiv gehalten. In 
ber Berathung wurde aber bie Bedeutung hineingelegt, 
daß der damalige Chef des Juſtizminiſteriums ( Stantsrath 
Trefurt) und jener der Finanzen ( Staatsrat) Regenauer), 
welche beide ald Reaktionäre bezeichnet wurden, und ber 
Bundestagsgefandte von Dlittersdorf entfernt und durch popu= 
läre Männer erjegt werden. Deswegen fand biefer zwölfte 
Antrag bei der Berathung auch mehr Widerfpruch und es 
haben bier allein 12 Mitglieder dagegen geftimmt. In ber 
Sisung vom 4. März wurde alsdann noch entjchiedener auf 
bie Entfernung der bezeichneten drei Beamten gedrungen, fo 
daß Trefurt und Regenauer, da ihre Wirkfamfeit unter fol= 
hen Berhältniffen nicht mehr gebeihlich feyn könne, ganz be= 
ſtimmt auf, ihrem Nüdtritt beftanden und am 7. März einft« 
weilen in Rubeftand verfegt wurden. 
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Das Zuftiz-Minifterium wurde am 9. März dem dama— 
ligen Direktor des Minifteriums des Innern, Brunner, ber 
als ein freifinniger und gemäßigter Mann überall geachtet 
war, übertragen. Es überfiel ihn aber eine Krankheit, die 
lange andauerte und ihm den Antritt des Amtes unmöglich 
machte, fo daß er dringend bat, ihn wieder zu entheben. 
Es wurde dem Gefuche entfprochen, und wegen eines Grfat- 
mannes mit Mehreren unterbandelt.e Es war in folden 
Zeiten nicht leicht, einen Mann zu finden, deſſen Befähigung 
und Karakter ben Berhältniffen entſprach, und der zugleich 
geneigt war, in einem vorausfichtlich nicht Tange dauernden 
Amte feine Kräfte aufzureiben, und im Rampfe mit den über— 
fprubdelnden Leidenfchaften, mit dem Unverftand und der Ver— 
blendung, zugleich feinen politifchen Ruf zum Opfer zu brin= 
gen. Inzwiſchen Hatte ich neben der Verwaltung des Mini— 
fteriums bes Innern auch die Gefchäfte des Zuftiz-Minifteriums 
im Staatsminifterium und theilweife in der Kammer felbft 
zu vertreten, bis am 9. Dftober 1848, als die Kammern 
nach längerer Unterbrechung ihre Sigungen wieder fortjehten, 
ber damalige Geh.-Ref. v. Stengel, deſſen Umficht und Ener— 
gie als Landestommiffär des Seekreiſes im April 1848 die 
allgemeine Anerkennung gefunden hatte, an die Spitze bes 
Juſtiz-Miniſteriums geftellt wurbe. 

An Regenauer's Stelle wurde fogleih am 9. März 1848 
Hoffmann, der als badijcher Bollvereinsbevollmächtigter 
in Stettin fi befand, und ber früher als freifinniger Abge- 
ordneter ber II. Kammer eine große Popularität fich erworben 
hatte, zum Chef des Finanz = Minifteriums ernannt. 


Der Bundestagsgefandte wurde am 7. März ebenfalls 
in Ruheſtand verfegt. In jeder Situng der IL Kammer *) 


*) Der Minijter der auswärtigen Angelegenheiten erklärte in ber II. Kams 
mer, daß der bisherige Bundestagsgefandte gerade in ber jebigen fo 
verhängnigvollen Zeit in ber Bundesyerfammlung eine ganz außers 
ordentliche Thatfraft ganz im Sinne der Regierung (alfo der jetzigen 
Ideen) entwidele. Das half aber nicht, es wurde ber frühern Vers 
hältnifie wegen mit Ungeftümm auf feine [hleunige Erſetzung durch 
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wurde ſtürmiſch auf die ſchleunige Beſetzung dieſer in ber 
beutfchen Sache jett fo wichtigen Stelle mit einem Manne 
ber neuen, fo mächtig gewordenen, Ideen gedrungen, und mit 
jedem Tage wuchs nicht nur die Möglichfeit, fondern bie 
Nothmwendigkfeit eines folhen Schrittes, fo daß am 14. 
März Welcker zum Bundestagsgefandten ernannt wurde, 
der nach der damaligen Lage der Dinge in Frankfurt fogleich 
nach feinem Gintritte einen ungeheueren Einfluß übte, fpäter 
aber, als er ber revolutionären Strömung mannhaft Wider- 
ftand Ieiftete, feine große Popularität bei. ben Bewegungs 
männern unferes Landes, wie natürlich ebenfalls verlor. 
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Auch in untergeordneten Kreifen wurde nicht nur in ber 
II. Kanımer und in Petitionen auf bie Entfernung von Be— 
amten, bie (mit oder ohne Grund) als reaktionär galten, 
oder ſich durch was immer verhaßt gemacht hatten, gedrun= 
gen, fondern ed wurden an mehreren Orten folche Beamte 
gewaltfam vertrieben, oder fie flohen wegen Bedrohung. Man 
mag ben Lestern Feigheit porwerfen, aber wer die Fähigkeit 
hat, fich in jene Zeit der allgemeinen Auflöfung aller Bande, 
wo in allen deutfchen Ländern die Regierungsgewalt gebro= 
chen war, zurückzudenken, der greife aufrichtig in feine eigene 
Bruft und prüfe fi, ob er in gleicher Lage, mie e8 bei ei= 
nigen Wenigen allerdings der Fall war, wirklich mehr Muth 
gehabt hätte. 

Bei Vielen, deren Entfernung betrieben wurde, ging bie 
Regierung auf das Begehren nicht ein, wenn entweder ficht- 
bar keinerlei Grund dazu vorlag, oder dad Begehren nur von 
einer Partei ausging, ohne daß man jagen Eonnte, die Stel- 
lung des Beamten ſey jchlechthin unhaltbar. Man hoffte, 


einen Andern gebrungen. Und befanntlih wurden aus gleicher Noths 
wenbigfeit aud) von ben übrigen Regierungen alle andern frühern Buns 
destagsgefandten zurüdberufen und durd populäre Männer erſetzt. So 
weit ed nicht fchon im März 1848 gefchehen war, geſchah es im April 
auf die Forderung des ſ. g. Vorparlaments, 
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ber Schwindel werde worübergehen und bie öffentliche Gewalt 
wieder erftarken, wo dann nach reifer Prüfung Verfügung 
zu treffen fey. Andere aber wurben verfegt, oder weil es 
damit ebenfalls Schwierigkeit hatte, vorläufig penftonirt *) 
und ihre Stellen proviforifch verwaltet. 

Hinfichtlich Aller, die vertrieben wurden oder geflohen waren, 
wurde übrigens fowohl über die Gründe ber Unzufriedenheit, 
als auch darüber, ob eine wirkliche Heberwältigung oder Ge— 
fahr für fie vorlag, eine Unterfuchung eingeleitet und je nad 
dem Grgebniffe gegen fie eine dem Dieneredifte entfprechende 
Verfügung getroffen. Strenger wurde dies bei jenen genom— 
men, bie erft fpäter (im April 1848), als wieder mehr Macht 
vorhanden und dem eingetretenen eigentlichen Aufruhr förm— 
lich der Krieg erklärt war, ungebührlihe Schwäche an den 
Tag legten oder gar ihre Stellen verließen, obgleich ihnen 
durch wiederholte allgemeine Verfügungen bes Minift. d. J. ein- 
gefhärft war, dem aufrühreriichen Treiben mit allem Nach— 
drude entgegenzutreten und den vollen Ernſt des Geſetzes ge— 
gen die Ordnungsftörer aufzubieten. Doc auch hier, fowie in 
fpäterer Zeit war das Staatödieneredift vielfach hemmend. 
Die Regierung übergab daher den Ständen am 3. Mai 1848 
einen Geſetzentwurf, wornach Beamte, welche wegen gegen fie 
beftehender Unzufriedenheit ihre Stellen, ohne dazu völlig ge= 
nöthigt zu feyn, verlaffen, oder bei aufrührerifchen Bewegun- 
gen aus Furchtfamkeit die Erfüllung ihrer Amtspflichten ver— 
fäumen, je nach den Umftänden ohne Penfion oder mit ei= 
ner geringern als der gefeglichen Penfion entfernt, oder 
auf eine geringere Stelle verfegt werden können. Diefer 
Gefegentwurf gieng aber jeweils mit minder wefentlichen Aen— 
derungen mehrfach von der einen Kammer in die andere und 





*) Brentano erflärte in ber Sitzung vom 13. März, alle fervilen Beamten 
follten penfionirt werden, möge bie Penfionslaft auch noch fo hoch an— 
ſteigen. So leichtſinnig wollten wir aber mit den Staatsgeldern nicht 
umgehen, zumal, wenn man berüdfihtigt, was Brentano unter ben fer- 
vilen Beamten begriff, und daß damit oft ganz tüdhtige, gewiflenhafte 
und kraͤftige, gegen das revolutionäre Treiben einfhreitende Beamte 
getroffen worben wären. 
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zuruͤck*), ohne daß bis zum Mai 1849 eine Vereinbarung er= 
zielt wurde. Der Umftand, daß das Stantsdienerebikt, deſſen 
Aenderung der Entwurf bezwedte, durch die Verfaſſung 
felbft garantirt ift, es fih dabei alfo um ein Verfaſ— 
fungsgefeg handelte, hat auch hier zur Verzögerung beige= 
tragen, weil die IL Kammer wegen ber Abwefenheit vieler 
ihrer Mitglieder bei der National-Berfammlung und fpäter 
wegen bes Austritts der Linken felten die zu Berfaffungsges 

fegen erforderliche Mitgliederzahl verfammelt Hatte. 


Sind hiernach die Forderungen vom 1. und 2. März, 
foweit e8 von der Regierung abhieng, fämmtlich zur Er— 
füllung gefommen, fo erübrigt noch, Einiges über die Aus— 
führung ber ſchon vorher am 29. Februar 1848 von ber 
Regierung unaufgefordert gemadten 3 Zufagen ($. 35) 
wegen welcher beide Kammern Dankadreffen an ben Groß: 
herzog richteten, nämlich über Preßfreiheit, Volksbe— 
waffnung und Schwurgerichte zu fagen. 


VI. Prepfreiheit. 
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Es ift ſchon oben erwähnt worden, daß die Zufage vom 
29. Februar bezüglich auf die Preßfreiheit fogleich am 1. März 
durch einfache Wiederherftellung des Preßgeſetzes von 1831 
mit Hinweifung auf das Strafgefehbud von 1845 zur Er— 
füllung gebracht wurbe. 


*) Im Anfange wurbe über die Frage geftritten, ob das Geſetz rüdwärts 
auf die feit dem 1. März vorgefommenen Fälle angewendet werden 
könne? Da jedoch dieſe Frage fhon von der II, Kammer bei der erften 
Berathung verneint wurbe, fo drehten fi die fpätern Differenzien zwis 
[hen beiden Kammern nur noh um unwidhtigere Fragen Hinfichtlich 
bes Verfahrens. Im Uebrigen-hat fhon die Vorlage des Entwurfs 
auf ben Eifer der Beamten anfänglich wohlthätig gewirkt, bis berjelbe 
fpäter, wo fo Tange feine Vereinbarung erzielt wurbe, wieder in eine 
Art von Vergeſſenheit gerieth. 
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Wer den Berfiherungen geglaubt hätte, daß von dieſer 
neuen Freiheit ein vernünftiger Gebrauh gemacht würde, 
wäre ein Thor geweſen. Ich habe mich in meinen Erwartun— 
gen in feiner Weife getäufcht, und wenn irgendwo die oben 
im 1. Abfchnitte bargeftellte Anficht fich beftätigte, daß foldye 
weitgreifende Freiheiten zu rechter Zeit, wo man die Macht 
zur Sicherung der nothwendigen Schranken noch hat, gegeben 
werden müflen, fo war es bier ber Fall. Dem beutfchen 
Volke und einzelnen Regierungen, bie ein folches Bedürfnif 
früher erkannten, war dies nicht gewährt, Man mußte einen 
Zeitpunkt herbeikommen laffen, wo nicht nur bie Freigebung 
der Preffe an und für fich nicht mehr zurüdgehalten werben 
konnte, fondern auch die Unmöglichkeit vorlag, fihernde Vor— 
fhriften gegen den Mißbrauch zu geben. 

Nicht zu reden von Stempeln, großen Kautionen u. d.g., 
fehlte es vor Allem an einer ftrengen Repreffivgefeggebung 
und an einem raſchen vichterlichen Verfahren. Im I. 1844, 
wo das Strafgefegbuch berathen wurde, beftand feine Preß— 
freiheit und noch weriger hatte man in Beziehung auf den 
argen Mißbrauch dieſes gewaltigen Mittels genügende Er— 
fahrungen, Damals hatte die II. Kammer (in ihrer Mehrheit) 
nur den einen Feind vor Augen, nämlich die Genfur und 
die, die Freiheit überhaupt befchränfende, Bundespolitik. 
An den andern Feind, der von unten bie bürgerliche 
Ordnung und gefegliche Freiheit gefährde, glaubte fie nicht. 
Auch fagte man: wenn einmal bie Preffe wirkich frei werde, 
fünnten weitere Strafbeftimmungen, fofern fie wirklich ald nö— 
thig fich darftellen, gegeben werden, für jegt ſeyen ſolche je- 
denfalls nicht nöthig. Nach diefer Anficht und Stimmung wur— 
ben für folhe Vergehen nicht nur fehr geringe Strafen, 
wie fie in freien Fonftitutionellen Ländern jo beinahe nirgends 
vorkommen, feitgefett, fondern e8 wurden, was noch weit 
wichtiger ift, viele bei großer Agitation fehr gefährliche Fälle 
entweder gar nicht mit Strafe bedroht, oder e8 wurde ber 
Thatbeftand fo eng begrenzt, daß bei der genauen Wortaus- 
legung , an die unfere Richter gewohnt find, die Verbrecher 
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ſehr ſchwer zu treffen ſind. Hätte der Bund früher die Preſſe 
freigegeben, fo hätte er die nöthig erachteten Sicherungsmit— 
mittel zur Bedingung machen, oder es hätte dies zur Zeit ei— 
ner verhältnißmäßigen politiſchen Ruhe von den einzelnen 
Regierungen geſchehen können. In der Zeit der Märzſtürme 
war dies weder der Bundesverſammlung, noch den einzelnen 
Regierungen mehr möglich. 
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So kam es nun, daß unſere Preſſe in furchtbarer Weiſe 
mißbraucht wurde. Unſere revolutionären Blätter verbreiteten 
in jeder Richtung zerſtörende Grundſätze, ſie richteten ihre 
Pfeile gegen Religion und Sittlichkeit, gegen die Heiligkeit 
der Eide, ſie vertheidigten und lobten alle politiſchen Ver— 
brechen. Mit einer falſch aufgefaßten Volksfouverainetät wirf- 
ten fie überall Hin nur auf Auflöfung und durch Lüge und 
Entſtellung anf eine allgemeine Verblendung, indem fie hin— 
fichtlich alles Beftehenden oder Gegebenen erbichtete Nachtheile, 
und hinfichtlich des Anempfohlenen erdichtete Bortheile barftell= 
ten. Eine Hauptaufgabe war, jede Autorität anzugreifen und 
zu untergraben, und insbefondere die Träger derſelben überall 
verächtlich oder verhaßt zu machen *). 

Sn Ländern, welche ſchon länger an bie Freiheit ber 
Preſſe und an die Mißbräuche derfelben gewohnt find, und 
wo eben deshalb die Lüge und Entftellung weniger Glauben 
mehr findet, ift al’ das in der Regel unfhädlich oder doch 
weniger wirkfam, und es wird durch bie rebliche Prefie, 
welche in ber Freiheit nach und nach eine große Macht ge= 


*) Ein politifcher Flüdtling in der Schweiz rühmt es in feiner Schrift 
über bie badiſche Revolution vom Mai 1849 als einen Vorzug ber 
radifalen PBreffe in Baden vor ber Würtemberg’fhen, daß die badiſche 
ihre Pfeile Hauptfählid gegen die Perſönlichkeiten, namentlich 
gegen mich, gerichtet und biefe Perfönlichkeiten in den Koth herabges 
ogen habe, wodurch alles, was von benfelben ausgehe, beim Bublitum 
* zum voraus verdächtigt und in Mißeredit gebracht ſey, während 
die würtemberg’fhe radikale Preffe, in den Grundſätzen von gleicher 
Richtung, bie Perſönlichkeiten doch mehr gefhont und mit Achtung 
behandelt habe, 


— 4 — 


winnt, aufgewogen. Anders verhielt es fih ganz naturgemäß 
mit unferer jungen Freiheit, und auch bie gute Preſſe 
fonnte bei dem Borfprung,, ben bie ſchlechte in ben Stür— 
men berZeitjund wohl auch durch die Frühere Genfur über fie 
getvonnen hatte, Keinen Eingang finden *). Es wurden in bie 
fer Beziehung mehrfache Verfuhe gemacht, bie Verblendung 
war aber fo groß, daß Alles, was für Net, Sittlichkeit 
und Ordnung gefchrieben wurde, in manchen Bezirken feine, 
ober faft feine, Leſer fand, indem es, felbft bei unentgelt- 
licher Mittheilung, als zum Voraus verbächtigt zurüdgeftoßen 
wurde. Unter ſolchen Berhältniffen konnte felbft das, was 
bie vaterländifchen Vereine in diefer Richtung thaten, für jest von 
feinem großen Erfolge feyn, und ohnehin entwideln die Ord= 
nungsliebenden, wenn auch vielfach angeregt, in folchen Zei— 
ten bes Terrorismus bei weitem Feine fo große Thätig keit, 
wie bie Partei ber Zerftörung. | 
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Gegen bie ftrafbaren Ausfchweifungen der Preſſe wurden 
indeffen viele gerichtliche Klagen erhoben, aber wegen ber 
Mangelhaftigkeit ber Geſetzgebung auch viele berfelben von 
den Gerichten abgewiefen, und mo dies nicht geſchah, Fam 
es doch wegen Langfamfeit des Verfahrens und da insbefon= 
dere bie Nekurfe bei dem mit Gefchäften überhäuften Ober: 
hofgerichte eine ſehr fpäte Erledigung fanden, faft gar nicht 
zum Vollzuge, wodurch bie abjchredende Wirkung nahehin 





*) Gerade barin beftcht, wenn einmal die Freiheit der Preffe in das 
Bewußtfeyn und in das Leben des Volkes eingedrungen ift, ihr Haupt: 
werth, daß bie gute Preſſe, die unter der Genfur verbädhtigt umb un- 
wirkſam tft, mehr Macht gewinnt, während die ſchlechte ihren Stadel 
verliert. Das eigentlihe Gift, womit der Geift der Verneinung Gitt- 
lichteit, Recht und Orbnung ſchleichend untergräbt, Tann durch bie 
Genfur nit abgewendet werden. Was fie leiſtet, beſteht nur darin, 
daß fie die Heftigkeit der Angriffe befeitigt. Dies tft nun nur in 
Seiten großer be: von Bedeutung, — ein Grund mehr, 
dap man bie Preßfreiheit zu befferer Zeit ſchon hätte geben follen, wo 
bann die Greigniffe von 1848 auch ſchon eine mächtige gute Preffe, 
die der Bügellofigfeit uud Heftigkeit der ſchlechten das — 
hielt, vorgefunden haben würden. 
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vereitelt wurde *). Andererfeits klagten bie revolutionären Blät- 
ter und die Linken in der Il. Kammer fogar über furchtbaren 
Preßzwang, tiber Befchränkung der Freiheit, was allerdings 
denjenigen , welche jene bamaligen Blätter lafen, in der That 
ganz poffierlich vorfommen muß. Als die beutjchen Grund— 
rechte erjchienen, mußten fogar bie geringen Kautionen noch 
aufgehoben werden **), was die Eleinen Blätter, die um vier— 
teljährige 20-30 fr. in allen Schenken gelefen wurden, noch 
vermehrte. Da in dem Gefehentwurf, den ih am 29, Januar 
1849 wegen Aufhebung der Kautionen ben Ständen übergab, 
die Beftimmung enthalten war, daß nun für Koften und 
Schadenerſatz, wefür früher die Kautionen beftellt waren, 
bei Zahlungsunfähigkeit des Redakteurs der Verleger oder 
nach ihm der Druder zu haften habe, fo erhoben bie revo— 
Iutionären Blätter darüber ebenfalls wieder einen gewaltigen 
Lärm, obgleich doch nichts natürlicher war, als daß die fin- 
guläre Beftimmung bed Preßgefetes , wornach gegen bie Re- 
geln des allgemeinen Strafrechts nicht alle, die zum Ver— 
brechen mitwirken, mit einander belangt werben können, fon= 
bern in erfter Linie (neben dem felten zu ermittelnden Vers 
faffer) nur der Redakteur zu haften hat, auf die Koften 
und Entfhäbdigung feine Anwendung mehr finden könne, 
wenn die Raution, melde das Geſetz dafür einfehen ließ, 
hinwegfalle, indem ja dann bei Aufſtellung eines vermögens— 
loſen Redakteurs der Kläger für Koſten und Schaden gar 
keine Sicherheit mehr hätte, und auf der andern Seite der 
Verleger wiſſen muß, von wem er ein Blatt in Verlag nehme 
und welche Sicherheit ihm berfelbe gewähre. Bei ber Klarheit 
biefer Sache gaben die Stände dem Gefebentwurf ihre Zu— 
ftimmung. 


*) Das Mintfterium des Innern hat durch Vermittlung des Juſtiz⸗Mini⸗ 
fteriums wiederholt auf fehleunigere Erledigung der Preßprozeffe gedrun⸗ 
gen, aber mit wenig Grfolg. 


*2*) Schon che das biesfallfige Gefeh gegeben war, erkannten bie Gerichte» 
höfe auf ven Grund der im Reichsgeſetzblatt erfchienenen und fpäter auch 
hier verfündeten Grundrechte, daß feine Kaution mehr zu ftellen fet.- 
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Eine andere ebenſo grundlofe Beſchwerde erhoben bie 
Blätter gegen eine Verfügung des Minifteriumd des Innern, 
daß, da nad dem Prefigefege Fein Blatt ohne einen ber 
Staatsbehörde bezeichneten verantwortlichen Redakteur er— 
ſcheinen darf, in Fällen, wo der Redakteur wegen Gefangen- 
fchaft die Redaktion nicht mehr beforgen fann, ein anderer 
Redakteur von ihm zu beftellen fei, da ja fonft für das Blatt 
gar niemand mehr die Verantwortlichkeit zu tragen hätte. 
Auch diefe von Fickler der II. Kammer vorgetragene Beichwerbe 
wurde von der Lebtern wegen offenbarer Grundlofigfeit nicht 
berüdfichtigt. 


Sn der Hauptſache aber war mit allem diefem wenig 
geholfen und eine mehr ſchützende Gefeggebung war nad 
ber damaligen Lage ber Dinge und bei der in diefem Punkte 
von der Nationalverfammlung an den Tag gelegten Richtung 
bier eben fo wenig, als in unfern Nachbarländern, durchführ— 
bar. Die Zeit mußte erſt fommen, wo wirkfamere Gefege 
gegen den Mißbrauch möglich wurden. Es war die Erwar— 
tung, daß einerfeits das biesfallfige Bedürfniß nach dem 
Stande unſeres Entwiclungsprozeffes noch Elarer an den Tag 
treten und von Frankfurt felbft noch würde erfannt werben, 
und daß andrerjeits die Preffe auch in ihrem wilden Treiben 
mehr ihren Stachel verlieren, und in ber nad) vorüber gegan= 
genem Schwindel wieder Aufnahme finden und mehr lebendig 
werdenden guten Preffe ein Gegengewicht erhalten werde. Die 
im Augenblide einer bedeutungsvollen beutfchen Kriſis unvor- 
gefehen eingetretene Untreue des Militärs, wovon unten bie 
Rebe fein wird, hat aber dieſen naturgemäßen Verlauf un- 
terbrochen und die Sache wieder in eine andere Lage ge— 
bracht, welche ſehr praftifch zeigt, wohin die Ueberſtürzung 
führt. 
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VIII. Volksbewaffnung. 
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Noch che das verheißene Geſetz über bie Bürgerbewaff— 
nung gegeben war, wurde in vielen Gegenden ſchon allgemein 
zur Bewaffnung und Einübung geſchritten. Wer kein Ge— 
wehr hatte, nahm eine Senſe, und der Sturm nach Anſchaf- 
fung und Bertheilung von Gewehren war in= und außerhalb 
der Kammer ungeheuer, In jeder Sitzung und von einer 
Menge Gemeindedeputationen wurde ich deshalb unaufhörlich 
gedrängt und doc Eonnte man bie erforderlichen Gewehre 
nicht herbeizaubern. Die Staatsvorräthe waren nicht groß 
und für das Militär nöthig, doch wurde eine Anzahl vor= 
ſchußweiſe an Gemeinden, die fie am meiften nöthig hatten, 
abgegeben, Nach einer Berfügung des Min. d. J. vom 6, 
März 1848 follten hiebei befonders die größeren Städte be= 
rückfichtigt werden, unter der Bedingung, daß bie Gewehre 
vorerft an diejenigen Bürger, die fih am meiften dazu eignen 
und den Preis bezahlen können, abgegeben werden. Nach 
einer weitern Verfügung vom 8. März wurden alle Gemein= 
den vernommen, ob und wie viel fie Gewehre gegen Bezah— 
lung zu erhalten wünſchen. Faſt überall aber verlangte man 
die Öewehrabgabe auf Staatsfoften, worauf jedoch die II. 
Kammer eben jo weuig, als die Negierung, einging *), Es 
wurden indeffen mit ftändifcher Zuftimmung mehrere Verträge 
über Gewehrlieferungen zur Bertheilung an die Gemeinden 
gegen Erfag der Koften abgefchloffen, die Lieferungen Eonnten 
aber nur nadı und nad gefchehben, und da nad) einigen 
Monaten die Bewaffnungsbegierde der Koften und Mühen 
wegen großentheils erlofchen war, und viele Gemeinden felbft 
die beftellten Waffen nicht mehr annehmen wollten, wurden 


=) Selbſt Heder und Brentano erffärten fih im der Kammer gegen bie 
Abgabe der Gewehre auf Staatskoſten. 
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die Verträge theilweiſe wieder an Andere überlaſſen. Meh— 
rere Gemeinden haben auch unmittelbar eigene Lieferungs— 
verträge geſchloſſen. 

So lang das Bürgerwehrgefeg nicht erſchienen war, ha— 
ben einzelne Gemeinden (3. B. Mannheim ſchon am 3. März) 
eigene Statuten über die Bewaffnung gegeben. Noch be= 
denfliher war, daß unter dem Schuße der allgemeinen Aufs- 
vegung da und dort fich fogenannte Freiforps bildeten, 3. B. 
in Mannheim unter Struve’s Leitung das befannte Senfen- 
männerforps, aus jungen Leuten und (größtentheils frem- 
den) Arbeitern beftehend. Das Min. d. J. verfügte bie 
Auflofung des Lestern, welche Verfügung jedoch von den 
dortigen Behörden wegen der vorhanden gewefenen Auflöjung 
obne eine genügende militärifche Macht nicht wirkfam zum 
Bollzug gebracht werden Eonnte *). 

Alles diefes machte das baldige Gricheinen eines Bürger- 
wehrgefeges, welches in die Bewaffnung eine Ordnung brin= 
ge und fie unter die gejegliche Autorität ftelle, doppelt 
wünjchenswerth. 
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Am 18. März übergab ich der IT. Kammer den Gefeg- 
Entwurf. Da derjelbe auf Feftbaltung einer ftrengen Ord— 
nung und auf eine hiezu erforderliche gehörige Ginwirfung 
der Regierungs-Gewalt gerichtet war, wie aud) die Zufage 
vom 29. Februar gar nicht anders gelautet hatte, fo wurde 
in den rabifalen Blättern und VBolfsverfammlungen ein furcht- 
bares Gefchrei dagegen erhoben. Obgleich mit wahrem Grunde 
gegen den Entwurf nirgends etwas vorgebracht werden fonnte, 
fo erklärten doch felbft Gonfervative, daß unter den jebi- 
gen Umftänden nichts WVernünftiged zu erzielen und dem 
Sturme nachzugeben fei. 


*) Erſt fpäter, als mehr Truppen in Mannheim einrüdten, erfolgte bie 
wirkliche Entwaffnung biefes Gorps. 
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Hecker wurde zum Berichterſtatter ernannt und arbeitete 
den Entwurf in ſeinem Sinne um. Wenn er ſich bei den 
Commiſſions-Berathungen in dem einen oder andern Punkte 
auf das belgiſche Geſetz berief, und General Hoffmann 
ihn dagegen auf andere, wieder eine Ausgleichung enthal- 
tende, Beſtimmungen des nämlichen Gefetes verwies, fo be= 
merkte Heer: wir nehmen von dem belgischen Gefege nur an, 
was und gefällt, das Uebrige machen wir anders. Bemer— 
kenswerth ift auch noch folgender Vorgang: Wenn irgend ein 
anderes Mitglied der Gommiffion dem Abgeordneten Heder 
beiftimmte, oder gar etwas noch weiter gehendes anvegte, fo 
hajchte er raſch darnach und ließ fich davon durch alle mög— 
liche Aufklärung, die etwa Andern genügte, nicht mehr ab— 
bringen. Ich fehlug daher vor, daß wir die Sache, der grö- 
ern Beförderung wegen, zuerft mit dem - Berichterftatter 
allein berathen wollen, in ber Hoffnung, ihn fo über Ein— 
zelnes Teichter aufzuklären und eine Vereinbarung zu erzielen. 
Heder erwiderte aber: er könne Dies nur dann auf fich neh= 
men, wenn zugleich noch Brentano beigezogen werde. So 
fehr fürchtete er, in feinem demokratiſchen Rufe, fofern er die 
Gründe der Mäßigung irgend berüdfichtigen wollte, etwa 
durch einen Andern übertroffen zu werden, Die Umarbeitung 
wurde dann durch Heder und Brentano mit einander vor- 
genommen. Am 28. März wurde in der I. Kammer über 
den umgearbeiteten Entwurf berathen und derfelbe beinahe 
unverändert nach ben Eommiffions-VBorfchlägen angenommen. 
Sogleich am 31. März kam die Sache auch in der J. Kammer zur 
Berathung, welche den Vorſchlägen der I. Kammer ebenfalls 
einftimmig beitrat. Als ich unmittelbar vor der Situng 
dem Berichterftatter und andern Sommiffions-Mitgliedern den 
Wunſch ausdrüdte, der Entwurf möchte wenigftens in zwei 
Punkten, nämlich hinfichtlich der Einreihung ſolcher, welche 
fein Gemeindebürgerrecht befigen oder ſolches noch) nicht ange= 
treten haben, und hinfichtlich der Wahl der Bannerführer 
(Bataillons-Sommandanten) und der Heerfchaarenführer (Re— 


giments-Gommandanten) noch abgeändert und an die II. Kam— 
TER 
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mer zurüdgegeben werden, wurde mir erwidert, daß dies unter 
ben jegigen bedrohlichen Umftänden eine Unmöglichkeit fei, 
worauf ich, um nicht allen Daß allein und doch ohne Erfolg 
auf die Regierung zu wälzen, in der Situng ber I. Kam— 
mer erflärte, man möge fih der hohen Eile wegen bei den 
Mängeln des aus der I. Kammer herübergefommenen Ent— 
wurfs für jegt beruhigen und die Berbefferung, da das Ge— 
ſetz (bis zum Erſcheinen einer allgemeinen deutſchen Wehr- 
verfaffung) doch nur ein tranfitorifches fei, von ber Zukunft 
erwarten. Ich erwähne diefes Vorgangs nur gegenüber Den- 
jenigen, die fich in die damalige Lage nicht mehr zurüdzuver- 
fegen wiflen und jett der Regierung einen Vorwurf daraus 
machen, daß fie dem, allerdings in mehrfacher Beziehung 
fehlerhaften, Gefege die Sanktion ertbeilt habe. Die Sache 
war indeffen allerdings ſehr dringend, nicht nur wegen ber 
allgemeinen politifchen Lage, in der wir und befanden , ſon— 
bern auch weil das Drängen auf Organifation und Bewaff- 
nung zugleich durch das Herannahen von deutſchen und an- 
dern Arbeitern aus Branfreich und der Schweiz, wovon un— 
ten die Rede fein wird, begründet wurde. Weberdies hielten 
die Kammern in den erften Tagen des April wegen der in 
Frankfurt ftattgehabten Verhandlungen des Borparlaments, 
wozu die Kammermitglieder eingeladen waren, feine Sitzun— 
gen mehr, fo daß die Sache, wenn bie I. Kammer den Ent- 
wurf mit Nenderungen an die II. zurüdgegeben hätte, abge— 
jehen von dem unmwahrfcheinlihen Erfolge dieſes Schrittes 
noch Jängere Zeit nicht zur Erledigung gelommen wäre. 


$. 59. 


Am 1. April 1848 wurde fodann das Geſetz fanftionirt 
und verfündet. Man wird indeffen Faum jagen fünnen, daf, 
da viele Gemeinden nun doc einmal Waffen befaßen oder 
fich anfchafften, die gefolgten aufrührerifchen Unternehmungen 
wefentlich weniger Mittel gehabt hätten, wenn die Bürger 
wehr nicht durch das Geſetz organifirt gewefen wäre. Es 
hatten in Folge des Geſetzes jest doch auh ordnung 
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Tiebende Bürger, die andernfalls noch mehr zurüdgedrängt 
worden wären, mitzuwirken *). Auch Eonnte der Gemeinde— 
rath wenigftens die Nichtbadner ausjchließen. Das nachthei= 
ligite war, zumal in größern Städten, baß bie Banner 
führer unabhängig von der Negierung gewählt wurden, da 
bei deren vorfichtiger Auswahl durch fie auf das gefetliche 
Verhalten der Bürgerwehr bedeutend hätte gewirkt werben 
können. 

Die Luſt am Anſchaffen von Waffen und Einüben der 
Mannſchaft war übrigens, zumal nachdem die erſte Zeit vor— 
über war, nicht groß. In den bei weitem meiſten Landge— 
meinden und kleinen Städten kam das Geſetz gar nicht zum 
Vollzug **). Brentano machte mir in der I. Kammer den 
Vorwurf, daß die Regierung das Bürgermwehrgefeß nicht 
überall vollziehe. Sch erwiderte ihm: dies zeuge nur da= 
von, daß die Regierung Tiberaler fei, als er, indem fie 
der Bildung der Bürgerwehr nirgends ein Hinderniß in den 
Weg lege, aber die armen Gemeinden in diefer Zeit ber 
Noth nicht überdies zwingen wolle, auch noch Waffen 
anzufchaffen, und ihren Angehörigen durch Cinübungen viele 
Zeit, die fie zu ihrem Nahrungserwerbe brauchen, zu ent- 
ziehen. Auf den weitern Vorwurf Brentano's, daß die Re— 
gierung zu dem Gefege Feine Vollzugsverordnungen erlaffen 
habe, verwies ich auf den von ihm und Hecker herrühren- 
den Art. 59, wornach die Regierung nicht einmal befugt 
fei, allgemeine Dienftvorfhriften zu ertheilen, dieſe viel- 
mehr nur der Gefeggebung ſelbſt vorbehalten bleiben. 
Hätte die Regierung ſolche Vollzugsvorfchriften von fih aus 
gegeben, fo würde fie von berfelben Seite, dann aber 
mit Grund, ebenfalld Vorwürfe erhalten haben. 


*) Von bdiefem Geſichtspunkte aus verordnete die Negierung am 5. April 
1848, daß die im öffentlichen Dienfte Angeftellten ſich ohne dringende 
Nothwendigfeit dem Bürgerwehrbienfte nicht entziehen follen. 

**) Was in der Nevolutionszeit (Mat und Junt 1849) hinſichtlich der Bil- 
dung einer ſ. g. Bolfswehr gefhah, gehört nicht hieher, und wäre nidjt 
mehr und nicht weniger geſchehen, ob das Bürgerwehrgefeb von 1848 
vorhanden gewefen wäre, oder nicht. 


IX. Scwurgeridte. 


$. 60, 

Am 13. Mai 1845 übergab das Juft. Min. der I. Kam— 
mer den zugefagten Entwurf eines Geſetzes über Ginführung 
dev Schwurgerichte. Er fam wegen der häufigen Unterbreduns 
gen der Sigungen, weil viele Mitglieder der II. Kammer bei 
der NationalsBerfammlung waren, erſt im Oftober 1545 zur 
Berathung. Auch die I. Kammer befchloß wieder Nenderungen 
und jo kam der Entwurf wiederholt von der einen Kammer 
zur Andern, bis er endlich nach erfolgter Vereinbarung fanf- 
tionirt und am 22. Februar 1549 verfündet wurde, Nach ei- 
ner mit ftändifcher Zuftimmung erlaffenen Beſtimmung fol 
dieſes Geſetz übrigens erft mit dev neuen Gerichtöverfaffung 
in Wirkfamfeit treten, weshalb, da die Gerichtöverfaffung mit 
dem darauf gegründeten Budget vor der Revolution vom 
13. Mat 1849 nicht mehr zum Abjchluffe Fam, jest auch das 
Schwurgeric;tögefeg noch nicht in Ausübung if. 

Die wichtigfte (vielleicht allein wichtige) Aenderung, die 
der Entwurf in der ftändifchen Berathung erlitten hat, be= 
zieht fih auf die Bildung des Schwurgerichts. In dem 
Negierungsentwurf waren für die Befähigung, Geſchworner 
zu ſeyn, Kathegorien aufgeftellt und bei ſolchen, die nicht 
unter diefe Kathegorien fallen, wurde ein Genfus aufgenom— 
men. Sodann follte der Amtsrichter unter Berathung einer 
Anzahl Bürger des Bezirks (darunter wenigſtens 4 Bür- 
germeifter), eine Auswahl aus der Urlifte treffen, wornach 
auf je 500 Einwohner ein Gefchworner fallen follte, Die Bes 
ftimmung wegen der Kathegorien und des Genus Ichnten die 
Kanmern ab, und das Recht dev Auswahl übertrugen fie 
dem von der Kreisverfammlung zu wählenden Kreisausfchuffe. 
Die Erfahrungen, welche in diefer Beziehung inzwifchen in 
andern beutjchen Ländern gemacht wurden und noch werden 
gemacht werden, dürften dahin führen, daß man auf den 
Regierungsentwurf, der auch der alten Ginrichtung auf der 
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linken Rheinfeite mehr entjpricht, zurüdfomme, oder auf eine 
ähnliche andere Einrichtung, wodurch bei politifchen Ver— 
brechen die Gerechtigkeit gegenüber den politiichen Par— 
teis@inwirfungen mehr gefichert wird. 


$. 61. 


Inzwiſchen haben wir, ohne daß diefes Geſetz ſchon in’s 
Leben getreten ift, im März und April 1849 ſchon ſchwurge— 
richtliche Verhandlungen gehabt, was fih in folgender Weije 
ergab. 

Als das Hecker'ſche Unternehmen, von welchem unten die 
Nede fein wird, im April 1848 durch Waffengewalt über- 
wunden war, und nun gegen die Theilnehmer das ftrafredt- 
liche Verfahren einzutreten hatte, waren fowohl die Bezirks— 
ämter als die Dofgerichte verfchiedener Anficht, welches Ge— 
richt zur Unterfuhung zuftändig ſey, da der aufrührerifche 
Zug fi über verfchiedene Bezirfe und Kreife bewegte und 
auch an andern Orten damit im Zufammenhang ftehende hoch— 
verrätherifche Handlungen begangen wurden. Das Juſt. Min. 
legte daher die Sache dem Oberhofgerichte vor, welches die 
Enticheidung jedoch ablehnte. Es fchien nun nichts zu erübri= 
gen, als eine Beftimmung im Wege der Gefebgebung zu tref- 
fen. Am 1. Mai 1848 wurde den Ständen ein Gefegentwurf 
vorgelegt, wornach das Hofgericht des Oberrheinfreifes in 
Freiburg zur Unterfuhung aller hochverrätherifchen Unter: 
nehmungen ſeit dem März ein eigenes Unterfuchungsgericht 
in Freiburg niederzufegen und diefe Berbrechen fodann gegen 
alle Betheiligten abzuurtheilen habe. Die Stände genehmig- 
ten diefen Entwurf mit Ausdehnung des Geſetzes auch auf 
diejenigen hochverrätheriichen Handlungen, die bis zum Schluffe 
der Unterfuhung wo immer im Lande etwa noch begangen 
werden follten, und mit der weitern Beftimmung, daß bie 
Aburtheilung durch das Hofgericht in Freiburg unter Zu— 
ziehbung von Gefhwornen zu gejchehen habe, in welcher 
Beziehung der den Ständen übergebene Schwurgefegentwurf 
maßgebend ſeyn follte, wenn bis zum Schluffe ber Unter= 
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fuchung noch fein endgiltiges Geſetz über die Ginführung des 
Schwurgerichts zu Stande gekommen wäre. 

Da die Schwurgerichte im Allgemeinen bereits zugefagt 
waren, und beide Kammern deshalb fogar Dankadreffen an 
den Großherzog gebracht hatten, fo gab auch die I. Kammer 
dem erwähnten Zufage zu dem Entwurf vom 1. Mai wegen 
Aburtheilung der hochverrätheriichen Handlungen ihre Zuftim- 
mung, und fo erhielt das Gefeg am 16. Mai die Sanftion 
und Verkündung. 

$. 62. 

Im Winter 1845/49 wurden die Unterfuchungen, bie ſich 
nun auch auf den inzwifchen im September 1848 ftattgehab= 
ten Struve'ſchen Aufruhr zu erftreden hatten, gejchloffen, 
das Schwurgericht nach dem am 13. Mai 1848 den Ständen 
übergebenen Gefegentwurf gebildet, und vom Hofgericht Frei— 
burg auf den 20. März 1849 die Verhandlung bes Prozeſ— 
jed gegen Struve und Blind, auf Ende April 1849 aber jene 
gegen Fickler, Bornftedt, Krebs und Steinme& angeordnet *). 
Fickler beſchwerte fich hiegegen in einer Betition an die II, Kam— 
mer, indem er behauptete, dag, da die ihm zur Laft ger 
legte That die ältere und die Unterfuchung darüber ſchon 
länger anhängig fey, ev auch früher als Struve und 
Blind zur Aburtheilung fommen müffe. Brentano und Andere 
unterjtüßten diefe Befchwerde, die große Mehrheit der Kam— 
mer wies fie jedoch als eine rechtswidrige Einmiſchung 
in die Juftiz bezweckend zurück, da es lediglich Sadye des un— 
abhängigen Hofgerichts fey, die Reihenfolge nad) in der Sache 
liegenden Gründen zu beftimmen. Nur wurde dem Juſt. Min., 
da damals die Zagfahrt für den Fickler'ſchen Prozeß noch 
nicht anberaumt war, empfohlen, auf die thunlichite Beſchleu— 
nigung ber Erledigung desfelben hinzuwirken. 


*) Die Anfhuldigung gegen diefe bezog fid) auf bie Verbindung mit den 
Suzüglern aus Frankreich ($$.75—79). Wegen Fickler's Betheiligung f. 
$$. 77, 79 und 80. 
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Es ift befannt, wie diefe beiden Gerichtsverhandlungen 
verliefen, und welches Ergebniß fie lieferten. Brentano ver— 
theidigte fowohl den Struve, als den Fickler. Es wurden 
bier, insbefondere im Struvefchen Prozeffe, dev bis zum 
30. März dauerte, die Lehren der Demokratie und ber ſocial— 
demofratifchen Republik entwickelt, und die Bolksjouverainetät 
fogar in der Art geltend gemadt, daß Struve auf ben 
Grund der Beichlüffe verfchiedener Volksverfammlungen, Die 
eine Republik haben wollten, als Vollzieher des Volkswillens 
berechtigt gewefen fey, durch eine Schilderhebung die Repu— 
DEE zu verwirkfichen. Zugleich wurde bier und in den revolu— 
tionären Blättern den Gefchwornen eingefchärft, fie haben fich 
an das Gefet und an die Wahrheit der Thatfahen 
nicht zu halten, fondern ſich nur zu fragen, ob fie im Inter— 
effe de3 Volkes wünſchen können, daß die Angeklagten ver= 
urtbeilt werden. 

Ob und in wie weit diefe Lehren oder die in öffentlichen 
Blättern gegen die Gefhwornen enthaltenen Drohungen ge= 
wirft haben, mag Jeder nad Anficht des erfolgten Wahr— 
fpruches ſelbſt beurtheilen. Alle Fragen, die fih auf Struve's 
Theilnahme am Hecker'ſchen Zuge vom April 1848 bezogen, 
wurden mit „nein, weil es im Laufe ber Revolution ge= 
ſchehen iſt“ — beantwortet, Eben fo wurde bei Struve und 
Dlind alles, was fi) auf den von ihnen zugeitandenen und 
von einer Menge Zeugen in der Verhandlung beftätigten auf- 
rührertfhen Zug oder wirflihen Ausbruch der Erhe— 
hebung bezog, fhlehthin verneint Nur die Fragen, die 
fih auf die einfeitige Thätigkeit von Struve und Blind, 
wornach fie im Namen einer proviforifchen Regierung Deutjch= 
lands in einem öffentlich verbreiteten Regierungsblatte das deutſche 
Volk zum Zwecke der gewaltfamen Erftrebung der Republif 
zu den Waffen aufforderten, zu dem gleichen Zwede die waf- 
fenfähige Mannfchaft von 13 bis 40 Jahren unter Androhung 
von Strafen (ſelbſt der Todesftrafe) aufboten, die 
öffentlichen Kaſſen mit Beichlag belegen und die darin befind- 
lihen Gelder wegnehmen Tießen, wurden mit ja beantwortet. 
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Auf Antrag des Staatsanwalts wurden die Angeklagten bier 
nach nur bes Verſuchs des Hochverraths ſchuldig erklärt 
und zu 8 Jahren Zuchthaus (5 Jahre 4 Monate Einzelhaft) 
verurtheilt. 

Im 2, Prozeffe find alle Angeklagten außer Bornftebdt 
freigefprochen worden. Bei Bornftedt, der als militärischer 
Führer der Herwegh'ſchen Golonne im April 1848 in das Land 
gedrungen war ($. 102), wurde Einiges von den Anjchuldi- 
gungen bejaht, weshalb er zu 1 Jahr Zuchthaus verurtheilt 
wurde. 

Gntiheidungen ähnlicher Art find inzwifchen aud in ans 
dern deutfchen Ländern erfolgt. Solche Erfeheinungen find ei— 
nerfeitd der Neuheit der Sache und andererjeitd der Krankheit 
der Zeit zuzufchreiben. Man darf fich aber eben deswegen da— 
durch nicht vor dem Gefchwornengerichte im Allgemeinen 
abſchrecken laſſen (Vgl. oben $. 27). Beitragend zur Ver— 
ſchiebung des rechtlichen Gefichtspunftes war es wohl auch, 
daß unfere Gefchwornen gerade nur allein Hochverraths— 
prozefje vor fich hatten. Kommen auch und zwar vorherrichend 
andere Verbrechen vor fie, fo dürfte ihr bei dieſen unge 
ſtört bleibender Rechts- und Gefekesfinn auch im Allgemei— 
nen geläutert und gehoben werden. Im Vebrigen fehlte es 
bei und nicht an der Zufammenfegung bed Schwurges 
richts, da fie, wie erwähnt, nicht nach dem neuen Gefeke 
durch eine Art Volkswahl, fondern nah dem Entwurfe vom 
13. Mai 1849 gefchah. Wenn demohngeachtet die Unmwahrheit 
theilweife fiegte, fo folgt daraus nur, daß aud die größte 
Vorſicht in Auswahl der Gefchwornen nicht in allen 
Fällen (bei überwältigenden andern Berhältniffen) Die 
Gerechtigkeit fichert. Leiftet fie dies aber auch nur im 
der Regel (unter den gewöhnlichen Verhältniffen), fo 
darf man immerhin in Beziehung auf eine gute Auswahl ein= 
fihtsvoller, unbefangener, felbftftändiger und muthiger Ge— 
ſchworner Feine Vorſicht außer Acht Iaffen. 
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X. Die Altliberalen. 


$. 63. 


Die I. Kammer war feit vielen Jahren in zwei Par- 
teien gefpalten, wenn gleich auch auf den beiden Seiten viel- 
fache nicht unwichtige Schattirungen ſich vorfanden und in 
der Mitte zum Theil fid) wieder Ausgleihungspunfte bilde- 
ten. Man kann in Tegterer Hinficht fogar fagen: in dem 
Verlangen nad politifchen Reformen, nad freiheitlichen und 
volfsthümlichen Inſtitutionen, alfo in der Hauptridtung 
herrfchte in ber ganzen Kammer mit wenigen Ausnahmen 
eine ziemliche Mebereinitimmung. Zwar beftanden, wie na= 
türlich, binfichtlich des Maßes in den Einzelheiten nicht 
unwefentliche Berfchiedenheiten, doch zeigten fi) die Verſchie— 
denheiten noch mehr in Beziehung auf die Art, wie die Be- 
ftrebungen geltend gemacht wurden. 

Mährend die eine Seite mehr den beftehenden Ver— 
baltniffen Rechnung trug, die jeweilige Autorität zu 
fhüsen und jeden harten Stoß zu vermeiden fuchte, wollte 
die Linke die ihren Forderungen entgegenftehbenden Hemmniſſe 
mit mehr oder weniger Ungeftüm zerbrechen, und nahm in 
ihrem Benehmen gegen die Regierung mehr auf Per— 
ſönlichkeiten Rückſicht. Im Uebrigen fuchte fie zu ihren 
Zweden die Bewegung aud im Volke überall zu befördern, 
und nahm daher das, was vonden Bemegungsmännern aus— 
ging, gegen die Autorität vegelmäßig in Schuß. Ein Theil 
diefer Linken ſuchte auch damals ſchon durch das Mittel ber 
Lüge und durch deftruftive Grundfäge jeder Art die Bande 
der Ordnung zu lodern, was um jo wirfjamer war, als je— 
ner Theil in Beziehung auf die (damald nicht befriedigten ) 
freiheitlichen Beftrebungen an und für fich mit den redliches 
ven Oppofitionsmännern zufammentraf. 

Die Märzftürme erſchütterten die Stellungen auf den 
verjehiedenen Seiten, 
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Die Regierung felbit, Die vorher fhon, fo weit es ihre 
Lage zulieh, dev freiheitlihen Richtung folgte, wurde einer= 
feits durch die Greigniffe gedrängt, und andererfeits fielen die 
Schranken, die früher auch für fie in der Bundespolitif 
lagen, bald hinweg. Damit war die rechte Seite dev Kam— 
mer ebenfalls über die von ihr bisher gefchonten Verhältniſſe 
hinaus, und zum Andern war fie durch die Schredniffe des 
Tages beherriht. In den erften Tagen bes März wagten 
nur wenige Mitglieder der rechten Seite noch, an den Dis— 
fuffionen Theil zu nehmen, und Viele derfelben traten bald 
darauf ganz aus der Kammer. 

Aber auch bei der alten Kammeroppofition brachten die 
Greigniffe eine Aenderung hervor. Es trat eine Ausſchei— 
dung ein zwijchen den eigentlichen Zerftörungsfüchtigen, und 
jenen, welche aufrichtig nur (wenn auch vafcher und heftiger, 
als Andere) eine freiheitliche und volksthuͤmliche Entwidelung 
fuchten. 

Einestheils weil das, was die ehemalige Kammeroppo= 
fition in ihrer äußern Erſcheinung übereinftinnmend erftrebte, 
jest raſch in Erfüllung ging, und anderntheils, weil die 
Stürme der Zeit in Verbindung mit der jungen Freiheit 
ernftliche Gefahren für die Ordnung und für das Eigenthum, 
jo wie für den möglichen (wenn auch nicht augenbliclichen) 
Wiederverluft der Errungenichaften drohten, ftellten fich bier, 
wie in andern deutſchen Ländern, die ſchon früher Eonftitutio- 
nelle Berfaffungen hatten, viele ehemalige Oppofitionsmänner 
auf die Seite der Regierung zur Grhaltung der Ordnung 
und zur Rettung des Errungenen. 
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Schon in der Sikung v. 29. Febr., als wir der II 
Kammer die Zuficherungen wegen der Preßfreiheit, Volksbe— 
waffnung und Schwurgerichte ertheiften, erkannte man aus 
den Heußerungen, welche mehrere Mitglieder der Linken dar- 
über machten, bald, daß unter ihnen eine Scheidung eintreten 
werde, obichon mehrere ganz befonders zur Einigfeit ermahn- 
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ten. Hecker und Brentano *) zeigten fih unter Wieder— 
bolung alter Anklagen wenig befriedigt, während Welder 
und Andere insbefondere nur noch auf Schritte für eine Na— 
tionalvertretung hinwirkten und im Webrigen vertrauend auf 
die weitere Entwicklung harren wollten. Am entichiedenften 
und mutbigften trat fogleih Bafjfermann in die durch bie 
neue Lage der Dinge angewiefene Bahn. Er fagte unter 
Anderm: „Nicht der Moment darf es feyn, ber unfere 
Zunge lenkt, und der Blick deffen, der hier und heute fpricht, 
muß weiter reichen, als einige Schritte... . Er weiß aus 
der Gefchichte, wie groß die MWechjelfälle find, und wie viel 
von dem bejonnenen Handeln des Augenblids abhängt... . 
Der heutige Tag ift nicht ein Tag für Baden, fondern ein 
Tag für Deutfhland. Eben darum aber, weil unfere 
Negierung es ift, die zuerft die Grundlagen der Freiheit 
proflamirte, freue ich mich, ihr hier gegenüber zu ftehen, und 
weil Baden es ift, von dem das Beiſpiel für unfer ganzes 
übriges größeres Deutjchland ausgehen wird, bin ich heute 
ftolz, ein Badner zu fein. Die Greigniffe der Gefchichte gehen 
wie die Wogen auf der See tief hinab in die Abgründe, 
und hoch hinauf, wo fie fih überftürzen. Glücklich 
die Jahreszeit, glücklich für ein Staatsfchiff die Fahrt, die 
nur gleihmäßige Wellen erzeugt. So wie ich zur Zeit 
der Blittersdorffchen Reaktion mit der mir verlich’nen ſchwa— 
chen Kraft mich diefer Richtung entgegenwarf, jo will ich 
ich heute nicht anftehen, Das zufagen, was ich, fo weit meine 


*) Doc; hat am 4. März, als id der Kammer die Wieberherftellung des 
Preßgeſetzes von 1831 verkündete, auch Brentano erflärt, daß er nun 
Vertrauen zur Regierung habe. Ich baute aber darauf natürliderweife 
nicht. Im ken angeblihen Conſequenzen anerkannter Prinzipien 
gehen Viele fo weit, daß ein Mann, ber bie Staatsmafdine nicht 
ganz auseinander fahren laſſen und ned bie für bie Freiheit nothwendige 
Ordnung aufredt erhalten will, ihnen nicht nachfolgen kann. 

Auch Kapp erklärte in der Sitzung vom 29. Februar dem Min, 
d. a. A. und mir gegenüber, daß wir das allgemeine Vertrauen (alfo 
auch das Seinige) genießen, — und ich könnte nicht fagen, daß cr ſpa— 
ter in diefer Beziehung eine andere Geſinnung an ben Tag gelegt hätte, 
wenn wir gleich indem, was Noth thue, oft fehr verfhierner Anſicht 
waren, und harte Kämpfe mit einander hatten. 
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geringe Ginficht reicht, im diefem größten aller Momente für 
geboten halte. Heute ift nicht der Tag, an dem wir Rekri— 
minationen vorbringen müflen. Heute ift Sturm und eine 
leihte Aufgabe ift es, mit in die Segel zu blafen, bie 
ohnehin angejchwellt find. Am Ruder figt ein Stenermann, 
der bie größte Aufgabe hat. M. H. Verfegen Sie ſich einen 
Augenblif an die Stelle diefes Steuermanns und Sie wer- 
den dann felbft jagen, ev babe eine ungeheuere Aufgabe. 
Wenn nun ein folder Moment gekommen ift, fo ift es Pflicht 
der Mannichaft des Schiffes, zufammenzuftehen und einig zu 
fein, und ihm nicht in feinem ungeheueren Laufe zu ftören. 
Das ift feine Schwäche, fondern ich behaupte, es ift Stärfe, 
denn einen fchwachen Gegner überwinden in dem Augen= 
blide, wo alle Fugen Log find, ift eine leichte Sache; 
aber ſich ſelbſt überwinden, das ift der größte Sieg. M. 
H. ich gehöre nicht zu Denjenigen, die den Augenblid unbe— 
nüsßt laffen wollen. . . . . Es ift aber fehon durch die Er— 
eigniſſe dafür geforgt, daß diefer Augenblick benügt werde, 
.... Aber fordern wir nicht dad Unmögliche, und fordern 
wir nicht, dag nur in diefem Augenblide von jener 
Bank aus erfüllt werde, was Alles in unferem Herzen als 
Wunfch Tiegen mag. .... Aber m. H., noch etwas Größe— 
res Tiegt in diefem Augenblide, und zu etwas, ich möchte 
fagen, Heiligerem müſſen wir ihn benützen. Täuſchen wir 
uns nicht. Es gibt immer Wogen, die hoch gehen, es gibt 
Feinde der Freiheit genug, es gibt der Trägen und Aengit- 
lichen in Maffe, und wenn wir jebt fehweigen, jo Fann die 
nächite Melle Jene zur Herrichaft bringen... . . Laffen 
wir diefen Augenblic nicht vorübergehen, ohne und zu jagen, 
daß vieles Gutes, das die Gefchichte gebracht bat, nur dar 
um wieder verloren ging, weil das Bute mit dem Schlim— 
men gepaart auftrat, und weil es Folgen hatte, vor de— 
nen die Maffe, oder die Mehrheit, oder das Volk im Ganzen 
erftarrte. Können wir Die Freiheit erringen ohne ſolche 
Folgen, können wir in unferem Fleinen Baden für das grö— 
ßere Deutfchland, Für welches wir auch die größere Pflicht 


— 11 — 


haben, ein Mufterbild aufftellen, daß mit ber Freiheit, bie 
heute anbriht, Ordnung und Gefet gepaart find, jo 
werden wir für die Freiheit für alle —32 mehr erobern, 
als auf jede andere Weiſe. . . ... 

Mathy ſchloß ſich dem ——— Baſſermann's an, und 
Andere riefen ihm ihren Beifall zu. Es iſt nicht zu verken— 
nen, daß Baſſermann, von jeher einer der entſchiedenſten 
Streiter für Freiheit und Volksrechte, wie er die Schwierig— 
keit meiner Lage und Aufgabe würdigte, ſo auch mit rich— 
tigem ſtaatsmänniſchen Blicke die Aufgabe der Kammer 
und aller redlichen Freunde einer geordneten Freiheit, ſo wie 
die Gefahren, welche dieſer drohen, mitten im Sturme durch— 
ſchaute. Dieſen Geſichtspunkt hat er mit ſeinen Freunden 
auch in ſeinem ſpätern Wirken hier, wie in Frankfurt, unver— 
rückt und muthig feſtgehalten. 
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Man hat diefen und andern ſ. g. Altliberalen, die fich 
nun an die Regierung und an die Sache der Ordnung, ne= 
ben Feithaltung ihrer freiheitlichen Ideen, mehr anfchloffen, 
Abtrünnigfeit vorgeworfen. In fo weit hiermit nur eine 
Abwendung von einem einfeitigen Oppofitionsftandpunfte 
gemeint ift, it der Vorwurf gegründet, nicht aber infoweit 
man auf die Sache felbft, auf die Gründung frei— 
hbeitliher und volfsthümliher Einrichtungen 
fiehbt. In diefer Beziehung iſt es jeher Feine Inkonfequenz 
und Fein Abfall von Grundfägen, wenn Derjenige, der früher 
wegen erftrebter und (in Folge der Bundespolitif) rüdgehal- 
tener Freiheit ald Oppofitionsmann gegen eine Regierung 
ankämpfte, jett, nachdem das Erſtrebte bewilligt war, con— 
ſervativ wurde, d. h. das Erlangte erhalten und es 
auch nicht durch ein Nebermaß oder durch Ordnungs— 
törungen der Gefahr des Wiederverluſtes ausſetzen wollte, 
fih aljo der maßlofen, überftürzenden und revolutionären 
Partei entgegenftellte. 
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Bon bier an herrſchte in der politifchen Richtung der Re— 
gierung und der überwiegenden KRammermehrheit im Allge= 
meinen eine Webereinftimmung, wenn gleich im Ginzelnen 
der Ausführung da und dort noch Meinungsverfchiedenheiten 
vorfamen, wobei die Kammer ihre Stellung gegenüber ihren 
Sommittenten in Rechnung brachte. Wenn im März 1848 in 
einem Zuftande allgemeiner Auflöfung das, was außerhalb 
der Kammer vorgieng, einen übermwältigenden Eindrud 
(hier, wie in andern Ländern) auf beide Kammern und auf 
die Regierung hervorbrachte, fo wurde diefer Eindruck ſpä— 
ter durch den im April wirklich zum Ausbruch gekommenen, 
offen befämpfien und überwundenen, Aufruhr jedenfalls ge= 
ſchwächt. Es trat wieder freiere und felbftitändigere Erwä— 
gung ein, aber auch hier blieb das Regieren parlamen= 
tarifh, und die Kammern und die Regierungen gingen 
theild wegen des in foldhen Lagen doppelt nothiwendigen 
Einklangs, theild wegen Gleichheit der Anficht über das, 
was Noth thue, im Allgemeinen denjelben Weg, und wenn die 
Nüdfiht auf die Committenten oder überhaupt die Verſchie— 
denheit des Standpunfts, da und dort Meinungsverfchieden- 
fchiedenheiten hervorbrachte, fo bezogen fich diefe nur auf ei— 
nige Einzelheiten, namentlich in den Geſetzesvorlagen, ohne 
daß derlei Anläffe die Mehrheit der einen oder andern Kam— 
mer je zur Anfeindung der Negierung ſelbſt geführt 
hätten. 


XI. Ein fiomplott vom 27. Februar 1848. 
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Am 27. Febr. 1848 Abends waren mehrere Literaten 
und Arbeiter in einem hiefigen Wirthshaufe in einem befon= 
dern Zimmer verfammelt. Giner derfelben, der das dort 
Verabredete doch für zu bedenklich hielt, machte davon in der 
nämlichen Nacht der Bolizeibehörde die Anzeige. Die Verab— 
redung follte darin beftanden haben, daß mit Fabrifarbeitern, 
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welche diefe Männer an der Hand zu haben glaubten, und 
andern Gleichgefinnten fogleich des andern Tags in und vor 
das Schloß gezogen werden follte, um den Großherzog 
zu großartigen Zugeftändniffen oder Verzichtleiftungen perſön— 
lich) zu nöthigen. Auch follte das Zeughaus überrumpelt 
werden, um fih Waffen zu etwa erforderlicher weiterer Ge— 
waltthat zu verichaffen *). 

Am Morgen des 28, Februar in aller Frühe wurden die 
Angezeigten verhaftet und eine Unterfuchung eingeleitet, bei 
welcher theilweife Geftändniffe erfolgten. 

Am 1. März, wo, wie oben ($. 35) dargeftellt ift, eine 
ſehr große Menfchenmenge bier in und bei dem Ständehaus 
verfammelt war, zog nad dem Schluffe der Kammerfigung 
eine Anzahl von mehreren hunderten nach dem Schloffe. Ich 
eilte denfelben aus dem Ständehaus voran, fand den Groß: 
berzog von den übrigen Mitgliedern des Staatsminiſteriums 
und von höhern Offizieren und Andern umgeben, vor dem 
Schloſſe aber eine Abtheilung der hiefigen Feuerwehr (Pom— 
piers) aufgeftellt. Im Schloffe, wo eine Deputation der Stabt- 
gemeinde zur Dankſagung für die Verheißungen des 29. Fe- 
bruar und für die Wiederherftellung des Preßgeſetzes von 1831 
angefagt war, entitand die Meinung, es komme jetzt biefe 
Deputation und die herannahende Menge begleite fi. Ich 
Härte diefen Irrthum auf, und cd wurde verabredet, die 
berannahenden Fremden nicht vor den Großherzog kommen 
zu laffen. Es waren meiftens junge Leute, Literaten, Kandi— 
daten und Arbeiter, größtentheild Ausländer, wie mir Viele 
derfelben felbft fagten. Ich gieng mit Andern aus dem Schloffe 
auf die Ankommenden zu und fragte fie nad ihrer Abficht. 
Sie wollten dem Großherzog eine Bitte um Ammeftirung ber 
erwähnten Verhafteten vom 23. Februar vortragen. Ich be— 
merkte ihnen, fie als Unbekannte könnten nicht perfünfich zum 
Großherzog kommen, fie follen ihre Bitte fchriftlich einreichen, 

*) Einer biefer Literaten, der als politifcher Flüchtling von der Schweiz 


aus die badifche Revolution beſchrieb, erwähnt num felbft diefer Vorbe— 
rathung eines Plans zum Sturze der Monardie. 
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oder durch andere bekannte Bürger, etwa durch ben hiefigen 
Gemeinderath, vortragen laffen. Sie wollten fi hierauf nicht 
einlaffen, fondern drangen immer näher. Einer fagte, fie wolls 
ten bem Großherzog auch noch andere Wünfche vortragen, 
und als ich ihn fragte, woher er fei, antwortete er: von 
Mainz. Ich bemerkte, da gehen Sie ja unjere Landesangele— 
genheiten nicht8 an, — worauf er erwibderte: es gibt feinen 
Unterfchied der Staaten mehr, alle Deutiche find jest Brüder. 

Einige meiner Kollegen und andere aus dem Schloſſe 
herausgetretene Perfonen juchten, wie ich, die Menge von 
ihrem Vorſatze abzubringen. Auch mehrere Abgeordnete der 
1. Kammer, darunter Kapp und Itzſtein, bemübten ſich in 
gleicher Weife, aber ohne Erfolg, außer daß Einzelne fid) 
eutfernten. Als im Uebrigen die Leute dem Scyloßportal näher 
famen, fällte die dort aufgeftellte Feuerwehr, unter dem Com— 
mando bed Bauraths Bader, die Bafonette gegen fie, worauf 
fie Halt machten, fhrieen und lachten, ohne ſich jedoch zu 
entfernen, Später machten bie am linken Schloßflügel aufges 
ftellten Dragoner eine Schwenkung gegen das Portal hin. 
Jetzt entfernten ſich die meiften, doch viele Andere blieben 
noch am Plate und ließen fich erſt ſpät (dev ganze Vorgang 
dauerte mehrere Stunden) nad und nad zum Abzuge be- 
ftimmen. 

Inzwiſchen hatten fi) der Bürgermeifter und mehrere 
Gemeinderäthe von Karlsruhe, fowie auch einige Abgeordnete, 
namentlich Suftein und Brentano, in das Schloß begeben. 
Die Leitern wuͤnſchten, den Leuten wenigſtens die Verſiche— 
rung überbringen zu fönnen, daß die Unterfuchung gegen bie 
Verhafteten [ehr beſchleunigt werden fol, was ihnen der 
Chef des Juſt. Min. zufagte. Der Bürgermeifter und die Ge— 
meinderäthe äußerten das Bedenfen, daß die Gefangenen, 
wie verlaute, gewaltſam befreit würden, was in der Stadt 
großes Unglück zur Folge haben könnte. Wir erwiederten, daß 
eine ftarfe militärifhe Bewachung aufgeitellt werde, aber bie 
Freilaffung der Verhafteten unter den jegigen Umftänden auf 
ſolchen Andrang hin fchlechthin unftatthaft fet. 
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Die Nacht verlief bei ftarfer Bewachung und Patrouillen . 
von Militär und Bürgerwehr ruhig und erft am Abend des 
folgenden Tages (2. März) fand ber Brand bes Gebäudes 
vom Minifterium d. a. A., wie oben erwähnt, flatt. 
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In der I. Kammer wurde nun aber in jeder Situng 
auf Amneftirung ber fraglichen VBerhafteten und anderer po= 
litiſchen Gefangenen, deren Zahl indeffen nicht groß war, 
gedrungen, zuerft nur von Kapp und Brentano, dann aud) 
von Andern. Schon in der Situng vom 1. März äußerte 
Brentano gegen mich: „Schlagen Sie die Hochverraths-, bie 
„Majeftätsbeleidigungsprozeffe nieder, und ich garantire 
„Ihnen mit meinem Kopfe, es wird feine Unrube 
„mehr vorfallen, ih hoffe, das Volk wirb mid 
„nicht im Stiche laſſen.“ 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ich dieſer Verſicherung, 
der erfolgten Zuſtimmung ber Gallerien ohnerachtet, Teinen 
Glauben ſchenken Fonnte. 

Erſt am 16. März kam der Antrag auf Amneftirung aus 
Anlaß verfchiedener deshalb eingefommener Betitionen zur 
fürmlichen Berathung. Der Antrag ber Petitionskommiſſion 
gieng auf Amneftirung aller wegen politifcher Verbrechen Ver— 
urtheilten oder in Unterfuhung Befindlichen, fofern diefe Ver— 
brechen nicht unter den Begriff des Landesverraths fal- 
len oder den Karakter eined befondern gemeinen Ver— 
bredens an fi) tragen, und vorausgefeht, daß die Verbrechen 
ſchon vor dem 4. März begangen wurden. Auf Antrag bes 
Abgeordneten Trefurt wurde der Zeitraum, für welchen bie 
Amneftie ertheilt werden follte, bis zum 16. März ausgedehnt, 
und mit diefer Aenderung nahm die II. Kammer den Kommifz 
fionsantrag einftimmig an. 

Als ung diefer Beſchluß zur Kenntnig Fam, berathichlagte 
bie Regierung darüber, und in Folge diefer Berathung er— 
Härte id) in der Kammerſitzung vom 18. März: für eine all- 
gemeine Beghadigung ſei der Zeitpunkt noch nicht günſtig, es 

8* 


— 116 — 


wäre räthlich, noch kurze Zeit zu warten, bis wicder mehr 
Beruhigung und Sicherheit eingetreten fei. Ob die Amneftie, 
wie man behaupte, den Frieden begründe oder befürdere, fei 
zu bezweifeln. Die Regierung wolle übrigens mit der Kammer 
auch in diefer Frage Hand in Hand gehen, und die Kammer 
möge fich erklären, ob fie unter den obwaltenden Umftänden 
die Befchleunigung der Begnadigung für nothwendig halte. 
Diefe Frage wurde wieder einftimmig bejaht, worauf am 
nämlichen Tage noch das Amneftiedefret nach den Anträgen 
der Kammer erfolgte, in der Art, daß das Juft. Min. von je— 
dem wegen folcher Verbrechen Berurtheilten oder in Unterſuchung 
Befindlichen zu erheben hatte, ob feine That in die bezeichne= 
ten Rathegorien falle, worauf es feine Freilaffung anordnete *). 
Zugleich wurde, ba einige am 28. Februar verhaftete Litera= 
ten Ausländer waren, die durch das VI. Konftitutiongebikt 
gerechtfertigte Beftimmung getroffen, daß diefelben vorerft das 
Großherzogthum zu verlaffen haben. Am 22, März kamen von ihnen 
Petitionen gegen diefe Ausweifung ein. Die Linfe unterftügte 
Diefelben , berief fich auf das deut ſche Bürgerrecht der Am— 
neftirten, und machte Bergleichungen mit der 1845 ftattge= 
habten Ausweifung zweier Abgeordneten aus Berlin. Ich zeigte 
die weſentliche Verſchiedenheit diefer beiden Fälle, 
und berief mich auf das Geſetz, fo wie Darauf, daß es 
fih nur um eine vorübergehende Mafregel handle, bis 
wieder mehr Ruhe eingetreten fei, daß aber im gegenwärtigen 
Augenblide der Gährung, wo im Lande felbit Schon Zündſtoff 
genug vorliege, nicht räthlich ſei, noch foldhen Ausländern, 
pie wegen Berbrechen verhaftet waren und nun das Feuer 
nur ſchüren, und die öffentliche Sicherheit bedrohen würden, 
den Aufenthalt zu geftatten **). 

* : 654406 F 

Vie u Bien, Me on a ee 
allgemeinen Begnadigungsrecht begriffen eradıtet. 

”*) Selbſt in den freieſten Staaten, die nicht erſt in dem Gährungspro— 
zefe liegen, wird bei dringlichen DVeranlaffungen das Recht der Fort: 
weifung von Ausländern ausgeübt. Eine ſolche Veranlaffung wird hier 
jeder, ber unfere damalige Lage erwägt, anerkennen. Auch hat bie 


Kammer als folde der Ausgewiefenen fich nicht enommen. Es 
wurde über die Reklamation kein Beſchluß — w 
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Die Ausweifung wurde nicht zurücgenommen. Es kam 
aber zur Kenntniß, daß die Ausgewieſenen noch mehrfach in 
der Stadt fi aufbielten, ohne daß man ihrer habhaft wurde. 
Dies dauerte jedoch nur einige Tage, worauf die Ausgewie— 
jenen fich entfernten, indem fie, wie die Nachrichten eingien- 
gen, zu den in Straßburg ſich anfammelnden fremden Zu: 
züglern ($. 75—79) fih begaben, 


Xu. Agitation im März und Anfänge des 
April 1848 in Volksverfammlungen, 
Vereinen etc. 
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Außer den Eleinern oder Ortöverfammlungen, welche auf 
die Barifer Nachrichten hin zur Erringung von Freiheiten 
überall gehalten wurden, fand man dann in den größern 
Bolfsverfammlungen, welche die Leiter der Bewegung bald 
da bald dort veranftalteten, und die fie felbft befuchten, ein 
wirkſames Agitationsmittel. 

Unter anderm wurden foldhe VBerfammlungen gehalten: 
in Waldshut (am 11. März, wobei Gottfhalf, weil er 
für Mäßigung war, fogleich als abgelebt bezeichnet wurde), 
in Hegnen bei Radolfzell, wo eine große Menge mit Senfen 
erichien, in Stodach, wo der aus dem Ausland zurüdgefehrte 
Redakteur der Seeblätter, Fiedler, erftmals wieder auftrat, 
in Engen, Donauefhingen, Villingen, Triberg, dann bie 
große f. g. Landesverfammlung in Offenburg, hernach wieder 
in Heidelberg und Freiburg, Achern ꝛc., überall raſch auf 
einander und zum Theil gleichzeitig, am den meiften Orten 
auch zu wiederholten malen. 

Bei diefen Verfammlungen wurden, wenn auch in ver- 
fchiedenem Maße, die abentheuerlichiten Beichlüffe gefaßt, 
nicht nur für ungebundene Freiheit und Volksrechte, und ges 
gen die Regierung oder deren Handlungen, ſondern es wurde 
auch die Staatsform felbft in Frage geftellt, und ins— 
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befondere nach dem 19. März, die Einführung der Repu— 
blik verlangt. Mit den angeblichen Befchlüffen ftand es al- 
lerdings jehr unficher. Die Hanptichreier hatten ihre Traban— 
ten, die ihnen zufauchzten und alle Andern, die ed etwa wa— 
gen wollten, dagegen zu fprechen, nicht nur übertäubten, ſon— 
dern mitunter auch mißhandelten, fo daß, während die mei- 
ften nur ſtille und muthlofe Zuhörer blieben, Dasjenige, was 
die einzelnen keck hervortretenden terroriftifchen Revolutionäre 
forderten oder bejahten, als Beſchluß ber Bolfsverfammlung 
verkündet wurde *). 


$. 69, 


Am 13. März Abends brachte ein Mann, ber gerade 
von Konftanz Fam, die Nachricht von den republifanifchen 
KNundgebungen einer am Tage vorher bei Hegnen abgehalte= 
nen, von einer Menge Senfenmännern beſuchten, tumultua— 
rifchen großen Verfammlung, und von andern ähnlichen Er- 
Iheinungen im Seefreife, worüber auch weitere Berichte gleich⸗ 
zeitig einliefen. 

Es zeigte ſich bald, daß dieſe Bewegung als rein poli— 
tiſcher Natur viel ſtärker und hinſichtlich ihres Umfangs 
bedrohlicher ſei, als Diejentge, bie fo eben im Odenwald 
mit einer nicht großen Mannfchaft unmterdrüdt wurde, Bon 
militärifcher Seite wurde vorerft eine Goncentrirung der Trup— 
pen für alle Wechjelfälle nothiwendig gehalten und eine Ent- 
fendung geringer Abtheilungen in ben Seefreis um fo be- 
denflicher erachtet, als bei Eleinen Truppentheilen dort nicht 
nur die Ueberwältigung, fondern auch die Berführung 
leichter möglich war. 

In dev Situng der H. Kammer vom 13. März hatte der 
Abgeordnete Welte den Abgeordneten aus dem Odenwald und 
aus dem Main= und Zauberfreife einen Vorwurf darüber 
gemacht, daß fie fich nicht in ihre Wahlbezirfe begeben ha— 
ben, um ber dortigen anfrührerifchen Bewegung (gegen die 


*) In ähnlicher Welfe madte auch der Abgeordnete Kuenzer in ber 
II, Kammer eine Befhreibung dieſer Verſammlungen. 


— 119 — 


Standes: und Grundheren) entgegen zu wirken, welche Be— 
merfung viel Anklang fand, während einige Abgeordnete aus 
jenen Gegenden fih damit entfchuldigten, daß die dortigen 
Greigniffe ganz überrafchend gekommen feyen., Da nun am 
nämlichen Abend noch die beunruhigenden Nachrichten aus 
dem Seefreife einliefen, ließ ich die dort gewählten Abgeord— 
neten zu mir bitten, um fie zu erfuchen, ben Seekreis zu be— 
reifen, und dur Aufflärungen über ben wahren Stand der 
Dinge den Störungen der Ordnung entgegen zu wirken. Die 
Abgeordneten Mathy nnd Straub übernahmen biefe Sen— 
dung. Ihre öffentlichen Reden und fonftigen Bemühungen 
dafelbft hatten für den Augenblik einige Wirkung, die aber 
weder von großem Umfänge, noch von Dauer war. Die 
Berblendung, die Unklarheit darüber, was man eigentlich wolle 
und in welchen Wegen es zu erreichen fei, überhaupt aber 
die Verwirrung der Begriffe und die Erhigung der Gemü— 
ther waren ſchon zu weit gefommen. 
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Zu gleicher Zeit wurde Beter zum Regierungs-Director 
in Konftanz ernannt. Da er bei den Bewegungsmännern in 
großem Bertrauen ftand und bier die Verfiherung gab, allen 
feinen Einfluß zur Beruhigung des Seefreifes aufzubieten, fo 
hoffte man von feiner Ernennung wohlthätige Folgen. Ohne— 
hin Fannte ic) ihn von früher her als einen, wenn gleich po= 
Kitifch überreizten, denn doch fehr gewifienhaften Mann, 
und feine früheren VBorgefeßten verficherten, daß er in ben 
Fahren 1842—1844, wo er als Amtsvorftand zu Adelsheim 
gewiffermaßen in einer politifchen Berbannung lebte, feine 
amtliche Stellung nicht nur nicht gegen die Regierung miß- 
braucht, jondern politifch ganz gut gewirkt habe. Die erften 
14 Tage feines Aufenthalts im Seekreife gaben auch feinen 
Anlag zum Tadel, und es ift möglich, daß dur fein Er- 
fheinen die Flamme für einen Augenblid noch gemäßigt 
wurde. Als er aber zum VBorparlament nad Frankfurt kam, 
foll er dort, wie ich fpäter erfuhr, fi) alsbald an die repu— 
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blitanifhen Barteimänner gehalten haben, und ſchon 
vorher in der Kammerfigung vom 29. März ſprach er mit 
vielem Eifer gegen den Gefegesentwurf wegen Einberufung 
der Erfapitulanten zur Verftärtung bes Armeekorps zum 
Schuge der Ordnung insbefondere gegen die an die Grenze 
gekommenen fogenannten Zuzügler, von welchen unten ($- 75 
bis 79) die Rede fein wird. Man konnte indeffen, da er von 
genügendem Schuge durch die Volkswehr ſprach, anneh— 
men, daß er nur von einer unpraftiichen Anficht ausgehe, 
ohne etwa den Aufruhr oder den Einfall der Fremden be= 
günftigen zu wollen, und von feinem fpätern Benchmen wird 
weiter unten ($. 93—95) die Rede feyn. 


$. 71. 

In den Volköverfammlungen, die vor dem 19. März 
ftattfanden,, ift hinfichtlich der wichtigften Fragen, insbefondere 
fo weit fie die Staatsform betrafen, auf die von meh- 
reren Kammermitgliedern auf den 19. März angekündigte 
große Verfammlung in Offenburg, wohin Theilnehmer aus 
dem ganzen Lande eingeladen waren, verwiefen worden. 

Bei diefer Verſammlung erſchien eine große Menge Men- 
Ihen aus dem Rheinthale und aus dem Seefreife. Die Lei- 
ter waren Heder und einige andere Kammermitglieder und 
fonftige demofratijche Notabilitäten (Struve, Fikler ıc.). Es 
famen auch, um etwa ein Gegengewicht zu halten, aus ver- 
fchiedenen Städten und Landgemeinden viele gemäßigte Män— 
ner, die jedoch gegenüber den Helden des Tags fich wenig 
geltend machen Eonnten. 

Die Leiter des Feſtes verfammelten fih in Offenburg 
jhon am Abend vorher, um in einer Vorberathung das Pro— 
gramm feitzuftellen. Schon am zweiten Tage vorher befpra= 
chen fich darüber noch in Karlsruhe die Abgeordneten, die 
das Feſt befuchen wollten. Sie wollten den Antrag auf eine 
Republit bei der Verfammlung nicht aufkommen laſſen, und 
bier verweigerte Hecker (zur Meberrafchung ber Uebrigen) erft= 
mals die Verpflichtung, in diefer Richtung mit den Andern ge= 
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meinjchaftlich zu wirken. Died veranlaßte heftige Auftritte, 
aber Heder blieb dabei, er Laffe fich nicht binden. Gleich— 
wohl trat er dann bei der Offenburger Vorberathung dem 
republifanifchen Plane Fikler's entgegen, und als Fikler bei 
der öffentlichen VBerfammlung am 19. März eine Rede hielt, 
ftellte fich, wie Augenzeugen ſagten, Heder neben ihn auf 
den Balfon mit der Drohung, ihn, wenn er bie Republif 
beantrage, mit einer Biftole, die Heder bei fich geführt habe, 
auf der Stelle zu erjchießen. Deßwegen haben ihm Flücht— 
linge fpäter in Drudjchriften den Vorwurf gemacht, er habe 
den günftigen Zeitpunkt für Durchführung der Republik ver- 
ſcherzt. 

Es war vielfach angekündigt, daß die Beſucher der Ver— 
ſammlung bewaffnet erſcheinen werden. Um dies zu verhin— 
dern, wurde nicht nur eine Bekanntmachung erlaſſen, daß 
auf der Eiſenbahn keine Bewaffneten zugelaſſen werden, ſon— 
dern es wurden auf mehreren Bahnhöfen, namentlich in Frei— 
burg, Raſtadt, Karlsruhe, Bruchſal und Mannheim auch 
Militär-Abtheilungen aufgeſtellt, welche die Wagen zu unter— 
ſuchen und die mit Waffen Reiſenden zur Ablegung derſelben 
anzuhalten hatten. Gleichwohl Fam von andern Seiten her 
eine Anzahl mit Waffen, die jedoch das in Offenburg aufge= 
ftellte Feft-Gomite ihnen abnahm und bis zur Heimreife vers 
wahrte, 

$. 72. 

Die Befhlüffe der Verſammlung gingen zunächſt auf 
Gründung eines deutſchen Parlaments, welches im 
Großen die Angelegenheiten des deutfchen Volkes nad Innen 
und Außen kräftig ordne und frei geftalte, fodann in Bezie— 
hung auf Baden befonders: daß die Beamten, welche das 
öffentliche Vertrauen nicht befiten, entfernt werden, Ferner 
wurde gefagt: das Volk habe fein Vertrauen zur I. Kammer 
und Feines zu einer Anzahl Mitglieder der II. Kammer, welche 
durch Wahlbeherrfchung an ihre Stellen gefommen feyen. So— 
dann follte das ftehende Heer mit dev Bürgerwehr verfchmols 
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zen und aus allen waffenfähigen Männern eine Volkswehr 
gebildet, es follten alle Abgaben mit Ausnahme der Zölle 
und vorerſt etwa noch der direkten Steuern abgeichafft, und 
der Ausfall durch cine progreifive Einfommens- und Vermö— 
gensfteuer erfegt, alle Vorrechte aufgehoben und Die Kirche 
von der Schule getrennt werden ıc. 


Die Regierung hatte den Entſchluß gefaßt, auf Beichlüffe 
der Bolksverfammlungen als folche, fomweit nicht ihr Inhalt 
aus anderer Beranlaffung ohnehin zum Bollzug fomme, feine 
Nükficht zu nehmen, da hiedurch fonft eine Herrichaft der 
roben Maffen gegründet würde, indem die wildeſten Dema— 
gogen bei folchen Verſammlungen in der Regel alles, was 
ihrem Streben entfpriht, als angeblichen Volksbeſchluß her— 
vorrufen können. Wir wollten mit den verfajfungs- 
mäßigen Bertretern des Volks die Gefchäfte machen, nicht 
aber mit willkührlich zufammengelaufenen ungeordneten Maf- 
fen, welche die Beute der Wildeften und Grtravaganteften 
find ($. 68). Heder fühlte dies wohl felbft und zeigte daher 
in der Sikung vom 24. März an, daß die Offenburger Bes 
ſchlüſſe von ihm und Brentano, Richter, Welte, Sachs und 
Kapp würden zur Motion erhoben werden. Es iſt dies je— 
doch wegen der im April eingetretenen Ereigniſſe (Abſchnitt 
XV.) nicht mehr geſchehen. 

Gleichwohl kam Einzelnes durch die Schritte der Bethei— 
ligten, unabhängig von dem Willen der Regierung, zum 
Vollzug. Namentlich traten viele Mitglieder der rechten Seite 
ber II. Kammer, zugleich durch Zuſchriften aus ihren Wahl- 
bezirfen dazu aufgefordert, aus der Kammer aus. Auch der 
damalige Präfident des Kriegsminifteriumd , auf den perſön— 
lic) angedeutet war, trat zurück, und eben ſo zwei Bedienftete 
aus der perfünlichen Umgebung des Grofherzogs. 

Das Kriegsminifterium wurde nun am 22. März 1848 
bem zum Generalmajor ernannten Oberft Hoffmann in 
Mannheim übertragen, deſſen Muth, Thatkraft und Freifinn 
längſt befannt war. 


Gin fernerer Beihluß der Offenburger Berfammlung 
Hing dahin, daß in jeder Gemeinde ein Ortsverein, der für 
die Bewaffnung und politifche und foziale Bildung des Volke, 
fo wie für die Verwirklichung aller feiner Rechte forge, ſo— 
dann für fämmtliche Vereine eines Wahlbezirks ein Bezirks— 
Verein, aus den Bezirks-Vereinen eines Kreiied ein Kreiöver- 
ein und aus den vier Kreisvereinen ein Landesverein gebildet 
werde, — daß jeder Verein einen leitenden Ausfhuß an der 
Spige und eine Kaffe zur Beftreitung der nothiwendigen Aus— 
gaben habe. Heder wurde zugleich als Obmann des Lan— 
desvereind und feines Ausfchuffes ernannt. 

Schon vor der Dffenburger Berfammlung bildeten ſich 
an vielen Orten, insbefondere im Seekreife, ſolche Vereine. 
Anfänglich wurde in den Orts- oder Sicherheits-Ausichüffen, 
da die Regierungsgewalt überall gebrochen oder gelähmt war, 
von Vielen ein Gewinn für die Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthums erkannt. Aber ed wuchs damit, felbft mo 
dieſer augenblickliche Vortheil eintrat, der revolutionäre Geift, 
und die gefegliche Gewalt wurde dadurch nur noch mehr 
aufgehoben. Nah und nad, insbefondere in Folge der Of— 
fenburger Berfammlung, von wo an die Vereine mehr orga= 
nifirt und gegliedert wurden, maften fich die Ausjchüffe im 
Seefreife eine wirkliche Regterungsgemwalt, an. Sie ftellten 
dort Päſſe aus, fie hielten, als die Sache noch weiter fam 
und der Hecker'ſche Aufftand nahte, und während des Lestern 
fogar die Boften an, nahmen amtliche Korrefpondenzen, von 
denen fie Nachtheil für die Revolution beforgten, hinweg, 
unterfchlugen Eftafetten u. dgl. — Als der Bürgermeifter in 
Donauefhingen im Anfange des April öffentlich dazu auffor= 
derte, daß die einberufenen Rekruten und beurlaubten Sol- 
daten nicht einrüden und die Ortsbehörden fie zurückhalten 
jollen, und als deshalb das Minift. d. J. das dortige Be- 
zirksamt veranlaßte, ihn wegen DVerleitung ber Soldaten zur 
Fahnenflüchtigfeit und zum Meineid ꝛc. in Unterfuhung zu 
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nehmen, und als das Bezirksamt, welches die Macht nicht 
mehr hatte, ihn zu verhaften, ihm die Minifterial-Berfügung 
zur Berantwortung eröffnete, holte er vom Kreisausfchuffe in 
Engen Verhaltungsbefehle ein, die dahin ergingen, daß er 
der Aufforderung feine Folge zu leiten habe, und daß die 
verlangte Unterfuchung zurüdzumeifen fey. Die auf Vorlage 
diefer Erklärung wiederholt ergangene Verfügung an das 
Bezirksamt Fam, da fogleich der Aufitand ausbrach, erft nad) 
dem Ginmarfche der Truppen ($. 89) zum Bollzuge. 


$. 74. 


Am Sonntag den 26. März fanden in Heidelberg und 
unter Struve's Leitung in Freiburg Volfsverfammlungen ftatt, 
welche nach den höchſt tumultuarifch und zum Theil unter 
Mißhandlung Andersdenkender gefaßten Beichlüffen fih für 
deutſche Föderativ-Republiken ausfprachen. Aehnlich ging es 
mit den darauf gefolgten Verfammlungen in Waldshut und 
Engen, und am 2. April in Achern, wo Fidler zwei aus 
Frankreich herübergefommene deutſche Arbeiter, welche nad 
einem Auftrage des Parifer Comites in Straßburg die dort 
eintreffenden Zuzügler ($. 75 — 79) zu fammeln hatten, der 
Berfammlung vorftellte und die Zuzügler als unfere Wetter 
und Freunde darftellte. 

So fehritt die Agitation in den Volksverfammlungen und 
durch Gmiffäre, fo wie durch die Thätigfeit der Vereine und der 
Kreis= und Bezirks-Ausſchüſſe im Einflang mit der revolutionä= 
ren PBreffe immer weiter, und es kawmen da und dort ſchon Ge— 
waltihättgfeiten aller Art vor, 3. B. in Mannheim gegen den 
Polizeiaffeffor und gegen einen Regierungs = Rath, jo wie 
auch gegen den Vorſtand des Eifenbahnamtes, welcher eine 
Anzahl Arbeiter aus benachbarten Gemeinden verwendete, 
während das Mannheimer Proletariat die Arbeiten, ober 
eigentlich den Verdienſt für fih allein haben wollte, 
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XI. Buzügler aus Frankreich und der 
Schweiz. 


$. 75. 

In der zweiten Hälfte des März 1848 famen offizielle 
Nachrichten aus Paris an ung, fo wie nad) öffentlichen Blät- 
tern auch an die Großh. Heffifche und andere Regierungen, 
daß ſich in Paris aus deutfchen Arbeitern, denen ſich aber auch 
Abentheurer aus andern Ländern anfchloffen, ſ. g. deutiche 
Legionen bilden, um über den Rhein herüber zu ziehen und 
eine bdeutfche Republik zu gründen. Es waren deshalb in 
Paris eine Menge öffentlicher Anfchläge zu leſen, und ver- 
fihert, daß die provif. Regierung den Arbeitern zu ihrer Reife 
Unterftügung leiſte. 

ALS die erfte Nachricht einfam, ließ dev Minift. d. a. A., 
v. Duſch, durch den bad. Gefandten in Paris bei der provif. 
Regierung gegen ein ſolches völkerrechtswidriges Verfahren 
Vorftellung machen. Lamartine gab die beften Zuficherungen, 
die aber Ledrü - Nollin als Minifter d. J. zum Theil verei- 
telte, fo wie, er ja bekanntlich fpäter die Erhebung vieler 
Gelder aus der Staatöfaffe mit den Verwendungen für die 
Sortihaffung der deutfchen Arbeiter zur Revolutionirung 
Deutjchlande rechtfertigte. Willkommen war der franzöſiſchen 
Regierung die Abreiſe dieſer Arbeiter, wie begreiflich iſt, auch 
darum, weil die große Menge unbefchäftigter Arbeiter in 
Paris fie ſtets beunruhigte, und die Regierung zur Unterhal— 
tung derſelben, die Mittel kaum aufzubringen wußte. Es 
waren, um die Deutſchen zum Weggehen zu veranlaſſen, faſt 
täglich die lügenhafteſten Nachrichten über revolutionäre Vor— 
gänge in Deutſchland, z. B. über die Verjagung des Kaiſers von 
Oeſterreich, Königs von Preußen, von Bayern ꝛc. ꝛc., durch 
öffentliche, zum Theil (ächt oder unächt) vom Miniſter d. J. 
ausgegangene, Anfchläge verbreitet. 

Als die erften Nachrichten einlangten, machten wir davon 
und von den dagegen gethanen Schritten der II. Kammer, 
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zuerit in einer geheimen Sigung, Mittheilung. Ich bemerkte 
Dabei, daß ich in drei verfchiedenen Richtungen, in welchen 
die Züge der Arbeiter fih nähern follten, Kundfchafter gegen 
fie gefendet babe, um über den wahren Stand der Dinge 
Kenntnif zu erhalten. 

Zugleich wendeten wir ung auch unmittelbar an die provif. 
Präfekten von Straßburg und Kolmar wegen Abwendung der 
Gefahr, und machten der Bundesverfammlung, von dem 
Stand der Sache Mittheilung, damit fie in Paris ebenfalls 
entgegenwirfe. 

Alles diefes veranlaßte, daß Ramartine und Andere dem 
Unternehmen wirkfamer entgegentraten, und daß die frangöfi- 
ſche Regierung, wenn fie auch nicht den ganzen Zuzug ab» 
wendete, doch Schritte that, welche den großen Umfang 
desjelben, wie er anfänglich im Plan lag, verhinderten. 

$. 76. 

Indeſſen verbreitete fih, da auch Barifer Blätter die 
Sache und den fchon erfolgten Abzug mehrerer Kolonnen 
beftätigten, an unſerer Rheingrenze gegen Frankreich eine 
große Beängftigung, die ſich noch vermehrte, ald bekannt 
wurde, daß auch im Oberelfaffe deutfche Arbeiter wegen des 
Stodend der Fabrifen entlaffen wurden. Alles, was die 
Grenzbewohner von ber linken Rheinfeite her wahrnahmen, 
wurde von Mund zu Mund vergrößert, und fo fam es, daf 
falfche Gerüchte den Schreden noch vermehrten. In der Nacht 
vom 22, auf den 23. März war ganz Freiburg auf den Bei- 
nen, weil ein Reitender die falfche Nachricht von einem er= 
folgten Einfalle gebracht hatte, eben fo war es in der Nacht 
vom 23. auf den 24. März in Offenburg, und es langte am 
24. in der Früh die offizielle Nachricht von Kehl dahier ein, 
daß dort Truppen gegen 5 — 600 Eindringlinge, die ſich in 
der Nacht bei Meifenheim übergefchifft haben follen, abge— 
ordnet worden feyen. 

Am 24. März wurde nun eine —— Anzahl Truppen 
zur Bewachung der Grenze nach Offenburg und Freiburg ge— 
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jendet, und ich machte am nämlichen Tage ber I. Kammer 
in öffentlicher Situng von der Sache Mittheilung mit dem 
Bemerken, daß wir wegen PVerftärfung unferer bewaffneten 
Macht den Ständen alsbald Borlage machen und nach Um— 
ftänden die Aufftellung des 8. Armeekorps veranlaffen wer— 
ben. Zugleich jeßte ich die Kammer in Kenntniß von ber 
Anordnung, die wir in NRüdficht darauf, daß bie in Frank— 
reich brodlog gewordenen deutſchen Arbeiter einerjeitd zu be= 
dauern wären, und anbdererfeits fchon durch ihre Lage zu ges 
waltthätigen VBerfuchen gedrängt würden, am 23. März da= 
hin erlaffen hatten, daß Diejenigen, welche nicht in Maſſen, 
fordern in kleineren Abtheilungen, und unbewaffnet, alfo 
friedlich herüber fommen, bier auf Koften der Staatsfaffe 
verpflegt und in ihre Heimath gebracht, oder fofern fie an= 
bern deutſchen Staaten angehörten, in der Richtung ihrer 
Heimath bis über die Grenze ebenfalls auf Staatsfoften ge= 
führt werden. Die Kammer (jelbjt Heder) billigte diefes 
Berfahren *). Dasfelbe war auch nicht ohne Erfolg. Es 
wurden die Arbeiter in Straßburg von der Anordnung in 
Kenntniß gefegt, und viele Hunderte derfelben machten von 
dem Anerbieten Gebrauch und begaben ſich in ihre Heimat **). 
Ehen fo wurden mehrere Hundert Polen, die fih an ber 
Grenze gefammelt hatten und nadı Polen ziehen wollten, frei 
dur) das Land und dann (nach Vermittlung der Bundesver- 
fammlung) auf Dampfihiffen nah Köln und von dort auf 
der Eiſenbahn weiter geführt. 


=) Demohnerachtet behaupteten Bornftebt, Krebs unb Genofjen vor den Ge- 
fhwornen im April 1849, die Negierung habe durch diefe Maßregel 
die Arbeiter felbit zum Einfall in das Land verleitet. Diefe ihre Ver: 
dächtigung wurde aber durch die von ihnen felbft vorgerufenen Zeugen 
zu Schanden gemacht, fo daß fie, als ver erfte Zeuge abachört war, 
auf Die Vernehmung des Undern verzichten wollten, wogegen alddann 
ter Staatsanwalt auf ver Abhör deffelben beftand. 


**) In Karlsruhe bilvete fih ein Verein, der Gelder zufammenbradhte und 
damit einige Männer nad) Straßburg fhidte, um die Regierung uns 
terftüsend die deutſchen Arbeiter zum friedlichen Abzug in ihre Heimath 
zu beitimmen,, und ihnen weitere Unterflügung zu geben oder dortige 
Schulden für fie zu zahlen, worüber der Abgeordnete Bittel in ben 
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In der Nacht vom 25. auf den 26. März 1845 verbrei- 
tete fi das Gerücht von einem erfolgten maffenhaften Gin- 
falle aus Franfreih. Es wurde vom Sengen und Brennen 
ber Gindringlinge geſprochen, und je weiter von der Grenze, 
beito gräßlicher wurde das Ereigniß dargeftellt. Es wurde 
nicht ermittelt, woher diefer, im Oberlande fpäter allgemein 
fogenannte „blinde Franzoſenlärm“ entitanden iftz aber merf- 
würdig ift, daß der Lärm überall aus dem Württember- 
gifhen in das Grofherzogtbum kam. Um Nachmitternacht 
fam mir eine Gftafette von Pforzheim mit einem dorthin ge= 
richteten Schreiben des mwürttembergifchen Oberamts Neuen= 
bürg zu, worin die Mittheilung gemacht war, daß in der 
Gegend von Offenburg und gegen Raftadt hin die eingefalle- 
nen Arbeiter alles angreifen und zerftören. Died hätte id, 
wenn es wahr gewejen wäre, natürlich früher wiffen müſſen, 
als das rückwärts gelegene Oberamt Neuenbürg, daher erkannte 
ich fogleich die Unwahrbeit, und gab zur Beruhigung der Ge— 
gend fogleich in der Nacht noch wieder Nachricht nach Pforz— 
heim, daß das Gerücht grundlos fey. Am andern Tag ergab 
fich, daß die Bezirksämter Triberg und Hornberg zu gleicher 
Zeit die nämliche Nachricht, wenn auch in etwas anderer Dar 
ftellung, von dem württembergifchen Oberamt Schramberg, 
die Bezirfsämter Billingen und Donauefchingen von dem 
württembergifchen Oberamt Rottweil, erhalten haben, 
das Bezirksamt Stodah aber fo fie von dem mwürttembergi- 
fhen Oberamt Tuttlingen erhielt. Im Seefreife wurde 
dadurch eine ungeheure Bewegung veranlaßt, jedoch unmittel= 
bar in der Richtung gegen die Eindringlinge, weil der 
Lärm dahin ging, daß fie plündern und brennen. Später verwans 
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Sitzungen der 2. Kammer vom 11. und vom 14. April Mittheil ungen 
machte. Auch mehrere in Straßburg angeſeſſene Deutſche gaben Bei— 
träge. 
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delte fich bei ben Demagogen und ber von ihnen geleiteten 
Menge diefe Abneigung in Zuneigung, da von den Zuzüglern 
in Briefen und öffentlichen Erklärungen die Berfiherung kam, 
daß fie weder brennen, noch plündern, fondern nur kommen, 
um die Deutfchen in Erkämpfung ber Freiheit, und infofern 
diejelben die republifanifche] Staatsform wünſchen, in Er— 
reihung dieſes Zieled zu unterftügen. Wie ſich aus ber ſpä— 
teren Unterfuchung gegen Fickler ergab, erhielt derfelbe ein von 
Herwegh als Präfident und A. v. Bornftedt als Virepräfident 
der Gejellichaft demokratiſcher Deutfchen unterzeichnetes Schrei= 
ben vom 21. März, worin gejagt ift, daß diefe aus mehreren 
Taufenden beftehbende Gefellihaft fich militärifch organifirt und 
wohlbemwaffnet und eingeübt habe, um ben Brüdern in Deutfch- 
land zu Hülfe zu fommen. Die Deutſchen in Lyon und Lon— 
don würden gemeinfchaftlich mit ihnen losſchlagen, außerdem 
wollten die Polen mit ihnen marfchiren. Am 24. März wer- 
ben die erften 500 Mann abziehen und bie Mebrigen bald 
nachfolgen. Fickler möge fich mit ihnen in Verbindung feben, 
über feinen Plan, feine Hülfsmittel und den zu erwartenden 
MWiderftand ꝛc. berichten. Sie wollten dann gemeinfchaftlich 
handeln. Fiedler antwortete am 26. März: er habe in ben Volks— 
verfammlungen für die Republik gewirkt, aber die Zeit vor der 
Dffenburger Verfammlung fei zu kurz geweſen zur Vorberei= 
tung. Um Zwiſt mit den Führern zu vermeiden (f. oben $. 70), 
habe er fich begnügt, dort in der Vorſitzung Anträge durch— 
zufegen, welche das ganze badiſche Regierungs— 
Gebäude entweder auf den Kopf ftellten, oder 
im Widerftrebungsfalle Bas Volk zumKamfe auf 
riefen. Das Volk im Seekreife fei entſchloſſen und bewaff- 
net. Dom badifchen Militär werde ſchwerlich ein Schuß auf 
das Volk fallen, drei Viertheile fehlagen ſich fogleich zum 
Volke. Das Mitkommen der Polen möchte das Nationalgefühl 
verlegen. Die bdeutfchen Zuzügler follen allein fommen und 
auch Leine Handlung brutaler Gewalt ausüben, fie dürfen 
Deutfchland nicht einmal die Republik aufdringen, fondern 


9 
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fi) nur zur Verfügung ftellen *), und auch, feine franzöſiſche 
Begleitung haben. Branfreich bleibe nur eine ſchirmende 
Rückwand. Roh 14 Tage oder beſſer 3 Wochen fei zu 
warten, bis dahin werde das Borparlament gejprochen ha— 
ben. Spreche es ſchlecht oder zaubere ed noch, fo werde ge— 
eignet fein, an das Volk zu appelliven. Bid dahin hoffe Fid- 
ler auch mit andern tüchtigen Führern einig zu fein. 

Am 1. April 1848 begab ſich Fickler nah Straßburg, 
beiprach fi dort mit zwei von Herwegh vorausgeſchickten 
Smifjären, Fuhrmann und Sturmfeld, welche Tags zuvor 
eine Berfammlung veranftaltet und diefelbe aufgefordeit hatten, 
die Pariſer demokratiſche Gefellichaft zu unterſtützen, da dieſe, 
fobald ein Aufruf dazu von irgend einer Seite erfolge, jeden= 
falls den deutfchen Republifanern mit bewaffneter Hand zu 
Hülfe Fommen werden. Fiedler nahm diefe beiden Gmiffäre 
am 2. April mit nach Achern zur dortigen Volksverſammlung, 
ftellte fie der VBerfammlung vor, und bemerkte: Wenn das 
Parlament die Republik nicht befchließe, fo müſſe der Weg, 
den man in Frankreich betreten, auch in Deutjchland einge= 
fchlagen werben. Es dürfe fein Franzofe daran Theil nehmen. 
(58 feien 5000 wohlbewaffnete Deutfche aus Franfreih, und 
eben fo viele aus der Schweiz im Anzuge. Man dürfe fie nur 
rufen. Sie feien unfere Freunde und Brüder, man müffe fie 
mit offenen Armen empfangen. 


*) Diefe Andeutung Ficklers ſcheint als praftifcher und weniger anftoßend, 
aber doch zu demſelben Ziele führend berüdjichtigt worden zu fein, denn 
das Parifer Comité fagte alsdann in feiner von Herwegh unterfchrie- 
benen Proffamation von- Straßburg den 15. April 1848: „Deutiche 
Brüder in der Heimath! Eure Brüder aus der Fremde, aus 
der Verbannung, nahen, empfangt fie als Freunde! Wir gedachten 
niemals als Feinde auf deutihen Boden zu treten, niemals euch bie 
Freiheit aufzubringen, niemals euren freien Willen zu befchränfen, noch 
euer Eigenthbum anzutaften. Wir find euere Freunde und 
Bundesgenoffen. Wir fümpfen nur euere Kämpfe, wollen 
nur eueren Gieg, mag biefer nun auf friedlihem Wege, oder mit 
dem Schwert erfochten werben. Die Armeen der Fürften umgeben euch 
von allen Seiten; ſchätzt euch glüflih, daß aud eine Armce der 
Freiheit in euerer Nähe ficht. Sobald ihr fie ruft, wird fie über 
den Rhein in euere Mitte eilen und euere Reihen verftärfen; fie wird 
mit Ordnung und Mannszucht, mit Begeiſterung und Freiheitsliche den 
legten entſcheldenden Kampf für die Geſchicke Deutfchlands Fechten helfen.“ 
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Gegen Ende März kamen auch Nachrichten aus ber 
Schweiz, wornach fich dort ebenfalls Legionen deutfcher Ar— 
beiter zum Einfall in Baden bildeten und bewaffneten. Am 
19. März verfammelten fih in Bern etwa 200 ſolcher Arbei— 
ter, gaben eine gedrudte f. g. „offene Erklärung”, und ver— 
anftalteten auf den 26. März nad Biel eine VBerfammlung 
von „Ausgefchoffenen”, d. h. Abgeordneten ber beutfchen Ar— 
beitervereine in der Schweiz. In Biel wurde ein Gentral- 
eomite für die weitere Behandlung der Sache gewählt. 

Die Beilage zu Nr. 74 der Schweizer Nationalzeitung 
vom 28. März enthielt die Beichlüffe der Bieler Verſammlung 
über Bildung einer deutſchen Legion aus der Schweiz. Darin 
ift gefagt, daß fie fih nach Umftänden dem Obmann der ba 
diſchen Volksvereine (Heder, f. $. 72), oder einer fonftigen 
republifanifchen Oberbehörbe zur Verfügung ftellen, und mit 
dem Commando der beutfchen Legion in Frankreich in's Be— 
nehmen fegen werden. 

Am 27. März erließ das Bieler Comite eine (gedrudte) 
Snftruftion über die Bildung des Corps, und eine (ebenfalls 
gedrudte) Proflamation an die Xofalvereine, worin zum eis 
frigen Vollzuge der Bieler Befchlüffe aufgefordert ift, mit 
dem Beifate, daß vielleicht jchon in 10—14 Tagen die deutfche 
Legion marſchiren müffe, daß dag Gomite (der Centralaus— 
ſchuß) eine (nachher gedruckte) Adreffe an die Frankfurter Ver: 
ſammlung abgehen laſſe und brieflihe Verbindung mit den 
Deutfchen in Paris und in dem übrigen Franfreih anzu— 
fnüpfen ſuche *). 
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Am 28. März machten wir von Allem, was uns bi da= 
hin über die Zuzüge aus Frankreich weiter befannt wurde 


*) Die Schweizer Behörden ergriffen gegen bie unternommene Organts 
faiton diefer Corps Mafregeln, fo daß bei den nadjgefolgten Auf— 
ftänden wohl viele Theilnehmer aus der Schweiz, aber feine in fürm- 
licher Organifation von bort ausgezogene Corps mitwirkten. 


9 * 
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und was wir inzwilchen auch über die gleichen Plane von 
ber Schweiz her erfahren hatten, der Il. Kammer neuerliche 
Mittheilung, und ber Chef des Kriegsminifteriums übergab 
derfelben einen zum Schuge der Grenze nöthig erachteten Ge— 
jegentwurf wegen Einberufung von den (unverheiratheten) Ex— 
Tapitulanten, mit dem Bemerken, daß zu dem gleichen Zwecke 
aud von der Bundesverfammlung, der wir alle Nachrichten 
mitgetheilt hatten, Maßregeln erfolgen werden. 

Bald darauf (am 5. April 1848) übergaben Struve und 
Fickler in Frankfurt dem Großh. Bundestagsgefandten ein Pro— 
memoria, worin fie (ganzernfthaft) verfchlugen, die Großh. 
Regierung foll in allen Gemeinden abftimmen Yaffen, ob fie 
die Eonjtitutionelle Monarchie oder die Republif haben wollen, 
Sie beide wollen den Abftimmungen anwohnen und für die 
Ordnung forgen. Wenn die Regierung fich verbindlich mache, 
nad) dem Ergebniffe der Abftimmung bie Republik einzufüh- 
ren, fo wollen fie ihrer GSeits, wenn die Mehrheit gegen fie 
ausfalle, fich für jegt der Mehrheit ebenfalls unterwerfen und 
dafür forgen, daß die Nepublifaner fich derfelben eben fo 
fügen. Dabei ift drrohend darauf hingewiefen, daß Tau— 
fende von Zuzüglern fi der Grenze nahen, die 
Reiegrung alfo ihre Lage bedenken möge. Zugleich verfprachen 
fie, wenn die Regierung auf ihren Vorſchlag eingehe, darauf 
hinzumwirfen, daß feine Bewaffneten ben badifchen Boden be= 
treten werben. 


XIV. Alilitärhülfe unentbehrlid). 


$. 80. 

Die gefetliche Autorität war, wie fchon oben erwähnt, 
durch die Aufregung und Agitation faft überall gelähmt, in 
vielen Gegenden beinah ganz wirkungslos. Die Proflamatio- 
nen ber Regierung vom 2, März und vom 15. März konnten 
in der allgemeinen Beraufchung, in der nur die Demagogen 
herporragten und die in ihren Vorftellungen unflare Maffe 
anfachten, Feine Wirkung haben. Auch ein Ausfprud der IL. 
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Kammer auf Baſſermann's Antrag vom 24. März, worin fie 
fh „gegen die Störung der gefeglichen Ordnung“ erklärte, 
und der Regierung zur- Erfüllung ihrer Pflicht gegen diejeni— 
gen, „welche die Sache der Freiheit durch freventliche Hand— 
lungen gegen Perfonen und Eigenthum gefährden”, den Bei- 
ftand zufagte, hatte Feine Wirkung mehr, obgleich felbft die 
äußerſte Linke (darunter Heder und Brentano) noch beiftimnte. 

Ich habe ſchon oben bemerkt, wie die Beamten da und 
bort ganz außer Stand waren, bie ihnen von ber Regierung 
zugegangenen Weifungen zu vollziehen, 3. B. hinfichtlich der 
Auflöfung des Mannheimer Senfenmännercorps ($. 57) und 
binfichtlich ded Verfahrens gegen ben Bürgermeifter in Do— 
nauefchingen ($. 72), der das Einrüden ber NRefruten und 
beurlaubten Soldaten zu hindern unternahm. 

In den Seeblättern hatte Fikler zur offenen Gewalt, zur 
Verjagung der Fürften aufgefordert, und nach einem Berichte 
des Amtsvorftands in Konftanz vom 24. März, womit ſich 
nach dem Berichte des Staatsanwalt vom 5. April auch der 
interimiftifche Borftand der Kreisregierung einverftanden er— 
Härt hatte, war die Verhaftung Fickler's dort damals un— 
möglih, indem nach jenen Berichten, fowie nach einer dem 
Amtsvorftand abgegebenen Erklärung des dortigen Bürger— 
meifters, ein folder Schritt das Signal zum Aufftand ges 
wefen wäre, zu deſſen Unterdrüdung damals im Gee= 
freife noch feine Macht vorhanden war. Das Bezirksamt 
Achern wagte nicht, gegen diejenigen, die bei der dortigen 
Bolksverfammlung vom 2. April aufrührerifhe Reden hielten, 
und wo namentlich Fickler 2 Emiffäre der Zuzügler empfehlend 
vorftellte ($. 77), nah den Geſetzen einzufchreiten, obſchon 
es dazu beſonders aufgefordert war. Auf Mittheilung an dag 
Hofgericht in Bruchfal ordnete dieſes die gerichtliche Unter— 
fuhung an und beftellte dazu, da die Beamten in Achern 
als Zeugen abzuhören waren, einen andern Richter, der dort 
weder Eigenthum, noch Bamilie befaß, alfo weniger gefährdet 
war. Dazu kamen die Straßburger Mittheilungen über Fick— 
ler's Verbindung mit den Zuzüglern ($. 77), und doch Eonn= 
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ten die Behörden feiner nirgends habhaft werden, indem er, 
wie in Konftanz, fo auch an andern Orten, wo er agitirte, 
durch die aufgeregten Maffen gefhüst war. Als er nun am 
8. April, ohne daß die Behörde davon Kenntniß hatte, fich 
bier befand, und auf der Eifenbahn gerade wieder abreijen 
wollte, ſah ihn dort der Abgeordnete Mathy und veranlaßte 
feine Verhaftung, da er, wie die meiften Kammermitglieder, 
von der Sachlage und namentlich von dem Verhältniffe Fick— 
ler's Kenntniß hatte. Dadurch war es erft möglich gemacht, 
daß das gerichtliche Verfahren gegen ben Letztern verwirklicht 
wurde *), zu welchem Zwede das Minifterium des Innern 
dem hiefigen Stabtamte die den Fickler belaftenden Protokolle 
und andere Beweisftücfe mittheilte. 

Bon verfchiedenen Behörden, welchen zum Theil durch 
einzelne, zum Theil durch allgemeine Verfügungen aufgegeben 
war, gegen diejenigen Umtreiber, Die ſich verbrecherifche 
Handlungen zu Schulden kommen Tiefen, nad) der Strenge 
des Geſetzes zu verfahren, wurde die Hinfendung von Trup— 
pen verlangt, indem nur dann zu ben gefeglichen Verhaftun- 
gen und andern nöthigen Maßregeln gefchritten werden Fünne. 
Bon militärtjcher Seite wurde aber eine Zerfplitterung der 
Truppen bei bdiefer Lage der Dinge als unzuläffig erachtet, 
und ohnehin waren bie Verführungsverfuche gegen das Mi— 
Yitär, die vielfach zu Tag kamen und mehrere Erzefle (in 
Freiburg eine durch den Oberſt v. Röder wieder überwun— 
dene Infubordination einer bedeutenden Anzahl Soldaten) 
hervorriefen, bei Meineren Abtheilungen der Truppen weit 
gefährlicher, als bei deren Vereinigung. 





*) Als die Nachricht von Fidlers Verhaftung nad Konftanz fam, wurde 
tort in einer ftürmifhen Verſammlung beichloffen, eine Deputation 
bieher zu ſchicken, um bie Freilaffung deſſelben zu fordern. Die Des 
putation kam, und bradte eine vom Volksausihufle und vom Ge- 
meinderath unterfchriebene biesfallfige Vorſtellung, die jedoch, ſowie 
die Deputation felbft fogleich (ven 11, April) dahin verbeſchieden 
wurde, daß die Megierung ſich nicht veranlaßt fehe ſich wegen Fid- 
ler’8 in den Gang der Juftiz einzumifchen, und zwar um fo weniger, 
„als die gegenwärtigen Zuftände doppelt dazu auffordern, ber Gerech— 
tigkeit ihren Lauf zu laſſen, um die auf den Umfturg der Staatsorts 
nung gerichteten Verbrechen niederzuhalten.“ 
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Sp wurde ber Zuftand immer bedrohlicher, und als nun 
noch die oben dargeftellte Gefahr ($. 75—79) wegen ber Zus 
zügler aus Franfreih und der Schweiz hinzukam und bie 
größtentheilde öffentlichen Nachrichten darüber täglich 
ſchreckender wurden, auch die aufrührerifchen Beftrebungen 
im Lande felbft gerade durch das Bewußtſeyn, daß bie 
Zuzügler Hilfe Teiften werden, eine weit größere Stärfe 
erlangten, fo ftellte fich immer klarer heraus, daß bier nur 
militärifche Hilfe noch retten fünne. Die Regierung über 
gab daher am 23. März 1848 den Ständen ben Gefegent- 
twurf wegen Vermehrung des Armeeforps durch Einberufung 
der noch unverheiratheten ausgedienten (alfo ſchon eingeübten 
und an Disziplin gewöhnten) Soldaten zum Schutze ber 
Grenze. Nach erfolgter ftändifcher Zuftimmung wurde diefes 
Geſetz am 1. April verfündet und fchleunig vollzogen. In— 
zwifchen hatte Die Bundesverfammlung auf-Veranlaffung ber 
Großh. Regierung und nad) dem bekannten Stande der Dinge, 
insbefondere in Rückſicht auf die Zuzügler, die Aufftellung bes 
7. und 8. Armeeforps an der füdweftlichen Grenze angeord— 
net, da es fih hier nicht um eine blos badifche, fondern 
um eine beutfche Gefahr handelte, und da die Beſetzung 
unferer fehr ausgedehnten Grenze gegen Frankreich und Die 
Schweiz eine weit größere Truppenzahl erforderte, als unfere 
eigene Streitmacht umfaßt, 

Bon unten herauf Famen nun Großh. Heſſiſche Truppen, 
und in den Seefreis fpllten die Würtemberger unter dem 
Sommando ded General v. Miller und die Baiern unter dem 
Commando des General dv. Baligand einrüden. Sogleich 
nach Empfang der Nachriht, wann und in welcher Rich— 
tung *) die Baiern und Würtemberger einrüden werden, Tief 





*) Das Erſcheinen der Bundestruppen im Allgemeinen war fon 
durch die Mittheilung in ber Sitzung der 2. Kammer vom 28. März 
veröffentlicht. Don dem wirklichen Einrücken, von der Seit und 
Richtung verfelben, fam mir die Nachricht am 5. April Abends 9 
Uhr zu. Noch in der namlihen Nadt wurden die Benachrichtigun- 
gen ausgefertigt und gingen am 6. April mit der eriten Poſt ab, fo: 
wie auch am 6. April früh ſchon die abgefandten Commiſſarien abreijten, 
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ih jene Gegenden davon in Kenntniß fegen und ordnete 
Beamte ab, um bad Erforderliche einzuleiten und bei ben 
GCommandanten als Givilcommiffäre zu funftioniren. Im 
Pfullendorf, Möskirch und Stodah, wo bie Baiern herfa- 
men, traf diefe Benachrichtigung noch rechtzeitig ein, in Do— 
nauefchingen und Villingen aber fam fie, da die Würtember— 
ger rafcher herbeifamen, um einen Tag zu |pät. 
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Als am Abend bes 5. April in Donanefchingen würtem- 
bergifche Quatiermeifter eintrafen, um für bie Truppen auf 
ben andern Tag Quartier zu machen, fo entitand eine unge 
heure Aufregung und ber dortige Bezirksausſchuß der Vereine 
fchidte noch in der nämlichen Nacht durch Reitende nach allen 
Richtungen hinaus die Aufforderung zu einer bewaffneten 
Berfammlung auf den 6. April. Zugleich wurbe eine Depu— 
tation, beftehend aus einem Prinzen bes Fürften von Fürften- 
berg und aus dem Bürgermeifter Raus in Donauefchingen, 
an ben General v. Miller, ber ſich noch an ber Grenze be= 
fand, abgefchiet, um ihn von dem Entjchluffe zum fräftigften 
Widerftand der Bevölkerung gegen den Einmarſch der Trup— 
pen in Kenntniß zu fegen, und ihn zum Rückmarſche zu be= 
wegen. Nach der Darftellung, welche dem General v. Miller 
von dem Stande ber Dinge gemacht wurde, erklärte er, daß 
er weitere Befehle einholen und einsweilen innehalten wolle. 
Er hielt nämlich nach diefer Lage der Sache feine Mannfchaft, 
welche aus etwa 4000 Dann beftand, für zu gering und erbat 
fih von feiner Regierung für den Fall des Einrückens eine 
Verftärfung. 

Am 6. April 1848 Hatte nun in Donauefchingen eine, 
großentheild aus Bewaffneten bejtandene, Volksverſammlung 
von mehr ald 6000 Mitgliedern ftatt, welche folgende 8 
Befchlüffe faßte: 


1) &8 fol Markgraf Wilpelm als Kommandant des 8. Armeecorps 
feiner Stelle enthoben werden. 

2, Es follen alle Minifter mit Ausnahme des Präfidenten des Finanz 
miniſteriums entfeht werben, 
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3) Die Beſchlüſſe sub 1 und 2 follen vom Großherzogl. Staatsmini- 
fterium innerhalb 3 mal 24 Stunden, von der Ueberreihung an gerechnet, 
vollzogen werben, wibrigenfalls man bewaffnet und in Mafle erfcheine, um 
diefen Beſchluſſen fofort Geltung zu verfchaffen. 

4) Es foll durchaus fein fremdes Militär und ebenfalls feine deut: 
fchen Bnndestruppen in Baden einrüden, widrigens biefes als Kriegser- 
Härung gegen das Volk angefehen und man Gewalt entgegenjegen würde, 

5) Das Volk foll angenblictic bewaffnet und das Lintenmilitär mit 
ber Bürgerwehr verſchmolzen werben. 

6) Das Geſetz, wornach die Altersklaffen von 1818 — 1821 einbes 
rufen werben, foll augenblidlih außer Wirkfamfeit kommen. 

7) Bet einer nachträglichen Verfammlung , welde Nachmittags ſtatt⸗ 
hatte, wurde beichloffen, von der großherzoglichen Staatsregierung aud) zu 
verlangen, daß Marfgraf Mar ebenfalls innerhalb 3 mal 24 Stunden 
ald Befehlshaber des badiſchen Armeeforps entfernt und überhaupt feine 
Perfon aus einem fürftlihen Haufe als Kommandant ernannt werden fell. *) 

8) Es foll heute noch eine Deputation nad; Karlsruhe abgefandt 
werden, um fowohl den Ständen ald der großherzoglichen Staatsregierung 
dieſe Beichlüffe zu eröffnen, und es foll diefe Deputation bis zu einer er— 
langten Entſcheidung in Karlsruhe bleiben; erfolgt diefe nicht innerhalb 
der oben anberaumten Friſt, fo hat die Deputation augenblicklich zurückzu— 
Ichren und dem hieflgen Bezirksfomite Anzeige zu maden. 


Der Bezirks = Ausfhuß in Donauefchingen theilte dieſe 
Beichlüffe eiligft nach allen Richtungen andern Ausſchüſſen 
mit, damit diefe in ähnlicher Weife verfahren. 
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Am 7. April fand in der IL. Kammer auf Anregung 
Brentano’3 eine Verhandlung über den Truppeneinmarſch 
ftatt. Ich entwidelte die Gründe der Nothwendigkeit dieſer 
Mafregel. Brentano, Hecker, Richter und Andere beftritten 
biefe Nothwendigfeit. Die Nachrichten wegen der Zuzügler 
feyen nicht ficher und der Anmarfch derfelben jedenfalls nicht 
fo erheblich. Wenn das Volk die Nepublif nicht wolle, fo 
könnten die Zuzügler nichts machen und andernfalld wären 
auch dieſe Truppen nicht ftarf genug, den Volkswillen zu 
hindern. Das Gerücht gehe, man wolle die Freiheitsbe-, 
ftrebungen unterdrüden, und dies fey der erfte Schritt 
zur Reaktion. In meiner Widerlegung dieſer Angaben 


*) Am 31. März wurde nämlich dem Herren Markgrafen Wilhelm das 
Kommando bes achten Armeeforps übertragen und an feine Stelle der 
Herr Markgraf Mar zum Kommanbirenden der badiſchen Divifion 
ernannt. 
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bemerfte ich, unter nochmaliger Auseinanderfegung der Gefahr 
unferer Lage, in Beziehung auf den legten Punkt, man müſſe 
ben Muth haben, ſolche Verdächtigungen, die durch Umſturz— 
füchtige angeregt werden, zu ertragen, und das zu tdun, was 
zur Rettung bed Landes vor Anarchie und Zeritörung noth- 
wendig fen *). 

Während der Berathung famen viele Deputationen mit 
Petitionen gegen den Einmarſch der Bundestruppen, bie fie 
des damaligen ungeheuern Aufſchwungs für die deutſche Ei— 
nigung ohnerachtet, fremde Truppen nannten. Diefe Peti- 
tionen wurden von einzelnen Abgeordneten fogleich vorgelegt 
und die Berathung darüber fortgefegt. Biſſing ftellte den 
Antrag, die von der Regierung getroffene Maßregel zu bil— 
ligen. Mathy, Schmitt, Zittel und Andere unterftügten 
diefen Antrag vom bdeutfchen und vom babifchen Standpunfte 
aus nachdrücklich. Die Bezeichnung der Bundestruppen als 
Fremde wurde mit Entrüftung aufgenommen, und Mathy 
erklärte auf die Bemerkung, die Truppenaufftellung verur— 
fache, der Zahlung der Tare ohnerachtet, dem Volke viele 
Koften, daß die Unordnung dem Wohlftande noch viel 
mehr fhade. Gerade in den freieften Staaten ſey bie 
firenge Handhabung der Ordnung und bes Geſetzes am noth— 
wendigften, und dadurch twerde die Freiheit nicht gefährdet, 
ondern geſchützt. Auf Hecker's (etwas naive) Bemerkung, 
daß die Zuzügler nad) ihren öffentlichen Erklärungen fi nur 
dem Parlament zur Verfügung ftellen wollen, wurde er— 
widert, dag das Parlament zu bedauern wäre, wenn es eine 
ſolche Hilfe fuchen oder annehmen würde. Auch Mater 
und Blanfenhorn (Landwirthe) fprachen entfchieden für bie 
getroffene Maßregel, jo wie fchon in der Sigung vom 29. 
März Helbing und andere Abgeordnete aus dem bürgerlichen 


*) Wenn Einzelne, wie e8 ſcheint, unter ben Freiheitsbeſtrebungen auch 
die Widerjeglichkeit gegen gefehlihe Anordnungen, die Gewaltthätig- 
feiten und den Aufruhr mitbegriffen, fo war der Gebraud ber be- 
waffneten Macht allerdings auch gegen dieſe gerichtet, Aber barüber 
bedurfte es wohl nicht erft der Rechtfertigung. 


‘ 
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Stande mit Nachdruck fih für einen ftarfen militärifchen - 
Schub erflärt hatten. 

Bei der Abftimmung wurde Biſſing's Antrag mit allen 
Stimmen gegen acht angenommen *). 
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Am Nachmittag des 7. April kamen nun etwa fünfzig 
Mitglieder der Deputationen, welche die Petitionen gegen 
ben Truppeneinmarfch überbracht hatten, noch zu mir auf bie 
Minifterialfanzlet, uud trugen mir das nämliche Anliegen, 
zum Theil in ungeftümmer Weife, vor. Ich trat dem Unge— 
ftümme mit Nachdruck entgegen und fuchte die Leute über bie 
Verblendung, in die fie zum Theil durd) die allgemeine poli= 
tifche Beraufhung, zum Theil durch Hebereien der Umfturz= 
ſüchtigen verfegt jeyen, aufzuklären. Bei meiten die meiften 
beruhigten fich endlich und felbft die Donauefchinger Abge— 
oröneten äußerten zulegt: „ja, wenn wir jegt nur auch im 
Stande find, unferen Mitbürgern daheim die Sache Far zu 
machen !* 

Diefelben wurden indeffen von anderer Seite fchon hier 
wieder zum Theil umgeftimmt **), Es wurde am Abend bes 





*) Del Heder, der nad wenigen Tagen zur Schilderhebung ſchritt, fit 
erffärlih, dag er Feine Bundestruppen im Lande haben wollte. Die 
andern Gegner der Maßfregel, foweit fie niht für die Sache des Auf: 
ruhrs fid) befannten, waren fpäter im dieſer Frage fehr zurückhaltend, 
und wegen bes Erfolgs verblüfft, da ihre Behauptung, die Bevölferung 
im Oberlande werde die Ordnung ſchon felbit aufrecht erhalten, es bes 
dürfe dazu feiner Truppen, durd bie bald nachgefolgte That fo ftarf 
wiberlegt wurbe. 


**) Als fie am 9. April nad Donauefhingen zurückkamen, und einer dort 
gerade verfammelten Vollsmenge von ihrer Unterredbung mit mir 
Mittheilung machten, erflärte mich dieſe Verfammlung, weil id dem 
aufrührerifhen Widerftand nicht nachgab, fondern meine freie Meinung 
darüber äußerte, als einen Feind des Volkes und als einen fchlechten 
und ungefchieften Nathgeber meines Fürften. Hierüber machte ih, als 
ih im Nuguft 1848 auf einer Dienftreife in Donauefchingen war, und 
fämmtliche Bürgermeifter und andere (als demokratiſch bekannte) ein» 
flußreihe Bürger fih um mid verfammelt hatten, benfelben einen 
Borhalt, und forderte fie auf, ihren Ausſpruch mir gegenüber zu bes 
gründen, und mir zu fagen, worin ihre Beſchwerden gegen mid ober 
gegen meine Verwaltung beftehen. Sie erflärten, daß nur bie Be 
rufung der Bunbestruppen den Unwillen gegen mid veranlaßt habe, 
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7. April in Mannheim eine bucht tumultuarifche Verſamm— 
lung gehalten, in welcher unter Mißhandlung Andersdenken— 
der man fi an die Beichlüffe der Donauefchinger Volksver— 
fammlung vom 6. April anſchloß. Am 8. April in ber 
Frühe fam eine Deputation diefer Mannheimer Berfammlung 
hieher und fuchte mit einigen Donauefhingern eine Audienz 
bei dem Großherzog nad, worin fie jene Befchlüffe nebft ei— 
ner Adreſſe übergab. 

In diefer von Donaueſchingen batirten Adreffe war ge= 
fagt: „Wenn die Truppen nicht fogleich wieder in ihre Gar— 
nifonen zurüdfehren, fo wird fich die waffenfähige Mannſchaft 
unfered Landestheils in ungeheuerer Maffe erheben, um Ges 
walt mit Gewalt zu vertreiben.” Gine weitere Stelle ber 
Adreffe lautete: „Diefer unglüdlide Fall würde zunächſt 
Leben und Eigenthum der Familie des Hrn. Fürften v. Für— 
ftenberg gefährden, weil die nahe Verwandtichaft mit dem 
Markgrafen Wilhelm, den man als indirekten Anftifter der 
volfsfeindlichen Anordnung hält, Veranlaſſung dazu gäbe.” 
Diefe, jedes fittliche Gefühl empörende, Drohung follte den 
Großherzog aus Nüdfichten auf das Wohl feiner Familie *) 
nöthigen, dem aufrährerifchen Widerftande nachzugeben. 


$. 85, 

Bei diefer Lage der Dinge Konnte für den Staatsmann 
die Frage nicht mehr zweifelhaft feyn. . Selbit wenn die Bun— 
deshilfe nach den Verhältniffen, die zur Zeit des gefaßten 
Bundesbeichluffes beftanden, insbefondere wegen ber drohen— 
den Zuzüge nicht einmal unumgänglich nöthig geweſen wäre, 


und als ich fie auf den Aprilaufftand, ber über das Rand fo viel Uns 
heil brachte, und darauf binwies, daß biefes Unheil noch viel größer 
geworden wäre, wenn nicht die eingerüdten Truppen dem Aufruhr 
bald ein Ende gemacht, derſelbe alfo einen größeren Umfang erlangt 
hätte und mit noch größeren Truppenmaffen hätte unterbrüdt werben 
müffen, fo wurbe erklärt, es habe eben eine allgemeine Erhigung und 
Derwirrung der Köpfe beftanden. 

*) Die Prinzen des Fürften v. Fürftenberg, Neffen des Großherzogs, konnten 
nämlich damals nicht wagen, Donauefchingen zu verlaffen. Sie diem 
ten, bis die Rettung Fam, in der dortigen Bürgerwehr,, 
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fo hätte fich diefelbe doch jebt durch den großartigen aufrüh— 
rerifchen Widerftand als ganz unvermeidlich dargeftellt. Wollte 
die Regierung diefem Widerftande, wie von mehreren Seiten 
aus Aengftlichkeit angerathen wurde, nachgeben, fo mußte fie 
damit fich felbft aufgeben und die wilden Maffen herrſchen 
laffen. Wir drangen daher auf den Bollzug des Bundes— 
befchluffes, doch verzögerte fi der Einmarſch noch bis 
zum 15. April, weil der General v. Miller, wie oben ($. 82) 
erwähnt, noch eine Verſtärkung feiner Truppen hatte fommen 
laffen *). | 

Snzwifchen wollten wir wegen der hohen Wichtigkeit der 
Sache nicht unterlaffen, den Ständen über das, was fich feit 
ber Sitzung vom 7. April zugetragen, nochmals weitere Mit- 
theilung zu machen. Am 9. April erfchien daher das ganze 
Staatsminifterium in der Sigung der I. Kammer. Ich trug 
den neuerlichen Stand der Dinge und unfern Entſchluß vor 
In Bezichung auf die in der Betition verlangte Entlaffung 
der Miniftr bemerkte ih: „daß man meinen Kollegen und 
mir wahrlich feinen befferen Dienft leiften konnte, als wenn 
man ung im gegenwärtigen Augenblife unferer Stellen ent= 
heben würde. Sich zurüdzuziehen (fuhr ich fort) ift Leicht, 
da zu bleiben, feft zu halten und die Pflicht zu erfüllen, das, 
meine Herren, ift ſchwer. Diejes Pflihtgefühl ift es 
allein, was ung hindert, in dieſem Augenblif und zurüdzugie= 
hen. Dazu kommt die Betrachtung, daß wir es für zu ges 
fahrli) halten, wenn den Bejchlüffen irgend einer Volks— 
menge, die fih in tumultuarifcher Wetfe zufammenzieht, fo 
große Folge gegeben werden fol, mitUmgehung ber ver— 
faffungsmäßigen Gewalten. Meine Herren, mit Ih— 
nen haben wir zu verhandeln, mit Ihnen wollen wir im 
Einklange gehen, und wenn Ste heute ausfprechen, wir 
follen unfer Amt niederlegen , ich kann im Namen aller mei- 
ner Kollegen, wie in meinem eigenen, verfichern, daß es heute 
noch gefchehen wird.” 


e) Inzwiſchen hatte auch der General von Baltgand mit den baterijchen 
Truppen an ber Grenze (unweit Pfullendorf) Halt gemacht. 
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Zugleich Tas ich einen Aufruf zur Gefeglichfeit und Ord— 
nung vor, den am Abend des 8. April im Gegenfage der tu— 
multuarifchen Berfammlung vom 7. April, der Gemeinderath 
und Ausschuß in Mannheim erliegen*) und der in furzer Zeit 





*) Als Mathy am Mormittag des 8. April nah Mannheim fam, fo ent: 
ftand ein Auflauf gegen Ihn, weil gleichzeitig die Nachricht von Fick⸗ 
lers Verhaftung eingetroffen war. Mathy wußte aber den Sturm zu 
befhwören, und im Gegentheile den oben erwähnten Aufruf zu veran: 
laffen. Diefer Aufruf lautete: 


Der Gemeinderath und engere Bürger-Ausfhuß der Stadt Mann- 
beim erflären einftimmig: 

Die ungewöhnliche Aufregung der Gemüther, welde feit Tängerer 
Zeit andauert und bisher im Steigen begriffen war, hat einen Zuftand 
peinlicher Ungewißheit herbeigeführt , welcher die ſchlimmſten Beforg- 
niffe erwedt, das im Gefhäftsleben nöthige Vertrauen auf Sicherheit 
des Rechtes, der Perfon und des Gigenthums untergräbt; Handel und 
Gewerbe in das Stoden bringt. 

Die großartige Erhebung und Freiheitsbewegung des badiſchen 
und deutſchen Volkes hat diefen unerträglihen Zuftand der DBeforg- 
niffe und der Gefhaftslähmung nicht veranlat. Derfelbe wurde viel- 
mehr Tünftlih genährt und gefteigert von Einzelnen, welde ftatt der 
Freiheit die Unordnung, ftatt der Gefeplichfeit die Anarchie prebigen 
und in einer Richtung wirken, welde nothwendig zum Bürgerkrieg 
führen, das Vaterland in unfäglices Elend ftürzen und dem Ausland 
zur Beute hinwerfen würde, 


Diefem Treiben muß in dem Lande und in unferer Vaterſtadt 
ein Biel gefebt werden. Die Gemeindebehörbe fühlt fi verpflichtet, 
aus allen Kräften für die Erhaltung der Gefeslichkeit und Ordnung 
u wirfen und die Bürger aufzufordern, ihr darin Beiſtand zu leiften. 
Wie die Freiheit des Baterlandes, fo findet auch tie Gefeslichkeit und 
Ordnung ihre ftärffte, ihre einzige Bürgſchaft in dem bewaffneten 
Volke. Der Bürgerwehr vertrauen wir, daß fie auf unfern eriten Ruf 
bereit fein werde, gegen Verſuche, die Geſetze zu verlegen, Gigenthum 
oder Perſon freventlih anzutaften, nachdrücklich einzufchreiten und bie 
Schuldigen den Gerichten zur geſetzlichen Beftrafung zu überliefern. 

Mitbürger! zeigen wir uns ber Freiheit würdig, indem wir bie 
Meſetze vertheidigen. Bewahren wir bie Ehre der Stabt rein vor je- 
dem Flecken der Rohheit und der Anarhie, halten wir treu an der bes 
ſchworenen Verfaſſung und treten wir allen gewaltfamen Berfuchen zum 
Umſturz unferer freien Staatseinrihtung und der bürgerlihen Ordnung 
fräftig entgegen. 

Alle Bürger find eingeladen, biefer Erklärung, welche auf bem 
Nathhaufe aufliegt, durch ihre Namensunterſchrift beizutreten, 

Mannheim, den 8. April 1848, 


(Folgen die Unterfhriften.) 
Eine dauernde Wirkung hatte jedoch nad den damaligen Verhält: 


niffen diefe Erklärung nicht und fchon des andern Tages blieb Heder’s 
Entgegentreten in Mannheim nicht ohne Wirkung. 
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von vielen hunderten anderer Bürger mit unterfchrieben mwurbe. 
Ich ſprach den Wunſch aus, daß andere Gemeinden biefem 
Beifpiele folgen **) und die Bürger überhaupt durch entſchie— 
denes Auftreten gegen die Störer der Ordnung, die Regierung 
in Ausübung ihrer Pflichten unterftügen mögen. 

Hecker war in dieſer Situng nicht anwefend, Brentano 
ſchwieg, Itzſtein, der die Nothwendigkeit der Truppenaufftel= 
lung noch bezweifelte, ſprach nur dafür, daß fie als die Ein- 
twohner ſehr beläftigend von Furzer Dauer fein möge, ***) 
Mez ſuchte die Aufregung ber Donauefchinger Verfammlung 
durch die Ueberrafhung, weil die Bevölkerung vom Truppen 
einmarjche nicht Früher benachrichtigt gewefen fey, ($. 81) zu 
entjchuldigen. Welte bemerkte, ohne fi) auf den Ginmarfch 
der Truppen weiter einzulaffen, nur in Beziehung auf bie 
Eingabe wegen Entlaffung der Minifter, daß eine folche Ein- 
gabe „auch bei der Kammer hätte überreicht werben follen, daß 
fie aber nicht überreicht wurde, weil die Deputation, die fie 
überbrachte, nach näherer Aufklärung großentheils davon ab— 
gegangen ſey.“ — Alle anderen Redner, namentlich Baſſer— 
mann, v. Soiron, Welder, Schmitt, Biffing fprachen ſich in 
der Hauptfache felbft mit allem Nachdrudf im Sinne der Re: 
gierung und über die Gefahren aus, die ber Freiheit und über 
haupt den großen Intereffen des ganzen Baterlandes drohen, 
wenn aus Scheu vor dem nun einmal herrfchenden Wahne 
die Grenze nicht befegt und der Unordnung nicht begegnet 
würde. In Beziehung auf die gefürchtete Reaktion fagte Wel— 
er in feinem meifterhaften Bortrage: „Eine Reaktion, meine 
Herren, fürchte ich fehr, ich fürchte die Reaktion des geſun— 


**) Mehrere Städte und Landgemeinden traten in öffentlihen Erklärungen 
dem Aufrufe bei. Indeſſen nahte nun der Hederfche Aufftand, der her- 
über oder hinüber alles in eine neue Stellung brachte. 


***) General Hoffmann erwiderte, daß fie nicht länger bauern werde, als 
für den Zwed durdaus nothwendig fey. Um die Laft der Quartier 
geber zu mildern, machte ih in der Sikung vom 11. April Namens 
der Regierung den VBorfchlag, daß die im Jahr 1844 auf 15 fr. ber 
ftimmte Berpflegungsvergütung für jeßt auf 18 fr. erhöht werde, wel- 
hen Vorſchlag beide Kammern billigten. 
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den Menſchenverſtandes, die Reaktion der natürli— 
ben Intereffen. Wenn fih viele unferer Mitbürger zu 
Dummpbeiten, Unbefonnenbeiten, Maßloſigkei— 
ten binreißen liefen, dann würde die Reaktion kommen. 
Sie ift fhon oft genug in der Geſchichte fo gekommen.“ 
Er belegte diefen Sat mit Beifpielen aus der englifchen und 
franzöfifchen Gefchichte, wo fich die Bevölkerung wieder fehr 
willig unter das eiferne Joch eines Tyrannen beugte, weil 
die Freiheit, arg mißbraucht, alfo ohne Ordnung, ihr 
nah und nad Läftiger wurde, ald die Ordnung ſelbſt ohne 
die Freiheit. 
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Peter, der am 6. April von hier in den Seekreis wieder 
abreifte, um dort, wie er verficherte, zur Beruhigung beizutra= 
gen, erließ, als er dort die große Aufregung wahrnahm, am 
7. April Schreiben an die beiden Truppen= Kommandanten, 
worin er ihnen vorftellte, daß ber Einmarfch der Truppen gro= 
ßes Blutvergießen zur Folge hätte, und um diefes zu vermei— 
den, nichts übrig bleibe, als die Truppen von ber Grenze 
zurüdzuziehen. Diefe Erklärung wurde hier, wie natürlich, wies 
derrufen, und es wurden befondere Commiſſäre beauftragt, 
die Bevölkerung des Seefreifes über den Zweck und bie Noth= 
wendigfeit des Einmarſches aufzuklären und zu beruhigen. 
Zugleich wurde zu dieſem Ziele am 10. April noch eine 
Großh. Proflamation erlaffen. 

Inzwifchen hatte der Markgraf Wilhelm, der damals 
körperlich Leidend war, das Kommando ded 8. Armeekorps 
abgegeben, und es wurde daffelbe dem Prinzen Friedrich von 
Würtemberg übertragen. 

Es war diefer Schritt nicht nur wegen der ausgezeichne— 
ten militärifhen Eigenfchaften ded Marfgraftn und wegen 
bes großen Anſehens, das er bei den Truppen hatte, fondern 
aud) darum zu beflagen, weil e8 den Schein gewann, als 
weiche derfelbe den unwürdigen Verbächtigungen gegen feine 
Berfon, und dazu lag um fo weniger Grund vor, als es jetzt 


— 143 — 


ohnehin zur offenen Gewalt kam, alfo bie Stimmung der 
bethörten Menge, die ſich dem Gefege ja doch nicht mehr fügen 
wollte, nicht mehr zu berüdfichtigen war, 

Nur von einem Gefichtspunfte aus Fonnte der Rücktritt 
als angemeffen erfcheinen, barum nämlich, weil es nach den 
neueften Vorgängen im Seefreife jetzt klar war, daß bie 
Truppen, bie nur zur Dedung der Grenze gegen die Zu- 
zügler beftimmt waren, nun auch mit Landbesangehöri- 
gen in Kampf kommen werden, was wegen vielfach möglicher 
Zwiſchenfälle für die Mitglieder des eigenen Regentenhaufeg, 
wo thunlih, zu vermeiden iſt. Dies ift auch der Geſichts— 
punkt, aus dem es gerechtfertigt erfchien, an die Stelle des 
Markgrafen Mar als Kommandanten der badifchen Divifion 
am 14. April interimiftifh den General von Gagern zu 
fegen, dem der Ruf eines fehr hervorragenden Kriegsmannes 
voranging. 


XV. Der Heckerſche Bug. 
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Weit gehende demofratifche Grundfäge, eine ungewöhn: 
liche phantaftereiche Nebnergabe und überhaupt ein jugendlich 
feuriges, zugleich biktatorifches Wefen Hatten den Abgeordne— 
ten Heder, ber fett 1842 Mitglied der I. Kammer war, bei 
einem großen Theile der Bevölferung fehr beliebt gemacht, 
wie fich dies überall, wo er auftrat, insbefondere in ber Of- 
fenburger Berfammlung vom 19. März 1848, bei der Menge 
ganz unverkennbar zeigte. Er war fich beffen auch bewußt, 
und die neue Zeit, in ber die bewegten Maffen die Haupt— 
macht hatten, erfchten ihm ſogleich als die Periode feines 
Slanzes. Am 4. März, ald er wegen eined Streites mit ei- 
nem andern Abgeordneten mit feinem Austritte aus der Kammer 
drohte, bemerkte er, ein folcher Austritt wäre eine große Sache, 
und alles, was daraus entftünde, wäre auf ben gedachten Kol- 
legen zu wälzen. Es ift möglich, daß im März die Wirkung 
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eines folchen Schrittes noch weiter gegangen wäre, als im 
April 1848. Es fcheint aber, daß Heder im Anfange ber 
Märzbewegung noch feinen Umfturz wollte, fonft hätte er nicht 
fordern fünnen, daß alle Staatsbürger auf die Verfaſ— 
fung beeidigt werden. Gin politifcher Flüchtling in dev Schweiz, 
ber über die badifche Revolution gefchrieben hat, fagt: viele 
Republikaner, die ohne Namen nichts durchführen Fonnten, 
haben ſchon im März in Heder gedrungen, daß er zu einer 
republifanifchen Erhebung ſchreite. Er habe aber auf das 
Borparlament verwiefen, und ald man ihm erwiberte, 
daß von den Leuten, bie zum Borparlament fommen, nichts 
zu erwarten fei, babe er nur bemerkt: „ich werde fie terrori= 
firen.” Im Borparlament erlitt er aber bekanntlich eine Nie— 
berlage. 

Als Fickler verhaftet wurde, foll er nad des nämlichen 
Flüchtlings Verſicherung geäußert haben: nun kommt man 
auch an mich und die Kammer genehmigt meine Verhaftung. 
Darum, und ba er fahb, daß jebt Truppen an der Grenze 
aufgeftellt werden, und da dagegen, wie oben erfichtlich, im 
Seefreife eine ungeheuere Aufregung entitand, welche die Trup— 
pen vorerjt noch zurücdhielt *), Scheint er den Augenblick für 
ben legten, in dem eine Scilderhebung noch möglich jei, 
gehalten und ſich Dazu raſch erft entichloffen zu haben. 

Am 10. April reifte er von Mannheim ab und traf am 
11. April in Konftanz ein, wo er den Struve, feinen Ver— 
bündeten, ſchon fand. 
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Seine Freunde in Konftanz, darunter Peter und Kuen- 
zer, haben ihm, wie bei der fpätern Unterfuchung angegeben 
wurde, von feinem Unternehmen abgerathen,. jedoch vergeblich. 


*) Wären die Truppen am 6. April, wie fie am 5. In Donauefchingen 
fhon angefagt waren, wirklich eingerüdt, und hätte fih der oben be— 
fhriebene Verzug nicht ergeben ($. 82), fo wäre ber Hederfche Auf: 
ftand gar nicht mehr möglich gewefen, er hätte nicht einmal mehr ver: 
fucht werben können. 
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In einer Bolksverfammlung vom 12. April, worin er zur 
Erhebung für eine deutfche Republik aufforderte, fand er an 
Kuenzer und Huetlin Gegner, und die Aufforderung hatte 
wenig Erfolg, fo dag am 13. April in der Frühe ihm nur 
etwa 50 Mann aus Konftanz nad Stockach folgten, am 
Abende aber durch neue Nachrichten und dur Hecker's An— 
hänger veranlaßt, noch eine größere Zahl nachzog. Struve 
war inzwifchen nach Meberlingen gegangen, und hatte, ohne 
großen Anklang zu finden, doch eine Anzahl Leute zum Mit- 
zug nach Stockach veranlaßt. | 

Auch in Stockach fand Hecker am 13. April zuerft we— 
nig Beifall und der dortige Gemeinderath hatte an die Orte- 
behörbden der andern Gemeinden des Bezirks fogar eine Ab— 
mahnung erlaffen. Hecker gab aber wiederholte Aufforderun= 
gen in die Gemeinden dieſes und anderer Bezirke hinaus, be= 
arbeitete eine nochmalige Verſammlung, fehüchterte den Ge— 
meinderath ein, und fegte dann mit feinem Anhange den Zug 
nach Engen, wo er willigere Aufnahme fand, und nad) Geis 
fingen fort. 

Schon am 12. April hatten Heder und Struve von Kon— 
ftanz aus mit einander eine Tithographirte Aufforderung an 
die Bewohner der Amtsbezirfe Donaueschingen, Engen, Blu— 
menfeld, Villingen, Bonndorf, Neuftadt und Hüfingen erlaf- 
fen, daß fie am 14. April Mittags 12 Uhr „in Donauefchin= 
gen auf dem Marktplage mit Waffen, Munition ꝛc. in georbne= 
ten Zügen und mit Lebensmitteln auf 6 Tage verfehen“, er- 
fcheinen follen, da der Augenblid der Entfcheidung gekommen 
fey und bloße Worte das Recht und die Freiheit nicht er— 
obern können. 

Struve eilte nach Donauefchingen voraus, um mit ben 
Mitgliedern des dortigen Bezirksausichuffes die Verfammlung 
vom 14. April zu leiten. An diefem Tage fand fich Feine 
große Berfammlung ein, mehrere Bezirke hatten eine ausdrüde 
lich ablehnende Erklärung gegeben, und felbft aus den Orten 
bes Amtsbezirks Donauefchingen erfchienen zuerft wenige. Es 
erfolgten neuerliche Einladungen, und am 15. April, wo ſchon 
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mehr Leute, namentlich von Donauefhingen und Hüfingen, 
fih betheiligten, wurde den ganzen Tag über das Unterneh 
men verhandelt, auch eine neue Verſammlung für einen grö— 
fern Umfang auf den Palmfonntag den 16. April angefagt, 
bei welcher Hecker ericheinen werbe. 

Heder erließ ringsum neue Aufforderungen zu dieſer Ber- 
fammflung. Er verband damit gewaltige Drohungen, wie 
dies 3. ®. aus ber fogenannten Ordre, die er am 15. April 
von Geifingen aus an alle Ortsvorftände jener Gegend er— 
gehen ließ, erfichtlich ift. Diefe Ordre Tautete: 

„Das Volk Hat fih erhoben, feine Rechte zu erfämpfen, 
und den Zuftand der fo lang erfehnten volfsthümlichen Re— 
gierungsform zu erringen, daher beauftragen wir obgenannte 
Porftände, bis morgen, Sonntag ben 16. April, früh um 
8 Uhr ihre waffenfähigen Bürger vom 18. bis 30. Jahre nebft 
allen Freiwilligen fpäterer Jahre, mit den nöthigften Gelb» 
mitteln und Proviant für 6 Tage verfehen, zu dem Volks— 
heere in Donauefchingen ftoßen zu laffen.” 

„Wir bemerken noch obbenannten Behörden, daß wir fie 
für ftrengen und eifrigen Bollgzug vor bem Volke 
verantwortlich machen werben, und Alles anwenden, ben Sä us 
migen, wie ben Verräther am Volke, vor biefem 
zur nachſichtsloſen Rechenſchaft zu ziehen.“ 

„Dieſe Ordre iſt an alle Gemeinden ringsum durch Sta— 
fetten zu verbreiten, da wir nur zu wohl wiſſen, daß 
Feigheit und Verrath unſere Schritte zum Wohle des 
Volkes zu vereiteln ſuchen.“ 

Geifingen,, den 15. April 1848. 


Die proviforifche Regierung. 
Hecker.“ 


Es iſt begreiflich, daß dieſe bedrohliche ſogenannte Ordre 
bei dem damaligen Stande der Dinge, und da Hecker ſchon 
eine bedeutende Schaar Revolutionäre mit ſich führte, in vie— 
len Gemeinden ihre Wirkung nicht verfehlte. In Möhringen 
aber verſammelte der Bürgermeiſter Fiſchler nach Empfang 
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berfelben fogleidy bie Gemeinde, und las ihr die Ordre vor, 
indem er zugleich auf eine ablehnende Erwiderung antrug 
mit dem Beifat, daß die Aufrührer nur über die Leichen 
ber Bürger in bie Stadt Möhringen eindringen fünnten. 
Die Gemeinde nahm dieſen Antrag an und die vorgefchlagene 
Erwiederung gieng an Heder ab. Auch wurden andere Ge- 
meinden bievon in Kenntniß gefegt, die aledann den Zuzug 
größtentheils ebenfalls ablehnten. 


$. 89. 


Die beabfichtiate Zufammenziehung ber (größtentheild ge— 
zwungenen) Scaaren in Donauefchingen auf den 16. April 
wurde aber dadurch vereitelt, daß am Abend des 15. April 
ber General v Miller mit den Königl. württembergifchen 
Truppen dort einrücte. Struve gieng diefen mit einigen Ka— 
meraben entgegen, um zu parlamentiren, erhielt aber die Er— 
Härung, daß der Kommandant fih auf nichts cinlaffe, ſon— 
bern in einer PViertelftunde in Donauejchingen einrücken werde, 
worauf die Barlamentäre etligftfich zurüczogen und mit den in 
Donauefchingen gefammelten Freifchaaren die Flucht ergriffen. 
Diefelben zogen gegen das Zollhaus am Randen (in der Nähe 
des Kantons Schaffhaufen), wohin auch Heder von Geifingen 
aus mit Umgehung von Donauefchingen ſich wendete. 

Bon bier aus gieng der Zug am 16. April nad Stüh- 
lingen, dann nach Bonndorf *) und Lenzkirch. Es war beab— 





*) Als die Freifhaaren in Vonndorf aufgeftellt waren, nahte eine Abtheis 
fung württembergifcher Truppen. Die Erjteren fchieten dem Komman⸗ 
direnden Parlamentäre, welchen der Lebtere aber eröffnete, daß bie 
Freiſchaaren innerhalb 5 Minuten die Statt zu verlaffen haben, wie 
drigenfall® er fie angriffe, worauf fie in der höchſten Eile davon liefen, 
Als dieſer Vorgang, fo wie jener vor Donauefdhingen zur Kenntnif 
des Minifteriums kam, wurde den Givilcommijjäaren, am 19. April 
Nr. 5897, zum Benehmen mit den Kommandanten eröffnet, daß es 
an dem bloßen Vertreiben ber Aufrührer nicht genüge, fondern daß dies 
felben als Feinde zu behandeln, daher, fofern fie auf Aufforderung ſich 
nicht ergeben, mit bewaffneter Hand anzugreifen, überhaupt aber überall 
hin zn verfolgen, und alle, deren man habhaft werde, ſogleich acfangen 
gu nehmen feien. Später fam ein berartiger Fall mit mehr vor. 

Vergleiche die $$ 6 und 7 der fpäter (am 23. April 1848) erlaffenen 
Verordnungen über den Kriegszuftand. 


* 


— 10 — 


fichtigt, von dort aus wenigſtens mit einer Abtheilung durch 
das Höllenthal nach Freiburg zu marſchiren. Die württember— 
giichen Truppen fehnitten aber diefen Weg ab, weshalb der 
ganze Zug den Weg über die Höhe des Schwarzwalds nad 
St. Blafien, Bernau und in dad Wiefenthal nahm. Struve 
begab fich inzwifchen gegen den Rhein, wo er die Schaaren, 
welche Weishaar von Lottjtetten aus dem Amtsbezirke Je— 
ftetten gejammelt hatte, an fi zog und biefelben in ben 
Amtsbezirken Waldshut und Sädingen durd die nämlichen 
Mittel, wie Heder auf der andern Richtung, nämlich durch 
Drohungen und Grefutionsmannfchaften vermehrte *). 


$- 90. 

Erft am 14. April 1848 langten die Nachrichten aus dem 
Seekreiſe über das Hederfihe Unternehmen auf Umwegen 
durch die Schweiz hier an, weil die Aufrührer die Poſten 
und Stafetten aufbielten und felbft Boten oder Kouriere, bie 
nicht zu den Ihrigen gehörten, durch den Seekreis nicht rei= 
fen konnten. Cine fogleih an alle Kreis- und Bezirksbehör- 
den erlaffene und durch die Zeitungen veröffentlichte General- 
verfügung des Minifteriumd ded Innern vom 14. April 
bringt den Hergang, jo weit er damals befannt war, zur 
allgemeinen Kenntnig, und es ift darin, um ber fo gefähr- 
lichen Entmuthigung der Gejeglichgefinnten und ber Behörden, 
fo wie andererfeitd der Ermuthigung der Rebellen thunlichſt 
entgegenzuwirken, weiter gejagt: 

„Die Großherzogliche Regierung ift auf die Angriffe gegen die Staate- 
erbnung geridtet. Die bayerifchen und württembergifchen Truppen, bie 
ſchon an der Grenze des Seekreifes ſtehen, rüden ein, um fih an ber 
Grenze gegen die Schweiz aufzuſtellen. Sie find dabei in der Lage, aud 
Diejenigen, die jept im Lane felbft vie Staatsorbnung umzuftürzen ſuchen, 
nieberzuhalten. Alle gutgefinnten Bürger, welden an der Orbnung und 


an der durch fie bedingten bürgerlichen Freiheit etwas gelegen ift, werben 
fich ihnen anfchliegen, um die Feinde des Geſetzes zn überwinden, 





*) In den Bezirken Waldshut und Sädingen wurben Diele, die nicht mits 
ziehen wollten, mit Brand bedroht, und Andern, die befondere Ab: 
haltungen vorfhügten, wurden anjchnlihe Summen als Abfindungen 


abgepreßt. Auch wurden fon an einigen Orten bie öffentlichen Kaflen 
in Befchlag und die Gelder weggenommen. 
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„&benfo werben bie Truppen im Rheinthale eiligft von MWürttembergern 
und Heffen verftärkt, indem Alles aufgeboten werben muß, um bas Land 
vor den Öräueln der Anarchie zu retten. 

„Die Behörben werden überall das Ihrige beitragen, die Bürger über 
den Stand der Sache aufzuffären, ihre Vaterlandslicbe, ihren Sinn für 
das Recht und bie gefegliche Freiheit zu ftärfen und fie zu ermuthigen, 
daß fie im Vereine mit der öffentlichen Macht und unterftügt durch die⸗ 
ſelbe den Zerſtörern mit Entſchloſſenheit entgegentreten. 

„Die Behörden werden zugleich auch gegen alle Diejenigen, welche 
zum Anſchluß an die Revolutionäre aufreizen, oder mit ihnen In Ver— 
bindung ftehen, das gefegliche Verfahren einleiten, auf dab ber Ernſt 
des Geſetzes fie treffe und fie zugleich von ber verbrecheriſchen Theils 
nahme thatſächlich abgehalten werden. Die Behörden werten erwägen, 
daß im Nugenblide der Gefahr und bei ber großen Verzweigung eines 
Complotts ein fürforglihes Einſchreiten bls zur näheren Aufklärung der 
Schuld durch unbeittmmtere Spuren als bei gewöhnlichen Vorkommniſſen 
gerechtfertigt ift.“ *) 


$. 9. 


Sogleih am 15. April übergab ich der II. Kammer un— 
ter Mittheilung der Thatfachen in geheimer Sigung ein 
Großh. Refkript, worin auf Zuftimmung der Kammer zu 
Hecker's Verhaftung angetragen wurde. Es war mir damit 
hauptfählih um die moralifhe Wirkung zu thun, bie 
eine folhe Zuftimmung haben mochte, denn verhaftet 
wäre Heder, wenn man fich feiner hätte bemächtigen können, 
in jedem Falle geworden, da er auf feinem aufrührerifchen 
Zuge wo immer ergriffen doch als auf frifher That be= 
treten anzufehen gemwejen wäre, weshalb es nad) $. 49 ber 
Berfaffungs-Urfunde zur Verhaftung Feiner ftändifchen Zu— 
ftimmung bedurft hätte. Gegen Erwarten fand die Vorlage 
fhon bei den Sommiffionsberathungen der II. Kammer Wider 
ſprüche. Einige meinten, das richterliche Verhaftserkenntniß 
müßte der Zuftimmung der Kammer vorausgehen. Jeden— 
falls wollte man in den eingefommenen Berichten nod) feine 
genügenden Beweife für die angegebenen Thatſachen felbft 


*) Wegen biefes Grundſatzes, den die Polizeibehörden bei der erſten Ers 
greifung der Verdächtigen zu befolgen hatten, und beffen Richtigkeit auch 
an und für fih jedem Nüchternen einleuchtet, wurbe mir in den revos 
Iutionären Blättern und bei der Freiburger Bolksverfammlung vom 22. 
April 1848 fogar ein Vorwurf gemadt, und er wurde als ein Grund 
zur Anfeindung der Regierung überhaupt geltend gemadıt. 
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finden, und zeigte überhaupt große Scheune vor einem auffals 
Ienden Schritte der Kammer gegen Eines ihrer Mitglieder. 
Als ich in einer Gegenrede nachwies, daß wir aus dem ſchon 
erwähnten Grunde nad $. 49 der Berfaffungs-Urkunde einer 
Zuftimmung der Kammer zur Verhaftung jet nicht einmal 
bebürften, wurde diefer Gefichtspunft in der Kammer aufges 
griffen und vorgefchlagen, die Regierung fol unter ber ge= 
dachten Vorausfegung bie Verhaftung von ſich aus anord— 
nen, und die Kammer in öffentliher Sigung bies billigend 
wegen ber daneben noch beabfichtigten meraliſchen Wir- 
fung ihrerfeits einen Aufruf erlaffen. Auf diefe Weife wurde 
nun die Sache behandelt. In der öffentlichen Sikung vom 
17. April, bis wohin weitere Nachrichten angelangt waren, 
theilte ich den ganzen Verlauf des Aufftands mit, und fügte 
unter Anderm bei: „Es verfteht fich von felbft, dag die Trup— 
pen bie Aufrührer verfolgen, wo fie diefelben finden, gegen 
fie einfchreiten, wie die Lage der Dinge ed mit fich bringt, 
und fie gefangen nehmen, wo fie ihrer habhaft werben." .... 
„Mit Bedauern muß ich es ausfprechen, daß ein Mitglied 
dieſes Haufes felbft unter den Aufrührern fich befindet, das— 
felbe iſt wohl durch eine unglüdfelige Verirrung zu dieſem 
Schritte gebracht worden. Es iſt dies um fo beflagenswerther, 
als hier von einem Manne bie Rebe ift, der fonft fehr aus— 
gezeichnete geiftige Eigenfchaften hat, von einem Manne, der 
in diefem Saale felbft ſchon wiederholt den Eib leiftete, 
welcher ihn zur Treue gegen ben Großherzog und 
zur Aufrehthaltung ber PVerfaffung verpflichtet, 
während er jegt ein Unternehmen beginnt, welches den Thron 
und die Berfaffung umftürzen fol. Nah dem $. 49 
ber Verfaffungsurfunde tft zur Verhaftung eines Ständemit= 
glieds die Erlaubniß der Kammer erforderlich, den Fall der 
Ergreifung auf frifher That ausgenommen. Diefer Aus— 
nahmsfall Täge, wenn man bes Heder habhaft würde, hier 
vor, und überhebt uns, vorerft weitere Schritte hier in An— 
trag zu bringen. Wenn das, was ich Ihnen mitgetheilt habe, 
hatſächlich richtig fit, fo ift Heder ununterbrochen in ber 
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Ausführung des Verbrechens begriffen‘, und wenn man feiner 
babhaft wird, fo wird er überall auf frifcher That betre= 
ten. Demnach machen wir Ihnen bie jegigen Mittheilungen vor= 
erit blos aus dem Grunde, um Shren mo ralifchen Beiltand 
auzugehen, daß Sie in Allem, was dazu bienlich fein kann, 
und unterftügen, und mitwirken, daß die Staatsordnung und 
mit ihr die Nechte und Freiheiten der Bürger gefchügt werden, 
daß die Gräuel eines Bürgerkriegs, der aus einem folchen 
Beginnen, wenn ed nicht in feinem Urfprunge erftict wird, 
nothwendig hervorgehen muß, von unferem bisher jo glüd- 
lichen Daterlande abgewendel werden, Wir machen Shnen bie 
Mittheilung ferner, um zur Beruhigung des Landes die Ver— 
fiherung zu geben, daß die Regierung nichts unterlaffen wird, 
was zu dem Ziele führen fann, die Ruhe und Ordnung wies 
berherzuftellen und die Berfaffung aufrecht zu erhalten.” 

Auf den Antrag des Abgeordneten v. Soiron gab num 
die Kammer einftimmig *) folgende, in Taufenden von 
Exemplaren und in öffentlichen. Blättern verbreitete Erklä— 
rung ab: 


„Mit tiefem Schmerz hat die Kammer vernommen, daß eine irrge⸗ 
führte Anzahl unferer Mitbürger im GSeefreife und in einem Theile tes 
Oberrheinkreiſes bie von ihnen erftrebte Freiheit auf dem Wege des Aufs 
ruhrs zu gewinnen ſucht. Sie hält fih für verpflichtet, alle badiſchen 
Bürger von ber Theilnahme an biefem verbrederifden Unternehmen abzus 
mahnen und fie aufzufordern, demſelben, fo viel fie vermögen, Widerſtand 
zu leiſten. Sie müffen bei einiger Weberlegung es einfchen, daß dur 
jenes Unternehmen alle Errungenfchaften der aegenwärtigen großen Bes 
wegung In unferem Baterlande wieber auf das Spiel gefeht, der Neaftion 
tie Thore geöffnet und dem Auslande gegenüber unfer gefammtes beutfches 
Baterland, gefhwächt und in ſich felbft zerriffen, preisgegeben wird. Jeber 
wirkliche Baterlandsfreund hat jept die große Pflicht, den Beſchlüſſen der 
in wenigen Wochen zufammenfommenten deutſchen Nationalverfammlung 
fih) zu unterwerfen und feine eigenen Wünſche und Anfihten zum Opfer 
zu bringen, um nicht durch innere Zwietraht das Vaterland in namens 
leſes Unglüd zu ſtürzen.“ 

„Diejentgen unferer Mitbürger aber, welche in trauriger Verblendung 
die Fahne des Aufruhrs aufgepflanzt haben, mögen erfennen, welche tiefe 
Wunde fie ihrem Baterlante zu ſchlagen im Begriffe ftchen, und von ihrem 
Vorhaben ablaflen.” 


*) Auch Brentano, Richter, Kapp, Iktzſtein und alfe andern 
Mitglieder ber Linken haben ohne Gegenrede zu tiefer Erklärung 
mit eingeftimmt. 
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„Der ganze Ernſt des Geſetzes wird Diejenigen treffen, welde mit 
frevelhafter Hand gewaltfam ihre Plane in das Leben führen wollen. Die 
Regierung wirb in der fraftigen Handhabung der Geſetze eine unwiderftch- 
lihe Macht bewähren, weil fie, wie wir hier austrüdlid verfihern, von 
der ganzen Kammer darin unterftüßt wird, und auf bie Zuftimmung und 
Mitwirkung aller wohlgefinnten Bürger rechnen darf.” 


Alsbald nach der Sitzung ber II. Kammer erlieh ich an 
die Givilcommiffäre , fowie an die Kreis= und Bezirfsbehörben 
wieder eine Verfügung (No. 5705 vom 17. April), worin das 
Wefentlidye meiner in ber Kammer abgegebenen Erklärung 
und des von dieſer gefaßten Beichluffes mit einer Aufforde- 
rung zur fräftigften Mitwirkung von allen Seiten mitgetheilt, 
auf Hecker's Verhaftung, wenn man feiner habhaft würde, 
bejonders hingemiefen, und im Allgemeinen bemerft wurbe: 
„da durch die Hecker'ſchen und Struvefchen Horden die Em— 
pörung gegen die Staatögewalt und gegen die Staatsord— 
nung jetzt wirklid zum Ausbruche Fam, fo ift die Zeit 
einer Befhwichtigung der Aufregung jedenfalls vorüber, 
und die Aufregung oder ber gewaltjame Widerftand kann nur 
buch Waffengewalt und durch die ftrengften gefegli- 
chen Mapregeln wieder unterdrüdt werben.” 


$. 9. 


Als der vom Vorparlament zurücgelaffene Fünfzigeraus= 
fhuß in Frankfurt von dem Heder’ichen Aufruhr Kenntniß 
erhielt, orbnete er zwei feiner Mitglieder, Venedey und Spatz, 
in den Seekreis ab, um den Heder und Struve und die 
Mafjen, die ihnen folgten, von dem für Deutfchlands höchfte 
Intereſſen fo verberblichen Unternehmen abzuhalten, oder zu= 
rüdzubringen. Sie trafen Heder in Bernau (Amtsbezirk St. 
Blafien) von feinen Schaaren umgeben. Ihre Bemühungen 
waren vergeblih. Auf dem Rückwege erließen fie von Lenz— 
firh aus folgende Proflamation: 


„An die Bürger Badens.“ 


„Auf die erften Nachrichten eines bevorftchenden Aufitandes im Seefreife 
fhidte der Fünfziger-Ausſchuß zu Frankfurt die beiden unterzeichneten 
Mitglieder in das babifche Oberland, um dort Alles aufzubieten, eine 
That zu verhindern, welde als Frevel am ganzen beutjhen Volke 
erfcheinen muß.” 
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„Wir glaubten dies am beſten dadurch erreichen zu können, daß wir 
uns an die Führer ſelbſt wendeten. Wir thaten dies vorerſt ſchriftlich, 
indem wir fie beſchworen, allen ihren Einfluß geltend zu machen, auf daß 
nicht durch vergoffenes Bürgerblut die fo herrlich begonnene friedliche Ent: 
wicklung unferes DBaterlandes zur Einheit und Freiheit geftört werde.” 

„Wir find einen Schritt weiter gegangen, haben fie inmitten der Srei- 
fhaaren felbft aufgefucht, und ihnen auf unfere und des Fünfziger » Aus- 
ſchuſſes Verantwortung hin erflärt, daß wenn fie fofort von ihrem unheils 
vollen Unternehmen zurüdtreten wollten, wir ihnen Vergeſſen des Geſchehe— 
nen verbürgen würben.” 

„Unfere Sriedenshotfhaft an die Führer war erfolglos. Wir wenden 
und daher an Euch, brave Bürger des badifchen Landes, und beſchwören 
Euch bei Allem, was Euch heilig ift, bei Euerem Gotte und Guerem 
Baterlande, bei der Freiheit und bei ber Kiche zu den Eurigen, Euch auf 
feine Welfe zu betheiligen an einem Uuternehmen, das die innere Ent« 
widlung Deutfchlands ftört, das bie freie Thätigkeit der auf den 1. Mat 
zufammenberufenen National-Verfammlung in Frage fellt, und unfer 
großes Baterland enblofem Bürgerkriege und der Cinmifhung fremder 
Maͤchte preiszugeben droht.‘ 

„Noch einmal denkt an Alles, was Euch heilig ift, zieht Eure Hand 
ab von dem Werke der Serftörung und bethätigt Eure Liebe zur Freiheit 
und zum Waterlande durch kräftiges und zugleich friedliches Mitwirken zu 
dem in Frankfurt begonnenen Werke der nationalen Wiedergeburt eines 
einigen, mädtigen und freien Deutſchlands.“ 

Lenzkirch, den 18. April 1848. 

Die Bevollmächtigten des Fünfziger-Ausfchufles in Frankfurt. 

. Spab, ©. Venedey. 


Auf der Heimreife nah Frankfurt befuchten mich hier 
bie beiden Abgefandten des Fünfzigerausfchuffes und erzählten 
unter Anderm: fie haben dem Heder neben den Gründen der 
Sache auch noch ferner vorgeftellt, daß er ja fchlechterdings 
feine Hoffnung haben könne, mit feinen ungeübten undiszi— 
plinirten Schaaren gegen die vielen ſchon vorhandenen oder 
noch anrücdenden regelmäßigen, mit beffern Waffen und Ka— 
nonen verfehenen, Truppen aufzufommen. Sie theilten ihm 
mit, wie viel badifche und heffifche Truppen fich jebt fchon 
bei Freiburg und überhaupt im Rheinthale befinden, während 
die Würtemberger und Baiern auf der andern Seite in den 
Seefreis einrüdten. Darauf erwiderte er: ihr werdet mid) 
doch nicht für fo thouricht halten, daß ich glauben follte, mit 
meinen Schaaren gegen die Truppen zu fliegen; aber ich 
weiß, Daß die Truppen fogleidh zu ung überges 
gehen. Diefe Hoffnung allein macht es erflärlich, wie 
Hecker im Angeftchte der Aufftellung des 7. und 8. Armee- 
korps fein Unternehmen noch wagen Eonnte. 
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Am 17, April Hatte auch in Konftanz ein befonderer auf— 
rührerifcher Vorgang ftatt. Schon vorher wurden dort am 
Hafen Wälle aufgeworfen, um die etwa zu Waffer von Lin 
dau oder Bregenz antommenden Truppen abzuhalten. — Als 
nun Hecker am 13. April von Konftanz nad) Stockach abge- 
zogen war, erließ er dort eine Ordre, worin er die Kreisre— 
gierung in Konftanz abfeste und den Regierungs = Director 
Peter zum Statthalter des Seekreiſes, den Arzt Vanotti aber 
zum WViceftatthalter ernannte *). Wie die fpätere Unterfu- 
hung an den Tag brachte, bemerkte man ihm nämlich, daß 
der Zuzug darum feinen genügenden Erfolg babe, weil er 
von feiner Obrigfeit angeordnet fe. Am 14. April lehn— 
ten aber Peter und Banotti, als ihnen die Ordre überbracht 
wurde, bie Statthalterfhaft ab, und cd erfolgte am näm= 
lihen Tage eine von allen Mitgliedern der Kreisregierung 
unterfchriebene Abmahnung vom Hedertihen Zuge. Der 
Bürgermeifter von Wollmatingen veranftaltete inbeffen auf 
den 16. April eine Verfammlung der fanmtlichen (mit weni= 
gen Ausnahmen erfchienenen) Bürgermeifter der Randorte des 
Amtsbezirks Konſtanz, welchen er ben Hecker'ſchen Beichluß 
mit dem Bemerfen vortrug, baß der Gemeinderat und Aus— 
fhuß in Konftanz mit ihnen, wie 3 anweſende Konftanzer 
verficherten, jenen Beſchluß zu vollziehen geneigt feien **), 


*) Die Ortre lautet: 
„Der Obmann ber provifortfchen Negterung.‘‘ 

„In Erwägung, daß die feltherige Seefreisregierung in Konſtanz und 
die Semeindebehörde daſelbſt für die Freiheltsbeftrebungen des Volkes 
nicht allein nichts gethan, fondern denfelben vielmehr hinderlich entges 
gen getreten iſt, wirb hiemit verfügt: 

1) Die Seefreisregierung und alle ihr untergeorbneten Staats⸗ 
ftellen find aufgehoben; 

2) für die bisherige Seefreisregierung wird ber feitherige Regies 
rungs-Director Peter zum Statthalter deffelben ernannt; bei deſſen Ab» 
lehnen oder fonftiger Verhinderung wird ber praftifhe Arzt Vanotti 
au deifen Stellvertreter ernannt. Der Statthalter hat die Befugniß, 
Beamte zu entlaffen und Andere einzufegen. Zu Executoren biefes Bes 
fehlufies werden die Bürger Rumpelharbt und Notar Kratzer von Allens⸗ 
bach ernannt.” 

**) Bei der Unterfuhung witerfpragen die Mitglieder der Konftanzer Ges 
meindebehörden, je eine folhe Geneigtheit gezeigt zu haben. 
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und daf Peter ſich anfänglich fträuben, auf einige Nöthtgung 
aber nachgeben werde. Diefe Landbürgermeifter faßten nun 
den Befchluß, die Kreisregierung abzufegen und ben Regie= 
rungs-Director Peter zum Statthalter zu ernennen*). Peter 
furde am Abend des 16. April hievon noch in Kenntniß ge= 
weht. Zugleich Fam die Nachricht, daß die Landleute am 17, 
April kommen werben, um ben Beichluß zu vollziehen. Peter 
verfammelte am 17. April in der Frühe die Kreisregierung 
und lud den Hofrichter Kieffer mit einem Hofgerichtsrathe, ben 
Dberamtmann Fiefer, den Amtsrevifor Vollrath und den ges 
vade anmefenden Reglierungs-Commiffär von Stodhorn aus 
Karlsruhe zur Verhandlung mit den Landleuten in das Rath— 
haus ein. Der Bürgermeifter in Konftanz verfammelte ben 
Gemeinderath und Ausſchuß. Die auswärtigen Bürgermeifter 
erfchtenen. Gemeinderat und Ausfhuß von Konftanz be= 
ſprachen fich mit ihnen, gingen mit ihnen vor das Regierungs- 
Gebäude, luden das verfammelte Regierungs-Kollegium ein, 
mit ihnen in das Rathhaus zu gehen, wo fie bie andern Ein= 
geladenen ſchon verfammelt fanden. Im Rathhaus las Peter 
ben ihm eingehändigten Beſchluß der Landbürgermeifter vor, 
unb fragte diefe, ob bies ihr ernftlicher feſter Entſchluß fei. 
Der Bürgermeifter von Wollmatingen bejahte- dies, weil vicle 
nicht ausmarſchiren wollen, wenn fie nicht von einer Behörde 
aufgefordert werden. Auch die Anfrage Huetlind, ob es 
wahr fei, daß, wie die Angefommenen ſchon vor ber DVerz 


*) Diefer Beſchluß Tautet wörtlich: 

„1) Um den edlen Beftrebungen bes Abgeorbneten Heder zur Ers 
ringung unferer Freiheit einen größeren Nachdrud zu geben, fol die 
Sropherzl. Kreis» Regierung zu Konftanz, der Verfügung bes Heder 
vom 13. d. M. zu Folge, aufgelöft, und an beren Stelle der gewefene 
Negterungsbirertor Peter als Statthalter mit unumſchränkter Vollmacht 
ernannt werben. 

2) Zu dieſem Behufe wird fih aus jedem Orte des Amts Kons 
ſtanz eine gemeinfchaftliche Deputation morgens ben 17. d. M. unt® 
Leitung des Bürgermeifters Huetlin in Konſtanz zu dem bisherigen 
Regierungsdirector Peter begeben, und denſelben zur Annahme dieſer 
Stelle veranlaffen. 

3) Weitere Verfügungen, die durch den Vollzug biefes Bes 
fchluffes nothwendig werden, werben dem Grmeffen des Statthalters 
Peter anheimgeftellt.” 
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handlung ihm bemerkt hatten, falls man hier nicht nachaebe, 
mehrere taufend Landleute bewaffnet fommen werden, um den 
Beſchluß zu vollziehen ? — wurde vielſtimmig bejaht, worauf 
Huetlin erklärte, daß unter diefen VBerhältniffen auch der Ge- 
meinderath und Ausihuß von Konftanz fi) dem Begehren 
ber Landleute anfchließen. 

Peter hielt nun eine Abmahnungsrede, und erklärte, daf 
es fih bier um dad Verbrechen der Empörung handle, was 
die Berfammlung ftürmifch verneinte. Peter äußerte ferner, 
daß er und feine Kollegen bereit feien, ihre Stellen nieber- 
zulegen, daß man ihn aber zur Annahme der Statthalter= 
Schaft nicht zwingen könne. Huetlin beſchwor nun Peter, auf 
die Gefahren hinweifend, diefe Stelle anzunehmen, worauf 
er erwiderte: „ihr könnt mich an diefen Poſten hängen, das 
Statthalteramt aber werde ich nicht annehmen.“ 

Nun trat der Oberamtman Fieſer auf und ſprach nach— 
drüclich gegen das gefegwidrige Unternehmen, indem er die 
Zandbürgermeifter zugleich bat, wenigftens nod) ihre Gemein- 
den vorerft darüber zu berathen. Zuerſt ftimmte Peter die- 
jem Begehren bei, ging aber davon ab, als die Landbürger- 
meifter auf augenblikliche Entfcheidung drangen. 

Der mit anmefende Hofrichter Kieffer Iegte gegen den 
Akt eine einfache Proteftation ein. 

Die Zuhörer wurden mit dem Bemerfen entfernt, daß 
die Enticheidung vom Balkon herunter werde verkündet wer= 
ben. 

Peter beſprach fi) nun in einem befondern Zimmer noch 
mit den Regierungsrätben, und erfuchte fie, ihn in Führung 
ber Geſchäfte zu unterftügen, wenn er die Gtatthalterftelle 
gezwungen annchme. Sie Ichnten dies ab, erklärten aber, 
Beter foll die Stelle für fi) annehmen, um Aergeres zu 
swerhüten und bie Stadt vor den Landgemeinden zu fchügen. 

Darauf verkündete Peter vom Balkon herab: daß er 
durch phyfifche und moralifche Gründe genöthigt die Statt- 
halterftelle annehme. 
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Es wurde über den ganzen Aft ein Protofoll aufgenom= 
men, in welchem jedoch weder der Inhalt des Heder’ichen 
Beichluffes vom 13, April, noch jener des Beichluffes der 
Bürgermeifter vom 16. April aufgenommen wurde. Von dem 
Protokolle theilte Peter Auszüge an das Hofgericht, an bie 
beiden Truppenfommandanten v. Baligand und v. Miller mit, 
Eben fo machte er eine ſolche Mittheilung an das Minijte- 
rium des Innern einfah, um von dem Stande der 
Sache Kenntniß zu nehmen. Gr bemerkte dabei nicht 
etwa, daß er die Stelle nur in einem Nothftande zum 
Scheine oder für den Augenblid zur Befhwidhtigung 
übernommen habe und ſich fernerhin unter die Befehle 
der verfaffungsmäßigen Regierung ftelle, was er 
fpäter in der Unterfuchung damit entfchuldigte, daß die Auf- 
rührer feine Korrefpondenz hätten auffangen können. Gr 
rechtfertigte in der Unterfuchung ſich auch damit, daß er kei— 
nen Befehl zum Zuzug, wie erwartet wurde, gegeben habe. 
Sndeffen ftellte ev doch dem Pfarrer Maier in Oberzell auf 
der Inſel Reichenau, beren Bewohner dem Hecker'ſchen Un— 
ternehmen fich ſtets abgeneigt gezeigt hatten, noh am 17. 
April eine Urkunde folgenden Inhalts aus: 

„Dem Herrn Pfarrer Maier von Oberzell wird andurch 
zur Beruhigung ber Gemeinde Reichenau beurfundet, daß 
dem patriotifchen Eifer der Bürger mittelft Ausmarfches im 
Dienfte der Freiheit von hier aus fein Hinderniß in ben 
Weg gelegt werde, und daß die Großherzogliche Kreisregierung 
durch die Gewalt der Umftände zu eriftiven aufgehört habe.“ 

Auch ftellte fih bei der Unterfuchung heraus, daß Peter 
dem Heder, von dem feine Ernennung urfprünglic ausging, 
fogleih am 17. April eine Abſchrift des über den Hergang 
bei Annahme ber Statthalterftelle aufgenommenen Protofolls. 
durch Eftafette mitteilte. Im Uebrigen langte ſchon am 18. 
April in Konftanz die Nachricht ein, daß bie Baiern gegen 
bie Stadt anrüden, worauf Peter fih für einige Zeit nach 
der Schweiz entfernte, und feine ehemaligen Kollegen erfuchte, 
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die Geſchäfte wieder zu übernehmen, was fogleih am 19. 
April geichah. 

Eine Deputation der Stadt Konftanz begab fih zu Ge— 
neral v. Baligand nah Stockach, um ihn wegen ber furcht— 
baren Aufregung in Konftanz von dem Einmarſche in bie 
Stadt abzuhalten. Der General ging auf das Begehren 
nicht ein, hielt aber wegen ungenügender Kenntniß vom 
Stande der Dinge, und da der größte Theil feiner Truppen 
fih noch hinter Stockach befand, einige Tage zurüd. Bon 
bier aus wurde auf eine diesfallſige Anzeige des Givilfom= 
miſſärs auf die möglichſte Befhleunigung bes Ein- 
marjches gedrungen, der dann auch erfolgte. 
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Am 18. April fam mir die erfte, jedoch nur allgemeine 
unbeftimmte Nachricht von dem Konftanzer Vorgang vom 17. 
April zu, worauf in der nämlichen Stunde noch eine Verfüs 
gung abging, daß dem geheimen Referendär v. Stengel, ber 
wegen des Truppeneinmarfched ald Regierungs-Commiſſär 
fih im Seekreiſe befand, die politifche Verwaltung biefes 
Kreifed mit ausgedehnten Vollmachten fürforglich übertragen 
werde. 

Tags darauf ben 19. April famen nähere, den Vorgang 
beſchreibende, Berichte ein, worauf fogleich Peter's einswei— 
lige Suspenflon ausgefprocdhen und bie vorgejchriebene vor= 
läufige bdienftpolizeiliche Unterfuhung angeordnet wurde. Nach 
wenigen Tagen war biefe vorüber und Peter wurde auf den 
Grund derfelben und feiner inzwifchen eingefommenen eigenen 
Vorlage vom 17, April vor Gericht geftellt. Das Hofgericht . 
in Ronftanz erkannte gegen ihn die gerichtliche Unterfus 
Kung, und als fich dabei mehr Verdacht ergab, daß der Bor= 
gang mit Perer vorher verabredet und ber Zwang nur 
ein Schein gewefen fei, am 22, Mat nachträglich den Ver— 
haft. Die I. Kammer, welcher die Sache vorgelegt wurbe, 
gab am 17. Juni 1848 zum Verhaft ihre verfaffungsmäßige 
BZuftimmung. 
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Inzwiſchen wurde aber Peter zum Mitgliede der deut: 
ſchen Nationalverfammlung gewählt, und dort, obgleich diefer 
Berfammlung mit den Wahlaften auch vollftändige Auszüge 
aus den Unterfuchungsakten mitgetheilt waren, einsweilen zu— 
gelaffen. Das BVerhafterkenntniß und die fpätern Ergebniffe 
der Unterfuhung wurden der Nationalverfammlung ebenfalls 
mitgetheilt, die Sache Fam aber erft am 17. April 1849 zur 
Verhandlung, wobei befchloffen wurbe, ber Fortfegung ber 
Unterfuchung gegen Peter ftattzugeben, nicht aber feiner Ber 
baftung, da nad) der dbermaligen Sadlage bie im 
hofgerichtlichen Verhaftserkentniffe ald Grund des Verhafts 
mit angeführten Gollufionen nicht mehr zu befürchten feien. 
Unter dem Schutze des Reichsgeſetzes vom 30. September 
1848 konnte Peter fhon vor dieſer Entſcheidung *) wieder 
im Lande erfcheinen, Fam jedoch nur einmal, wie wenn er 
blos Befit ergreifen wollte, noch in die Sitzung der II. Kam- 
mer. Die gegen ihn vorgenommene Unterfuchung war zur 
Zeit der Mairevolution von 1849 noch nicht gefchloffen, we— 
nigftens noch nicht zur Aburtheilung gekommen, das Berfahe 
ren aljo durch jene Revolution unterbrochen **). 


$. 96. 


Auch in Offenburg hatte am 18. April 1848 ein Auf- 
ruhr ftatt. Es kam ein junger Mann aus dem Hederichen 
Lager vom Schwarzwald und machte in einer Berfammlung 
übertriebene Schilderungen von ben Streitkräften und über- 
haupt vom Zuftande im Seefreife und auf dem Schwarz: 





*) Das Unterfuhungsgericht ſprach nämlih aus, daß der Vollzug bes, 
obgleich ſchon vor dem Geſetze vom 30. September 1848 erlaffenen, 
Berhafterkenntniffes nah Maßgabe dieſes Gefehes bis zur Entfcheidung 
der National» Verfammlung einzuftellen ſei. Es hatte vorher deßhalb 
eine Interpellation in der II. Kammer ftatt. 

**) Als der Vorgang v. 17. April 1848 in feinen Ginzelheiten hier zur 
Kenntnig gefommen wat, und damit zu Tag kam, daß Peter jedenfalls 
feine Regterungs-Directorsftelle am 17. April niedergelegt habe, wurde 
feine Befoldung von diefem Tage an nicht mehr ausbezahlt. Während der 
Mairevolution, wo Peter in der proviforifhen Regierung faß, ließ er ſich 
alsdann den ganzen Befoldungsrüditand vom 17. April 1848 an nad 
bezahlen, 
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walde. Alsbald bewaffnete fi) eine große Menge meift 
junger Leute, ftellte fih auf, ſetzte Wachen aus, verhinderte 
dad Aus- und Eingehen, hielt den Bahnzug zurüd, verram— 
melte die Eingänge der Stadt ꝛc. In Offenburg felbft wa— 
ven Feine Truppen, wohl aber in der Nähe, Sie rüdten am. 
andern Morgen (zuerft in nicht großer Anzahl) heran, hielten 
aber am Gingange vor den Barrikaden. Es wurde parla- 
mentirt. Der Bürgermeifter verfammelte die Gemeinde. Es 
wurde eine öffentliche Erklärung für bie gefegliche Ordnung 
(obwohl mit Beimifchung republifanifcher Gelüfte) befchloffen. 
Die Truppen wurden hereingelaffen. Die Hauptführer flüch— 
teten fih, und wurden ſteckbrieflich verfolgt, darunter auch 
Werner, der fpäter zur Nationalverfammlung gewählt, ſogleich 
vom Ausland aus nad Frankfurt ging und dort zugelaffen 
wurde, obgleich der Verfammlung mit den Wahlakten auch 
die Unterfuchungsakten fammt dem VBerhafterkenntniffe mitge— 
theilt waren. Der Ausfhuß ber Nationalverfammlung trug 
nach Tanger Zeit auf Genehmigung des Verhafts an, Die 
Sache kam aber nicht mehr zur Entſcheidung, und fo hielt ſich 
Werner unter dem Schuge des Reichsgefeged vom 30. Sep— 
tember 1848 wiederholt und unter neuen Agitationen (bei 
Bolksverfammlungen 20.) im Lande auf. 

Die Stadt Offenburg erhielt auf den Vorgang vom 18. 
April 1848 Grefutionstruppen, die fie unentgeltlich zu ver— 
pflegen hatte, doch bald wurde der Abmarfch derſelben in das 
Oberland nöthig. 

Auch nad Achern wurden zu jener Zeit wegen dortiger 
Unruhen zwei Kompagnien Infanterie geſchickt. Es gab einen 
Auflauf, man wollte die Truppen nicht einquartiren. Ste ftell- 
ten fich einsmeilen auf dem Bahnhofe auf. Es fam ein Offi= 
zier in der Nacht hierher, um Verhaltungsbefehle einzuholen. 
Es wurde verfügt, daß die Ginquartirung nöthigenfalls mit 
Gewalt zu erzwingen fei, und ben Truppen der bamalige 
Legationsrath (jetzt Oberpoftdireftor) v. Neizenftein als Civil— 
commiffär beigegeben. Selbſt die Soldaten wollten, weil fie 
fich zu ſchwach hielten, nicht gehorchen. Durch das thatkräftige 
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Einſchreiten und die Mannhaftigkeit des Civilcommiſſärs in 
Verbindung mit den Offizieren wurden aber ſowohl die Sol— 
daten, als die Bürger von Achern zum Gehorſam gebracht. 


g. 97. 


Ich komme nun zum Hecker'ſchen Zuge ſelbſt zurück. 
Hecker war mit feinen Schaaren im Wiefenthal *). Struve 
und Weißhaar kamen mit den Shrigen vom Rheine her. 

Am grünen Donnerftag den 20. April 1848 zog Heder 
nah Kandern, und bort fand fein erftes Zufammentreffen 
mit den Truppen ftatt. Diefes Treffen hat eine traurige 
Berühmtheit erlangt durch den Tod des Befehlshabers ber 
badiſchen Divifion, des trefflichen v. Gagern. Ueber ben 
Hergang ift in öffentlichen Blättern und in einzelnen Schrif— 
ten fehr viel gejchrieben worden. Es wurde den Freifchaaren 
eine Meuchelei vorgeworfen, von denfelben aber der Hergang 
anders erzählt. Es find fehr viele Zeugenausfagen darüber 
gedruckt. Ich kann mich auf die Einzelnheiten hier nicht ein= 
lajjen. 

So viel ift gewiß, daß Gagern an der Spise feiner (ba= 
difchen und heffifchen) Truppen ftand, und von den Aufrüh— 
rern felbft hervorgerufen, fie zum Aufgeben ihres Unterneh 
mens beftimmen wollte, daß dies aber nicht gelang und daß 
er, wie er fich wieder zu Pferd fehte und kommandirte, fo- 
gleich von Kugeln getroffen ſank. 

Bon ben Freifchaaren wurde fchon vorher beim Anblick 
ber Truppen gerufen: nicht ſchießen, wir find alle Brüder, 
helft und die Freiheit erobern! — Dies war ohne Erfolg. 
Doch wird behauptet, Gagern habe, weil er von den an ben 
Truppen gemachten Verführungs-Verſuchen wußte, fih g e— 
gen die Regeln der Oberbefehlöhaber an die Spike derjelben, 
gewiffermaßen zwifchen die Aufrührer und die Truppen ges 


*) In Schopfheim traf Heder feinen alten Freund, ben Abgeordneten 
Gottſchalk, deſſen Abmahnungen aber bei ihm eben fo wenig fruchteten 
als die Abmahnungen anderer Freunde. 
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jtellt, um den leßtern ein etwa mögliches Uebergehen oder 
Fraternifiren zu erfchweren. Das plötzliche Erſchießen des 
Befehlshabers fachte die Wuth der Soldaten an, und von hier 
an waren fie jedenfalls in ihrer Pflicht geftählt. 

Die Freifchaaren, obſchon fie eine fehr günftige Stellung 
oben an einem Abhange und am Walde hatten, *) wurden mit 
mehreren Verluften verjagt. Auch die Struve'ſche Schaar bei 
Steinen ergriff die Flucht. 

Der größte Theil der Hecker'ſchen Schaar warf raſch die 
Waffen hinweg und eilte zerftreut dem Seefreife oder über- 
haupt der Heimath zu, zum Theil geängftigt, zum Theil erfreut, 
von der Sache Iosgefommen zu fein. An vielen Orten, wo 
fie durchfamen , 3. B. in Stühlingen flaunte. man über bie 
ungeheuere Eile, mit der fie in den angeftrengteften Märfchen 
davon liefen. 

Heder, der nad feiner den Abgeordneten des Fünfziger- 
ausschuffes gethanen Aeußerung ($. 92) auf das Uebergehen 
der Truppen gezählt Hatte, ſah nun, da dieſes fehlſchlug, 
die Sache als verloren an. Er zog fich nach Bafel zurüd 
und Fam nicht wieder. 
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Struve wurde im Amtsbezirk Säckingen feftgenommen, 
vor das Bezirksamt geführt, und dort in Verwahrung genom- 
men. Der Oberamtmann Schey requirirte Truppen von 
Waldshut. Es famen etwa 100 württembergifche Reiter, um 
Struve mitzunehmen, Inzwiſchen waren bedrohliche Nach— 
richten von der Schweizerfeite herübergefommen, wenn Struve 
nicht fogleich Freigelaffen werde. Sädingen liegt nämlich Hart 
an der Grenze und viele Aufrührer hatten ſich vorläufig auf 
die linke Rheinfeite geflüchtet. Die Gemeinde Sädingen war 
wegen ber ihr drohenden Gefahr in großer Aufregung und 
Angſt. Der Gemeinderath machte dem Oberamtmann drin- 


*) 88 wurde behauptet, daß viele aus der Schwei 
ſchützen unter ben Aufrührern gewefen feien. Aweiz gelommene Scharf. 
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gende BVorftellung gegen die Ausfolgung des Struve an 
die württembergifchen Reiter. Der Oberamtmann fträubte fi) 
daher gegenüber dem fommandirenden Rittmeifter gegen dieſe 
Ausfolgung. Ohne diefelbe geradezu abzufchlagen, fuchte er 
ben Kommandirenden zu beftimmen, weitere Truppen zu re— 
quiriren, die Stadt zu befegen, und fo nicht nur Struve's Ver— 
haftung zu fihern, fondern auch die Stadt gegen eine Ueber— 
rumpelung und gegen Rache zu ſchützen. Das Unterhandeln 
dauerte einige Zeit. Der Rittmeifter entfernte fid) aus der 
Amtsftube, während mit einem in der Amtsſtube zurüdgeblie= 
benen anderen Militär das Gefpräc fortgefegt wurde, big 
man gewahr wurde, daß der Kommandirende mit feiner 
Truppe plöglich wieder abgeritten fet. Nun fehien dem Ober- 
amtmann nichts mehr übrig zu bleiben, ald, wie er meinte, 
zur Rettung der Stadt, ben Struve wieder loszulaffen, was 
auch fofort geſchah. | 
Als die Nachricht won dieſem Borgange hierher kam, 
wurde ein Kommiffär nad Sädingen zur Unterfuchung ber 
Sache abgeordnet, und der Oberamtmann einsweilen vom 
Amte fuspendirt. Der Berlauf ftellte fich in der hier ange— 
gebenen Weife heraus. Es wurde darnad Fein gefeßlicher 
Grund gefunden, den Beamten vor Gericht zu fielen, und 
nur ein Disziplinarftraferfenntnißg gegen ihn erlaſſen. 
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Struve benützte feine Freilaffung dazu, mit Andern, die 
fi) im Wiefenthal wieder gefammelt Hatten, den Aufruhr 
fortzufegen. 

Alle, die nicht der Heimath zugeflohen, oder die von den 
beharrlichern Aufrührern wieder aufgegriffen waren, zogen 
mit einer unter Siegel’8 Führung nachgefommenen großen Schaar 
durch das Miefenthal über die Halden (eine Gebirgshöhe) ge— 
gen Freiburg *), um dort mit den inzwifchen zufammengeru= 


*) Auf diefem Zuge wurde den Freifhaaren ſchon bie fünftige Einrichtung 
Deutfhlands mit den Namen ber Perfonen, die vorerſt an bie Spipe 
geftellt werben, vorgelefen. Nach der fpätern Neuerung eines Führers 
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fenen Freiſchaaren aus dem Rheinthale und den angrenzenden 
Schwarzwälder Gegenden gemeinfchaftlihe Sache zu machen. 
In Freiburg wurde nämlich auf den Charfamftag ben 
22. April eine Volksverſammlung angeorbnet und dazu ringsum 
von weit her eingeladen. In vielen Einladungen fand aus— 
drüdlich, daß man bewaffnet zu erſcheinen habe, an andern 
Orten wurde dies durch Emiffäre nur mündlich verbreitet. 


Als die Nachricht von dem Bevorftehen dieſer bewaffneten 
Perfammlung durd) einen Bericht des Regierungs-Direftors in 
der Nacht vom 20. auf den 21. April hierher Fam, ging un= 
verweilt eine Verfügung zurüd, daß die Verfammlung, als 
die öffentliche Sicherheit bedrohend, zu verbieten fel. Am 
21. April nad) Empfang diefer Verfügung berathichlagte ber 
Regierungs- Direktor v. Marfhall mit dem dortigen Trup— 
pen= Kommandanten und mit dem Stabt=Direftor, fowie 
mit dem Gemeinderat) und den Vorftänden ber Bürgerwehr 
über den Vollzug der Verfügung. Diefelbe wurde unter den 
vorgelegenen bedrohlichen Berhältniffen von allen Seiten als 
undurchführbar befämpft. Die Bürgerwehroffiziere und ber 
Gemeinderath und felbit der Truppenfommandant vermweigerten 
die Mitwirkung zur Aufrechthaltung des Verbots, weshalb 
daffelbe, um feine Verhöhnung zu erleiden, gar nicht verfün= 
det und davon die rechtfertigende Anzeige hierher erftattet 
wurde, bie jedoch erft am 22. April, wo die Verfammlung 
ſchon ftatt hatte, hier eintraf. 

Schon einige Tage vorher hatte nämlich der Großherzog 
lich Heffifhe General Pfaff feine Truppen aus der Stadt 
entfernt, und in benachbarte Drte verlegt, um weder Meute- 
reien, noch Heberrumpelungen ausgefegt zu fein, und die Stabt 
eher von außen bewachen zu können. Gegenvorftellungen der 
Givilbehörde waren ohne Erfolg. Die Stellung der nicht hin= 


follte dies früher ſchon geſchehen, Hecker war aber entgegen, weil er, 

Pie —J—— ee — die Gewalt des Diktirens 
en allein habe vorbehalten und ſein 

nichts habe zuſichern wollen. en 
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länglich ftarken Militärmacht war ſowohl durch die Thätigkeit 
der jehr rührigen aufrührerifchen Partei, als durch die Schlaff- 
heit der Andern gefährdet, denn kurz vorher wurde in einer 
Verſammlung der Bürgerfchaft von Freiburg mit Beziehung 
auf den Hederfchen Zug im Seefreife eine Art von Neutrali- 
tätserflärung befchloffen, wogegen am 17. April eine in üffent- 
lihen Blättern mitgetheilte Minifterial-VBerfügung eine fcharfe 
Rüge ausfprad) und zur Vertheidigung der gefeglichen Ord— 
nung als zu einer Bürgerpflicht aufforderte. *) 

Alle diefe Verhältniffe in Verbindung mit den Nachrich— 
ten über die große Zahl und die Bewaffnung der Befucher 
der Volfsverfammlung vom 22. April beftimmten die Behör- 
den zur Nichtverfündung dev Minifterial = Verfügung, welche 
die Berfammlung verboten hatte. Ja es wurden fogar bie 
in der Stadt noch anweſend gemwefenen wenigen badifchen 
Truppen hinaus verlegt, um fie nicht während der bewaffne- 
ten Volksverfammluug, gegen die fie zu ſchwach geweſen wä— 
ven, einer Gefahr auszufegen. 

Ueberall wurden, um die Anhänger der Aufrührer zum 
Zuzug oder zum gleichzeitigen Aufftand zu ermuthigen, und 
die Freunde der Ordnung zu entmuthigen, die abentheuerlich- 
ften Nachrichten über die Zahl ber Freifchaaren, über ihre 
Siege, über den Abfall der Truppen u. d. g. verbreitet. Um 
diefen Nachtheilen zu begegnen, ließ ich hier Die jeweiligen 
Nachrichten über den wahren Stand der Dinge fogleich 
öffentlich anfchlagen und zugleich mit den Poſten nach allen 
Richtungen verbreiten **). Dasfelbe that der Regierungsdireetor 
in Rreiburg von dort aus unmittelbar. 


*) Die ftädtifhen Behörden entſchuldigten jene Neutralitätserflärung fpäter 
damit, daß die Nadrichten vom Schwarzwald einen Zug von 30,000 
Sreifdaaren nad Freiburg angefündigt hatten, die von Truppen faft 
ganz entblößte Stabt alfo durd einen vergeblichen Widerſtand nur in 
großes Unglück gebracht worden wäre. 

**) Mehrere mal begab ich mich, um den falſchen Ausſtreuungen noch ſchneller 
zu begegnen, zur Zeit, da die Poſten erwartet wurden, ſelbſt auf den 
Bahnhof, wo immer eine Menge Menſchen auf Nachrichten wartend 
verfammelt waren, denen ih dann die eingefommenen Berichte fogleich 
öffentlich verlas. 
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An verſchiedenen Orten (z. B. in Pforzheim) entſtanden 
auf den Grund ſolcher Nachrichten unruhige, zum Theil auf— 
rühreriſche, Bewegungen, die indeſſen, wenn alsbald Berich— 
tigungen eintrafen, wenigſtens ſich vorläufig minderten, bis 
auch die Ungläubigen durch weitere Nachrichten eine Beſtäti— 
gung der Wahrheit erhielten. 


$. 100. 


Bei der oben erwähnten Freiburger VBerfammlung vom 
22. April erfchienen nebft vielen Andern etwa 1200 Bewaff- 
nete aus der Umgegend. Es war ein Anfhluß an die 
Hecker'ſchen Schaaren beabfichtigt. Die Berfammlung gieng 
aber in ihren wirklichen Beichlüffen nicht jo weit, weil ein 
heſſiſches Bataillon eine Bewegung gegen die Stadt madıte, 
und weil zugleich die Nachricht von Hecker's Flucht in die 
Schweiz und von Struve's Verhaftung eintraf. Am Abend 
wollten aber, angeblich wegen des fchlechten Wetters, Die 
meiften Bewaffneten fi) aus der Stadt nicht mehr entfernen. 
Sie wählten ſich den Turner Lanasdorf zum Führer und ver- 
langten, einquartiert zu werden, was die Gemeindebehörde 
gegen das Berfprechen ber Führer, daß fie am andern Mor- 
gen abziehen werden, zugeftand. Diefes Verjprechen wurde 
aber ded andern Tages (Ofterfountag den 23. April) nicht 
erfüllt, vielmehr kamen noch weitere Bewaffnete von außen 
herbei, und es traf die Nachricht ein, daß an diefem Tage 
die Freifchaaren aus dem MWiefenthal über die Halden her 
nach Freiburg fommen werden. 

Als der General Hoffmann, dev nad) Gagern's unglüd- 
lihem Falle am 21. April Abends zur Urbernahme des 
Dberbefehls der badiſchen Divifion von Karlsruhe abgereift 
war, in Müllheim Nachricht erhielt, daß inzwifchen die 
Württemberger gegen Säckingen zogen, fo wollte er, 
daß die Freifchaaren von zwei Seiten eingefchloffen würden, 
mit Gagern's Corps nad) eben jener Richtung aufbrechen, 
vorher aber noch mit den Generalen im Breisgau diesfalls 
Berabredungen treffen, und als er zu dieſem Zwecke am 


EEE 
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Sonntage den 23. April Nachmittags gegen Freiburg kam, 
erhielt er Kenntniß, daß fo eben eine große Schaar Aufrüh- 
rer vom Schwarzwalde her über die Halden komme, um fidh 
mit jenen in Freiburg zu verbinden. Er zog benfelben 
fogleih mit der nächften Eleinen ZTruppenabtheilung gegen 
Süntersthal entgegen und fchlug fie in bie Flucht. Hier 
war die Zahl der nad) allen Seiten eiligft davon Flichenden 
noch größer als bei Kandern. 

Inzwiſchen hatten die Aufrührer in Freiburg Vertheidi— 
gungsanftalten getroffen. Sie errichteten an den Eingängen 
Barrifaden und befegten biefelben mit Mannfhaft und mit 
den ſtädtiſchen Kanonen, die ihnen unter einem heftigen Streite 
ausgefolgt wurden. 

Am Sonntag Abend fand ein Angriff auf bie Stadt 
nicht mehr ftatt, fondern der General Hoffmann zog mehr 
Truppen zufammen, mit denen er am Dftermontag (24. April) 
in ber Frühe heranrüdte*). Viele von den Bewaffneten hatten 
fich inzwifchen von Freiburg entfernt, aber die Kühnften (mei— 
ftend Fremde) blieben zurüd, und ftellten fi an die Barri— 
faden und in Häufern an der Außenfeite der Stadt auf. Die 
Einwohner Freiburgs verbargen ſich größtentheild in ihren 
Häufern. Das Kanonen= und Kleingewehrfeuer begann auf 
beiden Seiten. Endlich liefen die Truppen Sturm und dran= 
gen bei zwei Thoren gleichzeitig über die Barrifaden in die 
Stadt. Die meiften Aufrührer flohen auf ber andern Seite 
über den Schloßberg davon, doch fielen auch in der Stadt 
noch Schüffe auf die Truppen und umgekehrt. 

Auf diefen Schlag zerftreuten fih faſt alle Aufrührer, 
und Diejenigen, welche maffenhaft von verfchiedenen Seiten, 
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*) Am Sonntag ſchickten die Gemeindebehörden von Freiburg eine Depu— 
tation an General Hoffmann, um in ihn zu dringen, er möchte nicht 
einrüden, um blutige Szenen zu vermeiden. Man wolle verfuchen, die 
Freifgärler auf andere Meife aus der Stadt zu fhaffen. Der General, 
ter ohnehin a’ nicht viel Mannfhaft in der Nähe hatte, wartete bis 
Montag früh, Länger konnte er nicht mehr zögern, da er erfuhr, daß 
viele weitere Bewaffnete im Anzug feien, um die Stadt gegen bie 
Truppen vertheidigen zu helfen. Siehe die Verhandlungen der II. 
Kammer vom 9. Mai 1848. 
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vom Schwarziwalde und aus dem Rheinthale (bis von Achern 
herauf) nod im Anzuge waren, Eehrten auf die Nachricht 
von der Einnahme Freiburgs wieder in ihre Heimath zurid. 
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Am Abend des 233. April fand in Karlsruhe zum Zwed 
ber Befreiung von Gefangenen vor dem Rathhaufe eine Sol— 
Datenmeuterei ftatt, die jedoch fogleich unterbrüdt war. 

Ferner wurde in der Nacht vom 23. auf ben 24. April 
in Sinsheim Sturm geläutet und in einer Verfammlung der 
Zuzug zu den Hederfchen Freiſchaaren bejchloffen. Am 
24. April in der Frühe zogen Viele von Sinsheim und eini- 
gen benachbarten Orten bewaffnet auf Wagen nad Heidel- 
berg. Bon diefer Stadt war in der Nadıt der Verſuch ge— 
macht, Landleute aus dem Bezirke zum Aufruhr herbei zu 
bringen. Dies war jedoch ohne Erfolg und die Emiffäre 
wurden im Gegentheil feſtgenommen. 

Das Dberamt war von der Ankunft der Sinsheimer zum 
Voraus in Kenntnig gejegt. Es wurde die Bürgerwehr aufs 
geftellt. Dem Muthe und der Gewandtheit des Kommandan— 
ten bderfelben, Profeffor Rummer, gelang e8, die Herbeige- 
fahrenen feftzubalten und zu entwaffnen. Doch ward eine Art 
Kapitulation gefchloffen, wornach die Entwaffneten ſogleich 
wieder zurückehrten und ihnen die Waffen nachgefchieft wur- 
den. Sinsheim erhielt indeffen wegen dieſes Aufruhrs alsdann 
fogleid Erefutionstruppen zur unentgeltlihen Verköftigung. 
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Am 23. April Fam Herwegh, der Präfident des Gomite’s 
der Zuzügler aus Frankreich, mit einer Legion von etwa 
800 Mann in der Nähe von Kleinkems über den Rhein. Die 
Legion z0g -über das Gebirge nach Kandern und von da in 
das Münfterthal, um fich bei Freiburg mit den andern Frei- 
ſchaaren zu vereinigen. Auf die Nachricht von der Einnahme 
Freiburgs Fehrte fie zurük und ftieß am 26. April bei Dof- 
ſenbach auf eine Abtheilung württembergifcher Truppen. In 
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perfönlihem Kampfe mit dem mwürttembergifchen Hauptmanne 
Lipp wurde der Freifhaarenführer Schimmelpenning getöbdtet, 
Die ganze Legion, fo weit fie entfommen konnte (darinter 
Herwegh mit feiner Frau) floh eiligft in die Schweiz, es wur— 
den aber etwa 370 Gefangene gemadt, nad Lörrach und 
dann in das Zellengefängniß nad Bruchfal gebradht. Darun- 
ter befand ſich Bornftedt. Wie fehr es fich bei diefen Zuzüg— 
lern um eine dbeutfhe Sache und nur um bie Inte— 
reffen ihres Vaterlands handelte, wie fie in ihren Pro— 
klamationen vorgegeben hatten , zeigte fi unter Anderm aud) 
daraus, daß unter den Gefangenen eine Menge Abentheurer 
von allen Nationen, Franzoſen, Schweizer, Staliener, Uns 
garn, felbft Ruffen u. d. g. fid) befanden. 

Diefe Herwegh'ſche Schaar war bie einzige jelbftftändige 
Legion von den Zuzüglern, bie über ben Rhein famen. Eine 
nicht unbedeutende Anzahl diefer Leute hatte ſich indeffen ſchon 
vorher zerftreut in das Land gemacht und unter die andern 
Freifchaaren gemifcht. Namentlich follen Viele derfelben beim 
Freiburger Aufruhr anwefend und mitwirfend gewefen fein. Im 
Uebrigen ift oben (XIII.) angegeben, daß und aus welchen 
Gründen die Zahl diefer Zuzügler, welche anfänglich größer 
angegeben und auch größer im Anmarfhe war, bei der Be= 
theiligung am Aufftande geringer gewejen ift. Ste würde fich 
indeffen, wenn der Aufruhr nicht fo bald überwunden wor— 
den wäre, ohne Zweifel noch vermehrt haben. 

Unier den bei Doffenbadh Gefangenen befanden ſich 67 
Franzofen, deren Auslieferung die franzöfiiche Regierung bald 
darauf mit Nachdruck betrieb, indem fie fi auf ihre kräfti— 
gen Mafregeln berief, durch welche fie die weit größere 
Maffe von Zuzüglern zurüdgehalten habe. Sie verfprad) zus 
gleih, die Auszuliefernden nad Art. 84 des code penal in 
ihrer Heimath aburtheilen zu laſſen. Als nun die Unterfuchung 
bier fo weit geführt war, daß es zum Zwed der Aburtheilung 
der Uebrigen im Großherzogthum einern weitern Vernehmung 
der gefangenen Franzoſen nicht mehr bedurfte, wurden bie 
Legtern mit den ihre Betheiligung nachweifenden Protofollabs 
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ſchriften an die franzöſiſche Behörde in Straßburg abgeliefert. 
Eben ſo erfolgte alsdann die Auslieferung der bei Doſſenbach 
gefangenen Angehörigen anderer deutſchen Staaten an ihre 
Heimathsbehörden. 
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Mit dem Treffen von Doffendbah am 26. April 1848 
war der Hecker'ſche Aufitand beendigt. Gleichwohl hatte an 
eben dieſem Tage noch ein Aufruhr in Mannheim ftatt. 

In der Woche vor Oftern wurde wegen einiger Exzeſſe 
einer Anzahl Senjenmänner die Entwaffnung diefes Corps, 
deſſen Auflöfung ſchon im März ausgefprochen war, aber da= 
mals nicht zur Ausführung gebracht werden Eonnte ($. 80), 
von neuem angeordnet. Die vorhandene Militärmacht war 
aber zu gering. Sowohl in Beziehung hierauf, als hinſicht— 
lich der nöthig gewordenen Verhaftung einiger Barteiführer 
und überhaupt Hinfichtlich des Einſchreitens gegen politifche 
Unruhen erklärten die Bürgerwehr- Offiziere, daß man fich 
auf die Bürgerwehr, in ber fich viele Anhänger der Aufrüh- 
ver befanden, nicht verlaffen fünne, wenn gleich ihre Dienft- 
Veiftungen bei etwa vorfommenden (nicht politifchen) Angrif= 
fen auf Berfonen oder überhaupt auf Eigenthum ficher wären. 
Es wurde daher das Bedürfniß gefühlt, mehr Militär in die 
Stadt zu bringen. Die Baiern auf ber Yinfen Aheinfeite 
wollten aber mit einem oder zwei Bataillonen nicht herüber 
fommen, da fie eine Mannſchaft von etwa 5000 Mann für 
nöthig hielten, um der Macht über die Stadt fiher zu fein. 
Die aufrührerifhe Partei war natürlich dem Ginmarfche ſol— 
her Truppen entgegen. 

Als nun am 26. April zwilchen Einwohnern und Sol— 
daten Streithändel entitanden, und dann ohne Befehl des 
Bürgerwehrfommandanten oder der Staatsbehörde durch Ge— 
neralmarfch die Bürgerwehr verfammelt wurde, entftand dabei 
ein gewaltiges Gefchrei: die Baiern kommen herüber! Eine 
Anzahl der ungeordneten Wehrmänner begab fih nad ber 
Rheinbrüde, verjagte dort die Wache der Naffauer Truppen, 
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bob ein Zoch aus der Brüde aus und ſchoß hinüber auf bie 
am Ufer oder auf der Brüde geftandenen Baiern. Es fielen 
mehrere Opfer, die Ruhe wurde jedoch, ohne daß die fich zu 
ſchwach fühlenden Naffaner einfchritten, für den Augenblid 
wieder hergeftellt. 

Darauf wurden von hier aus baierifche Truppen in grö— 
ferer Anzahl vequirirt, die jedoch erft am 1. Mai 1848 ein= 
rückten. 

§. 104. 

Wegen der Oſterferien waren die Mitglieder beider Kam— 
mern vom 18. April an in Urlaub. 

Da nun durch das Treffen von Kandern der Aufſtand 
noch nicht beendigt war, ſich vielmehr von neuem gegen Frei— 
burg herabzog, und viele Aufwiegler da und dort oder herum— 
reiſend und falſche Nachrichten verbreitend zur Theilnahme 
am Aufruhr hetzten, ſo erließ die Regierung am 23. April 
in Abweſenheit der Stände ein proviſoriſches Geſetz, wornach 
Orte, Bezirke oder Kreiſe in Kriegszuſtand erklärt werden 
können, was zur Folge hat, daß in ſolchen Gegenden keine 
Verſammlungen gehalten und ohne obrigkeitliche Erlaubniß 
keine Waffen getragen werden dürfen, und daß diejenigen, 
welche dieſem zuwider handeln, oder andere zu einem ſolchen 
Zuwiderhandeln auffordern, oder ein anderes im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes Verbot übertreten, eine 
Widerſetzlichkeit ſich zu Schulden kommen laſſen, falſche Nach— 
richten, welche das Publikum beunruhigen oder die Behörden 
hinſichtlich ihrer Maßregeln irre führen können, ausſtreuen, 
oder Soldaten zu verführen ſuchen, vorläuſig von der Mili— 
tär= oder Polizeibehörde gefangen genommen und nach dem 
Erkenntniſſe einer Commiſſion für die Dauer des Kriegszu— 
ſtands, vorbehaltlich der ſpätern Aburtheilung durch den zu— 
ſtändigen Richter, in Kriegsgefangenſchaft behalten werden 
u. d. gl. 

Zugleich wurden der Seekreis und der Oberrheinkreis, 
wo bie aufrühreriſchen Bewegungen ftatt hatten, hiernach in 
Kriegszuftand erklärt, und der Stadt Freiburg nach erfolgter 
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Ginnahme die Truppen nach $.8 des Gefeged als Erekutions- 
mannſchaft auf ihre Koften eingelegt. 

In gleicher Weife erfolgte nah dem Mannheimer Auf- 
ruhr vom 26. April eine Erklärung in Kriegszuftand, welche 
am 1. Mai bei dem Einmarſche der Baiern verkündet wurde, 
auch eine allgemeine Entwaffnung (tie in Freiburg) zur Folge 
hatte, und mit ber Anordnung verbunden war, daf die Stadt 
die unentgeltliche BVerpflegung der Grefutionsmannfchaft zu 
tragen habe *). 


$. 105. 

Die ganze für jegt überwundene aufrührerifche Bewegung 
hatte nun, wie es in der menjchlichen Natur Tiegt, troß der 
großen Aufregung der Zeit bei Vielen eine Umftimmung her⸗ 
vorgebracht, die jedoch, wie ſich bald wieder zeigte, von kei— 
ner Dauer war. 

Viele, die vor den aufrühreriſchen Ereigniſſen oder im 
Anfange derſelben eben ſo wenig, als die Regierung oder 
als Andere anzugeben wußten, welche weitere Maßregeln zum 
Schutze ergriffen werden könnten, klagten nun nicht nur über 
die Unthätigkeit mancher Beamten, ſondern der Regierung 
ſelbſt, welcher ſogar auch vermeintliche Fehler in den mili— 
täriſchen Operationen der Kommandirenden mit zur Laſt 
gelegt wurden. Ein Mitglied der J. Kammer hat, wohl in 
redlicher Abſicht, aber ohne Kenntniß der Dinge, die Regie— 
rung ſogar der Begünſtigung des Aufruhrs beſchuldigt. 
In der Sitzung vom 29. April 1848 ſetzten wir den Sach— 
verhalt auseinander, worauf jenes Mitglied, das ohnehin 
nicht angeben konnte, was von der Regierung weiter hätte 
gefchehen follen, feinen von andern Kammermitgliedern bes 





*) Der Abgeorbnete Sachs von Mannheim hat hiegegen in der II. Kam— 
mer wiederholt Beſchwerde geführt, weil nad dem 26. April die Orb: 
nung nicht mehr geftört worden fel, fand jedoch dort feine Unter— 
ftügung, da es eine zu grundlofe und fonderbare Anfiht war, daß 
nad einem Augenblide eingetretener Ruhe die gefeßlihe Maßregel 
gar nicht mehr ausgeführt werden dürfte. 
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fämpften Antrag wieder fallen ließ*). Die vorbehaltene An— 
lage wurde nicht erhoben, jondern nur ein Promemoria im 
Sefretariate der Kammer niedergelegt, wovon bie Regierung 
feine offizielle Kenntniß erlangte. Der Beſchluß, den die I, 
Kammer am Schluffe der Verhandlung vom 29. April faßte, 
ging auf einen zu Protokoll niederzulegenden Wunfch dahin: 
„daß die Regierung auch fernerhin mit aller Kraft dahin 
wirfe, den in einem Theile des Landes noch währenden Auf— 
ftand zu unterbrüden, die Ruhe und Ordnung im ganzen 
Land herzuftellen und die Verbrecher zur Strafe zu ziehen; — 
daß fie ferner die untergebenen Juſtiz- und Berwaltungsbe- 
hörden auffordere, fich die Eräftige und prompte Erfüllung 
ihrer Dienftobliegenheiten im ganzen Umfang eifrig angelegen 
ſein zu laſſen.“ 

Allerdings hat ed manchem Beamten an der für ſolche 
Berhältniffe nöthigen, aber nicht jedem gegebenen, Thatkraft 
gefehlt, und das Minifterium des Innern erlich, wie fchon 
vor dem Aufftande und im Anfange desfelben, fo wieder 
holt am 25. und am 27. April 1848 die ſtrengſten Weiſun— 
gen, gegen alle Störungen der öffentlihen Ordnung, fowie 
gegen bie ftrafbaren Aufwiegler und andere Theilnehmer an 
Verbrechen überall unnachfichtlich und rafch einzufchreiten. Die— 
jenigen, melde aus Saumſal oder aus Muthlofigkeit ihre 
Pflichten nicht erfüllen, wurden mit Ahndung bedroht. Nach 
dem Staatsdieneredifte konnten aber ſolche Drohungen feine 
großen Wirkungen haben, daher wurde den Ständen am 
3. Mai 1848 der fchon oben ($. 93) erwähnte Gefegentwurf, 
welcher der Regierung für derartige Fälle mehr Gewalt ge= 
geben hätte, vorgelegt, der jedoch wegen einzelnen Meinungs 
verfchiedenheiten zwijchen beiden Kammern nicht zum Abfchluffe 
fam. 


*) Das proviforifche Geſetz über ben Kriegszuftand erklärte jenes Mitglied 
als ein Machwerk, nnd bod wurde daflelbe fpäter (am 29. Mai) 
von ber I. Kammer mit allen Stimmen gegen feine Einzige eben» 
falld angenommen. 
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Im Mebrigen wurden nun eine Menge Unterfuchungen 
eingeleitet oder fortgefegt. E8 wurde durd das Gefeg vom 
18. Mai 1848 ($. 61) ein befonderes Unterfuhungsd-Gericht 
von 5 Beamten, welche Zahl mehrere mal noch erhöht wurde, 
niedergefebt. Durch die Verordnung vom 4. Mai 1848 wur: 
den die oben im $. 73 erwähnten, auf ber Offenburger Ver— 
fammlung vom 19. März 1848 in eine vollftändige Organi— 
fation gebrachten Vereine und Volksausſchüſſe aufgelost. Am 
28. April wurde ber Abgeordnete Mathy, deſſen Muth, Ein- 
fiht und Thatkraft damals die allgemeine Anerkennung ges 
funden hatte, zum Staatsrath und Mitglied des Staatsmint- 
fteriums ernannt, was fpäter die revolutionäre Partei wegen 
der Filerrihen Verhaftung ($. 80) ganz befonders zum Ge— 
genftande der Teidenfchaftlichiten Angriffe machte. Mathy war . 
übrigens, da er Mitglied der Nationalverfammlung und Un- 
terftaatsfefretär im Reichsminifterium wurde, nur kurze Zeit 
hier im wirklichen Dienfte. 


XVI. Nachwirkungen. 


$. 106. i 
Der Aufftand war überwältigt, aber wenn er auch da 
und dort auf einige Zeit wieder mehr Stimmung für die 
Ordnung hervorrief, fo blieb doch bei der Maffe eine nach— 
theilige Wirkung darin zurüf, daß die Majeftät des Thro— 
nes und der ftaatlihen Ordnung nun einmal verlegt und 
damit die in der Sitte gegründete heilige Scheu vor einer 
folchen Verlegung entflohen war, und daß die Unzufriedenen 
oder Bethörten dabei gewiffermaßen gelernt hatten, mie man 
Revolutionen machen und nach Umftänden auch die tollften 
und unverftändigften Begehren wilder Haufen zu einer Geltung 
bringen könne. 
Dazu Fam, daß gerade die unvermeiblich gewordenen 
vielen Unterfuhungen, und die Flucht oder Verhaftung zahl- 
reicher Betheiligten eine Menge Familien in Unglück brachten, 
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Kicht nur bei den zunächft getroffenen Angehörigen der Vers 
bafteten oder Flüchtigen, und nicht nur bei den Geſinnungs— 
genofjen bderfelben fteigerte ſich dadurch die Unzufriedenheit, 
fondern es erwachten fogar in andern Kreifen wegen ber 
großen Zahl der Verfolgten wieder Sympathieen für die— 
ſelben. 

Am nachtheiligſten wirkte nun aber noch der Aufenthalt 
der Flüchtlinge an der Grenze, zum Theil auf fran zöſi— 
jhem Gebiete, noch mehr aber in der Schweiz. Mit 
Ausnahme von Straßburg befteht zwifchen den franzöſiſchen 
und badifchen Grenzorten überhaupt fein fo lebhafter Ver— 
fehr, wie zwiſchen den Badiſchen und Schweizerifchen. Auch 
hat die franzöfifhe Regierung die Flüchtlinge mehr über: - 
wacht und die meiften berfelben weit von ber Grenze zurüd- 
gewiefen, was alled von der Schweiz nicht geſchah. In 
Muttenz ganz nahe an ber Grenze hielt ſich den ganzen 
Sommer über Heder mit einer Anzahl Untergebener auf, in 
Kreuzlingen bei Konftanz befanden fich andere Freifchaaren- 
Notabilitäten, und fo waren an vielen Grenz = Stationen 
zwifchen Bafel und Kreuzlingen eine große Anzahl fehr rüh— 
riger Flüchtlinge aus Baden und aus andern deutſchen Län— 
dern verbreitet, ftetd auf einen günftigen Augenblick Tauernd, 
wo fie ihr Unternehmen erneuern könnten, und inzwifchen 
ununterbrochen das Feuer ſchürend. Sie hatten nämlich mit 
ben diesfeitigen Staatsangehörigen täglichen Verkehr, wobei 
fie diefe in der revolutionären Richtung aufftachelten. Ja es 
wurden zu diefem Zwecke auf ber Schweizerfeite fogar große 
Berfammlungen gehalten und die Badener eingeladen. Zus 
gleih war dort die revolutionäre Preffe gegen Baden und 
Deutfchland in hohem Grabe thätig. Nicht nur der Heder- 
fche Volksfreund, beffen öffentliche Verbreitung im Lande durch 
Die getroffene geſetzliche Fürkehr beſchränkt war *), wurde 


*) Derfelbe hatte nämlid nur über Lörrach Eingang, und das dortige 
Bezirks-Amt hatte vor der Verſendung jedes Blatt zu durchgehen und, 
fofern fi etwas Strafbares darin fand, nad) Maßgabe des Preßge— 
feges mit Beſchlag zu belegen, Nad dem Inhalte des Blattes wurden 
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überall eingefchmnggelt und heimlich verbreitet, ſondern noch 
maffenbafter geihah dies mit einer großen Anzahl wahrhaft 
fhauderhafter, alle Grundſätze bes Rechts und der Sittlidy- 
feit untergrabender, Flugblätter. An mehreren Orten waren 
ganze Kiften voll folcher Flugblätter aufbewahrt, und jede 
Belegenheit benügt, biefelben in Menge in das Land zu 
bringen. 

Alle Vorftellungen gegen dieſes Treiben und alle Bitten 
um Gntfernung ber Flüchtlinge von ber Grenze bei ben 
Schweizer = Behörden blieben damals ohne Erfolg. Noch we— 
niger wurde dem von einigen Bezirksämtern, um wenigſtens 
bie Fortweiſung bdeito eher zu bewirken, geftellten Anſu— 
hen um Auslieferung entiprochen, obfchon diefe Auglie- 
ferung in einem Staatsvertrag von 1808 für die Fälle des 
Hochverraths ausdrücklich zugefichert iſt *). | 
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Bei diefer Lage der Dinge wurde die Stimmung nad 
und nach wieder wejentlich verfchlimmert, mas fich bei ber 
Krankheit der Zeit und bei der von ber Frankfurter Linken 
ftet3 geftachelten Aufregung auch andern Landestheilen mit= 
theilte. 

Daher die Wahlen Heder’s und Werner’s zur National- 
verfammlung. 

Gegen Heder erging in Beziehung auf feinen Sik in 
unferer II. Kammer fchon am 1. Mai 1848 eine Großh. 





die meiften Nummern mit Befchlag belegt und fpäter nach gerichtlichen 
Erkenntniſſe vernichtet. 


*) Die neuen Grundſätze über das unter Beſchräukungen allerdings anzır 
erfennende Aſylrecht mochten die Schweiz veranlaflen, eine Aufhebung 
oder Nenverung des Staatevertrags herbeizuführen. Die einfeitige 
Nichterfüllung kann aber auch dur die humanſten Anſichten nicht ges 
rechtfertigt werben. Es wurden den requirirenden Behörden zwar zwei 
Fälle entgegengehalten, wo aud von babifcher Seite die Auslieferung 
verweigert worden fei; allein in dem einen Falle, wo vor mehreren Jahs 
ven, bie Luzerner Regierung die Auslieferung forderte, ſprach das 
Hofgeriht aus, daß es dazu an den vom Staatsvertrag vorausgefegten 
Beweiſen fehle, und in dem andern Falle, (beim Sonberbundsfrieg) 
wurte angenommen, daß es fi bei einem Kriege unter fih unabs 
hängiger Kantone niht um einen Hochverrath handle. 
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Entſchließung, daß, da er „offen zum gewaltfamen Umfturz 
ber Verfaffung aufgefordert und dadurch in Gemäßheit des 
$. 69 der Berfaffung auf feine Wirkjamkeit ald Abgeordneter 
thatfächlich verzichtet habe,“ in dem 35. Nemterwahlbezirke 
eine neue Abgeordnetenwahl vorzunehmen fer, womit fih die 
I. Kammer bei Vorlage der Wahlakten einverftanden erklärte, 
Bekanntlich verwarf dann auch die Nationalverfammlung die in 
Thiengen (an ber Schweizergrenze) auf ihn gefallene Reichs— 
tagswahl *). Demohngeachtet fiel die Wahl nochmals auf 
ihn, worauf erft die Nationalverfammlung auf unfern Antrag 
einging, den Bezirk nicht nochmals wählen zu laſſen, fondern 
benfelben als eine rechtliche Wahl verweigernd unvertreten zu 
faffen. Werner aber wurde, wie oben erwähnt, zur Ver— 
fammlung zugelaffen. 

Auch die anderen Barlamentsmwahlen im Mai 1848 ($. 50) 
zeugten wenigſtens theilmeife von einen, wenn auch unflaren, Doch 
immerhin auf Zerftörung bes Beftehenden gerichteten Sinne. Miß— 
lang der offene Aufruhr, fo wollte man in einem vermeint— 
Lich gefeglihen Wege auf den Umſturz hinarbeiten. Die 
gleiche Richtung hatten die im April und Mai vielfah vor— 
gekommenen verabredeten Steuerverweigerungen, zu 
deren Unterdbrüfung der Staatsrath Hoffmann am 28. April 
ben Ständen einen Gefegesentwurf übergab, kraft beffen das 
Finanzminifterium den Gemeinden nöthigenfalls militärifche 
Erefution einlegen konnte. Dieſes von ben Ständen anges 
nommene, am 6. Mai 1848 verkündete Gefet verfehlte feinen 
Zweck nicht. 


*) 68 ging das Gerücht, daß er auf eigne Fauft in Frankfurt erfhelnen 
würde, MWahrfcheinlich fürdtete er aber, unterwegs verhaftet zu werden, 
ba nicht nur in Baden, fondern auch in den beutfhen Rheinlanden 
auf ihn gefahndet wurde. 
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XVII. Rückzug der Eruppen. 
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Die Bundestruppen, der Mehrzahl nach Baiern, zählten, 
einfchließlich der badifchen Divifion etwa 30,000 Mann. Ohn— 
erachtet der Zahlung von 18 fr. für den Dann, war dieje 
Einquartierung für die davon getroffenen Gegenden immerhin 
eine große Laſt, welche die Unzufriedenheit noch fteigerte, ſo— 
wie fie die Derarmung und damit die Wurzel des Uebels 
jelbft vermehrte, fo daß bald von allen Seiten in Betitionen 
und in der Preſſe, ſowohl in der confervativen als in ber 
revolutionären, auf die Entfernung der Truppen gedrungen 
wurde. 

Bon Zeit zu Zeit tauchten Gerüchte von einem bevor— 
ftehenden neuen Einfalle der Freifchaaren auf. Diefe Gerüchte 
waren einigemal durch verfchiedene nicht unmwichtige Inzichten 
unterftügt, und ftanden mit gleichzeitigen, wirklich eingetretenen 
auswärtigen Greigniffen (in Paris, Wien ꝛc.) in Ver— 
bindung. Vielleicht unterblieb jeweils der gedrohte Einfall 
bier nur, weil die auswärtigen Greigniffe nicht die gewünſch— 
ten Erfolge hatten, oder weil der Zeitpunkt nad den Ver— 
hältniffen im Lande felbft (namentlich mit Nüdficht auf 
die Truppenaufftellung) den Aufrührern nicht gerade günftig 
fchien. | 

Indeſſen wurde auch eine andere Erflärungsart in ber 
Aeußerung gefunden, die ein nicht unbedeutender Flüchtling 
zu einem wohlgefinnten Manne, der ihm gegen das Treiben 
der Flüchtlinge an der Grenze VBorftellung machte, dahin ge= 
than hat: wir wiffen wohl, daß wir jest, fo lang nicht ganz 
befondere Greigniffe und Vorfchub leiften, nichts mehr unter- 
nehmen können, aber unfer Aufenthalt an der Grenze hat, 
außer unferer Einwirkung auf die benachbarten badijchen Be— 
zirfe, jedenfalld noch den Erfolg, daß wegen jteter Furcht 
vor einem neuen Einfalle die Truppen aufgeftellt bleiben, 
was dem Volke viele Koften und Quartierlaft verurfacht und 
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damit die allgemeine Unzufriedenheit vermehrt, jo daß das 
Volk zur nochmaligen Erhebung leichter beftimmt wird. 

Am wünjchenswertheften wäre unter diefen Umftänden 
eine allmählige, zuerft nur theilweife, Verminderung 
ber aufgeftellten Corps geweſen. Auf eine folche wollte je- 
doch das DOber- Kommando der Bundestruppen (namentlich) 
in Mannheim) nicht eingehen, und plößlic) wurde (ohne 
vorheriges Benehmen mit der Regierung) der allgemeine 
Rückzug aller, fowohl der Württemberg'ſchen als Baier'ſchen, 
Truppen beichloffen, und die Bereitfchaft ausgeiprochen, auf 
Requifition der Behörden, wenn Ordnungstörungen es irgend- 
wo nöthig machten, alsbald wieder Hilfe zu leiften, für welchen 
Fall jedoch ein Vorbehalt wegen Koftenerfates gemacht wurde. 

In einer Großh. Proflamation vom 17. Juli 1848 
wurde der Rüdzug diefer Truppen angekündigt, und darin 
binfichtlicy des Tetterwähnten Punktes, um die Bevölkerung 
jelbft zu größerer Wachfamkeit und Thätigfeit gegen die Un= 
rubeftifter anzufpornen, gefagt: „Sollte e8 einer Anzahl 
Frevler gelingen, die Ordnung nochmals zu ftören, und 
jollten die Wohlgefinnten dabei nicht den Muth oder nicht 
die Kraft haben, die Störung im Keime fogleich ſelbſt zu 
unterdrüden, fo daß in einzelnen Gemeinden oder ganzen Bes 
zirfen ein neues Aufftellen und Einfchreiten von Militär er- 
forberlih wäre, fo würde dies auf Koften eben diefer 
Gemeinden oder Bezirke von Uns oder Unferen Be- 
hörden unverweilt angeordnet werden, und die unentgeltliche 
Berpflegung oder Bezahlung der Truppen würde alsdann 
fowohl Denjenigen, welche die Ordnung ftörten, als Denjeni— 
gen, welche dieſe Störung nicderzuhalten verfäumten, zur Laſt 
fallen, * *) 


*) In der Sigung der II. Kammer vom 20. Juli 1848 tadelte Sachs 
diefe Androhung, durch welche ver ruhige, mehr zur Regierung hal: 
tende, Theil aufgefordert werde, gegen bie Unruhigen aufzutreten. 
Da er zuglei die weitere Aufitellung von Truppen als nadıtheilig be- 
zeichnete, fo eriwiederte ih, daß eben die Beizichung von Truppen 
dur die Thätigkeit der gefeglichgefinnten Bürger gegenüber den Ord— 
nungsftörern abgewendet werben foll, und bie Kammer gab den Ber 
merfungen des Abgeordneten Sachs feine Felge. 
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Indeſſen wollte die Regierung doch wegen der viehfachen 
Beunrubigung durch bie Flüchtlinge und wegen ber Gerüchte 
von neuen Einfalls-Verſuchen noch nit auf einmal die ganze 
Grenzbewahung aufgeben. Deshalb wurde vorerft noch eine 
Vermehrung und geänderte Dislofation der eigenen Trup— 
pen nöthig. Darin lag aber nicht nur eine, wenn gleich we— 
fentlih gemindert, fortdauerde Lak für die Quartierbezirke, 
fondern eine noch viel größere für die Staatskaſſe ſelbſt. 
Die Klagen über bie Einquartierung und über den großen 
Militäraufwand dauerten fort. Ueberdies trat eine verhält- 
nigmäßige Ruhe ein und von Einfallsgerüdten Fam nichts 
oder wenig mehr vor. Auch wurde von militärifher Seite 
bemerkt, eine folche Aufitellung jei mit dem Zwed nicht mehr 
im Berhältniffe, und wenn je ein Haufe Flüchtlinge nochmals 
einen Einfall verfuchen wollte, jo wäre er unter den jehigen 
Umftänden jedenfalls durch die gewöhnliche Truppenmacht 
leichter wieder zurüdzufchlagen, als es gelänge, durch die 
Truppen von dem auf fo vielen Punkten möglichen Einfalle 
ſelbſt abzuhalten. Dagegen, daß Kleine Abtheilungen an 
etwa zwei Grenzorte verlegt werden, wurde von militärifcher 
Seite ohnehin mit Recht eingewendet, daß die Truppen in fo 
Heinen Abtbeilungen, abgefehen von der dadurch erleichterten 
Verführung, nicht dev Gefahr einer augenblidlichen Ueberwäl— 
tigung ausgeſetzt werden dürfen. 

Nach allem dem wurde, un die Staatsfaffe von dem ihr 
nad) und nad unerichwinglichen großen Aufwand zu befreien, 
die Truppenaufftellung im Anfang des September 1848 end» 
Lich aufgehoben in großer Theil der Truppen wurde theil- 
weife wieder beurlaubt, und die Uebrigen wurden in ihre 
regelmäßigen Garnifonen verlegt. 

Ein Mißſtand war es, daß die Bundesfeftung nicht, wie 
die Regierung ſchon im Frühjahr 1848 (mad) einer damals 
in der 2. Kammer gemachten Gröffnung) beantragt hatte, 
durch Bundestruppen bejegt wurde, Defterreich, welchem dieſe 
Beſetzung in Kriegszeiten oder bei Kriegsbedrohung vertrags- 
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mäßig obliegt, ließ auf mehrfache Anforderung zwar Truppen 
nach Raftadt abziehen *), fie famen ſchon bis Kannftatt, er= 
bielten aber dort eine ihnen nachgeſchickte Ordre, fih nad 
Bregenz zu begeben. Es wurde zugefichert, daß Andere als— 
bald nachkommen follten, diefe Zufage ging jeboch (wohl we— 
gen ber eigenen fohlimmen Lage Oeſterreichs) nicht in Er— 
füllung. Preußen wollte aber, wie es ſchien, um feine Eifer- 
ſucht zu erregen, die Beſatzung nicht übernehmen, da fie 
Defterreich vertragsmäßig zuftehe. So mußte Baden die Fe- 
ftung mit feinen Truppen ftetd allein bewachen, was einen 
großen Theil diefer Truppen dem fo nothwendigen Dienfte in 
andern Landestheilen entzog. 


XVIII. Struve-Putfd). 
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Bei diefem Stande der Dinge, da bei fcheinbarer Ruhe 
die Bunbestruppen entfernt und die eigenen zur Verminde— 
ruug des Aufwands, in ihrem Dienftftande vermindert, in bie 
gewöhnlichen Garnifonen zurüdgezogen waren, erhob fih nun 
plöglich ein furchtbarer Streit in der National-VBerfammlung 
über den dänifhen Waffenftillftand, deffen Genehmigung als— 
dann faft in ganz Deutjchland, und namentlich hier bei den 
Maffen, die doch faum mußten, um was es fich denn eigent= 
lich handle, eine außerordentliche Aufregung veranlaßte. 

Es folgte das befannte Frankfurter Attentat vom 18. Seps 
tember und der Mord von Lichnowski und Auerswald. 

° Der Aufruhr in Frankfurt reizte zur Nachahmung oder 
zum Zuzuge dahin. In Mannheim wurden die Waffen, welche 
am 1. Mai der Bürgerwehr abgenommen waren ($. 103 und 
104), herausgefordert und in einer ftürmifchen Verſammlung 
“erflärten ſich Viele für einen bewaffneten Zug nad) Frankfurt. 
Die Berfammlung lief übrigens, al8 beim Heranfahren eines 
Wagens gerufen wurde: die Dragoner kommen! — ſchnell 

*) Baden hatte ihnen ſchon eine eigene (auf befondere badifde 


Koften erbaute) Kaferne in der Neichsfeftung geräumt und zum Bezuge 
überlaflen, 


auseinander. Die Waffen wurden nicht verabfolgt, und als 
der Verſuch erneuert werden follte, Fam die Nachricht von der 
Niederichlagung des Aufruhrs in Frankfurt, worauf von al— 
lem Weitern abgegangen wurbe. 

Nicht jo Leicht wollte ih Struve in feinen Planen irre 
machen laffen. Er hielt diefen Augenblid, in welchem die Na— 
tional-Berfammlung vollends alles Bertrauen verloren habe, 
und im Hinblik auf den Frankfurter Aufruhr, den er wenig 
fteng nicht als wirklich und endgiltig unterdrüdt anfah, für 
den günftigften zu einer neuen Schilderhbebung Am Donner 
ftag den 21. September gegen Abend fam er daher mit Blind 
und einer Anzahl anderer Freifchärler herüber von Baſel nad 
Lörrach, nachdem am Vormittag einige Gemeinden zur Theil= 
nahme aufgewiegelt waren, und mährend feine Freunde auf 
andern Punkten der Grenze von Bafel aufwärts ihre Leute 
ſammelten und in das Großherzogthum herüber drangen. 

Am Tage vorher, den 20. September, hatten nämlich 
Struve, Blind, Mögling, Löwenfeld und Andere in Bafel 
den Ginfall verabredet, und Struve erließ an andere an der 
Grenze ſich aufbaltende Notabilitäten der Flüchtlingſchaft ſo— 
gleich folgendes Schreiben: 

„Aufgefordert von einer Anzahl badifcher Bürger und 
gedrängt durch die Macht der Verhältniffe haben die in Ba— 
fel befindlichen Flüchtlinge den Entſchluß gefaßt, morgen den 
21. September, Nachmittags um 4 Uhr, in das Babdifche ein= 
zubrechen, Beſitz von Lörrach zu nehmen und dort das repu= 
blifanifche Hauptquartier für's erfte aufzufchlagen. Ich erwarte 
von euch und verlange von euch, daß ihr gleichfalls in das 
Badifche einrücet, alle euere Berichte nach Lörrach ſchicket, 
und mit aller euerer Macht fo fchnell als möglich dahin aufs 
brechet. Siegel wird bei Konftanz, Löwenfeld vorläufig in 
Lörrach, Bruhn in der Nähe von Müllheim den militärifchen 
Oberbefehl führen. Ph. Beer und Willich werden andere Ab— 
theilungen führen. 

Bafel, den 20. September 1848. 

G. Struve.“ 
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Schon im Sommer 1848 hatte Struve gemeinfchaftlich 
mit Heinzen eine Drudichrift: 
„Plan zur Revolutionirung und Republikaniſirung Deutich- 
lands“ 
herausgegeben und verbreitet. In der Einleitung iſt unter 
Anderm geſagt: 
„Sieg oder Vernichtung ſind die Pole, zwiſchen 
welchen der Kampf ſo lange zerren und ſchwanken muß, 
bis einer von beiden erreicht ift,”... 
Deshalb bezeichnet die Schrift die 
„humanen oder auf die Ueberzeugung berechneten Mittel 
als lächerliche Thorheit und verderblihe Schwäche.” 
Ferner heißt e8: 
„es gilt nur ber Gefichtspunft dev Nützlichkeit für un- 
fern Zweck, der Gefihtspunft der Sicherung unfe= 
rer Sache. Alle Mittel, die hiefür nöthig 
find, find gerecht“ *). 
Sogleich der erfte Sieg müffe zur Organifirung der Repus 
blik benügt werden. Daß dies 
„nur auf dem Wege eines unbefchränften Ver— 
fügens vollbracht werden kann, erregt fein Bedenken. 
Die Formen und die Perfonen, in welchen und durch 
welche jene Gewalt ausgeübt, aljo das Land gleichlam 
in politifhen Belagerungszuftand gefekt werde, 
finden fih im Kampfe theils felbft, theils find fie hier 
angegeben. Mit Gewalt müffen mir ben Weg zur 
Paulskirche bahnen." + 
58 folgt dann: ein Aufruf an das bdeutfche Voll, — eine 
Drganifation des Aufftands, — eine Organifation der repu= 
Hlifanifhen Behörden, — und eine Zufammenftellung von 
Berhaltungsregeln. 


*) Diefer Grundſatz mit andern Worten ausgedbrüd: „Der Zwed 
heiligt die Mittel” — wurde ehemals (mit Recht oder Unrecht) 
einem gewiffen Orden zur Laft gelegt und von ber öffentlihen Moral 
überall verdammt. 
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Das Vermögen der Abweſenden, ſowie ber fürftlichen 
Perfonen und Staatsdiener foll mit Befchlag belegt, und den 
fi) weigernden Gemeinden eine Gontribution auferlegt wer— 
den. Geber Waffenfähige von 138 —40 Jahren foll für die Sache 
ber Revolution die Waffen ergreifen, und derjenige, weldyer 
wegen Untauglichkeit oder Unentbehrlichkeit freigelaffen wird, 
einen Geldbeitrag von 100—10,000 fl. bezahlen. Staatsdie— 
ner, bie fih der Revolution nicht aufrichtig anfchließen, follen 
verhaftet werden, und eben fo Geiftlihe, Lehrer und andere 
einflußreiche Perſonen, welche im Verdacht ftehen, der Repus 
blif zu wiberftreben ıc. 

Alle diefe Borfchläge fuchte Struve nun bei dei dem 
neuen Aufftande zur Geltung zu bringen. 
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Ein Gmiffär Struve's hatte ſchon vor deſſen Ankunft 
in Verbindung mit einer Anzahl bewaffneter Anhänger in 
Lörrach Generalmarfch fehlagen laffen, das Amthaus bejegt 
und die Beamten verhaftet. Inzwijchen verhaftete der eben— 
falls vorausgegangene Häuptling Näff mit Hilfe von Bürger- 
wehrmännern von Stetten die ©renzauffeher und den als 
Gegner befannten muthigen praftifchen Arzt Kaifer. 

Mit den Bürgerwehrmännern von Ötetten und ihnen 
entgegen gekommenen bewaffneten Lörrachern marſchirte nun 
Struve mit Genoffen nad Lörrach, wo er der zufammenges 
laufenen Menge in einer Rede vom Rathhauſe herunter fo= 
gleich die Republik verfündete. 

Es wurden fogleich in die benachbarten Orte hinaus Be— 
vollmächtigte und Bewaffnete geſchickt, um ein allgemeines 
Sturmläuten und bewaffnetes Ausziehen der Mannſchaften 
von 18—40 Sahren unter fehweren Bedrohungen zu bewirken. 

Andere Flüchtlinge festen nach Struve's Aufforderung 
vom 20. Sept. eben jo bei Rheinfelden, Großlaufenburg und 
Zurzach über den Rhein, wobei ſich Schweizer, namentlich 
Rbeinfelder und Zurzacher Bürger, mit betheiligten, 


— 197 — 


In Lörrach bemächtigte fihh Struve der Buchdrudere 
von Gutſch und lieg re;ublifanifche Regierungsblätter druden. 
Das Regierungsblatt vom 22. September enthält folgenden 
Aufruf an das deutſche Volk: 

„Der Kampf des Volks mit feinen Unterdrädern hat 
begonnen. Selbſt in den Strafen der Stadt Franf- 
furt, am Site ber ohnmächtigen Gentralgewalt und der 
geihwäsigen Eonftituirenden Berfammlung ift auf das 
Bolt mit Kartätichen gefchoffen worden. Nur dag Schwert 
kann das deutſche Volk noch reiten, Siegt die Reaktion 
in Frankfurt, jo wird Deutfchland auf dem fogenannten 
gefeglihen Wege furchtbarer ausgefogen und gefnechtet 
werben, als dieſes in den blutigften Kriegen geſchehen kann.“ 

„Zu den Waffen, deutiches Bolt! Nur die Republit 
führt und zum Ziele, nad) dem wir ftreben. Hoch lebe 
die deutjche Republik!“ 

Lörrach, den 21. September 1848. 


Im Namen der proviforifhen Regierung. 
Guſtav Struve, 


Der Schriftführer: Der Commandant des Hauptquartiers: 
Blind. M. W. Löwenfels." 


Das nämliche Regierungs- Blatt enthält eine Dienſtan— 
weifung an bie Bürgermeifter, daß überall geftürmt und auf 
den Bergen Feuer angezündet werde, Die Bürgermeifter fol= 
len für den fofortigen Abmarfch der waffenfähigen Mann 
[haft und für die Bedürfniffe der Mannſchaft an Kleidern, 
Waffen, Munition und Nahrungsmitteln forgen, und zugleich 
wachen, daß feine der fürftlichen Partei angehörigen Perſo— 
nen fich entfernen, daß biefelben vielmehr verhaftet, und ihre 
Vermögenstheile mit Beichlag belegt werden ꝛc. 

Berner enthält das Regierungs-Blatt eine Verordnung 
vom 21. September, daß nicht nur alle (in Baden ohnehin 
ſchon abgefchafften) Feuballaften aufgehoben, fondern auch bie 
(etwa rüdftändigen) Ablöfungsfchuldigkeiten getilgt feien. Alle 
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an ben Staat und die Kirche bisher bezahlten Abgaben (mit 
vorläufiger Ausnahme der Zölle an den deutfchen Grenzen) 
follen aufhören und durch eine das Einkommen der Unbemit- 
telten nicht berührende progreſſive Einkommensſteuer erfegt wer— 
ben. Alles Grundeigenthum des Staats, der Kirche und der auf 
Seite der Fürften kämpfenden Staatsbürger foll, unter Vor— 
behalt jpäterer Ausgleichungen, an die Gemarfungsgemein- 
ben übergeben ıc. 

Wegen des bewaffneten Auszugs ergingen an bie Ge- 
meinden noch befondere fchriftliche Weifungen, 3. B. nad) 
Fifhingen folgende: 

„Deutſche Republik. 
MWohlftand , Bildung, Freiheit für Alle! 

Im Namen des deutfchen Volkes wird verfügt: 

Wir fordern die Fifchinger Bürgerfchaft auf, fogleich 
ftürmen zu laffen und die waffenfähige Mannfchaft von 18 
bis 40 Fahren zum Zuzug in’d Hauptquartier Lörrach zu beor- 
dern. Ueber die, melde fid) weigern, mitzuziehen, wird 
Bolksgericht gehalten, Die Waffen derjelben find mitzubrin- 
gen. Etwaige Regierungskaffen find hieher zu liefern, Volks— 
verräther zu verhaften. Die Behörden und Bürger find für 
ben Vollzug dieſes Befehls verantwortlich, bei Gefahr für 
Leib und Leben und Androhung des Standrechts.“ 

Zugleich ernannte Struve republifanifche Sommiffäre mit 
ausgedehnten VBollmachten. 
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Obgleich die Zahl der Anhänger diefer Sache in ber 
dortigen Gegend verhältnißmäßig nicht groß war, fo haben 
die angewandten Mittel in der allgemeinen Ueberrafchung und 
Verwirrung doch bewirkt, daß eine große Maſſe fich fügte 
und mitzog. Selbft Oezwungene halfen, Andere wieder 
zu zwingen. 

Die öffentlichen Kaffen wurden geplündert, insbefondere 
auch Zoll und Poſtbeamte verhaftet und an ihre Stelle An- 
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bere geſetzt. Poſtmeiſter Martin in Lörrach, welcher feine 
Dienftgelder verborgen hatte, wurde nach Entdeckung derſel— 
ben mit Erſchießen bedroht, es wurde jedoch vorerft nur fein 
Vermögen Eonfiszirt. Auch an mehreren andern Orten wur— 
den die großentheils verborgenen öffentlichen Gelder durch 
Bedrohen der Beamten mit Erfchießen beigebracht. 


In Kleinlaufenburg erfchoffen die Aufrührer den Gens— 
darmen Fritz, und berichteten dies am 22. September an 
Struve mit dem Bemerken, daß die Leute in jener Gegend 
nicht mitziehen wollen, er folle ihnen daher 100—200 Mann 
Verſtärkung zu Erekutionen fchiden. 


Der Bezirks-Amtmann Streiher in Schönau, der mit 
dem dortigen Bürgermeifter dem Unternehmen Träftigen Wi- 
derftand Teiftete, wurde verhaftet und nach Todtnau geführt. 


In Mühlheim wurde der Abgeordnete Blankenhorn wegen 
feiner Eonftitutionellen Gefinnung verhaftet und mußte, um 
anftatt der Abführung in das Gefängniß nur eine Haus 
wache zu erhalten, 1000 fl. bezahlen. Auch drei andere Blan— 
fenhorn dafelbit mußten, um vom Mitzuge vorerft beurlaubt 
zu werden, jeder 1000 fl. bezahlen. Aehnliche Loskaufsgel— 
der, wenn auch in Fleineren Beträgen, wurden noch vielen 
Andern abgepreft. 

Bon Lörrach ging der Zug über Kandern in das Rhein— 
thal nach Schliengen, Mühlheim, Sulzburg und am 24. Sep— 
tember nah Staufen. Bon verfchiedenen Seiten wurden die 
freiwilligen und die geprepten Mannfchaften herbeigeführt und 
angereiht. Selbft in Schopfheim, wo fich der muthige Bür- 
germeifter Grether, der Poſthalter und andere entfchloffene 
rechtliche Männer kräftig widerſetzten, wurde durch Die 
Scredensherrichaft ein Theil zum Ausmarfche gebracht. In 
entfernteren Bezirken, mo das Zudrängen mehr nur durch 
vereinzelte Eleinere Banden gefchah, gelang der Widerftand, 
und es erfolgte fein Anfchluß, 3. B. im Bezirke Waldshut, 
und größtentheild im Bezirke Sädingen. Selbſt in. Seftetten, 
wo im Frühjahr Weißhaar eine gewaltige Herrfchaft übte, 
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war diefes mal, da er jelbft abmahnte, wenig Lärm, und 
nur in einer Amtsgemeinde erfolgten Rüftungen, jedoch 
wurde der Abzug bis auf weitere Nachrichten verfchoben. Der 
ganze Seekreis, ber ſich beim Hecker'ſchen Zuge vorzugsmeife 
betheiligte, blicb jegt ruhig *). In Konftanz wurde ein Ver— 
ſuch fogleih unterdrüdt, wobei fih, mie die Staatsbehörben, 
fo insbefondere der Bürgermeifter Huetlin fehr thätig bewies. 
Nur in Engen gab es nah Ankunft des republifanifchen 
Regierungs-Dlattd und einiger Flüchtlinge von dort am 24. 
September einen Aufruhr, wobei die Staatsbeamten (theil= 
weiſe unter argen Mifhandlungen) und felbft der Abgeordnete 
Welte verhaftet wurden. Die Nachrichten über den ander- 
weitigen Verlauf machten aber der Sache fogleich wieder von 
felbft ein Ende, ehe noch die als Erefutionsmannfchaft dahin 
beorderten Truppen einrüdten, 
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Am 22. September Nachmittags traf hier die erfte Nach 
richt von dem Struve’fchen Unternehmen ein. Die Regierung 
machte fogleich der Gentralgewalt davon die Anzeige. In— 
zwifchen aber, um nichts zu verfäumen, obſchon nach dem 
erften Berichte die Sache nicht von großer Bedeutung fchien, 
reifte noch am nämlichen Abend der General Hoffmann mit 
einigen Truppen in das Oberland ab und lies in der Nacht 
weitere nachfolgen. 

Die Reife, insbefondere der Legtern, ftieß aber auf große 
Hinderniffe; denn an mehreren Orten, namentlich) bei Ettlin- 





*) Im Auguft 1848, als ich in mehreren Bezirken des Seekreiſes, na— 
mentlich in Stühlingen, Bonnderf, Donauefhingen und Billingen Ber 
fammlungen hielt, um mid; mit den Ortsvorftänden und Andern über 
etwaige Beſchwerden und über das, was Noth thut, zu befprechen, 
wurde mir von allen Seiten (felbft von den Demokraten) verfihert, daß 
man fi dort an einem Aufruhre nicht mehr Leicht betheiligen würde. 
Die Apri-Ereigniffe haben zum Theil geheilt, zum Theil wenigfteng 
nüchterner und vorfichtiger gemacht. Dies bewährte fih beim Siruve⸗ 
putſch, und felbft an der 1849er Mairevolution nahmen die Gegenden, 
burd die der Heder'ſche oder der Struve'ſche Zug gieng, nur wenig 
Antheil, und zeigten mehr Widerſtreben, als andere Randestheife. 
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gen, Achern, Friefenheim und Orfchweier wurde in ber Nacht 
vom 22. auf den 23. September die Gifenbahn aufgebrochen 
und es bedurfte überall wenigſtens einiger Stunden zur noth= 
dürftigen Wiederherftelung. Auch oberhalb Rreiburg bei 
Kroßingen und weiter hinauf wurde die Eifenbahn zerftört, 
und die Schienen wurden dort, da die Aufrührer mehr Zeit 
dazu hatten, um bie leichte Wiederherftellung zu hindern, weit 
hinweg geführt. Ebenſo erfolgte in der Nacht vom 23. auf 
ben 24. September, um den Durchzug der Reichstruppen von 
Frankfurt ber zu hindern, eine Zerftörung der Eifenbahn bei 
Großſachſen im Amtsbezirfe Weinheim *). 

Inzwiſchen zog der General Hoffmann von Freiburg **) 
aus mit den einftweilen zufammengebraditen badiſchen 
Truppen, jo weit er fie nicht in Freiburg zurüdlaffen mußte, 
im Ganzen mit faum über 800 Mann gegen die Maffen der 
Aufrührer ab, traf fie am Sonntag den 24. September Nadı= 
mittags bei Staufen, griff fie an und fchlug fie, worauf fie, 
fo weit fie nicht gefangen genommen wurden, in aller Eile 
in verfchiedenen Richtungen davon flohen. Die Gepreßten 
flohen in ihre Gemeinden, welche nun, durch ben Sieg ber 
Truppen erleichtert, dem Aufruhr felbft wieder entgegentraten. 
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Struve, deſſen Papiere zu Staufen in die Hände der 
Truppen fielen ***), floh mit feiner Frau, deren Bruder 


*) Der Zufammenhang biefer vielen gleichzeitigen Eiſenbahnzerſtörungen 
mit dem aufrührerifchen Unternehmen lag auf offener Hand. Gleich⸗ 
wohl wurde berfelbe fpäter in ver Il. Kammer von Mitgliedern ber 
Linken beftritten, bei welcher Gelegenheit der Abgeordnete Blanfenhorn aber 
erzählte: er habe ven Freifhärlern, als fie ihn verhafteten, gegen das 
unfinnige Unternehmen Borftellung gemadt, und unter Anderm aud 
bemerkt, daß fogleih eine Menge Truppen da fein werben, um fie 
wieder zu verjagen, worauf fie ihm erwieberten: dafür tft geforgt, die 
Eiſenbahn wird ſogleich überall zeritört. 

**) In Freiburg war diesmal der Zuftand nicht mehr fo ſchwankend, wie 
im April. Die ftäbtijhen Behörden ſchloſſen ſich entſchieden der Sache 
ber Ordnung am. Die Bürgerwehr war thätig, um alle etwaigen 
Störungen ntederzuhalten. 

***) Unter biefen Papieren befand fi ein Schreiben Struves von Lörrach 
vom 22. September 1848 „an I. Ph. Beder in Biel”, an „Anwalt 
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(Düſar) und Blind über das Gebirg, wo ſie unter Wegs 
bäuerliche Anzüge ſich verſchafften, nach Todtnau. Als ſie 


Zitz, Mitglied der conſtituirenden Verſammlung zur Zeit in Baſel oder 
Straßburg”, und an „Schlöffel Mitglied der conftituirenden Verſamm— 
lung in Frankfurt“, worin er diefe Herren von dem Gefchehenen in 
Kenntnig fest, und fie auffordert, mit ihren Freunden fo bald als 
möglih zu ihm zu floßen. Ferner befand fih unter ben Papieren ein 
Schreiben‘ Sigeld von Emmishofen vom 16. September 1848 an 
Struve in Rheinfelden, weldes dann in öffentlichen Blättern abge 
drudt wurde. Diefes Schreiben feht ten Plan feit, wie der wieder zu 
erhebende Aufruhr im militärifher Hinſicht geleitet werben müffe, wo 
und nad welden Richtungen bie Operationen auszuführen feien. Auf 
ferbem heißt es darin: 

„Wir haben bis jest fo wenig Unterftüßungsgelber erhalten, daß 
wir dir in die Centralkaſſe noch nichts ſchicken konnen. Der Ichte Auf 
ruf wird un vielleicht mehr Gelder verfchaffen, und uns möglich machen 
einen Theil derſelben dir zur Verfügung zu ftellen. 

„Bas die politifche — jenſeits des Rheins betrifft, ſo wäre 
vor Allem nothwendig, daß bei eintretendem außerordentlichen Fall die 
entſchiedenſten Männer der Linken in Frankfurt ſich mit bir verbinden, 
fet e8 auf deutſchem, franzöſiſchem oder fchweizer Boden. Diefe Männer 
wären etwa Itzſtein, Brentano, Trützſchler, Simon, Fröbel ꝛc. Diefe 
würben eine proviforifhe Regierung bilden für ſämmtliche Republikaner 
dieffeits und jenfeits des Rheines. 

„In einem fogleich beim Antritt eurer Negierung erlaffenen Ma: 
nifefte würbet ihr in kurzen Zügen Euere Forderungen und Zwede aus« 
einanderfegen, hauptſächlich, weil das Gefpenit des Kommunismus 
noch Viele beängftigt und fhwanfend maden würde. 

„Ein folhes Manifeft, von Männern ausgegangen, die Bertrauen 
und einen Namen haben, würte unferer Sache eine ſchnelle und entfchie- 
dene Wendung geben, und gang Deutfchland in Aufruhr verfehen. Die 
Ratifizirung des däniſchen Waffenftillftandes näbe zu einem Austritt ber 
entfchiedenen Linken Gelegenheit, wo nicht, fo wird ſich bald eine ans 
dere finden. Dann muß aber bie Vorbereitung des Ganzen ſchon ges 
troffen fein. Zu diefem Zwede wirft du gewiß ſchon mit Itzſtein oder 
Fröbel — auf welden id am meiſten Vertrauen habe — in Berbins 
dung getreten fein, denn eine Anzahl von Männern, bie fid) zu einer 
großen Sache vereinigt haben, hat im Volfe mehr Halt und Oeltung, als 
die Unternehmnngen Einzelner, die, wie gut fie auch gemeint find, 
ftetö den Vorwurf der Ufurpation tragen müffen. Schiller fagt hier ganz 
richtig: „Größe für fi allein kann wohl Bewunderung und Schreden, 
aber nur die legale Größe, Ehrfurcht und Unterwerfung erzwingen.“ 
Wenn ihr auh nicht auf geſetzlichem, fondern auf revolutionärem 
Wege erftanden wäret, fo wäre Eure Bereinigung doc neeianet, Euch den 
Schein der gefeßgebenden Kraft, das Recht des Befehls zu geben. 
Euren auf diefe Weife gegebenen Dekreten würbe ſich wenigſtens ganz 
Sübveutfchland fügen. In den Städten von Nord» und Süddeutſchland, 
fowie in Wien, womit man ebenfalls übereinftimmen müßte, würden ges 
wiß bedeutende Unruhen entftehen. Die Bundestruppen könnten fid) nicht 
concentriren, und ihre Vereinigung fönnte leicht durch Angriffe auf die 
vereinzelten Korps vereitelt werben. 

„Während deffen wäre es unfere Aufgabe, den Schwarzwald, 
Odenwald, Rheinbatern in Alarm zu ſetzen. (Hier folgt eine umftänd- 
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von dort wieder abfahren wollten, wurden fie durch bewaff— 
nete Schopfheimer zurüdgehalten, es gelang ihnen aber fpä= 
ter (den 25. September, früh 3Uhr) doch noch zu entkommen. 
Sie fuhren der Schweiz zu, und famen neben Schopfheim 
vorüber nah Wehr, mo fie durh Schopfheimer Bürger, bie 
von ihrer Flucht Spuren erhielten, in Gemeinfhaft mit Bür— 
gern von Wehr verhaftet wurden. Das Bezirksamt Säckin— 
gen wurde davon fchleunig benachrichtigt. Der Oberamtmann 
Schey, ber ihn im April wegen gefährlicher Verhältniffe in 
Säckingen wieder hatte laufen laffen ($. 98), eilte nad) Wehr 
und verfügte, daß die Gefangenen weiter landeinmwärts 
nah Schopfheim gebradt werden. Struve hätte vorge- 
zogen, wieder an bie Schweizergrenze nah Sädingen zu 
kommen, zu deſſen Amtsbezirk Wehr gehört. Er verlangte 
daher die Verbringung nah Sädingen, weil nach ber Ver— 
faffung niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werden 
dürfe, welche Beftimmung jeboh, da er das Verbrechen 
nicht in dieſem Bezirke verübte und es fich ohnehin vorerft. 
nicht um die Unterfuhung, fondern nur um die einftwei- 
lige Verwahrung handelte, hier Feine Anwendung fund. 
Nebſtdem bemerkte ihm Schey: wie können Sie fi denn auf 
die Verfaffung berufen, Ste, der Sie ja gerade daran 
find, die Verfaffung umzuſtürzen? — Er beantwortete ° 

diefe Frage nicht. Die Abführung nach Schopfheim erfolgte, 
und von dort wurden die Gefangenen unter Begleitung von 
Bürgerwehr in das Hauptquartier der Truppen nad) Mülle 


heim gebracht. 


liche Beichreibung des Dperationsplanes, worin insbefondere auch auf die 
Zerftörung der Eifenbahnen hingewiefen if.) 

„Mit den Herrn Pharifäern und Intriganten wird es nun bald 
ein Ende nehmen, denn fie haben an Heder ihren Haltpunft ver« 
foren, und von feinem Nachruhm, ben fie an ſich zu reißen fuchen, 
werben fie auch nicht lange leben fönnen.“ 

Wie aus diefem Schreiben erfichtlich ift, wären nod viele Vorbe—⸗ 
reitungen zu treffen newejen. Struve ging aber gegen Eigel’s Plan 
zu vafh an das Werk, daher hat Sigel, der erft durch Struve's 
Schreiben von Bafel den 20. September ($. 110) von dem ſchnellen 
Entſchluſſe in Kenntniß gefept wurbe, ſich nicht angefchloffen, da er bie 
Sade zum Voraus als verloren anfah. 


13 
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Die Soldaten, durch das Treffen von Staufen erhißt, 
waren von einem Rachenehmen an den Freifchärlern, wo fie 
deren noch trafen, fchwer zurüdzuhalten. Namentlich erfchoffen 
fie am 25. September Vormittags, als in Staufen aus einem 
Haufe nochmals auf die Truppen gefeuert wurde, mehrere darin 
verborgene und herausgetriebene Freifchärler auf der Stelle. 
Es mar ſchwer, aber ed gelang, die Wehrer Gefangenen 
vor der Wuth der Soldaten zu fchüten. 

Mit dem einen Schlage bei Staufen war indeffen ber 
ganze Aufruhr zu Ende, und nur in der Nähe der Leopolds- 
höhe ereignete fih Hintennach noch ein umbedeutender damit 
zufammenhängender Borfall. Die den Aufruhr unterftüßenden 
Unruhen, die an vielen andern Orten ſchon begonnen hatten, 
waren, fo wie der in der Nähe von Kehl angekündigte Ein— 
bruch von Flüchtlingen, in Folgen des Treffens von Staufen 
ebenfalls zu nichte geworden *). 
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Zur Zeit des Struvefchen Aufftandes waren die Stände 
nicht verfammelt. Es erhob fid) nun die Frage, ob nicht ein 
proviforifches Gejeg wegen des Standrechts erlaffen werden 
ſolle? — Es ift dies ein außerordentliche Mittel, das zwar 
feine großen Schattenfeiten hat, in unferen Zuftänden aber zu 
Zeiten großer Gefahr ald cin Nothrecht erfcheint und zu= 
gleich die wohlthätige Nebenfolge hat, daß die Soldaten von 
Granfamfeiten gegen die Aufrührer Teichter abgehalten wer- 
den, wenn fie fehen, daß die Verbrecher, die bewaffnet gegen 
fie auftraten, fogleich vor ihrem Angefichte von der verſchul⸗ 
deten Strafe getroffen werden. 

In Baden beſtand nun kein Geſetz, welches zur Verkün— 
dung des Standrechts gegen nicht militäriſche Perſonen **) er⸗ 

*) Auf in Württemberg war eine Schilderhebung zur Unterftügung Stru⸗ 
ves, wie aus einem unter deſſen Papieren vorgefundenen (in öffentlichen 

Blättern mitgetheilten) Schreiben aus Heilbronn hervorging, vorbereitet. 

Auf das Treffen bei Staufen unterblieh ber Ausbruch. 

**) Das Geſetz über das ſtandrechtliche Verfahren bei dem Militär, vom 


7. Juni 1848, dem die Stände ihre Zuſtimmung gaben, bezteht ſich 
nur auf das Verfahren gegen das Militär, 


‚ — 1% — 


mächtigt, oder diefes überhaupt geregelt hätte. Schon im 
April 1848 lag es im Plane der Regierung, ein ſolches Ge- 
ſetz, wenn der Aufftand länger gedauert hätte, zu erlaffen. 
In der Verordnung vom 23. April 1848 über den Kriegszu« 
ftand, ift am Schluffe eine hierauf bezügliche Andeutung ge= 
macht. Ald aber die fehleunig berufenen Kammern am 28. 
April wieder zufammentraten, war ber Aufftand ſchon voll— 
ftändig überwunden, weshalb bei Berathung jener Verorb- 
nung in der Kommiffton der IL. Kammer feine Geneigtheit 
mehr vorhanden war, auf Beſtimmungen wegen des Stand— 
rechts einzugehen. Bei der Berathung in der Kammer ſelbſt 
ſtellte der Abgeordnete Biſſing den Antrag, die Regierung zu 
ermächtigen, gegen Fremde, welche an einem hochverräthe— 
riſchen Aufruhr Theil nehmen, das Standrecht zu verkünden. 

Ich erklärte mich dagegen, weil darin eine Beſchränkung 
des Standrechts gegenüber den einheimifchen Aufrührern 
läge. Ich bemerkte dabei, daß, weil die Kammer nicht auf 
ein vollſtändiges Standrechtsgeſetz eingehen wollte, die Re— 
gierung in dieſer Beziehung vorkommenden Falles auf den 
Grund des $. 66 der Verfaſſungs-Urkunde im Wege der pro— 
viforifchen Gefeggebung fürforglich auf eigene Berantwort- 
lichkeit, die für die Sicherheit des Staats nöthigen Beftim- 
mungen treffen würde, Bilfing und Andere erklärten ſich da— 
mit einverftanden, ohne daß irgend Jemand Widerſpruch 
erhob. 
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Am 22. Sept. Nachmittags, als die erfte Nachricht von 
dem Struvefchen Einfalle hieher Fam; ſchien die Sache noch 
nicht von großer Bedeutung zu fein. Gleichwohl wurde ſo⸗ 
fort ein im April durch eine Kommiſſion entworfenes Stand— 
rechtsgeſetz noch am nämlichen Abend im Minifterium des 
Innern fürforglich berathen und dem Staatsminifterium vor- 
gelegt, wo die Berathung am 23. Sept. Vor- und Nachmit- 
tags ftatt hatte, Da inzwifchen ſchon beunruhigendere Nachrich- 
ten eingefommen waren, fo wurde ber Entwurf am Abend bes 
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23. Sept. vom Großherzog als proviſoriſches Geſetz genehmigt, 
und noch am nämlichen Abend in die Druckerei gegeben. In 
der Nacht wurde das Regierungsblatt gedruckt und am 24. 
Sept. früh mit dem erſten Bahnzuge ging ed nach allen Rich: 
tungen ab *). 

Beſteht fchon im Voraus ein Standrechtsgeſetz, fo kann 
das Standrecht mit wenigen Förmlichkeiten zur Zeit des Auf- 
ruhrs fogleich verkündet und in Anwendung gebracht werden. 
Jeder Aufrührer, der das ſchon früher gegebene Standrechts— 
gefeß Fennt, weiß zum voraus, daß die Erklärung der An— 
wendung bdeffelben fommen fann und was dann Rechtens ift. 
Unregelmäßiger und materiell verlegender ift es aber, wenn 
das Standrecht im einzelnen Falle für eintretend erklärt wird, 
ohne daß ein baffelbe vegelndes Geſetz vorher ſchon in genü— 
gender Weife bekannt gemacht ift. Diefe Nückficht war der 
Grund, aus welchem nicht gleichzeitig mit der Bekannt— 
mahung des Standrechtögefeges aud die Verkündung des 
Standrechts felbit, d. h. die Beſtimmung, daß es jetzt 
in Anwendung trete, erfolgte, fondern die im Geſetze 
vorbehaltene beſondere Ermächtigung des Oberbefehlshabers 
zur Verkündung des Standrechts erſt am folgenden Tage (den 
24. Sept.) dem General Hoffmann nachgeſendet wurde. Er 
erhielt dieſe Ermächtigung, da er auf dem Zuge begriffen 
war, erft am 25. Sept. Nachts, worauf er fogleich zur 
Derkündung des Standrechts fchritt. Inzwiſchen war aber 
das Treffen von Staufen ſchon vorüber und Struve und 
Blind waren fchon gefangen. Da nun bie Verordnung, wie 
andere Standrechtägefebe (3. B. das Baierifche und das Oeft- 
reichiſche) die Beſtimmung enthält, daß das Standrecht nur 
gegen Diejenigen eintvete, die erft mach der Verkündung 
deſſelben noch aufrührerifche Handlungen” vornehmen, fo ſprach 


) Es iſt hieraus erfihtlih, daß es an Eile nicht fehlte, um 
einem öffentlichen Blatte enthaltene Angabe, = J—— 
einem Mitglied des GStaatsminifteriums , welches dieſelbe gar nie zu 
ſich nahm, 24 Stunden lang in der Taſche herumgetragen worben fei 
woburd der Abdruck im Reyierungsblatte aufgehalten worden wider, 
legt fih als eine Ieere Verdaͤchtigung von ſelbſt. Eur 
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das von General Hoffmann in Müllheim über Struve und 
Blind niedergefegte Gericht aus, daß das Standrecht gegen 
fie feine Anwendung finde *). 

Auch wenn gleichzeitig mit der Verordnung vom 23. 
Sept. im nämlichen Regierungs=Blatte die VBerfündung bed 
Standrechts felbft erfolgt wäre, fo hätte died an ber 
Sache nichts mehr geändert; denn dieſes mit dem 1. Bahn= 
zuge des 24. Sept. hier abgegangene Negierungsblatt war in 
Staufen zur Zeit des Treffens noch nicht angelangt und noch 
weniger ſchon befannt geworden. 
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Die in Müllheim wegen Unanwendbarkeit des Stand— 
rechts ausgeſprochene Verweiſung von Struve und Blind an 
den ordentlichen Richter veranlaßte unter den Truppen eine 
große Aufregung und rief auch bei vielen andern redlich ge— 
ſinnten Staatsangehörigen eine Mißſtimmung hervor. 

Das Glück, daß der ganze Aufruhr durch ein einziges 
Treffen raſſch niedergeſchlagen war, wurde gar nicht mehr in 
Anſchlag gebracht. Hätte der Aufruhr noch fortgedauert, ſo 
wäre das Standrecht zur Anwendung gekommen, und das war 
vielfach der Hauptgeſichtspunkt, theils aus einem gerechten 
Rachegefühl, theils wegen der Anſicht, daß dadurch künftigen 
aufrühreriſchen Verſuchen mehr vorgebeugt würde. Es kam 
zwar auch bei aufrühreriſchen Bewegungen in andern Län— 
dern, namentlich im Jahr 1848 vor, daß überall das Stand— 
recht nicht ſogleich im Anfang des Aufruhrs, ſondern erſt 
dann verkündet wurde, als die Sache weiter ſich fort— 
ſetzte **), aber Hier brachte es der Zufall, daß alsbald nach 
dem erften Treffen die beiden Anftifter des Unheils, ges 
gen die das fittliche Gefühl fi empörte, gefangen genommen 


*) Nur in fofern man beide als intelleftuelle Urheber des einzigen [pas 
tern aufrührerifhen Vorganges bei ber Leopoltshohe verantwortlich 
gemacht hätte, wäre etwa eine andere Entſcheldung moͤglich geweſen. 

**) Auch gegen das Militär geſtattet unſer mit den Staͤnden vereinbar— 
tes Gefeh vom 7. Juni 1848 die Verkündigung des Standrechts nur, wenn 
der hochverrätheriſche Aufruhr fhon von einem „größeren Umfange” if. 
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wurden, und nun follten diefe beiden Uebelthäter dev rajchen 
blutigen Sühne entrinnen und dem gewöhnlichen Gange der 
Gerechtigkeitspflege, fogar noch vor Geſchwornen, überwieſen 
werden! — Das war allerdings geeignet, Mifftimmung zu 
erregen, und man ging von einigen Seiten fogar jo weit, 
daß man forderte, die Regierung foll einen Machtſpruch thun 
und anordnen, daß Struve und Blind Friegsrechtlich erſchoſ— 
fen oder überhaupt ftandrechtlich gerichtet werden, bie Ver— 
ordnung von 23. September möge auf fie paffen oder nicht, 
man folle diefe Verordnung cher rüdwirfend ändern, 

Sn ber erften Zeit hätte ein folder Schritt der Regie— 
rung im Lande ohne Zweifel vielfache Befriedigung erregt, aber 
außerhalb und bald nachher auch hier würde, deſſen darf 
man gewiß fein, ein Schrei des Entſetzens die Handlung ale 
brutale Gewalt gebrandmarft haben. Die Regierung durfte 
von ber Bahn der Gerechtigkeit nicht abweichen, fo groß auch 
der politifche Nachtheil fein mochte, daß die beiden Unheilſtif— 
ter nicht fofort erfchoffen, fondern nad) dem Ausſpruch des 
ftandrechtlichen Gerichtes an den ordentlichen Richter, nad) dem 
Gefege vom 16. Mai 1848 alfo an das Hofgericht mit Ge— 
ſchwornen verwiefen wurden. Wir fonnten nur auf die thun= 
lichfte Befhleunigung der Unterfuhung dringen und 
zu diefem Zwede die Zahl der Unterfuchungs-Richter, wie es 
nad) einer Verordnung vom 27. September wirklich geſchah, 
vermehren *). 

Nach dem Wiederzufammentritte dev Stände, der am 9. 
Oktober 1848 erfolgte, legte bie Regierung ber IL. Kammer 
das Proviforium vom 23. September mit einigen Aenderungen 
zur Zuftimmung vor. Die Kommiffion war nach ihren erften 
Berathungen zur Annahme bereit. Da aber die Berichts- 
erftattung ſich verzögerte, und inzwilchen die nach dem Struve— 
putjch eingetretene befjere Stimmung aus ähnlichen Gründen, 
wie nach dem Hecker'ſchen Aufftande ($. 106—108) ſich wieder 
Anderte, auch die Grundrechte des beutfchen Volks ein Hin- 


*) Der weitere Verlauf ift oben in $. 62 erzählt. 
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derniß abzugeben fihienen, und die Kammer ohnehin von ben 
Demokraten immer mehr als reaktionär verjchrieen und in 
Mißkredit gebracht war, vermochten wir es nicht mehr dahin 
zu bringen, daß der Bericht erftattet und der Entwurf ange— 
nommen wurde. 8 blieb vorerft nichts übrig, als die Aus— 
ficht, vorkommenden Falles abermals dur ein Proviforium 
zu helfen, oder auf den Grund des einsweilen noch fortbeſte— 
henden Proviforiums vom 23. Septbr. 1848 das Standredt 
zu verkünden, 
$. 119. 

Snzwifchen wurden, um dem aufrührerifchen Treiben mit 
mehr Erfolg begegnen zu fünnen, fogleih am 23. September 
1848 alle in das Rheinthal fich erſtreckenden Amtsbezirfe von 
Lörrach bis Ettlingen, am 24. Sept. au der Amtsbezirk 
Weinheim, wo eine Eifenbahnzerftörung ftatthatte, und Tags 
darauf die Amtöbezirke auf dem Schwarzwald nad) Maßgabe 
des Gefeges vom 7. Juni 1848 in Kriegszuftand erklärt. 
Lörrach und die umliegenden Orte, die ſich dem Aufruhr aus 
eigenem Antriebe fogleich felbitthätig angefchloffen hatten, er= 
hielten nach $. 8 des Geſetzes vom 7. Juni 1845 alsbald auf 
ihre Koften zu verpflegende Exekutionstruppen, und ebenfo bie 
Städte Ettenheim, Achern und Ettlingen, von wo aus in ber 
Nacht vom 22. auf den 23. Sept. ganze Schanren zur Eiſen— 
bahn zogen, um unter Verjagung der Wächter die Bahn zu 
zerftören. Die gegen diefe Erefutionen an die I. Kammer ein= 
gekommenen Petitionen wurden, obgleich die Linke fie auch 
hier wieder unterftügte, zurückgewieſen. 

Zu den (übrigens großentheils ſchon beendigten oder durch 
eine befchränfte Amneftie niedergefehlagenen) gerichtlichen Un— 
terfuchungen und Verhaftungen wegen des Frühjahraufftande 
kamen num eine Menge neuer gegen die Theilnehmer an dem 
Struve'ſchen Aufruhr und an den damit zufammenhängenden 
Gifenbahnzerftörungen, 

Bemerkenswerth als ein Zeichen der Unredlichkeit der anarchi= 
fchen Partei, die nach Struve's Lehre den Sat aufgeftellt 
hatte: dev Zweck heiligt das Mittel — ($. 111), ift die That⸗ 
ſache, daß nun die revolutionären Blätter die Regierung ſo— 
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gar beſchuldigten, ſie habe Anfangs September die Truppen 
nur darum zurückgezogen, um die Flüchtlinge in das Land 
zu locken und auf den Grund bes Aufruhrs reaktionäre Maß— 
regeln ergreifen zu können. Es ſagten dies die nämlichen 
Blätter, welche im Juni, Juli und Auguft nicht nur mit ges 
wohntem Ungeftümm auf ben Rüdzug der Truppen drangen, 
fondern der Regierung fogar den Borwurf matten, fie laffe 
biefelben nur darum aufgeftellt, um das Land ausdzufaugen 
und dasfelbe durch Verarmung und Unglüd wieder zum Ge— 
horfam zurüdzubringen. Zu Ende Auguft 1848 erſchien in 
ber Karlsruher Zeitung ein Artikel, worin gefagt war, daß 
es jest nicht mehr nöthig fei, mit fo ungeheuerm, kaum er- 
fhwinglihem Aufwande die Grenze länger mit Truppen be- 
fest zu halten, Sollte je wieder ein Einfall erfolgen, fo wäre 
e8 leichter, die eingedrungenen Flüchtlinge wieder zurüdzus 
fhlagen, als überall die lange Grenze felbft zu hüten *). Sn 
ähnlicher Weife habe auch ich in der Kammer felbft mich ge— 
außert und eben fo zu 2 Mannheimer Bürgern, die über die 
Sache mit mir fprachen. Dies verkehrten nun die demofrati= 
ſchen Entftellungen dahin, die Regierung habe durch den Rüd- 
zug der Truppen die Flüchtlinge abfichtlich in das Land ge— 
lodt. Selbſt Brentano ſchwatzte dies jenen Blättern in der 
Kammer nach **), und erwiberte nichts, als ich ihm antwor— 
tete, daß und wie er und feine Gefinnungsgenoffen fortwäh- 
rend mit dem größten Ungeftümm und mit den kraſſeſten Be— 
ſchuldigungen auf den Rückzug der Truppen gedrungen haben. 


*) Vergleihe $. 108 und 109. Man wußte ja ohnehin nicht, wo 
bie Flüchtlinge eindrehen würden. Wären mit nidt unbebeutendem 
Mehraufwande z. B. in Lörradh und Konftanz Truppen aufgeftellt ge: 
blieben, fo hätte ber Einfall an einem andern Orte erfolgen können, 
wohin jene Truppen einen weiteren Marſch zu machen gehabt hätten, 
als von Freiburg nach Lörrach. 


ve) er vor den Geſchworenen in Freiburg bradte er die nämliche Fa⸗ 
el vor. 
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XIX. Neue Truppenaufftellung. 


$. 120. 


Auf die erfte Anzeige von Struve's Einfall, die jogleid) 
am 22. September nach Frankfurt abgieng, ſchickte die Cen— 
tralgewalt einige Bataillone, die jedoch zur Ueberwältigung 
des Aufruhrs, dem durch den Sieg bei Staufen dur Ba— 
dbener allein das Ende gemacht wurde, nicht mehr nöthig 
waren. 

Sn den Seefreis rückten auf Nequifition der Behörden 
1 Bataillon Defterreicher von Bregenz und 1 Bataillon Baiern 
von Lindau ein, fehrten jedoch bald wieder zurüd. 

Allein zugleich in Nücficht auf das Frankfurter Attentat 
vom 18, Sept. in Verbindung mit mehreren bedrohlichen Er— 
ſcheinungen in andern Ländern befchloß die deutfche Central— 
gewalt die Aufitellung von 4 Beobachtungscorps. Eines 
derſelben follte am Oberrhein an der badifchen Grenze gegen 
Franfreih und die Schweiz, und ein Anderes bei Mannheim 
und Heidelberg aufgeftellt werden. Das Legtere wurde bald 
wieder vermindert und fpäter ganz zurüdgezogen. Das Erftere, 
aus Badnern und Württembergern beftehend, blieb aufgeftellt 
und wurde erjt gegen Ende des Dezember 1848 durch einige 
Beurlaubungen gemindert. 


Das Oberland Hatte daher lange Zeit eine fehr große 
Eingquartierungslaft, welche diefes mal um fo drückender war, 
als die Reichstruppen die Verpflegungsgelder nicht mehr ſo— 
gleich felbit zu zahlen hatten, wie died im Sommer 1848 ge— 
Shah. Sie follten nad Anordnung ber Gentralgewalt aus 
der Reichskaſſe bezahlt werden, aber dieſe Kafje hatte 
wenig Geld, und fo wurden wiederholter nachdrüdlicher Be- 
treibungen ohnerachtet nur fpärlihe Zahlungen geleiftet, das 
meifte blieb im Rüdftande. Nur für unfere eigenen Trup— 
pen hat die badifche Staatsfaffe den Gemeinden die Verpfle— 
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gungsgelder vorgeſchoſſen, wozu ſie aber für die andern 
Truppen nicht im Stande geweſen wäre *). 

Unter dieſen Verhältniſſen ſtellte die Regierung am 27. 
Januar 1849 bei der Centralgewalt den Antrag auf eine 
weitere Verminderung der Truppen, da das Daſein eines 
ſolchen Corps überhaupt den Zweck ſchon erreiche, und eine 
fo große Anzahl dazu nicht erforderlich ſei. Nach einem Er— 
laffe vom 5. Februar 1849 wollte jedoch, da inzwifchen wie- 
der bedrohliche Gerüchte in Frankfurt eingelaufen waren, das 
Reihsminifterium auf die beantragte Verminderung vorerft 
nicht eingehen, was nach jenen Nachrichten allerdings zu bil- 
ligen war. Später hat jedoch das Neichsminifterium, als 
namentlih die württembergiiche Regierung wiederholt und 
nachdrüdlic auf den gänzlichen Rüdzug ihrer Truppen drang, 
die badifche Regierung hierüber wieder vernommen. Die Re: - 
gierung flimmte zu. Die endliche Grledigung wurde aber 
durch den Streit in Württemberg über die Anerkennung ber 
Reichsverfaffung verzögert. Indeſſen bewilligte das Reichs— 
minifterium auf Antrag der Regierung zur Erleichterung der 
Einwohner ſchon vorher, daß die Reichs-Truppen, wo es möglid) 
fei, Eafernirt werden. E83 wurden Näumlichkeiten dazu er— 
mittelt, die württembergifchen Soldaten fträubten fih aber 
gegen die Rafernirung **) und die Sache verzögerte fih. Auch 
wurde dem Reichsminifterium ein Plan mitgetheilt, wie Die 
badifchen Truppen nach dem Rüdzug der Württemberger ver— 
legt und gewechfelt werben follen. Zugleich wurde der Wunſch 
ausgebrüdt, daß, wie es ſchon 1848 betrieben war, die Fe— 


*) Es wurbe von einzelnen Abgeoroneten aus ben belafteten Bezirken in 
der II. Kammer auf Vorfhuß der Berpflegungsgelver aller Truppen 
aus der Staatskaſſe angetragen. Der Chef des Finanz Minifteriums 
wies aber nach, daß dies nach dem Stande unferer Finanzen durchaus 
nicht möglidy wäre, worauf eine gleihmäaßtgere Verthetlung ber 
Truppen in Antrag gebracht wurde. Im dieſer Hinficht wurde, fo weit 
thunlich, entfprodhen, und es fanden von Zeit zu Zeit wieder Dislo— 
fationen ftatt. Militäriſche Rückſichten machten es aber aud hierin un: 
möglih, alle Befchwerben zu befeitigen. 

**) In Konſtanz 3. DB. erklärte der dortige Kommandant, daß es ihm nicht 
möglich wäre, bie Mannfchaft in die von der Stadt dazu beftimmten 
Hebäude zu bringen, 
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fung Raftatt theilweife mit andern Reichstruppen beſetzt 
werde, wodurch mehr Badner zu fonftiger Verwendung frei 
geblieben wären. Es war jedoch noch Fein Ziel erreicht, als 
die Maiereigniffe von 1849 die Sache in eine andere Lage 
brachten, 


XX. Aüchtlinge. 


$. 121. 


Schon oben ($. 106) ift dargeftellt, welche Nachtheile 
ber Aufenthalt der Flüchtlinge an der Grenze, insbefondere 
auf der Schweizerfeite, für den Zuftand des Landes hatte. 
Außerdem verurfachten die von Zeit zu Zeit wieder aufge— 
tauchten Gerüchte von einem neuen Einfalle derfelben bei 
einem großen Theile der Bevölkerung ſtets Beängftigungen. 
Sie bewirkten, daß Viele den Muth nicht hatten, fich offen 
ber Sache ber Gefeglichkeit und Ordnung anzuſchließen, weil 
fie fürchteten, bei einem neuen Aufruhr Verfolgungen und 
Beſchädigungen ausgefest zu fein. Wahrfcheinlich mit zu 
diefem Zwede ftreuten die Flüchtlinge die Gerüchte jeweils’ 
ſelbſt aus*). Die meiften Nachrichten bezogen ſich auf un— 
mittelbare Aeußerungen der Flüchtlinge felbft, und bie 
Gerüchte find nie in Erfüllung gegangen, während gerade 
dem einzigen verwirklichten Ginfalle Struve's vom 21. 
September 1848 fein Gerücht vorausging, derfelbe vielmehr 

ganz plötzlich befhloffen und überrafchend ausgeführt wurde. 
Nah dem Struve-Putſch vermehrten fih nun bie 
Flüchtlinge an der Grenze no, und der alte Uebelftand er⸗ 
neuerte ih. Die Schweiz fonnte wenigftens nicht mehr vor- 
Ihügen, bie Flüchtlinge verhalten fi ruhig und ihr Aufent- 
halt an der Grenze ſei für die deutfche Seite unnachtheilig, 
Die Thatſachen vom 21. und 22. September hatten dieſen 
Einwand widerlegt. Auch die deutſche Centralgewalt wandte 


*) Bergleiche auch die im $. 108 erwähnte Aeußerung eines Flüchtlinge. 
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fih jest mit mehr Nachdruck an den Bundesrath, um bie 
Bortweifung der Flüchtlinge zu bewirken. Die Antworten, 
die fie erhielt, find in öffentlichen Blättern mitgetheilt. Sie 
entichloß fi daher zu Mafregeln, welche der Schweiz fühl: 
bar werden und fie zur Nachgiebigkeit beftimmen follten. Es 
handelte fih nicht nur um die Ontziehung von den der 
Schweiz eingeräumten Zollbegünftigungen, fondern um eine 
Beſchränkung oder völlige Abiperrung des Perfonen = und 
Güterverfehre. Ein großer Theil der Schweiz bedarf insbe- 
fondere ber beutfchen Getreide, indem er fie von ander 
wärts nur um ungleich höhere Preife beziehen könnte. Gine 
Sperre hätte natürlich auch den angrenzenden beutfchen 
Ländern Nachtheil gebracht. Es war aber zu erwarten, daß 
die Maßregel wegen ber Größe des für viele Schweizer- 
Kantone darin Tiegenden Uebels bald ihren Zwed erreicht 
bitte und damit auch jener Nachtbeil für die deutſchen 
Grenzländer wieder weggefallen wäre. Die Gentralgewalt 
beftimmte die Stufenfolge der vorzunehmenden Schritte und 
fegte fich wegen der Art der Ausführung mit den Regieruns 
gen von Defterreih, Baiern, Württemberg und Baden in’s 
Denehmen. Während diefer Erörterungen und che es zu ei= 
nem Vollzuge fam, trat aber wieder ein Gntgegenfommen des 
jchweizeriichen Bundesrathg ein. Derfelbe verfügte die Zus 
rückweiſung der Flüchtlinge von der Grenze und ordnete ei— 
nen Kommiſſär ab, um den Vollzug diefer Anordnung zu bes 
wirken. 
Damit war die deutjche Gentralgewalt vorerft befriedigt 

und die eingeleiteten Mafregeln unterblieben *). 





*) Es war von diefer Sache aud mehrmals in der Il. Kammer die Rede. 
Die Linke vertheidigte die Schweiz aus Sympathie für die Flüchtlinge 
oder deren Betrebungen. Andere waren gegen bie von der Gentralges 

. walt geforderten Mafregeln nur wegen der Nachtheile, bie daraus für 
unfere Grenzbewohner entipringen würden. Helmreich befümpfte biefen 
Geſichtspunkt als Heinlih, wenn es fih um bie Aufrechthaltung ber 
Ehre und Intereſſen des deutfchen Vaterlandes gegenüber dem Nachbar: 
ftaate handle. Gr vermies darauf, welch’ ungleich größere Opfer bie 
deutſchen DOftferprovingen wegen der Serwürfniffe zwifhen Deutfhland 
und Dänemark zu bringen haben. — Sachs fand den Grund des Ber: 
würfniffes mit der Schweiz nur in unfern eigenen Zufländen, benn 
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Schon am 23. Mai 1848 hatte der damalige Schweizer 
Vorort auf Veranlaffung der badifchen Regierung eine ähn— 





die Schweiz habe ja nichts dagegen, wenn wir etwalge Schweizer 
flüchtlinge ebenfalls an unferer Grenze duldeten. Ich erwiberte, dies 
hänge da und dert von ben zeitlihen Verhältniſſen ab. Es habe ſchon 
oft, (befonders in den legten 15 Jahren) Zeiten gegeben, wo es ber 
Schweiz fehr läftig gewefen wäre, wenn man ihre Flüchtlinge in Menge 
an der Grenze geduldet hätte. Als am 2. Juli 1848 in Großlaufens 
burg eine Boltsverfammlung abgehalten, die badifche Nachbarſchaft durch 
Heders „Volksfreund“ dazu eingeladen, bei der Verſammlung felbit aber 
alsdann der Umfturg der Monardie in Deutfdıland gepredigt wurde, 
und alles biefes die Scweizerbehörden duldeten, rief ein Aargauer 
Biedermann aus: „Was würden unfere Herren im Heinen Rath Zeter 
gefhrieen haben, wenn die badiſche Regierung den Freiämtlern bei der 
Klofteraufhebung (eben fo) einen Zufluchtsort zu ihren Verfhwörungen 
gegeben hätte?” Giche die Beilage zur Frankfurter Ober-Poft-Amts- 
Zeitung vom 9. November 1848. 

Ferner behauptete Says in der Sigung vom 20. Oktober 1848, wer 
gen der Unzufriedenheit mit unferer Lage ſeien die Leute mit Struve 
gezogen, nicht weil Struve fie rief, fondern troß dem, daß er es 
war, ber fie rief. Darauf wurde enwidert, daß ber Mitzug, wenn 
man eine Anzahl Revolutionäre ausnimmt, nur wegen der terroriitifchen 
Mapregeln, wegen des von Struve verfündeten Standredits ($. 112.) 
ıc. erfolgte. Auf die Bemerkung, daß man den Brennitoff, der die 
Unzufriedenheit unterhalte, entfernen, und überall Gerechtigkeit walten 
laſſen foll, erflärte ih, daß es daran von Seiten der Negierung nicht 
fehle, daß aber der Brennftoff nit in materiellen Gründen, fons 
dern in dem burd die Krankheit ver Zeit nun einmal ftarf gewordenen b ös 
fen Geiſte liege. Wenn der Abgeorbnete Mittel und Wege anzuges 
ben wiffe, wie der Brennſtoff entfernt und die Ruhe wiederhergeitellt 
werben fönne, fo werde die Regierung ihm dafür ſehr dankbar fein. 
Er wußte aber folge Mittel nicht anzugeben. Aud bei andern Gele 
genheiten forderte ich dazu auf, folhe Mittel zu bezeichnen, da die Re— 
gierung zu allem bereit fei, was bie politifchen oder foctalen Zuſtände 
beffern könnte; aber niemand wußte eine genügende Antwort zu geben, 
oder beftimmte helfende Vorſchläge zu machen. Mez begründete eine 
Motion über den Pauperismus, die nicht mehr- zur Berathung kam. 
Die Motion zeugte von gutem Willen, enthielt aber wenig, was aus 
führbar wäre und Erfolg verſpräche. Das Hauptübel findet er in 
der Sünde, und darin hat er Recht, aber bie Mittel hat er nicht 
angegeben, wie bie Sünde wirflih entfernt werden foll. Ginzelnes, 
was er vorfchlug, iſt aller Beachtung werth, aber jedenfalls nicht fo 
fhnell durchzuführen, und würde größtentheils von feinen politifchen 
Sefinnungsgenoffen gerade am meliten beftritten werben, wie fi, dies 
wohl fhen in der Vorberathung über die Verweifung feiner Motion 
in die Abtheilungen zeigte. 

Auch die politifhen Verwirrungen felbft tragen viel zur Verar— 
mung bei, ba fie wegen der daraus entſpringenden Unficherheit ber 
öffentlichen Zuftände den Kredit und damit die Gewerbsthätigfeit, den 
Verdienft der Arbeitenden ftören. Und da die Leute dies nicht einfehen, 
fo vermehrt die auf folhe Weife entitehende größere Verarmung bie 
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liche Anordnung getroffen, fie wurde aber von den Grenz=- 
kantonen in feiner Weife vollzogen. In der Ertra = Beilage 
ber Frankfurter Oberpoftamtszeitung (des damaligen Organs 
der Gentralgewalt) von 9. November 1848, Nr. 301 ift unter 
B. eine aftenmäßige Darftellung von jenem Nichtvollzug und 
von dem feindfeligen Treiben der Flüchtlinge an der Grenze 
während des Sommers 1848, fo wie zur Zeit des Struve— 
Putfches enthalten. Es ift daraus erfichtlih, mie felbit 
Schweizer (und fogar dortige Beamtete) fie darin, und 
felbft in offenen Gewaltthätigfeiten unterftügten, und ihnen 
da oder dort auh Waffen verfchafften. 
Die Veröffentlihung dieſer vielen, zum Theil jehr ſchreien— 
ben, Einzelnheiten fcheint mitgewirkt zu haben, daß ber Bun— 
desrath nun endlich zu ernfteren Maßregeln fchritt. Doch waren 
biefelben auch jett nicht von genügendem Erfolge, da viele 
Ausnahmen von der Zurüdweifung gemacht wurden, und 
auch viele nicht unter den Ausnahmen begriffene wegen mans 
gender Auffiht ohne Erlaubniß ſich fortwährend an ber 
Grenze aufbielten, endlich felbft die Zurüdgewiefenen nicht 
weit genug entfernt wurden und an der Grenze frei herum— 
reifen oder fich zu Zufammenkünften leicht hinbegeben Fonnten. 
Kam dann ein Ereigniß, fo war es ohnehin für Alle, die in 
ber Schweiz wohnten, ein leichtes, fchnell bei der Hand zu 
fein, und eben fo für die von ber franzöfiichen Regierung 
nach Befangon verwiefene Schaar, weldye, wenn die Franzo— 
fen fie nicht (wenigſtens nicht in Maſſe und nicht mit 
Waffen) über die deutfche Grenze ziehen liegen, ihren Weg 
durch die Schweiz nehmen fonnten, *) 
Unzufriedenheit und die politifhe Verwirrung wieder von neuem. Es iſt, 
wie ich in der Sitzung vom 20. Oltober bemerkte, ſchwer aus dieſem 
Zirkel herauszukommen, und es bedarf einer Zeit, bis die Bevölke— 
rung zum Bewußtſein fommt, „daß bie Mittel, die fie anwendet, um 
den Wohlftand zu gründen, zum Gegentbeil führen, unb bis 
diefes auf ſolche Weife nah) und nad entfichende Bewußtfein eine 
Ermattung der Leidenſchaften, oder eine Grfolglojigfeit ihrer Verſuche 
bewirkt.“ 
*) Eine Menge diefer Leute aus Befangon und aus der Schweiz fanden 


fih ſchon am 13, Mai 1849 bei der Offenburger Verſammlung ein, 
famen am Abend theilweife Hierher und halfen beim Zeughausſturm. 
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Während des Winters und bed Frühjahrs 1849 Famen 
von Zeit zu Zeit wieder Nachrichten über die abentheuerlich- 
ften Plane der Flüchtlinge Man fürchtete aber von ben= 
jelben nichts, außer für den Fall anderwärtiger großer 
Greigniffe in Frankreich oder in Deutfchland, wo dann unfer 
Land nach feiner geographifchen Lage wieder zuerft ber 
Schauplatz neuer Zerftörungen würde, wasfihvorausfehen, 
aber für den umterftellten Fall nicht abwenden ließ. 


XXI. Amneſtieen. 


$. 123. 

Bon der am 18. März 1848 mitten im Sturme ber Zeit 
auf den einftimmigen Antrag der IM. Kanımer für bie 
früheren politifchen Berbrechen ertheilten allgemeinen Am— 
neftie, ift oben im $. 67 die Rede gemwefen. Brentano's phan= 
taftifche Zuficherung, daß dann feine Unruhen mehr vorfallen 
werden, wofür er feinen Kopf verpfände ($. 67), 
wurde durch die Thatſachen bald Lügen geftraft. 

Der Hederfhe Aufitand hatte nun eine Menge neuer 
politifcher Unterfuchungen, und wie wir gefehen haben, ($. 61) 
die Niederfegung eines eigenen ſtark befegten Unterfuchungs- 
gerichts zur Folge. Das Unglüf, das damit über viele Fa— 
milien Fam, und die Sympathie der Gefinnungsgenoffen ver- 
anlaften alsbald wieder eine Maſſe Betitionen um eine neue 
Amneftie. Der Abg. Lamey fagte in feinem am 15. Mat 
1548 darüber erftatteten Berichte: „Jetzt Schon von einer po— 
litifchen Ammeftie reden, hieße den Ernft und den Eindrud 
des Strafgefeged gerade zu den Zeiten, in denen wir feiner 
bedürfen, auf eine leichtfinnige Weife den Gefühlen des Mit- 
leids opfern. Noch fteht vor ung die Erfahrung der jüngften 
Tage und zeigt, wie wenig in diefen Tagen der fanatifch auf- 
geregten Leidenfchaften ein Akt der Milde und Gnade Aner- 
fennung und Neue hervorzurufen geeignet und im Stande 
war." Nach diefer Anficht ging die Kammer über die Peti- 
tionen zur Tagesordnung über. 
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Bald darauf famen auch eine Menge Petitionen bei 
dev deutjchen National = Verfammlung ein, daß dieſe fich 
für eine allgemeine Amneftie in Baden verwende, oder wie 
viele ſich ausdrüdten, eine folche geradezu felbft ausfpreche (?). 
Auch diefe Verſammlung ging nad einer beftigen Debatte, 
wobei die Linke die Petitionen unterftüßte, zur Tagesordnung 
über, Sndeffen hatten die Mitglieder, die für die Zurückwei— 
fung ber Retitionen ſprachen, Doch zugleich die Zuverficht aus— 
gedrückt, daß die badiſche Regierung eine beſchränkte Am— 
neftie, nämlich eine foldhe für die verführte Menge fchon 
aus eigenem Antriebe ertheilen werde. Diefem Wunfche 
trat die I. Kammer bei ihrem Wiederzufammentritte im Juli 
1848 bei. 

In diefem Sinne erfolgte nun am 15. Auguft 1848 eine 
Verordnung, wornad die blos Verführten, wenn fie ein ge= 
jegliches Verhalten verfprechen und um Begnadigung bitten, am= 
neftirt werden follten. Nur die Führer, Anftifter, Auf— 
wiegler, werbenden Emiffäre, und folche, welde 
Andere durch Täuſchungen oder Drohungen zur Theils 
nahme verleiteten, oder als öffentliche Diener noh bejon= 
dere Pflichten verlegten, oder durch Herbeifchaffung oder Ver— 
theilung von Waffen oder Schiepbedarf, durch Sturmläuten 
u. dgl. eine befonders gefährliche Thätigkeit entwidel- 
ten, zugleih an einem gemeinen Verbrechen (Tödtung, 
Raub ie.) Theil nahmen oder mit einer auswärtigen Macht 
oder auswärtigen Faktion (mit ben Zuzüglern) Verbinduns 
gen anfnüpften, follten von der Amneftie ausgefchloffen fein *). 


8.134. 


Die Anficht, von der die Regierung hiebei ausging, mar 
folgende: 


) Die Verordnung dom 15. Auguſt enthielt noch einen weitern Vorbes 
halt binfichtlid Derjenigen, die mit Schufwaffen an einem Gefechte 
Theil nahmen. Aın 31. Auguft erging aber auf Anfragen eine erläus 
ternte Verfügung, wodurch diefer Vorbehalt, foweit nicht eine ber ans 
dern angeführten Erſchwerungen damit zufammentreffe, aufgehoben, und 
auch bei den übrigen Ausnahmen behufs einer ausgebehnteren Ans 
wendung der Amnejtie Einiges gemilbert wurbe, 
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In der großen politifchen Beraufchung, in welche die Be— 
völferung bier, wie in andern deutjchen Ländern, im Früh— 
jabr 1848 durch außerordentliche Greigniffe verjegt wurde, 
liegt von rein menfchlichem Gefichtspunfte aus eine Milderung 
der Schuld. Als eine eigentlibe Entfhuldigung fann 
dies jedoch, wenn man von Denjenigen, die nur in Folge ei- 
ned wirklichen Zwanges Theil nahmen, abfieht, auch bei 
der blos bethörten und verleiteten Menge vehtlic 
nicht gelten, wohl aber iſt es bei diefen für einen politi— 
ſchen Aft der Gnade von bedeutendem Gewichte. Aber eben 
weil es fich hiebei um Feine rechtliche Forderung, fondern 
nur um eine ſolche dev Politik handelte, fo mußten die po= 
litifhen Gründe der verfchiedenften Art mit in Anfchlag 
fommen. 

Es wird in Beziehung auf politiiche Verbrechen häufig 
gejagt, fie feien nur Verbrechen nah Umftänden, denn 
wenn die Revolution fiege, fo fei ihre Durchführung eine 
preiswürdige That und fein Verbrechen, Dies ift aber vom 
Standpunkt der Gerechtigkeit unrichtig, nur die Thatſache 
hat fih geändert, der Sieger hat die Macht, und die ver- 
faffungsmäßige Gewalt ift gebrochen, Kann ihn alfo nicht 
zur Strafe ziehen. Er felbft macht ein neues formellee 
Recht. Solang aber eine Staatdordnung befteht, und folang 
fie gegen die gewalttbätigen Verſuche fid behauptet, fordert 
ihr eigenes Recht und ihr eigenes zu erhaltendes Dafein 
die Verfolgung Derjenigen, welche in verfaffungswidriger 
Weife fie angreifen. Diefer, die Möglichkeit des friedlichen 
Zufammenlebens und der Grreihung der gefellichaftlichen 
Zwede bedingende, Grundſatz ift in allen Nepublifen 
eben jo anerkannt, wie in den Monarchieen. Das Unheil, 
welches ſolche gewaltthätige Verfuche über eine Bevölkerung 
bringen, ift auch fo ungeheuer, daß der Staat durch die 
ſtrengſten Mittel, alfo aud) durch die ſtrengſten Straf- 
gefege ihm entgegenwirken muß. Wenn die Volksſouveraͤne— 
tät Darin gefunden wird, daß bethörte oder wilde Haufen 
durch rohe Gewaltthat ihre Verlangen geltend machen, fo ift 
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dies ein dem Wohle der Gefammtheit höchſt verderblicher 
Grundſatz, der nicht zur Freiheit, jondern unmittelbar 
zur Pöbeltyrannei und bintennach zu einer andern Ty— 
rannei führt. Ohnehin ift es mit dem Volkswillen, ber 
darin fich geltend machen foll, in den meiften Fällen, wie 
namentlich unſere eigene Gefchichte zeigt, nicht weit her. 
Die tollften Abentheurer machen fich geltend, und mit einem 
Haufen Handlanger nöthigen fie die große Mehrheit friedlicher 
Bürger, die unter fich nicht zufammenhängend, überall verein- 
zelt oder in kleineren Abtheilungen überrafcht und angegrif- 
fen, den Tolltöpfen fi, fügen müffen. Geht man aber auch 
davon aus, daß in Beziehung auf die deutſche Bewegung 
im Frühjahr 1848 der wirkliche Volkswille Elar und offen 
zu Tag getreten, und die damalige deutſche Revolution, 
wie die Proflamation des Reichsverweiers im Sommer 1848 
es anerkannte, gerechtfertigt geweſen fei, fo lag darin doch 
nicht von ferne ein Rechtfertigungsgrund, in einem einzel: 
nen, Lande einen der Idee der deutſchen Revolution ganz 
widerſprechenden einfeitigen Umfturz des verfaffungsmäßi- 
gen Zuftandes zu bewirken, und felbft in Beziehung auf die 
deutfche Bewegung war mit dem Augenblide, wo die Bun- 
desverfammlung die Berufung einer allgemeinen Natio- 
nalvertretung zur Bereinbarung einer neuen beutfchen 
Berfaffung beichloffen hatte, jeder Vorwand befeitigt, den ver— 
einzelte Demagogen oder Schaaren hätten benügen können, 
um ihre eigenen Ideen der Nation im Wege der Gewalt 
aufzudringen. 


Lag aber gleihwohl in der ungeheuern Verblendung, 
welche die großen Greigniffe hervorgerufen hatten, in Verbin 
dung mit dem großen Umfange, den die Theilnahme an dem 
aufrührerifchen Unternehmen gefunden hat, ein Grund für die 
mildere Beurtheilung der Einzelnen, fo war es doch von po— 
litiſchem Gefichtspunfte aus im Intereſſe der, das allgemeine 
Wohl bedingenden, gefeglichen Freiheit und Ordnung nicht räth= 
lich, eine allgemeine Ammeftie zu ertheilen, fo lange nicht 
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der Sieg dev Ordnung gefichert war und die Partei, welche 
diefelbe umzuftürzen fuchte, ihre Plane aufgegeben hatte. 
Weder die Eine noch die Andere diefer Vorausfegungen war 
bei und vorhanden. Die aufrührerifche Partei fegte ihre Be- 
ftrebungen nicht nur fort, fondern fie war nach der Krankheit 
der Zeit auch noch fehr mächtig und bedrohlich. Das Anfe- 
hen des Geſetzes ift unter ſolchen Verhältniffen doppelt nöthig, 
und es iſt ein gewaltiger Irrthum, wenn man meint, durch 
Milde oder Großmuth, mie man es mitunter nennt, ver— 
jöhnen zu können, folang nicht durch die f onftigen 
Verhältniffe eine fefte Ordnung wicderhergeftellt, und den 
unruhigen Köpfen jede Ausficht auf weitern Umfturz genom- 
men ift. 


$ 123. 


Wenn aljo gleihwohl, zwar nicht fogleih Anfangs, fo 
doch nach Umlauf von 3I—4 Monaten, eine theilweife Am— 
neftie bewilligt wurde, fo konnte fie unmöglich weiter ausge⸗ 
dehnt werden, als auf die verführte und bethörte 
Menge. Die Eröffnung oder Fortſetzung der Unterſuchung 
gegen ſämmtliche Betheiligte war ſchon ihrer großen Zahl 
wegen eine phyſiſche Unmöglichkeit. Muften nun alfo 
doch einmal Unterfcheidungen gemacht werden, fo wollte man 
ein in dev Sache Tiegendes, ſowohl rechtlich als politifch 
wichtiges, Merkmal aufftellen, und diefes fand fich nur darin, 
ob die Einzelnen fi) blos durch die allgemeine politifche Be= 
vaufhung und durch bie vielfältigen Verführungsmittel der 
Demagogen zur Theilnahme (gewiffermaßen zur Vermehrung 
der unklaren tumultuarifchen Menge) hinreißen ließen, ober ob 
fie aus eigener innerer ſträflicher Geſinnung fi be- 
jonders hervorthaten, oder Andere zur Theilnahme noch 
zu nöthigen oder zu verleiten ſuchten. Wurden die Erſtern, 
wie es durch die Verordnung vom 15. Auguſt 1848 geſchah, 
begnadigt, ſo war damit die ungeheuere Mehrzahl befreit, 
ſie waren ihren Familien und ihrem Gewerbe heimgegeben 
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und damit der eigentliche Notbitand der betroffenen Gegen- 
den gehoben *). 

Daß anfänglich nicht nur die revolutionären, fondern auch 
die fonfervativen Blätter die fcheinbar zu großen Beſchränkun— 
gen Der Amneftie tadelten, rührte bei den Letztern von einer 
irrigen Auffaffung des Zahlenverhältniffes ber. Sie ſchlugen 
nämlich die Zahl der Amneftirten zu gering an, während fie 
in der That fogleih nad der Verordnung vom 15. Auguft 
fünf und neunzig von jedem Hundert der Betheilig- 
ten umfaßte, und fi) durch die nachgetragene Erläuterung noch 
vermehrte. - 

Den einentlichen Revolutionären war aber insbefondere bie 
eine Bedingung läftig, vermöge deren Diejenigen, welche be— 
gnadigt fein wollten, darum Bitten und ein geſetzliches 
Verhalten verfpreden follten. Gerade der Amftand, 
daß felbft Verhaftete und Flüchtlinge, welche nad) der aufge= 
ftellten Regel etwa unter die Amneftie fallen konnten, Diefe 
Bitte nicht ftellen und diefes Verfprechen nicht ablegen wollten, 
machte jene Bedingung nur um fo notbwendiger, indem 
daraus die Gefährlichkeit der Gefinnung und die Abficht, die 
verbrecherifeben Beftrebungen je nach Gelegenheit fortzu= 
feßen, ganz offen zu Tag famen. 

Insbeſondere diefe Bedingung und die Befchränfung dev 
Amneftie überhaupt war es, was die revolutionäre Partei 
gegen die Kammer und das Minifterium aufbrachte und was 
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*) Schon im Anfange des Mai 1848 erließ das Miniſterium des Innern, 
wie ich es in der Sitzung der ll. Kammer vom 13. d. n. M. aus Anlafı 
einer AInterpellation mittheilte, an die Polizeibehörden eine Weifung, 
fie follten bei der großen Dienge der Betheiligten in Beziehung auf 
Auzeigen und vorläufige Feſtnehmungen behufs der gerichtlichen Ver— 
folgungen nicht gegen tie mitgelaufene Menge, fondern nur gegen dies 
jenigen, welche als Anftifter, oder durd) Aufwieglungen, Nöthigungen ıc, 
oder bei der Ausführung felbit durd eine beſondere Thätigkeit hervor: 
ragten, verfahren, wobei übrigens tem Unterfußhungsridter, ter 
fein eigenes freies Ermeflen habe, nicht vorgeariffen werben fünne. We— 
gen des letzteren Umſtandes, fowie au, weil die Polizeibehörbden nicht 
bet Allen ven Umfang der Betheiligung fegleih Anfangs richtig ermefjen 
fonnten, wurbe der beabfichtigte Zweck nicht genügend erreicht, fonft wäre 
die Amneftieverorbnung vom 15. Auguft, wodurch das nämliche in ma f- 
gebender Weife erzielt wurde, gar nicht nothwendig gewefen. 
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dieſem ihrem Haffe bei den vielen Angehörigen und Gefin- 
nungsgenoffen der Flüchtlinge und anderer in Unterfuchung 
befindlicher Aufrührer immer mehr Anhang verichaffte, und 
was deshalb die revolutionäre Preſſe auch in der kraſſeſten 
und entſtellendſten Weiſe ausbeutete. Schon im Sommer 1848 
ſchrieb ein Flüchtling, als eine Erfagwahl für einen ausge- 
tretenen Abgeordneten vorgenommen wurde, einem Befann- 
ten *) in dem Bezirke, die Wahlmänner diefes und eines andern 
(ebenfalls zur Wahl berufenen) Bezirks follten die Erklärung 
abgeben, „daß fie nicht wählen, bis die Kammer aufgelöft 
„und vollftändig neue Wahlen angeordnet feien, da die jegige 
„Kammer ihr Vertrauen nicht befiße. Du wirft (fagt der Brief 
„weiter) die Wichtigkeit der Sache begreifen, denn mit der 
„Kammer fällt auch das Minifterium, und was dann 
„weiter folgt, kannſt du dir denken. Wenigftens auf 
„Callgemeine) Ammneſtie wäre dann ſicher zu rechnenc.“ 
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Nach dem Struve-Putſch vermehrte fi die Zahl der 
Gefangenen und der Unterfuchungen wieder, und damit ftieg 
die alte Noth von neuem. Cine Menge von Betitionen, welche 
die revolutionäre Bartei überall angeregt hatte, Fam im 
Dftober 1348, als die IL. Kammer ihre Sitzungen wieder er- 
öffnete, bei berfelben ein. Es war darin auf eine allge— 
meine Amneftie angetragen, die Petitionen waren indefjen 
ſchon aus der erften Hälfte des Septembers, alfo vor dem 
Struve-Putfch datirt. 

Zittel erftattete Namens der Kommiſſion über dieſe Peti— 
tionen am 31. Dftober 1848 Bericht. Die Kommiffion war 
der Anficht, daß durch die ange Zeit, die feit dem Aufruhr 
vom April verftrih, und durd das dazwiſchen Tiegende neue 
(September=) Unternehmen jenes frühere Verbrechen im Volke 
ſchon in Bergeffenheit gerathen fei, und daß die Art des neuen 
Aufruhrs die Umfturzpartei in der üffentlichen Meinung ver- 


*) Diefer Bekannte Hat ven Brief ausgeliefert. 
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nichtet,, und die rafche Niederfchlagung desjelben diefer Partei 
auch ihre Ohnmacht und die wieder eingetretene Stärke der 
Staatsgewalt gezeigt habe, fo daß jest eine Amneftie in Ber 
ziehbung auf den Hecker'ſchen Aufſtand aud ungefährlich, 
fei. Gleichwohl hielt die Rommiffion wegen der Größe des Ver— 
brechens und ber daraus erwachſenen Uebel nicht für räthlich, 
auch Die vorzüglichften Anftifter und Leiter dieſes Auf— 
ftands als die eigentlichen Urheber des Unheild der Begnadi— 
gung zu empfehlen, und eben jo wenig follten nad) ihrer 
Anfiht andere Theilnehmer am Hecker'ſchen Aufitande be= 
gnadigt werden, wenn fie fich fpäter an dem neuen Aufruhr 
abermals betheiligt hatten. 

Als die Sache am 8 u. 9. November in der Kammer zur 
Verhandlung Fam, ftellte die Linfe den Antrag, die Theil- 
nehmer am Hecker'ſchen Aufruhr und überhaupt alle wegen 
vor dem Struve-Putſch verübter potitifcher Verbrechen Ange 
chuldigten ohne alle Ausnahme zu amneftiren, und bie 
Amneftie auch auf die Theilnehmer am Struve-Putſch auszu— 
behnen und nur hier die vorzüglichiten Anftifter und Leiter 
auszunehmen. Nac einer langen und heftigen Debatte wur- 
ben die Kommilfionsanträge im wefentlihen angenommen und 
hinfichtlich des Struvefchen Aufruhrs ohne Empfehlung einer 
Amneftie nur die Erwartung ausgefprocdhen, daß bei ber 
großen Zahl der Betheiligten und in Berüdfihtigung ber 
Mittel, durch welche die Meiften zur Theilnahme gebradıt 
wurden, die Unterfuchung nicht auf die bedeutungslofen Mit— 
zügler ausgedehnt werde. 
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Die Theorieen, welche von einigen Rednern ber linfen 
Seite bei diefem Anlaffe über die Natur der politifchen Ver— 
brechen und über das Necht der Revolution an den Tag ge— 
legt wurden, waren merkwürdig, aber am allerwenigiten ge= 
eignet, ihren Antrag zu empfehlen. Bon andern Kammermit- 
gliedern und von ber Regierungsbanf wurde bie Faljchheit 
und Verderblichkeit diefer Theorieen dargethan. Bezeichnend ift 
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ſchon an und für fih die Thatfache, daß eine Anzahl Abge— 
ordnete jegt fchon, da der Struve'ſche Aufftand kaum unter= 
drüdt war, gleihjam im Angefichte der durch denfelben Ge— 
mordeten, im Angefichte der noch rauchenden Leichen, ben 
Muth Haben Eonnte, felbft die Theilnebmer an dieſem 
neuen Aufftande, melde durch die furchtbarften Zwangs— 
mafregeln die überraſchten friedlichen Bürger zu einem uns 
heilvollen Kampfe nöthigten, vder durch Zerftörung der Ei— 
fenbahn Hunderte von Menfchenleben gefährdeten, mit Aus— 
nahme der wenigen Anftifter und Leiter des Aufftandes 
ſelbſt zur Begnadigung zu empfehlen. 

Der Antrag der Mehrheit war gut gemeint, und rich— 
tig ift, daß die neuen Greigniffe die Frühlingsthat im Volks— 
bewußtfein einigermaßen verwifcht hatten, fo wie auch, daß bie 
Frühlingsthat in dem damaligen großen Auffchtwunge, der die 
Geijter mit fich fortriß, weit mehr Entfchuldigung fand, als 
der neue Brand, welcher zur Zeit eines verhältnißmäßigen 
Friedens und im Angefichte einer über die Regelung der 
deutfchen Verhältniſſe ſchon berathenden Vertretung der Na= 
tion in einen Theil der Bevölkerung geworfen wurde. Ein 
Irrthum Tag aber in der Annahme, daß die revolutionäre 
Sache in der öffentlichen Meinung bereitd vernichtet, und 
die gefegliche Gewalt wieder hinreichend ftarf geworben 
fei. Etwas Derartiges hat fih, wie es nad) dem überwältig— 
ten neuen Aufruhre nicht anders fein Fonnte, für den Augen 
blif auf der Oberfläde gezeigt; dem tiefer Blickenden 
entgieng aber nicht, daß, wie fi bald wieder zeigte, weder 
eine gründliche, noch cine dauernde Heilung eingetreten fet. 
Ich Habe dies bei der Berathung aus vielerlei Ericheinungen 
nachzumeifen gefucht. Auf der einen Seite die den Brand ftets 
nährenden Flüchtlinge an der Grenze, auf ber andern Seite 
die noch ungeregelten und unentwidelten deutſchen Verhält- 
niffe mit den durch die Märzitürme errungenen, durch die 
Beichlüffe der National-Verfammlung in einem faft fchranfen= 
Iofen Maße gewährleifteten,, jungen Freiheiten, welche wegen 
des rafchen Mebergangs und als noch nicht angelebt die Sinne 
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verwirtten und deren verderblihem Mißbrauche nur durch 
ftrenge Handhabung des Strafgeſetzes einigermaßen bes 
gegnet werden Eonnte. Dazu die fchon durch den eriten Auf: 
rubr gebrochene Schen vor dem Heiligthume der Gefege und 
der Autorität, die Dadurd und durch die deitruftiven Lehren 
in der Brejfe und in Berfammlungen jeder Art (in und 
außerhalb Badens), felbit in der National: VBerfamm: 
lung bergorgerufene und genährte Verwirrung allev Rechts— 
begriffe, kurz das politifche Fieber, die Krankheit der Zeit. 
Die Sympathie mit den Flüchtlingen, nicht etwa bloß ein 
Mitleid mit ihrem Unglüd, fendern eine Sympathie mit 
ihren anarhifchen Beftrebungen, eine Sympathie mit 
den Flüchtlingen als ſolchen, bloß weil fie flüchtige poli- 
tifche Verbrecher waren, zeigte fi, fchon im Inhalte der für 
fie eingefommenen zahlreichen Betitionen, — fie zeigte fih in 
den auf zwei Flüchtlinge gefallenen Barlamentswahlen, — fie 
zeigte fih darin, daf 3. B die Konftanzer Bürgerwehr (bald 
nachher) folche Flüchtlinge, che fie ammeftirt waren, zu ihren 
Dffizieren wählte u. d. g. 

In der Konftanzer Zeitung war von den Flüchtlingen, 
die fich in der dortigen Nähe im Kanton Thurgau aufbielten, 
rühmend geiagt, daß fie zu einer gejeglichen Gefinnung zus 
rückgekehrt am Strupefchen Aufruhr fich nicht betheiligt ha— 
ben. Sogleich erjchien in den Seeblättern eine von einer 
Anzahl diefer Flüchtlinge unterfchriebene Erklärung, worin 
fie fid) dagegen verwahren, daß fie ihre revolutionärsrepubit- 
fanifche Gefinnung aufgegeben haben. Sie haben, fagen fie, 
an dem Struvefchen Aufruhre nur darum nicht Theil ge= 
nommen, weil er nicht gehörig vorbereitet und der Zeitpunft 
nicht günftig gewefen fei. Zu rechter Zeit werden fie ihrer 
Fahne ſchon treu bleiben ꝛc. Ich machte die Kammer auf 
diefe Erklärung aufmerffam, um zu zeigen, daß es eine po— 
litifche und moralifche Unmöglichkeit wäre, folche Leute, auch 
wenn fie nicht zu den eigentlichen Leitern und Anftif- 
tern des Aprilaufftands gehörten, zu ammeftiren, und daß 
es am allerwenigften anginge, auf die verlangte Zurücknahme 
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der in der Verordnung vom 15. Auguſt 1848 enthaltenen 
Bedingung einzugehen, wornach die zu Amneſtirenden zum 
Zeichen eingetretener Beſſerung um Begnadigung bitten und 
ein geſetzliches Verhalten verſprechen mußten. 
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Die Regierung nahm dieſe Bedingung auch wirklich nicht 
zurück, und ging überhaupt auf die Verkündung einer neuen 
ausgedehnteren Amneſtie-Verordnung nicht ein, obgleich die 
Linke hierauf in mehreren Sitzungen zurückkam. Dagegen 
ſtellte die Regierung für das Juſtizminiſterium und für die 
Staatsanwälte ſchriftlich Grundſätze feſt, wornach die Ver— 
ordnung vom 15. Auguſt hinſichtlich der Theilnehmer am 
Aprilaufſtand eine viel ausgedehntere Anwendung erhielt *). 
Dies geſchah einerſeits, um ſich dem Antrag der Kammer— 
mehrheit thunlichſt zu nähern, und andererſeits um das Loos 
Vieler, die wirklich (wenn auch zum Theil nur äußerlich) 
Reue bekannten, zu mildern, ſo wie auch wegen der Schwer— 
fälligkeit des gerichtlichen Verfahrens, dem ſonſt kein Ende 
abzuſehen war, und deſſen Ergebniß bei den Geſchwornen 
gerade durch die große Zahl der ihrer Aburtheilung Hin— 
gegebenen ohnehin noch mehr gefährdet worden wäre. Die 
thatſächliche, wenn auch noch ſo bedeutende, Verminderung der 
gerichtlichen Verfolgungen durch ſchriftliche Eröffnung an die 
Einzelnen, die um Begnadigung nachſuchten und ein küuftiges 


*) Der Präſident des Juſtiz-Miniſteriums, Staatsrath v. Stengel, theilte 
der II. Kammer in der Sitzung vom 24. November den Inhalt der ers 
gangenen Verordnung dahin mit, daß: 

„1. die Unterfuhung gegen die Theilnehmer an hochverrätherifchen 
Unternehmungen vor dem 1. September 1848 mit Berüdjichtigung der 
MWünfche der Kammer auf die vorzüglich Betheiligten und die unter er— 
fhwerenden Umſtänden Angefhuldigten und auf die Nüdfälligen be- 
ſchränkt werde; 

2., baß bie Ausdehnung der Unterfuhung gegen die, welche ſich 
an dem Testen Unternehmen in geringerem Grade betheiligt haben, 
befchränft werde, fo weit ed mit den Intereffen der Gerechtigkeitspflege 
vereinbarlich fei; 

3., daß das Juftiz-Minifterium die Maßregeln vorzufcehren habe, 
welche zur [hleunigen Erledigung ber Unterfuhung geeig— 
net ſeien.“ 
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gejegliches Verhalten verſprachen, jchien weniger bedenklich, 
als die Begründung einer Art rehtlihen Verhältniſſes 
durch Verkündung einer neuen allgemeinen Amneftieverorb- 
nung. 

In Hinficht auf den Septemberaufftand wurde ſchon 
von Anfang ber das Verfahren gegen bie gering betheiligte 
Menge gar nicht eingeleiter. Die Zahl der ſchwer Belaſte— 
ten war ohnehin jchon groß, insbefondere wegen der mit dem 
Aufruhr in Verbindung geftandenen fo gefährlihen Eiſen— 
bahbnzerftörungen. ö 

Sp wie vor den Maiereigniffen von 1849 die radikale 
Partei die Regierung wegen Befchränfung der Amneftie auf 
das heftigfte angriff, eben jo wurde fie fpäter von Andern, 
die früher geſchwiegen hatten, getabelt, daß fie überhaupt 
eine Amneftie ertheilt Habe, oder darin zu weit gegangen jet. 
Die Lestern haben aber auch nicht erwogen, oder wenigitend 
nicht angegeben, wie man es unter ben vorhanden gewefenen 
Umftänden anders hätte halten, wie man über die erwähnten 
Verhältniffe hätte hinwegfommen, und wie namentlih der 
ungeheure Prozeß gegen die fo große Zahl von 
Betheiligten Hätte durchgeführt werben follen. 


XXII. Einwirkung auf den Gang der 
Iuftiz. 
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Wie die Negierung einerfeits durch die Ammneftirungen, 
andererfeits durch das Gefeg vom 16. Mat 1848 und bie 
fpäteren Bermehrungen der Beamten des Unterfuchungsgerichts 
auf die Vereinfachung und die Befchleunigung des gerichtli= 
hen Verfahrens hingewirkt, und die Erledigung des Ge— 
ihäfts überhaupt thunlichft ‚betrieben bat, ift bereits anges 
geben. 

Im Uebrigen haben die (dem Minifterium des Innern 
untergebenen) Bolizeibehörden nach den Geſetzen das Recht 
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und die Pflicht, zu ihrer Kenntniß kommende auf ein Verbre— 
hen bezügliche Thatfachen oder Beweisftüde dem Gerichte mit- 
zutheilen, auch Befchuldigte nach Umftänden vorläufig feſtzu— 
nehmen und dem Gerichte zu überliefern. 

Die Erfüllung biefer Pfliht hat das Minifterium des 
Innern, wo ihm etwas Grhebliches zur Kenntnig Fam, in 
einzelnen Fällen, und eben fo (wie oben erwähnt) durch wie= 
berholte allgemeine Weifuugen eingefchärft. Dies war aud 
wohl die Abdficht der angeführten Bejchlüffe beider Kammern, 
womit fie zur ftrengiten Handhabung der Strafgefete gegen die 
Drdnungsftörer aufforderten. Den Gerichten felbft fonnte 
die Regierung nur etwa auf Befhleunigung und über: 
haupt auf Thätigkeit binzielende aus dem Auffichtsrechte 
fliegende, aber feine das Materielle der Unterfuchungen 
betreffende Weifungen geben *). Wurden zu viele oder zu 
wenige Angejchuldigte in Unterfuchungshaft genommten, 
wurden fie zu Lange oder zu kurze Zeit darin behalten, fo 
fallt dies Tediglih auf die unabhängigen Gerichte, und 
doch wurde von den verichiedenen Seiten das Eine wie dag 
Andere der Regierung, die weder etwas davon noch dazu 
thun konnte, ungebührlich zur Laft gelegt. Nicht einmal eine 
Staatsanwaltichaft ift nach unfern Geſetzen den Un— 


*) Es famen mehrere Interpellationen und aud Petitionen wegen lange 
unterbrochener DVerhöre, oder wegen ungebührliher Behandlung von Ges 
fangenen, in&befondere im Mat 1848, in der Il. Kammer vor. Die 
Regierung erwiderte, die Angefchuldigten follten fih an das Hofgericht 
wenden. In einzelnen Fällen, wo nad den Angaben ein wirklicher 
Mißbrauch vorzulicgen ſchien, forderte das Juftiz-Minifterium Berichte 
ein und erlich darauf die entfprechenden Berfügungen. Die Trage 
über die im Intereffe der Unterfuhung nöthig erachteten Beichränfungen 
der gewöhnlichen Befugniffe der Gefangenen mußte es aber dem Er- 
meffen der Gerichte, vorbehaltlih der Beſchwerde an das Obergericht, 
anheimgeben. Es kamen auch Mißbräuche in entgegengefegter Richtung 
zur Kennntnig, da nämlich, Gefangene auf geheimen Wegen ftrafbare 
Korrefpontenzen pflegten. Auch darüber Teitete das Yuftiz-Minifterium 
jeweils vermöge feines Aufjihtsrehts Erörterungen nnd Difziplinarun: 
terſuchungen gegen das Aufſichtsperſonal ein. — Was im Uebrigen die 
in öffentlichen Blättern verbreiteten Beſchuldigungen wegen inhumaner 
Behandlung der Gefangenen im Allgemeinen betrifft, fo wurde fie uns 
ter Anderm aud dur das in der Sitzung der II. Kammer vom 21. 
Juli 1848 von DBlanfenhorn und Mez, welche die Gefangenen mehr: 
mals befuchten, abgegebene Zeugniß widerlegt. 


= 


terfuchungsrichtern beigegebenz die bei ben Hofgerichten 
angeftellten Staatsanwälte entwideln ihre Thätigkeit nur nad 
gefchloffener Unterfuchung bei dem urtbeilenden Gerichte, 
in Beziehung auf die Unterfuhung handeln die Unterju- 
hungsrichter für fich allein. Nur für Preßvergehen und 
theilweife bei Beleidigungen öffentlicher Diener befteht eine 
Ausnahme, die aber auf die hier in Frage liegenden (aufer- 
halb ber Preffe verübten) aufrührerifchen Verſuche feine An- 
wendung fand. Die neue Strafprozefordnung, welde die 
Staatsanwälte bei der Unterfuchungsführung allgemein 
betheiligt, ift noch nicht in das Leben getreten, und Eonnte 
als mit großen organifchen Beränderungen zufammenbängend 
vor Erledigung der neuen Gerichtöverfaffung und dem dar— 
nach berechneten Budget ($. 47 und 60) auch nicht eingeführt 
werben. 
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Diefer geringen Wirkſamkeit der Regierung gegenüber 
dem firafrichterlichen Verfahren ohnerachtet, Flagte die vevo- 
Iutionäre Bartet in der Preſſe doch über eine ungebührliche 
Einmiſchung der Negierung in die Juſtiz, obfchon die Negie- 
rung fich in diefer Beziehung auch nicht den leiſeſten Schritt 
erlaubte. Alles, was fie binfichtlich der bei Gericht anhängi— 
gen Unterfuchungen that, befchränfte fich, mie ſchon gefagt, 
(neben der erwähnten etwaigen Mittheilung von zu ihrer 
Kenntniß gekommenen Beweisjtüden) auf das Betreiben dev 
Beichleunigung der Unterfuhungen, oder auf ein dem Auf- 
ſichtsrecht entipringendes Einfchreiten gegen zur Kenntnif 
gefommene Mißbräuche, mozu fie in fo vielen Situngen 
ber II. Kammer, wenn auch meiftens ohne Grund, von der 
linken Seite aufgefordert wurde *). 


*) Diefe Linke felbft erlaubte fi dagegen in der Kammer eine allerdings 
ungebührlihe Cinmifhung in die Zuftiz, indem fie auf den Grund 
einfeitiger Angaben von Gefangenen die ricterlihen Beſchlüſſe über 
Berhaftungen oder beren Dauer in der heftigften Weiſe als ungeredt 
angreift. Wegen eines folhen Angriffs, den ih als unpaſſend be 
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Sn den Diskuſſionen dev I. Kammer über das Verhält— 
niß der Schweiz wegen der an der Grenze fid aufhaltenden 
Flüchtlinge und bei jenen über die Amneftie ſprach ich von 
Denjenigen, die von der Grenze aus durch Aufhekerei und 
dur Einſchmuggelung von politifchen Brandichriften einen 
fleinen Krieg gegen das Land führen und im übrigen dort 
lauern, bis ein günftiger Augenbli ihnen die Gelegenheit 
gebe, (wie im September 1848 gefchehen) in das Land ein- 
zufallen, die friedlichen Bürger zur Theilnahme am Aufruhr 
zu nöthigen, öffentliche Kaffen zu berauben, Gelder von Pri— 
vaten zu erpreffen ꝛc. Ich nannte dies feindliche Lauern an 
der Grenze, nach dem gemeinen Sprachgebrauce ein Weges 
lageren. Darin fand nun Struve nad) feiner Rede vor ben 
Gejchwornen in Freiburg eine Einſchüchterung der Beamten 
(auch der Richter), denen damit. dag Gewicht bezeichnet ge= 
weien fei, welches die Regierung auf die Berfolgung ber 
(aufrührerifhen) Freiheitsmänner lege u. dgl. — Dazu be= 
durfte es aber wahrlich nicht exit einer öffentlichen Karak— 
terifirung der Aufrührer von meiner Seite, es verftand fich 
vielmehr von felbjt und war nicht nur von mir, fondern von 
beiden Kammern ſchon längſt öffentlich ausgefprochen, daß bie 
ftrafrechtliche Berfolgung mit allem Nachdruck zu betreiben 
fei, und daf die Staatsgewalt hierauf zur Erhaltung ‚ihres 
ganzen Daſeins, überhaupt zur Grhaltung gefeglicher Frei— 
heit und Ordnung das größte Gewicht legen müſſe. Der 
Staatszweck und das Strafgefet felbft brachte dies ſchon 
mit fih. Gleichwohl haben die revolutionären Blätter bie 
Struve'ſchen Säge unterftügt, und überhaupt vielfache Verdäch— 
tigungen über unrechtmäßige Einwirkung auf die Zuftiz aus— 
geiprohen, ohne auch nur einen einzigen Fall fol- 
her Ginwirfungen angeben zu fünnen. Darauf 
fam es aber nicht an, die allgemeine Verdächtigung, die 





* 


zeichnete, was den Abgeordneten Brentano zu gewaltigem Lärm veran⸗ 
laßte, mußte der PBrafident am 27. November fogar bie Sitzung 
fufpendiren. 


— 22 — 


man, eben darum, weil es an beftimmten Thatjahen - 
fehlt, nicht widerlegen fann, war in folher Zeit fchon 
gentigend, um die Leidenfchaften, und den Haß gegen bie Re— 
gierung zu erregen. 

Auch Fickler bat in einer Petition an die I. Kammer, 
welche die revolutionären Blätter überall verbreiteten, bie 
Beichuldigung einer unerlaubten Ginwirfung bes Minifte- 
riums des Innern auf feine Unterfuchung, auf die Art feiner 
Gefangenhaltung u. dal. ausgeiprochen, ohne irgend ans 
zugeben, wann und durch weldhe Schritte oder 
Anordnung dieſe Einwirkung gefhehen fein 
foll. Das Miniftertum des Innern that nichts, als daß es 
die Uebergabe des verhafteten Fickler an den Richter 
verfügte, und diefem, indem es ihm die weitere Verfügung 
über denfelben überlaffen mußte, verfchiedene hierhergefom= 
mene Protokolle oder Beweisſtücke ($. SO) zur Benügung bei 
der Unterfuchung mittheilte. Später befaßte es fid) mit der 
Sache nicht mehr, da ſowohl die Unterfuchung als die Ver— 
fügung über die Art und Dauer des Verhafts lediglich Sache 
des Richters war und Fidler fih, wenn er in diefer Be— 
ziehung befchwert war, deshalb nur an das vorgejeßte Hof- 
gericht wenden fonnte, Ich ſetzte died bei Berathung ber 
Petition in der II. Kammer auseinander, worauf dieſe der 
unbeftimmten Beſchuldigung wegen Mangels aller Begründung 
auch feine Berücjichtigung jchenkte. 

Im Sommer 1848 haben mehrere Gefangene in Briefen 
an mid) *) fich über ihre Haft oder deren lange Dauer, oder 
über Verzögerung der Unterfuchung beſchwert. Ich ließ fie 

*) Merfwürdig tft ein folhes Schreiben vom Anwalt Reid vom 20. Juni 

1848, wenn man es mit dem fpätern offenfundigen Benehmen dieſes 

Mannes, namentlih mit der Art feiner Thätigkeit dei der Mairevo— 

Iution und im der fogenannten fonftitnivenden Verfammlung im Juni 

1849 vergleicht. Es it nämlid darin gefagt: „Ich habe keinen ftrafe 

baren Antheil, feinen phyſiſchen und feinen intelleftuellen an tem Heder: 

ſchen Unternehmen genommen, einmal weil td eine badifche 

Nepublit für ein Unglüd für das ganze Vaterland und 

nur etwa zur Befriedigung franzöſiſcher Gelüſte die 


nend halte, dann aber aud, weil ih ein Feind aller 
brutalen Gewalt, fomme fie woher fie wolle, bin.“ 
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nun zum Theil belehren, wohin fie ſich wenden follten, oder 
theilte, wenn das Schreiben etwas auffallendes enthielt, um 
etwa gegründete Reklamationen zu befeitigen, daſſelbe auch 
dem Unterfuchungsgericht zur etwaigen eigenen Hebung ber 
Beſchwerde und jedenfalls zur Befchleunigung der Sache mit. 
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Ehen fo bodenlo8 und nur auf Erregung von Haß ges 
gen die Regierung berechnet waren die Ausftreuungen der 
Revolutionäre über angebliche Spionerie. 

Im Lande hatte man genug mit dem zu thun, was of— 
fen gefchah, und dag geſetzliche Auffichtsperfonal machte über— 
all von feinen Wahrnehmungen bei den Behörden zu weiterer 
Fürkehr oder Unterfuhung die amtliche Anzeige, ohne daß 
man deshalb zu Spionen die Zuflucht zu nehmen brauchte, 

Anders verhält es fich mit dem, was vom Ausland 
her droht. Schon im März 1848, als die erften Nachrichten 
über die von Parid gegen uns ausziehenden ſ. g. deutjchen 
Legionen eintrafen, fchieften wir in drei verfchiedenen Nich- 
tungen Kundjchafter entgegen, um bie Wahrheit der That- 
fache und die Größe der Gefahr zu erforfchen. Ich eröffnete 
dies der I. Kammer, und felbft Heder, der wie Brentano 
damals noch in der Kammer war, fand darin etwas Natür= 
liches und machte dagegen nicht bie geringfte Bemerkung. 
Eben fo wurden fpäter, wenn jeweils wieder neue Gerüchte 
hinfichtlich jener Zuzügler oder hinfichtlid, eines Einfalld der 
Flüchtlinge fi) verbreiteten, Kundfchafter über die Grenze 
gefickt, um die Wahrheit zu ermitteln, und darnach, jo wie 
nad) andern Notizen die nöthigen Vorfichtsmaßregeln im In— 
terefje des Landes ergreifen zu Eünnen. Cine Regierung, die 
dies vernachläßigte, würde ihre Pflicht verlegt haben. 

Was nun aber die revolutionären Blätter weiter aus— 
ftreuten: es ſei ein Spion zu falfchen Ausfagen gegen Anz 
geichuldigte veranlaßt worden, und es habe ein folcher einige 
Flüchtlinge mit Zwang oder mitlelft Opiums über die Grenze 
herüberjchaffen follen ꝛc. ꝛec., find reine Erdichtungen und 
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nur ein Beweis, zu welden niederträchtigen Mitteln die Um— 
fturzfüchtigen ihre Zuflucht nahmen, um Haß gegen die Re= 
gierung zu erregen und dadurch ihre Zwede zu fürdern. 

Alsbald nach Ueberwindung des Hecker'ſchen Aufftandes, 
als Heder fich einige Zeit in Straßburg aufbielt, kam ein 
Bürger von Straßburg, ein geborener Deuticher, hierher und 
fagte: viele Flüchtlinge feien jegt über Heder felbft aufge— 
bracht, er (der Straßburger Bürger) fei nun bereit, durch 
diefe Flüchtlinge felbft den Heder über den Rhein liefern zu 
laffen, man folle nur auf der Brüde die erforderliche Manns 
ſchaft zur Empfangnahme Hecker's aufitellen und eine Kleine 
Summe zur Bezahlung der Flüchtlinge, die ihn überliefern 
werden, geben. Die Regierung wies diefen Antrag, zu dem 
der Bürger aus Patriotidmus für fein deutfches Heimathland 
beftimmt fein wollte, mit Entjchiedenheit zurüd, da fie den 
von Strupe und Heinzen in ihrem „Plane zur Revolutioni= 
rung und Republifanifirung Deutſchlands“ ($. 111) aufge— 
ftellten Grundfag, daß der Zweck das Mittel heilige, 
nicht theilte, fondern unbedingt und überall jedes fchlechte 
Mittel, zu was immer für einem Zwecke es dienen foll, 
verwarf. 


XXIII. Volksverfammlungen. 
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Bon der Agitation in den Volksverfammlungen im März 
und April 1348 ift oben die Rede gewefen. 

Nach dem Aprilaufruhr waren diefe Berfammlungen wäh- 
vend der Dauer des Kriegszuftands unterdrüdt, und eben jo 
nach dem Struveputſch *). 

In der Zwifchenzeit im Sommer 1848 fanden fie wieder 
ftatt, jedoch war darin bei weitem fein folcher Schwung, wie 
im Frühjahr. Ste waren weder ſtark befucht, noch jehr le⸗ 
bendig. Nur in den untern Landestheilen an der Eiſenbahn 





*) Auch in Gegenden, auf welche ſich der Kriegszuſtand nicht erſtreckte, 
wurde zu dieſer Zeit nicht gewagt, ſolche Verſammlungen abzuhalten. 
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machten Einige eine Ausnahme, weil ſie von gefeierten Mit— 
gliedern der Linken aus der Nationalverſammlung, die dabei 
ihre republikaniſchen Reden hielten, veranlaßt und beſucht 
worden find. 

Im Winter 1848/49 und Frühjahr 1849 wurden dieſe 
Derfammlungen wieder häufiger, und hatten wieder mehr Er— 
folg. Einen fruchtbaren Anlaß dazu gab die Blumsfeier, 
Doc von einer großen Bedeutung, wenn auch einzelne auf— 
rührerifche Reden gehalten wurden, waren alle diefe Berfamm: 
lungen nicht, bis auf die Offenburger vom 13. Mai 1849, 
von welcher fpäter noch zu Sprechen ift. 

Es traten wegen einzelner ftrafbarer Neden gerichtliche 
Unterfuhungen ein, die Berfammlungen felbft wurden 
aber nie verboten. Nur bewaffnete Verfammlungen, bie 
fowohl nach der Natur der Sache immer gefährlih, als auch 
mit den beutfchen Grundrecdhten unvereinbar find, wurden 
durch allgemeine Verordnung vom 12. Dezember 1848 als 
unftatthaft erklärt und darunter auch die Berfammlungen der 
Bürgerwehren begriffen, wo ſolche niht nah Mafgabe 
bes Geſetzes vom 1. April 1849 innerhalb ihrer Gemeinde im 
Dienfte oder zu Mebungen ſich aufftellten, 

Schon nad) unferm Gefete vom 15. November 1833 find 
Bolksverfammlungen im Allgemeinen erlaubt, fie können aber 
im einzelnen Falle, „wenn fie die öffentliche Sicherheit oder 
das allgemeine Wohl bedrohen“, von den Staatsbehörben ver- 
boten werden. In den Grundrechten des beutfchen Volkes 
(ſowohl nach der Frankfurter als nad) der Berliner Aufftel- 
lung) gebt die Beitimmung dahin: „Die Deutfchen haben das 
Recht, fich friedlich ohne Waffen zu verfammeln; einer befon- 
deren Ermächtigung dazu bedarf es nicht. Volksverſammlun— 
gen unter freiem Himmel können bei dringender Gefahr für 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werben.“ 
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Lag nun immerhin ein Nachtheil Darin, daß burch bie 
Agitation auf ſolchen Verfammlungen die Grundlagen ber 
15 
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Ordnung erſchüttert wurden, jo konnte man doch, wenn man 
von jenen vom März und April 1848 und vom 13. Mai 
1849 abfiehbt, nicht jagen, daß bei Einer berfelben zu be= 
fürchten gewefen wäre, daß die Verfammlung felbft 
unmittelbar die öffentliche Ordnung flören würde, und nad 
den freiheitlichen Grundfägen, welche die Regierung ftets feit- 
hielt, Eonnte fie diefen Berfammlungen, vorbehaltlich des 
ftrafgerichtlichen Einſchreitens gegen verbrecherifche Theilnch- 
mer, fein Dindernif in den Weg legen. Im Allgemeinen 
find folche Bewegungen auch nicht ſchädlich, fie gehören mit 
zu einem gefunden Volfsleben. In England oder wo fonft 
bas bewegte üffentliche Leben durch lange Uebung fchon in 
ein ficheres Geleife gebracht ift, läuft die Menge, mag fie 
auch durch noch fo heftige Neden erhigt werden, in der Regel 
ohne Gefahr für die Ordnung wieder auseinander. Der 
Fehler liegt bier, wie bei der Preffe darin, daß die grö— 
fere Freiheit gerade in der Zeit einer fo ftarfen Gährung 
zugeftanden werden mußte, und daß die Berfammelten, an 
ein folches Leben noch nicht gewohnt, von den Agitatoren 
viel ftärkere Gindrüde empfangen, ald wo die Erſcheinung 
etwas Häufiges und Altes ift. Dazu kommt, daß die Freunde 
der Ordnung, was ebenfalld eine Folge der Neuheit ift, we— 
der ihrerfeitS eigene folche große Verfammlungen veranftal- 
teten, noch an den von Andern Beranftalteten einen muthi= 
gen Antheil nahmen. Will man aber das Auffommen biefes 
Gegengewichts und jener Wirkung der Gewohnheit nicht hin— 
dern, fo darf man diefe Freiheit, wie Andere, im Allgemei= 
nen nicht zurückhalten, wenn es gleich für die Uebergangs- 
periode wohlthätig fein mag, der Negierung größere Befug- 
niffe einzuräumen, wornac fie etwa in aufgeregten Gegen- 
den, ohne daß fie gerade im Kriegszuftand fich befinden, auf 
eine bejtimmte Zeit alle Volksverfammlungen überhaupt 
zu verbieten berechtigt wäre, da das Verbot einer einzel- 
nen beftimmten Verfammlung dadurch umgangen wird, 
daß fi) die Menge alsbald an einem andern Orte verſam— 
melt, und da, wenn au hier das Verbot wieder rechtzeitig 
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eintrifft und befannt gemacht wird, die vielfachen einzelnen 
Zurüdweifungen ber berbeiftrömenden Menge noch mehr aufs 
regen, als die Abhaltung einer Verfammlung felbft. 


XXIV. Vereine. 
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Daß die im März 1848 gebildeten, bei der Offenburger 
Berfammlung vom 19. März 1848 in eine vollftändige Glie— 
derung und Organifation gebrachten, Volksausſchüſſe und 
Bereine, die fi eine öffentliche Gewalt angemaßt und: die 
Revolution betrieben haben ($. 73), durch die Verordnung 
vom 4. Mai aufgelöst wurden, ift fchon oben angegeben 
worden. 

Im Sommer 1848 bildeten fi nun neue bemofratifche 
Vereine, deren Gentralausfchuß in Berlin, zuerfi aber pro= 
viforifch in Frankfurt war. Vom 14. bis 17. Zunt 1848 faßte 
ein nad) Frankfurt berufener Congreß von Abgeordneten die= 
ſer Vereine Befchlüffe über eine vollftändige Organifation 
berfelben durch ganz Deutfchland, und bezeichnete bie Errin= 
gung einer demokratiſchen Republik als den Zwed ber 
Vereine. In einer Bekanntmachung vom 28. Juni 1848 er- 
klärte der Frankfurter Gentralausihuß, daß er ber beutfchen 
Nationalverfammlung die fernere Anerkennung verfage, und 
ihre Mehrheit als eine volfsfeindliche Macht anfehe, weshalb 
er zur Bewirkung einer fürmlichen Losreißung der Minderheit 
behufs der Bildung einer neuen Verfammlung auf ungefeg- 
lihem Wege aufforderte. 

Sn Mannheim wurde ein Kreisausfchuß für die demo— 
fratifchen Vereine in Baden und in der Rheinpfalz gegrün- 
det, und anderwärts die Bildung von Ortd-Vereinen angeregt, 
wozu fich hauptfächli Mitglieder der am 4. Mai 1848 auf- 
gelösten früheren Vereine herbeiließen. Das Minifterium des 


Innern veranflaltete Erhebungen, ob und wo folche Vereine 
15 * 
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fich bilden, und ob fie den Frankfurter Beichlüffen fich auſchließen, 
oder welche andere Zwecke ſie haben. 

Ehe noch die diesfallſigen Notizen vorlagen, wurden die 
Statuten eines in Heidelberg gegründeten demokratiſchen 
Studentenvereind eingeſchickt, wornach bie vereinigten 
Studenten fi die Aufgabe ftellten, für die Republit 
Propaganda zu mahen. Durch Verfügung des Mini- 
fteriums des Innern vom 11. Juli 1848 wurde fofort diefer 
Berein nah Maßgabe des Gefeked vom 26. Dftober 1833 
aufgelöst. In der Verfügung ift gefagt: „Da dieſer Berein 
nach feinen eigenen Statuten auf die Untergrabung der be— 
ftehenden Staatsordnung gerichtet ift, fo erjcheint er fhon an 
und für fi als das allgemeine Wohl gefährdend. Dazu 
fommt vom Standpunkte der Disziplin, daß ein Treiben, wie 
ed durch dieſen Verein herbeigeführt wird, die Studenten von 
ihrem Berufe abzieht und bei der Unerfahrenheit im Leben 
auf Abwege bringt.” 

Als diefer Beſchluß eröffnet war, Fam fogleich am 16. 
Juli eine Deputation von Studenten, denen fih auch ein 
(inzwifchen verftorbener) Profeffor und 2 Privatdozenten ans 
geichloffen hatten, hieher und übergab mir eine an das 
Staatsminifterium gerichtete Befchwerbefchrift. Die Deputa- 
tion fuchte darzuthun, daß es nothwendig fei, die Fünftige 
Geftaltung des Staats gehörig vorzubereiten, daß dag Volk, 
wenn der Zeitpunkt dazu fomme, fich beffer darin zu finden 
wiffe, als jet in Franfreih. Ich erwiderte, daß, fo lang 
eine Staatsform beftehe, die verfaffungsmäßige Gewalt weder 
handelnd noch duldend dazu mitwirfen dürfe, den Umfturz 
berfelben vorzubereiten, und daß und wie gerade aus folchen 
Beftrebungen eine Unficherheit der öffentlihen Zuftände, und 
damit der größte Nachtheil nicht nur für die Ordnung, fon= 
dern auch für Die gefegliche Freiheit und insbefondere für den 
Wohlftand des Volkes erwachſe, weshalb die Staatsgemwalt 
folchen Beitrebungen mit den ihr zu Gebot ftehenden geſetzli— 
chen Mitteln, wie bier das Gefeg vom 26. Oktober 1833 ein 
folches in der Auflöfung der Vereine an die Hand gebe, ent- 
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gegentreten müſſe. Ein Student (Hirſch) bemerkte, die Des 
putation wolle nicht diskutiren, fondern nur wiflen, ob bie 
Verfügung zurüdgenommen werde, worauf ich erwiderte: in 
biefem Falle möge er und jeder, der mit ihm hierin einver- 
ftanden fei, fich fogleich entfernen, denn die Verfügung werde 
nicht zurücgenommen. Gr ſchwieg und andere Mitglieder ber 
Deputation fuchten wieder zu begütigen, und die Beſprechung 
fortzufegen. Es wurde behauptet, im März fei unbebding- 
tes Vereinsrecht verheißen worden, das Gefek von 1833 fei 
alfo nicht mehr anwendbar. Ich erläuterte, daß weder in 
den (von Heder und Genoffen aufgeftellten) Forderungen 
des März, noch in den darauf gemachten Zufagen vom 
Vereinsrecht etwas erwähnt fei, das Gefeg von 1833 alfo 
noch fortbeitche, wornad zwar das Recht, Vereine zu bilden, 
im Allgemeinen gewährt fei, ber Regierung aber die Befug- 
niß zuftehe, im einzelnen Falle „einen Verein, der die Sicher- 
heit des Staats oder das allgemeine Wohl gefährde, aufzu= 
löjen und deffen Fortbeitehen zu verbieten.” 

Der Profeffor, den die Studenten mitgebracht hatten, äußerte 
fih wenig, bis ich ihn aufforberte, meine Angaben zu be= 
ftätigen, was er fodann, etwas verlegen und zum Theil aus» 
weichend, im Uebrigen gethan bat. 
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Am nämlihen Tage erfolgte eine Entſchließung bes 
Staatsminifteriums dahin, daß ed, da die Märzverheißungen 
vom Vereinsrechte nichts erwähnen, alfo das Gefeg vom 26. 
Dftober 1833 allein maßgebend und die Borausfegungen des— 
felben bei dem fraglichen, auf Untergrabung der Staatsord— 
nung gerichteten, Vereine vorhanden feien, bei der vom Mi— 
nifterium ded Innern ausgefprocdhenen Auflöfung dieſes Verei— 
nes fein Bewenden behalte, 

Am 17. Zuli 1848 befchloffen nun bie Studenten einen 
fogenannten Auszug. Sie begaben fich nad Neuftadt in dev 
Pfalz. Die Mitglieder des demofratifhen Stubdentenvereind 
hatten noch viele andere Studenten durch das Vorgeben, daß 
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wegen des in der Miniſterialverfügung vom 11. Juli ange— 
führten zweiten Entſcheidungsgrundes ihre beſonderen ſtu— 
dentiſchen Rechte gegenüber jenen der andern Staatsbürger 
beeinträchtigt ſeien *), verleitet, mit ihnen auszuziehen, und 
die Abmahnung der Uebrigen, die zurückblieben und einen 
Aufruf erließen, war ohne Erfolg. 

Auf Antrag des akademiſchen Senats erging ſogleich 
am 18. Juli eine Entſchließung des Staatsminiſteriums, wor— 
nad den Studenten, welche Inländer find, eröffnet werden 
mußte, daß ihnen, wenn fie nicht innerhalb drei Tagen zu— 
rüdfehren, bei der Frage ihrer Zulaffung zur Staatsprü— 
fung, dad laufende Studien= Semefter gar nicht in Rechnung 
gebracht werde, 

Am nämlihen Tage übergaben dev Gemeinderath und 
Bürgerausfhuß von Heidelberg eine Borftellung, daß den 
Studenten das Vereinsrecht wenigftend im Allgemeinen nicht 
abgefprocdhen werden möge, worauf in Folge einer Verfügung 
des Staatsminifteriumd am 19. Juli erwidert wurde, daß 
ein folches Abſprechen nirgends erfolgt fei, daß vielmehr 
auch den Studenten die Bildung von Vereinen zufiche, in 
fo fern dieſe nicht einen gleichen Zweck haben, wie etwa 
der in Frage ftehende, wo „durch die Kraft der Affociation 
die verfaffungsmäßig beftehende Staatsordnung untergraben 
werde." 

Snzwifchen übergaben bie Studenten eine Petition an 
die I. Kammer, welche am 22. Juli darüber verhandelte, 
und nach dem Antrag des von Lamey erjtatteten Commiſſions— 
berichtes zur Tagesordnung überging, dabei aber den Wunſch 
ausdrüdte, daß den Studenten, deren mehrere der Kammer— 


*) Diefer auf den befondern Beruf und die Verhältniffe der Studenten 
bezügliche zweite Entfheidungsgrund war in ber Etaatsminifterial» VBerfüs 
gung vom 16. Juli nicht berührt. In der Minifterial:Berfügung vom 23. 
Juli wurde bemerlt, daß es befielden Hier gar nicht bebürfte, daß es 
aber bei Beurtheilung der Frage, ob ein Verein das öffentliche Wohl 
bedsohe, allerdings auch mit auf die perfönlichen Berhältniffe der Be— 
theiligten anfomme, 
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verhandlung anwohnten und fi dabei von dem Ungrunde 
ihrer Bejchwerde überzeugen Fonnten, die Frift zur Rückkehr 
noch erftredt werde, Nach einer Verfügung des Minifteriums 
des Innern vom 23. Juli wurde den Studenten dag Grgeb- 
niß der Kammerberathung eröffnet und die Frift zur Rückkehr 
bis zum 26. Juli eritredt. 
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Inzwiſchen war durch die veranftalteten Erhebungen er: 
mittelt, daß ſchon mehrere demokratiſche Orts- oder Bezirks— 
vereine mit dem offenen Zwecke der Republikaniſirung 
Deutſchlands ſich gebildet und den Beſchlüſſen des Frankfur— 
ter Congreſſes vom 14. bis zum 17. Juni 1848 ſich ange— 
ſchloſſen hatten. Auch war ein Emiſſär des „Corvin-Virbitzky, 
Chefs des Generalſtabs der deutſch-republikaniſchen Legion 
in Straßburg“, aufgefangen, der zu revolutionären Verſuchen 
aufwiegelte. Er hatte mehrere Schreiben von Corvin-Vir— 
bitzky bei fih. Ein ſolches Schreiben las ich am 22. Juli 
der I. Kammer vor. ES war darin geſagt: „Ueberall ha— 
ben fih demokratiſche Vereine gebildet, und ſowohl 
Hecker ald ich, wie die anderen zu ihm haltenden Republi— 
faner fehben in ihnen die Hoffnung und das Heil für die 
Zukunft." „Seit wenigen Wochen hat die Partei der Re— 
publifaner fi unendlich vermehrt, fo daß wir, wenn einft 
die rechte Stunde fchlägt, mit einem großen Bürger: 
heer in’s Feld rüden können.“ ... „Wir trachten 
vor Allem darnach, die Armeen zu fprengen, in der Ueber: 
zeugung, daß die Fürften nicht im Stande find, eine zweite 
zu fammeln. Glauben Sie nicht, daß wir hier unfere Zeit 
verträumen, wir wirken nach allen Richtungen hin; allein 
um bie Folgen unjerer Thätigfeit zu befördern, müffen uns 
die Freunde der Freiheit, die Republikaner, behülflich fein, 
um und in unferem Streben zu unterftügen.” .... „Wir 
brauchen Geld, wir brauchen es nicht allein, um die Tau— 
fende von Berbannten zu unterftügen, Sondern mehr nod, 
um die Borbereitugen zu dem großen Kampfe zu 
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treffen, der Deutfhland frei machen wird.” Hier- 
zu follten aljo die demokratiſchen Vereine mitwirken, wie es 
dem Zwede ihrer Gründung und ben angenommenen Frank— 
furter Beſchlüſſen allerdings entſprach. 

Am 16. Zuli wurde in Ettlingen ein Congreß von Ab— 
geordneten ber babifchen bemofratiihen Vereine abgehalten, 
der unter Anderm den Beichluß faßte, daß alle politiichen 
Eide fittenwidrig und unverbindlich fein. Im März 
1848 hatten Heder und Genoffen mit Ungeftüm die allge= 
meine Beeidbigung auf die Berfaffung gefordert. Jetzt 
wollte man bie Eonftitutionelle Verfaſſung nicht mehr, 
daher erklärte man fogar die darauf [bon geihworenen 
Eide für unverbindlich. 

Bei dieſen DBerhältniffen war es wohl bejründet, daß 
durch eine Großh. Verordnung vom 22. Zuli 1848 nun alle 
demofratifchen Vereine aufgelöft und die fernere Theilnahme 
daran unter den im Gefete vom 26. Oftober 1833 feſtge— 
festen Strafen verboten wurde. 

Diefe allgemeine Auflöfung der demofratiichen Vereine - 
gab den nad Neuftadt ausgezogenen Heidelberger Studenten 
einen Anlaß, um über den ſchwierigen Chrenpunft, ben fie 
in dem Aufgeben ihres Auszugsbeichluffes vom 17. Juli fan= 
ben, binwegzufommen. Am 25: Juli erließen fie eine öffent— 
liche Erklärung, daß durch die allgemeine Auflöfung der 
Vereine ihre befondere Hintanſetzung binweggefallen ei, 
und daß, wenn diefe Auflöfung ein Grund zum Auszug blei= 
ben follte, nun ja alle Bürger des Landes ausziehen müß- 
ten. Mit diefer Erklärung fehrten fie am 25. Juli, alfo 
noch vor Ablauf der am 23. Juli erſtreckten Frift, nadı Hei— 
belberg zurüd. 
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Die Auflöfung der demofratifchen Vereine veranlaßte nach 
dem damaligen Stande ber Dinge feine bedeutende Aufre- 
gung, obgleich die radikale Preffe und fpäter die Linke in der 
H. Kammer ihre Angriffe dagegen richteten. 
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Am 8. Oktober 1848 erließ das Reichsjuftizminifterium 
ein Gireularfchreiben an alle deutfchen Regierungen, wornach 
auf die Gefährlichkeit und ftrafwürdige Richtung verfchiebener 
Vereine hingewiefen, und eine Zufammenftellung der in den 
einzelnen Ländern vorkommenden politifchen Vereine (mit An— 
gabe ihrer Tendenz, ihrer Statuten, etwa von ihnen gefaßter 
auffalfender Befchlüffe, ihres Einfluffes, der Zahl ihrer Mit- 
glieder und ihrer Verbindung unter einander und mit Verei— 
nen in andern Ländern) verlangt wurde. Wir machten darü— 
ber allgemeine Erhebungen und theilten das Ergebniß am 
25. Oktober und 7. November dem Reichsminifterium mit. 
Damals waren aber wegen des kaum vorausgegangenen 
Struveputiches und des Kriegszuftande die Vereine im Groß— 
herzogthum nicht von großer Bedeutung, und felbft die mei— 
ftend aus Mitgliedern der aufgelöften demofratifchen Vereine 
bervorgegangenen neu gebildeten „Volksvereine“, und die von 
der Frankfurter Linfen angeregten ſ. g. „Märzvereine” ent- 
widelten noch Feine große Thätigkeit *). Diefe trat bei den 
Volksvereinen erſt ein, als die Grundrechte des beutfchen 
Volkes erfchienen, durch welche fie ihren Beſtand für gefichert 
hielten. 

Die Grundrechte enthalten nämlich im $. 30 die Bes 
ftimmung: „Die Deutfchen haben das Recht, Bereine zu 


*) In Schriesheim wurbe von ber Gemeinde feine Bürgerwehr errichtet. 
Einzelne, bie fi In den Waffen üben wollten, traten nun afs eine Art 
Privat bürgerwehr beſonders zufammen, ohne die Errichtung der ei» 
gentlihen Bürgerwehr nad Maßgabe des Geſetzes vom 1. April in 
ber vorgefchriebenen Weiſe zu betreiben. Die Verbindung bderfelben 
wurde fodann als ein bewaffneter, und daher jedenfalls unzuläfs 
figer , Privatverein durch Verfügung des Minifteriums des Innern vom 
21. November 1848 aufgelöft. Im eben biefem Sinne erlich fpäter 
auch das Reihsminifterium unter Hinwelfung auf den $. 29 der Grund⸗ 
rechte ein Gircularfhreiben an alle deutfhen Regierungen, was tas 
Minifterium des Innern durch ein Generale vom 7. Ferbuar 1849 
öffentlich belannt machte. Es wurde gefagt: „es gibt im Gtaate 
feinen gefeplic erlaubten bewaffneten Verein, als ben der Bür— 
gerwehr, und auch diefe kann in Waffen nicht anders auftreten, 
ale nah Maßgabe des Geſetzes und nad Anordnung ihres gefeh- 
lichen Befehlshabers an dem Orte, auf den fi die Befugniß deſſelben 
erftredt, und eine Berbindung mehrerer Wehrmannfchaften, die nicht 
nach dem Geſetze zufammengehöten, ift ebenfalls unftatthaft.” 
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bilden. Diefes Recht fol durch keine vorbeugende Maßregel 
befchränft werden.” 

Hierauf ſich ftügend bildete fich in Mannheim unter dem 
Borfite von Brentano und Gögg ein f. g. „proviſoriſcher 
Landesausſchuß“ der badifchen Volksvereine. Seine erfte Auf: 
gabe war, dieſe Vereine über das ganze Land zu verbreiten 
und in einen organifchen Zufammenhang zu bringen. Es 
wurde am 7. Januar 1849 ein vollftändiger Eintheilungsplan 
entworfen und in alle Gegenden des Landes an Gefinnungs- 
genoffen zur weitern Werbung abgefchidt. 
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Das Gireularfchreiben vom 8, Januar 1849, womit der 
Drgantfationsplan vertheilt wurde *), tft fo wichtig, daß ich 
es hier vollftändig aufnehmen muß. Es lautete: 


Bürger! 

Indem wir Ihnen in der Anlage Behufs der Organifation von Wolke: 
Vereinen, Statuten, einen Entwurf über die Gintheilung der einzelnen 
Vereine unter Kreis-Vereine und eine Anſprache des unterzeichneten pro> 
viſoriſchen Landes-Ausfhufes zur Mittheilung an Ihre Mitbürger zufens 
den, erfuchen wir Sie im Intereffe der Volksſache dringend, Ihren ganzen 
Einfluß aufzubieten zur Gründung von Volfs-Vereinen in Ihrem Wohn: 
orte und den übrigen Orten ihres Bezirkes ſowie zur Verbindung ber eins 
zelnen) Orts-Vereine unter fi und zum Anfchluß derſelben an ben betreffen: 
den Kreis-Verein. 

Sie find und als thätiges Mitglied ver volfsfreunblichen Partei be- 
fannt; wir find daher überzeugt, daß Sie uns in der fraglichen Organi— 
fation mit allen Ihren Kräften unterftüßen werben, um fo mehr, als Sie 
gewiß unfere, in der anliegenden Anfprache niedergelegte Anfiht über bie 
Wichtigkeit der Volts-Drganifation theilen. 

Welcher Weg zur Durdführung großer politifcher und foclaler Refor: 
men in einem Volke eingefhlagen werden muß, verweifen wir beiſpiels— 
weife auf England, wo ein D’Gonnell, ein Gobten nur durd eine Vers 
eind:Organifatton fo wirffam auftreten fonnten. 

„Eben fo wurde in Frankreich Die Februar-Revofution durch die im 
„ganzen Lande beftandenen politiſchen Clubs und durch die große Verbreitung 
„der politifchen, die freie Preffe im ganzen Umfange benügenden Tagebläts 
„ter vorbereitet, und als faum der Kampf in Paris zu Ende war, ftanden 
„auch ſchon aller Orts durd ganz Franfreih die im WVeoraus bezeichneten 
„Männer ver republifanifhen Partei an der Spike ber Bewegung und 
„führten raſch die Befchlüffe ver proviforifhen Negterung aus.” 





*) Diefes Gireularfchreiben und der Plan vom 7. Januar wurden erft am 
17. d. n. Monats der Deffentlichkeit übergeben. 


— 235 — 


„Gewiß auch in unferm Deutfchland, und zunächſt in unſerm engern 
„Baden wäre in der erften Zeit der Bewegung bes vergangenen Jahres 
„ein ganz anderes Biel erreicht worden, hätte die Organiſation beftanden, 
„welche wir — durd die Erfahrung Hug gemadt — nunmehr anftreben 
„wollen und welde wir als wahre Volkefreunde mit aller Anftrengung an: 
„ſtreben müſſen.“ 

Ohne nun noch weiter in die Sache einzugehen, da Sie ja ſicher mit 
uns die Nothwendigkeit einer ſolchen Organiſation erkennen, glauben wir 
nur in Betreff der beiliegenden Schriftſtücke einiges beifügen zu müſſen. 

Was zunächſt den Statuten-Entwurf betrifft, haben wir darin nur 
bie formelle Einrichtung der Vereine ins Auge gefaßt, da der Zwed der 
Volts:Bereine befannt ift. 

Es ift Sache derjenigen, welde wir als erprobte Belfs - Freunde 
in den einzelnen Orten zur Bildung von Vereinen auffordern, diejenigen 
Glemente in den Verein aufzunehmen, welche fih zu unferer Bartei 
befennen. 

Daß die einzelnen Vereins-Mitglieder einen gewiffen Beitrag leiſten, 
ift eine abfelute Nothwendigkeit. Nur durch Gelpmittel ift die eigentliche 
Mirkfamkeit gegeben „Wir müſſen vor allem durch die Prefle zu wirken 
„Suchen, theils dadurch, daß der Landes-Nusfchuß eigene Organe zu großer 
„Verbreitung unter das Volk fhafft, oder dag wir die beftchenden Blätter 
„unferer Partei, wie die Mannheimer Abendzeitung, die in Konftanz er 
„ſcheinenden Seeblätter und die in Heidelberg eriheinende Republik in eis 
„mer Weife unterjtüßen, daß fie in großer Zahl unter das Volf kommen, 
„teils dadurch, daß wir bei wichtigen Tagesfragen, welche entſcheidend 
„für die Nechte des Bürgers und die Verfaffung werben können, ſchnell in 
„großer Zahl Flugſchriften unter die Bürger aller Orte verbreiten‘, hiezu 
find natürlich bedeutende Geldmittel erforderlich. Ebenſo ift es oft durch— 
aus nöthig, daß einzelne Männer in, unferer Sache das Land bereifen, 
daß fie uns auf auswärtigen Gongrefien vertreten und engere Verbindungen 
anfnüpfen. Solden Männern fönnen wir nicht zumuthen, daß fie auf eigne 
Koften Zeit und Mühe opfern, Ueberhaupt müſſen wir zur Förderung der 
Sache vom Grundfag ausgehen, daß einzelnen Männern nie all die Laften 
für die ganze Partei aufgebürbet werden. Jeder, der eine Miſſion, aud) 
bie unbebeutendfte, zu erfüllen hat, ſoll eine verhältnigmäßige Vergütung 
aus der allgemeinen Kaffe erhalten. 

Endlich ift es viel geeigneter, daß bie zahlreichen Opfer unferer Par: 
tei aus den Vereins-Kaſſen unterftügt werden, flatt, daß zu dieſem Zwed 
befondere,, fehr oft unvollfommene Sammlungen angeordnet werden. Kurz, 
je mehr Mittel dem Landes-Nusihuß zu Gebote ftehen, defto wirkfamer 
tann er auftreten. Es verftcht ſich von felbft, daß der Landes-Ausſchuß 
vor dem zeitweife ftattfindenden Kongrefie der Abgeordneten der einzelnen 
Vereine regelmäßig genaue Nehenfhaft über die ihm zugefloffenen Gelder 
ablegen wird. 

Mir hoffen, daß Sie unfere Eintheifung Badens in acht Kreis:-Aus: 
ſchüſſe billigen werben. 

Se feiner der Bezirk tft, deſto Teichter {ft es für den betreffenden 
Kreis-Verein, ſich ſchnell in die nöthige Kommunfcation mit ben einzelnen 
Bereinen zu feben. 

Es ift auch für den Landes-Ausſchuß eine Gefchäftserleihterung und 
es können an denſelben die Kreis-Ausſchüſſe fiherer, der Wahrheit näher 
fommende Berichte erftatten, da es leichter ift, in einem kleinen Bezirk die 
Verhältniſſe und Berfönlichkeiten genau kennen zu fernen. 5 

Es wird uns natürlich fehr erwünſcht fein, in Bälde von ihnen bie 
Anfiht, beziehungsweife die Beiftimmung zu unfern Vorfhlägen zu erhal 
ten. Bedienen fie fi der Adreſſe: 
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„Heinrich Rös in der Paſſage au Mannheim ” 

Am erfreulichften ift es uns, wenn Sie oder einer Ihrer Mitbürger 
alfogleih zur Gründung eines Vereins in Ihrem Orte, fofern dafelbft ein 
ſolcher noch nicht beſteht, fehreiten, die Meineren Orte ihrer Nachbarſchaft 
zum Anſchluß an ihren Verein auffordern, in größeren benachbarten Orten 
den einen oder andern von tüchtigen Bürgern zur Bildung eines ähnlichen 
Vereins vermögen, und endlich ſich mit dem Ausſchuſſe Ihres Kreis:Ver- 
eins fogleih in Verbindung ſetzen. Am beiten gefchicht Lepteres dadurch, 
daß an einem beftimmten Tage an tem Kreisorte eine Verſammlung von 
Repräfentanten all der tem Kreis⸗Vereine zugetheilten Orte zu gemeinfamer 
Belprehung und Behlußfaffung ftattfindet und dag ung hierüber vom 
Kreis⸗Ausſchuſſe Bericht erftattet wird. 

„Nur friſch ans Werk! der Erfolg ift fiher. Bebenkt, welchen hohen 
„Beruf für Deutfhland Baden wieder erfüllt, wenn es auch in diefem 
— Mittel, Rechte des Volks zu erkämpfen, ein ſchönes Bei— 
„ſpiel giebt.’ 

Mannheim, ten 8. Januar 1849. Mit Gruß und Handſchlag. 

Der proviforifhe Landes» Ausfhuß. e 
2. Brentano, erfter Borfigender; Goegg, zweiter Vorfigender; Hd. Rös; 
9 Happel; Melchior Ridert; Br. Carl Barth; W. Sönfer; 8. Reichard. 
2. Degen; Schriftführer. 
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Durch) die außerordentliche Rührigkeit der demofratifchen 
Partei wurden nun dieſe Bolksvereine, denen ſich die früheren 
Märzvereine anfchloffen, oder in welche diefe ſich umwandel— 
ten, im ganzen Lande fehr verbreitet, und die vevolutionären 
Blätter pochten darauf, daß jetzt die Grundrechte gegen alle 
Auflöfungsverfuche der Regierung ſchützen. 

Wegen des letztern Geſichtspunktes und da nach dem da— 
maligen Stande der Dinge eine auch nur ſcheinbare Ver— 
letzung der Grundrechte alsbald zu bedenklichen Gewaltthä— 
tigkeiten geführt und in der National-Verſammlung einen in 
unſern Verhältniſſen für die Regierung noch viel gefährliche— 
ren Sturm hervorgerufen hätte, ſo wie ferner in Anbetracht, 
daß ſich dieſe Vereine auch über andere Ränder verzweigten, 
bie Sache alſo eine gemeinfam deutſche war, und das Reichs— 
minifterium nach dem oben erwähnten Gircularfchreiben vom 
8. Oftober 1849 fich überhaupt des Vereinsweſens annehmen 
wollte, — fette fi) das Minifterium des Innern durch Zu— 
ſchriften vom 17, und 21. Januar 1849, welch' Yebterer zu= 
gleich die inzwiichen zur Offenkundigkeit gekommenen Aufrufe 
des proviſoriſchen Landesausfchuffes vom 7. und 8, Januar 


beigelegt wurden, mit dem Reichsminiſterium in’d Benehmen. 
Wir drüdten die Abfiht aus, diefe Vereine, wenn die von ber 
Regierung anerkannten Grundrechte nicht entgegenftehen, aufzu= 
löfen, da diefelben nach dem Aufrufe vom 8. Januar 1849 einen 
gewaltfamen Umfturz vorbereiten und für den Eintritt eines Ereig— 
niſſes oder einer günftigen Gelegenheit den Sieg ber repu= 
blifanifchen Sache fichern ſollten. Hinfichtlich der Grundrechte 
wurde bemerkt, daß fie eine Auslegung zulaffen, bei welcher 
das badifche Gefek vom 26. Oftober 1833 noh baneben 
Anwendung fände. Das Leptere geftatte nämlich die Vereine 
im Allgemeinen ebenfalls, aber es gebe ber Regierung das 
Recht, fie im einzelnen Falle wegen Gefährlichkeit aufzulöfen. 
Eine ſolche Auflöfung fei nun aber nicht als eine durch die 
Grundrechte ansgefchloffene vorbeugende, fondern als eine 
Repreffivmafregel zu betrachten. Das Reihsminifterium, 
bei welchem ebenfalls verjchiedene Anfichten geherrfcht haben 
follen, ließ fich Hierauf nicht ein, deutete aber in feiner Er— 
widerung vom 25. Januar 1849 darauf an, daß die Staatd= 
anwälte zu erwägen haben werden, „ob nach den babifchen 
Gefegen die Unterzeichner der Aufrufe zur Verantwortung zu 
ziehen feien.” 

Das Minifterium des Innern machte fofort dem Juſtizmini— 
fterium von der Sache Mittheilung, daß ein Ausſprech des Gerichts 
über die Einleitung einer Unterfuchung gegen Diejenigen, welche 
durch den Aufruf vom 8. Januar eine Umwälzung vorzube- 
reiten unternahmen, erwirkft werde. Das Juftizminifterium 
ftellte die Sache dem Staatsanwalte am Hofgericht des Unter- 
rheinkreifes zu, welcher aber begutachtete, daß eine gerichtliche 
Berfolgung nicht begründet fei. Gegen dieſen dem Minifte- 
rium bes Innern mitgetheilten Bericht des Staatsanwalts 
machte der Referent bei diefem Minifterium eine widerlegende 
rechtliche Ausführung, welche mit Wiederholung des frühern 
Antrags dem YJuftizminifterium zugieng, worauf dieſes die 
Sache dem Hofgericht in Freiburg, welches nad dem Geſetze 
vom 16. Mai 1848 ($. 61) über alle feit März 1848 begange— 
nen hochverrätherifchen Handlungen zu erfennen hatte, zur 
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rechtlichen Erledigung zuſtellte. Das Hofgericht machte eine 
Ausführung, daß dieſe Sache nicht zu feiner Kompetenz ge— 
höre. Das Auftizminifterium theilte dem Minifterium des In— 
nern diefe Ausführung wieder mit, und che das letztere bare 
auf eine weitere Antwort gegeben hatte, trat die Mairevolu- 
tion dazwifchen und machte der Verhandlung ein Ende. 
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Inzwiſchen hatte das Minifterium des Innern ſchon am 
26. Januar in einem von den revolutionären Blättern leiden 
fchaftlich angegriffenen, Generale von der Theilnahme an die— 
fen verderblihen f. g. Volksvereinen abgemahnt, und bie 
gefeglichgefinnten Bürger zur Entgegenwirfung gegen die Ver— 
breitung berjelben, fowie gegen ihre verberbliche Thätig— 
feit auffordern laſſen *). Zugleih wurde angeordnet, daß 
überall, wo Einer bdiefer Vereine durch feine Handlungen 
die Gefege verlege, alsbald einzufchreiten und das Ergebnif 
anzuzeigen ſei. Hinfichtlich der Grundrechte hatten wir näm— 
lih nad weiterer Erwägung, und obſchon das Reichsmini— 
fterium dafür nicht einftehen wollte, die Anficht feftgeftellt, 
daß zwar das Verbot eined Vereines wegen Gefährlichkeit 
feiner Richtung im Allgemeinen als eine (dem erft drohen— 
den Uebel) nur vorbeugende Mafregel zu betrachten fei, 
daß aber die Unterdrüdung von Vereinen wegen bereitö be= 
gangener gejegwidriger Handlungen als eigentlich repreſ— 
ſiv nicht mehr unter die bloß vorbeugenden Mafregeln 
gerechnet werden Fünne. Wären daher folde ftrafbare 
Handlungen nachgewieſen worden, oder hätten die Ge- 
richte Schon in dev Gründung der Vereine vom 8. Januar 
eine ftrafbare Verbindung oder Aufforderung erkannt, fo hätte 
man die Negierung auch ohne Verlegung der Grundrechte be= 


*) Auch in der II. Kammer machte ich, als die Rede davon wurde, dem 
Abgeordneten Brentano wegen der diefen Vereinen gegebenen Richtung, 
insbefondere wegen des Aufrufs vom 8. Januar 1849 einen Vorhalt. 
Er erwiderte, man möge die Unterzeichner des Aufrufs gerichtlich bes 
langen, wenn man meine, daß darin etwas Strafwürbiges liege, 
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ſugt erachtet, nach dem Geſetz von 1833 bie Auflöſung zu 
verfügen, beziehungsweife das Verbot audzufprechen. Auch 
hätte der Schritt, wenn ein felcher greifbarer Grund nachge— 
wiefen worden wäre, in der Ausführung weniger Schwierig- 
feit gefunden. Es hätte nur gegen ben Einen oder Andern 
diefer Vereine eines folchen Nachweifes bedurft, um die Ver— 
fügung wegen des Zufammenbangs berfelben gegen alle 
treffen zu fünnen. Es kam aber fein Nachweis folcher unter 
das Strafgeſetz fallender Vergehungen vor, und wie es mit 
der Erörterung über die Strafwürbdigkeit des Zwedes die— 
jer Bereine an und für fi gieng, ift fchon oben ange— 
geben worden. 
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Ich weiß wohl, daß man, wo es fih um die Retiung 
des Staats handelt, fih für den Augenblick der Gefahr durch 
keinerlei beengende Formen abhalten Iaffen darf, das zu thun, 
was retten kann. Aber eben das war die Frage, welche Ge= 
fahr die größte fei, das Verbot oder das Gemwährenlaffen mit 
vorläufiger bloßer Ueberwahung ? Die Gefahr einer Ver— 
letzung der fo eiferſüchtig bewachten Grundrechte muß nad 
der Stimmung der damaligen Zeit, wo zugleich die vom 
Bolfe als fouverän betrachtete Nationalverfammlung 
im Hintergrund ftand, bemeffen werden *). Die andere Ge— 
fahr, die des Gemwährenlaffens, wird jetzt wohl zu hoch an= 
gefhlagen. Abgefehen davon, daß bie Volfövereine ohne 
die unabhängig davon eingetretene Militärmeuterei Feine Re— 
volntion hätten durchführen fünnen, und daß diefe Revolu— 
tion bei dem Ausbruche der Militärmeuterei nad 
dem fonftigen Stande der Dinge von den Demokraten auch 
ohne ihre Bereinsorganifation (etwa in einer großen Volks— 


*) Auch in andern beutfchen Ländern, in welchen ähnliche Vereine gegrün- 
det wurden, erfolgte gegen fie fein Schritt, In Württemberg wurbe 
im Sommer 1848 der demofratifche Verein zu Stuttgart aufgelöft, nad 
dem Erjheinen der Grundrechte aber gegen die ganz gleichartigen neu 
gebildeten und überall verzweigten Vollsvereine nichts unternommen. 


— Wu — 


verfammlung oder wie immer) jedenfalls durchgeführt worden 
wäre, — darf man nicht überfehen, daß mit der bloßen Auf— 
löjung beftimmter Bereine fehr wenig gethban if. Die 
revolutionäre Partei bleibt durch ihr gleiches Ziel und durch 
ihren fonftigen Verkehr (in der Preffe, in Verfammlungen 
ober Eeineren Zufammenktünften, durch Korrefponbenzen, Emiſ— 
färe ꝛc. 2.) doch vereinigt, und das fchwierigfte befteht noch 
darin, daß die Auflöfung eines Vereines, wie die Erfah: 
rung zeigte, Die fofortige Gründung eines neuen unter ans 
derm Namen nicht hindert, und es immer lang dauert, bie 
die Regierung von dem Beftande und Beftreben, und von 
der Thätigfeit derfelben folche Kenntnig und Nachweife er— 
hält, daß auch die neuen Vereine wieder aufgelöft werden 
können. Es find, wenn man dem Mifbrauche des DVereins- 
rechtes wirffamer foll begegnen fonnen, wie ich oben im $. 16 
auseinanderfegte, andere gefegliche Beltimmungen 
nöthig, und die Regierung muß in Zeiten großer Gefahr auch 
noch das Recht der vorübergehenden Suspenfion des politifchen 
Bereinigungsrehts überhaupt ($. 28) haben. 
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Ein Nachtheil einer zu leichten oder zu großen Bejchrän- 
fung bed Vereinsrechtes befteht, wie bei der Beſchränkung 
anderer politifcher Freiheiten auch darin, daß dadurch bie 
Thätigkeit der Wohlgefinnten erlahmt, und doch kann bei 
dem durch folche Beichränfungen dennoch nicht zu verhindern 
den anarchifchen Treiben des verneinenden Geiſtes in dem 
Zuftande eines entwidelten Volkslebens nur das thätige und 
fräftige Auftreten der Freunde der Ordnung im Volke 
fel bſt eine genügende Stüße gewähren. 

Sn diefer Beziehung hatten wir nun. einen Anfang in 
dem Auffommen der f. g. paterländifchen Vereine, bie 
fich namentlich ald Gegenfag der wühlerifchen Volksvereine 
da und dort bildeten, und dem Mißbrauche der Freiheit ent— 
gegenarbeiteten. Vielen rechtlich Gefinnten wurden durch das 
wilde deftruftive Treiben der Volksvereine allmählig die Augen 
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geöffnet und jo begann eben dieſes Treiben in der Bevölke— 
vung felbft eine Art von Reaktion bervorzurufen. Die Waf- 
fen waren aber nad der Krankheit der Zeit allerdings 
noch ungleih. Die Anarchiſten hatten fchon gar viel Boden 
gewonnen, den ihnen wieder abzugewinnen nicht die Auf— 
gabe weniger Monate fein fonnte. Die Freunde der Orb- 
nung Eonnten bei dem unterwühlten Sinne nur nach und 
nad, vorerſt nur in befchränfteren Kreifen, wieder Gehör 
finden. Bon der revolutionären Preffe wurden fie ver- 
höhnt *), und von den Demagsgen eingefchüchtert. Ließen 
ſich dadurd auch viele Karaktervolle G. B. in Mannheim 
unter dem Borfige des waderen Blezinger **)) von ihren 





*) Der Volfsführer, die Republit und die Mannheimer Abentzeitung 
nannten biejelben, weil fie die Regierung unterftüßten, meiſtens nur 
(nad; meinem Taufnamen) Baptiftenvereine. 

**) Der Vorftand des vaterländifhen Vereins in Mannheim war zugleid 
der Vorort aller vaterländifden Vereine des Landes. Sogleich nadı 
dem Belanntwerben des Aufrufs des Landesausfhufles der Volksvereine 
vom 8 Januar erlich der Vorort der vaterländifhen Vereine (am 18. 
Januar) einen Gegenaufruf, worin unter Anderm gefagt war: 

„Wer es weiß, — und wer in Baden wird es nicht willen ? — 
daß die „Mannheimer Abendzeitung” und die „Seeblätter” in Sonftanz 
diejenige Partei vertreten haben und noch vertreten, welche im vorigen 
Jahre den Bürgerkrieg in unfer ſonſt jo glüdlihes Land geſchleudert 
bat, der wird fofort erfennen, daß tie vaterländifchen Vereine und vie 
Volks⸗-Vereine, „welch letztere die genannten Blätter öffentlich als ihre 
„Drgane erflären“ , Segenfühler find. 

Es verfteht alfo fid wohl von felbit, daß die vaterlandifchen Vereine 
und alle Bürger des Landes, welde ihre Geſinnungen theifen, zunädjt 
auf Gegenwirkung bedacht fein müffen. 

Der Haß gegen das Bürgertum, die Feindfeligfeit gegen das 
Befisthum, die blinde Berfolgungswuth gegen alle Andersdenkenden follen 
nicht, wie ein verheerender Krebsſchaden, noch weiter Platz greifen im 
Volke durd; eine noch größere Verbreitung jener Blätter, die dafür ar: 
beiten und bie zu den Organen der Volks Wereine erhoben worden find. 

Wir wollen nicht die Partei-Leidenſchaften heraufbeſchwören: wir wol- 
len nicht mit den Waffen der Verdächtigung und perfünlicher Anfeindungen 
unfern politifschen Gegnern in ven Weg treten. Wir verabfcheuen folche 
Mittel, weil jie mit dem Streben nad) wahrer Freiheit unvereinbar find 
und zudem erbliden wir auch in unfern Gegnern unfere Mitbürger, die 
wir nicht haflen, fondern nur bekämpfen im Dienfte des Vaterlandes. 
Wir befchränten uns bewegen lediglich darauf, die politiihen Ge— 
genſätze der Parteien feitzuftellen und unfere Wirkfamkeit in Schrift 
und Wort auf die Grundlagen der Wahrheit, der Thatfahen und ver 
Bebürfntffe des Tages zu begründen. 

Mir haben die Leiden im Auge, welche über unfer batifches Fand 
eingebrochen find „durd die politiſche Steichgiltigkeit der Mehrzahl feis 
ner Bürger” und wir wollen alle uniere Kräfte aufbieten, um durch 
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Bemühungen nicht abhalten, ſo hatte doch eine große An— 
zahl Anderer, die innerlich von derſelben Geſinnung waren, noch 
nicht den Muth, ſich ihnen offen und thätig anzuſchließen. 


Anwendung der richtigen Mittel jene Leiden zu beendigen und „eine 
„zweite Auflage der Drangſale des Jahres 1848 von unſerem unglück— 
„lichen Lande abzuwenden.“ 

Eine, wenn auch nur theilweiſe Wiederkehr derſelben müſſen wir 
befürchten, wenn wir in dem Umlaufſchreiben des proviſoriſchen Landes» 
Ausſchuſſes Iefen, wie er das Miplingen der Bewegung des vorigen 
Jahrs bedauert, zur beſſern Organiſation aufmuntert und zu näherer 
Begründung der Zweckmäßigkeit der Volksvereine darauf hindeutet, daß 
in Branfreich die Februarrevolution lediglich durch die im ganzen Lande 
beftandenen Klubs und durch die große Verbreitung der politifchen Zagesblät- 
ter vorbereitet wurde. Dies felbit zugeftanden, fo müſſen wir dieſe 
Beweisführung doch bahin ergänzen, daß eben biefe politifchen Klubs 
und ihre Blätter aud die rothe Republik und den blutigen 
Juni-Aufſtand vorbereiteten, indem die „Klubs ſowohl, als ihre 
„Drgane Tod und Verberben prebigten gegen Bürgerthum, gegen Beliß: 
„thnm und Alles, was die menſchliche Geſellſchaft zufammenhält.” Die 
unglüdlihen, verführten Maffen mußten die Verblendung, in die man 
fie geftürzt, mit „ihrem Elende und ihrem Blute“ zahlen und bie 
franzöſiſche Nation hat jenen „gefellfehaftlichen Auswurf“, der in ihren 
(Singeweiden wühlte, „weit von fich geſchleudert!“ Man ficht, das 
Beifpiel bat auch feine gefährliche Seite und dieſe tft theilweife ſchon 
auch in unferem Lande ernitlic ins Auge gefaßt worden. 

Zunächſt an unferen Grenzen gegen die Schweiz haben bereits eine 
größere Anzahl von Gemeinden ein allgemeines Schuß- und Trukbündniß 
gegen jedwedigen republifanifchen Anfall auf ihre perfönliche Freiheit und ihr 
Eigenthum geſchloſſen, und es ift auch nichts natürlicher, als daß man 
in Deutschland, „wie in Frankreich“, den Stab breche über die rothe 
Republik, welche die Schlachtbank der menſchlichen Geſellſchaft iſt, und 
von welcher Niemand mehr betrogen wird, als die arbeitenden Klaſſen, 
welchen man goldene Berge verſpricht, in Wirklichkeit aber durch Ver— 
nichtung der Arbeit dem Hunger und dem Elende Preis giebt! 

Um unſere Aufgabe mit Erfolg zu löſen, dürfen wir nicht minver 
thätig fein, als unfere Gegner. Auch wir müſſen ung — „burd Er— 
„fahrung Hug gemacht” — organifiren; auch wir müffen unfere Ber: 
eine durch das ganze Land verbreiten, auch wir müflen, wo möglid, 
eigne Organe zu großer Verbreitung unter das Volk ſchaffen, die Tages— 
preffe für unfer Streben zu gewinnen fuchen und bei „wichtigen Tages» 
„fragen, welche entfcheidend für die Rechte des Volkes und die Vers 
„faffung werden können”, fchnell in großer Zahl Flugfchriften unter die 
Bürger aller Orte verbreiten. . 2. +. 

Zu Al dem bedürfen wir aber nicht allein namhafter Geldmittel, 
melde durch freiwillige Beiträge der Vereins-Mitglieder und durch 
Freunde unferer Sache zu befchaffen find, fondern auch geiftiger Kräfte, 
die thatkräftig nnd aufopferungsfähtg find für das wahre Wohl des 
Vaterlandes. 

Wir rufen daher unfere Mitbürger in Land und Stadt auf, 
überall da, wo noch Feine vaterlänbifchen Vereine gebilvet find, foldye 
zu bilden. Der Wahlſpruch derfelben fet überall: Freiheit, gegrüns 
det auf die Achtung vor dem Geſetze und auf die Aufrechthaltung der 
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Immerhin war aber diefe Erfcheinung von hohem Werthe, 
die Vereine vermehrten fih und fie wären mit jedem Tag 
wirffamer geworden, wenn nicht, noch che diejed Ziel erreicht 
war, ber Streit über die Neichsverfaffung und die Militär- 
meuterei ben Demagogen für den Augenblik eine jo große 
Uebermacht gegeben hätten, daß e8 im Mai zu einem völli— 
gen Umfturze Fam. Wären die VBolfövereine wieder unterdrüdt 
worden, ſo hätte dies auch den vaterländifchen Vereinen einen 
Schlag gegeben, fie hätten diefen Schritt wegen vermeinter 
Verlegung ber Grundrechte einerfeits ſelbſt mißbilligt, und 
andererjeit8 wären fie durch den Hieb, welchen die Staats— 
gewalt auf ihre Gegner that, jedenfall in ihrer eigenen Thä- 
tigkeit erlahmt, fo daß die Regierung den Wühlern wieder al - 
lein gegenüber geftanden wäre. Die Führer der vaterländi- 
ichen Vereine wünfchten daher, wie mir eine Deputation des 
Mannheimer Vororts derfelben im Frühjahr 1849 verficherte, 


Ordnung; Siherung der Volksrechte gegen alle feindlihen Angriffe, 
woher fie aud) fommen mögen; Beförderung und Wiederherftellung des 
Wohlſtandes durch Befeitigung aller jener Ginwirfungen, weldhe den 
öffentlichen und Privat:Sredit untergraben und die Arbeitslofigkeit ver: 
mehren; enge Verbrüderung aller Gleichgeſinnten, und ehrlicher, aber 
entjchiedener Kampf gegen alle Feinde der wahren Freiheit und Volks— 
wohlfahrt! „Das ijt der Weg, den der echte Bürger, der wahrhaft 
„freie Mann, dem Vaterland und Bolfswohl fein Ieerer Schall iſt, 
„gehen muß; er allein führt aus dem Sturme in fidheren Hafen.” 

Mir fordern aud jeden einzelnen unferer Mitbürger, der fid, be- 
rufen fühlt, in unferem Sinne zu wirfen, auf, uns mit feinen geiftigen 
Kräften zu unterflügen und fi zu dieſem Behufe mit uns in Wer 
bindung zu ſetzen. Wir reinen auch auf eine größere und entſchiede— 
nere Theilnahme desjenigen Theild der Preſſe, welcher bis jetzt m ven 
politifhen Kämpfen gleidhgiltiger war, als er in fo fhweren, felgereis 
hen Zeiten fein follte. 


Die beſtehenden vaterländifhen Vereine werben felbitredend jeder, 
fo wett er e8 vermag, zur Begründung weiterer Vereine und zur Ans 
werbung gleihgefinnter Freunde ihr Möglichftes thun. .. ». 

Wir geben aber Jedem, der für des Landes wahres Wohl wirken 
will, zu bedenfen, daß ohne Zaubern Hand an's Werk gelegt werden 
muß und fordern alfo auf zu frifcher That. „So erkenne denn”, fagen 
au wir, „das badifche Volk feinen hohen Beruf, den es zu Deutſch— 
„lands Wohl fo lange ruhmvoll erfüllte, auch diesmal wieder; es gebe 
„ein fchönes Beifptel, was eim fittliches edles und freiheitliebendes 
„Bolt im mannhaften Kampfe für feine wahre Freiheit und Wohlfahrt 
„gegen den Andrang feintlicher Elemente vermag” und es wirb durch 
„feinen Sieg einer fhönen Zukunft entgegen gehen!" ır. 
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die Auflöfung der Volksvereine durchaus nicht, fie hofften viel- 
mehr bie Partei der Legtern bei deren Fortbeftand nach und 
nach um fo gründlicher in dev öffentlichen Meinung überwäl> 
tigen zu können. 


XXV. Die deutſche Frage. 
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Dben ($$. 33. u. 49) ift dargeftellt, wie die Regierung 
in den Märzftürmen mit Taufenden wahrer Baterlandsfreunde 
den Rettungsanfer vor völligem Zerfall oder Untergang des 
Baterlands nur in der alsbaldigen Berufung einer Vertretung 
der ganzen Nation erkannte, wie fie dann Schritte hiefür ſchon 
am 4, März zufagte und fogleich darauf bei der Bundesver- 
fammlung den entiprechenden Antrag ftellte, fofort auf ſchleu— 
nige Vornahme der Wahlen drang u. ſ. w. 

Es ift befannt, daß auch Diejenigen, welche die große 
Bewegung Angftigte, bald nach der Eröffnung der deutſchen 
NationaleBerfammlung frohe Hoffnungen auf eine friedliche 
Entwicklung fchöpften, da diefe Verſammlung in einer bedeu- 
tenden Mehrheit gemäpigt auftrat und für Feithaltung der 
Ordnung wirkte. Ein berühmter Staatsmann fagte fpäter, es 
fei ihm noch immer ein politifches Näthfel, wie in der dama— 
ligen Zeit fo gemäßigte Wahlen haben zu Stande kommen 
können, während ähnliche Verfammlungen in Wien, Berlin 
und an andern Orten in ihrer Mehrheit fo radifal ausfielen *). 

*, Ein Grflärungsgrund dürfte auch darin liegen, daß die früheren polis 
tifhen Notabilttäten, freifinnige Männer von humaner und wiſſenſchaft⸗ 
licher Bildung, die bisher für Freiheit, Volksrechte und Rechtszuſtand 
auftraten, in nicht fo großer Zahl vorhanten waren. Es war natür- 
lich, daß diefe von früher her als Koryphäen der Breiheit anerkannten 

Männer, gewiffermaßen die Lieblinge des Volkes, zunächſt in die wid 

tigfte Verfammlung, in die Vertretung der ganzen Nation ge 

wählt wurden, und doch waren biefe geiftig hervorragenten Männer 

(fogenannte Altliberale) der Mehrzahl nad überall gegen ben Umſturz. 

Für die andern Verfammlungen blieben daher mehr untergeorbnete Ber: 

fonlichkeiten übrig, die fi) erft in den Stürmen neu hervorthaten, und 


als Kinder diefer Stürme die Linie, die fid) die früheren Notabilitäten 
geſetzt hatten, weit überfchritten. 
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Indeffen fand das „einzig und allein“, das vom Vor— 
parlament berrüßrte, auch bei der Fonftituirenden Verſamm— 
lung bald Aufnahme, da fie ihre, in der damaligen Lage 
der Dinge unwiderſtehliche, Madt fühlte. In dem 
Einne, in welchem Heinrih v. Gagern in feiner Rebe zu 
Bremen von der Nationalfouverainetät im Gegenjage 
der Bolksfouverainetät fprah, war dieſe Anficht auch 
richtig; aber es fehlte an einem über bie thatſächliche 
Macht hHinausreihenden Rechtstitel dafür, daß bie 
Derfammlung jene Nationalfouverainetät in fich allein trage, 
oder mit wem anders, ald mit der Sefammtheit der Regie— 
rungen, die in dem Bundesbefhluß vom März 1848 vor— 
behaltene Vereinbarung (insbefondere nad) Aufhebung - 
der Bundesverfammlung) maßgebend für die Gefammtheit zu 
treffen ſei. 
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Auf der andern Seite war in Anſchlag zu bringen, daß 
in den Märzftürmen alle Regierungen wenigftend gegen ei= 
nen vorübergehenden Umſturz nur in der Berufung 
jener Berfammlung eine Rettung fanden. Ferner 
war zu erwägen, baf ed unmöglich fei, etwas zu Stande zu 
bringen, wenn jede Regierung ſich ihre befondere Zuftimmung 
vorbehalte, und daß die diplomatischen Verhandlungen, wie 
die frühern Erfahrungen Iehrten und der neue Gang ber Dinge 
wieder zeigt, nichts Großes zu Tage fürdern vermögen. Diefe 
Betrachtungen in Verbindung mit dem Umftande, daß die 
National-Berfammlung im Sommer 1848 einen gemäßigten 
und erhaltenden Weg einfchlug, beftimmten die Großh. Re— 
gierung, fih den Befchlüffen der Verfammlung in Beziehung 
auf die Feftftellung einer Verfaffung des deutſchen 
Reichs ihrerfeits thatſächlich anzuſchließen, ohne je 
ben allerdings unwahren Sat aufzuftellen, daß die Verſamm— 
lung eine für alle Regierungen rechtlich mafgebende Voll— 
macht habe. 
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In dieſem Sinne gaben bei dem nach längerer Unter— 
brechung der Sitzungen am 20. Juli 1848 erfolgten Wiederzufam- 
mentritte der Stände der Minifter der auswärtigen Ange— 
legenheiten in der I. und ich in der D. Kammer im Auftrag 
des Großherzogs folgende Erklärung ab: 

„Seit Ihrer lebten Verſammlung bat ſich eines der 
größten, wichtigften und erfreulichiten Greigniffe in der poli= 
tiichen Entwicklung Deutichlands begeben. Es find die Franf- 
furter Befchlüffe vom 28. und 29. Juni, durch welche die 
deutiche National-Verfammlung in Erwägung ber politifchen 
Weltlage und des Drangs der Verhältniffe unferes Vater— 
landes zur Bildung einer proviforifchen Gentralgewalt und zur 
Wahl eines Reichsverweſers in der Perfon des Erzherzogs 
Johann von Defterreich gefchritten ift. Die National-Ver— 
jammlung durfte dabei auf die allfeitige Uebereinftimmung 
zählen, und fie ift diefer Vebereinftimmung auch von Seite 
aller deutjchen Regierungen in dem NAusdrude des an dem 
nämlichen denfwürdigen Tage gefaßten Bundesbefchlufjes be— 
gegnet. ©. K. 9. der Großherzog bat die Wahl des Erzher— 
zogs zum Reichsverweſer mit der lebhafteften Freude begrüßt. 
Ueberzeugt von der Dringlichkeit einer proviforifchen Gentral- 
gewalt, vertrauend auf die große Bürgfchaft des Fürften, ber 
fie für die Ginigung, Breiheit und Macht unfered großen 
Baterlands ausüben foll, und bereit, die gemeinfamen Opfer 
mit Freuden zu bringen, die dazu nöthig erfcheinen, bat der 
Großherzog die Befchlüffe der National-Berfammlung aner= 
fannt. Wir find beauftragt, Sie, H. Herren, gleich bei 
Shrem eriten Zufammentritte davon in Kenntniß zu ſetzen und 
die Regierung kann nicht zweifeln, daß Sie von gleichen Ge— 
finnungen belebt, Ihre frendige Uebereinftimmung damit aus— 
fprechen werden.” 

In der erften Kammer erhob fih auf Aufforderung des 
Präfidenten die ganze VBerfammlung einftimmig, um damit 
ihre Uebeveinftimmung mit diefer Erklärung der Regierung 
auszufprechen. Eben fo drücdten in der I. Kammer alle 
Mitglieder, mit Ausnahme Richter's, durch Erhebung ihre 


— 4 — 


Zuftimmung aus, und Mez fügte die verwahrende ausdrück— 
liche Bemerkung bei, daß die Bejchlüffe der National-Ver— 
jammlung einer Anerkennung der einzelnen Stände und Re— 
gierungen zu ihrer Giltigfeit gar nicht bedürften, welcher Be— 
merfung Itzſtein, Junghanns und Nichter fich anfchloffen. 

Der oben entwidelte und in der Erklärung der Negie- 
rung vom 20, Juli ausgedrüdte Gefichtspunft, nebſt dem 
erkannten ungeheuren Bedürfniffe, daß überhaupt eine Eini- 
gung zu Stande fomme, war es nun, was die Regierung in 
ihrem ganzen Verhalten gegenüber der deutſchen Frage leitete, 
Als die I. Kammer ihre nochmals unterbrochenen Situngen 
am 9, Oktober wieder eröffnete, fprach ich in dev Anrede au 
diefelbe aus Auftrag des Großherzogs im Namen der Regie- 
rung die Ueberzeugung aus, „daß nur durd ein unbedingtes 
Anfchliegen aller bdeutjchen Staaten an die Beitimmungen, 
welche die National-Berfammlung zur Erfüllung ihrer großen 
Aufgabe (bezüglich auf die Gründung einer deutſchen Verfaſ— 
fung) treffen werde, die deutfche Einheit, Macht, Größe und 
Freiheit begründet werden könne.“ 

Sn Folge deffen wurden am 23. Oftober 1848 alle bis 
dahin erfchienenen Reichsgefege, und fpäter jeweils die neueren, 
(in Uebereinfiimmung mit den Ständen) durch dad Regie— 
rungsblatt verkündet, fowie ſchon am 6. Auguft die von der 
Gentralgewalt angeordnete Beeidigung der Truppen mit Auf 
nahme des Reichsverweſers in die Eidesformel hier, wie in 
faft allen deutſchen Ländern, -in der verlangten Weife vorge- 
nommen wurde. 
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Am 20. September erließ das Reichsminifterinm ein (durch 
öffentliche Blätter) bekanntes Rundfchreiben bezüglich auf die 
Uebernahme der diplomatifchen Bertretung der deutſchen Staa- 
ten durch die Reichdgewalt, worauf die Regierung eine ent: 
ſprechende und anjchliegende Antwort gab. 

Am 19. Oftober 1848 wurde in der IT Kammer wegen 
Zurädziehung der badifchen Geſandtſchaften und Aufhebung 


ee 


des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Minifter v. Dusch eine Snterpellation gerichtet. Derjelbe be= 
rief fi auf die der Gentralgewalt auf ihr Rundſchreiben vom 
20. September bereitö gegebene zufagende Antwort, und be= 
merkte, daß in ganz furzer Zeit alle Geſandtſchaften, vorerft 
mit Ausnahme der Parifer, werden zurüdgezogen werden, 
Der Barifer Poſten müffe noch befegt bleiben, bis die Reichs— 
gewalt die Gefchäfte zu übernehmen in dev Lage fei, derſelbe 
alſo auch dort entbehrt werden könne. Der Minifter äußerte 
biebei: „Die Bebürfniffe Deutjchlands Taffen darüber fei= 
nen Zweifel, daß für die vereinigten beutichen Staaten 
nur eine politifche Vertretung nach außen und zwar durch 
die Gentralgemwalt ftattfinden fol. Nur in ihr bilden 
ſich alle politiſchen Kräfte zu einer Geſammtmacht erſten 
Ranges, und als ſolche müſſen wir uns der Welt feſt 
und unwandelbar darftellen, als folche müffen wir und zur 
Vertretung unferer großen gemeinfamen Intereffen im Staa 
tenverkehr geltend zu machen fuchen, foll die Entwidlung un— 
jerer Nationalwohlfahrt feft gefichert fein. Nur dadurch auch, 
daß überall deutfche Gefandte im Namen des Bundesreichs 
auftreten und diefer Einen großen Geſammtmacht in ihren 
freundfchaftlichen Beziehungen zu andern Staaten, in Ver— 
theidigung ihrer Intereffen, in dev Mitwirkung beiden Ver— 
bandlun;en über alle großen europäifchen Fragen, mit denen 
wieder unfer eigenes Schieffal innig verwandt ift, Ausdrud 
verleihen, — kann das gerechte Verlangen der großen deut— 
fhen Nation befriedigt werden, kann das Mißbehagen einer 
unfichern politifchen Stellung in der Welt in ein beruhigtes 
wohlbegründetes Selbftvertrauen übergehen.” 

Bald darauf wurden auch die Gefandtichaften mit Aus— 
nahme der Parifer wirklich zurückgezogen. 

In Betreff der Aufhebung des Minifteriumsd der aus- 
wärtigen Angelegenheiten erklärte der Minifter in ber IL Kam— 
mer, daß dazu die neuen Berhältniffe feinen Anlaß geben, 
fondern die hierher gehörigen Gefchäfte, e8 mögen auswärts 
Reichsgefandte oder badiſche Gefandte uns vertreten, die 
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nämlichen, und für jetzt wegen der vielfachen Beziehungen 
zur Gentralgewalt noh vermehrt feien. Gleihwohl wurde 
diefe Frage an eine Commiſſion gewiefen, auf deren Bericht 
es zu einer Berathung Fam, bei welcher der Antrag geftellt 
wurde, daß die Reichdangelegenheiten an das Minifterium des 
Innern, und bie Angelegenheiten des Großh. Haufes etwa 
an das Juftiz=- Minifterium übergeben, das Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten aber aufgelöft werden follte. 
Diefer Antrag wurde von der Regierung befämpft und von 
ber Mehrheit der Kammer, bis die Reichsverfaſſung feſtge— 
ftellt und in das Leben getreten fein werde, vorerft abge= 
lehnt *). 
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Im Dezember 1848 fam die National-Verfammlung mit 
ber Berathung ber Grundredhte zu Ende. Da in Frankfurt 
beabfichtigt war, diefelben fogleich und ehe noch die ganze 
Reichsverfaſſung zu Stand gefommen fein werde, zu verfün= 
den und zum Bollzug zu bringen, jo fand dies die Regierung 
bedentlih. Wir hielten (mit einem Theile der National- 
Berfammlung) dafür, daß, da die Grundrechte nur einen 
Beftandtheil der Reichsverfaffung ausmachen konnten, fie nur 


*) Es wurde bei ber Negierung vorläufig beſprochen, welche Vorſchläge 
hinfihtlid des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten gemadt 
werden follten, wenn die Reichsgewalt die Vertretung ber einzelnen Staa» 
ten im Auslande übernehme. Die Abſicht gieng dahin, daß die einzel: 
nen Minifterten, in deren Geſchäftskreis die Angelegenheiten gehören, 
die diesfallfigen Communicationen, ftatt wie bicher durch Vermittlung 
des Mintfteriums der auswärtigen Angelegenheiten, fünftig mit ven 
andern beutfchen Regierungen, oder mit der Reichsgewalt unmittel: 
bar pflegen follten, daß aber für die Angelegenheiten des großherzog> 
fihen Haufes und für die Neichsangelegenheiten, foweit diefe die Ge— 
fammtverhältniffe des Staats und nit nur einzelne Ber 
waltungsamweige betreffen, ein eigener Miniſter im Staatsmt- 
nifterium bleiben follte, der aber dann Feines Minifterialfollegiums, 
fondern nur noch etwa eines einzelnen Rathes und eines Sekretärs bes 
durft hätte. Die obere Leitung der Poften und Gifenbahnen, welche 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten bisher beforgte, wäre 
alsdann an das Minifterium des Innern, das ohnehin ſchon den Eifen: 
bahnbau und den Wafler» und Straßenbau unter fih hat, über- 
gegangen. 
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erſt mit dieſer zur Verkündung und zum Vollzuge kommen 
ſollten. Dies ſchien um ſo nothwendiger, als die Grundrechte, 
ſo groß deren Werth im Allgemeinen auch anzuerkennen 
war, doch durch einzelne Beſtimmungen theils in politiſcher, 
theils in ökonomiſcher oder ſocialer Hinſicht einerſeits die Un— 
zufriedenheit der Bevölkerung zu vermehren geeignet waren *), 
und andererjeitd die Schranken der Freiheit der Prefle, der 
Bereine ꝛc. ꝛc. in einer für unfere Zuftände gefährlichen Weile 
bejeitigten. In einer Heinen Denffchrift wurden dieſe Be— 
benfen zufammengeftellt, und dabei bemerkt: wenn die ganze 
Reichsverfaffung in das Leben trete und jebem Einzelftante 
einen ficheren Halt gewähre, fo verfehwinden die erwähnten 
Gefahren, wenigftens fei dann eine fefte Ordnung gegründet 
und der verfaffungsmäßige Zuftand überall gefichert. Diefe 
Denkſchrift ging an den Bevollmächtigten bei ber Gentralge- 
walt, um fie dem Reich&minifterium zu übergeben, mit bem An— 
trage, daß bie Grundrechte nicht vor der Reichsverfaffung 
befonders verkündet werden, und daß die Gentralgewalt, 
wenn fie zu einem folchen Rüdhalte nicht befugt wäre, die 
Frage in der Nationale Berfammlung ſelbſt nochmals in An— 
regung bringe. Um für diefen Antrag eine größere Unter= 
ftügung zu erlangen, wurden einigen anderen deutſchen Re— 
gierungen (insbefondere den benashbarten) Abjchriften der 
erwähnten Denkſchrift behufs gleichmäßiger Schritte mitge— 
theilt**). Alsbald darauf am 27. Dezember 1848 verkündete 


*) Zum Beifpiel wegen Theilbarkeit der gefchlofienen Hofgüter, wegen Ue: , 
bernahme der Schulgelder (aud von wohlhabenden Eltern) auf bie 
Oemeindefaffen , wegen Ausdehnung des Rechts der gemeindebürgerlichen 
Annahme auf die Angehörigen anderer deuiſchen Staaten und auf 
die Israeliten ꝛc. 

**) Brentano wollte von der Denkſchrift in Frankfurt durch ein Mitglied 
der württembergifchen Negierung Kenntniß erhalten haben, und machte 
mir deßhalb in der Sitzung vom 10. Februar einen Vorwurf. Gr 
wußte aber die Sache nicht richtig, und behauptete, wir wollten bie 
Grundrechte nicht anerkennen, fondern im Widerſpruch mit unfern 
früheren Erklärungen das befämpfte Bereinbarung 8 prinzip geltend 
machen, während wir nur veranlaffen wollten, daß die Reichsg e— 
walt ſelb ſt die Grundrechte in die Reichsverfaflung, wohin fie gehö- 
ven, aufnehme und bis zur Feſtſtellung der Lesteren die Verkündigung 
und ben Vollzug der Eritern aufſchiebe. Ich erklärte dies in ber Kams 
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aber der Reichsverweſer die Grundrechte im Reichsgeſetzblatte, 
und ihre weitere Verkündung erfolgte in mehreren Staaten, 
insbeſondere in unſeren Nachbarſtaaten Württemberg und 
Heſſen, weshalb dieſelbe nach einer Großh. Entſchließung vom 
8. Januar 1849 am 12. Januar auch hier ftatthatte, jedoch 
mit dem Bemerken, „baß die Entwürfe ber zum Vollzuge 
erforderlichen Gefege den Ständen werden vorgelegt werden.“ 
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Viele Beftimmungen der Grundrechte find ihrem Inhalte 
nach in Baden fchon längſt in gefeglicher Geltung, Andere 
wurden durch die Erfüllung dev Märzverheifungen in das 
Leben gerufen, oder wenigſtens waren darüber ben Ständen 
ſchon längft Gefeg-Entwürfe vorgelegt *). Auch über Sätze 
ber Grundrechte, die unter diefen Verheißungen nicht begrif- 
fen waren, namentlich wegen Aufhebung der ftandesherrlichen 
Gerichtsbarkeit und wegen Allodififattion der Bauernlehen, find 
den Kammern fhon im Juni 1848 und früher Gefeg-Entwürfe 
übergeben worden, und num erfolgten nach der bei Bekannt: 
machung der Grundrechte gemachten Zufage weitere Vorlagen 
über Allodifitation dev eigentlichen Lehen, über Aufhebung 
der Kautionen in Preßſachen ($. 56), fo wie über Verhaf— 
tungen und Hausjuchungen. Ferner wurde die Verordnung 
über die Privatichulen nach den Grundrechten abgeändert, 
und ein Gefeg-Entwurf wegen Aufhebung der Todesftrafe **) 
vorgelegt. 


mer, aber bie revolutionären Blätter blieben bei Brentano’s Angabe 
ſtehen und machten daraus gegen mid ein Agitationsmittel, 

*) Zum Beifpiel über die Aufhebung der Genfur, über Gefhwornengerichte, 
über die Unabhängigkeit der Richter, über die ftaatsbürgerlide Gleich— 
ftellung der Gonfeflionen, über die Feudalrechte, über die Klagen gegen 
öffentliche Diener, über die Aufhebung der privilegirten Gerichtsſtände. 

**) Ich halte die allgemeine Aufhebung der Lodesftrafe, bie nun nur noch 
beim Standredte, alfo in gewiflen Fällen bei politiſchen Ber 
brechen übrig bleibt, für einen Mißgriff. Die Folgezeit wird es Ichren, 
und wir werben fehen, wie bie Volksmoral laut wird, wenn ein recht 
graufamer Raubmörder ober gewinnfühtiger Giftmörder, ober 
ein Brandfllfter, der planmäßig nidt nur viele Häufer in Aſche 
verwandelt, fonbern auch eine Anzahl Menſchen um das Leben bringt, 
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Schon früher wurde die auf einen Beſchluß der Natio— 
nalverſammlung gegründete Anordnung der Centralgewalt, 
daß das Armeekorps auf 2 Prozent der Bevölkerung erhöht 
werde, zum Bollzuge gebracht, indem dazu die Vorbereitun- 
gen vorläufig nach den gejeglichen Beftimmungen über die 
außerordentliche Konffription gemacht, und zur endgül- 
tigen Ausführung ein neues Geſetz an die Stände gebracht 
wurde. Diefe Vermehrung des Armeekorps veranlaßte in 
ber Bevölferung viel Widerftreben, und die Radikalen be- 
nügten dies als Agitationgmitrel gegen die Regierung, da fie 
zwar die pünktlihe Vollziehung der Befchlüffe der Reichsge— 
walt, fo weit diefe ihnen günftig fehienen, als eine heilige 
Pflicht forderten, fich felbft aber denfelben im andern Falle 
nicht unterwerfen wollten. Die Regierung felbft hatte an 
der Anordnung auch Feine Freude. Wenn aber in irgend 
einem Punkte die Befugnig der Gentralgewalt unzweifel— 
haft war, fo war fie es im Militärwefen, das früher von 
der Bundesverfammlung abhing. Diefe Bermehrung 
des Armeekorps in Verbindung mit der in ben Grundrechten 
ausgefprochenen Aufhebung des Cinftandswefens, worüber 
ebenfalls ein Geſetz mit den Ständen vereinbart wurde, hat 
die Bande der militärifchen Ordnung weſentlich gelodert, 
da darnach die überwiegende Mehrzahl der Truppen aus 
wenig geübten Neulingen beftand, welche faum aus ihren 
durchwühlten Gemeinden herausgefommen, nicht fo ſchnell an 
die militärifche Disziplin gewöhnt waren, und durch junge 
Leute aus gebildeteren und von revolutionären Ideen erfüll- 
ten Klaffen, die font Erfagmänner geftellt hätten, auch in 
ihren Kompagnien viel leichter verführt werden Eonnten ‚ als 
fon Tänger dienende und an Gehorfam gewohnte Soldaten, 





nur mit Zuchthaus beftraft wird. Und doch mußte die Regierung mit 
dem Vollzuge des Artikels über den Erfaß der Zobesftrafe durch eine 
andere Strafe fogar eilen, weil fonft bei der nahe bevorgeftandenen 
Verhandlung über Struve und Blind geltend gemacht worden wäre, 
es beftche für die Hochverräther gar Feine geſetzliche Strafe mehr. 
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Der wichtigfte Gefet = Entwurf, der zum Vollzuge ber 
Grundrechte vorgelegt wurde, war der wegen anderer Zu— 
fammenfegung der I. Kammer in Folge der Aufhebung der 
Standesvorredte Die I. Kammer follte darnach ebenfalls 
durch Volkswahl gebildet werden, und zmar nad) drei Steuer= 
Haffen ähnlich dem, mas fpäter die Berliner Aufftellung der 
Reichsverfaffung für die- Wahlen zum Volkshauſe feſtſetzte. 
Die I. Kammer follte aus 33 (ftatt bisher etwa 25) Mit— 
gliedern beftehen. Das Land follte in 11 Wahlfreife von 
je beiläufig 127,000 Seelen eingetheilt werden. Alle in ei= 
nem Kreife angejeffenen (felbitftändigen) Bürger, die ein 
Steuerfapital im Großherzogthum haben, follten (und zwar 
in direkter Mahl) mitftimmen. Die Höchftbeiteuerten, 
welche mit einander ein Drittel der Steuerfapitalien, oder 
einzeln ein folches von wenigftens 12,000 fl. haben, follten 
ein Mitglied zur I. Kammer wählen, die Nachfolgenden mit 
’/; der Steuerfapitalien, oder einzeln mit wenigftens 3500 fl. 
wieder Eines, und die Uebrigen das dritte Mitglied. Nach 
angeftellter Berechnung würde die Klaffe der Höchftbe- 
fteuerten der Zahl nah etwa fieben, jene der Mittelbe- 
fteuerten etwa ftebenzehn und die der Uebrigen etwa 76 
Prozente der Wähler umfaßt haben. Die Gewählten follten 
wenigfteng 40 Jahre alt fein. Zugleich wurde auch hinſicht— 
lih der zweiten Kammer beftimmt, daß fie nur aus 55 
(Statt bisher 63) beftehen follte, und daß, fobald ein Reichs— 
gejeg über die Wahlen zum Volkshauſe in Wirkſamkeit 
getreten fein werde, bie jeweiligen *) Beltimmungen 
deffelben über die Wahlart, üder Wahlberechtigung und 


*) 68 war zu erwarten, daß das von der Nationalverfammlung befchloffene, 
auf allgemeines Stimmredt gegründete, Wahlgeſetz, wenn bie Reiches 
verfaffung in Wirkſamkeit trete, als unpraktiſch bald geändert werde, 
in einer Weife, wie fie in andern freien Staaten (in England, Belgien, 
Nordamerika ꝛc.) in Geltung if. Im Uebrigen ift fhen der Einfach— 
heit wegen und nad der Gleichheit des Grundes paffend, die Wahlger 
feße für die II. Kammer mit jenem für das Volfshaus des Reichs in 
Uebereinftimmung zu bringen. 
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Wählbarkeit auch bei den Wahlen zur I. Kammer Anwen- 
dung finden. 

Die Zeitverhältniffe waren zur Erlaſſung eines folchen 
Geſetzes nicht günftig. Aber der Artikel 8 des Einführungs- 
ediftes zu den Grundrechten beftimmte, daß, wenn die wegen 
Abſchaffung der Standesvorrechie nöthigen Verfaſſungs-Aen— 
derungen nicht innerhalb 6 Monaten durch die gegenwärtigen 
Drgane der Landesgefeggebung herbeigeführt werden, auf bie 
Grundlage des Reichs wahl geſetzes eine aus einer ein= 
zigen Kammer beftcehende Landesverfammlung zu berufen 
ſei. Da Solche fogenannte Fonftituirende Berfammlungen überall 
nur Unheil brachten, fo konnten wir es darauf in unferen 
ohnehin unterwühlten Zuftänden nicht anfonımen laffen. Da— 
rum konnte die Regierung, obgleich fie gerne erwartet hätte, 
was in anderen Ländern gejchehe, die Sache nicht länger ver- 
Ichieben. Um nun die Landtagsverhandlungen, die ohnehin 
ſchon fo lange gedauert hatten, endlih an ein Ziel zu brin= 
gen, übergab fie am 13. April den Ständen’den erwähnten 
Entwurf, worin den Ideen der Zeit Rechnung getragen, und 
doc das erhaltende Prinzip der I. Kammer durch Bevorzu— 
gung der Hochbefteuerten thunlich gewahrt war. 

Die U. Kammer trat dem Entwurf mit einigen Aende— 
rungen bei, die Verhandlungen in der I. Kammer wurden 
aber durch die Mairevolution unterbrochen, und damit ift die 
Sache überhaupt in eine neue Lage gebradit. 
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In Beziehung auf die Neichsverfaffung, infoweit fie den 
Drganismus und die Wirffamkeit der Neihsgewalt 
betraf, hatte die Regierung nad der Lage und den Verhält— 
niffen unferes Landes ſtets das größte Intereffe, daß über— 
haupt fobald als möglich eine Cinigung zu Stande fomme. 
Bei der wichtigften Oberhauptsfrage war ihre Wirkjamfeit 
ohnehin nicht von großer Bedeutung *) Nur mußte fie im 


*) Es war nicht nöthig, darüber je eine Kollektivanficht der Regierung 
auszufprehen. Es mochte eine Meinung aus dem hochwichtigen Ge: 
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Intereſſe ihres Landes, ſowie des Geſammtvaterlandes wün— 
ſchen, daß die einheitliche Macht jedenfalls ſtark werde. 

Dieſer Geſichtspunkt und verſchiedene öffentliche Nach— 
richten von Planen, wornach einzelne Fürſten Deutſchlands 
auf Koſten Anderer bevorzugt werden ſollten, veranlaßten eine 
Note an den Bevollmächtigten in Frankfurt vom 8. Januar 
1849, wornach derfelbe dev Gentralgewalt folgende Erflärung 
abzugeben hatte: 


„Se. Königl. Hoheit der Großherzog hat vom erften Augenblid an, 
wo die politifche Umgeftaltung Deutfcdylands zu einem Bundesitaat ſich uns 
aufhaltfam zu entwideln begann, tie Ueberzeugung in ſich getragen, daß 
nur ein einiges, mächtig geführtes und zufammengehaltenes Deutfchland 
den Berürfniffen der Nation und den Forderungen der Zeit genügen fönne. 
Er hat im Einklang mit feinen Ständen erklärt, wie es hier wiederholt 
erflärt wird: daß er bereit fei, jedes gleichmäßig von ihm, wie von allen 
andern Bundesgenoſſen zu verlangende Opfer zu bringen, das zur Grreis 
aung des großen Zieles nothwendig wäre. In getreuer Fefthaltung an 
diefer Oefinnung wollen Se. Königl. Hoheit der Großherzog auch in dem 
jegigen, für die Entſcheidung fo bedeutenden Beitpunfte die offene und 
ausbrüdliche Erklärung nicht zurüdhalten, daß Er feinen Anftand nehmen 
werde, wenn ein einziges, und felbft ein erbliches Oberhaupt an die Spige 
des deutſchen Bundesftaates geftellt werben follte, ſich demſelben in allen 
großen, gemeinfamsdeutfchen Angelegenheiten nad den Verfaffungsbeftimmuns 
gen, wie fie endgültig zu Stande fommmen werben, unterguorbnen.” 


fichtspunfte, daß das ganze Deutichland in das gleiche Einigungs— 
verhältnig eintrete, fi zur Direftorialform, und cine andere wer 
gen des in, dem Dualismus liegenden Hemmniſſes in Rüdjiht auf die 
ftärfere einheitlihe Gewalt zum einheitlichen erbliden 
Oberhaupt neigen, jo fonnte die Regierung darauf keinen Einfluß üben, 
fie mußte die Frage der Nationalverfammlung,, in welder beide In— 
tereffen vertreten waren, überlaffen, und der moralifhen Macht, die der 
Ausfprud derjelben nah den damaligen VBerhältniffen auf tie Löſung 
des Zwiefpaltes unter den großen Mächten felbft üben mochte. Die Rer 
gierung hätte ihre Anerkennung eben fo wenig verfagt, wenn die 
Entſcheidung in anderer Richtung, als es dann wirklich geſchah, aus- 
gefallen wäre, obgleih die öfterreichifche Werfaffung vom 4. März 
die Ueberzeugung mehr hervorrief, daß eine bunbesftaatliche Der: 
einigung mit Defterreih auch bei Annahme der Direktorialform an 
dem Willen oder Können Defterreihs jedenfalls fcheitern würde, 
Jetzt werden wohl wenige mehr der Meinung fein, daß die Reichs— 
verfaffung, wenn in der National Berfammlung die großdeutfde 
Partei geflegt hätte, eher zum Vollzuge gefommen wäre. Es wären 
ihr nicht nur einige demokratiſche Beſtimmungen, welde in Berlin 
Anftand erregten, im Wege geftanden, fondern das Haupthinderniß 
wäre in dem Umfange ber Reichsgewalt überhaupt gelegen, 
da Defterreich nad feiner Verfaflung vom 4. März, wenn es auch an 
der Spige geftanden wäre, fi einer folhen Reichsgewalt für feine 
deutfchen Lander in keinem Kalle hätte unterwerfen können. 
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„Se. Königl. Hoheit der Großherzog glaubt mit dieſer entgegenlom— 
menden Erklärung nicht blos als deutſcher Fürft im Sinne der Zeit zu 
handeln, fondern auch gegen fein eigenes Volk eine der fhönften Pflich— 
ten zu erfüllen, indem Er fid) bemüht, feinerfeits dahin mitzuwirken, 
daß das große Einigungswerk nicht feheitere, und dazu beizutragen, daß 
fein Volk der Wohfthaten eines großen, mächtigen Vaterlandes in vollem 
Maße theilhaftig werde. Der innern, eigenthümlihen Entwidlung feiner 
nächſten geiftigen und materiellen Wohlfahrt vorzuſtehen, wird fortwährend 
die treue Sorge Sr. Königl. Hoheit des Großherzogs bleiben, damit bas 
badifche Volk ſtets als ein würbiges Glied im Zufammenhange bes großen 
Ganzen erfcheine.” 


Die U. Kammer ſprach fih in einem Befchluffe vom 11. 
Januar 1849 mit allen Stimmen gegen acht auf einen An— 
trag des Abgeordneten Dennig (unter Widerfpruch des Ver— 
einbarungsprinzips) ganz entichieden für einen ftarken und 
einigen deutfchen Bundesftaat und dafür aus, daß „das deut— 
jche Reichsoberhaupt im Einflange mit dem Wefen des Burns 
desjtaates beſtellt, und weder eine fürftliche Trias, noch ein 
ſchwankender Turnus, noch ein Wahlreih an die Spige des 
deutjchen Reichs geftellt, fondern die erbliche Monarchie, wie 
in den einzelnen beutfchen Staaten, fo auch in dem ganzen 
Bundesftaate als die leitende Spite gewahrt werde,” 
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Sp fehr die Regierung für eine ftarfe Reichsgewalt war, 
und fo willig der Großherzog diefer ald ber Vertreterin 
der Gefammtheit Opfer bringen wollte, fo fehr wurde 
jedem Verſuche, ungleihartige Opfer zu fordern, und 
einzelne Fürften und Länder ohne oder gegen das Inte— 
reffe der Geſammtheit zum DVortheile der Könige zurüd- 
zufegen, zum Voraus begegnet. Als ernftliche Plane diefer 
Art befannt wurden und mehr Umfang gewannen, erging an 
ben Bevollmächtigten bei der Gentralgewalt im Februar 1849 
eine Inftruftion, wie er in diefer Beziehung gegenüber der 
Gentralgewalt und den Bevollmächtigten der Einzelftaaten, 
die Rechte Badend wahrend, fi auszufprehen habe. Am 
19. Februar theilte die Frankfurter Oberpoftamtszeitung dieſe 
Inſtruktion wörtlich mit. Sie lautet: 


Schon feit einiger Zeit ziehen ſich Artikel durch die öffentlichen 
Blätter, welche bald auf gemachte Vorſchläge einer Mebiatifirung ber foges 
nannten Heineren Staaten, „beziehungsweife” deren Vereinigung mit den 
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„ſechs beftehenden Königreihen” hindeuten; bald wieder „beruhigend“ vers 
fihern, e8 fet von keiner Einverleibung der andern Staaten bie Rebe, fon: 
dern bios von einer Eintheilung Deutfchlands in ſechs Kreife, und die 
„Sechs Könige” feten nur „beifpielsweife” als die „natürlichen“ Ber: 
treter ihrer Kreiſe aufgeführt; bald endlich von einem engeren Reichsrathe 
der „föniglichen Bevollmächtigten“ und von einem größeren Neichsrathe für die 
übrigen Bevollmächtigten ſprechen. Der NReglerung Sr. fönigl. Hoh. bes 
Großherzogs find diefe und viele andere in ähnlicher Richtung verfaßte Ar: 
titel nicht entgangen; fie hat ihnen aber feine Bedeutung beigelegt. Sie 
mochte nicht an das Beſtehen von Sonderplanen glauben, theild aus Ber: 
trauen auf die andern Regierungen, theils weil fie die Verwirklichung fol- 
her Plane in einer Zeit, wo Nichts der öffentlihen Prüfung ber beutfchen 
Nation entgehen fann, und wo nur rechtlich oder natürlich wohlbegründete 
Anfprühe eine Anerkennung zu erwarten haben, nicht für möglid halt. 
Wir halten es in der That nicht für möglich, daß wir heutzutage eineWie- 
derholung der Wiener Kongreßpolitik erleben follten. 


Berubigt durch diefe Ueberzeugung und durch den Nüdbli auf bie 
ganze bisherige politifhe Handlungsweife der großh. Negierung, mußten 
wir gleichwohl einer Stelle in der f. k. öfterreichifchen Note vom 4. d. M. 
an das Reichsminiſterinum unjere befondere Aufmerkfanfeit widmen, in ber 
es heißt: 


„Zugleich wurbe (der k. preußifchen Regierung) vorgefhlagen, 
das Merk der Vereinbarung in Franffurt gemeinfam mit den Für 
ften, und zwar zunächſt mit den Königen Deutfhlands zu bes 
ginnen,“ 


Durch eine folhe, wenn aud nur vorläufige Ausſchließung hätten 
ih offenbar Baden und die übrigen beutfchen Staaten in ihrer Ehre und 
ihrem Rechte verlegt fühlen müſſen, während bie große gemeinfame beutfche 
Sache dadurch gefährdet werben fonnte, Nachdem nun diefer Vorfchlag 
aufgegeben worden, glauben wir uns au der Hoffnung hingeben zu bürs 
fen, daß bie neuen Miffionen an einige norbdeutfhe und füddeutiche Höfe 
nicht dazu beftimmt find, thn in anderer Weiſe wieder aufaunchmen. 


Wir wollen bier nicht ausführlid hervorheben, daß eine bei den 
föniglihen Höfen gezogene Demarkationslinie, wenn überhaupt eine 
folche gezogen werben müßte, als eine rein willführlicde erſcheint, bie 
auf feiner rechtlichen Grundlage rubt; — mir wollen nidt 
daran erinnern, daß es ja, wie befannt, feiner Zeit nur von der Entſchlie— 
ßung des Kurfürften von Barden abhing, gleich andern Kurfürften den Kö: 
nigstitel anzunehmen, und daß er auf der Höhe ftand und fteht, ihn mit 
demfelben Anſpruch, mit derfelben Ehre und Kraft zu führen, wie andere 
feiner Bundesgenoffen. Auch davon wollen wir nidt reden, daß, wenn 
man einmal eine Gränzlinie zu ziehen für nöthig fände, man ein Rand 
wie Baden von nahezu anderthalb Millionen Bevölkerung , von folder Bes 
deutung als Glied des Ganzen burch feine intenfiven Kräfte, durch feine 
lebenskräftige ftaatlihe Entwidlung, durd feine geiftige, politifhe, indu— 
ftrielfe, und kommerzielle Kulturftufe nicht fo unbeachtet bei Seite liegen laſſen 
dürfte, weil fein Negent nicht den Föniglichen Titel führt. Wir legen auf 
einen ganz andern Grund hier alles Gewicht, nämlid darauf, daß eine 
Vereinbarung unter den Staaten zum Zwed der Verftäandigung mit der 
National Verfammlung, um das tiefgefühlte Bedürfniß der Wiedergeburt 
Deutfchlands in der Bildung einer kräftigen Zentralgewalt, nad) dem aus—⸗ 
gefprochenen Nationalverlangen, zu befriedigen, fi nothwenbig auf die In— 
tereffen und Rechte aller deutſchen Staaten ausdehnen müßte, und daher 
nur eine gemeinfame von allen Staaten zugleich fein könnte. 
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Es leuchtet ein, daß unfer Ziel nur durch Opfer von allen Seiten 
au erreichen iſt, und daß daher eine vorläufige Vereinbarung unter einzelnen 
Etaaten, weit entfernt, das große Merk zu forkern, nur neue Hinderniffe 
der Verjtändigung hervorrufen müßte; cs leuchtet ein, daß eine ſolche Ver: 
ſtändigung nur in Frankfurt felbit, dem allgemeinen Bereinigungspunfte 
der deutſchen Ctaaten, wo alle Anfichten und Forderungen zufammenftrö- 
men, und gegenfeitig geläutert, berichtigt, und gewürbigt werten fünnen, 
und wo alle Bevollmächtigten unter fih fowehl, als mit der Zentralge⸗ 
walt und mit der National-Verſammlung in ſteter Berührung und Werhfel: 
wirfung ftchen, den einzigen günftigen, ven einzigen möglichen Boden fin- 
den fonne. 

Ueberhaupt find wir von ber Ueberzeugung durchdrungen, daß, wenn 
es Ernſt und Wahrheit damit werden fol, daß in dem in fich einigen 
Deutſchland die einzelnen Tebenskräftigen Glicher ſich Frei vertrauend und 
ficher ftrebend bewegen follen, ver alte Weg diplomatifcher Verhandlungen 
unter einzelnen deutfchen Regierungen über allgemeine deutſche Angelegen- 
heiten verlaffen werden müſſe. Dergleichen Verhandlungen haben fhon dem 
ehemaligen Bundestag den Ichten Lebensnery gelähmt, und find dem Geiſte, 
der durch die neue Schöpfung wehen ſoll, gänzlich entgegen, 

: Die Regierung Sr. fönigl. Hoh. des Großherzogs kann und will 
nicht vorausfehen, daß Partifularvereinbarungen der oben bezeichneten Art, 
wenn fie wirklich ftattfänden, irgend Etwas enthalten, das den Rechten Ba- 
dens zu nahe träte, und wogegen fie ben feierlichften Widerſpruch erhe— 
ben müßte. 

Wie weit bis zur äußerſten Gränze alles Nothwendigen Se, königl. 
Hoh. der Großherzog der gemeinſamen großen Sache des Vaterlandes, 
aber auch nur dieſer, gleichmäßig mit Allen, ſeine Opfer zu bringen 
bereit ſei, Das iſt in ber großherzeglichen Erklärung vom 8. v. M. bes 
ſt immt genug bezeichnet, Eben fo beftimmt müßten wir aber auch erflären, 
daß Se. fünigl. Hoh. es niemals mit feiner Geſinnung und feiner Pflicht 
als Negent gegen fein Land vereinbarlid finden fonnte, irgend einer Zus 
muthung , die unter dem Vorgeben engerer politifcher Ginfgung nur einem 
Partifularintereffe zugute füme, ohne daß das wahre Bebürfnig der Nation 
befriedigt würde, oder den auf den bogen Königstitel gebauten Anfprüchen 
Anderer zu weichen. 

Der Großherzog fleht auf dem Boden der Gleichberechtigung, 
und wird dieſen Boden bis zur Vollendung des deutſchen Verfaſſungswerks, 
zu der er mit aller Hingebung beitragen wird, nicht verlaſſen. Keinem 
Staate wird er von dieſem Standpunkte aus das Recht anerkennen, durch 
eine Vereinbarung mit andern, an ver er nicht Theil genommen und zu der 
er nicht zugeſtimmt hätte, über irgend Etwag zu verfügen, das in 
die Sphäre feines Rechts gehört, indem er nur der Ge 
fammtheit auf den Grund des deutihen Verfaffungswer " 
te8 Opfer zu bringen bereit tft. Der Großherzog wird, Das 
find wir überzeugt, in biefer geraden, gerechten, und deutſchen Sefinnung 
von der Stimme und ven Kräften feines Volkes und von der öffentlichen 
Meinung der deutfchen Nation unterftübt werden“ 7), 


*) Der öfterreichifche Gefandte machte einige Zeit nachher müntlihe Mit: 
theilung von einer Mote, worin verfichert war, daß Oefterreich feine 
den Großherzog oder das Rand beeinträchti gende Abſichten hege, und 
ſich mit ſeinen an die Könige gerichteten Anträgen nur darum auch nicht 
hierher gewendet habe, weil e8 nach der badifchen Erklärung vom 8. 
Januar hier feinen Anklang hätte erwarten fünnen. Bald darauf theil: 
ten übrigens öffentliche Blätter Aftenftüde mit, nad deren Inhalt eine 
nicht unbedeutende Rechtsungleichheit zwiſchen den Königen (als Kreis: 
vorftänden) und ben ihnen zugewiefenen andern Staaten im Plane lag. 
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Sowohl in Beziehung auf diefe Inftruftion, ald auf bie 
Grflärung an die Gentralgewalt vom 8. Januar kamen eine 
Menge Zuftimmungsadreffen aus dem Lande *) und in den 
confervativen Blättern, Die revolutionären Blätter hatten auch 
bier allerlei zu tadeln, um nichts anzuerfennen, was von 
der Regierung nusgehe. 
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Welchen Gang nun die Berathungen der Nationalver- 
fammlung über die Reichöverfaffung und insbefondere über 
die Oberhauptsfrage nahmen, habe ich hier nicht anzuführen. 
Es genügt zu bemerken, daß diefelben am 28. März zu Ende 
gingen, und daß die Erblichkeit der einheitlichen Oberhaupts- 
würde mit einer Eleinen Mehrheit fiegte, fofort am 29. März 
der König von Preußen zum deutfchen Kaifer gewählt wurde. 

Im Anfange erhob faft überall, namentlih im Süd— 
weiten Deutjichlands, die revolutionäre Partei ein gemwaltiges 
Geſchrei gegen diefe Reichsverfaffung und insbefondere gegen 
die Erledigung der Oberhauptsfrage, gegen welche die ganze 
Linke in der Rationalverfammlung mit wenigen Ausnahmen 
geitimmt Hatte. Erftald auch einige Könige Dagegen Abneigung 
zeigten, und jelbft der König von Preußen die unbedingte 
Annahme verweigerte, wendeten fi) die Revolutionäre und 
ftellten bie Reichsverfaffung als ihr Banier auf, um auf diefe 
Weiſe einen Sturm zu erregen, ſich ftüßend auf die behaup- 
tete ausfchließliche konſtituirende Gewalt der Nationalver- 
ſammlung. Die Gonjervativliberalen fprachen fi) dagegen, 
insbefondere in Baden, fogleih Anfangs für die von der 
Nationalverfammlung befchloffene Berfaffung aus, inden fie 
namentlich in der Ausdehnung der Reichdgewalt und in der 
Ginfegung eines erblihen Oberhaupts nicht nur eine feftere 


*) Eine Dankadreſſe für die Erflärung vom 8. Januar von Pforzheim 
vom 15. des nämlihen Monats war von 400 dortigen Bürgern unter⸗ 
ſchrieben. Es wurde aufmerffam gemaht, daß dies gerade diefelbe 
Zahl fei, deren Heldentod in der Schlaht von Wimpfen ihrer Vater: 
ftadt jo glänzenden Ruhm gebracht hat. 
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Begründung der deutſchen Einheit, ſondern auch eine kräf— 
tige Stütze der bei ſo vieler Freiheit doppelt nothwendigen 
Ordnung fanden *). 

Die badiſche Regierung fah die großen Gefahren heran— 
nahen. Sie hielt für möglih, daß eine allgemeine An— 
nahme der Neichsverfaffung etwa unter Vorbehalt einer als- 
baldigen Revifion mit einfacher Stimmenmehrheit den Sturm 
befeitige. Sie wollte ihrerfeit3 nichts verfäumen, um d ie Be- 
völferung vor neuen Revolutionsftürmen zu bewahren und 
zugleich in der Sache ſelbſt die ungeheuern VBortheile nicht zu 
verlieren, welche die Ginigung des großen Vaterlandes der 
Sejanmtheit und den einzelnen Theilen bringen würde. Sie 
entichloß fich daher, in der noch ſchwankenden Lage der Sadıe 
mit einer öffentlichen Anerkennung hervorzutreten. Am 11. 
April 1849 beauftragte fie den Bevollmächtigten bei der Cen— 
tralgewalt, folgende Erklärung an diefekbe abzugeben: 

„Se. Königl. Hoheit der Großherzog, im Einflange mit 
feinen Ständen von dem fortdauernden Beſtreben geleitet, dem 
Zuftandefommen des deutſchen Berfaffungswerfes feinerlei 
Schwierigkeiten zu bereiten, erfeant Die aus den Ver— 
bandlungen der deutſchen Nationalverfammlung 
vom 27. und 28. März hervorgegangene Reichs— 
verfaffung und Wahl des Oberhauptes beiftim- 
mend an, hofft auf eine baldige Vereinbarung binfichtlich 
der vorbehaltenen hochwichtigen Berhältniffe mit Defterreich, 
und vertraut bie allerdings wünfchenswerthen Berbefferungen - 
der deutichen Verfaffung einer nachfolgenden Nevifion. Der 
Großherzog würde glüdlich fein, wenn er einer alljeitigen 
Uebereinftimmung begegnete, in welcher die große politifche 
Bewegung des verfloffenen Jahres ihren fichern Ruhepunkt 
der Befriedigung finden könnte.“ 





*) Am Ofternontag den 9. April waren Abgeordnete von 30 vater 
ländiſchen Bereinen, Freunde der Ordnung, bier verfammelt und 
unterzeichneten brei Adreffen für die Anerfennung der Reichsverfaflung, 
die Eine an die deutfchen Bruderftämme, die Andere an die National: 
Verſammlung, und die Dritte an den Großherzog. 
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„Sollte aber wider Hoffen der Fall eintreten, daß außer 
Deiterreich, für welches die Beichlüffe der Nationalverfamm- 
lung Borbehalte mahen, auch noch Hinfichtlih anderer 
deutfchen Staaten ein Anſchluß durchaus nidt zu er— 
wirfen wäre, und fomit die Befchlüffe der Nationalver- 
lung als ſolche nicht zum Bollzuge fommen, fo würden Se. 
Königl. Hoheit unter Vorbehalt der Zuftimmung ihrer Stände 
zu weitern Schritten und Erklärungen fich veranlaßt ſehen, 
in welcher Beziehung dem Großh. Bevollmächtigten noch be- 
jondere Inftruftionen zugehen werben.” 


8.152, 

Diefe Anerkennung der Neichsverfaffung mit den fpätern 
Gonjequenzen wurde in der neuen Zeit mehrfach getadelt. Ein 
fonft geſchätztes Blatt fprach von der Verblendung, in 
der fich die badifche Regierung in diefer Sache befunden habe. 
Sei dem, fo theilten wir doch dieſen Zuftand der Verblen— 
dung mit 29 andern deutfchen Regierungen, welche in gleicher 
Weife die Anerkennung der Neichsverfaffung ausfprachen un— 
felbft bei der Königl. Preußifchen Regierung auf Annahme 
drangen. Auch die lettere war damals fihtbar im Schwan— 
fen, und wie ein Mann, ber in Berlin von dem Stande ber 
Dinge genaue Kenntniß hatte, verficherte, ftand in naher Aus— 
fiht, daß der König auf eine proviforifche Annahme der 
Reichsverfaffung in der Art eingegangen wäre, daß er den 
Reichstag nah Maßgabe der Reihsverfaffung und 
nad) dem Reichswahlgeſetz jogleich beriefe, um mit ihm 
die nöthig erachteten Verbefferungen in Berathung zu nehmen, 
nach deren Ergebniß die definitive Erklärung über die Annahme 
vorbehalten geblieben wäre. Darnad wäre das ganze Ver— 
faffungswerf einsweilen in Wirkfamfeit getreten und ein end— 
liches Ziel am Teichteften zu erreichen gewefen. Die zu vafchen 
Beihlüffe der Nationalverfammlung vom 4. Mai 1849 hin» 
derten aber die Preußiſche Regierung, diefen Weg zu betreten, 
und nun erft war der Bruch entichieden. 


Ba. 
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Der Nachſatz in der Großherzoglichen Erklärung vom 11. 
April wegen des Vorbehalts weiterer Schritte für den Fall, 
daß die Reichöverfaffung wegen bes Widerftands anderer deut— 
fhen Staaten wider Hoffen nicht nach ihrem, auf alle deut— 
ſchen Staaten (mit Vorbehalten für Defterreih) Tautenden, 
Inhalte in’s Leben geführt werden fünnte, hat zwar nicht 
im Anfange, wohl aber nach einiger Zeit vielfache Anfech- 
tungen in der Preffe und in Berfammlungen erlitten. Der 
Vorbehalt wurde verdreht und von der revolutionären Partei 
wie alles Andere zur Verdächtigung der Regierung ausgebeus 
tet, und doch war dem Nüchternen nichts natürlicher, als ge— 
rade jener Vorbehalt. 

Merkwürdigerweife wurbe derfelbe fogar in der Württem- 
bergifhen Kammer getadelt, und zwar da und dort gerade 
von ſolchen, welche fpäter dem Dreikönigsbündniffe vorzüg— 
lich aus dem Grunde fich nicht anfchliefen wollten, weil das— 
felbe wegen des Widerftands einiger Königreiche nicht das 
ganze Deutjchland (mit Ausnahme Defterreihd) umfaffen 
würde. Gerade einen folchen Fall mufte man auch bei der 
Sranffurter Aufftellung für möglich halten. Es wurde 
aber für diefen Fall der Beitritt nicht, wie es jet von ande— 
ver Seite geſchieht, abgelehnt, fondern nur eine weitere 
Erklärung vorbehalten. Zu diefem Borbehalte war um 
fo mehr Grund vorhanden, als ährliche Plane eines folchen 
Bündniffes freiwillig Zuftimmender mit thunlicher Berüd- 
fihtigung des Inhalts der Befchlüffe der National-Ver- 
ſammlung, bi8 bereinft die Reichsverfaffung mit den nöthig 
erachteten Modifikationen allgemeine Anerkennung gefun- 
den haben werde, jchon im März 1849 gemacht wurden, 

Um nun die vielfach aufgetauchten Bedenken über bie 
unbedingte Anerfennung der Reichsverfaffung von Seite Ba- 
dens zu befeitigen, Tündete der Abgeordnete Lamey über den 
Sinn des in der Erklärung vom 11. April enthaltenen Vor— 
behalts eine Interpellation an, welche dev Staatsrath von 
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Stengel in der Sitzung der 1. Kammer vom 27. April im 
Namen der Regierung folgendermaßen beantwortete: 


„Die großbergoglihe Regierung hat die Meihsverfaffung und Ober: 
bauptswahl unbedingt anerfannt. Diefe Verfaffung tft aber, wie ihre 
Entſtehung und ihr Inhalt darthut, für das gefammte Deutſchland 
gegeben, und nur hinfihtlih Defterreihs ein Vorbehalt gemacht. Die 
Derfaffung würde in manchen Punkten, namentlih binfichtlich des Der: 
haltniffes zur Zentralgewalt, hinfichtlih der Stimmenvertheilung und ver- 
gleihen, andere Beitimmungen erhalten haben, wenn fie nidt für das 
ganze deutſche Neich, fondern nur für eine Verbindung eines Theile 
der deutfchen Staaten gegeben worben wäre. 

„Soll aber nad der Reichsverfaſſung, wie fie vorliegt, das gefammte 
Deutfhland (vorbehaltlich befonderer Verhältniffe Defterreichs) ein Bun- 
desitaat werden, fo ſetzt Dies voraus, daß der Beitritt aller deutſchen 
Staaten erwirft werbe. 

„Der einzelne Staat kann für fi) den Bundesftaat nicht ausmachen: 
es bedarf dazu des Zutritt der andern, mit denen er zu einem Bundes— 
ftaat vereinigt werben foll. 

„88 wird nun Sıde der Natlonalverfammlung und der Zentralge: 
walt fein, diejenigen Schritte zu thun, welche den Beitritt aller Staaten, 
bezichungsmweife den Bundesſtaat, wie er befehloffen tft, zu verwirklichen 
im Stande find. 

„Die großherzogliche Megierung tft bereit, hiezu mitzuwirken, fo wie 
fie überhaupt im Intereffe einer feiten Rechtsordnung und im Intereſſe der 
Einheit und Macht Deutfhlands wünfht und hofft, daß das Werk möglichſt 
bald zu Stande komme. 

„Die Girkulardepefhe der königl. preußifhen Regierung vom 3, 
April enthält aber neue Vorſchläge. Einmal fpriht fie von Bedingungen 
und weitern Vereinbarungen Hinfichtlicd der Verfaffung, und zum Andern 
will fie nur eine Verbindung unter denjenigen Staaten, deren Negterungen 
freiwillig beitreten. 

„In Erwiderung hierauf erflärte die babifhe Note vom 11. dieſes 
Monats, daß die großherzogliche Regierung die Oberhauptswahl und die 
Reichsverfaſſung, wie fie gegeben ſei, anerfenne, und die wünſchenswerthen 
wefentlihen Berbefferungen der Iegtern der Zukunft vertraue. Nur wenn 
ver Buntesftaat, wie er durch die Nationalverfammlung beichloffen fit, 
wegen was immer für Hinberniffen nicht durdgeführt werden fünnte, dürfte 
von den in ter Preußifchen Girkularbepefhe vom 3. dieſes Monats ange: 
teuteten neuen Verhandlungen wegen eines engern Bünbniffes auf andern 
Grundlagen die Nede fein. 

„Die großberzogliche Regierung wollte aber auf dieſen unverhofften 
Fall noch gar nicht eingeben, fondern hat fih je nad dem Verlaufe der 
Dinge im Schlußſatze der Note vom 11. dieſes Monats weitere Inſtruktion 
vorbehalten. Ste mußte dies um fo mehr thun, als fie, wenn ber von der 
Nationalverfammlung beihleffene Bundesstaat aufgegeben, und eine 
andere, Fleinere Verbindung eingegangen würde, nur In befonverer 
Vereinbarung mit ben Stänten handeln könnte, 

„Im Uebrigen enthält der erwähnte Vorbehalt in der Note vom IL, 
biefes Monats feinen Aufſchub des badifhen Beitritts zum Bundesſtaate. 
Baden ift vielmehr, fobald der Bundesstaat überhaupt ins Leben tritt, nube— 
dingt dabei, ohne vorher die Erlebigung der Verhandlungen mit allen an: 
dern Staaten abzuwarten, und es iſt bereit, mitzwwirfen, daß der Bun: 
desftaat fo, wie er von der Nationalverſammlung beſchloſſen tit, feinem 
ganzen Umfange nad fo bald als möglich zu Stande fomme. Der gedachte 
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Vorbehalt bezieht ſich nur auf den unverhofften Fall, daß, der Beitritis- 
erflärung von Baden und einigen andern Staaten uneradtet, die Reichs— 
verfaflung fo, wie fie für das gefammte Deutfchland aegeben ift, doch nidyt 
zum Vollzuge gebracht werden fönnte, beziehungsweiſe wieder aufgegeben 
würde. Ob diefe Vorausfekung fhon als vorhanden zu betrachten fei, 
wenn auch nur einzelne wenige Staaten zum Beitritt nicht vermocht 
werden könnten, wird einerfeits von der Bedeutung biefer Staaten für bie 
Sefammtheit und von der noch verbleibenden Ausgleichung der Intereflen 
ber verfchiedenen Länder des Bundesitantes abhängen, und andererfeits wer: 
den, wenn ver Fall eintreten follte, darüber die weiteren Beſchlüſſe der 
Nationalverfammlung, die ihrem Werke eine bundesjtaatlidhe Verbindung 
von ganz Deutichland zu Grunde legte, abzuwarten fein. 

„Ss iſt daher nicht thunlich, für diefen unverhofften Fall, der unter 
den verfehledenartigfien Vorausſehungen eintreten könnte, wegen Rüdgängig: 
keit des begonnenen Werkes, und wegen Deffen, was dann zu thun fet, 
ſchon jegt beitimmte Erklärungen zu geben oder Juſtruktionen zu erthetlen.“ 


Diefe Erklärung der Regierung wurde an eine Kommij- 
fion gewiefen, welche am 28. April darüber Bericht erftattete, 
worauf die Kammer einen einftimmigen Beſchluß dahin faßte, 
daß fie in den Erklärungen der Regierung eine unbedingte 
Anerkennung der Reicheverfaffung finde, die den Eintritt nicht 
erit von den weitern Verhandlungen mit allen andern deut— 
ſchen Staaten abhängig made ıc. 
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Inzwifchen wurde auch der König von Württemberg durch 
eine große Volksbewegung am 25. April zur Anerlennung der 
Frankfurter Neichsverfaffung einfchlieplich der von ihm zuerft 
verworfenen Beftimmungen über die Oberhauptöfrage genö— 
thigt *), und in der Rheinpfalz kam es zu einem großartigen 


*) Die Erklärung lautete: 

„Se. Majeſtät der König von Württemberg nimmt in Ueberein— 
fimmung mit jeinem Mintfterium die deutſche Reichsverfaſſung, eins 
ſchlleßlich des Kapitels über die Reichsoberhauptsfrage und der im Sinne 
diefer DVerfaffung zu verwirkfichenden Löfung derfelben, ſammt bem 
Reichswahlgeſetze an.’ 

„Bugleih foll der württembergifhe Bevollmächtigte dahin inftruirt 
werben, zu erflären, daß bie württembergifdre Regierung nichts dagegen 
einzuwenden habe, wenn Se. Majeftät der König von Preußen, wel: 
her das Erbkaiferthum nicht annehmen will, unter ben vorliegenden 
Umftänden fi für jetzt mit Zuftimmung der beutfchen National-Ver— 
jammlung on die Spike Deutfchlands ftelle.‘ 

Dem erften Satze waren am 24. April noch die Worte anges 
hängt: „unter ber ſich von ſelbſt verftehenden Vorausfehung, daß biefelbe 
in Deutſchland in Wirkſamkeit trete.” Auf Verlangen der Kammer- 
tommiffion wurden dann auch tiefe Worte noch weggelaſſen, weit fie 
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Aufftande, der von einem Reichskommiſſär (Eiſenſtuck), foweit 
es fi) dabei um gewaltfame Durchführung der Reichöverfaf- 
fung handelte, noch unterftügt wurde. Gleiche Verſuche von 
größerem oder geringerem Umfange famen in Sachſen und in 
verfchiedenen Theilen Preußens vor, ſowie ba und dort (auch 
in Franfen) fonftige fehr ftürmifche Kundgebungen. 

Welchen Eindruck alle diefe Erfcheinungen in den ohne: 
bin fo aufgeregten Baden machten, ift leicht zu erklären. Als 
auf Anordnung der Gentralgewalt ein Bataillon von Mann= 
beim nad Landau marichiren follte, wurden von dortigen 
Ginwohnern dem Abzuge Hinderniffe in den Weg gelegt, bis 
der Auftrag der Reichsgewalt nachgewiefen war. Von vielen 
Seiten kamen Petitionen oder öffentliche Erklärungen (eine 
folche in fehr heftigem Tone von den Gemeindebehörben in 
Mannheim), daß man der Rheinpfalz zu Hilfe fommen fol, 
und daß jedenfalls feine baierifdyen oder andere Truppen von 
Staaten , weldje die Reichöverfaffung noch nicht anerkannten, 
durch das Land gelaffen werden. Auch die Breunde der Orb: 
nung wurden in die Agitation hineingeriffen, weil fie bei ber 
offenen Lage der Dinge aus den dem Vollzuge der Reichsver- 
faffung gemachten Hinbderniffen eine allgemeine Zerftörung 
hervorgehen fahen. Ein Beleg hiefür find die vielen Kunge- 
bungen ber vaterländifchen Vereine und ihres Mannhei— 
mer Vororts, fowie die Erklärung ber konſervativen Karls— 
ruher Bürgerwehr, welche bei verfchiedenen Anläſſen durd) 
die That gezeigt hat, wie fie font mit Muth und Aufopfes 
rung für die Sache der Ordnung einftehe. Diefe Erklärung 
lautet: 


An die Bürgerwehren und fämmtlihen Bürger des 
badifhen Landes. 


Die hiefige Bürgerwehr hat in einer heute abgehaltenen Berfammlung 
die nachfolgenden Beſchlüſſe gefaßt. Wir theilen Euch diefelben mit dem 


nad der Aeußerung der Minifter ſich von felbft verfiehen. Alfo 
hier wurde das, was der Vorbehalt in der babifchen Note vom 11. 
April nur mit andern Worten ausbrüdte, allfeitig ale ſich von felbfi 
verftehbend erachtet. 
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Erſuchen mit, ähnliche Beſchlüſſe zum Schutze unferer bedrohten Reichever— 
faſſung aufzunehmen und zu vollziehen. 

1) Die Regierung auf das dringendfte zu erfuchen, daß fie ſogleich 
nad) dem Erſcheinen der Neicheverfaffung im Regierungsblatt die Ber: 
eidigung auf diefelbe gleich) der auf die Landesverfaflung vornehme. 

2) Die Karlsruher Bürgerwehr tft bereit, die Reichsverfaſſung ge: 
gen jeben verfafjungsverleßenden Angriff zu vertheidigen. 

3) Die Karlsruher Bürgerwehr fordert fämmtlidye Bürgerwehren des 
Landes auf, fi) in demſelben Sinne zu erflären und ſich zum Ginftehen 
für die Neichsverfaffung bereit zu halten. 

4) Die Karlsruher Bürgerwehr fordert insbefondere die badiſche Re— 
pierung auf, bei der Sentralgewalt ſchleunigſt die nöthigen Schritte zum 
Schutze des Nahbarlandes Mheinbayern, weldes ſich für die Reichsver— 
faflung ausgefprochen, zu thun; namentlich wolle die Gentralgewalt keiner: 
let Durdmärfche von Truppen folher Staaten, die die Reichsverfaflung 
nicht anerkannt haben , nach Rheinbayern geftatten. 

5) Die Karlsruher Bürgerwehr erläßt einen Aufruf an ihre Kamera: 
den in Württemberg und Heflen, in verfelben Weife das Ihrige zum Zweck 
der Aufrehthaltung der Reichsverfaffung und insbefondere zum Schutze 
Rheinbayerns einzuleiten. 

6) Mit tem Vollzug dieſer Befchlüffe ift der Gemeinderath und das 
Heerfhaar-Kommando beauftragt. 

Karlsruhe, den 7. Mat 1849. 

Das Heeerfchaaren-Kommando, Der Gemeinderath. 

C. Gerber, Oberſt. Malſch. 
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Als die Reichsverfaſſung im Reichsgeſetzesblatt erſchienen 
war, wurde dieſelbe in Folge der frühern allgemeinen Schluß— 
faſſung und in Uebereinſtimmung mit der in der Erklärung 
vom 11. April ausgeſprochenen Anerkennung nach einer großh. 
Anordnung vom 4. Mai 1849 auch im Regierungsblatt be— 
kannt gemacht. 

Am 10. Mai, als die Lage wegen der auswärtigen Auf— 
ſtände und der eigenen großen Bewegung im Lande immer be— 
drohlicher wurde, fand man noch weiter nöthig, ſelbſt die von 
der II. Kammer verlangte, in der Reichsverfaſſung vorge— 
ſchriebene, Beeidigung auf dieſelbe einzuleiten, um damit den 
durch die revolutionäre Partei erregten und zu gefährlicher 
Agitation benützten, Argwohn, als ſei die Anerkennung nicht 
ernſtlich und aufrichtig gemeint, zu befeitigen *). Es wurde 
 Sogteih darauf traf bie Nachricht ein, daß die Gentralgewalt felbjt die 

vorläufige Beeidigung nicht haben wolle, weßhalb man mit derfelben dies» 

falls in’s Benehmen trat, und vorerft nur an einigen Orten, wo bie 

Umftände es am bringendften machten, am 13. Mai mitten im Sturme 


die Beeidigung vornehmen lieh. Die nun ausgebrochene Revolution machte 
den weitern Erwägungen und Anordnungen ein Ende. 
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dies in der I. Kammer auf eine Interpellation am 10. Mai 
mitgetheilt und zugleicd aus Anlaß der nämlichen Interpella= 
tion bemerkt, daß Baden die von Preußen zur Berathung ei: 
ner geänderten Verfaffung nad Berlin berufene Gonferenz 
nicht befchieft habe. Diefelbe wurde bekanntlich nur von 
Baiern, Sachen und Hannover befchiekt, und bie meiften 
Regierungen hätten unter den damaligen Verhältniffen eine 
ſolche Beichikung, ohne augenblicklich einen Aufftand im Lande 
bhervorzurufen, gar nicht wagen fünnen. Es mußte zuerft die 
revolutionäre Bewegung durch folche, welche bie Macht noch 
dazu hatten, überwältigt fein, che irgend neue Vorfchläge da 
und dort wieder Gehör finden Eonnten. Zu einer folchen Ue— 
berwältigung und großartigen Machtentwidlung bot der bald 
eingetretene Sturz ber verfaffungsmäßigen Staatdordnung 
und Regierung in Baden, in Verbindung mit dem vorausges 
gangenen Aufftande in der Rheinpfalz, und mit dem darauf 
gefofgten Auftreten des Numpfparlaments, für Preußen Die 
Gelegenheit, und da es dabei fichtbar wurde, daß die revo— 
Intionäre Partei noch ganz andere Zwede ald nur bie 
Reihsverfaffung im Auge habe *), fo erleichterte dies 
den Sieg über die Revolution. Das für die Reichsverfaſſung 
aufgeftellte Banier verlor feine Kraft und die Freunde ber 
Ordnung, die für die Neichsverfaffung ſchwärmten, ſchreckten 
vor dem ihnen eröffneten Abgrunde zurüd. Wie er in der 
deutfchen Frage weiter gegangen wäre, wenn bie badifche Re— 
solution nicht dazwifchen getreten wäre, darüber mag ſich je= 
der feine eigene Rechnung aufftellen. Jedenfalls wäre die Ent- 
wicklung eine andere gemwefen. 

Ich Echre nun zurück zu einigen weitern Vorkommniſſen, 
die der Mairevolution vorauögiengen. 





*) Abgeſehen von den fpätern Grfheinungen, zeigte dies ſchon der Sturz 
der badiſchen Regierung an und für ſich, da ja diefer Sturz zur 
Beförderung der damit im Widerſpruch ftehenden Reihsverfaffung 
weder nothbwendig, noch irgend dDienfidh, fondern ihr nur hin— 
derlich fein Fonnte. 
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XXVI. Dringen auf Auflöſung der Kam— 
mern und auf Berufung einer konftituiren- 
den Verfammlung. 
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Die badiſche IL. Kammer war bei den Demokraten fchon 
jeit Jahren in hohem Anfehen. Wir haben aber oben ($. 63 
bis 65) gefehen, daß in Folge der Märzbewegung ein großer 
Theil der ehemaligen Oppofition, da die lange gefuchten freiheit= 
lien und volksthümlichen Einrichtungen nun gewährt, oder der 
ſtaͤndiſchen Berathung übergeben waren, und auf der andern Seite 
von den Unruheftiftern Gefahr drohte, fich der Regierung 
und der Sache der Ordnung mehr anfchloß. Bei verfchiede- 
nen Anläffen (ſchon beim Hecker'ſchen Aufftande) hat fi) die 
Kammer mit Nachdruck gegen das aufrührerifche Treiben aus: 
geſprochen. Sie hat die Befchwerden gegen den Einmarſch 
ber Bundestruppen, gegen den Kriegszuftand, gegen Einle- 
gung von Grefutionsmannichaften in aufrührerifche Städte, 
gegen Auflöfung der demokratifchen Vereine zurückgewieſen, 
die vielfachen Gefuche um Bevorwortung einer allgemeinen 
unbedingten Amneftie abgelehnt, und vielen andern Extrava— 
ganzen in Petitionen und in Anträgen der Linken nicht zu— 
geftimmt, 

Darum und da Heder, der bei den Demokraten das 
höchſte Anfehen hatte, fich nicht mehr in der Kammer, Bren- 
tano mit feinen Gefinnungsgenofjen fich aber in der Minder- 
heit befand, verlor die Kammer bei den Demofraten immer 
mehr an Geltung, obgleich die meiften Mitglieder der rechten 
Seite im März und April 1848 ausgetreten und durch neu 
Gewählte erfegt waren, und obgleich die Kammer im Ganzen 
bei allen Gefetesberathungen und fonftigen Schlußfaffungen 
einen jehr freifinnigen und volfsthümlichen, ja (nach dem Ver- 
hältniffe vieler andern Länder) einen demokratiſchen, aber 
nicht revolutionären Gang einhielt. 
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In der revolutionären Preſſe, bei Bolfsverfanmlungen 
und in Vereinen wurde daher die Kammer von den Demo— 
fraten immer mehr angegriffen und herabgewürdigt. 

Als nun die deutfche Nationalverfammlung bei Bera— 
thung dev Grundrechte (ſchon lange vor deren Verfündung) 
die Abjchaffung aller Standesvorrechte beichloffen hatte, 
was namentlih eine Umgeftaltung der gröftentheild nad 
Standesvorrechten zuſammengeſetzten J. Kammer nöthig machte, 
ſo kam überall der Gedanke auf, es ſollte zu dieſem Zwecke 
und zu andern Verfaſſungsänderungen, die in Folge der 
Grundrechte nöthig würden, eine eigene konſtituirende Ver— 
fammlung berufen werden. Die revolutionäre Partei ging 
dabei noch weiter, indem fie auch abgeſehen von den einzelnen 
hieher bezüglichen Beftimmungen der Grundrechte eine all- 
gemeine Verfaffungsrevifion auf die Grundlage der angeb- 
lich zur Geltung gekommenen VBolfsfouperainetät vers 
langte. 

Mit dem Berlangen nad Berufung einer konſtituirenden 
Berfammlung ging nun das Berlangen um Auflöfung der 
vorhandenen Kammern Hand in Hand, indem die Demofraten, 
die fi die Volkspartei nannten, diefen Kammern Die 
Revifion der VBerfaffung ſchlechthin nicht anvertrauen wollten. 
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Am 30. Dftober 1848 begründete der Abgeordnete Baum 
eine Motion, wornach die Bitte geftellt werden follte, daß 
den Ständen ber Entwurf eines Wahlgefeges zur Berufung 
einer verfaffunggebenden Berfammlung vorgelegt werde *). 


*) Auch in der I. Kammer begründete am 20. Januar 1849 der Freiherr 
v. Andlau eine Motion, wornad ein Berfaffungsausfhuß von 7 Mit- 
gliedern aufgeftellt werden follte. Zwei Mitglieder ſollte die Regierung 
und zwei jede Kammer, diefe 6 aber ſelbſt follten das 7. wählen. Die- 
jer Verfaſſungsausſchuß follte ein auf die großen materiellen Intereſſen 
gegründetes Wahlgefeß bearbeiten und die Verfaffungsreform entwerfen, 
welch' letztere ſodann einer nad; jenem Wahlgefeße zu berufenden Ver— 
fammlung vorzulegen fei. Daß der Antrag in dem Sinne, welden bie 
Motion bezeichnete, überall großen Widerftand gefunden hätte und jeden- 
falls fhon in der I. Kammer nicht durchgegangen wäre, weiß jeber, 
ber mit der damaligen Lage ber Dinge vertraut war. Wire die Ne 
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Dieſe Verſammlung ſollte alsdann nach Maßgabe der Grund— 
rechte die Verfaſſung revidiren, oder, wie die Linke ſchon bei 
der Vorberathung ankündete, auf der Grundlage der Volks— 
ſouverainetät eine neue entwerfen. 

Daß die Regierung auf Letzteres nicht einging, ver— 
ſtand ſich wohl ſelbſt. Wir waren nicht in gleicher Lage, 
wie Oeſterreich und Preußen und einige kleinere Länder. Wir 
hatten ſchon längſt eine ſtets als ſehr freiſinnig auerkannte 
konſtitutionelle Verfaſſung, die wohl nach den Verhältniſſen 
der Zeit Verbeſſerungen oder einzelne Aenderungen erhalten 
mochte, aber zu dem Vorſchlage, eine ganz neue Verfaſſung 
aufzubauen, keinen Raum ließ. Es lag hiezu weder ein recht— 
licher, noch ein politiſcher Grund vor, ſondern das Unter— 
nehmen hätte nur die Verhältniſſe von neuem erſchüttert, die 
öffentlichen Zuſtände noch unſicherer gemacht, und damit 
Recht, Sitte, Gewerbsthätigkeit und Wohlſtand bedroht. 

Darnach lonnte es ſich nur um die Frage handeln, ob 
diejenigen einzelnen Verfaſſungs-Aenderungen, welche bie 
Grundrechte nöthig machten, oder die etwa fonft noch räthlich 
ſchienen, durch die vorhandenen (oder nad Aufhebung 
der Standesvorrechte an ihre Stelle tretenden) Organe ber 
regelmäßigen Volfövertretung berathen werben follten, 
oder ob dazu eine außerordentliche verfaffunggebende 
(oder verfaffungberathende) bejfondere Berfammlung zu 
berufen ſei. 

Der eritere Weg war der natürlichere und der gefahr= 
fofere, durch die bisherige Verfaffung felbft an die Hand ge— 
gebene. Es ftand ihm nur im Wege, daß nad) den Beftim- 
mungen unferer Berfaffung zu deren Aenderung nicht wur 
eine größere Vollzähligkeit beider Kammern, fondern 
auch die Zuftimmung von zwei Drittheilen einer Jeden 


gierung darauf eingegangen, fo wäre, indem fie einmal ihren fidhern 
Boten, die Sache mit den beftehenden Organen der Volfsvertretung 
zu erledigen, verlaffen hätte, ein ganz anderes Refultat, als der Mo: 
tionsfteller cd wiünfchte, oder gar nichts herausgelommen, Die 
I. Kammer felbit gieng aber auf den Vorſchlag nicht ein. 


derfelben nothwendig war, was das Zuftandefommen folder 
Aenderungen bedeutend erfchwert. 

Nun wurde aber binfichtlich der allein umfafjenden und 
wichtigen Aenderungen, welche die Aufhebung der Stan= 
desvorrechte nöthig machte, durch den Art, 8 des Ein- 
führungsediftes zu den deutjchen Grundrechten folgendes feſt— 
geſetzt: 

„Die durch die Verfaſſungsurkunden für den Fall der 
Verfaſſungs-Aenderungen vorgeſchriebenen Erſchwerun— 
gen der Beſchlußnahme ſinden (hier) keine Anwendung, 
vielmehr iſt in den Formen der gewöhnlichen Geſetzge— 
bung zu verfahren.” 

„Wenn in Staaten, wo zwei Kammern beftehen, die= 
ſer Weg feine Bereinigung herbeiführen follte, jo treten 
diefe zufammen, um in einer Verfammlung durch eins 
fahe Stimmenmehrheit die erforderlichen Befchlüffe zu 
faffen ).“ 

Damit war dad Zuftandebringen der Sache mit den 
vorhandenen verfaffungsmäßigen Organen der Volksvertre— 
tung wefentlich erleichtert, und man war damit über die gro— 
pen Nachtheile hinweg, welche in einem folhen Augenblide, 
ehe noch ein feſter deutſcher Nectszuftand gegründet war, 
die von der revolutionären Partei betriebene Auflöfung der 
Kammern und allgemeine Neuwahl bringen mußte. Aud) war 
man über die Klippe hinweg, melde jede fonftituirende 
Berfammlung, insbefondere in folhen Zeiten bei der fo ver- 
breiteten Berwirrung der Begriffe und bei der faljchen Vor— 
ftellung von der VBolfsfouverainetät, darbicten mußte, und wie 
die Erfahrung anderer Länder zeigte, überall auch wirklich 
dargeboten hat, fo daß dem traurigen Schaufpiele da und 
dort nur mit Waffengemwalt ein Ende gemacht wurde. 
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*) Durd eine weitere Beſtimmung dieſes Art. 8 war zwar den Einzelſtaa⸗ 
ten anheimgegeben, zur Verfaſſungsreviſion ſich aud über eine befon- 
dereLantesverfammlung zu vereinbaren; aber die Erledigung der Sache 
durd die „gegenwartigen Organe derfandesgefeggebung” 
wurde immerhin ald die Regel aufgeitellt. 
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Die Demokraten hielten zwar entgegen, daß auch Würt— 
temberg eine ſolche außerordentliche Fonftituirende Ver— 
jammlung berufe. Bevor wir aber diefes Beifpiel gegen ung 
gelten laffen, wollen wir die glüdlichen Ergebniffe abwarten, 
welche diefer Weg dort zu Tage bringen wird, und überdies 
würde, wenn ed dort unter den jegigen veränderten Gonftel= 
fationen noch zu einem guten Ergebniffe fommt, darin fein 
Beweis liegen, dag auch nach den Verhältniffen, wie 
fie im Winter von 1848/49 vorlagen, bie Befürd= 
tung eines ſchlimmen Ausganges nicht gegründet geweſen 
wäre. 


$. 158. 


Die Kommiffion der I. Kammer iheilte die Anficht der 
Regierung, und felbft dev Motiongfteller (Baum) ging, du 
der inzwiſchen verfündete Artikel 8 des Einführungsediftes 
zu den Örundrechten die Erledigung der Sache mit den vor: 
handenen Kammern nicht nur ermöglichte, fondern leicht 
machte, von feinem Antrage zurüd. Die Kommiffion der I. 
Kammer, in deren Namen ber Abg. Häuffer einen ſchlagen— 
den Bericht erftattete, beantragte, ben Großherzog in einer 
Adreſſe zu bitten: 

„den Ständen noch auf dieſem Landtage einen Geſetz— 

Entwurf vorlegen zu laffen, wodurd die in den Grund- 

rechten des deutſchen Volkes ausgefprochene Aufhebung 

der Standedvorrechte ihre Anwendung auf unfere Ver— 
faffung erhalte, beziehungsweife die Wahlordnung für 
die Fünftige Randesvertretung feftgeftellt werde. “ 

Die weitern VBerfaffungs-Aenderungen, die in Folge der 
Grundrechte oder jonft erforderlich würden, follten alsdann 
dev Berathung mit dem nach dem neuen Wahlgeſetze zu bes 
rufenden nächſten ordentlihen Landtage vorbehalten 
bleiben. 


Es waren eine große Menge Petitionen eingefommen, 
welche fib in eben diefem Sinne ausfprachen, jedoch war 
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die Zahl der entgegengeſetzten wegen dev größeren Rüh— 
vigfeit dev demofratifchen Partei noch bedeutender. 

Am 10. Februar 1849 fam die Sache zur Verhandlung. 
Die Linke ftellte dabei den Antrag: „die gegenwärtige Stände— 
verfammlung aufzulöjen .. . . . und eine neue verfaflung- 
gebende DVerfammlung zu berufen.” Nur follte für eine 
foldhe vorher eine Wahlordnung berathen und einiges Andere 
von den bereitd vorgelegenen Gefchäften, namentlich das Ver— 
waltungsgefeg und dad Budget, vor der Kammerauflöfung 
noch erledigt werden. Es wären darnad in kurzer Zeit nad) 
einander zweimalige allgemeine Neuwahlen nöthig ge= 
worden, zuerft jetzt (nach Erledigung der erwähnten drei 
Sefchäfte) eine folche behufs der Bildung der verfaffung- 
gebenden DVerfammlung, fodann wenn dieſe ihre Aufgabe 
beendigt haben würde, wieder eine allgemeine Neuwahl für 
den (nach der verabjchtedeten neuen Berfaffung zu berufenden) 
ordentlichen Landtag. 

Nach einer Iangen und heftigen Debatte, wovon unten 
($. 162 und 163) noch ein Vorgang zur Sprache fommen 
wird, bat die Kammer mit 44 gegen 3 Stimmen den Kom— 
miſſions- Antrag mit Ginfchaltung der Worte: „in Eirzefter 
Friſt“ (Hinter: „auf diefem Landtage” —) angenommen *). 

Don bier an wurden die Angriffe der revolutionären 
Breffe und der Berfanmlungen gegen die Kammer und Re— 
gierung noch heftiger und voher, als vor dem 10. Februar. 
Es gehörte wirklich viel Aufopferung dazu, gleihwohl Stand 
zu halten, und die Gefege gaben nicht einmal ein Mittel an 
die Hand, die fchändlichfte Verunglimpfung und Herabwürdi— 
gung der Kammer gerichtlich zu verfolgen. 


$. 159. 
Unmittelbar nah dem 10. Februar befuchten alle Mit- 
glieder der Linfen die Sigungen wie vorher, und erft nach 


*) Schs weitere Abgeorbnete (Itzſtein, Brentano, Kapp, Nihter, Sachs 
und Wolf), welche bei der Berathung anwefend waren, hatten fi vor 
der Abftimmung entfernt. Wären fie geblieben, fo wäre die Annahme 
des Kommiffionsantrags mit 44 gegen 9 Stimmen erfolgt. 
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einiger Zeit traten Einige berfelben aus. Da erfchien auch 
Brentano nicht mehr, fein Abfagefchreiben übergab er aber 
erft am 8. März. Der Kammerpräfident, an den es gerichtet 
war, tft darin als „Bürger Bräfident” angeredet, und als An— 
laß zu dem Austritte die irrthümliche Thatfache angegeben, 
daß die Kammer am 28. Februar nachträglich befchloffeu habe, 
auch noch die Revifion der Landesverfaſſung zu erle- 
digen. Unter ben Gejchäften, welde vor dem zu befchleunt- 
genden Schluffe noch erledigt werden follten, war nämlich 
am 28, Februar, wo die Kammer (in Abwejenheit Brenta- 
no’3) eine biesfallfige Zufammenftellung machte, auch bad 
Geſetz über die künftige Landesvertretung aufgenommen, 
wie dies der Beichluß vom 10. Februar forderte, während 
bie Berathung der übrigen nöthigen neuen Verfaſſungsbe— 
ſtimmungen der Fünftigen neuen Volfsvertretung vorbehalten 
werden ſollte. In einigen Zeitungsnachrichten über die 
Situng vom 28. Februar war nun irrig der Ausdruf „Lanz 
besverfaffung” ftatt „Randesvertretung" gebraucht, 
welcher Ausdrud in den „vaterländifchen Blättern für Ba- 
den” nach den Protofollen bald berichtigt wurde. Indeſſen 
diente der Druckfehler dazu, den erft beinah A Wochen nach 
bem 10. Februar erfolgten Austritt jet noch zu recht- 
fertigen. 

Als der Führer ausgetreten war, folgte auch eine Ans 
zahl anderer Oppofitionsmitglieder nah, um die Kammer, 
wenn fie auch nicht unvollzählig würde, doch bei den Demo- 
traten noch mehr in Verruf zu bringen. Der provijorifche 
Landesausſchuß der Volksvereine erließ nämlich eine in dem 
revolutionären Blättern mitgetheilte Aufforderung : 

1) an ſämmtliche Abgeordnete der (j. g.) Volkspartei, 
unverzüglich aus der Kammer auszutreten, und jede aber- 
malige Wahl zu der beftehenden Ständeverfammlung 
abzulehnen; 

2) an die fämmtlihen Wahlbezirke, ihre Abgeordneten 
fofort aus der Kammer abzurufen; 


3) an die fämmtlihen Wahlmänner der (j. g.) Volks— 
partei, fich jeder Theilnahme an einer weiteren Wahl 
eines Abgeordneten zu enthalten ; 

4) an die ſämmtlichen Bürger Baden, gegen bie Be— 
fchlüffe und Gefege der beftehenden Ständeverfammlung 
Derwahrung einzulegen. 

Nach dieſen Begehren hätten nicht einmal das Budget 
und das Verwaltungsgeſetz ($. 48). auf das bie Linke doch 
Werth Tegte, noch erledigt werden können, ja ed wäre, wenn 
man je auf eine Fonftituirende Verfammlung eingehen wollte, 
nicht einmal mehr möglich gemwefen, ein zur Be— 
rufung bderfelben nothwendiges Wahlgeſetz zu 
berathen. 


$. 160. 

Der Aufruf hatte Wirfung und es traten nach und nach 
im Ganzen 18 Mitglieder aus, Itzſtein, der gar nicht aus— 
trat, und Kuenzer, ber feinen Austritt erft zur Zeit der Mais 
revolution anzeigte, wurden in Stays „Bolksführer” deshalb 
felbft als Volfsverräther erklärt. *#) Die Kammer war 
indeffen, obwohl Mittermaier, Welcker, Baffermann, Mathy, 
Zittel und Spiron faft immer (in Frankfurt) von hier ab— 
weſend waren, doch noch vollzählig, da zur Vollzähligkeit von 
den 63 Mitgliedern nur 35 vorhanden fein müffen **). 

Mit den Erfagwahlen ging es aber größtentheils, wie 
der Landesausſchuß verlangt hatte. Die Wahlordnung ent- 
halt nämlich die Beftimmung, daß zur giltigen Vornahme 


*) Die Kammer wurde nun don ben revolutionären Blättern nur „Rumpfs 
kammer”, oder „Geſellſchaft im Ständeſaal“ genannt. Ginige, ins: 
befondere der Voltsführer und die Republik in Heidelberg, nannten fie, 
weil fie angeblich nur mein Werkzeug fei, nad meinem Namen 
„Beklkerzunft.“ 

**) Nur ein Verfaſſungsgeſetz, namentlich alſo auch das von der Linken 
verlangte Geſetz über Berufung einer konſtituirenden Ver— 
ſammlung, hätte, da hiezu 48 Mitglieder erforderlich ſind, nicht 
mehr vorgenommen werden können. Hinſichtlich des Geſetzes über Um— 
geſtaltung der J. Kammer wegen Aufhebung der Standesvorrechte war 
dagegen das Erforderniß dieſer größeren Vollzähligkeit durch den Ar 
tifel 8 des Einführungs-Edikts zu den Grundrechten ($. 157) befeltigt. 
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einer Abgeordneten = Wahl, drei Viertheile dev ernannten 
Wahlmänner anwejend fein müſſen. Nun genügte cs den 
Demokraten und den Bolfövereinen ſchon, wenn fie durd die 
Sympatbien einzelner Wahlmänner und durch Ginfchüchte- 
rung Anderer es erreichten, daß mehr als ’/, des Wahlfol- 
legiums nicht erjchien, oder die Wahl ablehnte *). Es wurde 
daher nur in drei Bezirken (im Landbezirk Lahr, int Landbe— 
zirf Heidelberg und in der Stadt Baden) eine neue Wahl 
vorgenommen. In den Uebrigen mißlang dies, weil, wenn 
auch da und dort die Mehrheit wählen wollte, doch nicht 
volle drei Viertheile dafür waren. 

Nach dem 8. 69 der Wahlordnung wurden die Wahl- 
männer, die nicht erfchienen, oder die Wahl verweigerten, in 
die Koflen der Tagfahrt verfällt, und eine zweite Tagfahrt 
angeordnet. An einigen Orten, wo ber Austritt des Abge— 
orbneten frühzeitig erfolgt war, Fam es zum zweiten Wahl 
tage, der wieber ohne Ergebniß blieb. 

Mit diefem revolutionären Manöver follte durch den 
Gigenwillen einer Anzahl Wahlmänner, welche durch bie 
Wahl nicht nur, wie die Urwähler, ein eigenes Recht 
fondern ein durch ihre Ernennung ihnen übertragenes Amt, 
eine verfaffungsmäßige Pflicht auszuüben hatten, die gefeß- 
liche Thätigkeit dev BVolfsvertretung gehindert oder in ver- 
faffungsmwidriger Weile eine Auflöfung der Stände erzwun— 
gen werden. Es verſtand fich von jelbft, daß hiedurch noch 
viel weniger, ald durch die bei der Verhandlung vom 10. 
Februar vorgebrachten materiellen Gründe, die Regierung und 
die Kammer zu einem andern Entjchluffe beitimmt werden 
tonnten. Auch in der Bevölkerung entſtand bei den Geſetz— 
lihgefinnten eine große rbitterung gegen dieſes Treiben, 
Es kamen darüber mehrere Erklärungen in öffentlichen Blät- 
tern, und aus dem Zandbezirf Durlach, jo wie von Mannheim 





*) Ohnehin hatte in dieſen Bezirken, in weldhen die ausnetretenen 
Linken gewählt waren, die Sade berfelben natürlich mehr Anhang, 
als in andern Bezirken. 
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und Gernsbach, Petitionen an die I. Kammer, worin darauf 
angetragen war, daß an die Stelle dev ihre Pflicht verwei— 
gernden Wahlmänner Andere gewählt werden. Auf einen 
vom Abg. Zentner Namens der Petitionsfommiffion eritattes 
ten Bericht ftimmte die II. Kammer am 24. April diefem An: 
trage bei, da für den Fall, wo auch der zweite Wahltag 
erfolglos bleibe, der $. 69 der Wahlordnung Feine weitere 
Vorſchrift ertbeile, die Regierung alfo eine den Umftänden 
entfprechende Verfügung zu erlaffen habe, daß es ber deſtruk— 
tiven Minderheit im Volke nicht gelinge, die verfaffungsmäßi- 
gen Gewalten zu hemmen. In diefem Sinne wurden bie 
Betitionen der Regierung empfohlen, worauf da, wo bereits 
die zweite Wahl mißlungen war, die Vornahme einer neuen 
Wahl von Wahlmännern an die Stelle Derjenigen, welche die . 
Ausübung ihrer Pflicht verweigerten, angeordnet wurde. Da 
übrigens dieſes Gefchäft lange dauert und bald darauf ber 
auf den 19. Mai feitgefegte Schluß des Landtags verkündet 
wurde, fo kam (auch abgejehen von der am 13. Mat einges 
tretenen Kataftrophe) Feine weitere Abgeordnetenwahl mehr 
zu Stand. 

Auch in dem Sinne des vierten Bejchluffes des Landes— 
ansfchuffes der Volksvereine, wornach „gegen bie Beichlüffe 
und Gefege der. beitehenden Ständeverfammlung Verwahrung 
einzulegen ’’ fei, kamen einige Petitionen ein, und ein Ge— 
meinderath wollte, da zum Bollzuge des Anlehnsgefeges vom 
3. März 1849 Domänen zu Unterpfand gegeben werden foll= 
ten, fogar den Gintrag des Pfandrechts verweigern, ging 
jedoch auf die gefegliche Bedrohung hiervon fogleich wieder ab. 


XXVH. Dringen auf den Wücktritt des 
\ Minifteriums. 
$. 161. 
Welche Aenderungen im März 1848 in der Zuſammen— 
jegung des Minifteriums eintraten, ift oben ($$. 92 und 72) 
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angegeben worden. Es war eine für die damalige Zeit auf- 
fallende Erſcheinung, daß nicht, wie in andern Ländern, das 
ganze Minifterium zum Nüdtritte veranlaßt wurde. Daß 
die hiezu nicht Veranlaßten eben fo ungern an ihrer Stelle 
blieben, als die neu Berufenen die Stelle damald ungern 
annahmen, wird man auch ohne Verfiderung glauben, wenn 
man neben den Anftrengungen, denen man im März und 
April 1848 faft erlag *), zugleih bie Gefahren der Zeit in 
das Auge faßt. 

Der Grofherzog hätte fich aber unglücklich gefühlt, auf ein= 
mal in eine ganz neue Umgebung zu gerathen, und die II. 
Kammer felbft verlangte nicht nur unferen Rücktritt nicht, 
fondern fogar die Linke ſchloß ſich theils offen uns an, 
theils drückte fie wentigftens, wie wir oben gejehen haben, im 
Allgemeinen Bertrauen aus, und wußte wohl, daß, wenn 
Einer aus ihrer Mitte 3. B. mich erfegte, feine Stellung 
nicht minder ſchwierig wäre, und er von feinen bisherigen 
Freunden ebenfalls befämpft werden müßte. Selbſt Hecker 
bat, als er in ber Sikung vom 9. März bezüglich auf die 
ſ. g. Forderungen des Volkes fagte, ich ſoll mein Portefeuille 
dem Großherzog zur Berfügung ftellen, wenn etwas nicht 
zugeftanden werde, auf meine Erwiderung, indem er (nad) 
einem Zwiſchenrufe) nur überhaupt Energie (nad oben) 
verlange, fich beruhigt, als ich ihm erklärte: „ich verfichere 
ben Abgeordneten, daß, wenn ich nicht ven dem Gefühle ge= 
leitet würde, daß es eine Pflichtvergeffenheit wäre, 
jegt abzutreten, ich nicht eine Stunde länger auf meinem 
Poften bliebe, ja ſchon längſt fortgegangen wäre. .... 
Seht ift es etwas ganz Leichtes, ſich zurüdzuzichen. Man 
kann es fih da ganz bequem machen. Die Schwierigkeit, 
Berantwortlichkeit und Laſt trifft nur Denjenigen, der bleibt,‘ 


*) Mit den Berathungen im Minifterium, in den Kammern, in Kammer— 
fommiffionen, fodann mit Anhörung und Verbefheldtung von Depu- 

- tatlonen, mit Erledigung von Anftänden und Anfragen, und mit brings 
lichen Anordnungen jeder Art war id) in jenen 2 Monaten täglich wohl 
18 Stunden befäftigt, und fo verhältnigmäßig alle meine Kollegen. 


Auch jpäter drückte Die Kammer in mehreren Befchlüffen ihr 
Vertrauen zum ganzen Miniftertum,, wie es jegt zufammen- 
gejeßt war, aus, und als wir am 9. April bei der Aufre- 
gung wegen des Truppeneinmarfches unfern Rücktritt anboten 
($. 85), wollte aud nicht Ein Mitglied darauf eingehen. 
Im weiteren Verlaufe, als die Außerfte Linke wieder eine ge— 
fonderte Stellung und eigentliche republifanifche Richtung 
einnahm, blieb immerhin eine große Mehrheit der I. 
Kammer, beren frühere rechte Seite doch durch Neuwahlen 
größtentheild erfegt war, mit dem Minifterium im Einflange. 
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Wir wußten indeffen wohl, daß in Zeiten folcher mias- 
matifcher Bethörung und Begrifföverwirrung jede Regierung, 
handle fie, wie ed auch fei, in der von den Revolutionären 
beherrichten Menge bald herabgefegt werde. Wir mußten 
unfere Namen Preis geben, mit dem Berwußtfein, daß fie 
jedenfalls gepeitfcht, verfchnitten und in den Koth gezogen 
werden. Nadı dem Ausipruche eines berühmten franzöſiſchen 
Nedners ift „in revolutionären Zeiten die Impopularität 
das Leibgeding der wahren Volköfreunde, Die Angriffe, 
Verläumdungen, Berbächtigungen und Berunglimpfungen jeder 
Art vermehrten fich insbefondere im Winter 1848/49 mit je= 
dem Monate, doch machte dev 10. Februar 1849 einen Ab— 
ſchnitt, von wo an diefe Angriffe gegen die Regierung und 
insbejondere gegen mich, fo wie gegen bie II. Kammer, noch 
wilder und ungejtümmer wurden. 

Daß Alles zunächft gegen mich Tosftürmte, wird man 
begreifen, wenn man erwägt, daß in Eleineren Staaten die 
innere Verwaltung ald die Hauptfache gilt, und daß 
namentlich dem Minifterium des Innern die Fürforge für die - 
öffentlide Sicherheit, alfo auch das Entgegentreten ge= 
gen die Demagogen obliegt, fowie daß ich eben darum in 
den Kammern vorzugsweife die Politif der Regierung öffent- 
lich zu vertreten hatte, weshalb die Blätter dad ganze Mini- 
fterium in der Regel mit dem Namen „Minifterium Bekk“ 
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bezeichneten. Dies iſt wohl auch der Grund, and welchem 
Brentano in der Sikung der Il. Kammer vom 10, Februar 
1849, wo es fih um den Antrag auf Kammerauflöfung und 
Berufung einer Ffonftituirenden Verſammlung handelte, feine 
Pfeile nur gegen mich perſönlich richtete. Zittel hatte 
nämlich bemerkt, daß cs ſich bei dem Antrag auf Kammter- 
auflöfung nicht um Gründe der Sache, fondern nur um eine 
Beindfeligfeit gegen die Regierung und Kammer 
handle. Die Linke möchte an's Nuder und dazu, meine fie, 
würde bei der gegenwärtigen Verwirrung eine allgemeine 
Neuwahl ihr fürderlich fein *). Diefer Vorwurf reizte, und 
um ihn abzuwenden, erklärte Brentano, daß es ſich nicht um 
das ganze Minifterium, fondern nur um mich handle. 
Gr und feine Partei führen den Kampf nicht gegen meine 
Kollegen, fondern nur gegen mich. — Er häufte nun eine 
Menge Beichuldigungen gegen mich, deren Ungrund oder Bes 
deutungslofigfeit wohl Jedem in der Kammer befannt war, 
die aber auswärts in der revolutionären Breffe, in den 
ſ. 9. Volksvereinen und Berfammlungen ihre Wirkung nicht 
verfehlten, | 
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Brentano warf mir vor, ich habe mittelft eines Schrei= 
bens an die Württembergifche Negierung aus der Einführung 





*) „Die Reaktion, fügte Zittel bei, begümftige das Anffoınmen ber 
Rothen, ihre Organe fprechen daher felbit der Berufung konſtituirender 
Verfammlungen das Wort, weil fie wohl wiffen, daß auf die vothe 
Republik die rothe Monarchie wieder folge. „Und für ſolche Er⸗ 
folge, ſprach er weiter, ſoll nun die Mehrheit der Kammer die Hand 
bieten? Zu dieſem Zwede freiwillig den Platz räumen? — Jetzt fell 
fie helfen, einen neuen Feuerbrand unter das Volk werfen, es vielleicht 
zum äußerſten Verderben drängen? Seht, wo man endlich auf bie 
Beſſerung der Zuftände hoffte, foll fie die fieberbafte Aufregung auf 
lange Zeit in’s Maßloſe fteigern, bis endlich zur Verzweiflung 2 — 
Und jegt, in dem Nugenblide, wo fo viele Anzeichen einer neuen Er— 
bebung im den Organen der ertremiten ‘Partei ſelbſt fih Fund geben, 
wo Drohungen auf Drohungen gehäuft werden, jebt follen wir zurüd: 
weihen? Wer dazu feine genug iſt, der mag es thun, wir werten 
es nicht thun.“ 
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ber Grundrechte eine Frage der Bereinbarung machen 
wollen. (Sch erwiderte darauf das oben im $. 146 Gefagte, 
womit bie Bejchwerde zu nichts wurde.) — Er fagte ferner, 
die Regierung habe (durch die Zurüdziehung der Truppen) 
ben Septemberaufftand provoeirt, um reaktionäre Mafregeln 
ergreifen zu können. (Was ich erwiderte, ift oben aus den 
88. 108 u. 109 erfichtlih.) — Mit der Verfündigung ber 
Grundrechte habe die Regierung gezögert. (Sie verkündete fie 
am 12, Januar 1849, alfo 14 Tage nach der Verkündigung 
im Reichsgefesblatte.) — Der Stadt Mannheim feien ihre 
Waffen dur Chifanen vorenthalten worden. (Am 1. Mai 
1848 erfolgte auf den Aufruhr vom 26. April eine gefetlich 
geftattete Entwaffnung $$. 103 u. 104. Später wurde bie 
Rückgabe der Waffen, fobald die Bürgerwehr wieder organi- 
firt fei, angeboten, die Organifation war am 10. Februar 
1849 noch nicht vollendet, übrigens erft wenige Tage vorher 
zum erften mal eine Befchwerde wegen der Waffenausfolgung 
eingefommen, die ber Kreisregierung zum Bericht zugeftelft 
wurde, aber noch nicht erledigt fein Eonnte.) Die Preffreiheit 
werde durch die Geſetzes-Vorlage in Betreff der Aufhebung 
der Kautionen verfümmert. (©. oben $. 56.) — Zur Erfül- 
lung der Märzverheißungen feien nur Gefege mit Hinterthüren 
gegeben. (S. oben $$. 38—62.) — Fiedler fei widerrechtlich 
verhaftet und gefäumt worden, ihn vor Gericht zu ftellen. 
(Die Ueberweifung an den Unterfuhungsrichter zur Un— 
terfuchung und zur Verfügung über den Verhaft erfolgte am 
erften Tage, und die Beendigung der Unterfuchung und 
Stellung vor den urtheilenden Richter hieng nicht von 
dev Regierung ab. $. 80.) — Unter allen Ländern zu = 
erſt fei Baden mit dem Standrecht und Kriegszuftand be— 
glückt worden. (Iſt in Beziehung auf das „zuerft” nicht vich- 
tig, im Mebrigen aber nicht durch die Regierung, fondern 
durch Brentano’8 Freunde Heder und Struve veranlaft 
worden.) — Auc, Befchwerden, die nicht das Minifterium des 
Innern, fondern das Juftiz- Minifterium betrafen, bielt 
Brentano mir entgegen: Die Einführung des Schwurgerichtg= 
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gefeßes werde verzögert. (Hinfichtlich der hochverrätheriichen 
Unternehmungen war dasfelbe Längft in Wirkſamkeit getreten, 
und binfichtlich der andern Verbrechen beftimmten die Stände 
ſelbſt, daß es erft mit ber neuen Gerichtsverfaſ— 
fung in Wirkfamfeit trete, die Gerichtöverfaffung lag aber 
am 10. Februar noch in der Berathung der Stände) — 
Der alte Wunfd nah Kollegialgerihten I. Inſtanz 
fet nicht erfüllt worben, (Diefelben waren in dem von der 
Regierung längft vorgelegten Entwurfe der Gerichtsver— 
faffung aufgenommen. Die. Kammer felbft verwarf aber 
bei ihrer erften Berathung, und zwar auf Antrag eines Mit- 
glieds der Linken die Kollegialgerichte, und kam erft bei 
Rückgabe bed Entwurfs von ber I. Kanımer wieder darauf 
zurüd, bie Gerichtöverfaffung felbft war aber von den Stän- 
ben noch nicht erledigt.) 

Im Sinne der bier beigefügten Bemerkungen antwortete 
ich dem Abgeordneten Brentano, und es war wohl in der 
Kammer nit Ein Mitglied, ſelbſt Fein Mitglied der Lin— 
fen, welches die Beſchwerden nicht für grundlos gehalten 
hätte. Seine eigenen Freunde machten ihm wegen dieſes Be— 
nehmend Vorwürfe, weshalb er fid) veranlaßt fah, fogleich, 
nachdem ich meine Antwort beendigt hatte, öffentlich zu er= 
flären, er babe bei den Angriffen auf mich nicht im Namen 
feiner Freunde in der Kammer gejprochen, fondern nur bie 
Anfichten der „Demofraten im Volke“ ausgedrüdt. Dies 
brachte indeffen unter die Mitglieder der Linken für den Aus 
genblie eine folhe Verwirrung, daß mehrere derjelben, wie 
fie fpäter felbft fagten, nur darum nicht für den Antrag ihrer 
Partei, fondern für ben Kommilfionsantrag ftimmten, weil 
man fonft in ihrer Abftimmung eine Billigung der Angriffe 
Brentano’s hätte finden können. Daher ergab ſich bei der Ab— 
flimmung eine fo große Mehrheit für den Kommiſſions— 
antrag ($. 158). 

Außer mir faßen noch der Minifter v. Duſch, Geheimes 
vath Nebenius, Staatsrat Hoffmann und Staatsrath von 
Stengel auf der Regierungs-Banf. Sie beiprachen ſich mit 
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einander, "und ber Minifter v. Dufch erklärte nun, nachdem 
ich meine Erwiderung geendet hatte, im Namen Aller folgen- 
des: „Der Herr Abgeordnete Brentano hat die PBerfonen bes 
Minifteriums gefichtet, und eine einzelne Berfon, ben 
Herrn Bräfidenten des Minifteriums bes Innern, herausge— 
nommen, um alle feine Vorwürfe auf ihn zu häufen. Diefe 
Vorwürfe beftehen nach meiner Anfiht darin, daß ber Herr 
Präfident des Minifteriums des Innern jeit 11 Monaten fid 
bemüht hat, die Freiheit vor ihren gefährlichiten Feinden, vor 
ihrem Mißbrauche, vor der Webertreibung zu bewahren; fie 
befteben darin, daß er nad allen feinen Kräften geftrebt hat, 
die Wohlfahrt des Landes, foweit e8 die Zeitverhältnifie 
möglich machten, zu erhalten, — zu verhindern, daß es nicht 
noch in tiefere Zerrüttung gefallen iſt. Diefe Vorwürfe find 
für den Herrn BPräfidenten des Minifteriums des Innern ein 
Kranz von Ehren gewejen, ben er auf fein Haupt gelegt hat. 
IH bin nicht gemeint, von biefer Ehre etwas zu rauben, — 
fie gebührt ihm, denn ev hat die ganze Laft, die ganze Hige 
des Tages in diefen 11 Monaten getragen, aber meinen 
Theil an ber Verantwortlichkeit will ih mir nicht 
entziehen Taffen. Ich erfläre alfo, daß ich vollfommen mit 
Allem, was der Herr Präfident des Minifteriums des Innern 
gethan hat, einverftanden war, daß ich die Verantwortlichfeit 
dafür mit übernehme. Ich habe zugleich die Ermächtigung, im 
Namen meiner andern hier anwejenden Kollegen ein Gleiches 
zu erflären, daß wir mit dem Herrn Bräfidenten 
bes Minifteriums bes Innern ftehen und fallen 
werben” *) | 
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Anhänger des Minifteriums triumphirten, fo wie über 
ben Sieg in der Sache felbft, fo auch über den günftigen 


*) Der BPrafident des Kriegsmintfteriums, Oenerallieutenant Hoffmann 
war in der Sitzung nicht anwefend, erflärte aber des andern Tages, 
daß au er in die Solidarität eintrete und mit mir fichen und fal- 
Ien werde. 


a. WR 25 


Erfolg der Debatte über Brentano’s Angriffe. Ich erwiberte 
aber fogleih: der Sieg ift nur ein Sieg in der Kammer, 
und wenn die ganze übrige Linke von Brentano abgefallen 
wäre, jo würden feine Angriffe, die er als Chef der Volks— 
vereine nun zum erften mal perſönlich gegen mich richtete, 
außerhalb des Saales bei der bethörten Menge, die den 
Grund oder Ungrund feiner Beichuldigungen weder beurthei— 
len will, noch beurtheilen fann, immerhin diefelbe große 
Wirkung haben. 

So war es au. Bon jest an fuchten die revolutionären 
Blätter erft recht perfönlich gegen mich den Haß zu erregen. 
Bon hier an war ich in den Volksvereinen und bei den De- 
mofraten und ihren blinden Anhängern überhaupt als der 
Urheber alles Uebels denunzirt. Daß mich Died von meiner 
Pflichterfüllung nicht abwenden fonnte, verjteht fich von felbit, 
und wenn je die Nüdfiht auf Popularität bei der Menge 
mich hätte von etwas abhalten fünnen, jo hätte diefe Rück— 
ficht jest ohnehin allen Boden verloren gehabt. Am Mebrigen 
waren, wie fich von jelbit verfteht, die Freunde der Ordnung 
und einer gefeglichen Freiheit, namentlich die vaterländi- 
ſchen Bereine, die ficy immer weiter ausbreiteten,, durch den 
Vorgang weder von mir, noch von dem Minifterium über= 
haupt abgewendet. Die revolutionäre Partei hatte aber, wie 
oben ($. 142) dargeftellt ift, in ber damaligen Zeit zu viel 
Boden gewonnen, und ihre bewußten und unbemwußten Anz 
hänger laſen nichts , als was von ihren Führern oder deren 
Blättern kam *), fo daß es ſchwer war, ihnen von anderer 
Seite Bernunftgründe beizubringen. | 

Bei diefer Lage der Dinge entitand die Erwägung, ob 
wir nicht, obſchon wir nach der Stimmung einer großen 
Kammermehrheit feinen parlamentarifchen Anlaß dazu 
hatten, in Nüdficht auf die Zuftände des Landes felbft 


*) Brentanos Rede gegen mic wurde im Taufenden von Nbbrüden, bie 
meine Antwort nicht enthielten, vertheilt, und was andere Blätter 
dagegen oder von meiner Antwort bradten, fand in den gebadj» 
ten Kreifen feine Leſer. 
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nun doch abtreten jollten? — Auch jest wäre mir, dies (fo 
wie meinen Kollegen) perfünlich fehr willfommen geweien. 
Aber es handelte fih nicht um unfer perſönliches Interefie, 
jondern um die Sache. Wer follten unfere Nachfolger fein? 
Von einem Miniftertum, welches mehr rechts gegangen 
wäre, hätte natürlicherweife nicht die Rede fein können. Män— 
ner diefer Art hätten Damals weder den Muth, nod bie 
Moglichkeit gehabt, die Geichäfte zu übernehmen. Män— 
ner von unferer Richtung, die mit den gegenwärtigen 
Ständen den Landtag hätten zum Ende führen fünnen, und 
die bei folcher Lage der Dinge in unfere Stellen einzutreten 
zugleich auch den Willen gehabt hätten, wären nicht zu 
finden gewefen, und ohnehin wäre ein Wechfel diefer Art 
ohne allen Zwed gewefen, die Nachfolger hätten nicht 
nur die Agitation nicht beichwichtigt, jondern noch ver— 
mehrt, weil man in dem bloßen Taufche der Namen ohne 
Aenderung der Politif noch eine Verhöhnung gefunden 
haben würde. Nur Männer aus der Außeriten Linken 
hätten aljo unjere Nachfolger fein können, und dies allein 
war das offene Ziel der Agitation und überhaupt der Anz 
griffe gegen und, 

Es fragte fih alfo nur, ob wir der Außerften Linfen 
unfere Pläge einräumen durften? — Daß ber Großherzog, 
mit dem wir über alle Eventualitäten uns befprachen, gegen 
einen jolchen Schritt, der ihn (bei feinem milden und wohl- 
wollenden Charakter) unter jo fchwierigen Umftänden in eine 
wahrhaft traurige Lage gebracht hätte, einen großen Wider: 
willen hatte, wird feiner Berficherung bedürfen. Es wäre 
damit aber zugleich auch eine Auflöfung der Kammern 
und Berufung einer Fonftituirenden Berfammlung 
ausgefprochen gewefen, und alle damit und mit wiederholten 
allgemeinen Neuwahlen vorausfichtlich verbundenen Nachtheile 
wären durch unfern NRüdtritt felbft hervorgerufen 
worden. 

Wären wir zurüdgetreten, oder wären wir felbft zu 
einer Kammerauflöfung gefchritten, und dadurch hernach im 
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parlamentarifhen Wege zu einem unwillführlichen Rück— 
tritte veranlaßt worden, fo hätten wir uns mit dem Satze 
tröften fünnen: „apres nous le deluge.” Aber diefer Sat 
gibt von dem Gewiſſen eines Staatsmannes Fein gutes 
Zeugniß, und fo wollten wir nicht handeln. Wir wollten 
die zerrüttete Rage des Landes nicht dem blinden Zufalle Preis 
geben. Die fpäteren Greigniffe, die durch eine unerwartete 
Militärmenterei in Verbindung mit (von und unabhängigen) 
ausmwärtigen Vorfommniffen veranlaßt wurden, konnte 
man nicht vorausfehen. Jedenfalls war mehr begründete 
Hoffnung eines friedlihen Ausgangs vorhanden, wenn 
vorerjt mit ber gegenwärtigen confervativen Ständeverſamm— 
lung bie dringendften Gefchäfte erledigt und bie Berufung 
einer neuen Vertretung auf einen Zeitpunkt verſchoben würde, 
bis zu welchem möglicherweije wieder eine fefte Ordnung ober 
ein ficherer Rechtszuftand in Deutfchland gegründet, und 
dadurch oder durch etwaige Abkühlung oder Grmattung als- 
dann feldft ein radikales Regiment nah ber Natur der 
Dinge von kürzerer Dauer oder von geringerem Nachtheil fein 
mochte. Dies war die natürliche Vorftellungsweife, der wir 
zu folgen durch Plichtgefühl uns gedrungen jahen. 
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Rechnet man nun aber, felbft nachdem unerwartete Greig- 
niffe eine andere Wendung brachten, wie es etwa gegangen 
wäre, wenn wir anders gehandelt hätten, fo ergibt ſich Fol— 
gendes: 

Die Berufung Brentano's und ſeiner Genoſſen in das 
Miniſterium hätte für den Augenblick bei den Demokraten 
- einen großen Jubel hervorgerufen. Wer aber glaubte, das 
diefer Zubel oder die damit verbundene Beruhigung ber re= 
volutionären Partei von Dauer gemwefen wäre, hätte bie 
Lehren der Gefchichte fehr verfannt. Selbſt ein fehr demo— 
Eratifch (eigentlich anarchiſch) gefinnter, aber mit unfern Ver— 
hältniffen genau bekannter politifcher Flüchtling, der über die 
badifche Revolution ſchrieb, fagt mit Recht: die Oppofition 
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ging, wenn aud nicht klar bewußt, nicht gegen Perſonen, 
jondern gegen jedes Regieren als ſolches. Es hätten 
„die neuen Minifter, Peter, Brentano, nur einige Monate, ja 
nur Wochen gebraucht, um dem Schicfale des vorigen Mi— 
nifteriums, überhaupt dem Schiefale aller Minifter zu er- 
liegen, und eine Oppofition gegen fich entftehen zu fehen, 
welche den Angriffen auf die vorigen Minifter an Heftigkeit 
nichts nachgegeben hätte.” An einer andern Stelle: „Diele 
Heinen Meifter der Politik glaubten, die Maffe des Volks 
an dem Faden ihrer eigenen Popularität zu halten, wie ein 
Sperling, den man verhindert, eine beftimmte Grenze in fei= 
nen Befreiungsverfuchen zu überfchreiten.“ 

Es ſcheint wirklich, daß Brentano eine fo Furzfichtige 
Meinung von ber Wirkung feiner Bopularität gehabt habe, 
obfehon ich in der Kammer ihm wiederholt das nämliche er— 
Härte, was in den erwähnten Geftändniffen eines im Uebrigen 
für den Grundfag der Anarchie auftretenden Flüchtlinge 
biegt. Daß Brentano meinte, aber irrthümlich meinte, er 
könne den Sturm heraufbefchwören und dann mit feinem Na= 
men bie Wellen beliebig niederfchlagen, und die Orbnung 
wieder feithalten, dafür zeugt fein Benchmen während ber 
Revolution im Mai und Zuni 1849, fo wie auch die oben 
erwähnte Thatjache, daß er im März 1848 feinen Kopf dafür 
einfebte, e8 werden, wenn die politiihen Gefangenen (mie es 
gefchah) freigelaffen würden, Feine Unruhen mehr vorfommen 
($. 67). Das Fehlichlagen diefer Tegtern DVerficherung hat 
ihm nicht belehrt, Dagegen ſcheint nun die Erfolglofigfeit feiner 
Bemühungen in der Matrevolution (nad feinem Manifefte 
von Feuerthalen) eine andere Veberzeugung in ihm hervorges 
rufen zu haben. 

Aber abgejehen davon, daß bie Berufung der Außerften 
Linken in das Minifterium die Demokraten nicht beruhigt, 
jondern die Revolution noch mehr angefacht hätte, was wäre 
die materielle Wirkung der Maßregeln gewefen, welche 
diefe neuen Minifter fogleich ergriffen hätten? Ihr erfter 
Schritt hätte in der alebaldigen Berufung einer Tonftituiren= 
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den Verſammlung beſtanden, denn die Verweigerung dieſer 
Maßregel war es ja eben, was die Anfeindung gegen das 
vorige Minifterium veranlaßte. Die Wahlen hätten, wie 
der Artifel 8 des Cinführungs = Edifts zu den Grundrechten 
es unterftellt, und mie ohnehin die Anfichten der neuen Mi- 
nifter e8 forderten, mit allgemeinem Stimmrechte vorge- 
nommen werden müffen. Wie darnach diefe Wahlen ausge— 
fallen wären, erfehen wir aus dem lebendigen Beifpiele, 
welches die auf Brentano's Ruf gewählte VBerfammlung vom 
10. Juni 1849 alsdann wirklich lieferte. Brentano fagt in 
dem erwähnten Manifefte aus Feuerthalen vom 1. Juli 1849; 
„Ich glaubte, die aus den freieften Wahlen hervor= 
gegangenen Vertreter bed Volks würden mein vedliches 
Beitreben unterftügen und fräftigen. Ich habe mid ge— 
täuſcht. Eine VBerfammlung, deren Mehrheit aud ganz 
unfähigen gewöhnliden Schreiern befteht, bot das 
kläglichſte Bild einer Volksvertretung, welde 
je getagt, und welde ihren gänzlichen Mangel an 
Einfiht und Kenntniffen hinter fogenannten 
revolutionären Auträgen verbergen wollte, die 
heute zum Befhluffe erhoben, morgen als uns 
ausführbar wieder umgeftoßen werden mußten.” 

Mir find mit Brentano hinfichtlich diefes Urtheils ein- 
verftanden, und der Unterjchied zwifchen und und ihm befteht 
biebei nur darin, daß wir died längft vorher mußten, 
während er erft dur die Erfahrung vom 10. bis zum 30. 
Suni 1849 darüber belehrt wurde. 

Hätten wir nah dem Antrag der Linken vom 10. Febr., 
oder hätte im Kalle unferes Rüdtritts das neue Minifterium 
im Frühjahr 1849 eine ſolche Verfammlung berufen, fo hätte 
fie, wenn ber Streit über die Reichsverfaſſung, der Aufftand 
in der Rheinpfalz und unfere Militärmeuterei nicht gekom— 
men wäre, die Revolution im f. 9. gefeglichen Wege 
durchzuführen verfucht, und andernfall8 beim Gintreffen jener 
Greigniffe fih an die Spite derfelben geftellt und dem Auf- 
ruhr eine Art gefeglichen Anftrichd gegeben, fo daß der Groß— 
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herzog nicht nur, wie der unerwartete Gang der Dinge es 
jegt mit fih brachte, vor den Meuterern und andern 
Aufrührern, fondern vor der gefeglihen Volksver— 
tretung felbit hätte die Flucht ergreifen müffen ; und eine 
andere Ueberwältigung der Revolution, als durh Bun- 
beshilfe, wäre unter folchen Verhältniffen immerhin auch 
in diefem Falle unmöglich, und es wäre nach einem folchen 
Berlanfe naturgemäß nur eine noch größere Machtentwid- 
lung nothwendig gewefen *). 


XXVIII. Mairevolution. 
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Durch die Märzſtürme war die 18157 deutſche Verfaſſung 
geſtürzt und noch keine neue an ihre Stelle getreten. Die 
Unſicherheit in Bezug auf die Geſammtverfaſſung, durch wel— 
he auch vielfache Aenderungen der einzelnen Landesverfaſſun— 
gen in Ausficht ftanden, in Verbindung mit dem Benehmen 
und den Lehren der Linfen in der National = VBerfammlung 
unterhielt und nährte die Revolution in ganz Deutjchland, 
und noch insbefondere in foldhen Ländern, in welchen 
wegen ihrer Lage oder wegen bejonderer Vorgänge die Auf- 
löfung mehr begünftigt war, als in andern Theilen des Ge— 
fammtvaterlandes. 

Schon längft Hatte ich Beforgniffe auf den Zeitpunft, 
wo die National = Berfammlung mit ihrer Arbeit zu Ende 
kommen und der Streit über ihre Bejchlüffe praftifch werden 


*) Was wäre z. B, in Württemberg geſchehen, wenn im Mat und 
Sunt 1849 fhon die fonftituirende Berfammlung, flatt ber 
nad einem andern Wahlgefebe zufammengefepten Ständeverfammlung 
verfammelt gewefen wäre? — Und wie wäre etwa bie Wahl biefer 
fonftitufrenden Verſammmlung ausgefallen, wenn fie im Frühjahr 
1849 ftatt erft im Auguft, wo die Revolution in ganz Deutfchland 
(vorläufig) überwunden war und Württemberg das badiſche Beifptel 
vor fih und an zwei Grenzen bebeutente Truppenaufitellungen hatte, 


vorzenommen worden ware? 
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würde. Es war zu befürchten, daß dieſer Streit zwiſchen ber 
National: Berfammlung einerfeits und den größeren deutjchen 
Mächten andererjeits, oder zwifchen den Legtern unter ſich 
eintreten und dann zumal da, wo man von der Allmacht der 
National-Verſammlung, oder von bem Werthe ihres Werkes 
oder auch nur von der Dringlichfeit einer allein durch) 
Anſchluß an jene Beſchlüſſe erreichbaren Einigung erfüllt 
war, große Verwirrungen hervorbringen werde, In Baden 
trafen alle Beftandtheile, welche diefe Bedenken begründeten, 
zufammen. 


Zwar waren der Auffchwung, die fieberhafte Erſchütte— 
rung und die Betäubung nicht mehr fo allgemein, wie im 
März 1848. Damals ging ein gemeinfamer Geift, ein lange 
genährter und plöglih zum Ausbruche gefommener Gedanke, 
ein Drang gegen bie durch die Ideen verworfenen Hemmniffe 
der Freiheit und volksthümlichen Entwicklung durch die ganze 
Bevölkerung. Diefe wußte gar nicht, welche Auswüchſe aus 
einer folchen Bewegung hervorgehen können, wenigftend 
dachte fie, oder glaubte fie doch nicht daran. 


Inzwiſchen hatten ſich diefe Auswüchfe nun gezeigt, es 
fam Aufruhr fammt allen damit verbundenen Uebeln, und 
die Folgen davon waren militärifche Befegungen und andere 
Laften. Dadurch kamen Viele zur Befinnung, zum 
Theil auch zur Grmattung, wogegen Andere in ihren 
Umfturzplanen Elarer, mit fih einiger, und in einer be— 
ftimmten beftruftiven Richtung entfchloffener wurden. 
So ergab ſich eine Ausfheidung, wobei jedoch) die vevolu= 
tionäre Bartei dur das, im noch ungeordneten uns 
fichern öffentlichen Zuftänden natürliche, Gefühl der Unbes 
Haglichkeit mit Anwendung von allerlei Berblendungsmitteln 
einen größern äußern Anhang gewann, als bie eigentliche 
innere Gefinnung mit fi gebracht hätte. Das Gefühl der 
Unbehaglichkeit wurde andern Urfadhen, ald eben ben Wüh⸗ 
lereien und Aufrührereien, von denen es in der That her— 
rührte, zugeſchrieben, und die Gegenmittel, die zur Niederbals 
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tung diefer Mebel unvermeidlich waren, wurden als un— 
nöthige chikanöſe Belaftung dargeftellt. 
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Im März und April 1848 hatte nur die Berufung ei= 
ner deutfchen National - VBerfammlung aus der allgemeinen 
Auflöfung gerettet. Auf die große Idee der deutichen Eini— 
gung wurde die vevolutionäre Bewegung abgeleitet. Auf bie 
Vertreter der Nation waren alle Blicke gerichtet, und Das 
ftand ben vereinzelten Verſuchen entgegen. Zeigte fih nun, 
dag ihr Werk feine Anerkennung finde, fo fiel damit der 
Nettungsanker hinweg, und die Auflöfung und Berwirrung 
trat von neuem ein. War aud ein Theil ber Bevölkerung 
inzwifchen herabgeftimmt, oder Feind der in der Bewegung 
fihtbar gewordenen Unordnung oder Zerftörungsfucht gewor= 
den, fo gab auf der andern Seite die getäufhte Erwar— 
tung in Beziehung auf die deutfche DVerfaffung wieder 
einen neuen mächtigen Anftoß. 

Auf diefe Art Tag die Gefahr des Zeitpunfts, in wel— 
chem der Streit über die deutiche Frage praftifch würde, 
offen vor Augen, und es war zugleich anzunehmen, wie ber 
Erfolg zeigte, daß gerade in diefem Zeitpunfte auch die Macht 
der proviforifchen Gentralgewalt, welche vorher gegen Ge- 
waltthat Unterftüsung gewährte, gelähmt fein würde. 

Auch hierin lag daher, außer dem Sntereffe für bie 
große Sache der dbeutfhen Einigung felbit, für ung 
ein Grund, der von der NationalsVerfammlung bejchloffenen 
Reichs = Verfaffung, mit der Hoffnung einer fpätern Verbeſſe— 
rung ihrer Mängel, und, wie es von den meiften Regie— 
rungen geſchah, anzufchließen, um wenigftend für das eigene 
Land allen aus jenem Streit fommenden neuen Anftoß oder 
Vorwand zu aufrührerifchen Verfuhen zu befeitigen *). 


*) Wäre diefer Anfchluß nicht erfo gt, fo würde jet Jedermann nur 
diefem Umftande die naher gleich wohl eingetretenen Ereigniffe, 
die dann aber um fo fiherer gefommen wären, zufdreiben. 

19 * 
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Hier war zu felcher Vorfiht um jo mehr Grund vor- 
handen, als die Zuftände durch die bisherigen Vorgänge fehr 
gelockert waren. Nicht nur hatten die Demokraten in ber 
Preffe, in Vereinen und Verfammlungen die Grundlagen 
der Ordnung unterwählt, und die Regierung und Kammern 
durch die feindfeligften Angriffe, Verdächtigungen und Ver— 
unglimpfungen herabgewürbdigt, fondern durch die beiden frü— 
bern Aufftände war gewiffermaßen das Eis gebrochen, es 
war dadurch die Schen bor der Majeftät, die Achtung vor 
der Autorität und dem Gefchichtlichen vernichtet, ohne daß 
bei der fchwanfenden Lage ber deutſchen Verhältniſſe und bei 
der von Frankfurt aus immer genährten Gährung cine län— 
gere Ruhe fie ſchon wieder hätte herftellen fünnen. 
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Als nun bei dem Streite über die von der Nationals 
Verſammlung befchloffene und verkündete Reichsverfaffung 
nicht nur an vielen Orten (wie in Württemberg, in Frans 
fen 2c.) große Bewegungen eintraten, fondern in Sach— 
jen, in mehreren großen Städten von Preußen und dann in 
‚ber baterifchen Nheinpfalz, ſich wirkliche und zwar fehr um— 
- fangreihe Aufftände bildeten *), welche in dem Auftreten 
der National = Berfammlung theilweife Unterftügung fanden, 
jo war dies den Demokraten in Baden ein Anlaß, auch hier, 
obgleich ein ähnlicher Grund nicht vorlag, aufrührerifche Be— 
wegungen hervorzurufen. Sie beriefen deshalb auf den 13, 
Mai 1849 eine große BVolfsverfammlung nad) Offenburg. 
War wegen der Reihsverfaffung bier fein unmittel- 
barer Anlaß vorhanden, fo gab die Bewegung doc) Gelegen- 
heit, andere revolutionäre Zwede zu fürdern, oder etwa, 
wie die Mannheimer Abendzeitung anfündigte, einen Frei— 
ſchaarenzug nad) der Rheinpfalz in das Werk zu feßen. 


*) In Sachſen und in ber Nheinpfalz waren fihen revolutionäre provi— 
forifhe Regierungen eingefeßt. Die proviſoriſche Regierung der Rhein» 
pfalz hatte ſchon die Berufung des General Düfour zur Leitung des 
Aufitandes beichlofien. 
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Am 8. Mai 1849 ſchrieb ein badiſches Mitglied der 
Linien der National-Verſammlung von Frankfurt hierher ei— 
nen Brief, den mir der Empfänger fogleich zuſtellte. Es 
war darin von dev großen Aufregung, welche überall wegen 
Nichtanerkennung der Neichsverfaffung herrfche, und in Be— 
ziehung auf Baden von dem Haffe gegen die Regierung und 
Kammer die Rede. Dabei wurde gefagt: „Soll das Bolt 
berubigt werben, fo ift es nüthig, daß die Regierung bie 
Keichsverfaffung unummwunden anerfenne. Hiebei dürfte 
fie ausjprechen, daß fie c8 der National = Verfammlung an- 
heimgebe, über die Oberhauptsfrage andere Beftimmungen 
zu treffen. Es ift ferner nöthig, daß die Kammern unver- 
züglich aufgelöft und neue Wahlen angeordnet werden, und 
es ift höchſt wüänfhenswerth, daß alles dies noch 
vor dem 12. d. M. geſchehe, und daß die Negie- 
rung für ſchnelle Bekfanntmahung ihrer Verfü- 
gungen forge. Vielleicht bit du im Stande, folhe Maß— 
nahmen zu veranlaffen, fie würden viel Unheil von 
unjerem Lande abwenden. “ 

Diefe Urkunde ift nur in fofern von Wichtigkeit, als 
daraus erfichtlich ift, daß die Plane, für welche die Offen— 
burger Derfammlung berufen wurde, von Frankfurt aus— 
giengen. Was aber den Inhalt berrifft, fo war damals die 
Neichsverfaffung von der Regierung ſchon längſt ununmwunden 
anerkannt ($$. 151 u. 153), und es blieb hierin nichts wei— 
teres zu thun übrig. Auf das Verlangen wegen Kammerauf- 
löſung fonnten wir aber aus den oben dargeftellten Gründen 
($$. 157 u. 165) nicht eingehen. Dagegen verabredeten wir 
am 9, Mai bie militärifhen Maßregeln für den Fall, 
dag in Offenburg die Bildung eines Freiſchaarenzugs 
nad) der Nheinpfalz unternommen, oder andere aufrühre= 
rifche Befchlüffe gefaßt werben follten, E8 wurde dabei noch 
verfichert, daß man fich auf die Truppen gegenüber den Auf- 
rührern verlaffen könne *). Dieſe Verfiherung war aber, wie 


*) In einer Meldung der Feldbrigade zu Freiburg vom 10. Mat wurte 
felbft an dieſem Tage noch gefagt: „In dienſtlicher Beziehung wirt 
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ſich nun bald zeigte, irrthümlich, uud dadurch allein war der 
Erfolg der rerolutionären Beftrebungen unferer Demofraten 
ermöglicht und zugleih geſichert. 

Wären die Truppen ihrer Fahne treu geblieben, jo wä— 
ren wohl in allen Fällen doch unruhige Bewegungen gekom— 
men, ein eigentlicher Aufruhr oder bewaffneter Zug 
wäre aber nicht zu erwarten, oder eintretenden Falles doch 
eben fo leicht, ald im September 1848 bei Staufen, über- 
wunden gewejen. Stellten ſich aber die Truppen jelbit ald 
eine aufrühreriihe Macht den Demagogen zur Verfügung, fo 
war eben damit umgefehrt die Staatsordnung ſchon gejtürzt, 
benn wenn auch die revolutionäre Partei im Volke in diefem 
Augenblide noch feinen beftimmten derartigen Plan gehabt 
hätte, fo würden fich die Demagogen jedenfalls ſchnell einge- 
funden haben, um mit ihren Horden die ihren alten Beitres 
bungen fo günftige Gelegenheit zu benügen, und dem Auf— 
ruhr eine Leitung und beftimmte Richtung zu geben. 
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Es war aber zwifchen den Demagogen und den von ihnen 
verführten Soldaten ein Verftändnig fchon vorhanden. Die 
Gritern Hatten von dem, was unter den Truppen vor fich 
gehe, mehr Kenntniß, als die Regierung, wenn fie auch gleich 
vielleicht auf den fo raſchen und umfaffenden Fortgang der 
Meuterei felbft nicht mit Sicherheit gerechnet haben mochten. 

Die Mängel in der Disziplin zeigten ſich zwar mehrfach, 
aber dies war auch bei andern Truppen fihtbar, und im 
Sahr 1848 trat es bei den badifchen Truppen noch mehr 
hervor als jegt, und doch haben fie Damals mit Muth gegen 
die Aufrührer gekämpft, weshalb die militärifchen Führer für 
den eintretenden Fall auch jetzt nichts Anderes vermutheten. 

Mährend der Revolutiongzeit hörte ich von Offizieren aus 
Raftatt, daß die Soldaten in den Tekten 2—3 Wochen vor 


bie Haltung der Mannſchaft cine gute genannt. — Die Disziplin wurde 
nad den beſtehenden Vorfehriften ohne Mühe gehandhabt. — Die Zahl 
der gerichtlich anhängigen Unterſuchungen ift nur gering.“ 
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der Revolution noch folgfamer geweſen jeten, ald vorher, 
was dahin gedeutet wird, daß in diefer Zeitfchon geheime 
Verabredungen vorlagen, und daß die Offiziere durch den 
größern und willigern Gehorfam über dad, was im Gehel- 
men vor fih gehe, getäufcht werden follten. Für diefe gehei— 
men DVerftändigungen fpricht auch folgende, mir erft nad 
der Revolution zur Kenntniß gefommene Thatfache: In der 
Woche vor dem 13. Mat fam ein Soldat von Naftatt in 
feine Heimath (im Seekreife), und theilte feinem Bürgermei- 
jter mit, welchen Borwand er gebraucht habe, um auf einige, 
Zeit Urlaub zu erhalten, „denn, fügte er bei, es geht etwas 
vor ſich und da will ich nicht dabei fein.” 

Indeſſen bin ich Hinfichtlich deffen, wie die Sachen beim 
Militär verliefen, weniger ſelbſt unterrichtet. Am 12. und 
13. Mai wurde ich durch die MeutereisNachrichten fehr über- 
raſcht, und die nähern Einzelheiten erfehe ich jest felbft erft 
aus den darüber veröffentlichten Drudichriften. Ich verweife 
in diefer Beziehung hauptfächlich auf die zweite Auflage der 
Schrift: „die Militär-Meuterei in Baden, aus auihentifchen 
Quellen zufammengetragen von einem badifchen Offizier.“ 
(Karlsruhe bei Bielefeld. 1849.) 

Faßt man alle Thatfachen, welche diefe Schrift zuſam— 
menftellt, in’3 Auge, fo erjieht man, daß fogleid; im Anfange 
einzelne Soldaten eine vepublifanifche Richtung und An— 
dere eine noch unflare Richtung für die Reichsverfaſſung 
an den Tag legten, daß aber die eigentliche Maffe der Truppen 
nur von dem Gedanken erfüllt war, die Soldaten dürfen fich 
durch die Regierung und die Offiziere nicht mehr leiten, 
nicht mehr, wie früher, gegen das Volk (darunter verſtan— 
den fie die Aufrührer) gebrauchen laffen, fie müſſen des— 
halb den Gehorfam verfagen, und die ihnen entgegenftehenden 
Dffiziere (wenigftens theilweife) verjagen. Das Volk (bie 
Demagogen und ihr Anhang) werde ſchon wiffen, was 
es zuthun habe, die Soldaten follen fih ihm nur 
nicht widerfeßen, fondern zur Verfügung ftellen. 
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Man hat in öffentlichen Blättern den Offizieren zum Vor— 
wurfe gemacht, daß fie fi) mit den Soldaten fchlecht zu ftel= 
len mußten, daber feinen Einfluß auf fie hatten und von dem, 
was unter denfelben vorgehe, nicht einmal Kenntniß erhielten. 
Mit dem Militärftande zu wenig vertraut, vermag id) diefen 
Vorwurf nicht zu beurtheilen. Man wird unter den verſchie— 
denen Offizieren jedenfalld auch hierin unterfcheiden müffen, 
da es befannt ift, daß fehr viele ausgezeichnete und tücdı- 
tige Männer uuter ihnen fi befinden. 

Es liegen aber noch andere offene Gründe wor, die es 
erklären, wie cd möglih war, daß die Truppen in einen 
folhen Zuftand der Auflöfung gerathben konnten. Die Ver— 
führung durch Freibier und andere Bortheile, wobei man ben 
Thätern felten auf die Spur fam *), war im Jahr 1349 nicht 
größer, vielleicht nicht einmal fo groß, als im Frühjahr 1848. 
Dagegen wurden die Theorien der revolutionären Blätter und 
Vereine, daß der Soldat als Staatsbürger auch wiffen und 
ſelbſt beurtheilen müffe, welcher Sache er diene, und daf der 
blinde Gehorfam feiner unwürdig fei**), immer mehr verbrei= 
tet. Diefe Theorien wurden unterftügt durd) den Empfang 
der Beurlaubten in ihrer Heimath, wo man fie wegen ihrer 
Gefechte gegen die Breifchanren ald Batermörder oder Bruders 
mörder befchimpfte. | 

Dazu kam nun noch, daß die nach den Grundrechten durch 
das Gefeg vom 2. Febr. 1849 erfolgte Aufhebung des Gin- 
ſtandsweſens den Unterofjizieren den Vortheil, durch Einftände 
fich Rapitalien zu erwerben, entzog, was fie unzufrieden machte. 


*) Es fanden indeſſen viele Unterfuchungen ftatt, und erfolgten auch einige 
Berurtheilungen. 

**) Als Th. Beder von der revolutionären Regierung zum Oberbefehlshaber 
des fogenannten Volksheeres ernannt wurde, fam er in feiner erften 
Proflamatien ſogleich wieder auf die Nothwendigfeit des unbeding— 
ten Gehorſams zurüd, allein die einmal aufgelöften Bande liefen 
ſich nicht mehr fo leicht wieberherftellen, und alle Flüchtlinge Hagen in 
ihren Schriften über die badifhe Revolution, daß bie Indisziplin die 
Kraft des Corps im Widerftand gegen die Bundestruppen geſchwächt, 
und das Corps faſt unbrauchbar gemacht habe. 
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Um fie zu entjchädigen, wurde bei den Ständen für fie eine 
Zulage in Antrag gebracht. Der Präfident des Kriegsmini— 
fteriums hat die Erledigung diefes Antrags wiederholt betrie= 
ben, die Sache wurde aber, weil ber Berichterftatter (Mes, 
zugleich) Mitglied der National Berfammlung) wieder nad 
Frankfurt reifte und die Akten mitnahm, dennoch verzögert, 
und von den Demagogen inzwifchen die Unzufriedenheit der 
Unteroffiziere, denen fie die Zufage einer Zulage als ein lee— 
res Verſprechen darftellten, zu ihren Zweden benügt *). Wur— 
den ihnen nun durch den Sat der Demokraten, daß die 
Soldaten ihre Offiziere felbft wählen dürfen, 
noch mehr Ausfihten auf Offizierftellen eröffnet, fo 
lag für fie, und auch für die Gemeinen, darin ein weiteres 
nicht unwirkſames Berführungsmittel **) 

Der wichtigfte Punft Tag aber noch darin, daß nad) 
den Anordnungen der Reichögewalt das Corps plößlich auf 
2 Prozent der Bevölkerung erhöht werden mußte, wornach auf 
einmal eine ungewöhnlich große Anzahl junger Leute verjchied- 
nen Alters aus ihren demofratifch unterwühlten Gemeinden, 
wo fie die Freifchaarenzüge von 1848 großentheils felbft mit— 
gemacht Hatten, in die Linie gezogen und nur nothdürftig ein= 
geübt wurden, fo daß die große Mehrheit der vorhandenen 
Truppen aus Neulingen beftand, die von ihren Offizieren faum 
gekannt und an Disziplin und Gehorfam noch nicht gewohnt 
waren ($. 147). 

Alles diefes hat den Abfall zum Theil vorbereitet 


- 


*) Endlich wurbe in der Woche vor dem 13. Mat ber Bericht erftattet, 
und darin die Zulage beantragt, was fogleih durch die Karlsruher 
Zeitung und andere Blätter veröffentlicht worden iſt. Inzwiſchen hatte 
aber die Verzögerung ſchon einige (nicht fogleid wieder vertilgte) 
Wirkung gethan. 

**) (58 foll nad) Aeußerungen von Soldaten vielen derfelben durch die De— 
magogen fogar die Meinung beigebradjt worden fein, ihr Recht zur 
Dffigterswahl, fo wie die Beſtimmung einer höhern Löhnung, und die 
Beſchränkung des vielen Exerzirens, ftehe in ber Reichsverfaſſung, fo 
dag fie die im Regierungs:Blatte abgedrudte Neihsverfaffung, da nichts 
derartiges darin zu finden war, fogar für untergefhoben und falſch 
hielten, 
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zum Theil erleichtert, *) fo daß ein äußerer Anſtoß den— 
felben zu verwirklichen im Stande war. Diefer Anftoß Tag 
nun einerfeitd in dem Streit über die Reichs-Verfaſſung, wo— 
bei der Widerftand gegen die Regierungen in den Blättern 
und jelbit in der National-Verfammlung als gefetlidh dar- 
geftellt wurde, und der Soldat die Abwefenheit eines ſol— 
hen Anlaffes in Baden nicht zu beurtheilen vermochte, ans 
bererfeitd aber und zwar hauptjächlich in dem Umftande, daß 
fih in der Rheinpfalz bereits 2300 — 2400 Spl- 
daten dem Aufftand angefchloffen hatten, 

Das letztere war entfcheidend, denn dad Beifpiel 
wirft mächtig, und der erfte Schritt des Abfalld, zumal beim 
Militär, ift der Fühnfte und fchwierigfte. Die Nachahmer 
jehen in den Borausgegangenen fchon eine Stüge, und mei= 
nen, ihr eigener Schritt werde in gleicher Weife auch wieder 
Andere zur weitern Unterftügung nad) fich ziehen. 
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Am 11. Mai 1849 kam die Nachricht von der Tags zu— 
vor in Freiburg, wo der Königlich Württembergifche General 
v. Miller als Neichsgeneral den Oberbefehl hatte, auf dem 
Schloßberg abgehaltenen Soldaten = Berfammlung an das 
Kriegsminifterium, und am 12. Mai die Nachricht von der 
Lörracher Milttärmeuterei, wobei in der Nacht vorher die Sol- 
daten ihre gefangenen Kameraden gewaltfam befreit hatten, 
und der Oberft v. Rottberg, der mit auferordentlicher Kalt— 
blütigfeit und Entjchloffenheit auftrat, in der Vertheidigung 
bes Gefängniffes einen Schuß durch den Leib erhielt. 

Schon vor diefer Nachricht kam dem Präfidenten des 


*) Die wichtigften der hier zufammengeftellten Gründe hätten, wenn uns 
ferm Verlangen gemäß im ſolch' fehwieriger Zeit die Bundesfeftung durd) 
öfterreichifche oder preußiſche Truppen befept gewefen wäre, auf diefe 
nicht wirfen fünnen. Daher wäre durch diefe Maßregel dad ganze Uns 
heil vermieden worden. Hätten bie Meuterer die Feſtung nicht innege— 
habt und in der Feftungsbefagung noch einen Gegner gefehen, fo würs 
ben auch die in andern Städten aufgeftellten Soldaten den Abfall nicht 
leicht gewagt Haben. 
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Kriegsminiſteriums jene über die Raftatter Meuterei vom 11. 
Mai *) zu, worauf er fogleich am Freitag in der Frühe mit 
einer Anzahl treuer Truppen felbft nach Raſtatt zog, dort die 
einzelnen Abtheilungen vortreten ließ, fie zur Ordnung und 
zum Gehorfam aufforderte, und fie um ihre Beichwerden 
(ohne Erfolg) befragte. Am Nachmittag ging der Sturm 
von neuem los **), von den Kommandivenden und Offizieren 
wurden alle möglichen Verfuche gemacht, um die Truppen zur 
Drdnung zu bringen oder fie wenigftend von ihren Gewalt= 
thätigfeiten abzuhalten, aber vergeblih. Die Meuterer be= 
mächtigten fih der Kanonen und richteten fie gegen die weni= 
gen Getreuen, fo daß der General Hoffmann mit Anderen 
faum nod (durch eine Poterne) wieder fortfommen konnte, und 
die Feſtung vollftäandig in die Gewalt ber Meuterer fiel. Es 
ift Grauen erregend, die Bejchreibung diefer Vorgänge bier 
und an andern Orten (in ber erwähnten Drudichrift) zu leſen. 
Die Soldaten waren wie wilde Thiere, und bie Beften, bie 
ihre Obern nicht felbit angriffen, waren wenigftens nicht zu 
vermögen, gegen bie Meuterer einzufchreiten. 
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Am 12, Mai An der Frühe, als die Nachrichten vom 
Stande der Dinge in Freiburg und von den Raftatter Vor— 
fällen vom 11. Mai bier eingetroffen waren, fchickte der Ge— 
neral Hoffmann einen Offizier nach Frankfurt ***), um bie 
Gentralgewalt von der Lage der Sache in Kenntniß zu fegen. 
Am Nachmittag des 12. Mat, ald noch die Lörracher Nach— 
richten hinzufamen, wurde nachträglich der Legationgrath von 
Reizenftein dahin abgeordnet, um die Dringlichkeit, daß ſchleu— 
nige Reichshilfe fomme, noch mehr nachzuweiſen. In ber 
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*) Hler wurben fhon mehrere Offiziere, darunter der Feftungss-Gouverneur 
v. Kloßmann, und der Regiments:Kommandeur Oberft Pieron verwuns 
det, und des Lebtern Wohnung zertrümmert. 

*#) Es wurde aud gerufen: wo tft der Kriegsminifter? — Tatourifirt muß 

er werden (db. h. gemorbet, wie der Kriegsminifter Latour in Wien). 

***) Gleichzeitig fchiate er einen ſolchen wegen ber Raftatter zn an 
den General v. Miller in Freiburg. 
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Nacht vom 12. auf den 13. Mai wurde ein dritter und am 
Sonntag den 13. Mai ein vierter Kommiffär abgeordnet, 

Als nämlid der General Hoffmann am Samftag Abend 
11 Uhr von Raftatt zurücfehrte, verfammelte der Großherzog 
fogleih das Staatsminifterium. Die Gefahr lag klar vor Aus 
gen. Die Feftung in den Händen der Rebellen und aub an 
andern Orten die Truppen meuterifh. Dazu die große demo= 
kratiſche Verſammlung in Offenburg, gegen die man, wenn 
fie revolutionäre Befchlüffe faſſen follte, die bewaffnete Macht 
zu gebrauchen beabfichtigt hatte, die nämliche Macht, die 
jest zu den Feinden übergegangen war. Wir fonnten nur 
noch auf die Reichshilfe bauen, und mußten nur forgen, 
daß wir und, bis diefe eintreffe, noch halten konnten. 
Don Mannheim und Bruchfal waren noch feine Meutereinad)= 
richten vorhanden. Bon Mannheim war indeffen, wie oben 
erwähnt ($. 154), nad einer Anordnung der Gentralgewalt 
ſchon früher ein Bata:llon nad) Landau abgezogen. Es fonn= 
ten daher von dort nur noch zwei Compagnien hinweggenoms 
men werden, bie nun nach Bruchjal beordert wurden, wo— 
gegen 2 Kompagnien des Bruchfaler Bataillons tie Karls- 
ruher Garniſon vermehren follten. 
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Am 12. Mai fand in Offenburg die Vorverfammlung 
der Abgeordneten aller |. g. Volfsvereine ftatt, um Die 
Beichlüffe der auf den 13. Mai angefagten großen Volksver— 
fammlung vorzubereiten. Raveaur wohnte als Reichskom— 
miffar der am 13. Mai in der Frühe noch fortgefeten 
VBorverfammlung bei, und wie er mir bei einem Bejuche auf 
der Rüdreife am Sonntage (13. Mai) Abends 6 Uhr mittheilte, 
waren bie tonangebenden jungen Demofraten (insbefondere 
Stay und Steinmez) in einer Art von Siegestrunfenheit ganz 
toll, und für alle Ermahnungen unzugänglid. Er bemerkte, 
er habe Schon viele Volksverſammlungen beſucht und felbft 
dabei agitirt, ein folches Toben und Rafen wie in Offenburg 
fet ihm aber noch bet Feiner Verfammlung vorgefommen. So 
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oft Jemand Gründe der Borficht oder gar der Mäßigung 
vorbradhte, fuhr Stay mit den Worten: es ift jegt nicht die 
Zeit zum beliberiren, fondern zum handeln, — ganz 
barfch dazwiſchen. Wegen einiger Gegenäußerungen Raveaux's 
erklärte Stay: Herr Raveaur gehöre gar nicht hieher, ba er 
nicht Mitglied dev Vollsvereine jei. Raveaux erwiderte, er 
jet da im Auftrag der Reichsgewalt, und man wolle ja 
die Neihsverfaffung haben. Dennoch würde er, wenn 
die Berfammlung e8 verlange, weggehen *). Ginige Andere 
Iprachen nun für Raveaur’s Bleiben, und er blieb. Ein Schreiben 
Fickler's, welches zur Vorfiht und Mäßigung ermahnte, fand 
ebenfalls feinen Eingang. Ehe nun die öffentliche Verſamm— 
fung am Sonntag felbft ftatt hatte, gieng Raveaux in der 
Veberzeugung, daß er doch nichts wirken könne, fort nach 
Baden, um den Obmann der Bolfövereine, Brentano, ber fid) 
dort aufhielt, abzuholen, daß dieſer feinen Einfluß geltend 
mache. Brentano weigerte fich deffen aber wegen Unwohlſeins 
und mit der Erklärung: da die jungen Tollköpfe jetzt in Of— 
fenburg das große Wort führen, fo vermöchte er doch nichts 
auszurichten. Darum kehrte auch Ravenur nicht mehr nad) 
Dffenburg zurück, fondern fuhr über hier wieder nad) Frank— 
furt **), 
*) In dem mir fo eben zu Gejicht gekommenen Nuffabe, welden Naveaur 
in das Januarheft „der deutfchen Monatsfhrift für Polittf, Wiffenfchaft, 
Kunft und Leben‘ eingerüdt hat, erzählt er biefen Vorgang ähnlich, 
jedoch mit mehr Nüdhalt und Schonung der Partei. Er fügt bei, er 
habe bei feiner Erklärung, die Verfammlung verlaſſen zu wollen, noch 
bemerkt, er würde alsdann vor feiner Entfernung nod) eine amtliche 
„Erklärung abgeben, und zwar in dem Sinne, fih in ten Grenzen 
der Neihsverfaffung zu bewegen.” Er fagt nit, warum er biefe 
Erklärung nicht feines Bleibens ohneradıtet, oder etwa vor feiner fpäs 
tern Entfernung abgegeben habe. Es würde zwar nichts gefrudhtet 
haben. Hätte aber die Aufforderung, fih nur in ben Grenzen der 
Reichsverfaſſung zu bewegen, wirklich Erfolg gehabt, fo wäre bie ganze 
Revolution unterblieden, da die Neihsverfaffung die Landesverfaffung 
und die Rechte der Negenten gewährleiitet und gegen gewaltfame (nicht 
verfaffungsimäßige) Nöthigungen oder Angriffe oder aufrührerifche Bes 
wegungen fogar den Reihefchug zufihert, Hinfihtlih der Durdführung 
der Reichsverfaſſung felbit aber, da Baden diefelbe amerfannt hatte, 
bier fein Aufruhr nöthig war, 


**) Man vergleihe damit Raveaur’s Aeußerung, die er fogleich nach feiner 
Rückkehr nach Frankfurt nah Seite 6554 der ftenographifchen Berichte 
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Indeſſen traf die Nachricht von dem am Samftag Abend 
vollendeten Raftatter Aufitande, wodurd die Feftung ganz 
in die Gewalt der Rebellen fam, erft am Sonntag mit dem 
eriten Bahnzug in Offenburg ein. Die Vorverfammlung vom 
Samftag hatte daher hievon noch Feine Kenntniß, als fie die 
Forderungen aufftellte, welche vorerft durch eine Deputation an 
die Regierung gebracht werden follten. Die Urkunde über 
biefe Forderungen, womit die Deputation von etwa 8 Mit- 
gliedern in der Nacht hieher veifte, Tautet: 


Der Landescongreß der badischen Volksvereine zu Dffenburg 
an die großberzoglihe Regierung zu Karlsruhe. 


Der Landes-Congreß Hat in heutiger öffentliher Sitzung befchloffen, 
zu fordern: 

1. die Kammern find alsbald aufzulöfen, 

2. das Minijterium Bekk bat fogleich zurüdzutreten, 

3. eine fonftituwirende Landesverfammlung ift alsbald zu berufen und 
zwar auf Orundlage des durch das DVorparlament befdloffenen Wahl- 
gefehes und mit Beibehaltung der bisher für die Wahlen der zweiten 
badischen Kammer beftandenen Wahlbezirfe, 

4. die politifchen Flüchtlinge find fofort zurüdzuberufen, die politifchen 
Militär und Givilgefangenen zu entlaffen, alle politiſchen Prozeſſe 
niederzufchlagen. 

Der Landes-Gongreß fordert, daß die Regierung der Deputation, welche 
diefe Forderungen überbringt, unverzüglich eine bejahende oder verneinende 
Antwort ertheile. Im Falle der Verweigerung einer alsbaldigen Antwort 
oder der Zurüdweifung obiger Forderungen macht der Landes-Congreß bie 


am 14. Mai in der National-Verfammlung madhte: „Nehmen Sie 
die Bewegung in die Hand! Thun Sie dies nicht, fo werden fih ans 
dere Männer finden, und dieſe werden Ihnen nicht lieb fein. Sie 
find nicht hier, fondern fie find weit, weit über die Linfe der Pauls— 
firhe Hinaus zu fuhen. Wenn id Ihnen fage, daß der Landes» 
Ausfhuß, der gegenwärtig in Naftatt tagt, der die Eifenbahn, die 
Negimenter, die Munition in der Hand hat, der die Regierung 
in Raftatt bildet, fo fomponirt tft, daß felbft Brentano und 
Fickler nit eintreten wollen, fo werden Sie das Argument 
für meine Angabe finden.” ..... „Das Vaterland ift in Gefahr. 
Die ſchönſte Reichsfeitung ift in den Händen von 7 bis 8 Perfonen, 
die wir nicht einmal fennen, die Feſtung, welde dicht an der franzö— 
ſiſchen Grenze legt, die nad zwei Geiten hin das babifhe Land be» 
herrfcht, und wir thun nichts.“ ..... 

Naveaur wurte deshalb von der Karlsruher Zeitung, dem damaligen 
Organe des Landes-Ausfchuffes, unter Hinweifung auf den (nun dod er: 
folgten) Eintritt Brentanos und Fidlers heftig angegriffen, und ihm 
als Beweis feiner Sefinnungslofigfett vorgeworfen, daß er im Sommer 
1848 unter dem Mintfterium Shmerling einen Geſandtſchaftspoſten 
in der Schweiz angenommen habe. 


—— 


Negterung für alle Folgen verantwortlich, welche ſich aus der jetzigen ger 
rechten Bewegung des Volkes unausbleiblid ergeben müſſen. 
Dffenburg, den 12. Mai 1849, 


Im Namen des Landes-Congreſſes das Büreau beffelben : 


Die Schriftführer: Die Vorfipenden : 
D. Krebs. Berolla, Bögg. C. Rotted. 


$. 174. 


Am Sonntag den 13. Mai, früh 6 Uhr, erſchien die 
Deputation bei mir *), und übergab mir die Urkunde mit dem 
Bemerfen, daß fie der Offenburger Verſammlung die Ant— 
wort zu überbringen babe, alfo nur einige Stunden (bis 9 
oder 10 Uhr) verweilen könne, nad deren Ablauf die Forde— 
rungen ald verweigert betrachtet würden, wenn bis dahin Feine 
Erklärung erfolgte. 

Ich war fogleih im Klaren, welche Antwort zu ertheilen 
fei. Dennoch fuchte ich bei der Lage, in der wir uns befan— 
den, "alles Herausforbernde zu vermeiden, daß nicht darin 
eine Miturfache deffen, was fommen würde, gefunden werden 
könnte **), 

Sch erklärte der Deputation, daß ich eine fofortige Be— 
rathung des Staatsminiftertums über ihre Begehren veran— 
laffen werde. Als fie jedoch vorläufig meine Anficht zu er= 








*) Sie erfchien vor meinem Bette. Ich war nämlid körperlich leidend, 
wephalb auch der Großherzog die Staatsminifterialberathungen, des 
nen zugleih die Prinzen anwohnten, am 12. und 13. Mai in meiner 
Moehnung hielt. 

**) Gleichwohl wurbe in Blättern und in der hiefigen fogenannten konſti— 
tufrenden Verſammlung fälſchlich gefagt, daß id die Forderungen 
böhnifch zurüdgewichen unv mit Bajonetten gedreht habe. Das 
Letztere mochte am Plage fein, wenn die Bajonette zur Verfügung 
geſtanden wären. — Einige fagten [päter, man hätte die Deputation 
bier verhaften follen. Geſchadet hätte Died nah dem, was nun doch 
erfolgte, allerdings nichts. Die Gefangenen würden, wenn es noch 
möglich gewefen wäre, den Verhaft zu vollziehen, am Abend von den 
Meuterern jedenfalls befreit worden fein; aber in der Hauptiache wäre 
das Ergebniß fein Anderes gewefen, als es nad dem weiteren Ver—⸗ 
laufe nun tod fam, nur würben Viele (auch Diejenigen, welchen 
fpäter jener Gedanke einer folhen Verhaftung fam) jetzt fanen, dieſe 
bei dem Mangel der materiellen Macht) ungeeignete Gewalthandlung 
babe zu dem unglüdlihen Ausgange mit beigetragen. 
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fahren wünfchte, lieh ich mich auf eine nähere Beiprehung 
ein. Sch bemerkte: das Büdget und andere wichtige ftändi- 
fche Arbeiten feien nah am Abjchluffe, e8 wäre daher ein 
großer Verluſt und würde nur Verwirrung bringen, wenn 
vorher noch eine Auflöfung erfolgte, Ohnehin werde am 19. 
Mai der Landtag gefchloffen, fodann die Ständeverfammlung 
aufgelöst und eine neue Wahl beider Kammern (nad) dem 
in wenigen Tagen zum Abſchluß kommenden Wahlgefete) 
vorgenommen, mit welchen die weiter nöthtgen Berfaffungs- 
änderungen werden bevathen werden. Das Grgebniß der 
Wahlen werde auch tiber den Nüdtritt. des Minifteriums 
entjcheiden. Mir felbft werde es fehr erwünfcht fein, wenn 
ich biebei eine verfaffungsmäßige Beranlaffung und damit eine 
Rechtfertigung erhalte, mich der fchweren Laſt meines Amtes 
zu entledigen. Was die Amneftie betreffe, fo ſei fie längft 
jehr weit und in neuefter Zeit noch weiter ausgedehnt wor— 
den. Cine Ausdehnung derfelben auf alle, auch die haupt: 
jächlichjten, Nädelsführer und Anftifter des großen Unheils 
wäre um fo weniger gerechtfertigt, als die Amneftirten zum 
größten Theil Feineswegs gebefjert feien, jondern ihr wühleri= 
ches Treiben nur wieder fortfegen, und die Freunde der 
Drdnung eher darüber Hagen, daß fchon zu viele amneftirt 
worden ſeien. 

Ein Mitglied der Deputation bemerkte, es fcheine, daß 
man darnach die Wünſche des Volkes nicht bevückfichtigen 
wolle, — worauf ich erwiberte: Daß die Regierung die 
Wünſche des Volkes berüdfichtige, habe fie wahrlich zur Ges 
nüge bewiefen. Alles, was im März 1848 die Außerften Be— 
wegungsmänner in der Kammer verlangt haben, fei von der 
Regierung durch Geſetzvorlagen befanntlich erfüllt worden, 
und werde nach dem nahen Schluffe des Landtags, fo weit 
es noch nicht gefchehen, alsbald in's Leben treten. Im Uebri— 
gen feten nicht Alles Volkswünſche, was man dafür aus— 
gebe, und die Regierung halte fi in diefer Beziehung haupt- 
fählih an die verfaffungsmäßigen Vertreter des 
Volkes und nicht an ungeregelte VBerfammlungen. 


— ‘|, 


Auf die Bemerkung eines Deputationsmitglieds, daß bie 
Unzufriedenheit allgemein fei, und daß es fo nicht mehr län— 
ger fortgehen fünne, fondern anders werden müffe, — er— 
Härte ih: Es komme auf die Gründe der Unzufriedenheit 
an. In den äußeren ftaatlichen Verhältniffen, fo weit fie 
die Regierung ändern könnte, liege ein folcher Grund nicht; es fei 
vielmehr nur ein inneres Mißbehagen, welches ber deſtruk— 
tive Geift unter einem Theil der Bevölkerung erwecke und 
ſchüre. Dadurch werde ein Jagen nad unklaren, zum Theil 
unmöglichen Dingen veranlaßt; es zeige ſich, wie bei Glücks— 
vittern, Die ohne Mühe und Arbeit reich werden möchten, ein 
ſtetes Treiben mit Vernachläſſigung des ordentlichen Erwerbs. 
Dadurch und dur die Unruhen überhaupt leide der Wohl- 
fand, und die daraus erwachſende Verarmung vermehrte die 
Unzufriedenheit von neuem. Unfere Freiheit der Preffe, ber 
Vereine und Volfsverfammlungen fei noch jung, Viele können 
fie daher noch nicht ertragen, und der Mißbrauch derfel- 
ben ftifte das Uebel. 

ALS ich im Verlaufe des Gefprächs die Deputation auf- 
forderte, anzugeben, worin denn eigentlich die Beſchwerden 
gegen die Regierung beftehen, brachte fie Nichts vor, als die 
vielen politischen Prozeſſe, und insbefondere jenen gegen Fick— 
ler, welcher faft 13 Monate ohne allen rechtlichen Grund ver— 
haftet gewefen fei. Ich erwiderte, daß bie Prozeſſe durch die 
Verbrechen veranlagt feien, die ber Richter nach unferer 
Gefepgebung von Amtswegen zu verfolgen habe, und 
dag die Regierung nur durch Amneftirungen entgegentreten 
fonnte, was fie in reichlihem Maße gethan habe. Auch hin= 
ſichtlich des Fickler Habe die Regierung Nichts gethan, als 
daß fogleih im Anfang das Minifterium des Innern, 
wie es feine Pflicht war, die ihm zugefommenen Protokolle 
und Beweisftüde dem Unterfuhungsgerichte zur geeigneten Be— 
nügung mittheilte. Bon dem weitern Verlaufe habe das Mi- 
nifterium des Innern feine Kenntniß erhalten, e8 hatte 
ſich Damit nicht zu befaflen, und felbft das Suftizminifterium, 
welchem die Aufficht auf die Gerichte zuftehe, al Fickler 
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nie mit einer Beſchwerde wegen Verzögerung angegangen wor— 
den. Aber auch die Gerichte treffe kein Vorwurf, wenn man 
bedenke, wie viel es brauche, eine Sache, wobei ſo viele Be— 
theiligte und Zeugen zu vernehmen ſeien, in ſpruchreifen 
Stand zu ſetzen. In Frankreich, wo die Behörden in dem 
neuen Verfahren ſo viel Uebung und Gewandtheit haben, 
ſeien die Juniangeklagten auch erſt nach 11 Monaten zur 
Verhandlung gekommen. Wenn aber geſagt werde, der Pro— 
zeß gegen Fickler habe alles rechtlichen Grundes ent— 
behrt, ſo habe Dies nur das kompetente Unterſuchungsgericht 
zu beurtheilen gehabt, und die ſpätere Freiſprechung gebe fei= - 
nen Beweis gegen die rechtliche Begründung ber gerichtlichen 
Derfolgung. Obnehin feien auch die Gefchwornen, wie andere 
Menfchen, dem Irrthum und noch andern Einflüffen unter= 
worfen. Sch fragte, „ob am 24. Sept. v. J. zmwifchen den 
Freifchaaren und Truppen in Staufen ein Treffen ftattgefun- 
den habe?" — und als die Deputation Dies als offenkundig 
bejahte, bemerkte ich: „und doch haben die Gefchwornen beim 
Struve'ſchen Prozeffe dieſe allbefannte und von Struve felbft 
eingeftandene Thatjache verneint.” Ein Mitglied der Deputa— 
tion entgegnete: „da haben die Gefchwornen aud Rechts— 
gefühldie Unwahrheit geſagt,“ worauf ich erwibderte: 
„Das nennen Sie aljo Rechtsgefühl, wenn der Richter Wahres 
als unwahr erklärt? — Wenn aber, fo fünnen die Geſchwor— 
nen ja auch bei Fickler aus einem folchen angeblichen Rechts— 
gefühl die Unwahrheit gejagt haben, und ihr Ausfpruch 
bemweift aljo für eine Unvichtigkeit der Befchuldigung Nichts.” 

Als das Geſpräch auf den Lörracher und Raftatter Sol- 
batenaufruhr führte, und ein Mitglied der Deputation dabei 
auf die Macht der Volksbewegung und die mißliche Lage ber 
Regierung deutete, erklärte ich: Ich durchichaue allerdings die 
Lage, in welche die gefeglihe Gewalt, durdy die demokrati— 
ſchen Bolkövereine in Verbindung mit den durch Wühlerei 
meuterifch gemachten Truppen gerathen fei. Es könne ihnen 
für den Augenblick gelingen, bie Regierung zu flürzen, und 
eine badifche, oder vielleicht in Verbindung mit Nachbarn 
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eine ſüdweſt-deutſche Winkelrepublik zu gründen. Ich 
müſſe die Deputation aber aufmerkſam machen, daß nun ein— 
mal die große Mehrheit der deutſchen Nation von derlei Din— 
gen Nichts wiſſen wolle, und daß doch naturgemäß zwei ver— 
ſchiedene Regierungsfformen in einem und demſelben 
Bundesſtaate nicht neben einander beſtehen können, die Mehr— 
heit alſo die Minderheit überwältigen würde, wie ſowohl die 
Bundesgeſetzgebung als die neue Reichsverfaſſung es mit ſich 
bringe. Selbſt ohne Zuthun der Regierung würden 60,000 
Mann, und, wo nöthig, noch mehr Bundes- oder Reichs— 
truppen einrücken, um die gewaltſam gebrochene verfaſſungs— 
mäßige Staatsordnung wieder herzuſtellen. Die Deputation 
möge bedenken, welches Unheil dadurch über das Land käme, 
der durch die Aufrührereien ohnehin ſchon ſo ſtark zerrüttete 
Wohlſtand würde vollends vernichtet werden, und am al— 
lerwenigſten würde die Freiheit gewinnen, da ihr Miß- 
braudı nur die Reaktion bervorrufe und ſtark mache. 

Auf die Aeußerung eines Mitglieds der Deputation: „nun, 
da wollen wird darauf ankommen laſſen“ — erwiderte ich: 
„Die Verblendung ift fo groß, daß ich Feine Hoffnung habe, 
auf Zhre und Ihrer Genoſſen Heberzeugung zu wirfen. Ich fah 
mich aber verpflichtet, Sie auf die Folgen Ihres Unterneh 
mens aufmerkſam zu machen, daß Sie, wenn der Fall ein— 
tritt, nicht fagen können, Sie feien überrafcht worden.“ 

Da weder die Urkunde der Forderungen etwas von der 
Reichsverfaſſung enthielt, noch die Deputation diefelbe 
mündlich zur Sprache bradıte, erklärte ich ihr am Schluſſe 
der Unterredung noch: ich ſei der Meinung gewefen, bie 
ganze neue Bewegung gelte, wie wenigftens überall vorgege= 
ben werde, nut der Durchführung ber Neichsverfaffung, erfehe 
aber jegt, daß die DOffenburger BVerfammlung andere 
Zwede verfolge. Erſt jetzt erflärten einige Mitglieder der 
Deputation: ja allerdings auch die Durchführung der Reichs— 
verfaffung wollen wir haben ıc. ıc, 
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Sogleich um 8 Uhr wurde wieder Sitzung gehalten, um 
über die zu ertheilende Antwort zu berathen. Wenn Jemand 
dafür hielte, es könnte in der Sache etwas dienen, wenn, 
obgleich der Rücktritt des ganzen Miniſteriums verlangt ſei, 
vorläufig nur ich zurückträte, und meine Kollegen die weitere 
Entwicklung abwarten, jo erklärte ich mich zum unverzüglichen 
Rüdtritte fehr gerne bereit. Es gingen aber weder meine 
Kollegen, nody der Großherzog hierauf ein. In ber That 
handelte es fi auch nidyt nur um meinen und meiner KRolle- 
gen Rüdtritt, und nicht einmal mehr allein um die Auflöfung 
ber Kammern und Berufung einer Eonftituirenden Verſamm— 
lung, was bis dahin die Hauptfache war, fondern es handelte 
fih um Sein oder Nichtjein der verfaffungsmäßigen Staats- 
gewalt als folder. Es lag nur die Frage vor: foll die 
Regierung der Revolution fih unterwerfen, foll fie den 
wilden Haufen, die fih in Offenburg verfammelt hatten, und 
mit den Meuterern verbanden, durd eine Handlung bes 
Großherzogs eine gefeglihe Sanftion ertheilen, oder 
den Widerftand fo lang ald möglich fortfegen, und wenn 
feine Rettung mehr bleibe, eher thatſächlich fallen, als 
der Revolution den Mantel der Gefeglichfeit umhängen? 

Die Annahme, daß das Zugeftändnig der Forderungen 
die Gewaltthätigfeiten und die Damit verbundene Zerftörung 
jetzt doch nicht mehr niederfchlagen fünnte, ward bald nachher 
durch die Nachricht beftätigt, daß die Offenburger Verſamm— 
lung, als fie Kunde von den Rajtatter Vorgängen vom Sam— 
ftag Abend erhielt, die Rüdkunft der Deputation nun nicht 
mehr abwartete, fondern mit der Erklärung, es fomme 
jest auf die Antwort der Regierung nichts mehr 
an, mit ihren Verhandlungen und Beichlüffen vorfuhr. 
Auch war in der Forderung Nr. 3 der Negierung etwas 
zugemuthet, wozu fie nach der Verfaffung gar nicht be= 
fugt war, indem fie ohne vorherige Zuftimmung dev Stände 
für ſich ſelbſt eine Eonflituirende Verfammlung berufen, 
und die Wahl derfelben nad) dem begehrten Syftem des all- 
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gemeinen Wahlrechts, wie im April 1848 das Vorpar— 
lament e8 vorfchlug, einfeitig anordnen follte. Der Groß: - 
herzog hätte fih alfo noch zwingen Taffen müffen, die Verfaf- 
fung felbit zu verlegen. 

Die Lage der Regierung war zwar fehr gefährlich, doch 
fonnte man noch auf Reichshilfe hoffen, wie bie Gentralge- 
walt fie zu leiſten ſowohl nad den Bundesgefegen, als nad 
der neuen Neichsverfaffung verpflichtet war. Sollte aber alles 
fehlſchlagen, fo konnte die Regierung, ohne Recht und Ehre 
Preis zu geben, zwar für den Augenblid durch thatfäcd- 
liche Gewalt überwunden werben, die Gewalt aber nicht 
in der Form Rechtens an die Empörer noch felbft ab- 
treten. | 

Die Antwort, welche wir ertheilten, und welche der Mi- 
nifter von Dufch der Deputation überbrachte, lautete wörtlich: 

„Die Ständeverfammlung wird ihre Gefchäfte in 8 Ta- 
gen vollenden, worauf der Landtag gefchloffen wird. Dann 
wird eine Auflöfung der Stände erfolgen, und mit der neu 
zu berufenden Ständeverfammlung werden die mweitern in 
Folge der Reichsgefehgebung oder fonft nothwendigen Ver— 
faffungs-Aenderungen berathen werden.” 

„Bas die Amneftie betrifft, fo ift fie ſchon weit ausge- 
behnt, und es find bereit Weifungen an die Behörden er- 
gangen, um dieſelbe noch weiter auszudehnen.“ 

„Das Minifterium wird Hinfichtlich der Frage des Rück— 
tritts von der ſchweren Laft feines Amtes ganz nach Eonftitu- 
tionellen Grundfäßen verfahren.“ 

Als der Minifter von Duſch der Deputation diefe Ant- 
wort mündlich eröffnete und ihr zugleich, damit fie dieſelbe 
wörtlich mittheilen könne, eine Abfchrift davon zuftellte ‚ be- 
merkte der Sprecher der Deputation: „nun, die Regierung wird 
ihre Kräfte bemeffen haben, und das wird der Hauptgegen= 
fand ihrer Berathung gewefen fein,” — worauf von Dufch 
erwiderte: „die Regierung hat nur berathen, was ihre Pflicht 
und ihre Ehre fordere, und fie zählt noch immer auf die 
Treue der großen Mehrheit des Volkes“. — Mit der von der 
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Deputation hier abgegebenen Erklärung war alſo ſchon an- 
„gekündigt, daß es nun auf die rohe Gewalt, auf die Gewalt 
ber Waffen anfommen werde, wer Recht behalte *). 


*) Im Verlaufe des Tages ſchrieb ih an Herrn Raveaur, von dem id 
fo eben hörte, daß er dazu beftimmt fei, als Reichslommiſſär der Offen: 
burger Verfammlung beizuwohnen und ben NReichsfrieden aufrecht zu er: 
halten, einen Brief, ten er nun in dem ſchon erwähnten Januarbefte 
der deutſchen Monatefchrift ꝛc. abdruden lieh. Diefer Brief lautete: 

„Ss war mir fehr erfreulich zu vernchmen, daß die Gentralgewalt 
Sie als Reichsfommiffär nad Offenburg abordnete. Wenn Sie dieſes 
Schreiben erhalten, fo haben Sie wohl ſchon von der ganzen Lage der 
Dinge genünende Kenntniß, und Sie kennen auch ſchon die Forderungen, 
welche eine Deputation der in Offenburg verfammelten Vollksvereine heute 
früh an uns brachte, fowie unfere darauf gegebene Antwort. Sie hal: 
ten es ohne Zweifel mit uns einer Negierung würdiger, muthvoll ihrem 
Schickſal entgegen zu gehen, als fih und bie ihr anvertrauten Intereffen 
dadurch preiczugeben, das fie fi dem Begehren einer verfammelten 
Menge willenlos fügt. Dies gilt insbefondere bei einer Regierung, 
welde Alles, was in ihren Kräften ftand, gethan bat, um die deutſche 
Sache zu unterftügen und volfsthümliche Inftitutionen auf ter breiteften 
Grundlage einzuführen, fo daß die Unzufriedenheit genen fie nur auf 
der unfeligiten Verblendung beruhen kann. Das Mifßlichſte unferer 
Lage tft wohl die Sofdatenmeuterei in Naftatt, und das Schlimmit: 
ift, daß es fih dabei um eine Feſtung (um eine Reihsfeitung) in 
den Hänten der Rebellen banbelt. 

Haben Sie irgend Nusfiht, durch perfönliches Auftreten in Ra— 
ftatt die Ordnung wiederherzuftellen, fo würden Sie damit nicht blos 
Baten, fondern ganz Deutfhland, den großen Intereffen der deutfchen 
Einigung und Freiheit den wefentlichften Dienft leiften. Gines Ber: 
ſuches wäre biefer große Zwed wohl werth, wenn Sie auch nur geringe 
Ausſicht auf Erfolg haben ſollten.“ 

In Folge diefes Schreibens hat Raveaur bei feiner Nüdfehr von 
Dffenburg mich beſucht, wobei ih die im $. 173 erwähnte Unter: 
redung mit ihm hatte. Naveaur hat die in dem Briefe ausgeſprochene 
Anfiht, wornach wir den tumultuarifchen Forderungen nicht nachgeben 
wollten, allerdings gebilligt. Bon einer Fludt, an die wir da— 
mals in ter Hoffnung einer Reichshilfe noch nicht dachten, war aber 
zwifhen uns gar feine Rebe, und die Deutung, welde Raveaur in der 
Monatsfchrift dem Briefe gibt, flieht mit deffen klarem Inhalte im 
Miderfprude. In dem Briefe ift nur ein: daß die Regierung es 
für würdiger halte, „muthvoll ihrem Schidjale entgegenzugehen, als 
fi und die ihr anvertrauten Intereffen dadurch preiszugeben, daß fic 
fi) dem Begehren einer verfammelten Menge willenlos füge” Das 
Schidfal, das die Regierung einer willenlofen Unterwerfung vorzog, 
fam nun, und beitand darin, daß fie für den Augenblid geftürzt 
und verjagt wurbe. ‚ 

Nach Raftatt ging Raveaur nicht, Er fagte, es ſei nöthig und 
er wolle in Anregung bringen, daß eine militäriſche Reihstominif: 
* Fer beowert werde. Den Umfang feiner Vollmacht kannte 
ch nicht. 

Was er von feiner Unterredung mit meinem Bebienten,, von Oberſt 
v. Hinfeldei, und von feinen Wahrnehmungen anderwärts (7. B. in 
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$. 176. 


Am Sonntag Vormittag wurde den hiefigen Truppen 
noch der Eid auf die Reichsverfaffung abgenommen ($. 155). 
Sie leifteten denjelben unweigerlih, und dennoch half am 
Abend der größte Theil derfelben durch feinen Anſchluß an die 
Empörer die durch die Reihsverfaffung garantirte 
Landesverfaffung ftürzen. 

Inzwiſchen tagte, oder bejjer gejagt, tumultirte in 
Offenburg die große Berfammlung. Wir hatten einige 
Beamte hin beordert, um über den Berlauf fichere und 
Schnelle Nachrichten zu erhalten. Sie machten ‚von dem dor— 
tigen Treiben und Rafen diejelbe Befchreibung, wie Raveaur, 
Soldaten, die von den Naftatter Meuterern zur Verſamm— 
lung abgeordnet waren, Sprachen zu derfelben unter Anderm: 
wir haben im vorigen Jahre, ald das Volk fih erhob, ge- 
gen dasfelbe gekämpft. Wir find eines Beffern belehrt. Wir 
haben jest mit der Erhebung für die Freiheit felbft den 
Anfang gemacht, und hoffen, daß das Volf und nun nicht 
im Stiche lajfjen werde. Darauf erfolgte ein furcht— 
barer Zuruf: nein, gewiß nit. 

Es waren bei diefer Verfammlung fehon eine Menge 
fremder Abentheurer zugegen, bie, wie fich fpäter zeigte, 
fhon zum Voraus von Befangon und andern Gegenden ber 
durch Gefinnungsgenoffen gerufen waren. Auch der befannte 
Metternich und Saroye waren unter den Rednern. 

Als die niedergefchriebenen und dann gedrudten Be— 
fchlüffe genehmigt waren, und ehe die Verfammlung ausein- 


Heidelberg) fagt, ift mir unbekannt, nur hat er fi geirrt, wenn er 
diejenigen, die er (ohne Angabe von Gründen) über die Regierung 
fdmäben hörte, für Mitglieder vaterländifcher Vereine hielt. 

Daß wir übrigens am 13. Mat, wo wir mit ben großen Ereig— 
niffen des Tages ununterbrochen befchäftigt waren, nicht jeden Fremden, 
ohne daß er etwas auf biefe Ereigniffe bezügliches anbringen zu wollen 
anfündigte, vorlaffen und mit feinen vielleicht umbebeutenden Privat: 
Anliegen hören konnten, verfteht fih von felbft, und Raveaur wurde, 
als er feinen Namen nannte, wie jeder Andere, der etwas Politifches 
zur SKenntniß bringen zu wollen erklärte, natürlicher Weiſe ſogleich 
vorgelaflen. 
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ander ging, erfholl auf Aufforderung der allgemeine Ruf: 
morgen in Maſſe und bewaffnet nad Naftatt und Karls— 
ruhe! 

Die Berfammlung erklärte im Mebrigen die „Revolus 
tion” als „fortwährend“ und faßte eine Menge Be- 
fchlüffe, zum Theil von der unfinnigften Art, welche ber zu— 
gleich gewählte Landesausfchuß „mit allen ihm zu Ge- 
bot ftebenden Mitteln” (alio mit den meuterifchen 
Truppen. und den fich ihnen anfchließenden Breifchaaren) durch- 
führen follte. 

Die Urkunde lautet wörtlich: 

Die Landesverfammlung in Offenburg erklärt: 


Deutſchland befindet ſich fortwährend im Buftand voller Nevolution, 
auf’s neue hervorgerufen durd die Angriffe der größeren beutfchen Fürften 
auf die von der deutfchen Nationalverfammlung endgültig beſchloſſene Reichs— 
verfaflung und bie Freiheit überhaupt. Die deutfchen Fürften haben fich 
zur Unterbrüdung der Freiheit verfchworen und verbunden; der Hocverrath 
an Volt und Vaterland Tiegt offen zu Tage; es ift far, daß fie fogar 
Nuplands fämmtlihe Armeen zur Unterbrüdung der Freiheit zu Hülfe 
zufen. — Die Deutfchen befinden ſich alfo im Stande der Nothwehr, fie 
müffen fih verbinden, um die Freiheit zu retten; fie müffen dem Angriff 
der fürftlihen Nebellen den bewaffneten Widerſtand entgegeniepen. 

Die deutfchen Stämme haben die Berpflihtung, ſich gegenfeitig tie 
Freiheit zu gewährlelften, um den Grundfaß ber Bolksfouveränetät voll» 
fommen durchzuführen; fie müffen fi daher unterftügen überall, wo fie ans 
gegriffen werden. — 

Das badifche Volt wird baher die Volksbewegung in der Pfalz mit 
alfen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln unterftüßen. 

Die Landesverfammlung des badifhen Volkes in Offenburg hat nad 
vorhergegangener Berathung die geftellten Anträge in dem Landescongreffe 
ter Volksvereine, nach ferner ftattgefundener öffentlicher Berathuug, wobei 
Abgeordnete aus allen Landestheilen vertreten waren, nad fernerer ausführ- 
licher Piscuffion in der Verfammlung des Volles befhlofien: 

1) Die Regierung muß die Reihsverfaflung , wie fie nun nad der durch 
die Ereigniſſe befeitigten Oberhauptsfrage feitfteht, unbebingt aner- 
fennen und mit der ganzen bewaffneten Macht deren Durdführung 
in andern beutfchen Staaten, zunächſt in der batrifhen Pfalz un: 
terftügen. 

2) Das gegenwärtige Minifterium iſt fofort zu entlaſſen, und Bürger 
Brentano, Obergerichtsabvofat zu Mannheim, und Bürger Beter, 
Reichstagsabgeorbneter von Konſtanz, mit der Bildung eines neuen 
Miniſteriums zu beauftragen. 

3) Es muß alsbald unter fofortiger Auflöfung der jegigen Ständefam- 
mern eine verfaffunggebende Landesverfammlung berufen werben, 
welche in fih die gefammte Rechts- und Madtvolllommenheit des 
badifchen Volkes vereinigt; — dieſe Landesverfammlung foll gewählt 
werben von und aus den ſämmtlichen volljährtgen Staatsbürgern 
des Landes und zwar unter Beibehaltung der für bie bisherige II. 
Kammer beftandenen Wahlbezirke. — 
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4) Es muß ohne allen Verzug die Voltsbewaffnung auf Staatstoften 
ins Leben gerufen werden, und es find alle ledigen Männer von 
18 — 30 Jahren als erftes Aufgebot fofort mobil zu — — 
Alle diejenigen Gemeindebehörden, welche nicht alsbald die Bewaff— 
nung ihrer Bürger anordnen, find augenblidlich abzufegen. 

5) Die politifhen Flüchtlinge find fofort zurüdzurufen, bie politifchen 
Militär» und Givilgefangenen zu entlaffen und alle politifchen Pro> 
zeſſe niederzufhlagen; — namentlich verlangen wir aber aud die 
Entlaffung derjenigen Militärgefangenen,, welde in Folge der polis 
tifchen Bewegungen wegen fogenannter Disziplinars und Infubordt: 
nationsvergehen beftraft wurden. — 

6) Die Militärgerichtsbarfeit muß aufgehoben werden. — 

7) Bel dem Heere foll eine freie Wahl der Offiziere flattfinden. 

8) Wir verlangen alsbaldige Verſchmelzung des ftehenden Heeres mit 
der Volkswehr. 

9) Es müſſen fammtlihe Grundlaften unentgeltlich aufgehoben werben. 

10) Es müffen die Gemeinden unbedingt felbftitändig erklärt werden, fo- 
wohl was die Verwaltung des Gemeindevermögens, als die Wahl 
der Gemeindevertreter betrifft; es müffen alsbald im ganzen Lande 
neue Wahlen für die Gemeindevertretung jtattfinden. 

11) Es werben fämmtliche von den fogenannten Kammern in Karlsruhe 
feit vem 17. Januar d. 9. gefaßten Beichlüffe für null und nichtig 
erffärt und darunter namentlich das fogenannte Wahlgefeb vom 10. 
v. M., weldes einen förmlichen Angriff auf die in den Reichsge— 
feßen gegebenen Beftimmungen enthält. 

12) Die Geſchwornengerichte find augenblicklich einzuführen und Fein ein⸗ 
ziger Criminal-Prozeß darf mehr von Staatsrichtern entſchieden 
werben. 

13) Die alte Verwaltungs-Büreaufratie muß abgefhafft werben und an 
ihre Stelle die freie Verwaltung der Gemeinden oder andern Körs 
perfchaften treten. 

14) Errichtung einer Nationalbank für Gewerbe, Handel und Aderbau 
zum Schuhe gegen das Uebergewicht der großen Kapitaliften. 

15) Abfchaffung des alten Steuerwefens, hierfür Einführung einer pro— 

greſſiven Einkommenſteuer nebit Beibehaltung der Zölle. 

16) Errichtung eines großen Landespenſionsfonds, aus dem jeder arbeits: 
unfähig gewordene Bürger unterftüst werden fann. — Hierdurch 
fällt der befondere Penfionsfend für die Staatsdiener von felbft weg. 
Der Landesausfhuß der Volksvereine befteht aus folgenden Mitgliedern. 

2. Brentano von Mannheim. I. Fiedler von Konſtanz. U. Goegg von 

Mannheim. Peter von Konftanz. Werner von Oberkirch. Rehmann von 

Offenburg. Stay von Heidelberg. Willmann von Pfohren. K. Steinmep 
von Durlach. Wernwag von Kenzingen. Richter von Adern. Degen von 

Mannheim. K. Ritter von Karfau, 9. Stark von Lottjtetten (Soldaten 

aus der Oarnifon Raftatt*), Als Crfabmänner wurden gewählt : 

H. Hoff von Mannheim. Torrent von Freiburg. K. Rotteck von Freiburg. 

Happel von Mannheim. Junghanns von Mosbach. Kiefer von Emmen: 

dingen. Erſatzmänner der Soldaten: Aurelius Gordel aus Philippsburg. 

Sebaftian Bannwarth aus Bleihheim, Amts Kenzingen. 


*) Durch die Wahl von Soldaten in den regierenden Landesausfhuß fol 
ten die meuterifchen Truppen geehrt und an die Sache der Revolution 
fefter gebunden werben. 


— — 


Derſelbe wird beauftragt, die nöthigen Anordnungen zur Durchführung 
dieſer Beſchlüſſe mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu treffen, und 
von dem Ergebniß ber heutigen Volksverſammlung dem Landesausſchuß In 
Rheinbatern,, fowie den Landesausfhüffen der übrigen Nachbarſtaaten fofort 
Naqricht zu geben. 

Offenburg, den 13. Mat 1849. 

Im Namen der Landes:Bolksverfammlung : 


Goegg. 
g. 177. 


Am Sonntag den 13. Mai gegen Abend, gleichzeitig mit 
den Nachrichten über den Verlauf der Offenburger Verſamm— 
lung, Fam auch die Eröffnung von Frankfurt, daß die Cen— 
tralgewalt Feine verfügbaren Truppen habe, und für jebt 
nicht ein einziges Bataillon zu fchiden im Stande fei. Statt 
ber Truppen Fam eine Broflamation des Reichsverweſers, bie 
natürlich ohne Erfolg war. Die Gefahr, daß der Aufftand 
an andern Orten Nachahmung finde, hielt wohl die Gentraf- 
gewalt ab, ſich von ihren Truppen zu ſehr zu entblößen. Doch 
blieb die Hoffnung, daß, wenn auch der neuefte Stand der 
Dinge wieder zur Kenntuiß dev Gentralgewalt gekommen fein 
werde, fie fich gleichwohl noch zur Entjendung eines Theile 
ihrer Truppen bieher entichließen werde, weshalb man das 
Nachkommen von foldhen immerhin noch für möglid hielt. 
Wir hofften, uns bis dahin mit der hiefigen Garnifon, der 
ſich die Bürgerwehr anfchlöffe, halten zu können. 

ALS aber am Sonntag Abend die zwei Kompagnien von 
Bruchſal, welche die hiefige Garnifon verftärfen ſollten, in 
betrunfenem Zuftande und unter dem Rufe: „Heder body!“ 
in Karlsruhe einrüdten, fo fing bald auch hier in und bei 
der Kaferne die Meuterei an. 

Weber die Verfuche der Commandeure und anderer Offi- 
ziere, die Soldaten zur Ordnung zu bringen, über bie dabei 
vorgefommenen Mifhandlungen und Tödtungsverſuche, über 
die Zerftörung alles deffen, was fi in der Kaferne befand, 
über die Gefahren, denen der Prinz Friedrich bei feinem per— 
fönlichen Einfchreiten ausgefest war, über die Zerftörungen 
und Plünderungen im Haufe des Regimentstommandeurs 
Dberft Holz ꝛc. iſt die oben erwähnte Schrift über „die Mi- 
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litärmeuterei in Baden” nachzuleſen. Die Soldaten zogen 
nun lärmend und fchiefend in den Straßen herum. Es wa- 
ven zugleicd eine Menge fremder Abentheuerer und fonftige 
Freifchärler, die von Offenburg gekommen waren, und aud) 
Soldaten von Raftatt dabei. 

Der General Hoffmann wurde, als die Meuterei bei der 
Kaſerne begann, aus der Staatsminifterialfigung abgerufen, 
und Fam, ald alle Verſuche einer Herftellung der Ordnung 
gejcheitert waren und die Gewaltthätigfeiten immer weiter um 
ih griffen, nad 9 Uhr wieder zurüd. 

Jetzt erft beihloß der Großherzog, zu fliehen, und 
zwar nad Frankfurt an den Sig der Gentralgewalt, von wo 
noch immer auf Unterftügung gehofft wurde. Abgeſehen von 
den Gefahren für das Leben des Großherzogs, war jeden- 
falls gewiß, daß er, wenn ber Landesausſchuß hieher fomme, 
eine Leibwache von Meuterern und Breifhaaren 
erhielte und zur Anerfennung und Durchführung der großen- 
theils nicht nur verderblichen, fondern ganz unfinnigen Offen 
burger Beichlüffe*) gezwungen würde, benn ber Landes— 
ausſchuß Hatte ja in Offenburg den Auftrag übernommen, 
diefe Befchlüffe mit „allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln” 
durchzuführen, und dieſe Mittel fanden ſich ja gerade in den 
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*) Die Forderung No. 1 verlangte einen Krieg Badens (etwa in Ge: 
meinfhaft mit Württemberg und der NhHeinpfalz) gegen das übrige 
Deutfhland, — No. 3 die Abtretung der ganzen Staatsge— 
walt des Großherzogs an eine zu berufende demokratiſche 
(voltsfouveräne) VBerfammlung, — No. 3, 4, 10, 11 und 17 Ber 
faffungsverlegungen, oder einfeitige Aufhebung beftehender Geſetze, — 
No. 9 und 16 die eraffeite Verletzung erworbener Privatrechte. — Nach 
No. 6 follten im Widerfprud mit der Neichsverfallung fogar alle milt: 
tärlfchen Disziplinarvergehen vor dem bürgerlihen Richter abge 
urtheilt, und nah No. 7 die Truppen durch felbitgewählte Offiziere 
ohne die erforderliche Befähigung in's eigene: Verderben geführt wer: 
ben zc. Don der Unmöglichkeit der Ausführung mander Beſchlüſſe 
(au bei No. 12, 13, 15 und 16) tit gar nicht zu reden. Auch die 
revolutionäre Regierung fand dann bei vielen dieſer Beſchlüſſe einen 
Stein, über den fie nur mit Vorfpiegelungen und Zögerungen noch 
wegzulsmmen wußte. 
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aufrührerifchen Schaaren und meuterifchen Soldaten, die fi 
ihm zur Verfügung geftellt hatten *). | 


$. 178. 


Am Sonntag Abend kam zwar noch ein von der Gentral= 
gewalt an den General v. Miller abgeordneter Stabsoffizier 
bieher, welcher die Mittheilung machte, daß durch die Ver— 
fügungen, die er bei ſich hatte, der General v. Miller als 
Oberbefehlshaber aller württembergifchen, badifchen und heſſi— 
jhen Truppen beftelt, und beauftragt fei, mit bedeutender 
Macht gleichzeitig aus dem Oberland herab, und aus Wiürt- 
temberg über Pforzheim herein, und aus Heffen das Rhein- 
thal herauf gegen Raftatt zu marfchiren und die Feftung wie— 
der in ‚die Hände ber Reichdgewalt zu bringen. Damit war 
aber die augenblidliche Meberwältigung des Großherzogs nicht 
abgemwendet, weshalb diefe Nachricht feinen Entfchluß nicht än— 
bern fonnte, fich einsweilen, bis die angeordnete Maßregel voll- 
zogen ſei, aus der Gewalt der Aufrührer und Meuterer zu 
befreien und an den Sig der Gentralgewalt, von wo aus bie 
Sache zu leiten war, zu begeben. 

Die Gründe, aus welchen diefe Anordnung der Gentral= 
gemwalt nicht zum Bollzuge fam, find aus den Württemberger 
Kammerverhandlungen und aus. öffentlichen Blättern befannt. 
Das bei jenen Verhandlungen vorgefchobene Zerwürfniß zwi— 
jhen dem Reichsverweſer und der National = Berfammlung 
fonnte zwar feinen Grund abgeben, die Verfügungen des 
Reichsverwefers, dem allein die erefutive Gewalt nad 
dem anerkannten Gefege vom 28. Juni 1848 zuftand, nicht 
zu vollziehen; aber die eigene Lage Württembergd und bie 


Unzuverläffigfeit der Württemberger Truppen, welche leicht 


*) Hätten in Württemberg die Truppen fih mit den Deputationen der 
Reutlinger Berfammlung vom 28. Mat meuterifh verbunden, 
fo wäre dem König auch nichts Anderes mehr übrig geblieben, als ent» 
weber zu fliehen, ober die Forderungen zu bewilligen, wenn er 
nicht etwa der Gewalt der Empörer ſich hingebend in Beziehung auf 
die Forderungen gleihwohl auf einem Nein beharrt, und es dem 
Zufalle überlaffen hätte, welche Thätlichkeiten die wilden Haufen und 
die brutale meutertfche Solbatesfa nun an feiner Berfon verüben mochten. 


mit den badifchen Meuterern gemeinfchaftliche Sache machen 
mochten, gab allerdings ein vechtfertigendes thatſächliches 
Hinderniß gegen den Vollzug der zuftändigen Anordnung ber 
Gentralgewalt *). 

$. 179. 

Nah 10 Uhr Abends wurde die Staatsminifterials 
Sitzung aufgehoben. 

Es war vorher verabredet, daß um 12 Uhr eine Loko— 
motive mit einigen Wagen bei Gottesau (3 Stunde vom hie= 
figen Bahnhofe) aufgeftellt fein fol, und daß die ganze groß- 
herzogliche Familie einfchließlih der Herren Markgrafen und 
der Shrigen fi) um 12 Uhr dort einfinden und fo in der Nacht 
nach Frankfurt geführt werden follte, 

Bald darauf z0g ein Schwarm Soldaten und Freiſchär— 
ler, die, wie fohon erwähnt, am Abend großentheils von Offen 
burg gefommen waren, vom SKafernenplage weg gegen das 
Zeughaus, ſtieß zuerft auf Dragoner, die fih auf Anordnung 
des General Hoffmann auf den Scloßplag begeben wollten, 
wohin eine Kleinere Abtheilung fich fchon vorher begeben hatte, 
Auf zwei raſch auf einander gefolgte Salven Gewehrjchüffe 
ber Aufrührer gegen die zum Schloßplage nachrüdenden Dra= 
goner fiel ber Rittmeifter v. Laroche nebſt einem Unteroflizier 
und einem Dragoner, worauf die Dragoner den Kampf nicht 
fortfegen wollten und fich in ihre nächft dem Zeughaufe gele= 
gene Kaferne zurücdzogen. Der Oberleutnant Fäßler mit we— 
nigen Unteroffizieven und Bionnieren vertheidigte num mit 
zwei unvollftändigen Kompagnien der hiefigen Bürgerwehr **), 

*) Schon vorher hatte General v. Miller, wie ich erſt fpäter erfuhr in, 
Franffurt die Unmöglichkeit, mit feinen Truppen Hilfe zu leiften, dars 
geſtellt, und die Grmadtigung erhalten, die infurgirten Gegenden zu 
verlaffen und ſich mit allen Truppen , bie ihrem Eide treu blieben, in 
den Seekreis, der noch ruhig war, ober nad Württemberg zurüds 
**) ra Bürgerwehrmänner 3. B. die Brofefloren Eifenlohr (Hofrath) 
und Maurer und Geheimer Referendar Junghanns haben ſich äußerſt muth— 
voll benommen. Der Letztere trat, als anfänglid Viele bei der Größe 
der Gefahr wegen ihrer Frauen und Kinder wanften, hervor und fagte: 
Mer Frau und Kinder lieb hat, bieibe fe. Wenn wir die Staats 


ordnung vertheidigen, fo vertheidigen wir eben damit auch unfere Frauen 
und Kinder. 
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innerhalb der Stafeten-Einfaffung das Zeughaus gegen bie 
Angriffe der Aufrührer. . 

Bon beiden Seiten folgten Salven. Der Angriff wurde 
durch Parlamentiren unterbrochen , aber mehrmals wiederholt, 
Da nämlich das Zeughaus, aus welchem die Aufrührer bie 
Waffen holen und an die Ihrigen vertheilen wollten, nicht 
übergeben wurde, fo erneuerte fih der Kampf. Die Bürger: 
wehr befam fpäter nod eine Verſtärkung. Es fielen mehrere 
Dpfer, doch weniger, ald nach dem vielen Feuern zu erwarten 
war. Die Bürgerwehr hatte nur einen Todten und einige Ver— 
wundete. Nach Mitternacht etwa un 2 Uhr wurde e8 beim Zeug- 
haus ruhig, die Aufrührer zogen in Abtheilungen oder ver- 
einzelt in der Stadt herum. Ueberhaupt wurde (auch vorher 
ſchon und die ganze Nacht hindurch) faft in allen Straßen ge= 
Schoffen, großentheils ohne beſtimmtes Ziel, nur im Raufche 
oder um den Lärm zu unterhalten. 

Nach zwei Uhr entfernte ſich die Bürgerwehr großentheild 
vom Zeughauſe, und cd blieb mit Fäßler nur ein Theil der= 
jelben zur Bewachung zurüd. 


$. 180. 


Als der Großherzog nach 10 Uhr in das Schloß zurüd- 
gekehrt war, fo fielen bald darauf die Salven in der langen 
Strafe auf die Dragoner und beim Zeughaufe, und das 
Schwärmen und Schießen in den Strafen herum vermehrte fid) 
überhaupt. Es wurde zugleich gejagt, daß die Meuterer nun 
auf das Schloß Tosgehen wollten. Die großherzogliche Fa— 
milie fuchte daher den Abzug zu befchleunigen. Sie wollte 
durch den Pafanengarten quer über die Durlacherftraße die 
Gifenbahn bei Gottesau gewinnen, erfuhr aber jchon im Fa— 
fanengarten, wo fie einige Bürgerwehrmänner traf, daß dies 
wegen der dort herumftreifenden Aufrührer nicht mehr möglich 
fei. Da ftieß auch der General Hoffmann, der fich mit etwa 
40 Dragonern durch den Fafanengarten mit der Artillerie von 
Gottesaue in Verbindung fegen wollte, auf die großherzog- 
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liche Familie. Das dringendfte war nun, die Leßtere auf dem Weg 
durch den Park gegen Germersheim in Sicherheit zu bringen. 
Im Barfe kam eine reitende Batterie dazu, welche der Haupt— 
mann Großmann zum Schloffe führen wollte. Diefe ſchloß 
fi dem Zuge nach ber baierifchen Feftung Germersheim an. 
Der Eile wegen konnten nicht einmal mehr hinreichend Wagen 
‚zum Fortführen aller Mitglieder der großherzoglichen Familie 
beigebracht werden, Der Großherzog fuhr auf einem Prog 
faften, und ebenfo festen fih die erwachjenen Prinzen (mit 
Ausnahme des kranken Erbgroßherzogs) auf die Kanonen oder 
gingen zu Fuß. 

Montag den 14. Dat in der Frühe kam der Zug bei. 
Germersheim an, wurde aber anfänglich nicht eingelaffen, und 
begab fi dann nad Rheinsheim. Dort wurden gegen das Vor— 
haben, das Rheinthal abwärts nad Ladenburg und von da 
nach Frankfurt zu fahren, wegen der herumſchwärmenden Frei- 
Schaaren und Menterer große Vorftellungen gemacht. Inzwi— 
chen kam ein baierifcher Offizier mit einer Anzahl Cheveau— 
legers, um nun die großherzogliche Familie zur Rückkehr nad) 
Germersheim einzuladen. Die Truppen durften jedoch nur in 
dem dieſſeits des Rheines gelegenen unvollendeten Brüden- 
fopfe bivouakiren, wo weiter nachgefommene (erft am Montag 
früh von Karlsruhe abgegangene) 8 Gefhüte und 40 Dra- 
goner *) fich mit ihnen vereinigten. 


Es iſt aus öffentlichen Blättern befannt, wie Hoffmann 
mit diefer Mannfchaft und mit den Kanonen am Dienftag den 
15. Mai gegen Ladenburg zog, um nach Umftänden aufder rechten 
Seite des Nedar fi aufzuftellen, und etwa weitere treuge= 
bliebene Zruppen zu fammeln, oder fi der Gentralgemwalt 
zur Verfügung zu ftellen und an die Reichstruppen ſich anzu- 
Schließen, — wie e8 ihm aber nicht gelang, mit den Kanonen 
über den Nedar zu fegen, wie er dann von den meuterifchen 
Soldaten und Freifchaaren von Mannheim und Heidelberg 


*) Die Gefüge unter der Führung der Hauptmänner Kichtenauer und von 
Marſchall, die Dragoner unter der Führung des Oberlieutenant Niefer. 
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ber verfolgt gegen Sinsheim z0g, um in das Württembergi- 
Ihe zu gelangen. Ein Theil der Mannfhaft kam bis Für- 
feld, der Andere mit dem General Hoffmann bis Bonnfeld. 
In Fürfeld wurde der erftere Theil von ben mit Gebietsüber- 
tretung nachgefolgten Bürgerwehren von Heidelberg, Sins— 
heim und Umgegend eingeholt. Die Mannſchaft lief ausein- 
ander, Kanonen und Pferde wurden von den Freilchaaren in 
das Badiſche zurückgebracht, Offiziere kamen zum Theil davon, 
zum Theil wurden fie (darunter der Oberft v. Dinfeldey) ge= 
fangen nad Karlsruhe geliefert. Auch die Mannſchaft in 
Bonnfeld faßte, da fie die Sache verloren hielt, den Beichluß, 
zurüdzuziehen, und die Offiziere wurden durch die Heilbron- 
ner Bürgerwehr vor der Wuth der Freifchaaren gerettet und 
nach Heilbronn geführt. 

In Germersheim ftand die Sache ebenfalls fchwanfend, 
ed zeigten fich drohende Erfcheinungen, weshalb der Com— 
mandant dem Großherzog vorftellte, wie e8 im Intereſſe ſei— 
ner eigenen Sicherheit und ber Sicherheit der Feſtung liege, 
daß er ſich anderswohin begebe. Durch die Rheinpfalz abwärts 
war eben fo. wenig fortzufommen, ald auf der badifchen Seite, 
weshalb die Großherzogliche Familie am Dienftag, den 15. 
Mai Abends fih in das nahe Lauterburg und von da nad 
Hagenau begab, bis durch Abgefandte ermittelt war, daß 
auf einem Umwege über Saarbrüden noch mit Sicherheit 
nach. Frankfurt oder Chrenbreitenftein zu gelangen fei, worauf 
der Großherzog diefen Weg einfchlug und fo zuerft nad 
Ehrenbreitenftein, alsdann nach Frankfurt fam. 

Wie erwähnt, erfolgte die Abreife der Großherzoglichen 
Familie von Karlsruhe fchneller, ald verabredet war. Die 
Markgrafen wurden -hievon der Eile wegen nicht mehr in 
Kenntniß gelegt, trafen daher, als fie fih um 12 Uhr auf 
verjchiedenen Wegen an den beitimmten Plat bei Gottesaue 
begaben, die beftellte Lofomotive nicht, worauf Markgraf 
Wilhelm mit feiner Familie nach Württemberg, Markgraf 
Mar aber in der Nacht noch über Waghäufel nach Friedriche- 
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feld und alsdann am Montag früh unerfannt auf ber Eifen« 
bahn nah Frankfurt fuhr. 


$. 181. 


Am Sonntag den 13, Mai Abends, als der Großher- 
309 beichloß, fich mit feiner Bamilie fortzubegeben, erklärte 
er und (den Mitgliedern des Staatsminifteriums), wir follten 
ihm entweder jetzt folgen, oder ſobald die Umftände cd nach— 
her räthlich oder nöthig machen. 

Wir hielten für möglich, dag die Soldaten, die jegt be- 
raufcht waren, am andern Morgen vielleicht wieder zur Ord— 
nung zu bringen feien, und daß wir daher mit Hilfe derſel— 
ben und ber hiefigen Bürgerwehr den Pla noch behaupten 
fünnen, bis etwa, wenn ber Großherzog felbft nah Frank— 
furt fomme, auf feine Beranlaffung und die neue Darftel- 
lung der jegigen Lage der Dinge alsbald noch einige Reichs— 
truppen zur Unterftügung gefchidt würden, in welchem Falle 
auch ein Theil der badifchen Truppen in feiner Treue auf- 
recht erhalten werden könnte. 

Ich bemerkte daher, ich wollte noch eine Vollmacht auf- 
fegen, durch die wir eine außerordentliche Gewalt erhielten, 
im Namen bes Großherzog nach dem Bedürfniffe Anordnun= 
gen zu treffen, da wir ohne eine foldhe bejondere Vollmacht 
organifationsmäßig in Abwefenheit des Großherzogs nicht 
mehr thun fünnten, als was den Minifterien als folchen, 
alfo auch unfern Stellvertretern in ben Minifterien 
oder den Kollegien felbft zuftände. 

Der Großherzog billigte Dies, und kaum war er weg— 
gegangen, fo feßte ich die Vollmacht auf, Lich fie abfchreiben 
und ſchickte fie, ehe eine halbe Stunde verfloffen war, in das 
Schloß zur Unterfhrift. Obſchon ed noch nicht 11 Uhr, und 
die Abreife doch erft auf 12 Uhr beftellt war, fo brachte ben- 
noch ber Sekretär, der die Vollmacht zur Unterfchrift in das 
Schloß trug, zu meinem Grftaunen die Nachricht, daß ber 
Großherzog ſchon abgereift fei C$. 180), alfo nicht mehr 


unterfchreiben fünne. Ich Eonnte damals nicht erfahren, wie 
21 


— 32 — 


es mit diefer beichleunigten Abreife zugegangen ſei; aber 
immerhin fehlte uns nun die zugefagte Vollmacht. 

Wie die Nacht in ununterbrochenem Feuern in faft allen 
Straßen verlief, ift jchon erwähnt. Es wurde mir auch bie 
Nachricht gebracht, die Aufrührer würden nun auf einige 
Wohnungen, und namentlih auf die meinige, losgehen. 
Dies gefchah jedoch nicht, und nad) Mitternacht um 2 Uhr, 
wo das Schießen fih etwas minderte, Tegte ich mich, da ich 
ohnehin Fürperlich fehr leidend war, wieder zu Bette, 

Auf dem Stadthaufe berathichlagte nun der Gemeinde- 
rath mit den VBorftänden des Stadtamts und bed Polizeiamts 
und mit dem Bürgerwehrlommandanten, was weiter zu thun 
fei, und gegen 4 Uhr fam der erfte Bürgermeifter mit zwei 
anderen Mitgliedern der Verſammlung zu mir, und trug mir 
vor: feit es kundbar geworden, daß ber Großherzog ſich ent— 
fernte, haben nun auch alle Offiziere fih geflüchtet *). Bon 
ben Soldaten fei der ruhigere Theil davongelaufen, um fidh 
in die Heimath zu begeben, von den Andern fei ein Theil 
auf dem Wege nach Raftatt, und ein Theil fchwärme noch 
lärmend und fchießend herum. Um 11 Uhr werde der Lan— 
desausſchuß von Raftatt mit dortigen Truppen und reis 
ſchaaren nach Karlsruhe fommen. Es ftehen von dieſen Auf 
rührern der Stadt große Gefahren bevor, und die Bürgerwehr 
allein fet denfelben nicht gewachfen. Der Stadt bleibe aljo 
nicht übrig, als fich zu ergeben. Sch erwiderte: wenn dem 
Allem fo wäre, fo könnte der Bürgerwehr allerdings nicht 
zugemuthet werden, zum Nachtheil der Stadt einen ungleis- 
hen Kampf zu verfuchen, und es würde nichts übrig bleiben, 
als eben den Landesausfchuß mit feinen Truppen einrüden 
zu laffen, und durch die Bürgerwehr thunlichſt für Sicherheit 
der Berfonen und des Gigenthums zu forgen. Allein zur 
Zeit ſei es doch noch nicht gewiß, daß bie Offiziere, wie bie 
Deputation behaupte, wirklich geflohen ſeien. Auch ſei nicht 


- #) Nach der Schrift über die Milltärmeuteret in Baden waren indeffen 
felbjt am Morgen des 14. Mat noch mehrere Offiziere bier. In der 
Naht half der Oberlieutenant Fäßler das Zeughaus vertheibigen. 
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gewiß, daß fo viele Soldaten abgegangen feien. Es wäre 
immer noch möglich, daß, wenn der Raufch vorüber fei, im 
Derlaufe des Morgens noch ein Corps Soldaten gefammelt 
und zur Ordnung gebradyt werden könnte, mit deſſen Bei- 
ftand die Bürgerwehr fih gegen die Aufrührer noch halten 
konnte. Auch fei immer noch Hoffnung vorhanden, daß der 
Großherzog, welcher unmittelbar nach Frankfurt reifte *), be» 
wirfe, daß heute noch einige NReichötruppen hierher kämen, 
wodurdh dann die Stadt gefichert würde, bis die meitern 
Maßregeln, welche die Gentralgemwalt bereitd angeordnet habe 
($. 178), zum Vollzuge kämen. Andere Mittel wüßte ich in 
ber jetigen Lage allerdings nicht anzugeben, aber man müffe 
den Tag abwarten, um zu verfuchen, was noch möglich fei, 
ob namentlich nicht noch ein geordnete8 (wenn auch verrin= 
gertes) wmilitärifches Corps ſich bilden laffe, und mit wel— 
her Macht der Landesausfchuß hierher fommen werde **), 


$. 182. 


Die Verfammlung im Stadthaufe berathichlagte weiter, 
hielt aber nach ihren weitern Erfundigungen die Thatfachen, 
welche die Deputation mir vorgetragen hatte, für vollfom= 
men begründet, und beforgte zugleich, Daß, wenn der Landes— 


*) Jh war immer noch der Meinung, der Großherzog fei, wenn aud 
vor ber verabredeten Stunde, auf der Cifenbahn nad Frankfurt 
gefahren. 

**) Nach dem, wie fi der allgemeine Stand der Dinge hinſichtlich des 
Militärs (ſ. die Schrift über die Militärmenterei ꝛc.) fpäter Har hers 
ausftellte, wäre allerdings ein erheblicher Erfolg in feinem Falle zu 
erzielen gewefen. Es waren am Montag früh von mehr als 1500 - 
Mann nur nohgegen 300 hier. Wären aber auch noch viel mehr da ge- 
wefen und hätten jie fi durch die Offiziere, wenn dieſe fämmtlich hier 
geblieben wären, für den Nugenblid wieder in Ordnung bringen 
laffen, fo ware bieß doch nicht von ber geringften Dauer geweſen. 
Ueber Mittag wären, wie es fih in andern Ranbestheilen zeigte, die 
Soldaten, durch Wühler oder durch Kameraden angeregt, jedenfalls wies 
der meuterifch geworben, und bie Beiten darunter hatten immerhin den 
Kampf gegen ihre Kameraden oder gegen bie Aufrührer verweigert. 
Es wäre alfo nur eine Galgenfrift gewonnen gewefen, unb nur wenn 
etwa raſch noch zuverläffige Bundesdtruppen dazu gefommen 
wären, hätte ber Neft der Babner wieder feftgehalten und ein Sammel» 
platz für die übrigen beffergefinnten oder noch wanfenden Solvaten ges 
wonnen werben Fönnen, 

21* 
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ausſchuß mit feinen Truppen bieher käme, ohne daß ihm zum 
voraus die Unterwerfung ber Stadt angezeigt wäre, bie 
gegen die Stadt ohnehin feindjeligen Aufrührer viel Unheil 
(Mord, Brand und Mifhandlungen) über die Einwohner 
bringen würden. 

Die Berfammlung faßte daher (nad) ihrem Protokolle) 
wörtlich folgenden Beſchluß: 


„In Srwägung, daß fih fhen am 13. d. M. Abends gegen 7 Uhr 
aus einer Unterredung mit Herrn Staatsrath Bekk herausftellte, daß die 
Regierung in ven Zuftand der Natblofigkeit gerathen war *); 

In Anbetracht, daß der Großherzog mit feinen Angehörigen und Um- 
gebungen in der Nacht ſich entfernte, ohne irgend eine Verfügung oder 
Anſprache zu veröffentlichen **) ; 

In Anbetraht, daß der Generalftab und alle Stabs - Offiziere fih in 
der Nacht ebenfalls entfernten oder dod wie die übrigen Offiziere unficht- 
bar waren, was namentlih aud vom Garniſons-Commandanten gilt; 

In Anbetracht, daß alle militäriſche Disciplin aufgelöft und nament: 
lich die Infanterie ohne Führer war; 

In Erwägung, daß bei einer Unterredung mit ben Herrn Staatsräs 
then Brunner und Bekk, welde der Oberbürgermeifter Malfch heute früh 
4 Uhr nad) einander beſuchte, dieſelben jid im Wefentlichen dahin Außer 
ten, daß man es der Stadt Carlsruhe überlaffen müffe, zu thun, was. fie 
für angemefjen eradıte ***); 

Sn Erwägung, daß — allen aus dem Oberlande, insbeſondere aus 
Offenburg und aus Raſtatt eingetroffenen Nachrichten der Landes-Ausſchuß 
in den Beſitz der für die Regierung erforderlichen Macht, namentlich in ven 
Beſitz der Eifenbahn bis Ettlingen und ber militärifhen Gewalt in ver 
Reichsfeftung gelangt war; 


*) Am Sonntag Abend (zwiſchen 5 und 7 Uhr) war der Bürgermeifter mit eis 
nigen Andern, um über den Stand der Dinge ſich zu erfundigen , bei 
mir, während zugleich noch einige andere Mitglieder des Staatsminiftes 
riums zugegen waren. Der von der Gentralgewalt an ©eneral von 
Miller abgefandte Staabsoffizier war noch nit da, aud war bie hie 
fige Meuterei noch nicht ausgebrochen. Wir erklärten daher, daß 
wir uns mit der hiefigen Garniſon einsweilen gegen die Aufrührer 
halten würden, und nod hoffen, ed würden auf die nad Frankfurt 
mitgeteilten neueften Nachrichten doch noch bald Reichstruppen zur Uns 
terftügung kommen. Weitere beftimmte Plane wußten wir allerdings 
eben fo wenig zu bezeichnen, als die Deputation felbft einen andern 

Rath zu ertheilen vermochte. 

**) Dies war weder der Eile wegen möglich, noch aud bewegen, weil 
fonft die Entfernung des Großherzogs gehindert und er gefangen ges 
nommen werben fonnte. Ohnehin hatte bereits ein zuverläffiger Mann 
bet einer Bezirksbehörbe die Mittheilung gemacht, daß er ſchon einige 
Tage vorher zwifchen bier und Heidelberg auf der Eifenbahn gefahren 
fei, wobei mehrere Demokraten von der bevorfichenden Dffenburger 
Verſammlung ſprachen und dabei fagten, man müſſe dafür forgen, zu 
verhindern, dag der Großherzog ja nicht entlomme. 

**x*) Meine nähere Erklärung tft oben im $. 181. genau mitgetheilt. 
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In Erwägung, dab fi) der Gemeinderath nicht in ber Lage befindet, 
die Öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit in der Stadt zu gewährleiften; 
In Erwägung, daß Gefahr auf dem Verzuge haftet und daß die Vors 
ftände des Großherzoglicen Stadtamts und des Polizei «Amts fowie ber 
Heerfhaar »Sommandant der Bürgerwehr mit dem Gemeinderath  einvers 
ftanden find: ergeht der 
Beſchluß: 

1) eine Deputation des Gemeinderaths verfügt ſich nach Raſtatt zu dem 
Landes⸗Ausſchuß und nöthigenfalls zu einer etwa errichteten provlſo— 
riſchen Negterung und gibt die Erklärung ab, daß die Stadt Karle- 
ruhe ihnen nicht entgegen treten werde, wenn fie hierher fommen würs 
ben, in der Vorausfegung, daß fie für ven Schuß der Stadt forgen 
wollten. — 

2) Die Herren Gemeinderäthe Bauß, Herzer und Kiefele werben als Ab— 
geordnete fofort fi nad Raftatt verfügen.“ 

(Folgen die Unterfchriften.) 


Die beftellten drei Abgeordneten fuhren fogleich mit dem 
erften Bahnzuge (um 6 Uhr) nad NRaftatt, und vollzogen 
ihren Auftrag. 

Hiernach ift die Bekanntmachung, die fpäter der Lan— 
desausfhuß erließ, daß die Stadt Karlsruhe ihn ein— 
geladen habe, hierher zn kommen und die Zügel der Regie- 
rung zu ergreifen, unrichtig. Der Bürgermeifter Malſch machte 
Brentano auf diefe Unrichtigkeit aufmerkffam, der ihm nur 
erwiderte, das thue nichts zur Sache. 

. 183. 

Gegen 7 Uhr erfuhr ich den Inhalt diefes vom Gemein 
berath gefaßten Bejchluffes, und daß die Deputation nach 
Raftatt bereit3 abgegangen fet, jo wie auch, daß die Abge- 
-ordneten der II. Kammer, jo meit fie nicht vorher ſchon ſich 
entfernten, fo eben abgereift feien *), und ferner, daß alle 


*) Der Abgeordnete Böhme (hier wohnhaft) fol fid am Montag Vors 
mittag noch allein im Ständeſaal eingefunden haben. Speierer und 
Häuffer von Heidelberg, die über den Sonntag nad) Haus gegangen 
waren und von den hiefigen Ereigniffen in der Naht vom Sonntag 
auf den Montag nichts wußten, reiften am Montag früh von Hei— 
delberg noch hierher zur Sitzung, fuhren aber, als fie vom Stande 
der Dinge Kenntnig erhielten, mit dem nächſten Bahnzuge wieder zus 
rüd. Eben fo fam Itzſtein an jenem Morgen zur unterftellten Kam— 
merfisung von Mannheim hier an. — Wahrhaft laächerlich fit die an 
einigen Orten aufgeftellte Behauptung, die Il. Kammer hätte hier blei— 
ben und bei Entfernung der Regierung die Bügel ergreifen follen. 
Welhe Mittel hätte denn biefe in Offenburg geächtete und von ben 
Demokraten ohnehin ſchon Längft als volfsverrätheriich bezeichnete Kam— 
mer (oder etwa bie I. Kammer) gegenüber den Aufrührern gehabt? — 
Nach Ankunft des Landesausfchuffes mit feinen Freifhaaren und Mens 


= 


politifchen Gefangenen in Bruchfal (darunter Struve, Blind 
und Bornftedt) in der verfloffenen Nacht gewaltfam befreit 
wurden. 

Sch veranlaßte fogleih auf 8 Uhr eine Zufammenfunft 
des Staatsminifteriums. Der Bräfident des Kriegsminifte- 
riums General Hoffmann war nicht aufzufinden, da er, wo— 
von wir jet noch nichts wußten, in der Nacht den Großher— 
309 begleitet hatte ($. 180). Die übrigen Mitglieder erſchienen. 

Eine Truppe war nicht mehr vorhanden. Die Stadt, 
alſo auch die Bürgerwehr, hatte fi dem Landesausſchuß 
unterworfen. Hier waren wir alfo wehrlos, und es blieb 
nur noch die Frage übrig, ob wir und nun ebenfalls entfer= 
nen, oder von den Aufrührern gefangen nehmen laffen foll= 
ten? — Wir entjchieden uns für das Erftere, da wir von 
dem Letztern, ganz abgefehen von der perfünlichen Gefahr, 
feinen Zwed für die Sache felbft einfahen *). 


terern wäre dieſe ſchutzloſe Kammer allerdings niht gefprengt ober 
verjagt worden, es wäre ihren Mitglievern etwas Aergeres be 
vorgeftanden. Im mildeften Falle wären fie vorläufig feitgenommen 
und mißhandelt worden, und jedenfalls hätten fie weder eine Autorität 
gehabt , noch überhaupt etwas wirken können, 

*) In dem Auffage von NRaveaur in der angeführten deutſchen Monats- 
fhrift tft das auch anderwärts verbreitete Mähren wiederholt, als 
wären die Mitglieder des Staatsminifteriums geflohen, ehe noch ber 
Gemeinderath den im $. 182 erwähnten Beihluß gefaßt und eine De: 
putation an den Landesausſchuß abgeſchickt hatte, wahrend umgekehrt ge 
rabe diefer Vorgang erft der letzte entfcheidende Grund unferer Ent 
fernung war. Wäre umgefehrt der Gemeinderath durch unfere 
Entfernung zu dem angeführten Befchluffe veranlaßt worten, fo hätte 
er dies ohne Bweifel in die dem Beſchluſſe vorausgefchidten Ents 
Iheidungsgründe, die alle ihn beftimmenden Momente enthalten, aufge 
nommen. Aus dieſen Entfheidungsgründen geht aber im Gegentheil 
hervor, daß der Bürgermeifter ja um 4 Uhr noch bei mir war. Ich 
lag frank noch zu Bette und konnte daher niht um 5 Uhr, als ber 
Beihluß gefaßt wurde, fchon abgereift fein. Hinſichtlich meiner Kol: 
legen bemerkte der Bürgermeifter um 4 Uhr, es habe ſich das Gerücht 
verbreitet, daß fie geflohen ſeien. Ich erklärte, davon nichts zu wifs 
fen, und daß dies gegen die Verabredung wäre. Daher ift auch hin- 
fichtlih ihrer in den Entfcheidungsgründen zu dem Beichluffe des Ge- 
meinderaths nichts aufgenommen, und die Unwahrheit jenes Gerüchtes 
bat fich bald gezeigt, als die Kollegen fpäter zwifhen 8 und 9 Uhr 
bei mir erjchtenen. 

Darnach und unter Hinwelfung auf das im $. 181 Gefagte über: 
laffe id) jedem, zu beurtheilen, was bon ber noch weiter gehenden uns 
wahren Behauptung NRaveaur’s zu halten fei, als hätte der Gemeinde: 


—— 


Selbſt wohlgeſinnte Männer, die aber von dem Stande 
ber Dinge feine hinreichende Kenntnig hatten, fagten fpäter: 
ich hätte zwar mich entfernen müffen, weil die Pfeile der 
Demokraten vorzugsweife nur gegen mich gerichtet gewefen 
feien ($$. 164 und 165), ich alfo von den Aufrührern maf- 
fafrirt oder doch arg mißhandelt worden wäre, aber meine 
Kollegen oder Einige derfelben, bie minder angefeindet waren, 
hätten bleiben follen, daß die Aufrührer nicht behaupten 
fonnten, fie haben die Zügel der Negierung nur darum 
ergriffen, weil ber Pla gleihfam erledigt gewefen ſei *). 

Da und bie oben erwähnte befondere Vollmacht des 
Großherzogs entgangen war ($. 181), fo Eonnten wir nicht 
mehr und nicht weniger Befugniffe ausüben, als die gewöhn— 
lihen Verwaltungs befugniffe der einzelnen Minifterien, 
und dieſe ftanden in unferer Abwefenheit unfern Stellvertre= 
tern und den Minifterialkollegien in gleihem Maße zu. 
Die Legtern blieben bier. Hat aber der Landesausfhuß 
ihre gefeglichen Befugniffe geachtet ? hat er fie nicht vielmehr 
fih unterworfen und am 16. Mai ihnen fogar einen Eid 
abgenöthigt, den Anordnungen des Landesausfchuffes Folge 
zu leiten? — Hätten etwa die eigenen Räthe bes 
Großherzogs eine Ähnliche Unterwerfung und Verpflichtung 
eingehen follen ? **) 


rath von mir gefordert, wir follten nicht fliehen, da er fonft ben 
Kandesausfhuß rufen müßte, und als hätte ich ihm darauf eine ab» 
fhlägtge Antwort ertheilt. 

*) Sogleih am 14. Mat, zum Theil, als ich nocd hier war, haben an 
mehreren Orten bie Freifhaaren wirklihd auf mid, Jagd gemacht. In 
R. und auf dem Fr. durchſuchten fie Häufer, und in W. den durch— 
fahrenden Eilwagen, um mid feftzunehmen und andere Gewalt zu vers 
üben. Cinige Tage vorher hatte nämlich das gegen alle Gefebe bes 
Nechts und der Eittlichkeit gerichtete Blatt: „die Republik“ einen forms» 
lichen Stedbrief gegen mid erlaffen, weil ih den Anardiften als ihr 
Hauptgegner benunzirt war. Dies hätte mic indeffen nicht beftimmt, 
mich felbft zu entfernen, wenn meine und meiner Kollegen Anwefenheit dahier 
am 14. Mai, wo die Stadt wegen ber Größe der Gefahr dem mit 
den Aufrührern heranrüdenden Landesausſchuſſe bereits ihre Unterwerfung 
angezeigt hatte und der Regierung feine Truppen mehr zur Verfügung 
ftanden, noch irgend einen vernünftigen Zwed gehabt hätte. 

“*) Hinfichtlich des Staatsraths Hoffmann erflärte der revolutionäre Finanz: 
minifter Goegg in feinem, an die fogenannte Fonjtituirende Verſamm⸗ 
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Ohnehin ift die Behauptung, daß der Großherzog, wenn 
er außer Land fei, nicht mehr regieren und ben Behörden 
nicht von außen herein feine Befehle zukommen laſſen könne, 
fo abentheuerlih, daß fein Vernünftiger durch dieſen Vor— 
wand ſich täufchen laffen fonnte, 

Die Flüchtlinge, die über die Mairevolution gejchrieben 
haben, find in ihren Geftändniffen offenherziger. Sie machen 
fih zum Theil felbft Tuftig über Brentano’3 Behauptung, dag 
der Landesausfhuß nur wegen ber Flucht des Großherzogs 
zur Aufrechthaltung ber öffentlichen Sicherheit die Zügel der 
Regierung ergriffen habe. Einer berjelben bemerkt ganz 
richtig, daß nad) diefem Gefichtspunfte der Großherzog ja 
ſogleich hätte zurüdgerufen werden müffen, und dag am 
allerwenigften bamit vereinbar gemwefen wäre, ben Truppen, 
die auf Veranlaffung des Großherzogs einrüdten, fogar be= 
waffneten Widerftand entgegenzufegen. Aber abgefehen hie= 
von, haben ja die Kommifjfäre des Landesausfchuffes ſchon 
Regierungshandlungen vorgenommen, als ber Großher— 
zog noch bier war, Der Givil- und Militärfommiffär 
Heunifch, welchen der Landesausſchuß am Abend des 13. Mat 
nach Freiburg ſchickte, hat noh am nämlihen Abend, 
alfo vor der Flucht des Großherzogs, in Freiburg den Re— 
gierungs = Direktor v. Marfchall im Namen des Landesaus— 
ſchuſſes abgeſetzt, und eine Aufforderung an dag württem= 
berg’jhe Truppenfommando erlaffen, „weder Freiburg 
zu betreten, nod in deſſen Nähe zu verweilen,” 
— ferner das in Gundelfingen gelegene Bataillon angewie— 
fen, am folgenden Morgen nah Freiburg zu marſchi— 
ren *). Ferner eröffnete der vom Landedausfchuß zum 

fung eritatteten Rechenſchaftsberichte wirklich, der Landesausfhuß hätte 

die Abfiht gehabt, Hoffmann wegen feiner Fach kenntniß und ohner⸗ 
achtet feiner abweichenden politifchen Anſichten, an der Spike ber 

Finanzen beizubehalten, wenn er nicht ebenfalls geflohen wäre. 

*) Die Militärmeuterei in Baden, Seite 58, 59. Aud der General 
v. Gayling, der mit Dragonern in ber Wiehre bei Freiburg lag, ers 
bielt von Heunifh am 13. Mai Abends 7 Uhr die Aufforderung, die 
Dragoner nad Freiburg zurüdzubeorbern und ſelbſt dahin zurüdzus 
fchren, ba der Großherzog geflüchtet und eine neue proniforifige Re 


gierung niedergefegt fe. Und doh war zu biefer Seit der Groß— 
herzog noch in Karlsruhe, 
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Civilkommiſſär ernannte praftifche Arzt Küchling zu Kehl am 
Sonntag den 13. Mai, Nachmittags A Uhr, als er gerade 
von der Offenburger Berfanmlung nad) Kehl zurüdgefommen 
war, bem dortigen Oberft v. Asbrand, daß in Offenburg 
eine proviforifhe Regierung niedergefet worden 
und er als von berfelben ernannter Civilkommiſſär beaufs 
tragt fet, den Oberften feiner Funftionen als Gar— 
nifonsfommandant zu entheben. ben fo Fünbdete 
er dem dortigen Hauptmann v. Fick Zimmerarreft an, unb 
befahl den Soldaten, bid auf feine weitere Weifung feinen 
Bahnzug mehr abgehen zu laffen. Die Soldaten wählten fo= 
gleich den Lieutenant Biefele zu ihrem Hauptmann an 
die Stelle des von ihnen arg mißhandelten v. Fick *). 

Alle diefe und Ahnlihe Regierungshbandlungen 
wurden von ben Agenten des Landesausfchuffes ſchon am 
13. Mai, alfo wie gefagt zu einer Zeit vorgenommen, 
als der Großherzog noch hier war, — und body hatte ber 
Landesausſchuß nachher die Kedheit zu behaupten, er habe 
die Zügel nur darum ergriffen, weil die Regierung fich ent— 
fernt hatte, welche Behauptung er übrigens durch feine ſpä— 
teren Beſchlüſſe nachträglich auf das Kräftigfte felbft wider⸗ 
legte. 

$. 184. 


In der Berathung des Staatsminifteriumg am Montag 
Vormittag zwifchen 8 und 9 Uhr wurde, da die Möglichkeit, 
eine Truppe neu. zu ordnen, verfchwunden war, und bie Stabt 
dem Landesausfhuß durch Abſendung einer Deputation ſich 
unterworfen hatte, wie ſchon erwähnt, der Beſchluß gefaßt, 
daß wir uns nun ebenfalls zu entfernen haben, um nicht 
ſchutzlos und zwecklos in die Gewalt der Aufrührer zu fallen 
($. 183). Erſt gegen 10 Uhr und zum Theil noch fpäter 
reiPten wir von bier ab. Landabwärts war nicht mehr durch— 
zufommen, landaufwärts an Raftatt vorbei noch weniger, 
und eben fo wenig durch bie Rheinpfalz hinunter. Geh. Rath 


*) Eben bafelbft Seite 70 und 71. 
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Nebenius fuhr nah Württemberg, der Minifter v. Dufch, die 
Staatsräthe Hoffmann und v. Stengel, und ich aber vorläufig 
auf dem Fürzeften Wege nad Lauterburg *), um von dort aus 
auf einem großen Umwege mit Umgehung ber Rheinpfalz 
nach Frankfurt zu gelangen. | 

Bei unferer Berathung zwiſchen 8 und 9 Uhr wurbe zu= 
gleich befchloffen, eine Anſprache an das Volk zu erlaffen. 
Sie fonnte aber der Eile wegen hier. nicht mehr ausgefertigt 
werben. Dies geſchah daher nachträglich in Lauterburg, wo 
fie fogleich gebrudt und dann im Großherzogthum verbreitet 
wurde. Es ift darin bie Lage der Dinge, durch welche bie 
Entfernung des Großherzogs und nun nachträglich die Un 
frige nöthig wurde, Dargeftellt, und eine Verwahrung ber 
Rechte des Großherzogs und feiner verfaffungsmäßigen Regie— 
rung nebft einer Aufforderung an die gefeglich gefinnten Bür— 
ger, Behörden und Beamten niedergelegt, „in ihrer Treue 
gegen ben Großherzog und die Verfaffung unerfchütterlich zu 
verharren.” | 

Sn Lauterburg erfuhren wir, daß der Großherzog in 
Germersheim fich aufhalte, und am Dienftag den 15. Mat 
Abends kam derfelbe nad) einer in Lauterburg voraus einge- 
troffenen Nachricht dort felbft an ($. 180). Hier wurde nun 
nachträglich noch eine Großherzogliche Proflamation ge— 
fertigt und am 17. Mat in dem nahe gelegenen baierifchen 
Drte Berg (alfo auf deutfchem Boden) unterfchrieben, fofort 
gedrudt und fchnell im Großherzogthum verbreitet. Das Land 
ftand jeboch ſchon unter ber Gemwaltsherrfchaft der Meuterer 
und Aufrührer, und fo Eonnte diefe Proflamation, deren Ver— 
breitung ohnehin möglichft gehindert wurde, für ben Augenblid 
wenig Erfolg haben. 

Der Landesausfchug nannte die Entfernung des Großher— 
3088 und ber Minifter eine feige Flucht, und doch wird es 


*) Im Rauterburg fanden wir eine Menge Karlsruher Einwohner (Adel, 
Offiziere, Beamte und Privaten), welde zum Theil fhon am Sonn» 
tag, zum Theil in der Nacht vom Sonntag auf den Montag, und zum 
Theil am Montag in der Frühe hinüber geflohen waren, 
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nicht Teicht vorkommen, daß irgend eine Regierung, wenn bie 
(durch die meuterifchen Truppen ftarf gewordenen) Aufrührer 
nahen, und die Regierung gegen fie im Augenblide keine 
Macht zum Widerftande mehr hat, gleichwohl nicht flieht, 
fondern fih in die Gewalt der Aufrührer ergibt. In einer 
öffentlichen Verſammlung wurde fogar geäußert, biefer Fall 
der babdifchen Regierung fei in ber Gefhichte faft ohne Bei- 
fpiel, obwohl (abgefehen von den vielen ſolchen Ereigniffen 
früherer Zeiten) gerade jeßt noch nicht 15 Monate vergangen 
waren, während welcher nicht nur der König ber Franzofen 
mit feinem Minifterium, fondern auch einige italienifche Für— 
ften in gleicher Weife vertrieben wurden. 

Sintereffant im Zufammenhalte mit jenem Borwurfe des 
revolutionären Landesausfchuffes, wenn gleich fonft ebenfalls 
ſich von felbft verftehend, ift die Thatfache, daß alle Die- 
jenigen, welche der Regierung eine feige Flucht (vor den 
bier augenbliklicd übermächtigen Aufrührern und Meuterern) 
vorwarfen, namentlih alle Mitglieder bes Landes- 
ausichuffes beim Gegenüberjtehen ber die verfaffungsmäßige 
Gewalt wiebderherftellenden Bundestruppen ebenfalls ge— 
flohen find, und daß Brentano fogar, als diefe Truppen 
noch 25 Stunden von Freiburg (mo er fih mit der Konfti= 
tuirenden damals aufhielt) entfernt waren, vor feinen eig e— 
nen, von ihm felbft berufenen, Genoffen fich heimlich in das 
Ausland flüchtete, 

$. 185. 

Bor meiner Abreife von hier ließ ich noch ben Direktor 
bed Minifteriums bes Innern Staatsrath Brunner rufen, eröffnete 
ihm, daß die Mitglieder des Staatsminifteriums nad) ber 
Lage ber Dinge nun befchloffen haben, fich ebenfalls fortzu— 
begeben. Bis wann bie Hilfe fommen werde, könne ich ihm 
(mit Rüdficht auf die an den General v. Miller ergangene 
Verfügung ber Gentralgewalt — $. 178) nicht beftimmt fa= 
.. gen, ed werde jedenfalls dad Mögliche für die Befchleuni- 
gung gethan werden. Inzwiſchen möge er, fo gut es gehe, 
bie Gefchäfte einsweilen fortbeforgen. 
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Als nun aber ber Landesausfhuß am Montag Nadmit- 
tag (ftatt Vormittags 11 Uhr, wie früher angefündigt war) 
mit feinen Truppen hier eintraf, und die oberfte Gewalt an 
fih riß, unterwarf er fih auc die Minifterien und forderte 
von den Mitgliedern derfelben, wie von andern Beamten, 
einen Eid, daß fie feinen Anordnungen Folge leiften wollen. 
Man denke fich nun die Lage diefer Männer ! — Sollten fie zurüd= 
treten, und außer der Politik auch die ganze materielle 
Derwaltung der taufendfachen Angelegenheiten dev Staats— 
bürger der Revolution überlaffen, auf daß diefe durch neu 
gefhaffene Organe vollftändiger und tiefer eindringe in alle 
Adern des Staatslebens ? — oder follten fie den abgenöthig- 
ten Eid feiften? — Einzelne vermochten das letztere nicht 
über fi zu bringen und entfernten fih. Die große Mehrheit 
aber blieb, fügte. fich der thatjächlichen Gewalt, und fuchte 
ihre rechtliche Stellung damit zu wahren, daß der vom 
Landesausfchuffe aufgeftellten Eidesfornel: 

„ich verpflichte mich auf Ehre und Gewiffen, unbedingt 
und ohne Rüdhalt, die Durchführung der Reichsverfaſ— 
fung mit allen meinen Kräften zu unterftüßen, und ben 
Anordnungen bed Landedausfchuffes Folge zu leiften, fo 
wahr mir Gott helfe und meine Ehre mir heilig ift —“ 

hinter den Worten: „ben Anordnungen bes Landesausſchuſ— 
ſes — " der Sat eingefhaltet wurde: „unbefchadet mei= 
ner auf die Landesverfaffung gefchehenen Verpflichtung”. Da= 
mit, dachten fie, feien auch die in ber Landesverfaffung ga— 
rantirten Rechte bes Großherzogs gewahrt, und die Be— 
hörden feien in der Lage, felbft unter Berufung auf den 
ihnen abgeforderten Eid den Vollzug zu verweigern, wo ihnen 
etwas gegen bie Rechte bed Großherzogs oder überhaupt ges 
gen bie Verfaffung zugemuthet werde. Schon diefer Vorbehalt, 
welchen der Landesausfchuß zugeftand *), zeigt, daß die Beamten 
*) Die Flüchtlinge in ihren Schriften über die badiſche Revolution tadeln 
alle vieles Zugeſtändniß ſcharf, und behaupten, die Revolution wäre - 

weit tiefer gebrungen und intenfiver geworben, wenn man alle Beamte, 

die einen folhen Vorbehalt machten oder fonft der revolutionären Sadje 


nicht aufrichtig zugethan waren, entfernt, und durch andere ergebene 
Drgane erfebt hätte. 
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keineswegs die Revolution als eine vollendete, und eben bas 
mit formell rechtlich gewordene, Thatfache, wie 3. B. eine 
Revolution in Frankreich oder in einem andern politifch ganz 
feloftftändigen Lande betrachtet haben *). Gleichwohl ift der 
Schritt, den die Beamten gethan, von außen betrachtet, 
auffallend und abftogend, und er fchien died um fo mehr in 
den Augen von foldhen, denen es nicht Teicht ift, fich in die 
Lage Anderer jo ganz hineinzubdenfen, und darnach billig 
zu urtheilen. Iſt die Anerkennung der revolutionären Gewalt 
und das Verfprechen, ihr Folge zu leiften, des erwähnten 
Borbehaltes ohnerachtet, an und für fich dennoch nicht ge= 
rechtfertigt, fo warfie doch durch die Noth und durch die 
Abſicht, damit Gutes zu leiſten, vollfommen entſchul— 
digt, und hatte zugleich fowohl für die betheiligten Staats— 
bürger, ald auch wegen ber darin liegenden Lähmung der 
Revolution für den Thron felbft erfprießlihe Wirkungen. 

Mer eine Anzahl diefer Beamten, namentlich in den Mi— 
nifterialfollegien, die den Schritt zuerft thun mußten, kennt 
und weiß, welch’ gemwiflenhafte und reine Treue gegen ben 
Großherzog und das Gefet und Recht fie bewahren, und wie 
Mehrere daneben ſogar eine ungewöhnliche Karakterftärke und 
Aufopferungsfähigkeit befigen, der wird, mag er die Hand— 
fung an ſich juriftifch beurtheilen, wie er will, die fefte Ue— 
berzeugung haben, daß diefelben von ihrem Standpunkte aus 
jedenfalls nur aus reiner Vaterlandsliebe, mit wahrer inne= 
rer Aufopferung fich zu dem für fie felbft fo herben Schritte 
entfchloffen haben. Dies fchließt nicht aus, daß Andere, die 
fi von ihren Stellen entfernten, Dies ebenfalld aus Rechts— 


*) Diefe Betrachtungsweiſe wäre auch falfh geweſen. Baden ift nur Theil 
eines größern Ganzen und felbft mit Zuſtimmung bes Groß 
herzogs hätte die Regierungsform fowohl nad) ber Bundesalte, als auch 
nad der Frankfurter Reihsverfaflung nicht abgeändert werden können. 
Der Sieg der Revolution im Lande wäre alfo in politiſcher Beziehung 
nur dem Siege derfelben in einer einzelnen Provinz eines großen 
Staats zu vergleichen, und diefer Sieg konnte noch fein neues for 
melles Recht begründen, wie 3. B. in Franfreih, wo nad dem 
Stege der Revolution alle Organe der Staatsgewalt als von felbft der 
neuen Herrfchaft unterworfen und ihr dienend betrachtet werden. 


— 


gefühl und aus ebler Entrüſtung über die Zumuthung und 
über bie ganze revolutionäre Sache gethan haben. Die Stel- 
lungen und Berhältniffe waren auch verfchieben, und bie 
Entfernung Einzelner hatte die Nachtheile nicht, welche eine 
allgemeine Erfegung der Beamten durch neue repolutio= 
näre Organe gehabt haben mwürbe. 

In einigen Gegenden wurden auch Eide nach der ur— 
ſprünglichen unbedingten Formel geleiſtet, die weithin meiſten 
Beamten leiſteten ihn aber, nachdem die Miniſterial-Mitglieder 
die Zulaſſung jenes Vorbehalts erwirkt hatten, ebenfalls nur 
mit dieſem Vorbehalte, und in einigen Gegenden vermochten 
fie, fi) der Eidesleiftung überhaupt zu erwehren, ohne deshalb 
von ihren Stellen vertrieben zu werben. Die Kraft der Re— 
volution und ihrer Agenten war auch nicht überall gleich 
ſtark, wie 3. B. in Karlsruhe, wo fogleich im erften Sturme 
der Landesausſchuß felbft mit feiner ganzen Wucht auf bie 
Beamten drückte. 

Glücfficherweife gelang es ben Mitgliedern bes Oberhof: 
gerichts und ber Hofgerichte in Mannheim, Bruchfal und Konz 
ftanz, fih mannhaft der in ihrer Stellung doppelt unzuläffigen 
Zumuthung zu entziehen, kraft deren fie die Folgeleiftung ge— 
gen die Anordnungen des Landesausfchuffes beſchwören 
follten, während fie ald unabhängige Richter nicht einmal An— 
ordnungen ber verfaffungsmäßigen Regierung zu 
vollziehen, fondern allein das Geſetz zur Richtfchnur zu neh— 
men haben. Die revolutionären Agenten thaten in dieſer Be— 
ziehung wiederholte vergebliche Schritte, und wagten doch nicht, 
die Richter abzufegen, während fie 3. B. die Mitglieder der 
Mannheimer Kreis-Regierung, als fie ben Eid ver— 
weigerten, aldbald ihrer Stellen enthoben. 


$. 186. 


Der Kaiſer von Oefterreich entfloh zweimal von Wien nach 
Tyrol. Hätte der Großherzog ebenfalld eine entfernte Pro— 
vinz gehabt, fo hätte er fich dorthin und nicht außer Lande 
begeben. 


— 33 — 


Aber aufer bem, daß in einem Eleinen Lande bie Ver— 
fändigung und Umſtrickung durch eine revolutionäre Partei 
leichter ift, und daß bie Aufrührer und Meuterer von ihren 
Sammelplägen aus ganz ſchnell alle, auch die entfernteren, 
Zandestheile erreichen und ben Großherzog borthin verfolgen 
fonnten , trat bier noch der befondere Umftand ein, daß nach 
der eigenthümlichen Lage des Landes, und da der Aufruhr 
gerade in der Mitte deſſelben oberhalb und unterhalb von Karls— 
ruhe am ftärkften war, eine Flucht 3. B. nach dem Main= und 
Tauberfreife, wo damals die Ruhe noh am größten war, 
eben fo wenig als eine ſolche nach dem Seekreiſe hätte aus— 
geführt werden fünnen. Man dachte auch an Mannheim; 
aber abgefehen von dem dortigen fo erregbaren Proletariate, 
und davon, daß der maffenhafte Zuzug der Freifchaaren dahin 
durch die Eifenbahn fo fehr erleichtert war, Fam ferner in 
Betracht, daß Mannheim Hart an ber Grenze der Rhein 
pfalz liegt, und daß dort der Aufftand ſchon in voller Kraft 
und vollftändig organifirt, dadurch alfo der Aufenthalt bes 
Großherzogs in Mannheim jedenfalls fehr gefährdet war. 
Darum wurde vorgezogen, daß der Großherzog fih unmit— 
telbar nah Frankfurt an ben Sitz ber deutſchen Gen- 
tralgemwalt begab, von wo aus man ohnehin noch ſtets 
auf eine baldige Unterftügung hoffte, Welche Störungen die— 
ſem Borhaben in den Weg traten, ift oben in $. 180 ange— 


eben. 
i Wegen dieſes Scheiternd ded Planes fehrieb ich alsdann 


von Lauterburg aus noch nach Mannheim, ob vieleicht dort doch 
noch etwas zu machen wäre, wenn ber Großherzog plöglich in 
der Stadt erfhiene. Aber die Revolution hatte dafelbft be= 
reits die Herrfchaft erlangt. 

Eden fo ſchrieb ich in die Bezirke Lörrach, Schopfheim 
und Sädingen, ob der Großherzog, wenn er durch Frankreich 
in jener ſüdweſtlichen Ede in das Land käme, ficher wäre, 
um von dort aus durch einen Aufruf an die Getreuen und 
durch Sammlung vieler Soldaten, welche von Anderen wider 
Willen in die Meuterei hineingezogen, jetzt haltlos herumirr- 
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ten und ohne Leitung waren, oder fich feiner jolchen anver- 
trauen wollten, die verfaffungsmäßige Gewalt wieder herzu— 
fielen. Die Antworten gingen übereinftimmend dahin, daß 
zwar in jenen Bezirken fich ebenfalls Aufrührer befinden, daß 
aber bie überwiegende Mehrheit ber Einwohner geſetzlich 
gefinnt und der Regierung anhängig fei, und fich geehrt 
fühlen würde, wenn ber Großherzog fih ihrem Schuge anver— 
trauen würde. Die Gefahr liege aber in ber Rückwand, na= 
mentlich in der Schweiz, von woher immer noch Freifchaa- 
ven in das Land ziehen. Die Bezirke liegen zwifchen der 
Schweiz und dem revolutionirten Breidgau. Die Bertheidi- 
gung wäre aljo fhwer, und ob auf fo große Anftrengung 
ber Bezirke zu rechnen fei, könne noch nicht vwerfichert werden, 
Die Korrefpondenten wollten vorerft noch eine Beſprechung 
einer größeren Anzahl einflußreiher Männer veranlaffen *) 
und dann weitere Nachricht geben. 

Der Großherzog wollte fih auf franzöfifchem Gebiete nicht 
lange aufhalten. Am 17. Mai fuhr er von Lauterburg nad) 
Hagenau und von dort, fobald der fihere Weg ermittelt war, 
($. 180) über Saarbrüden nad Ehrenbreitftein und Frank— 
fur. Der Minifter v. Dufh und Staatsrath v. Stengel 
folgten ihm. Ich felbft mußte, da fi mein körperliches Lei- 
den durch die Reife von Karlsruhe nad) Lauterburg noch ver- 








*) Dies war wegen ber Thätigleit der revolutionären Agenten fehr ſchwer 
Später, im Juni, wurden ſolche Berfammlungen von Bürgermelftern und 
Gemeinderäthen aus 6 Amtsbezirfen im Südweſten veranftaltet, um fid 
über die Schritte zu berathen, welche gegen die Revolution gethan wer: 
den follten. Die erfte beabfitigte Verſammlung, die nad) Lörrach 
beftimmt war, wurbe bort vorher verrathen und vereitelt. Nachher war 
eine folhe auf den 24. Juni nah Bingen verabredet, aber bie res 
volutionäre Behörde in Freiburg erhielt davon Kenntniß und ſchickte 
auf den beftimmten Tag 400 Mann Erekutionstruppen nad Bingen, 
wodurd die Verfammelten verfprengt und bie noch auf dem Hinwege 
Begriffenen zurüdgefchredt wurden. Diejenigen, deren bie Exekutions⸗ 
Truppen in Binzen habhaft wurden, nahmen fie gefangen mit fidh fort, 
darunter den wadern Bürgermeifter Schanzlin von Kandern, ben fie 
mit einem Stride um ben Hals Hinten an einen Wagen banden. Schanzr 
Tin, der Gründer des fehr thätigen vaterländifchen Vereins in Kandern, 
war ben Aufrührern wegen feines Sinnes für Orbnung und gefepliche 
Freiheit ſchon lange her verhaßt, 


— 


ſchlimmert hatte, dort liegen bleiben bis zum 23. Mai, wo 
Staatsrath Hoffmann und ich (ebenfalls über Saarbrüden) 
nad) Frankfurt nachreiften. Der General Hoffmann war in— 
zwiſchen aus Württemberg ($. 180) über Würzburg ebenfalls 
dort angefommen. | | 
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Schon ehe Staatsrath Hoffmann und ich am 26, Mai 
in $ranffurt eingetroffen waren, wiederholten unfere Kollegen 
mündlich und fchriftlich bei der Gentralgewalt die Bitte um 
fchleunige verfaffungsmäßige Reichshilfe zur alsbaldigen Wie- 
berherftellung der Staatsordnung. Die Gentralgewalt er= 
Härte, daß fie feine Truppen zur Verfügung habe und diefel- 
ben nur allein von Preußen geftellt werden kön— 
nen. Es wurde ihr erwidert: fo möge fie die Küniglich 
Preußifche Regierung um Leiftung der Reichshilfe angehen. 
Die Gentralgewalt that dies. Es wurde aber theild durch fie 
mitgetheilt, theils fonft befannt, die Preußiſche Regierung 
verlange, daß man fih unmittelbar an fie wende, worauf 
auch mit ihr Verhandlungen eingeleitet wurden. 

Als die Eröffnung fam, daß Preußen feine Reichshilfe 
im Sinne der Gentralgemwalt, fondern nur auf den Grund 
bes Dreifönigs - Bündniffes vom 26. Mai 1849 und 
nur denjenigen Staaten leifte, welche dieſem Bündniffe 
beitreten, fo berathfchlagten wir am 4. Juni über die abzu= 
gebende Erklärung, und che noch dieſe Erklärung ausgefer- 
tigt war, fam und von Chrenbreitftein, mo der Königlich 
Preußiſche Benollmächtigte ſich mit geftellten Bedingungen uns 
mittelbar an den Großherzog gewandt hatte, die Enthebung 
von unferen Stellen zu *), worauf wir ung mit der Sache 
nicht mehr zu befaffen hatten, fondern das Weitere von unfern 
Nachfolgern beforgt wurbe, 

Indeſſen hatten wir ſchon vor dem 4. Juni durch ver« 
fchiedene Quellen und tnöbefondere durch einen nach Frank— 


*) Der. General Hoffmann war von biefer Enthebung ausgenommen, ver⸗ 
langte diefelbe aber alsdann ſogleich ſelbſt. 
22 
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furt gefommenen Karlsruher Bürgerwehrmann genauere Nach= 
richten über den Stand ber Dinge im Großherzogthum erhal- 
ten, namentlich über die damalige Führerlofigfeit, Haltlofigkeit 
und Unfchlüffigfeit der babifchen Truppen *), und über bie 
Mipftimmung des, durch die Schredensherrihaft der Aufrüh— 
rer nur augenblicklich überwältigten, weitaus größten Theile 
ber Bevölkerung. Wir hielten dieſen Zeitpunkt für günftig, 
um mit einer Heinen Macht die Ordnung wieder berzuftellen, 
und dadurch fowohl das Unheil, das bis zum Erſcheinen ei— 
ner größeren Macht das Land verwüfte, früher abzumenden, 
als auch die ungeheueren Laften zu befeitigen, welche das Erz: 
foheinen einer großen Truppenmafle über das Land bringe, 
Es war uns zugleich ar, daß bei längerem Zögern Die Re— 
volution im Lande ſich mehr befeftigen, und namentlich das 
badifhe Militär, wenn Mieroslawsfy und andere fremde 
Führer kommen, wieder Halt und Organifation erhalten, und 
dadurch die Meberwältigung des Aufftandes mit viel größeren 
Schwierigkeiten und Opfern verbunden fein werde. 


Wir thaten deßhalb Schritte, um zu bewirken, daß die 
an der heſſiſchen Grenze bereitd zufammengezogenen 6—8,000 
Mann Reichstruppen , oder doch ein Theil derfelben alsbald 
einrüde. Ich ſprach defhalb mit den Retchsminiftern und mit 
ben Oberfommandanten der Reichstruppen, und theilte ihnen 
die erhaltenen Notizen über den Zuftand des Landes mit, 
wornadh man durch einen Handftreich jetzt Teicht nicht nur 
nad Mannheim und Heidelberg, fondern felbft nad) Karls- 
ruhe fommen und der ganzen Sache (mit Hilfe der alsdann 
zu erwartenden Gegenrenolution) fehnell eine andere Wendung 
geben fünnte. 

Der Ober= Kommandant Her Reiche: Truppen erwiderte : 
er wolle annehmen, daß alle Diefe Notizen richtig feien, und 
daß man mit einer Kleinen Macht fchnell bis Karlsruhe vor= 
dringen könnte, aber links ſtänden dann die (zum Abfall ge= 


*) Der damalige aufgelöfte Zuftand der Truppen hatte fi) bereits am 30. 
Mai bei dem Treffen von Heppenheim und Hemsbach fehr Mar gezeigt, 
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neigten) Württemberger und rechts bie aufrührerifchen Rhein— 
pfälzer, und von beiden Seiten könnte die geringe Reichs— 
truppe gefchlagen oder erdrüdt werden, was für bie Sache 
der Ordnung in ganz Deutfchland von unabfehbaren Folgen 
fein könnte. Daher dürfe fchlechthin Fein Angriff gemacht 
werden, bis eine große Macht da fei, die zum voraus bes 
Sieges gewiß fei. 

So fam dann die Sache wirklich. Der Erfolg ift be 
Fannt. Etwa 60,000 Preußen nebft 18,000 Mann Reichs= 
truppen überwältigten die Revolution in der Rheinpfalz und 
in Baden. Sie ſchlugen diefelbe eben damit auch für an— 
dere Länder *) nieder, und brachten in die politifchen Zus 
ftände Deutjchlands überhaupt einen Umfchlag. 


XXIX. Bwec und nächſte Folge der 
Mairevolution. 
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Fragt man nad) dem Zwecke der badiſchen Revolution, 
jo war er wenigftend Vielen unklar, und in der That 
nicht nur bei den Führern, fondern auch bei den Maffen ver— 
ſchieden. 

Haben die Meuterer in Raſtatt die Großherzogliche Na— 
menschiffer und die Krone von der Fahne heruntergeriſſen **), 
fo zeigt dies nur, daß auch beim Militär Einzelne ſchon jetzt 
beftimmt von einem Großherzog nichts mehr wiffen, alfo eine 
Republik haben wollten; aber das meuterifche Militär im All— 
gemeinen war fich deffen, wie wir oben ($. 169) gefehen ha— 
ben, nicht klar bewußt, es wollfe nur die Gewalt feiner Obern 


*) Die Nähe fo vieler Bundestruppen hat natürlich auch dem württem— 
bergiſchen Militäre die Luft zum Abfalle benommen. Am 18, Junt, 
als die Preußen fhon in der Nheinpfalz und an ter badifchen Grenze 
waren, hatte die württembergifche Regierung die Macht, die Ntational« 
Verfammlung , deren UWeberfiedelung nah Stuttgart im Anfange des 
Juni ſchwer abzuwehren gewefen wäre, mit militärtfcher Hilfe zu 
fprengen, 

**) Militärmenterei in Baden, Seite 10. 
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(Gdadurch aber mittelbar allerdings auch jene des Großher— 
3098) nicht mehr anerkennen, und fich, wie fie jagten, gegen 
das Volk nicht mehr gebrauchen laffen, wobei fie den Ge— 
banken hatten, das Volk (damit waren die Aufrübrer ge 
meint, denn gegen Andere war fein Militär zu gebrauchen,) 
werde dann die Sache fihon machen, e8 werde fchon wiffen- 
was es wolle. 

Die Offenburger Verfammlung ftellte eine Menge Zwede 
auf, wovon nur Nr. 3 eigentlich eine Entfagung des Groß— 
herzogs auf feine Regentengewalt enthält, indem er 
darnach „Die gefammte Rechts- und Machtvollkom— 
menheit“ an das Volk, beziehungsmweife an die bafjelbe 
vertretende zu berufende Landes-VBerfammlung abtreten 
follte, der dann überlaffen bliebe, über die künftige Verfaſſung, 
alfo auch über den Grofherzog nad ihrem Ermeffen zu 
verfügen. Diefe und die andern Forderungen follten vom 
Landesausfchuffe „mit allen ihm zu Gebot ftehenden 
Mitteln," alfo namentlih mit den ihn unterftügenden 
Aufrührern und Meuterern durchgeführt werden. Dies 
war aljo der nächſte offene Zwed der Revolution. In 
einer der öffentlichen Verſammlung nachgefolgten geheimen 
Berathung des Landesausfchuffes zu Offenburg am 13. Mai 
wurde aber, wie fichere Nachrichten lauten, weiter befchloffen, 
die ganze Regierunggemwalt fogleich anfich zu reißen, und big die 
verfaffungsgebende Landesverfammlung das Ihrige gethan ha= 
ben werde, einsweilen eine proviforifche Regierung niederzu— 
fegen *). Ein offener Beweis hiefür Tiegt auch in dem oben 
im $. 183 Mitgetheilten, wornach die Sommiffäre des Landes— 





*) Natürlich würbe, wenn ber Großherzog geblieben wäre und ben Auf 
rührern den Vollzug der 16 Beſchlüſſe der Offenburger Berfammlung 
($. 176) zugeftanden, nad No. 2 alfo aud) das Minifterium Peters 
Brentano angenommen hätte, die provifortfche Regterung ihre Befchäfte an 
diefe vorläufig wieder abgetreten haben. Vielen, z. B. Brentans, wäre es 
willtommener gewefen, ber Revolution dadurch einen geſetzlichen 
Anftricd zu geben, und die Hauptfache, nämlich die Abtretung „ber 
gefammten Rechts: und Machtvolllommenheit” bes Großherzogs an bie 
zu berufende Landesverfammlung nad No. 3 wäre jedenfalls erreicht 
gewefen. Das Weitere hätte ſich daraus von felbft ergeben. 
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ausſchuſſes alsbald nach jenen Berathungen, als der Groß— 
berzog noh bier war, den Regierungs-Direktor in Frei— 
burg abjegten, an das dortige Militär und an jenes in Kehl 
Verfügungen erliegen, in Kehl Offiziere abfebten und Andere 
wählen liegen ıc., aljo überhaupt fhon eine Regie 
rungs-Gewalt ausübten. Damit im Einklange fteht 
ferner, daß der Landesausfchuß nach feiner Ankunft dahier am 14- 
Mat fogleich die volle Gewalt an fih riß, fi die Großher- 
zoglihen Minifterien und andere Beamte unterwarf, fie zur 
Befolgung feiner Anordnungen verpflichten ließ, eine verfaf= 
funggebende Berfammlung berief, Gefege erließ und überhaupt 
regierte, ohne dem mit ben Handlungen vom 13. Mai ($. 183) 
ohnehin im Widerſpruche ftehenden Borwand, daß dies nur 
wegen ber Abwefenheit des Grofherzogs geichehe, 
burch deſſen Zurüdberufung aud nur wenigſtens einen 
Anſchein zu geben, indem vielmehr der von einem Mitgliebe 
ber fogenannten Eonftituirenden Berfammlung geftellte diesfall- 
fige Antrag *) zurüdgemwiefen und fogar der bewaff- 
nete Widerftand gegen den mit Bundestruppen heran— 
rüdenden Großherzog beſchloſſen wurde. 

Eine Regierung durch Leute aud dem Volke ohne mo= 
narchifches Oberhaupt ift eine Republik, daher war eine 
ſolche zunächſt beabfichtigt und jedenfalls thatſächlich vor— 
läufig vorhanden, wenn gleich die weitere Verfügung über 
die definitive Verfaſſung der berufenen Landesverſamm— 
lung noch vorbehalten wurde. Letzteres mußten die Führer 
ſchon darum für nothwendig halten, weil ja Baden als Re— 
publik nicht für ſich allein beſtehen konnte, ſondern die 
republikaniſche Einrichtung, ſoll fie hier beſtehen, auf ganz 
Deutſchland ausgedehnt werden mußte. 

Darin lag nun wohl der Grund, aus welchem die Reichs— 
verfaſſung von den Aufrührern mit hereingezogen wurde, in— 


*) Das nämliche Mitglied (Junghanns) Hat, wie die Karlsruher Zeitung 
verfiherte, auch früher ſchon, fogleih beim Anfange der Revolution, 
den nämlidhen Antrag im Landesausfhuffe, und zwar wieder 
holt, aber immer erfolglos geftellt. 
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dem nur diefe vorläufig eine gemeinfame Fahne für den 
Anſchluß der andern deutfchen Länder geben konnte. Es ift 
in diefer Beziehung auch nicht ohne Bedeutug, dag nad Nr. 1 
der Offenburger Beichlüffe vom 13. Mai ($. 176) die Reichs— 
Berfaffung nur fo anzuerkennen fei, „wie fienun nad 
der durch die Ereigniffe befeitigten Oberbanpts: 
frage feftitehe." Damit war es wieder ermöglicht, an die 
Stelle des Königs von Preußen einen vom Volke zu wählen: 
den Präfidenten zu feben, womit alsdann das Neid 
fhon eine republikaniſche inrichtung Hatte. War dies 
im Revolutionswege erreicht, fo verſtand es ſich von 
jelbft, daß raſch die gleiche Staatsform auch für die ein- 
zelnen Länder beichloffen werben Fonnte. 


Darum haben, wenn gleich das damalige Organ des Lan- 
desausfchuffes mit dev Abficht der Republifanifirung und der 
Vernichtung aller Fürften offener hervortrat, doch die revo— 
Iutionären Autoritäten forgfältig vermieden, über die künf— 
tige Staatsform fich vorläufig ſchon auszufprehen. That 
fählich war hier einsweilen die Republik vorhanden und 
im Uebrigen mußten wegen ber Gemeinfamfeit mit den andern 
Staaten, die weitern Greigniffe, die Kortfchritte und Stege 
der Revolution abgewartet werden. 


Daß die Durchführung der Reichsverfaffung an und für 
ſich und ihrem ganzen Umfange nad, mit Beibehaltung 
der monarhifch = Eonftitutionellen Staatsform im 
Reich und in den Einzelftanten nicht in dev Abficht Tag, geht 
ſchon daraus hervor, daß ja zu dieſem Zwecke hier ge— 
gen bie badische Regierung, welche die Reichsverfaffung un- 
umwunden anerkannt hatte, fein Aufruhr nöthig gewefen wäre, 
und daß der ganze Aufruhr, überhaupt jede verfuchte 
Nöthigung des Großherzogs an und für fich ſchon der 
Reichsverfaſſung felbft zuwider war, fo wie daraus, 
daß die Offenburger Deputation, welche bie Forderungen der 
Vorverfammlung der Bolfsvereine hieher brachte ‚ von ber 
Reichsverfaſſung gar keine Erwähnung that (8. 173—174), 
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während die Haupt-Verſammlung alsdann zwar die Durchfüh— 
rung dev Reichsverfaffung forderte, jedoch nur fo, wie fie fich 
nach bejeitigter Dberbauptsfrage herausitelle. 


$. 189. 


Das Harfte Licht hierüber gibt die Verhandlung in dev 
fogenannten Eonftituirenden Verfammlung vom 18. Juni 1849, 
wie fie in der damaligen Karlsruher Zeitung als dem „Or 
gane ber proviforifhen Regierung” abgedrudt ift. 


Die am 6. Juni 1849 in Stuttgart niedergeſetzte Neichs- 
vegentfchaft bat am 13. d. näml. Mts. wegen Bildung eines 
Neichshesses zur Durchführung der Reichs-Verfaſſung gegen 
die venitenten Regierungen Anordnungen erlaffen. 


Der Abgeordnete Bürger Heunifch erftattete hierüber Na— 
mens der von ber Fonftitwirenden Verfammlung niedergefeß- 
ten Kommiſſion den Bericht. Die darauf gefolgte Berathung 
dev Derfammlung ift fo merfwürdig, daß ich nöthig finde, 
hier wörtliche Auszüge mitzutheilen:: 


Stay: Mir entfpriht ter Gemmiffionsberiht nicht. Wir müſſen 
und Mar werden, in welchem Verhältniß wir zur Reichsregentſchaft ſtehen. 
Die Erfahrungen des verfloffenen Jahres erfordern, daß wir andere Con— 
fequenzen zichen aus unferer am 13. Mai begonnenen Revolution, und 
daß wir nur ein Biel vor Augen haben fünnen, nämlid die ſocial— 
demofratifhe Republik. Die Reihsverfaffung fann nidt 
unfer Ziel fein, denn bie Reichsverfaſſung ift eine conftitutionelle, 
und nur die Republik begründet den Wohlftand bes Vol: 
fes. Die revolutionäre Bewegung In Baden kann nicht blos den Zwed 
haben, die Reich sverfaffung durchzuführen, bie Bewegung ift aus 
tem Bewußtfein des Volkes entfproffen. Der Drang nad) Freiheit war es, 
und nicht das papierene Machwerf aus ber Paulsfirhe, warum wir uns 
erhoben. Wir flehen dem Abfolntismus entgegen, und der Löwe der Ne 
volution muß ihn verfhlingen. Gehen Ste alfo über die Reid s— 
verfaffung zur Tagesordnung über, und fteuern Sie nad 
dem Ziele — der deutfhen Republik, Los. Wenn die Neid 6 
serfaffung Im gang Deutſchland durchgeführt wird, fo hat der Ab fo- 
{ntismus gefiegt! Darum müffen wir über die Reichsverfaflung hin: 
aus gehen. — Was nun bie Verfügung ber Reichsregentſchaft über unfer 
Heer betrifft, fo muß id vor Allem nad dem Zwed fragen; wenn wir 
unfere Bafonette, wenn wir die Armee des badifhen Volkes der Reichsre— 
gentfhaft blos zur Durdführung der Reichsverfaffung zur Verfügung ftellen 
folten , fo kann ich mich nicht dafür erklären. — Hätte die Neichsregent- 
Ichaft es ausgefprochen, daß fie bie Reichsverfaſſung für ſuspendirt erflärt, 
dann würbe id) ſogleich meine Zuftimmung dazu geben. — Bürger! Ih 
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frage Sie, repräſentirt denn die Reichsregentſchaft in Stuttgart die Revo— 
Iution ? ich glaube dies nicht. Bürger! es wäre ſchlimm genug, wenn bie 
Revolution keinen beffern Stützpunkt hätte, als die Neichsregentfchaft tm 
. Stuttgart. Der Stützpunkt der Revolution fit bier in Karlsruhe, un 

fere proviforifhe Negterung ift die Trägerin der Revolu— 
tion; denn wir bleiben nicht bei der Reichsverfaſſung ſtehen, wir gehen 
weiter, weil wir das wahre Glück des Volkes wollen. — Wenn die 
Reihöregentfhaft fi in den Schooß des badiſchen Volks begibt und fid 
an die Spike der beutfchen Revolution ftellt, und veriprict, daß ihr Ziel 
bie demokratifch-foriafe Republik ift, dann ftelfe ich ihr Alles, was ich habe, 
zur Verfügung. 

Ich ftelle folgende Anträge: 


1) Die conftituirende Verfammlung geht über das Schreiben der 
Reichsregentfhaft am die proviforifhe Regierung, die Aufitellung 
eines Reichsheeres betreffend, zur Tagesordnung über. 


2) Die Reihsregentfhaft möge fih zu uns begeben, um die Zügel 

der Revolution in die Hand zu nehmen. 

Reich iſt volllommen mit Stay einverftanden. Die Reichsverfaſſung 
fet ein Syftem der Lüge; für den Gommifjionsantrag iſt er nicht. Gr 
fliegt fi dem erften Antrag von Stay an, nicht aber dem zweiten; wilf 
auch, daß die Stuttgarter Herren in Stuttgart bleiben, damit fie 
nicht hier verderben, was wir gut gemad)t haben. 

Peter bemerkt dem Abg. Glafer, daß Nepublif und Reichsverfaſ⸗ 
fung feine Gegenſätze feien, bie Reichsverfaſſung hindere ung 
nicht, die Repubtlit durchzuführen; er fit für den Gommifjionsantrag, 
* vn für gefährlich hätt, ſich nicht der Regentſchaft des Reichs zu un 
erziehen. 


Mördes (als Mintfter des Innern auf der Regierungsbant):: 
Wenn der Bürger Stay ein Siel feftgefegt hat über der Reichsverfaffung, 
fo bin ich vollfommen mit ihm einverftanden. Ih bin auch der Anficht, 
baß die Fürften vernichtet werben müffen, aber ih muß dem 
Ag. Stay erwidern, daß aud) der Zweck der Revolution nicht der war, 
bag wir allein Handeln wollten; allein können wir nicht zum Siege 
gelangen, die übrigen Stämme müffen mit ung gehen, und wenn aud bie 
andern vor ber Hand nicht weiter nehen wollen, als bis zur Durdführung 
der Reichsverfaſſung, fo müflen wir uns dennod feft an fie anflammern. 
Ich bin auch darin nicht damit einverftanden, daß bie Reichsregentſchaft nicht 
die Trägerin der Revolution fet; fie hat ben rebelliſchen Fürften den Krieg 
dadurch erklärt, daß fie verlangte bie Durhführung der Reihsverfaffung. 
— Wenn wir die Neichsverfaflung fallen laffen, dann find wir verloren ; 
wir müflen ein gefeßlicdes Fundament haben, der Deutfche ift gewöhnt, auf 
einem gefeslichen Boden zu ftehen, darum führen wir ihn in den Kampf 
für die Neichsverfaffung; ein neues Parlament wird das 
Weitere berathben. Ih will, daß bie Verfammlung erflärt: wir 
ftelfen das badiſche Heer zur Verfügung ber Neichsregentfchaft. Wenn der 
Abg. Stay fügt, er erkenne bie Reichsregentſchaft nicht an, dann hätte 
er auch confequenter Weife in feinem zweiten Antrage fie nicht einladen 
dürfen zu ung zu fommen. 

Lehlbach: Wenn man ven Sommiffionsbericht genau liest, dann 
fommt man au dem, was ber Abg. Stay beantragt hat. Wir 
bahnen durch die Annahme des Commtffionsantrags einen Weg zur Vers 
einigung mit ber Nationalverfammlung, die alsdann auftreten 
und ſich am bie Spige ftellen wird, nur das durchzufüh— 
ten, wad wir wollen, 
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Hummel ſtimmt für den Antrag von Stay. Er will durchaus 
nicht der Reichsregentſchaft die Truppen zur Verfügung geſtellt wiſſen. 
Gegen Mördes bemerkt er, das Volk fei nicht fo begeiſtert für bie 
Reichsverfaflung wie Mörbes ſich ausgeſprochen 

Stay: Wenn er einen Fehler gemacht habe, jo befenne er ed gerne; 
er nehme nun den zweiten Antrag zurüd, Gr bemerkt ferner gegen Mö rs 
des, daß er nicht auf dem Boden der Theorie wie er ftehe, fondern auf 
dem des Dreinfchlagens. Wenn Mördes anführe, wir flünden allein, wenn 
wir die Republit proclamirten, fo fet dies chen wieder die alte abgebros 
ſchene Phrafe. Wenn das Volk gehörig aufgeklärt wird, was Republik iſt, 
dann wird es gewiß nicht länger dagegen fein. 

Mordes freut fi, daß der Abg. Stay ronfequent geworben tft. 
Wenn Stay die rothe Farbe als Praris ausgibt, fo hätte id von ihm 
erwartet, dag er verlangt, man möge einen Commiſſär an die Reichsre— 
gentichaft abſchicen. Der Abg. Stay wirft alle Mittel, die uns die ans 
dern Stämme an bie Hand geben, bei Seite; — ich behaupte, daß man 
Thatfachen nicht hinweg theoretifiren kann, das Volk will eben einmal bie 
Reichsverfaffung und fpricht fich überall für diefelbe aus; wir wollen ruhig 
weiter arbeiten, um zum Siege zu gelangen; id; möchte keinen Zwijchens 
damm zwiſchen einer jegigen Nieverlage und einem fpätern Siege. 

Heuniſch als Berichterftatter ift felbit Anhänger der demofratifcd:fos 
cialen Republik, aber er glaubt, daß das gemeine Volk noch davor zurüd- 
bebe, weil es darunter ein Scredbild verftche. Die große Mafle und das 
Militär überall haben laut erklärt, daß fie nur für die Durdführung der 
Reichsverfaſſung fümpfen, und es dürfte hier am Plage fein, der Stim- 
mung des Volkes Rechnung zu tragen. 


$. 190. 


Fragt man nach dem nächſten Erfolge ber Revolution, 
jo will ih von den Nachtheilen nicht fprechen, die dem Lande 
in Beziehung auf feinen Einfluß, feine Selbftftändigfeit und 
Stellung gegenüber andern Staaten wenigftens (und hof- 
fentlih nur) vorübergehend daraus erwachfen find. Die 
Menge faßt dies weniger; aber klar wird Allen fein, die mit- 
telbar oder unmittelbar zur aufrührerifchen Bewegung mit— 
wirkten, daß von dem, was fie erftrebten, wie ich es ihnen 
in der II. Kammer und bei andern Gelegenheiten wiederholt 
vorherfagte, überall da8 Gegentheil folgte, — daß kam 
und naturnotbwendig kommen mußte: flatt der gefuchten 
noch größeren (ja fchranfenlofen oder zügellofen) Freiheit 
eine wefentlihe Beſchränkung bderfelben, vorübergehend 
und nicht nur auf ganz kurze Zeit fogar eine Art militäri- 
her Herrihaft, — fodann. ftatt Erleichterung der vf= 
fentlihen Laſten eine ungeheure Vermehrung der Laften 
ber Einzelnen, fowie der Gemeinden und der Staatsgefammt- 
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heit, — ſtatt Wohlſtand eine ausgedehntere Verar— 
mung *). | 
Auch mancherlei durch die Bewegung felbft geforderte 
Geſetze und Einrichtungen, die dem Abfchluffe oder der Ein— 
führung nahe waren, wurden durch den Aufruhr vorerft be— 
feitigt und ſowohl hinfichtlich ihres Inhalts, als Hinfichtlich 
der Zeit ihres Wiedererfcheinens in das Ungewiffe gefegt. Es 
gehören hieher: das Gefet über Unabhängigkeit der Richter, 
— über die Klagen gegen öffentliche Beamte, — über die 
Rechtöpolizeifahen, — die Gerichtöverfaffung und als damit 
zufammenhängend : bie Aufhebung der privilegirten Gerichts= 
ftände, — die Trennung ber Rechtöpflege von ber Verwal— 
tung, — die Einführung von Kollegialgerichten I. Inſtanz, 
— die Ueberweifung der Bolizeiftraffachen an die Gerichte, — 
die Mündlichkeit und Deffentlichfeit des Strafverfahrene, — 
die Schwurgerichte, — ein einfachere und raſcheres Givil- 
verfahren bei den Amtsgerichten, — ferner das ſehr wichtige 
Geſetz über eine volfsthämliche Kreisverwaltung, — und das 
Sefeg über die Umgeftaltung der I. Kammer mit VBolkswahlen. 
Alle diefe Grfege waren ganz nahe amı Abjchluffe oder 
auch fchen verfündet. Die ſchon Verkündeten hingen aber mit 
ber Gerichtöverfaffung und dem darnach berechneten Budget - 
zuſammen. Bis zum 19. Mai, auf welchen Tag der Schluß 
bes Landtags angefagt war, wäre Alles zu Ende gefonmen, 
und zum Theil aldbald, oder foweit es mit ber ©erichtever- 
faffung zufammenhing, nach den bereits getroffenen Vorberei= 
tungen am 1. Zuli 1849 zum Bollzuge gebracht worden. 





*) Sicht man ab von denjenigen, bie nur aus Ehrgeiz eine große 
Rolte fpielen, oder die in der allgemeinen Verwirrung fonft etwas 
für ſich beſonder s gewinnen wollten, und faßt man nur bie Menge 
derjenigen in das Auge, welche in ihrer Bethörung unfähig waren, 
die wirklichen Zuftände und den Werth der weitern Einrichtungen, die 
mit dem Schluffe des Landtags in das Leben getreten wären, zu wür— 
digen, und die in ihrer Verblendung auf tumultuariſchem Wege die 
öffentfihen Berhäftniffe wirklich nod zu verbeflern vermeinten, 
fo paßt auf fie jegt der Sprud des Fürjten von Ligne: „l'homme se 
lasse du bien, cherche le mieux, trouve le mal, et y reste crainte 
du pire. 
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Die Revolution vont 13. Mai hat dies gehindert, und 
bei Bielem, namentlid) bei Allem, was mit dev Gerichtöver- 
faffung in Verbindung fteht, ift, abgefehen von dev politi= 
ſchen Seite, die baldige Wiederaufnahme ſchon wegen des 
Koftenpunktes dadurch gehindert, daß die Kaſſen geleert 
und die dazu beftimmten Gebäude vorerft für militärifche 
Zwecke nothwendig geworden find *). | 

Don dem Werthe dieſer Gefege will ich hier nicht fpre- 
hen. Einzelnes mag in ruhiger Zeit beffer gemacht wer- 
den, als in der Zeit der großen Bewegung **); aber bei weis 
tem das Meifte ift nur die unbedenfliche Erfüllung durd) 
die öffentliche Stimme längft geltend gemachter und in vielen 
Ländern fhon erfüllter Wünfche. | 


XXX. Sclußbetracdtungen. 
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Wenn Montalembert von Pins dem IX. in Beziehung auf 
die Reformen, die er 1847 begann, und in Beziehung auf die 
Schmach, die er 1848 und 1849 dafür erlitt, tröftend fagt: 
ber Undank fei die Auszeihnung aller großen Wohl— 
thäter der Menſchheit, — fo läßt ſich dies für Baden in 
gleicher Weife auf den Großherzog Leopold anwenden, ber 
während der ganzen Zeit dev 15 monatlichen Bewegung nur 
that, was den zu Tag gekommenen Bebdürfniffen des Volkes, 


*) Den unfern jebigen Nachfolgern iſt zwar nicht anzunehmen, daß fie 
die fraglichen Inftitutionen in einer der Freiheit nachtheiligen Weiſe 
verfümmern werden, aber jedenfalls tritt aus dem angeführten Grunde 
eine zu beklagende Verzögerung ein, und was inbeflen weiter ge: 
fhieht, ift nie vorauszuſagen. 

**) Mehr als bei den hier genannten, durch die Revolution fuspen: 
dirten, Geſetzen werben Verbefferungen im Intereffe der Erhaltung 
bet denjenigen Geſetzen nöthig fein, welche im Frühjahr 1848 ſchon 
in's Leben getreten find, namentlih bei dem Bürgerwehrgefebe 
und bei ber Strafgefebgebung gegen den Preßmißbrauch, oder bei 
den fhon von früher her beflehenden Gefepen über die Wahl: 
rechte in verichiedenen Zweigen. 
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was den öffentlichen Wünſchen entſprach, und zum Lohne da— 
für von verblendeten Maſſen und Meuterern nach langen 
Sorgen und Mühen endlich aus feinem Lande vertrieben 
wurde. 

Eben fo bewährt fi bier der andere Ausſpruch jenes 
geiftreihen Mannes, daß die Demagogen durch ihr wüſtes 
Treiben „die Welt um den Zauber der Freiheit ge— 
bracht haben.” Viele der aufrichtigften Freunde der Frei- 
heit find durch dieſe garftigen Auswüchſe (wenigftens 3 eit- 
lich) auf andere Wege gebracht, und, wenn auch mit Un= 
recht, in ihrer Liebe zur Freiheit felbft erfehüttert worden. 

Unfere Demagogen find für diejenigen, welche fie vorher . 
nicht durchichauten, entlarvt. Sie hatten Gelegenheit, ihre 
Plane und ihr Treiben zu offenbaren, und das Land in 
das Unglüf zu ftürzen. Sie haben ſchon während ber 
Revolution, als fie die Regierungsgemwalt an fich geriffen hat— 
ten, jtatt die Freiheit zu begründen, dieſelbe unterdrüdt. 
Kein Wort des Tadels gegen die Herricher des Tages, Feine 
Mipbilligung ihres gewaltthätigen Treibens, kein Widerftre- 
ben gegen ihr Unternehmen blieb, wenn es entdeckt wurde, 
ungeabndet, während die nämlichen Demofraten, die da— 
mals herrſchten, früher gegenüber der verfaffungsmäßigen 
Gewalt al? Das in der maßlofeften Weife felbft übten und 
als ein Recht in Anfpruch nahmen *) Mit Hilfe fremder 
Abentheurer, handwerfsmäßiger Revolutionäre, die überall 
und namentlih an ber Grenze darauf lauerten und fchnell 
zur Stelle waren, und einer Anzahl entarteter Söhne des 
Landes haben fie die Andern durch Drohungen **) und 


*) In ©. wurde ein Mann, weil er über die proviforifche Regierung ges 
ſchimpft hatte, verhaftet. Ueber fein Vergehen vernommen, erflärte er, 
es fei ihm auffallend, daß er wegen folder Aeußerungen gegen die Re— 
gierung geftraft werde, — früher (unter der verfaffungsmäßpigen 
Drdnung) haben ihm doch die nämlichen Leute, bie jebt fo gegen 
ihn verfahren, ftets ſelbſt gefagt, man müffe über die Re 
gterung fchimpfen. Das und nicht mehr Habe aud er gegen bie 
jetz ige Regierung wieder gethan. 


**) Es tft anzuerkennen, daß die flärfften Drohungen 3, B. mit Erſchießen, 
fo häufig fie gemadt wurden, doch beinah gar nicht zum Vollzuge 
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Sewaltsmaßregeln aller Art zur Schlachtbank geführt, in— 
dem fie den Widerwillen oder Widerftand der vereinzelten, 
überrafchten und zufammenhanglofen ruhigen Bürger über- 
wältigten. Sie haben durch die zu einem unfeligen verräthes 
rifhen Kampfe aufgebotenen Maffen den Einen die Laft der 
Einquartierung gebracht und den Andern bie nöthigen Ar— 
beitöfräfte entzogen. Sie haben die Staatsgelder verſchleu— 
dert und das Eigenthum Ginzelner geplündert. Durch den 
Ton, den fie gaben und beherrichten, haben fie eine f. g. 
Landesverfammlung zufammengebracht, die nach der eigenen 
Beichreibung ihres Gründers und Meifters ($. 165) als ein 
abſchreckendes Beifpiel für alle künftigen Gefchlechter gelten 
könnte. 

Man kann in dem ganzen Verlaufe eine Warnungsfäule 
fürdie Zukunft, ja ein Heilmittel finden, wenn man nicht 
auf die Leiden des Augenblids, jondern auf die fpäteren 
Wirkungen im ganzen Entwiklungsgange fieht, da überall 
nur das Unglüd die jeder Belehrung unzugänglichen, in= 
nerlich verwahrloften oder verirrten Menjchen wieder zur Be— 
finnung bringt. Aber die Gegenwart leidet darunter fchwer, 
und das Leiden trifft nicht nur die Schuldigen, fondern in 
noch größerem Umfange die Unfchuldigen. 


$. 192. 


Daß fo Viele den ganzen Verlauf und Ausgang der Re— 
volution , der jedem nicht ganz Verrannten zum voraus Elar 
war, unferer vielfahen Warnungen und Aufklärungen ohn= 
erachtet, nicht eingefehen haben oder nicht einfehen wollten, 


famen. Es genügte, um bie Folgeleiftung zu erzwingen, in der 
Regel an den bloßen Drohungen und an ber wirklichen Anwenbung 
geringerer Gewaltsmittel, 4. B. Oefangenfhaft mit oder ohne Miß— 
handlungen, und Ginlegung von Exekutlonsmannſchaften, welde frei 
zu verpflegen, und daneben nod zu bezahlen waren. Daß 
überhaupt, einzelne wenige Fälle abgerechnet, feine folhe Oraufam- 
teiten, wiefie 3.8. 1849 in Siebenbürgen vorfamen, verübt wurden, 
iſt wohl nicht nur der Befürchtung zugufchreiben, daß dadurch eine Ger 
genrevolution hervorgerufen werbe, fonbern ſicher auch eine wohlthätige 
Wirkung der höhern Givilifation im Allgemeinen. 
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iſt nicht mehr und nicht weniger unbegreiflich, als die vor— 
ausgegangene Verblendung hinſichtlich vermeintlicher Beſchwer— 
den oder Vorwände zur Revolution ſelbſt es war. 

Die Flüchtlinge, welche über dieſe Revolution geſchrie— 
ben haben, machen den politiſchen und militäriſchen Führern 
den Vorwurf, daß ſie die Sache verdorben und den Erfolg 
vereitelt haben. Sie bedenken aber nicht, daß dies nach der 
Natur der Dinge wohl gar nicht anders ſein konnte. Nicht 
nur Ungeſchicklichkeit in der Ausführung, ſondern 
der Mangel an einem materiellen Grunde zur Revolu— 
tion, der Mangel einer leitenden erhebenden Idee, und ſtatt 
derſelben nur Uebermuth, Thorheit und Selbſtſucht 
waren die Urſachen des Zerfalles. Es ſollte naturwidrig eine 
Republik ohne Republikaner, ohne Gemeinſinn und 
Aufopferungsfähigkeit, bloß aus Parteigeiſt und 
SelUbſtſucht gegründet werden! Ich weiß wohl, daß Ein— 
zelme, 3. B. Studenten, welche weniger die erflärte Auf: 
gabe einer gewaltiamen Durchführung der bdeftruftiven und 
großentheild unfinnigen Offenburger Befchlüffe, als bie 
deutſche Sache im Auge hatten, und die daher, gewiffer- 
maßen nur die Gelegenheit der jett einmal (obfchon zu ans 
dern Zweden) ausgebrochenen Empörung benügend, ſich der= 
jelben anfchloffen, ohne deren Natur oder ihre Gründer und 
Leiter zu kennen, oder beurtheilen zu können, allerdings von 
einer Idee, von der Idee einer Gründung deutſcher Ein— 
heit, Freiheit, Macht und Größe erfüllt waren, und 
daß fie nur die angewandten Mittel und deren Wirkung 
nicht zu ſchätzen wußten. Aber die Zahl diefer beffern Ratu— 
ren war verhältnigmäßig nicht groß, und fieht man noch ab 
von der verblendeten Maſſe, die theils unbewußt, theils un— 
willführlich mitwirkte, fowar das Beftreben der Andern größ— 
tentheils nur auf die Zügellofigkeit als ſolche, auf eine 
bloße Auflöfung gerichtet. Die Auflöfung ift nun zwar 
auch bei ſchlechten Elementen und gerade nur bei diefen 
möglih, aber auflöfen ift Teichter als ſelbſtſchaffen 
und in die aufgelöften Theile wieder eine Einheit, eine Har— 
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monie, einen leitenden Gedanken, ein großes gemeinſames 
Intereſſe bringen. 

Ueberdies haben wir kein Paris, wo wilde Haufen durch 
die Gunſt des Augenblicks die beſtehende Ordnung ſtürzen, 
und allen andern Theilen des Landes, die mit ihm wie die 
Glieder mit dem Haupte zuſammenhängen, neue Geſetze dikti— 
ren können. Wir haben eine große Anzahl getrennte Staa— 
ten, unter fih wenig zuſammenhängend und mit ver— 
ſchiedenen Intereffen, Verhältniffen und Anfichten, wo ohne 
eine gemeinfame große Idee, ohne ein gemeinfames durch— 
ſchlagendes Intereffe die bloße Kevolutions wuth nichts 
Semeinfames zu Stande bringen fann. Dazu nur eine durch 
Gewaltsmittel zufammengetriebene, begeifterungs= 
lofe und zugleich ungeübte Volk: wehr, und eine Soldaten 
truppe, die vorher, durch die Anftifter und Führer der Revo: 
Iution ſelbſt zur Untreue und zur Indisziplin verleitet, und 
ohne Klarheit, was es denn nun eigentlid; geben, und für 
was Anderes, als für die bloße Auflöfung fie kämpfen 
joll, unmöglich eine kräftige Stüße für das ihr noch nicht 
einmal offen dargelegte Ziel der Revolution geben konnte. 

Nur wer landesverrätherifch auf die (von den pro= 
viforifchen Regierungen in Baden und in der Rheinpfalz be— 
Fanntlich nachgefuchte) Hilfe der Franzofen*) rechnete, und 
es darauf ankommen laffen wollte, daß die Ruſſen und 
Franzofen in unferem Baterlande und auf deſſen Ko— 
ften den Bürgerkrieg der Deutichen unter fi) von zwei Sei— 
ten unterftügen und zu ihrem Bortheile ausbeuten, fonnte 
auf einen größern Erfolg zählen. Daß feine Verbreitung bes 

*) Schon bei der Offenburger Verfammlung am 13. Mat trat Saveye 
als Rebner auf, und indem er der Verſammlung einen Gruß der Frans 
zofen bradte, fügte er bei, daß er beauftragt fel, fie der Sympathie 

und Unterftügung ber Frangofen zu verfihern. Belanntlich fuchten dann 
die provtforifhen Regierungen von Baden und der Rheinpfalz die fran- 
zöſiſche Hilfe auch wirklih nah, und als im Juni 1849 in Baris 
die Rothen einen neuen Aufruhr erregt hatten, beeilte ſich Brentano, 
hier in der f. g. Fonftituirenden Verfammlung und durch öffentliche Ans 
ſchläge, jowie in der Karlsruher Zeitung, die freudige, aber ffalfche, 


Nachricht zu verkünden, daß der Präſident der Republik verjagt fei 
und die Sortal:Demotraten geflegt haben. 
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Aufſtands in andern deutſchen Staaten von ſolchem Um— 
fange erfolge, daß er gegen die größern deutſchen Mächte 
die Uebermacht gewänne, war ſchon am 13. Mai zu erkennen 
und jedenfalls nach Umlauf der erſten 8 Tage völlig flar. 
Wäre aber in diefer Beziehung auch ein größerer Erfolg ein— 
getreten, fo hätte der Bürgerkrieg nur länger gedauert, 
das Endergebniß wäre aber immer das nämliche, und 
nur das Elend noh umfaffender, allgemeiner ge— 
weſen *). 


$. 193. 


Der ganze Verlauf, hier wie in einigen andern Ländern, 
hat nun naturgemäß einen Gegenfag hervorgerufen. Die 
Regierungen, welche über die Revolution Sieger wurden, 
machen ihre erlangte Gewalt natürlich wieder ftärfer geltend. 
Sie find dazu nicht nur im SIntereffe der Ordnung, da 
und dort vielleicht auch wegen zu engherziger Bewahrung ei= 
gener Rechte, fondern zugleich durch die geänderte Stim- 
mung eines großen Theild der Bevölkerung ſelbſt ver- 
anlaft. Namentlich in Baden treten nicht nur Diejenigen, 
die alles freiheitliche Leben im Volke überhaupt fürchten, 
mit ihren Anfichten wieder lebhaft hervor, jondern auch bis- 
herige Freunde der Freiheit fchliegen fih ihnen an, da fie 
durch das Unheil, melches die aus freiheitlichen Beftrebungen 
im Allgemeinen nad und nad herausgewachſene rev o= 
Luttonäre Bewegung im Gefolge hatte, zu andern Meber- 
zeugungen gebracht, oder wenigſtens eingefchüchtert wurden. 

Sn Baden, wo bie revolutionäre Verwüftung am weite- 
ften gefommen und die Nachmehen jegt am größten find, ift 
diefer Umschlag natürlich am ſichtbarſten. Mancherlei Ver- 
hältniffe begünftigen auch eine längere Dauer diefer Wirkung 
unferer Revolution. Auf einem nur durch dieſe Greigniffe 


*) Selbft wenn es durch was immer für außerordentliche Zwiſchenfälle ges 
lungen wäre, die deutſche Republit zu errichten, fo würde doch burd 
die eigenen Innern Serwürfniffe und äußere Einwirkung die Reſtau— 
vation befördert worden fein, und die republifanifche Einrichtung jeden- 
falls eine fürge Dauer gehabt Haben. 
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gerechtfertigten Wege bat die Regierung confervative 
Männer an die Verwaltung der einzelnen Gemeinden ges 
bracht, und die revolutionären Blätter unterdrüdt. 
Eben fo begründete ber anfängliche, über das ganze Land 
eritrecfte, Sieg des erft durch ftarfe Bundeshilfe wieder über— 
wältigten Aufruhrs nun eine gefhärfte und länger 
dauernde Ausdehnung des Kriegszuftandes über das ganze 
Land. Dazu kommt, dag, während beim Heder’fchen und 
Struve'ſchen Unternehmen nur ein Theil der Revolutions- 
füchtigen mitzuwirken Gelegenheit hatte, im Mat und Juni 
13849 alle nur irgend bedeutfamen derartigen Perſönlichkei— 
ten fich hervorthaten, und jeßt entweder flüchtig oder ver- 
haftet find, fo daß Fein eigeniliher Wühler mehr frei im 
Zande ift, ihre untergeordneten Anhänger aber theils durch 
den allgemeinen Kriegszuftand, der zugleich das Wider— 
auffommen der revolutionären Preſſe hindert, 
theils durch den gefteigerten Unmwillen der Befjer- 
gefinnten und ber früher Theilnahmlofen nie- 
dbergehalten find. Auch ift, wenn gleich noch nicht Die 
Schweiz, denn doch die unmittelbare Grenze von ben 
das Keuer fchürenden Flüchtlingen mehr gefaubert, als frü— 
her. Berner ift in Rechnung zu bringen, daß die National- 
Verfammlung mit ihrer revolutionären Linken, welche bie 
Aufregung mächtig unterhielt, nicht mehr tagt, und daß über- 
haupt die deutfhe Revolution für jegt niederge- 
Ihlagen tft, während do bie Zuftände Badens regel= 
mäßig und hauptfählih nur von dem, was in andern 
Ländern gefchieht, abhängen. 


Auf der andern Seite find die deutfchen Verhält- 
niffe auch jegt no nicht geordnet und hier, wie in unfe- 
rem großen Nachbarftaate, find immerhin wieder Greigniffe 
möglich), welche zündend wirken. Solche Greigniffe können 
nad) Umftänden in ganz Deutfchland nur größere Reaktion 
hervorrufen, aber vorübergehend auch alsbald, oder in Folge 
der Reaktion fpäter, entgegengefeste Erfolge haben, und 


23 
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fo die frieblihe Entwicklung in verberblicher are auf lange 
hin flören. 

Sieht man indeflen ganz ab von folden unglüdlichen, 
zerftörenden, vielleicht blutigen Zwifchenfällen, fo würde man 
auch fonft fich jedenfalls irren, wenn man überhaupt, unter 
was immer für Umftänden, auf eine ſehr lange Dauer 
ber Ermattung oder einer ganz ruhigen Entwidlung rechnen 
wollte. Died würde ber Natur des gefellfchaftlichen Lebens 
und insbejondere jener unferer gegenwärtigen Entwicklungs⸗ 
ſtufe widerſprechen. 


Der kritiſche Geiſt wird, ſobald man ſich von ben Schreck— 
niſſen der Revolution mehr erholt hat, ſeine Arbeit von neuem 
beginnen, und alle Bajonette reichen nicht hin, ihn hievon 
abzuhalten. Eben ſo wenig vermögen die Bußpredigten und 
die Ermahnungen zur Ruhe lange Zeit eine nachhaltige Wir— 
kung zu äußern. 


Nach dem, was ich oben in den Abſchnitten J. und II. 
auseinandergeſetzt habe, bin ich der Meinung, daß man keine 
der im Jahre 1848 zugeſagten oder durch die Ideen und Be— 
dürfniſſe des Jahrhunderts noch weiter geforderten freiheitlichen 
und volksthümlichen Einrichtungen zurückhalten, ſondern 
den gegenwärtigen Ruhepunkt, die Zeit der Ermattung, Er— 
holung und Beſinnung nur dazu benügen ſollte, fie jo weit 
möglih auszubauen, in's Leben zu führen, und mit 
denjenigen ©arantieen zu umgeben, welche, zumal in ber 
Uebergangsperiode, dem argen Mißbrauche ber Freiheit 
(durch ftrenge Repreffiogefege) feuern, und in Beziehung auf 
die möglichft auszubehnende Betheiligung der Bevöl— 
ferung bei der Verwaltung der öffentlidhen An— 
gelegenheiten (durch ein verbeffertes Wahlſyſtem, durch 
Auflöfungsbefugniffe 3.) das Obenanfommen ber vernünf— 
tigen, gemäßigten, freiheit und Ordnung liebenden, 
Elemente befördern. Ich habe hiebet nicht nur bie Aus— 
bildung des parlamentarifchen Syftems ($. 21), fondern na= 
mentlich zugleich die volfsthümliche Juſtiz ($. 27) und bie 
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oolfsthümliche Berwaltung in den verfchiedenen Zweigen 
($$. 25 und 48, und auch $$. 23, 24, 26) im Auge. 

Auch wenn dies gefchieht, fo werden deswegen bie Mif- 
bräuche, die Angriffe und Bewegungen allerdings nicht aus— 
bleiben, denn fie liegen in der Natur der auf einer folchen 
Entwicklungsſtufe angelangten bürgerlichen Gefellfchaft, aber 
fie werben leichter zu ertragen und die Staatsgewalt wird 
gegen fie ftärker fein, wenn ihr einerfeits die Strafgeſetzge— 
bung mehr Schuß gegen den Mifbrauch der Freiheit gibt, 
und fie felbft andererfeits mehr im Volke felbft fußt und durch 
die (in geläuterter Wahl) aus dem Volke hervorgegangenen 
wechjelnden Organe, welche die Verantwortlichkeit mittragen, 
geſtützt wird. 

So fehr e8 auch am Plate tft, daß in außerorbentlichen 
Lagen bei einem Ueberfprudeln des auf Zerftörung ober 
Auflöfung hin arbeitenden demofratifchen Geiftes, die centrale 
Gewalt, wo fie die Macht noch dazu hat oder wieder erlangt, 
durch Ausnahmsmafregeln, durch einen ftarfen Schlag, wie— 
ber Ebenmaß in die verwirrten und aus dem Gleichgemwichte 
gekommenen Berhältniffe bringe, fo wenig ift darauf als auf 
ein ſtändiges Syftem zu bauen. Dem Büreaufratidmug, 
ber weitgehenden polizeilichen Ginmifchung, der Gewaltherr= 
ſchaft von oben herab hat die Macht der Ideen, die Leben— 
digkeit des öffentlichen Geiftes ihre fichere Grundlage entzogen, — 
und das Negieren wird, wenn man von den außerordent— 
lihen Mitteln in außerordentlihen Lagen abfieht, 
im Allgemeinen nur in der Art möglich fein, daß es 
fi) mit der Macht, die in den durchdringend und offen 
zu Tag kommenden Intereffen und Ideen des Volkes Liegt, 
verbindet, fo daß die Regierung eigentlih nur dad Er— 
gebnig und der Ausdruck diefer Ideen und Intereſſen ift. 

Wollte man je diefe Bahn wieder verlaffen, fo würde 
man bald, dies zu bereuen, von neuem Anlaß erhalten, und 
ber Erfolg beftünde nur darin, daß der Entwidlungsprozeß 
tframpfhafter und mit mehr Leiden und Wehen vor fi 
ginge. 

23 * 
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In Folge des jetzigen Umſchlags ſind nicht nur alle die 
Beſchuldigungen, welche dem vom März 1848 bis 4. Juni 
1849 beſtandenen badiſchen Miniſterium von demokrati— 
ſcher Seite gemacht wurden, erloſchen, ſondern der Tadel 
und die Angriffe auf daſſelbe ſind nun von entgegenge— 
ſetzter Seite gekommen. Während man früher von nichts 
als von dem, was die Demokraten uns vorwarfen, von 
Mißachtung der Freiheit, von Verfolgungsſucht, 
von Härte, von Starrſinn oder Unbeugſamkeit ge— 
genüber den Volkswünſchen hörte, ſind jetzt dieſe Klagen 
verſchollen, und man hat nach Ueberwältigung der Mairevo— 
lution in öffentlichen Blättern dem im Juni 1849 abgetre— 
tenen Miniſterium das direkte Gegentheil, nämlich zu 
großes (den Verhältniſſen nicht entſprechendes) fretheit— 
liches Beſtreben, zu viel Milde und Nachſicht gegen die 
Nuheftörer und ein zu großes Nachgeben gegen die demo— 
Fratifchen Forderungen überhaupt, worin eine nachtheilige 
Schwäche gelegen fei, zum VBorwurfe gemacht. 

Alles, was in dieſer Beziehung gejagt wird, widerlegt zu— 
gleich jene frühern demofratifchen Bejchuldigungen, inſofern es 
einer folchen Widerlegung bei ber Klarheit der Sache überhaupt 
bedürfte. Schade nur, daß dieſe Widerlegungen nicht früher 
ihon gekommen find, um etwa damals ein Gleichgewicht 
gegen bie dbemofratifchen Meinungen hervorzurufen, oder auch 
Mittel und Wege nachzumeifen, wie die demokratiſche Ueber— 
wucht zu bewältigen ſei. Damals aber, da es Zeit gemwefen 
wäre, zu reden und zu handeln, haben beinah Alle, die jetzt 
das Haupt hoch halten, wohlweislich gefehwiegen, wenn 
nicht gar mit in das Horn der Demokraten geblafen. Es 
gibt fogar folche, welche jest, ohne dag ihnen die Schamröthe 
in das Angeficht fteigt, darüber klagen, daß man fie felbft 
zu viel habe gewähren laffen, während fie früher unterftügt 
durch die allgemeine Stimmung in Deutichland und durch 
die Paulskirche, insbefondere durch die dortige Linfe, das 
Ihrige reichlich dazu beitrugen, unter ben damaligen Verhält- 
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niffen die Abwendung deffen, was gekommen ift, unmöglich 
zu machen. 
Nah gefhehenen Dingen ift Feder reih an Gombir 
nationen, was man hätte thun follen, und doch habe ich noch 
nichts gelefen, ober gehört, welche fpeziellen Maßregeln 
die jegigen Tadler, die nur fo in Baufch und Bogen von 
Energie reden, denn damals für geeignet und durch— 
führbar gehalten hätten. Es kommt ihnen nicht darauf 
an, ob ber Großherzog etwa (in Folge folder Maßregeln) 
früher vertrieben worden wäre, und fie jagen nicht, wann 
denn eigentlih dev günftigfte Zeitpunkt dazu vorhanden 
gewejen wäre. Sie geben niht an, melde geſetzliche 
Mittel die Negierung, die Hinfichtlih der Verfolgung der 
ftrafbaren Aufwiegler ꝛc. an den Ausſpruch der Gerichte ge= 
bunden war, noch hätte anwenden können und nicht anges 
wendet habe, noch viel weniger berechnen fie den Erfolg ders 
felben; und wenn fie das Verfahren, von dem man jagen 
könne: „la legalit& nous tue“ — tadeln, fo geben fie doch 
niht an, ob man etwa im Februar, März und April 1849, 
wo das wühleriſche Treiben fich fo hoch gefteigert hatte, alfo 
Ihon vordem Ausbruche des Mai-Aufruhrs die Ausnahme- 
zuftände, welde naher im Sommer 1849 eintraten, hätte 
einführen, und mit welchen Mitteln man fie damals hätte 
aufrecht erhalten follen. Man frage unfere Nachfolger und 
ich zweifle, daß Einer derfelben dafür hält, fie hätten, wenn 
fie früher berufen worden wären, das Amt auch nur über- 
nehmen fünnen, viel weniger, daß fie vor ber Ueberwäl— 
tigung ber deutſchen Revolution durch die große 
Bundesmaht vom Juni 1849 im Angefichte der damaligen 
deutſchen und badiſchen Zuftände, im Angefichte der 
Grundredte und ber Hinter bdenfelben geftandenen, vom 
Volt und Militär für machtvollfommen gehaltenen 
National Verfammlung diejenigen Ausnahme - Map- 
regeln mit Erfolg hätten ergreifen können, welde fie 
nach überwältigter deutfcher und badifcher Revolution, 
nach Verjagung des revolutionären Neftes der National: 
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Berfammlung und ber zahlreihen Feinde der Orb- 
nung im Lande, und geftügt auf eine große getreue 
Armee, fo wie zugleich auf die nach Befiegung der Revo— 
lution naturgemäß eingetretene Srmattung oder Sinnes— 
änderung zu ergreifen in ber Lage waren *). 

Die meiften Menfchen haben ein zu furzes Gedächtniß, 
um fi eine bereit vorübergegangene Lage in ihren 
Einzelnheiten und in ihrer ganzen Stärke noch vergegen=- 
wärtigen, und das jet und damals in Beziehung auf bie 
Anwendbarkeit und Wirkung ber Mittel mit einander 
gehörig vergleichen zu können. | 
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Richtig ift allerdings, daß die Regierung und Kammern 
in volfsthümlichen Reformen weit gingen, allein wenn man 
von denjenigen, die in den Stürmen bes März 1848 (hier wie 
anderwärtd) rafch vollzogen werden mußten, aljo von der 
Prepfreiheit und Volksbewaffnung und von dem nur für ver- 
einzelte Fälle fchon zum Vollzuge gefommenen Schwurgerichts« 
geiege abfieht, fo waren bie übrigen Reformen, fo weit fie 





”) Alles hat feine Zeit. Wer, wie man zu fagen pflegt, mit bem 
Kopfe durd die Wand rennen will, um auf dem näditen Wege etwas 
Butes zu erreihen, iſt ein Thor, und macht des guten Bwedes ohn⸗ 
erachtet die Sache nur ſchlimmer. Man muß die Kräfte abwägen, fos 
wohl die ter eigenen Mittel, als diejenigen, welche nad ven Um— 
ftänden in dem Gegner, in dem zu überwindenten Widerftande 
liegen. Mein Nachfolger in der innern Berwaltung, Staatsrath v. 
Marſchall, hat in der Sikung der I. Kammer vom 18. März 1848 
ganz treffend geäußert; „Darin befteht die ſchwere Kunft des Regterens, 
daß man — abgefehen von ben (eigenen) individuellen Anſichten — 
für die zu wählende Richtung die Diagonale zu finden wiſſe, welde 
den Kräften entfpridht, die fih überhaupt geltend zu machen 
fuhen, allen Kräften, fofern fie nur nicht an und für ſich vers 
werflich find.” 

„Auch wenn man glaubt, daß viele diefer Kräfte zu feinem 
guten Ziele führen, darf man ihnen doch nicht unbedingt einen 
Damm entgegenfegen, denn der Damm tödtet fie nit, er bes 
wirft nur, daß fie fih anfammeln, gegenfeitig kräftigen 
und auf einmal verbeerend hervortreten, während fie ans 
dernfalls — tft ihr Biel wirtlih fein gutes — auf dem Wege nad) 
demfelben vieleiht ermatten, oder durch andere Kräfte paraly» 
firt werben.” 
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von politiſcher Natur und Bedeutung find, am 13. Mai 1849 
noch gar nicht in das Leben getreten. Sie können alfo zu 
der Revolution nichts beigetragen haben. Und was bad Ge- 
währenlaſſen der Freiheit betrifft, fo iſt dasſelbe, wie 
oben dargeftellt wurde, zum Theil grundſätzlich gefchehen, 
zum Theil war aber auch, fo weit es fih nämlich um 
den frevelhaften Mißbrauch Handelt, das Kinfchreiten der 
Behörden, namentlich der Gerichte, theild weil fi Biele 
wegen bes revolutionären Terrorismus vor ber Zeugenſchaft 
fcheuten und damit die Ermittlung der Thatfachen erſchwer— 
ten, theils auch nad -dem Zuſtande ber Gefeggebung aller- 
dings unzulänglih, und felbft durch die Grundrechte nicht 
unbedeutend geftört. Es gibt übrigens viele, welche die Freiheit 
zwar theoretisch jehr Hoch ſchätzen und lieben, praktiſch 
aber in der wirklihen Handhabung derfelben und in ber 
firengen Beachtung ber darüber gegebenen Gefege nur 
Schwäche finden, und nicht? mehr von der gerühmten Frei« 
beit wiffen wollen, wenn daraus Bewegungen erwachlen oder 
überhaupt ein Mißbrauch fih zeigt, ohne zu bedenken, daß 
das mit dem Guten verbundene Hebel nie vollftändig abge— 
halten werben fann, und ohne zu erwägen, ob in einer ge— 
gebenen Lage die größere Beſchränkung nicht noch ge= 
fahrveller und je nadı dem Gange der Dinge noch nach— 
theiliger ift, als das Gemwährenlaffen felbft. Je nachdem 
alsdann der Erfolg fo oder anders eintritt, wird das Eine 
als verfehlt dargeftellt, und die andere Eventualität nicht 
mehr in Anfchlag gebracht. Auch wird bier nicht in Anfchlag 
gebracht, daß in andern Ländern, die von einer revolu- 
tionären Nebermwältigung durd die Gunft zufälliger Um— 
ftände doch frei blieben, eben fo verfahren wurde, und nad 
dem herrfchend geweſenen Geifte, der von der Paulsfirche aus 
unterhalten wurde, ohne die gewaltjamen Störungen zu be= 
fördern, gar nicht anders verfahren werden fonnte, Der 
Unterfihied ift nur der, daß Baden nah dem, was bier 
fhon 1848 ftatt hatte, und nach der eigenthümlichen Lage 
bes Landes an der franzöfifchen und Schweizer-Grenze dieſes— 
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mal zwar nicht vorausging, aber ben Sachſen und insbeſon— 
bere ber angrenzenden Rheinpfalz alsbald nachfolgte, 
während andere Staaten in etwas günftigerer Lage durd 
bie dazwifchen gefommene und ſchnell voraus angefün- 
digte große Mactentwidlung Preußens vor dem Weiter: 
greifen gerettet wurden, 

In Ginzelnheiten will ich nicht eingehen. Wer oben bie 
Abjchnitte IV.—XAIX. lieft, mag fi) darüber, was in den 
verfchiedenen vorgefommenen Fällen etwa weiter oder anders 
hätte gethan werben follen, beliebig felbft fein Urtheil bilden. 
Ich wünſche jehnlih, daß nie mehr ähnliche Verhältniffe ein— 
treten, unſere jegigen und fpäteren Nachfolger aljo gar nie 
in bie Lage fommen mögen, eine folche Regierungsweisheit, 
wie fie hier hätte helfen fjollen, auch ihrerjeits zu verfuchen 
und zu erproben. 

$. 196. 

Der Entwiklungsprozeß, von dem ich oben in den $$. 
30 und 31 fprad), bat bei allen Völkern, die nach langen 
Kämpfen und Verwirrungen auf die Grundlage der im par— 
- Iamentarifchen und volfsthümlichen Syiteme endlich zu einer 
Berbindung der geiftigen und materiellen Kräfte des Volkes 
mit ber diefelben nur vermittelnden und leitenden Regierungs— 
gewalt gelangt find, eine längere Zeit hindurch gedauert, big 
endlich auf diefe Grundlage hin eine Art politifcher Abklä— 
rung ($.31) und bamit, fo weit es bie eigentlichen Macht: 
verhältniffe betrifft, eine andauernde Beruhigung oder 
doch Gefahrlofigkeit eingetreten ift. Die Zeit und das mehr 
oder minder ftürmifche Heranfommen diefer Abklärung ift von 
der Weisheit der Regierungen und ber Barteien, zugleich aber 
(und diefe ſelbſt) von taufend einmal beftehenden Berhält- 
niffen im forialen, kirchlichen und bürgerlichen Leben, vom 
Charakter des Volks, von feiner Geſchichte, von feinen Ver— 
hältniffen zu andern Völkern und von deren eigener Ent- 
wicklung abhängig. 

Eine befondere Schwierigkeit liegt bei Eleineren Staa— 
ten noch darin, daß wegen ded Mangels. hervorragender 
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großer Sntereffen, deren Schwere gewiffermaßen die Ord— 
nung, und insbefondere den erhaltenden Sinn der Repräfen= 
tation verbürgt, fo wie wegen ber Leichtigkeit einer über das 
ganze (Kleine) Land fi verbreitenden Verftändigung und 
Bethörung dad parlamentarifhe Syftem fchwerer durch— 
zuführen ($. 21) ift, und ferner darin, daß folche kleine Län 
der nicht leicht eine völlig felbftftändige Politik‘ verfolgen 
können, fondern naturgemäß von der Politik mächtigerer, 
mit ihnen in Verbindung ftehender oder doch nach dem Ge- 
feße der Schwere materiell verbundener, Staaten vielfad 
abhängen. 

Das Letztere ift insbefondere da von Bedeutung, wo, wie 
in Deutfchland, verfchiedene Kleinere und größere Staaten in 
einem, burch die gemeinfchaftliche Nationalität geftügten, be— 
fondern Verbande ſtehen. Iſt eine foldhe Verbindung 
feine bundesftaatliche in bem Sinne, daß die wichtigften 
politifchen Verhältniffe durch eine gemeinfame Gefeg- 
gebung geregelt werben, ſo ift die Entwidlung in den ver= 
chiedenen Ländern diefer Art gar ungleidh. Sie haben 
die nämlide Sprache, aljo eine gemeinfchaftliche . 
Preffe, ein gemeinfchaftlihes öffentlihed Denken und 
daneben doch verfhiedene pofitive Organe, welche jene 
Gedanken würdigen und in das Leben führen follten. Daher 
fommt, dag im Widerfpruche mit jenem gemeinfamen Gedan- 
fen und Intereſſe nach Perfönlichkeiten oder andern zufälligen 
Umftänden das eine Land vorangeht, das Andere zurückbleibt, 
oder bei dem, was einmal an ber Tagesordnung ift, Jedes dem 
Andern es zuvorthun will. In dem Einen oder Andern meh- 
rerer Hleinerer Staaten wird gar leicht etwas Unreifes durch- 
. gebrüdt, was der Mehrheit der Bevölkerung noch keineswegs 
entjpricht, und dies ift dann für gleiche unreife Gedanken 
in einzelnen andern Ländern eine Anregung und nad) Umftän= 
den ein überwältigender Sporn. Bon andern (vielleicht mäſch— 
tigen) Seiten wird etwa wegen bes im Beiſpiel liegenden 
Reized auch in entgegengeſetzter Richtung eingemwirkt, 

und die Regierung bed einzelnen Landes kann dadurch veran= 
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laßt werden, mit der dortigen Stimmung, ohne ſich doch auf 
den parlamentariſch ausgeſprochenen Willen der Mehrheit 
des Gefammt- Baterlandes berufen zu fünnen, fi in 
DOppofition zu fegen, was wieder dem parlamentarifchen Sy— 
fteme hinderlich ift. 

Durch den Andrang von innen und Gegendrud von au— 
Ben erfolgt in ben einzelnen Hleineren Staaten ein die Rechts— 
befeftigung ftörendes, und eine ftete in fich fonfequente Ent- 
wicklung erjchwerendes Hin= und Herzerren, — und bies 
Außert ſich am nachtheiligften bei ſolchen (kleinen) Staaten, 
welche, ſei es wegen täglicher Berührungen mit Nachbarn, 
die etwa eine andere Staatsform haben, oder fei es 
wegen bed Temperaments oder Karakterd des Volkes, oder 
wegen was immer für anderen Verhältniffen , befonders raſch 
vorangetrieben, und nun ohne parlamentarijche Form, bei der 
fie mitwirken, gleichfam durch bie diplomatiſche Einwir- 
fung Anderer darin zurücdgehalten werden. 

Ohnehin haben folche Eleine Länder Feine große Politik, 
welche in mächtigen Staaten die Geifter bejchäftigt, die Lei— 
denſchaften abforbirt und fie von dem blos demokratischen Wucher 
im innern Volksleben abwendet. Aus der Kleinheit der Ge— 
genftände der öffentlichen Diskuffion erwächſt auch ein 
fleiner Geiſt, der überall an das Kleine den Maßſtab des 
Großen legt, und als Sturm im Glafe die Mächtigen here 
ausfordert. Selbft die Preſſe wird eben in Grmanglung 
jened großartigen Wirkungskreifes defto ſchmutziger und 
klatſchiger. 

Dazu kommt, daß, wenn einmal ein bewegtes öffentliches 
Leben vorhanden, die Autorität ihres hergebrachten Schim⸗ 
mers entkleidet und auf ihre natürliche Größe herabge— 
ſunken iſt, die Regierung eines Eleinen Staates, abgeſehen 
davon, daß ein einmal angefachter Wind dort leichter die 
kleine Geſammtheit ergreift, jedenfalls ſchon gegenüber 
den Theilen und Einzelnen weniger Macht, nämlich weder 
daſſelbe große Anſehen, noch dieſelben Hilfsmittel 
bat, wie die Regierung eines gro Ben Staates, Sie hat auch 
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nicht diefelbe Gelegenheit zu großen Truppenverleguns 
gen, wodurch der militärifche Geift bewahrt und ber Solbat 
der nahen Berührung mit feinen Angehörigen und der Ber- 
führung mehr entrüdt wird. 

Aus allem Diefem ift erflärlih, daß außer ben großen 
Sntereffen, welche eine nationale Gintgung als ſolche, i ns⸗ 
beſondere gegenüber andern Völkern, zu fördern geeignet 
wäre, auch bie erwähnten Schattenſeiten ber Kleinftanterei 
im Innern bei Vielen den Wunſch nad deutſcher Gem ein 
famfeit, nad einem eigentlihen Bund esftaate her= 
vorriefen oder ftärkten, nad) einem deutſchen Bundesftaate, 
worin nicht nur das, was unter ben Staaten gegenjettig 
ift, oder auf ber Gemeinfamfeit des matertellen Ver— 
fehres beruht, fondern no viel Anderes, überhaupt Als 
Yes, was eine gleihförmige politifhe Entwick— 
Yung bedingt, durch eine einheitliche (und parlamen= 
tarifche) Gewalt beſtimmt und geleitet wird. Hier verleiht 
das Ganze ben Theilen Kraft, und ed wird fowohl durch 
die Gemeinfamfeit der Einrichtungen, als auch durch die be= 
deutfame Stellung, welche die Gefammtheit andern Nationen 
gegenüber erwirbt, dur die gemeinfame höhere Thätigkeit 
der Nation in der Preffe und insbefondere in berficprä-= 
fentation ein größerer politifher Geiſt erzogen. 
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Am meiften bat gerade Baden bie Folgen der aus ber 
beutfchen Zerriffenheit entipringenden ungleidhen Entwide 
lung, und des Mangels einer engern Verbindung der gan« 
zen Nation zu beflagen. Die alten badifchen Stammlande 
machen nur einen Fleinen Theil des jegigen Großherzogthums 
aus. Durch die franzöfifche Uebermacht wurde dad ehema— 
lige Baden zerriffen und in Folge des Lüneviller und des 
Preßburger Friedens aus den verſchiedenſten Beftand- 
theilen neu (und größer) zufammengefesgt. Vor mehr 
als AO Jahren wurden baher dieſe fo. verfchtedenen Theile 
durch neue gleichförmige Organifationen Allem, an mas fie 


bis dahin gewohnt waren , entfrembet. Es ift natürlich, daf 
biefe Theile, denen e8 an einem alten, feften innern Bande 
fehlte, eben durch jene, in die Einzelheiten des Volkslebens 
gegangenen vielfachen Aenderungen den Sinn für das Ge— 
ſchichthiche verloren und einer Nahahmungs= und Neues 
rungsfuht mehr verfielen, als Länder, bie fchon von alter 
Zeit ber zufammengebörig ihre ſtark verwachfenen Verhalt⸗ 
niſſe nicht ſo ſehr abſchüttelten oder veränderten. 

Außerdem erſchwerte auch die ausgedehnte geographiſche 
Geſtaltung des Landes die innigere Verbindung. Dazu die 
lange Grenze an der Schweiz hin, wo insbeſondere in neuer 
Zeit alle politiſchen Verbrecher und Unzufriedenen eine Zu— 
fluchtsſtätte hatten und den Geiſt der Auflöſung nährten, ſo 
wie an Frankreich, von wo die Stürme wiederholt herüber— 
gekommen ſind. Drängte deßhalb in Baden alles ſtets voran, 
ſo ergab ſich auch ein bedeutendes Mißverhältniß deſſelben zu 
dem Entwicklungsgange anderer deutſcher Länder, und es folg— 
ten eben darum hier, z. B. im Jahr 1832, auch die ſtärkſten 
Rückſchläge, wodurch die Unruhe und die Auflöſung nur 
befördert wurde. 

Diefer bewegliche Geift wäre bei einer feften Verbindung 
bes Landes mit dem Gefammtvaterlande und dem parlamenz 
tarifch geregelten politifchen Einfluffe der Gefammtheit ganz 
unſchädlich, und in mancher Beziehung fowohl wegen der 
Wechſelwirkung der Staaten unter fih, als auch wegen ber 
mit jenem Geifte verbundenen größeren Thätigfeit noch vor— 
theilhaft gewefen; aber in der Abfonderung war er beſonders 
dann verderblih, als die Macht bes alten Bundes ver— 
ſchwunden und die gefuchte neue andere Verbindung noch nicht 
beraeftellt war. Sammelten fi) nun bier eine Anzahl kecker 
oder eraltirter unrubiger Hauptlinge, fo fanden fie für ihre 
Plane günftigen Boden, und Interftügung von der Grenze 
aus. Die von denfelben gemachten und zweimal niederge- 
fchlagenen Verfuche vermehrten die Verarmung und damit bie 
Duelle neuer Unzufriedenheit, die durch das Syſtem ber Rüge 
son innen und von außen genährt wurde. 


Wurde nun das durd die früheren Rückſchläge bier 
mehr als anderwärts genährte und tiefer gedrungene Miß-— 
trauen in die auf gefeglihem Wege zu erreichende Be— 
friedigung der beutfchen Nation durch die Nichtanerkennung 
der Reichsverfaffung von Seiten mehrerer größerer Staaten 
noch gefteigert, und entitand ſofort in Folge des Streites 
über die Reichs = Verfaffung als eines beftürzenden großen 
Greigniffes in mehreren andern deutſchen Ländern, bie 
zur Nachfolge reizten, bedeutender Aufruhr, fo fanden bie 
Demagogen bier ein freies Feld, felbit unter dem Vorwande 
ber Gefeglichfeit auch die Truppen zum Abfalle zu brin- 
gen, und bie friedliche Mehrheit bes Volkes, die ohne ernfte 
und aufopfernde Widerftandskraft und überdies durch die Ab— 
Ichnung ber Reichsverfaffung von Seiten größerer deutſcher 
Staaten zum Theil felbft aufgebradht war, zu überrafchen 
und dur die gegen die Vereinzelten gerichtete Gewalt zu 
beherrichen. Sie konnten biefen Zuftand, zumal bei der gleidh= 
zeitigen Machtlofigfeit dev Gentralgewalt und unferer benach— 
barten Staaten, zu ihren verfchiedenften Zwecken benügen, und 
jedenfalld e8 unternehmen, von bier aus, wo ohnehin bie 
Gehilfen des Auslands fchnell zur Hand waren, die Revo— 
Iution überhaupt über ganz Deutſchland zu verbreiten, 

$. 198. 

Das Mebel figt tief, es Tiegt nicht nur in ber augen= 
blilichen politifchen Verwirrung der Köpfe, fondern auch in 
der Schwierigkeit, die deutfchen Zuftände in genügender Weife 
zu ordnen, die gejchichtliche Zerriffenheit, die zugleich durch 
die Herrſchſucht und die partifulariftifchen Beftrebungen Ein— 
zelner und ganzer Stämme genährt wird, zu heben und eine 
ftarfe volfsthümliche einheitliche Macht und Verbindung zu 
gründen, — und ferner zugleich in ben aus der jekigen Civili— 
fation und Uebervölferung berauswachfenden focialen Miß— 
ftänden. Abgefehen von dem legtern Punkte, der auch bet 
andern, politiich ſchon entwidelten Völkern ein nagender 
Wurm ift, wird auch ber politifhe Gährungsprozeß in 
den verjchiedenen Richtungen noch manches Unheil über Deutſch- 
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land bringen, bis wir bei dem Zuftande einer AbHärung 
und insbefondere bei einer den Bebdürfniffen der Nation ent= 
fprechenden Gefammtverfaffung angelangt feyn werden. Es 
war 1848 und 1849 ein der Phantafien entjprungenes ver= 
meflenes Hoffen, fo leichten Kaufes dieſes Ziel zu erreichen. 
Doch ift, mag auch der unmittelbare Erfolg ein noch jo ſchlim— 
mes Anfehen haben, immerhin ein großer Schritt vorwärts 
gefhehen, denn ein folcher Schritt Tiegt felbft in dem Uebel, 
welches auf dem Wege zum Vollfommneren fidh findet. 
Es ift eben fo wenig Grund vorhanden, jet muthlos und 
unmännlich verzagend die Hände in den Schooß zu legen, als 
Grund zu den frühern träumerifchen Hoffnungen vorhanden 
war. Es find durch die neue Zeit Ideen ftarf geworben, 
die nicht mehr zurüdgedrängt werben fünnen, mag auch das 
Unfraut, das damit heranwuchs, noch jo unglüdfelig fein, 
und möchten auch die aus diefem Unfraute hervorgegangenen 
Erſcheinungen entgegengeſetzter Art noch fo fehr zu be= 
lagen fein. 

Um die beiderlei Uebel zu mildern, thut es insbeſondere 
in unfern, am ſchwerſten getroffenen, kleineren Vaterlande 
Noth, daß alle Wohlgeſinnten, wie weit auch fonft ihre Anfichten 
verjchieden fein Eünnen, zufammenwirfen und unter fich 

—ex Hader ruhen laſſen, um mit vereinter Kraft bie umge— 
ftürzte Ordnung wieder aufzubauen und nur mit biefer 
und durch diefe die gefeglihe Freiheit zu befeftigen. Es 
muß wieder eine ftarfe Gewalt zum Schuge der Orde 
nung wie der Freiheit, für die öffentliche Sicherheit, 
wie für das Recht gegründet ($.193), und Damit zugleich der thö— 
richte Gedanke, daß Baden als eigener Staat Iebensunfähig 
fei *), thatfächlich widerlegt werben. Es dürfte in Baden 


) Es ift ein feltfamer Gedanke, Baden wegen feiner, doch größtentheils 
aus dem Zuftande des Gefammtvaterlandes erwachſenen, Revolution 
für Tebensunfähig zu halten. Mit weit größerem Rechte müßten dann 
auch Frankreich und Italien als lebensunfaͤhig erklärt werben, unb eben 
fo Oeſterreich, das zur MWieberherftellung der verfaflungsmäßigen Ge: 
walt, gleichfalls fremder Hilfe beburfte. Auch hätte man Daflelbe vor 
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nach der Schule des Lebens, durch die es gegangen, dieſe Wis 
derlegung jegt leichter fein, als in manchen andern Ländern, 
die ſonſt auf ähnlicher Stufe ftehen. Iſt es im Allgemeinen 
auch erfolglos, während des Brandes zur Beruhigung zu mahe 
nen, fo erregt doch die abgebrannte Stätte wieder ernftered 
Denken und Sinnen, wie für die Zukunft das Fortkommen 
wieder zu fihern ſei, — fie macht wenigftend für die Zeit 
bes Wiederaufbaueg geneigter, daß Gegner ſich die.Dände 
reichen, ſofern fie (auch bei verfhiedenen Farben) nur 
redlichen Willens find. 

Selbft in Beziehung auf die deutſche Verfaffung, von 
welcher die Zuftände Badens und ähnlicher Staaten, fowie 
jene der ®efammtheit alsfolcher weſentlich abhängen, wird 
die Iebendig gewordene Idee, wenn auch die alt verwachjenen 
Mebelftände im Vereine mit den Ausfchweifungen von 1848 
und 1849 ihre Berwirklichung erfchweren oder verfümmern, 
nicht ohne Früchte bleiben. 

Die göttliche Vorfehung führt durch allerlei Prüfungen 
zum Biele, und große Verbefferungen im Leben ber Völker 
gehen felten glatt und eben vor fih. Sie find gewöhnlich be— 
gleitet oder auch hervorgerufen durch große Leiden, durch 
welche die Völker erft dazu reif und würdig werden, und es 
liegt eine große Wahrheit in dem Ausfpruche Shakespeares: 

„Süß ift die Frucht der Widerwärtigfeit, bie 

gleih der Kröte häßlich und voll Gift einen köſt— 

lihen Juwel im Haupte trägt.“ 


2 Jahrzehnten von Spanien und Portugal und früher felbft von 
England und den Niederlanden fagen müffen. 

Ein Bebürfnig für Baben, eben fo aber au für andere deut⸗ 
fhe Staaten größeren oder geringeren Umfangs, ift es allerdings, 
daß eine engere Verbindung der beutfhen Staaten eintrete, durch 
welche nicht nur mittelft feſt organifirter gegenfettiger Unterftüpung bie 
Sicherheit der Theile verbürgt, fondern au, wie ſchon oben erwähnt, 
eine gleihförmige politifche Entwicklung zum Schuge der Freiheit und 
Boltsrehte, wie zur Abwehr des Mißbrauchse, im gemeinfamen 
Intereffe gewährleiftet wirb. - 
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Vorwort. _ 


So weit die in vier Abtheilungen erſchienene *) 
Druckſchrift des Frhrn. Heinrich v. Andlaw uͤber den 
„Aufruhr und Umſturz in Baden“ ſich auf Baden 
bezieht, iſt ſie gegen unſere konſtitutionelle Verfaſſung 
und Geſetzgebung, ſodann gegen meine Verwaltung 
und gegen meine Grundſaͤtze gerichtet. 

Das Erſtere berührt mich nicht, da ich am 19. De— 
zember 1846, als ich an die Spitze des Minifteriums 
des Innern trat, die von Frhrn. v. Andlam befämpfte 
Verfaſſung und (mit geringer Ausnahme) auch die 
übrige Gefeßgebung ſchon vorfand. Eben jo würde ich, 
was die DVerfchiedenheit unjerer allgemeinen Anfichten 
und die harten Urtheile gegen mich betrifft, darin 
feinen Anlaß zu einer Erwiderung finden. Eine joldye 
wäre für Den, der mein Buch Über „die Bewegung 
in Baden“ gelefen Hat, überflülfig, und von Dem— 
jenigen, der daſſelbe nicht las, Fönnte ich doch kaum 
erwarten, daß er meine jegige Erwiderung leſen würde. 








*) Der I. Band wurde im Juli 1850 und ver IV. im Juli 1851 
ausgegeben. 


Ohnehin hat Frhr. v. Andlam meine Anfichten in 
manchem Punfte nur irrig aufgefaßt. Abgefehen hie- 
von aber wird ed mir jo weit feine Anfichten con= 
fervativ find, willfommen fein, wenn fie fiegen. Ich 
fürchte überhaupt die Revolution, die deftruftiven Grunde 
jäße, und ihre Gewalt weit mehr, als eine mögliche 
zu große Beichränfung der Breiheit, welche, jo jehr 
jegt auch Diele es wieder fürchten, nie mehr von 
Dauer fein fann, — und wenn ich Manches, mas 
Andere für conjervativ halten, mißbillige, fo gefchieht 
es nur darum, weil ich dafjelbe nicht für confervativ 
halte, vielmehr die Ueberzeugung Hege, daß darin nur 
eine Nahrung für den beftruftiven Geift und fomit 
eine Quelle der Revolution Tiege. 

Auch die heftigen Angriffe gegen mich und meine Ver— 
waltung würden mich, jo maßlos fie fich auch (nament- 
lich wieder in der AV. Abtheilung) fteigern, zu Feiner 
Gegenjchrift beftimmen. Ach Habe in der nämlichen 
Periode, auf die fich jene Angriffe beziehen, in ent— 
gegengejetter Richtung den fchwerften Unglimpf von 
den Demagogen und verblendeten Maffen mit Gleich- 
muth ertragen, jo daß ein Aehnliches von Frhrn. von 
Andlaw und jelbft der Spott, den feine Schrift ent- 
Halt *), mich nicht mehr zu beunruhigen vermag. 

Was mich veranlaßt, die Feder zu ergreifen, ift nur 
die gefchichtliche Wahrheit, indem ich e8 für Pflicht 


*) Man fehe z. B. I. 16, 17, 143, 161, — IV. 113*, 124, 138 *ıc. 
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halte, verſchiedene (mich mittelbar oder unmittelbar 
betreffende) unwahre Thatſachen zu berichtigen, 
welche direft oder nur folgerungsweife (durch faljche 
. Unterftellungen) in der Schrift vorgetragen find. Mit 

Recht jagt. Frhr. von Andlam in der Vorrede zur 
J. Abtheilung: „wie unlauter find oft die Quellen!" — 
Ich erzählte in meiner „Bewegung in Baden“ nur, 
was mir aus eigener Wahrnehmung, oder aus amt= 
lihen Quellen befannt war. So werde ih es auch 
bier Halten. 

Auf eine allgemeine Beleuchtung der v. Andlaw- 
Then Schrift in allen ihren Theilen laffe ich mid 
nicht ein, und was ich außer der Berichtigung von 
Thatjachen vorbringe, foll nur zum Verftändniffe des 
Ganzen, und zur Aufflärung der wichtigften (jchein- 
baren oder wirklichen) Meinungdverfchiedenheiten dienen. 
Sp weit ich dabei noch auf das Verneinungsſyſtem 
meines Gegnerd und auf die in feinen Behauptungen 
vielfach Tiegenden Widerfprüche hinweiſe, gefchieht «8 
nicht, um ihn felbft ebenfalls anzugreifen, fondern 
nur weil dadurch die Schwäche feiner eigenen Angriffe 
defto Flarer und die Wahrheit defto einleuchtender wird. 


Rarlsruhe, 19. September 1851, 


Bekk. 
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Druckfehler. 


Auf Seite 154 in der Note, zweite Zeile von oben iſt ſtatt „Staats⸗ 


glieverungen” zu leſen: „Stande 8 gliederungen.“ 


Einleitung. 


Bi jedem öffentlichen Unglüde fragt man mit Recht nad) 
den Entftehungsgründen, um der Wiederfehr, wo möglich, 
vorzubeugen. 

Aufrihtig und ehrlich kann man von verfchiedenen Gefichte- 
punften aus die Gründe oft in ganz entgegengefegten 
Richtungen finden oder zu finden glauben. 

Schr. v. Andlaw erfennt fchon nach dem Titelblatte feiner 
Schrift den Aufruhr und Umfturz inBaden „als eine natür- 
liche Folge der Landesgefepgebung.” Daneben greift er 
in der Unterftellung, daß diefe Kandeögefeßgebung mit den von 
mir entwidelten Fonftitutionellen Grundfäsen im Einflange 
ftehe, diefe Grundfäge und die daraus entiprungene Haltung 
der Regierung ald den Erfolg begünftigend an, 

Was nun unfere fonftitutionelle Verfaſſung und die übrigen 
in dem Buche beiprochenen Geſetze betrifft, welche zunächſt 
als die eigentliche Urfahe des Umfturzed angenommen wer: 
den, — fo meine ich, eine einzige Betrachtung hätte bei diefer 
Annahme wenigftens bedenklich machen follen, die Betrach— 
tung nämlih, daß ja im März 1848 die gleichen Erſchei— 
nungen, wie bei ung, auch in andern deutfchen Ländern 
zu Tage kamen, wo doch nicht diefelben Geſetze und fon- 
ftitutionellen Einrichtungen vorhanden waren. 

Sch will nicht von Baiern und Sachſen fprechen, wo fpäter 
der Aufruhr ebenfalls nur mit fremder Hilfe niedergefchlagen 
wurde, Man Ffönnte jagen, daß dort ähnliche Gefege und 
Einrichtungen, wie in Baden beftanden haben. Ich weife 
vielmehr auf Oeftreih und Preußen hin *). In Preußen 


*) Bon Spanten, Portugal und Stalten, wo feit 30 Jahren wieder⸗ 
Holt folche Revolutionen und zwar ber hartnädigften und greuelvollſten 
1 
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beftand im Anfange ded März 1848 noch Feine Volksver⸗ 
tretung im v. Andlaw'ſchen Sinne, und in Deftreih waren noch 
gar Feine politifhen Neuerungen **) zugelaffen, fondern Alles, 
im ®emeindeleben wie im Staatsleben, beim Alten gelaffen, 
und do ift der Aufruhr in Wien und Berlin no früher 
zum Ausbruche und felbjt zu vorübergehender Herrſchaft ger 
fommen, als in Baden ***), 

Es fünnen alfo nur die gemeinſchaftlichen oder gleid- 
artigen Berhältnifie von ganz Deutſchland die beutfchen 
Völker für die Revolution, die von Franfreih aus fidh her- 
über wälzte, empfänglih gemacht haben, fo daß der politifche 
Meftwind die durch jene innern gemeinfhaftlihen oder gleich- 
artigen deutihen Werhältniffe bereits wanfend gemachten 
Stüsen und das darauf ruhende Bauwerk leicht umzuftürzen 
vermochte. 

Ich will von der Innern Güte der von Frhrn. v. Andlam 
fo fharf angefochtenen Zeit-Ideen von politifcher Freiheit und 
Volksrechten jet nicht fprechen, aber die Macht diefer Ideen 
und die Thatfahe, daß der Widerſpruch bderfelben mit 
den wirflihen Zuftänden die Erfehütterung der Jahre 1848 
und 1849 hervorbrachte, wird mit helfen Augen Niemand 
läugnen. Die Bundestagspolitif, nur von den Kabineten, 
namentlich der zwei großen deutfhen Staaten, ohne Bethei- 
ligung der Nation geleitet, Tieß jene Ideen nicht zu der unferer 
Entwiclungsftufe entfprechenden Geltung fommen, und wußte 
ihre praftifches Auffommen doch nicht vollftändig zurüdzu- 
halten, noch viel weniger aber fie aus dem Reiche der Geifter 
zu verdrängen. Daher die aus der Halbheit hervorgegangene 


Art waren und wo (in Stallen) gerave im Jahre 18471849 das meifte 
Blut floß, will ich gar nicht ſprechen. Daß dort ähnliche Geſetze und 
Regierungsgrundfäge wie bei ung beflanden, wird Niemand behaupten. 

**) Metternich ging, wie v. Andlaw fagt (IV.), von ber Anficht 
aus, die Zeit müffe die Gefhichte machen. 

+++) Man kann zwar fagen, daß die Grundfäße, welche v. Andlaw 
als die Grundfäße der Revolution bezeichnet, im März 1848 in Deftreich 
und Preußen ebenfalls oben an gefommen feien (Abth. TIL, Vorrede 
©. VI). Da waren fie aber immerpin nit die Ur ſache, fondern 
ihre Anertennung war nur bie Folge, der Revolution. 
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Lockerung und die noch immer übrig gebliebene große Kluft 
zwiſchen der feſtgehaltenen Wirklichkeit einerſeits und der 
Anſchauungsweiſe der Denkenden im deutſchen Volke 
andererſeits, womit das in der ſittlichen Anerkennung des 
Beſtehenden liegende Band zerriß. Daher die unnatürlice 
Stauung ded Stromes, oder die Spannung ded Bogens, 
in Folge derfelben aber der fchredhafte raſche Bruch, ald der 
Sturm von außen der gehemmten und gejpannten Kraft den 
mächtigen Anftoß gab, — und darauf die wilde Zerftörung, 
womit dad plöglich befreite Element einherjchritt. 

Schr. v. Andlaw felbft fpriht (Abth. I. S. 77) von der 
„ganzen Armut des Bundesiyftemd gegenüber den Forts 
jhritten der Fonftitutionellen Ideen,“ und er befennt (I. 221), 
daß er und feine Kollegen in der I, Kammer im März 1848 
alled vermeiden wollten, „was nur entfernt den Schein 
leihen fonnte, man möchte eine jüngft abgelaufene Epode, 
über welde jeder Vernünftige den Stab gebroden 
babe, unnatürlich fefthalten.“ 

Zur Erflärung der Entftehung der Revolution in Baden 
ift man daher nicht veranlaßt, weitere oder andere Gründe 
aufzuſuchen, als zur Erklärung der gleichen Erſcheinung in 
allen deutjhen Ländern, wo überall die Fürften und Res 
gierungen vor ihr fi beugten; — und wenn im Mai 1849, 
wo der Kampf der Nationalverfammlung mit den Dynaftien 
den Sturm von neuem anfachte und in den Augen der ver 
blendeten Maſſen fogar ein vermeintlihes Recht ded Wider 
ftands gegen die Lepteren begründete, die Revolution gerade 
- hier und in der baierifhen Rheinpfalz größere Erfolge 
ald in andern Ländern errang, fo fann man fidh dar 
über, auch abgefehen davon, daß die Hilfe eines mädtigen 
Bundesftaats und nicht jo nahe als z. B. den Sachſen war, 
wohl nicht wundern, wenn man die geographifche Lage ber 
Rheinpfalz und des Großherzogthums betrachtet an der Grenze 
der Schweiz und Franfreihs, von woher der Sturm zuerft 
gefommen war, und von wo aus die an der Grenze lauernden 
Flüchtlinge und ihre Gefellen in wenigen Stunden in das 
Land kommen und der gährenden Elemente im Augenblide 
ber Kriſe fih bemächtigen Fonnten, Es follte hier nit eine 
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badiſche, ſondern die deutſche Revolution von Betheiligten 
aus allen Ländern durchgekämpft werden, und mit Recht ſagt 
Fürſt Schwarzenberg in ſeiner an Baron Prokeſch gerichteten 
Note vom 22, Juli 1850 (Abth. III. S. 325), daß die Re— 
volntion das Großherzogthum Baden nur „zum Kampf 
plate erwählt habe,“ 

Frhr. v. Andlaw findet (IT, 173) in meinem Buche Grund: 
fühe, welche Revolutionen zur Folge haben. Wir werden 
fpäter fehen, daß er dabei, insbefondere hinfichtlih des ſoge— 
nannten Bolfswillens, Sätze unterftellt, die in meinem Buche 
nicht vorfommen. Worläufig aber hievon abgejehen, geht er 
von der unrichtigen Vorausſetzung aus, daß in Baden nad) 
den politifhen Anfichten, die ich im Abfchnitte I, SH. 7—30 
darftellte, regiert worden fei. Wie aus dem $. 7 hervorgeht, 
ftellte ich jene Anfichten als ſolche auf, nach welden in 
regelmäßigen Zeiten regiert werben foll, „um die Ent- 
widlung in einem geordneten Gange zu erhalten, und ger 
waltfamen Umfturz abzuwenden,” Nirgends habe ich gefagt, 
daß in Baden nad diefen Grundfägen regiert worden ſei. 
Es war dies wohl hinfihtlih eines Theils derfelben hier, 
wie bei jeder aufgeflärten und ehrlihen Regierung, ſchon 
lange her der Fall, aber hinfichtlih anderer politisch ſehr 
wichtiger Punkte wäre e8 wegen der Bundestagspolitif und 
zum Theil wegen ausdrüdlicher Bundesbefhlüffe in ent- 
ſprechendem Maße gar nicht möglich gewefen, fo daß durch 
Halbheiten der Zuftand in Baden, wie in anderen Fonfti- 
tutionellen deutfchen Ländern, nur um fo unhaltbarer werden 
mußte. Was mich felbft betrifft, jo wurde mir erft zwifchen - 
dem Landtag von 1846 und dem im Dezember 1847 ew 
öffneten die Verwaltung eines Minifteriums übertragen, fo 
daß meine Wirfjamfeit, abgejehen von äußern Hemmniffen, 
fhon wegen Kürze der Zeit von feinem Belange fein 
fonnte, da fogleih in den erften Monaten des erften Land- 
tags, an dem ich als Chef des Innern auftrat, in Folge der 
franzöfifhen Revolution der Sturm losbrach, während des 
Sturmes aber überall wohl rafhe Geſetze gemacht, aber 
feine gebeihlihen und dauernden Gründungen gefchaffen 
werben fönnen, Im Sturme können bie politifchen Anfichten, 
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die ich aufftellte, überhaupt zum geringften Theile durchge: 
führt werden. Für ſolche Zeiten laffen fich, wie für Fälle der 
Nothwehr und des Nothitandes, Faum irgend fefte Regeln 
einhalten, weil die loögelaffenen Glemente jihwer oder gar 
nicht zu bewältigen find, In gefahrvollen Lagen gilt die 
Lojung : helfe, was helfen kann! — Der Schiffsfapitän wirft 
Güter, nah Umftänden ſelbſt Menſchen, über Bord, um das 
Schiff mit dem Reſte noch zu retten. Das tobende Element 
ift der ftärfere Theil. Hier befteht, wie ich im $. 6 meines 
Buches jagte, die nächte Aufgabe des Augenblids nur darin, 
durch alle Mittel, die nad Verfchiedenheit der Umftände zum 
Ziele führen fünnen, dafür zu forgen, „daß das Staatsſchiff 
nicht untergehe, bis der Sturm vorüber, der Strom ver: 
tonnen ift, oder die dem Donnerwetter folgende Abkühlung 
der ruhigern Ueberlegung und etwa nöthiger Verbeſſerung 
begangener Fehler wieder Raum gibt” *). 

Auf eine Erfahrung kann fih Schr, v. Andlaw hiernad) 
nicht berufen, wenn er die Negierungsgrundfäge, die ich in 
meinem Buche für die regelmäßigen Zeiten zur Sicherung 


*) Schr. v. Andlaw fagt (IE. Vorrede S. VL), ein badifcher Staats: 
mann babe 1848 geäußert, man müſſe jest Alles bewilligen, fpäter 
fönne man's ja wiever ändern. Mir ift von viefer Aeußerung nichts 
befannt geworden. — Dan jehe übrigens auf andere deutſche Länder, 
wo 1842—49 in mehrfach gefieigertem Maße mit vollen Händen Alles 
bewilligt, dann nach und nach ftufenweife wieder zurücdgenommen wurde 
und in viefem Zurücnehmen täglich noch weiter gegangen wird. Die 
Zugeftäntniffe gingen dort (meiftens in Folge der Berufung konſtituirender 
Berfammlungen, welcher Berufung wir und hier flanphaft widerſetzten), 
befanntlich viel weiter als in Baven. Eben hierüber machte mir daher 
Brentano in der Eitung vom 10. Februar 1849 tie beftigften Vor— 
würfe. — Ich fuchte vie Zufiherungen fo viel als möglich zu bes» 
fhränfen, um fie mit der nöthigen VBorfiht auch erfüllen zu 
fönnen. Man vergleiche nur die vamaligen öftreihifchen und preußifchen 
und antere neu entjtandene oder geänderte Verfaffungen und mande 
andere Geſetze mit vem, was in demokratiſcher Richtung hier geſchah. 
Was bier zerfiörend wirkte, waren nicht neue demokraliſche Einrichtungen 
oder Gefeße, fonvdern es war neben der allgemeinen deutſchen Ver— 
wirrung nur eine Anzahl befonvders hervorragender wüthender Dema—⸗ 
gogen und unfere gefährlihe Nachbarſchaft, wornach von ter fremden 


we 


einer geordneten Entwidlung und zur Abwendung yon Re 
volutionen empfahl, als nachtheilig oder gefährlich erklärt. 

Eeltfam ift es übrigens, daß v. Andlaw, indem er biefe 
Grundfäge ald in dem Weſen der fonftitutionellen Berfaffung 
liegend betrachtet, und darum den Konftitutionalidmus über: 
haupt befämpft und dem jegigen Minifterinm die Wieder: 
aufrihtung (Erhaltung) unferer Berfaffung übel nimmt (1. 13), 
mir, da ich nad dieſer Verfaſſung zu verwalten berufen war 
und die Beobachtung derfelben beſchworen hatte, nun zum 
Borwurfe macht, nad jenen (verfaffungsmäßigen) Grund— 
fägen gehandelt zu haben. Er hätte alſo von mir einen 
Eidesbrud gefordert. 


Dom Volkswillen. 


Indeffen unterlegt v. Andlaw meinem Buche Anfichten, 
von welden darin wohl feine Spur zu finden ift, Indem er 
nämlich in der Abtheilung I. ©. 11 ff. zu beweifen fucht, 
daß ed gar feinen Volfswillen gebe, behauptet er auf 
©. 15, Note a. Abi. 2, daß meine Schrift beinahe auf jeder 
Seite meine Hinneigung zeige, mich überall dem vermeinten 
Volkswillen unbedingt zu fügen *). Da aber felbjt der Aus— 


Grenze herüber das Feuer ſtets gefchürt und von den Flüchtlingen und 
ihren Gefellen jeder Anlaß, ven Aufruhr anzufachen und zu unterflügen, 
abgelauert wurde. — In Beziehung auf Gefese haben nur einige 
Befimmungen der Grundrechte und unfere (übrigens aus früherer 
Zeit ſtammende, im Märzfturm unverändert heraufbeſchworene) mangels 
hafte Preßgefeggebung unglüdlich mitgewirkt. 

*) Auch. fhon hinfihtlih der Zeit vor der Märzbewegung fagt 
‘9. Andlaw (I. 17), daß die Rundreifen, vie ich nach der Hebernahme 
des Minifteriums des Innern im Jahr 1847 in Begleitung des Miniftere 
v. Duſch machte, nur ven Zwed gehabt haben, „forgfältig ven Volks— 
willen zu erforfhen und ſich ihm au fügen.” 

Dies ift eine der vielen unwahren Behauptungen, welde die Schrift 
enthält. Daß ich die Bepürfniffe der verfehiedenen Landestheile näher 
Tennen lernen wollte, wird mir fein Bernünftiger übel nehmen. Hat ja 
doch v. Andlaw felbft eine Menge Mißſtände (im Gemeindeleben ıc.) 
aufgezählt, deren Befeitigung Noth thus. In polttifcher Beziehung 
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drud „Volkswillen“ in der Schrift nur an wenigen Stellen 
zu finden ift, jo macht fih Frhr. v. Anlaw den Beweis feiner 
Behanptung dadurd leicht, daß er beifügt: „Da diefer Ge— 
danken das ganze Buch durchdringt, fo bedarf es der einzelnen 
Belege eigentlih nicht,“ Gleihwohl citirt derfelbe in I. 17, 
Note a. a. E. die Seite 210 meines Buches, wo ih aus 
Anlaß der Amneftie-Betition fagte: „Wenn die Volksſou— 
veränetät darin gefunden wird, daß bethörte oder milde 
Haufen durch rohe Gewaltthat ihr Verlangen geltend machen, 
fo ift dies ein dem Wohle der Gefammtheit höchſt verderb- 
licher Grundfag, der nicht zur Freiheit, fondern unmittel- 
bar zur Böbeltyrannei und hintennach zu einer andern 
Tyrannei führt. Ohnehin ift e8 mit dem Volfswillen, der 
darin fi geltend machen fol, in den meiften Fällen, wie 
namentlih unfere eigene Geſchichte zeigt, nicht weit her. 
Die tollften Abentheurer machen fich geltend, und mit einem 
Haufen Handlanger nöthigen fie die große Mehrheit fried- 
licher Bürger, die, unter fich nicht zufammenhängend, überall 
vereinzelt und in Fleineren Abtheilungen überrafcht und an— 
gegriffen, den Tollföpfen fih fügen müffen.” Schr. v. Andlaw 
bemerkt, daß ich in diefer Stelle meines Buches felbft aner- 
fenne, „daß es mit dem Volkswillen in den meiften Fällen 
nicht weit her fei.” Da er hiernadh in dem Inhalte bdiefer 
Stelle mit jenen anderen Stellen („beinahe auf jeder Seite”) 


reiste ich nicht, um Lehren u empfangen, fondern um folde zu 
ertheilen, weshalb befanntlih die damaligen radikalen Blätter 
tadelten, daß die Reife auf konfervative Wahlen wirke. Aus eben 
diefer letzteren Quelle oder von Ultras anderer Art müßten nun 
die ſchmähenden Aeußerungen Einzelner, vie v. Andlaw gehört haben 
will, getommen fein; denn im Allgemeinen ſtehen fie fonft mit der No- 
torietät und mit meinen eigenen Wahrnehmungen in der damaligen Zeit 
im grelfften Widerſpruche. Darum beunruhigt mich (und fiher auch meinen 
damaligen Kollegen) dieſe Echmähung im v. Andlaw'ſchen Buche eben 
fo wenig, als was bort über die Rückkehr unferer Popularität gefagt 
ift, und in leßterer Beziehung kann ih es ven (als Freunde des Um⸗ 
ſturzes dargeitellten) konfervativen Wahlmännern in den Bezirken, vie 
mich wählten, und in jenem meines Kollegen überlaffen, die gegen fie 
ausgefprochene grundlofe Berdächtigung, wenn fie es je für nöthig halten, 
ſel b ft zurückzuweiſen. 
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einen Widerſpruch entdeckt, fo wäre wohl doppelt nöthig ge 
wefen, diefe legteren Stellen auch zu bezeichnen. Aus der 
Anwendung, die er 4. B. in I. 15, 138, 167, 172 ıc. von 
der Behauptung macht, daß mein Buch den Gehorfam gegen 
den Volfswillen Iehre, erficht man zugleich, welche Bedeutung 
ex diefem Worte beilege, daß er nämlich die auf der ange 
führten Seite 210 meines Buches gezeichnete Erſcheinung im 
Auge habe, wo Parteigänger in der Preffe, in Petitionen, 
in Volföverfammlungen oder wo immer ein Geſchrei erheben, 
und dadurh Maffen, nach Umftänden felbft die Mehrheit der 
Bevölferung, berauſchen oder verblenden und (für den Augen: 
bit) für ihre Begehren ftimmen, 

Diefem (nicht auf wirflihes Bedürfniß gegründeten) 
ephemeren oder launenhaften Volfswillen, der, jelbft wenn 
er augenbliclih in der Mehrheit liegt (die Fälle über- 
wältigender revolutionärer Stürme abgerechnet), durch fräf- 
tiged Entgegentreten und Beharrlicfeit umgeftimmt werben 
fann, oder oft durch den blofen Ablauf einer Zeit wieder in 
fih zerfällt, — diefem Bolföwillen habe ich in meiner 
Schrift nicht dag Wort geredet, ih habe nirgends gelehrt, 
daß demfelben Folge zu geben fei *). Ih habe daher auf 
niht Einem der vielen unfinnigen Volksverſammlungsbe— 
fhlüffe von 1848 und 1849, nicht Einer jener unfinnigen 
Forderungen der radikalen Preſſe entſprochen, obgleih ic 
3. B. bei der wichtigften und geführlichiten Yorderung um 
Einberufung einer konſtituirenden Verfammlung annehmen 
fonnte, daß wirklich die Mehrheit der Bevölferung im Augen: 
blide dur Blendwerk dafür gewonnen fei. 


*) Es gibt allerdings Lagen, mo die Freiheit des Willens aufhört, 
wo nur die Wabl ift zwifchen Umfturz over augenblidlihem Nachgeben 
gegen eine unreife Forderung. Daher erklären fich die vielen Prokla— 
‚ mationen und andere Afte deuticher Fürften vom März 1848, worin 
ganz überſpannte und unreife vemofratifhe Zugeftändniffe (faft überall 
mehr, als in Baten) gemacht wurven. Dies gefhah aber, fo weit es 
wirklich überfpannte und unreife Dinge betraf, nicht nach dem Prinzipe, 
daß ein folder Volkswille maßgebend fei, fonvern ed geichah einzig und 
allein varum, weil nichts Anderes zu machen war. — Bon dem 
yarlamentarifhen Willen weiter unten. 





RER 


Das, was mein Buch zur Beachtung empfiehlt, ift etwas 
ganz Anderes, ald was v. Andlaw unter feinem „Volks— 
willen“ verfteht. 

Die fortfchreitende geiftige Entwidlung der Geſellſchaft 
bringt nicht nur neue Ideen zu Tag, fie begründet auch neue 
Intereffen, — politifhe und ökonomiſche nene Anordnungen 
und Einrichtungen werden zum wirfliden Bedürfniife, 
wenn die in den Einzelnen und in der Gefellfhaft als folder 
liegenden Kräfte die für das Gefammtwohl und für das 
Wohl der Einzelnen nöthige Freiheit erhalten und zugleich 
in den für den neuen Zuftand nöthigen, das Zufammen- 
beftehen bedingenden, Schranken gehalten werden follen. 

In dem geiftigen Leben liegt eben fo, wie in dem Phyſiſchen, 
der Trieb einer ewigen Umbildung, wenn es gleich andere 
Geftaltungsperioden hat, als die mit jedem Jahre alternde 
und fich wieder verjüngende phyftihe Natur. 

Die Ideen, die in einer beſtimmten Zeit die Richtung 
dieſes geiftigen Bildungstriebes darftellen, und die in den 
durch die neuen Geftaltungen des Lebens hervorgerufenen 
neuen Bedürfniffen wurzeln, find die Zeit-Ideen, welde 
v. Andlaw fo gewaltig befämpft. Man fann einzelne fid 
geltend machende Ideen ald an und für fich verwerflich, 
oder doch ald unreif, ald nicht in den Bedürfniffen der Zeit 
liegend angreifen, aber die Mißachtung der Zeit-Ideen ale 
folder überhaupt ift, jo weit ed fih um äußere weltliche 
Angelegenheiten handelt, eine Berlegung der von Gott ge 
gebenen Weltordnung. 

Die göttlihen Wahrheiten find allerdings, wie v. Andlaw 
fagt, ewig und unmandelbar, fie beziehen fih aber nur auf 
unfer Inneres, auf unfer Verhältniß zu Gott und auf unfere 
fittliden Pflichten. Unfer Heiland, der da fagte: mein Reich 
ift nicht von diefer Welt, — gab Feine Worfchriften über die 
Staatsformen. Er lehrte nur im Allgemeinen Gehor- 
fam gegen die Obrigfeit, ohne zu beftimmen, wie diefe Obrig- 
feit organifirt fein fol, und in welchen Formen fie ihre 
göttlihe Sendung zu erfüllen habe. Er lehrte dies wohl 
darum nicht, weil die äußern Berhältniffe des gefellichaft- 
lichen Lebens, verſchieden von den unwandelbaren göttlichen 
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Wahrheiten, nah den Naturgefegen einer ewigen Umbildung 
in der Zeit unterliegen *). 

Es Fann 4. B. in einer gegebenen Zeit je nad dem Kul—⸗ 
turzuftande eines Volkes, je nach der Mafje und Beſchaffen— 
heit der Gedanken, welde die Angehörigen deſſelben beichäf- 
tigen, nicht nur ausführbar, fondern felbft wohlthätig fein, 
daß Alle gleihfam unbewußt der Autorität (Macht) eines 
Einzelnen oder Weniger willig folgen. Es können babei 
die einzelnen Perfonen oder Verbände nad Umftänden für 
ſich gleihwohl noch viele Freiheit haben, weil fie in einer 
Art von Unfhuld jene Macht nicht angreifen, diefe alfo aud) 
zur Yeußerung gegen fih wenig aufrufen oder veranlaffen. 

Eben jo kann zu einer gegebenen Zeit die Deffentlichfeit 
des Staatslebens, die fih in der Preſſe, im Gerichtsverfah— 
ren, in Verfammlungen, in der Berathung von Notabeln 
oder von Abgeordneten 20, darftellt, nicht nur entbehrlich, 
fondörn, weil dabei immer auch verderblihe Gedanken zu 
Tag kommen und fi verbreiten, ſelbſt überwiegend nach— 
theilig fein. 

Aber der natürliche Umbildungstrieb, die Anfammlung und 
Verarbeitung der Gedanken unter den Angehörigen eines 
Volkes ſchafft nah und nad diefe Zuftände um, und was 
vorher gut war, ift jet unheilvoll. Der neue innere Zu 
ftand der Bevölferung fordert neue äußere Oeftaltungen. 
Er kann, um das Ganze zu erhalten, eine umfafiende Be— 
theiligung und Mitwirfung von Einzelnen und Körper 
ihaften bei der Verwaltung der öffentlihen Angelegenheiten, 
— er kann die umfaffendfte Deffentlichfeit dabei nöthig 


+) Treffend fagt unfer großer Zeichner der Natur : 
„In Lebensfluthen, im Thatenfturm 
Wal’ ih auf und ab, 
ehe hin und ber! 
Geburt und Grab, 
Ein ewiged Meer, 
Ein wechfelnd Weben, 
Ein glühend Leben, 
So ſchaff' ih am faufenden Webſtuhl der Zeit, 
Ind wirkte ver Gottheit lebendiges Kleid.“, 
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machen, um den unreinen Säften Abflug und den befferen 
Fräften Gelegenheit und Anlaß zur Bekämpfung der ſchlechten 
Beftandtheile zu verfchaffen. 

Die Zeitideen find nicht nur Urſachen, fie find, da ber 
natürlihe Verlauf ftets neue Bedürfniffe bringt, zugleich 
auch Wirkungen der ſich ändernden Zuftände *). 

Die Frage ift nur: ob im einzelnen Falle eine verbreitete 
Idee ein wirklihes Bedürfniß der Zeit, d. h. des big 
dahin gewordenen Zuftandes fei, oder ob fie etwa nur 
ein Anflug von Neuerungsfucht, von Nachäfferei, ein für die 
Wirklichkeit nicht taugendes Phantafiegebilde ſei? — Sit 
fie das letztere, fo ift fie nur ephemerer Natur, fie trägt 
feine Lebenskraft in fih, fie ift nicht nachhaltig, nicht 
andauernd und beharrlih auf das Ziel losgehend. 

Hier halte der Staatsmann die Hand am Pulſe der Zeit! 
— Mit feiner eigenen Anfhauung der Verhältniffe wird er 
zugleih, Spreu vom Kerne unterfcheidend, die in der Preſſe, 
in ftändifchen Berathungen ꝛc. fih Fundgebende Stimmung 
zu Rathe ziehen, und einer allgemeineren Ueberzeugung, die 
nicht nur vorübergehend, fondern nachhaltig und be— 
harrlich, alfo in dem natürlihen Entwidlungsgange 
felbft begründet ift, wird er, wenn er es auch wollte, ver- 
geblich Widerftand leiften, 

In diefem, von dem augenblidlihen Gefchrei der Menge 
und von dem Andringen der Demagogen oder Umfturgmänner 
wohl zu unterfheidenden Einne empfiehlt mein Bud 
allerdings, daß dem Volkswillen, wenn man jenes geiftige 
Athmen, jene auf dem Gefühle des Bedürfniffes be- 
ruhende allgemeine und dauernde Stimmung fo 


*) Frhr. v. Andlaw, der die ganze Nichtung ver Neuzeit, vie feit 
Auflöfung des deutfchen Reichs aufgelommenen Prinzipien und Inftitus 
tionen, fo gewaltig bekimpft, anerkennt doch ſelbſt (U. 13 *), daß und 
wie mande ehemalige Bürften und Herren (geiftliche und weltliche) nah 
und nad fih dem Sinn ihrer Unterthanen entfrembeten, und daß mit— 
din, „als Tas Band zerriß, in manchen Fällen feine Lockerung fchon 
längft erfolgt war.“ — Dies waren alfo wohl Anzeichen des Beplirf- 
niſſes neuer Schöpfungen. 
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nennen will, Rechnung getragen werde. Im 8. 13 habe ich 
dort gefagt: „Nenne es öffentlihe Meinung, nenne es 
Volksgeift, Volksbewußtfein,, oder wie immer! — kurz, was 
die nicht etwa buch ephemere Erſcheinungen angefacte, 
fondern naturgemäß nad und nah von innen gefommene 
entijhiedene Ueberzeugung der Mehrheit der Denfenden 
in einem Bolfe, der Inftinft der geiftigen Kräfte ge 
worden ift, muß zur Erfüllung fommen, wenn man nicht 
blind und hilflos dem Umſturz entgegen gehen will.“ Bon 
diefem Volkswillen jagte ich im $. 17, daß ihm gegenüber 
die Regierungsgewalt thatfächlih nur eine „läuternde, kon— 
ftatirende, vermittelnde und aufjchiebende” ſei, — und im 
$. 15 fügte ih der Betrachtung, daß die leicht zum Umfturz 
führenden „plöglihen Sprünge (in den ftaatlihen Einrich- 
tungen) dur einen unnatürlichen, dem Sinne des ein: 
fihtigen Theild der Bevölferung widerfprechenden, langen 
Rüdhalt herbeigeführt” werden, — die Bemerkung bei: 
„So weit er (der Freiheitsdrang) nicht nur in den Ehr- 
geizigen und Selbſtſüchtigen, in den dämoniſchen Geiftern, 
fondern auch in den bejonnen denfenden Mitgliedern ber 
Staatögefellfehaft herrfcht, muß ihm Genüge geſchehen, oder 
der Zuftand der Unfreiheit ift für die Sache der Ordnung 
noch gefährlicher, ald die Freiheit jelbit, und als die 
damit verbundene Bewegung, die dem Staatsförper zu 
feiner Kräftigung und Gefundheit im Allgemeinen eben fo 
nothrwendig ift, ald dem Körper des Individuums Man 
muß die Ideen, deren Madt unüberwindlih ift, zu 
rechter Zeit verwirklichen, um fie gefahrlos zu machen.“ 
Ich habe hiemit nichts Neues gejagt, fondern nur eine 
Erfahrung aller Zeiten ausgefprohen, deren Wahrheit noh 
fein wahrhaft confervativer Staatsmann verfannt hat. 
Erſcheinen die Geburtöwehen einer durch die Zeitideen 
gehobenen großen Sache als die Zeichen von deren Reife, fo 
muß man das Inslebentreten fördernd erleichtern, und es 
ift eben fo verfehrt, die Geburt durch Fünftlihe (Jwangs-) 
Mittel zurücdhalten zu wollen, ald das neue Wefen vor 
feiner Reife gewaltiam an das Tageslicht zu bringen, Das 
Erfenntniß über die Zeichen der Reife fteht zwar in den 
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öffentlichen Angelegenheiten - Denjenigen zu, die zu beren 
Leitung berufen find. Wer aber in weltlihen Dingen, wo 
fein faframentalifhes Lehramt befteht, in dem Hochmuthe 
befangen, daß er allein den Stein der Weifen befige, die 
beharrlih und nachhaltig in taufend Geftalten zu Tag 
fommende öffentlihe Meinung verachtend, nur allein nad 
eigenen Heften regieren will, Fann über das Land nur 
Unheil bringen. Wenigftens handelt er nicht confervirend, 
fondern zerftörend (revolutionär), indem er, wie ein großer 
Britte ſich ausdrüdte, „den Strom des menſchlichen Geiftes 
aufdämmt, bis die unwiderftehlihe Gewalt aufgehäufter Un— 
zuftiedenheit alle Schranfen fprengt, und felbft diejenigen 
Inſtitutionen fortreißt, welche eine zeitige Verbefferung 
ftarf und dauernd hätte machen können,” 

Dem Prinzipe, das den Gehorfam und die Achtung vor 
der Autorität an und für ſich zerftört, — und überhaupt dem 
an fih Schlehten oder Unftttlihen, das der auflöfende 
Geift bringt, muß unter allen Umftänden die Staatsgewalt 
entgegentreten, und fie wird hiebei nicht nur durch die mäch— 
tigen Intereffen, die fih an den Beitand der Ordnung 
fnüpfen, unterftügt, fondern im Bunde mit ihr und mit jenen 
Intereſſen wird in diefer Richtung vor Allem die Förderung 
und Verbreitung der Religion, insbefondere des Chri— 
ftenthbums, einen wohlthätigen und nachhaltigen Erfolg 
haben, denn wie Guizot jo wahr fagte, „in einem einzigen 
Körnchen Glauben liegt mehr Macht, ald in Bergen des 
Zweifeld und der Gleichgiltigfeit“ *), 

Diefe großartige Wirffamfeit der Religion wird aber nicht 
nur duch ftaatlihe Anordnungen, welde die Kirche in der 
freien Entfaltung ihrer Kräfte hindern, gelähmt, fondern 


*) Zum Heile der Menfchheit enthält die Religion nicht nur, wie 
manches Andere, objektive Wahrheit, fondern der Schöpfer hat 
auch das Gefühl verfelben und das Bedürfniß darnad in das 
menfchliche Hera gelegt. Je heftiger fie angegriffen oder verläugnet 
wird, defto mächtiger macht fie durch die im Innern entftehende Leere und 
Berlaffenpeit fih wieder geltend. Damit ift fie allein ver Anker 
gegen ale dauernde Zerflörung. | 
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eben fo auch durch andere unnatürlihe, mit der Stufe der 
geiftigen Entwidlung eined Bolfes im Widerſpruch ftehende, 
feine freie Bewegung überhaupt hemmende, äußere Zuftände, 
— ſonſt fünnte Italien, insbefondere der Kirchenftaat, wo 
die Kirche als folhe nit nur die vollfte Freiheit befist, 
fondern ihre Organe daneben noch die weltlihe Macht 
felbft inne haben, nicht fo häufig der Schauplag von Re’ 
volutionen fein, 

Sp weit e8 fih übrigens nicht um die Wahrheiten der 
Religion, nicht um Fragen der Gittlihfeit und bes 
ewigen Rechts, fondern innerhalb der Schranken bes 
fittlihen Gebieted nur um ftaatlihe Einrichtungen handelt, 
welhe ohne Verlegung diefer Schranfen jo oder anders 
fein können, — müſſen einzig und allein die Bedürfniffe 
der Zeit maßgebend fein. 

Kommen bei Fragen biefer Art unreife, durch die Be 
dürfniffe nicht begründete, Forderungen zu Tag, fo fünnen 
im gewöhnlichen Verlaufe *) die Mittel des Geiftes und die 
entgegenftehenden Interefien, fo fern man dieſe bei der Ber 
fümpfung betheiligt, dem neuen Gedanfen den Boden abge- 
winnen. Sft eine ſolche Idee aber (dad Zeichen der Reife) 
allgemein und beharrlih, fo kann fie nur im ihrer 
Verwirflibung den Ruhepunft finden, und „es ift ein 
eitel und vergeblih Wagen, zu rennen in's bewegte Rad 
der Zeit.“ 

Wie Fein und ohnmächtig ift hier die Macht der Ein- 
zelnen gegenüber der ganzen geiftigen Strömung! — 
und wer mit Schr. v. Andlaw auch in ſolchen ftaatlihen 
Dingen, von der Unterfheidung zwifchen Lehrenden und 


*) In außerorbentlichen Yagen, fei es, daß vie Heberflürgung durch 
auswärtigen Anftoß oder durch innere Gebrechen, deren Heilung felten 
ſogleich möglich ift, veranlaßt fei, hilft oft, wie ich im $. 30 meines 
Buches Über „die Bewegung in Baden“ ſagte, noch das Eifen: 
Aber- fhlimm ift es immer, wenn die Sache fo weit gelommen if, — 
und jene draſtiſchen Mittel können, wenn auch für den Augenblid, 
doch nicht für die Dauer Ruhe fchaffen, denn die Revolution felbf 
kann, wie v. Andlaw in der Vorrede zur Abth. UI. felbft anerkennt, 
blos „mit Waffenmacht nicht befiegt” werben. 
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Lernenden ausgehend *), eine beharrliche öffentlihe Mei- 
nung für Nichts achtet, wird bald gewahr werben, daß auch 
ein Riefe vergeblih den Kampf mit der Natur unternähme, 
Bringt man noch in Anſchlag, wie fehr die geiftige Be— 
wegung und damit das Volköbewußtjeyn durch neue Erfin- 
dungen (durch die Dampfprefien **), dur die Eifenbahnen 
und Telegraphen), an Verbreitung und damit an Stärfe 
gewinnt, jo muß es ald eine Bermeffenheit erfcheinen, 
diefe Welt von beurtheilenden, zerfeßenden, fchaffenden und 
zerftörenden Gedanken, wie v. Andlaw will, nur vom Stand: 
punkte der Lehrenden aus von oben herab zu beherrfchen, 
und das Geſammtweſen ohne Beachtung des öffentlichen 
Geiftes nur nach den, wenn auch ifolirten, Anfichten Ein» 
zelner zu regieren. Laſſen die Leiter nicht duch das ſich 
ftetS weiter entwidelnde und fortwälzende geiftige Leben des 
Volkes unbewußt oder unwillführlich ſich mitbeftimmen, fo 
wird bei der unnatürlihen Stauung der zufammenrinnenden 
Gewäſſer ihre Heine Kraft an den Fluthen und an den im 
Strome herabrollenden Felfen zerſchellen. 

Nur in diefem Sinne enthält mein Buch die Lehre, daß 





*) ©. I. 24, wo zugleich gefagt ift, daß die Völker nur ver Au« 
torität folgen. Aber welcher Antorität werben fie folgen, wenn 
die Regierungen mit der öffentlichen Meinung, mit der Anficht ver 
überwiegenden Mehrheit der Dentenvden im Volke in bebarrlichem 
Wiverfpruh handeln? — Auf S. 167 fagt v. Andlaw felbft tadelnd, 
„daB das büreaufratifhe Regiment feine Wurzel im Volke“ habe. 
Wenn man aber nach der Unterfcheldung zwifchen den Lehrenden und 
den Lernenden die Anfichten ver leßtern nicht beachten, fondern nur 
beherrfchen fol, fo kann natürlich von einem „Wurzeln im Volke“ nie 
die Rede fein. 

**) Beim Anblide der arbeitenden Schnellpreffen in ver Weltinduſtrie⸗ 
Ausftellung ergießt fih Jules Janin in folgende Betrachtung: „Rab 
und Flügel der Preffe geben, einmal in Bewegung gefegt, unabläffig 
fort, wie der menſchliche Gedanke, und wandern gleichen Schrittes jenem 
unbelannten fernen Ziele zu, das Niemand vorauszufehen vermag. — 
Die Preſſen ... fliegen und können faum jenem Meere von Dinte und 
Papier genügen, das unabläffig zum Berkaufe und in ven Kopf 
der Millionen Lefer fih für ...... „Wo aber wälzen fich 
diefe zahlloſen Maſſen von Thatfarhen, Ideen, Drohungen, Hoffe 
nungen hin ?“ 


— feineswegs einem nah Köpfen abgezähltem Volks— 
willen, oder Dem, was man ald die augenblidlide 
(oft launenhafte oder wegen Mangeld eines wirflihen Ber 
dbürfniffes vorübergehende) Anfiht der Mehrheit betrachte, 
— wohl aber dem in den Bedürfniffen des gewonnenen 
Zuftandes wurzelnden, alfo nabhaltigen öffentlichen Geifte 
— nenne man ihn Volfswillen, Volksgeiſt, Volfsbewußtfein, 
öffentlihe Meinung, oder wie immer — Rechnung zu 
tragen fei, | 

In diefer Beziehung bringe ich alle die taufend thörichten 
Einzelheiten, die in den Jahren 1848 und 1849 als 
angeblihe Volkswünſche in der Preſſe, in der Debatte, in 
Volksverfammlungen oder Vereinen ꝛc. zu Tag famen, nicht 
in Anſchlag. Nichts in meinem Buche wird diefe Unter—⸗ 
ftelung rechtfertigen. 

Was ih aus den Erfcheinungen diefer Jahre als eine 
neue Grfahrung für eine alte Wahrheit entnehme, ift nur 
bie Thatſache, daß bei den deutjhen Völfern vor dem 
Jahre 1848 den Ideen und Bedürniffen der Zeit zu wenig 
Rechnung getragen wurde, und die Märzbewegung im 
Ganzen mit der dabei zu Tag gefommenen gejellichaft- 
lihen Auflöfung die Wirfung ded vorausgegangenen 
langen unnatürlihen Rückhalts war, der den beutfchen 
Völfern die für ihre Entwidlungsftufe nöthige freiheitliche 
Bewegung und Gelbftftändigfeit oder Betheiligung bei der 
Berwaltung ihrer Angelegenheiten (in fefter, bis zum Mittel: 
punkt ſich fortfegender, forporativer Gliederung) vorenthielt, 
fo daß der unabläffig arbeitende Fritifhe Geiſt den Stoff 
und die Macht fand, das für ihn zu ſchwache Gebäude eines 
nur von oben (von den angeblih „Lehrenden”) geleiteten 
f. 9. Bevormundungs⸗ oder Polizeiſtaats feit lange her immer 
mehr zu untergraben. 

Ich erkenne in jener Thatfache zugleich eine Urfunde über 
die Wirflichfeit und Stärfe der auf einem Bedürfniffe in der 
bezeichneten Richtung beruhenden geiftigen Strömung, und 
finde darin die Lehre, daß diefer Strömung jest nach lber- 
wälfigtem Sturme, wo die Befriedigung gefahrlofer und mit 
mehr Vorſicht erfolgen kann, Rechnung zu tragen, nicht aber 
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durch Ruͤcklehr zum Alten der frühere Grund zur Auf 
löfung, zur Verwilderung und zum Umſturze von neuem zu 
legen jei, | 

In fo weit aber Frhr. v. Andlaw meint, daß ich in den 
ungeftümen Forderungen, in dem Drängen der Demagogen 
und der von ihnen verblendeten Menge, oder Überhaupt in 
den Einzelheiten der Erjheinungen von 1848 und 1849 
in Beziehung auf beftimmte Fragen einen unmittelbaren 
ſ. 9. „Bolföwillen“, den man zu befolgen habe *), erkannte, 
— ift er in großem Irrthum begriffen, und hievon wird ein 
aufmerfjamer unbefangener Lefer in meinem Buche ficher 
nichts entdeden. 


Schr. v. Andlaw beruft fih aber noch auf angebliche 
mündliche Neuerungen von mir, wornadh er wiederholt 
‚aus meinem Munde vernommen haben will, ih „halte dieſe 
oder jene Maßregel für fchädlih, aber es fei nun einmal 
der Wille des Volfes, mithin müſſe man Folge leiten.“ 
1. 17 Note a. 

Diefe Behauptung muß ich geradezu ald unwahr erflären. 
Sie ift mir, ih muß es geftchen, fehr aufgefallen, und id 
fann mir fie, da ich den Frhr. v. Andlaw als einen ehr 


*) Auch in nicht revolutionären Zeiten fann oft ein einzelner poli« 
tiſcher Akt laut und ungefüm nicht nur von Demagogen, fondern felbft 
von Beilergefinnien aufrichiig verlangt, und die überwiegende Medrheit 
des Volkes momentan fchwindelbaft dafür geftimmt fein, während bie 
Lenter des Staats von ihrem Höhen und allgemeinern Standpuntte 
aus das Berverbliche des Verlangens rinfehen. Wenn fie nun Wider» 
ftand leiften und in Folge deſſen, fo wie dur die Macht ver That⸗ 
ſachen ver Rauſch ſich wieder verliert, fo kann für ven geleifteten 
Widerſtand noh Dank geerntet werven. Dan erinnere fih an den, 
durch Guizot's Muth Überwuntenen, franzöfifhen Kriegsſchwindel von 
1840) — Bei folden einzelnen Bortommniffen fol daher, 
fo fang man noch die Macht zum Widerftande hat, die augenblidtiche 
Volksſtimmung als ſolche nicht entfcheidend fein. Daher ſprach ich 
von einer Beachtung verfelben auch nur in fo fern, als es fih um 
die politifhde Entwidlung, um pauernpe neue Gründun— 
gen handelt, deren Forderung nachhaltig in der ganzen Ric 
tung der Zeit liegt. 
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lichen Mann fenne, nur mit feiner lebhaften Phantaſie er- 
Hären *). 


*) Im März 1848, als es ſich hier um bie Zugeftändniffe handelte, 
habe ih v. Andlaw meines Erinnerns gar nie geſprochen, und über⸗ 
haupt bezogen fih während der ganzen Bewegungszeit nur zwei Be- 
fprehungen unter und anf ſolche Begenftände. Die eine betraf die in 
ihrem Erfolge verunglüdte Verſetzung Peter’s nah Konftany, und die 
andere das Geſetz über Aufhebung der Standesvorrechte, oder Umge⸗ 
ftaltung der I. Kammer. 

Was Peter betrifft, fo ſagt v. Andlaw I. 15 Note a. ebenfalls un⸗ 
rihtig, daß ich ihm erklärt habe, Peter's Ernennung ſei, da ich ihn 
für feinen Berräther hielt, nur darum erfolgt, „weil er dem Bolle an- 
genebm war,“ alfo nüßlih wirken konnte. Was ich in der That 
äußerte, if genau baffelbe, was im $. 70 meines Buches angegeben ift. 
Alle, welche Peter im Minifterium des Innern und fpäter beim Ober« 
hofgericht kannten, fo wie feine nachperigen Borgefeßten, als er Amtd« 
vorfland in Adelsheim war, wiffen und bezeugen, daß er, obgleich er 
überfpannte Anfichten hatte, doch in feinem Amte ſtets äußerſt ge» 
wiffenhpaft war. (Daber hat ihn damals namentlich der Regie⸗ 
rungsdirektor Schaaff wiederholt zur Berfeßung von Adelsheim hin⸗ 
weg an eine beffere und wichtigere Stelle empfohlen.) Hätte Peter 
diefe Gewiffenhaftigfeit, wie zu erwarten. war, bewahrt, und feine 
Zufage: in Konſtanz im Sinne der Drbnung und zur Aufllärung 
und Beruhigung der politifch » beraufchten dortigen Bevölterung zu 
wirten, — erfüllt, fo it fein Zweifel, daß die Sendung diefes Mannes, 
der dort fo großes Bertrauen genoß, die wohlihätigfien Folgen gehabt 
haben würde, und Diejenigen, die jeht nur nah dem Erfolge die 
Sendung felbfl tadein, würden fie dann mit Lob überhäuft haben. 

Sn diefem Sinne Äußerte ich nun dem Frhr. v. Andlaw, daß ich 
bei ver befannten (bis damals bewährten) Gewiſſenhaftigkeit Peter’s, 
in Berüdfichtigung der von ihm gegebenen Zuficherung und des großen 
Vertrauens, das er im Seekreiſe genoß, von feiner Sendung dahin bie 
beften Folgen erwartet habe. Bom Angenehbmfein beim Bolfe 
oder von Ferüdfichtigung eines angeblichen Bollgwilleng war 
dabei überall feine Rede. 

Später, als ver mit Zuflimmung des Bundestags einge 
feßte Reichöverwefer die deutſchen Grundrechte verkündet hatte, und 
es fih daher wegen der im $. 7 audgefprochenen Aufhebung ver 
Stanvesvorrehte um eine Umgeſtaltung ver I. Kammer handelte, 
lenkte v. Anplaw einmal vie Unterrevdung auch auf die ſen Gegen, 
ftand. Dabei habe id nun, da der Art. 8 des Einführungsgefehes 
zum Vollzuge des $. 7 eine Frift von 6 Monaten feſtſetzte, nach deren 
Ablauf die Reichsgewalt die Berufung einer „aus einer einzigen Kam⸗ 
mer beftehenden Landesverſammlung“ „auf Grundlage des Reiches 
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Auch was v. Andlaw von den damaligen Handlungen 
der Regierung jagt, ift, fo weit es fih auf eine angebliche 
Nachgiebigkeit gegen das Gefchrei der Preſſe, der Volks— 
verfammlungen und Vereine, beziehen fol, durchaus 
unrichtig. Aus den im März 1848 (mit Rüdficht auf die 
äußern Stürme) der II. Kammer gegenüber gemachten Zus 
geftändniffen würde ſich aber, ſelbſt jo weit fie an fih un 
gebührlich erfhienen, eben fo wenig ald bei den andern 
deutſchen Negierungen, die hierin noch viel weiter giengen, 
auf die angebliche Theorie eines anzuerfennenden launenhaf— 
ten (oft tumultuariſchen) Volkswillens ſchließen laffen, 

Glaubt Frhr, v. Andlaw wirklich: die Märzproflamationen 
der Monarchen von Defterreih, Preußen, Baiern, Sachſen, 
Würtemberg, Heften x., und die Beichlüffe der Bundesver- 
fannmmlung vom 2, April 1848 über ihre eigene Epuration 
und wegen Zurücknahme der früheren Ansnahmsgefete xc. 
feien, fo weit e8 an immerer Begründung fehlte, nicht etwa 
darum, weil die Revolution im Augenblif der mächtigere 
Theil war, jondern deßwegen erlafjen worden, weil jene 
Monarhen und die Bundesverfanmlung der Theorie hul— 
digten, daß der, wie immer ausgedrüdte, momentane foge: 
nannte VBolfswille, auch wenn er Verderbliches fordere, 
gleihwohl an und für fich fihon entjcheidend, und auch 
wo man die Macht zum Widerftand habe, ftetd zu befol- 
gen ji? — 
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wahlgeſetzes“ veranlaſſen würde, mein Bedauern ausgedrückt, daß ein 
ſo wichtiges Geſetz in ſo ſtürmiſcher Zeit gemacht werden müſſe, wo 
es nicht in unſerer Macht liege, dabei genügende konſervative Bürg- 
ſchaften durchzuſetzen. Ich fügte bei, daß ich mit der Sache noch einige 
Zeit zurückhalte, um zu ſehen, ob ver politiſche Himmel fih nicht aufs 
belle und ob nicht etwa mit andern Staaten eine Verftändigung zu 
erreichen fei, die einen konfervativen Halt gelte, flatt vaß das Bei« 
fpiel verfelben bis dahin zum änßerſten Demokratismus hinzog. 

Es handelte fi) bier (von den Grundrechten audgegangen) darum, 
etwas Pofitives möglichſt konfervativo durchzuſetzen, nidt 
aber um das von der Negierung abhängende Zugeftänpnifß einer 
„Hädlichen Maßregel", — und auch hier gieng meine Aeußerung 
nieht entfernt dahin, daß, wie v. Andlaw ſich ausdrückt, ver Wille des 
Volles die Maßregel forbere, daß man alſo Folge leiten müſſe. 
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Viele haben ein fo kurzes Gedächtniß, daß fie ſich ein 
Bild des damaligen Zuftandes und der thatſächlichen 
Machtloſigkeit aller Autorität gar nicht mehr machen können. 
Hierin zeichnen fih in der Regel Diejenigen aus, welde 
damals in fiherem Verſteck fih zurückzogen oder gar in den 
revolutionären Jubel mit einftimmten. Ih muß dem Frhrn. 
v. Andlaw die Gerechtigkeit widerfahren laffen, daß er nicht 
unter diefe Letztern zu rechnen iſt. Er hat, wenn er auch in 
den gefährlichften erften 7 Wochen gegen die revolutionäre 
Bewegung Feine Stimme erhob, denn doch Ende April's und 
Ende September’s 1848, als wir große Maffen von Bun- 
deötruppen im Pande hatten, laut das Fräftigfte Entgegen 
treten verlangt, ohne jedoch die Maßregeln, die zu ergreifen 
wären, zu bezeichnen, oder bezeichnen zu Fönnen. 

Aus der eigenen Darftellung v. Andlaw’s in der Abth. II. 
über das Vorparlament kann man ſich indeffen das Bild 
jener Zeit einigermaßen vergegenwärtigen. Frhr. v. Andlaw 
war bei dem Vorparlament anmwefend, trat aber nit als 
Redner auf. Es war dies, wie er felbft fagt, für Jeden, 
der die Meinungen des Tages nicht theilte, gefährlih. Aber 
eben darum follte man ſich nicht wundern, daß die nämlichen 
Berhältniffe, welche konſervative Männer überhaupt vielfach 
zum Schweigen brachten, überall aud die Regierung d- 
gewalt nicht nur ſchwächen, fondern faft aufheben mußten, 
und Abt in feiner Druckſchrift „über die badifhe Revolution“ 
hat nicht Unrecht, wenn er fagt, daß im März und April 
1848 die Regierungen in allen deutfhen Ländern faft nur 
noch dem Namen nad beftanden, aber nichts mehr zu be 
fehlen hatten, da Niemand ihren Befehlen Folge Teiftete. 

Auf einzelne Handlungen oder Unterlaffungen, welde 
v. Andlaw der badifhen Negierung zur Laft legt, werde ich 
weiter unten noch Einiges bemerfen, 


Volfsvertretung. 


Ich kehre zu den allgemeinen Anfichten bed Frhrn. v. 
Andlaw zurüd, und zwar zu dem, was er gegen den Kom 
ftitutionalismus überhaupt fagt. 
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Aus dem Satze, daß es keinen Volkswillen gebe, leitet 
er zugleich ab, daß es auch keine Volksvertretung gebe, 
und daß deßhalb das ganze konſtitutionelle Syſtem eine ver—⸗ 
derblihe Lüge fei._ Im der letztern Behauptung treffen die 
Revolutionäre, wenn auch aus andern Gründen, mit 
ihm zufammen, 

Frhr. v. Andlaw geht von der Unterftellung aus, daß 
durch die Bolfsvertretung die Anfiht oder der Wille der 
wirflihden Mehrheit des Volkes, der Kopfzahl nad, er 
mittelt werden fol (I. 12 20). Unter diefer Vorausfegung 
wäre das Spftem allerdings trügerifh, nicht nur hinfichtlich 
der durch einzelne (größere oder Kleinere) Mehrheiten zu 
Stande Fommenden Wahlen, fondern auch Hinfichtlih der 
etwaigen Sinnesänderung und freien Abftimmung der 
einzelnen Mitglieder der Volksvertretung. Es wäre über: 
haupt ein unnüges, unflares, verworrenes Unternehmen, den 
launenhaften Willen oder die veränderlihe Anfiht der Mehr: 
heit eines Volkes über einzelne Fragen buch eine Ver: 
fammlung von Abgeordneten feftftelen zu laffen. 

Gibt es wirklich ſolche abentheuerlihe Theorien, fo hätte 
v. Andlaw immerhin feinen Anlaß, fie mir gegenüber zu 
befämpfen. Nach meiner Anfiht kann dem Fonftitutionellen 
Syfteme nur der Gedanke unterliegen, daß die Interefjen 
und Anfihten, die in den verfhiedenen Schichten und Klaffen 
der Gefelihaft zu Tag Fommen, durch eine Verfammlung 
von Auserwählten befprohen und geltend gemacht werden. 
Niht Das, was etwa die der Zahl nah meiften Menſchen 
in einem Staate meinen oder verlangen, fol hier feinen 
Ausdrud finden. Weder die Einfiht in Das, was der 
Gefammtheit frommt, noch das Intereffe an demfelben ift 
bei Allen gleich groß. Eben fo wenig ift die natürlihe Macht 
der Einzelnen gleih groß, denn die geiftigen Kräfte und der 
größere Vermögensbeſitz, worin zugleih die Macht zur Ein- 
wirfung auf Andere liegt, find ftärfer, als die bloßen Fäufte. 
Darum und weil ed gut ift, wenn bie Staatögewalt mit 
der natürlihen Macht, die in den Gliedern der Staatd- 
gefellfhaft ruht, thunlichft im Einflange fteht, die Repräfen- 
tation alfo die überwiegenden oder hervorragenden gei— 
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ftigen Kräfte und Anterefjen darftellen foll, habe ich in 
den $$. 28 und 29 meines Buches das allgemeine Stimm- 
recht oder die Wahlen nah der Kopfzahl befämpft, und 
„einen Cenſus oder eine Wahl nah Klafjen oder hervor: 
ragenden großen Interejjen“ anempfohlen, Namentlich 
auch mit einer aus Förperfchaftlicher Gliederung, ber 
ich dort in den $$. 20, 24 und 25 das Wort redete, ber: 
vorgehenden Wahl, auf welhe v. Andlaw hindeutet, wäre 
ih vollkommen einverftanden, fofern nicht nur befondere pri— 
vilegirte Stände, fondern alle Klaffen nad dem Gewichte, 
das fie im gejellichaftlichen Leben haben, daran betheiligt würden, 
Die Schwierigfeit, die fih in Beziehung auf die Zuſam— 
menjegung der Nepräfentation oder auf das Wahlivitem 
zeigt, liegt nicht darin, den wirfliden (unklaren) Willen 
der numeriſchen Mehrheit der Bevölferung zu finden, jone 
bern darin, daß auf den Grund der im Bolfe überhaupt 
waltenden Kräfte — nad den in Zahl, Gewicht und Stärfe 
überwiegenden Anſichten und Intereffen — die wahren 
Bedürfniſſe der Geſammtheit ermittelt werden *), 


*) Da v. Andlaw feinen Volkswillen anerkennt, und feine 
diesfallfigen Gründe (1. 11 ff.) eben fo dem Willen fleinerer Ge 
meinheiten ala folder entgegenfteben, weßhalb er auch feinen 
medrbeitlichen Gefammtwillen einer Gemeinde zuläßt (I. 47 fi), — 
fo befinvet ec fid in einem feltfamen Widerſpruche, wenn er (ll. 42) 
tei der Vertretung, wo überhaupt eine ſolche beftehen foll, mit der 
Wahl durch gegliederte Grmeinfhaften fogar das Syſtem tes Man-— 
dats, an weldes der Bertreter gebunden fein foll, in Schuß 
nimmt, woburd ja gerade nur der Wille ver Gefammtpeit (durch 
bie zufammengetragenen Erklärungen ihrer einzelnen Gliever over 
Theile) ohne die durch die Debatte geläuterte Einſicht feftgeftellt. 
würde. Bon der Unausführbarkteit viefes Eyftemes hinfichtlich 
der einzelnen Fragen will ich gar nicht fprechen. Jeder firht, 
daß er eine unbeweglihe Mafchine ohne Leben vor fich hätte. 

Hebervies find z. B. ale Gemeinden „geglieverte Gemeinfhaf- 
ten“. Es fragt fih alfo, ob jede Gemeinde (in Baden über 1700) 
einen befondern Bevollmächtigten zu wählen hätte, ober ob im 
andern Falle, wenn man eine Anzahl von Gemeinden, oder etwa 
eine Anzahl von Zünften oder andern Genoffenfchaften zufammen 
nähme, diefe wieder nah Mehrheiten vie Inftruftion an den Bes 
vollmäsptigten erteilen folkten, während v. Andlaw viefe Mehrheiten 
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Es ließe ſich die Erreichung dieſes Zweckes im Allgemeinen 
auch in der Art denken, daß die Regierung eine Verſamm— 
lung von ihr ſelbſt ausgewählter Notablen beriefe, die mit 
gutem Willen die befte Einficht in die wirflihen Bedürfniffe 
bed Staates verbänden. Allein auch abgejehen davon, daß 
feine Buͤrgſchaft vorläge, daß die Regierung, die ihren eigenen 
Standpunft hat, unbefangen ftetd eine gute Auswahl träfe, — 
würde ben jo berufenen Notabeln in jedem Falle nicht das 
nämlihe Bertrauen, ihren Berathungen alfo aud nicht 
biefelbe moralifde Rüdwirfung auf die Stimmung 
der Bevslferung zu Theil werden, wie den von den ver: 
ſchiedenen Klafien der legtern felbft gewählten und darum 
als deren natürliche Vertreter erfcheinenden Abgeordneten. 

Sei nun aber das Wahlfyften, welches es wolle, — auch 
wenn die Wahlen ausfhließlih aus gegliederten forporativen 
Verbänden hervorgehen, fo wird dadurch das Prinzip der 
Volfsvertretung, fofern nur die Berechtigung nicht blos auf 
befondere privilegirte Klaffen fih befhränft, in Feiner 
Weiſe geändert, denn das Volk befteht ja eben aud jenen 
verfchiedenen Klaffen oder Verbänden, und ber Einfluß der 
Einzelnen derfelben beftimmt fich billig nah dem natürlichen 
Gewichte, das ihnen im bürgerlihen Leben zufommt. 

Der Streit, ob die Verfaffung eine fogenannte landftändifche 
im Gegenfaße der fogenannten repräjentativen fein ſoll (I. 71), 
hat überhaupt nur in fo fern eine weſentliche Bedeutung, 
als man bei der Erftern den alleinigen oder überwiegenden 
Einfluß blos Hiftorifch privilegirter Stände ohne Rüd- 
fiht auf das natürlihde Gewicht der andern Stände im 
Auge hat, und darum durch fie die allgemeinen Ideen und 
Intereffen der Zeit nicht gehörig vertreten erachtet. Würde 
e8 hieran nicht fehlen und wären bei einer auf die verfchie- 
denen Stände gegründeten Eintihtung alle Klafien nad 
Verhältnis ihres natürlihen Gewichtes vertreten, fo würde 


überhaupt und fogar ſchon Hinfichtlich ver Wahlen als trügerifch dar- 
flellt (T. 12 ıc. 48 ıc.), fie dies alfo Hinfichtlich ver Abſtimmung ver 
Gemeinden im Einzelnen und im Ganzen zum Zwede der Infiruf» 
tionsertheilung noch mehr fein müßten. 
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zwifchen biefer und einer nah dem neueren Syſteme ge- 
bildeten Repräfentation, bei welch’ Leßterer der Cenſus nad 
Umftänden noh größere Beihränfungen des gleichen Stimm- 
rechts bewirkt, praftifh und namentlih in Beziehung auf 
die Wirfjamfeit der Vertretung gegenüber der Regierung 
fein erheblicher Unterſchied beitehen *). 

Wenn im Uebrigen v. Andlaw fih an den „zufälligen 
Mehrheiten“ ftoßt, welche der Minderheit und Denjenigen, 
die fie vertreten, gegen ihren Willen Laften auferlegen ıc., — 
fo bedenft er nicht, daß ja auch bei den einzelnen Körper— 
fhaften, deren Selbitjtändigfeit er in Schutz nimmt, nad 
uraltem Rechte nur die Mehrheiten enticheiden, und daß 
nun einmal der Echöpfer die Angehörigen einer und der— 
felben Geſammtheit oder Körperfhaft nicht gleichen Sinnes 
geihaffen hat, folglih, wenn der Körper überhaupt thätig 
fein, alſo Leben haben foll, feine Handlungen nit anders 
ald durch (wie immer berechnete) Mehrheiten beftimmt 
werden fünnen. 

Auch die Frage über den Umfang der centralen Gewalt 
bed Staatd gegenüber den Einzelnen und Gemeinheiten **), 
deren Selbitjtändigfeit v. Andlaw befürwortet (dl. 19), ift 
durch das Inftitut der Volfsvertretung nicht bedingt. Die 
Legtere bejhränft nur die Gewalt des Fürften, der nun 
Mandes von Dem, was er jonft für ſich allein thun Fönnte, 
nur mit Zuftimmung der Vertretung thun kann. Die Selbft- 
ftändigfeit und Freiheit der Einzelnen und der Körperfchaften 
gegenüber der Staatögewalt kann nad den Grundverfaffungen 
größer oder Feiner fein, gleichviel ob die Staatögewalt dur 


* 


*) Der Werth der körperſchaftlichen Gliederung eines Volkes liegt 
nit nur darin, daß daraus etwa eine befiere Gefammtvertretung 
fi bilden laffe, fondern mehr noch darin, daß das Volk in Beziehung 
auf fein fonftiges eben überhaupt nicht blos aus ſchwachen 
Individualitäten over Kleinheiten zufammengefegt fei, fondern als ein 
gegliederter Organismus erfcheine, der durch ven innern Zufammen- 
bang feiner Theile gegen Bedrückung von oben, wie gegen Auflöfung 
son unten, flärker und zugleich zur Förderung ber verfchiedenen gefell- 
ſchaftlichen Zwecke lebenskräſtiger if. 

**) ©. unten den Abſchnitt „Einheitsoſtaat.“ 
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den Monarchen allein oder ob ſie von ihm in Verbindung 
mit einer Volksvertretung ausgeübt werde. Nur finden 
jene Rechte gerade in der Letztern noch einen natürlichen 
Schutz, während ſie in Ermangelung einer ſolchen Vertretung 
mehr von ber zufälligen Perſönlichkeit des Monarchen ab— 
hängen, aljo mehr blosgeſtellt find, 

Auch zwifchen dem Monarchen und der Repräfentation find 
die gegenfeitigen Rechte begrenzt, und felbft fo weit es ſich 
nit um jene Rechte an und für fi, fondern um bie 
Art ihrer Ausübung, d. i. um die Verwaltung handelt, 
ift nirgends feftgefegt, daß der Monard das Minifterium im 
Sinne der Mehrheit der Repräfentation zu wählen habe. 
In wie weit dies gleihwohl nöthig fei, ift Feine Frage des 
Rechts oder der Gefeggebung, fondern eine Frage der 
Politif, die von der Stärfe der öffentlihen Meinung und 
davon, ob die WVolfsvertretung von berfelben getragen fei, 
abhängt. Mit der fortfchreitenden geiftigen Entwidlung, welde 
die in einem Volke umlaufenden politiihen Gedanfen ver: 
mehrt und fteigert, wächst auch der Umfang und die Macht 
der öffentlihen Meinung, und wenn gleich der daraus ent- 
fpringende Einfluß der Repräfentation auf den Gang ber 
Verwaltung *) nicht ohne Schattenfeite ift, fo liegt doch, ſo— 
weit es fich um wichtige politifche Maßregeln handelt, in dem 
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*) Diefer Einfluß wirb fih nah dem Geſetze der Schwere naturges 
mäß überall geltend machen, in welcher Form auch vie Glieder der 
bürgerligen Gefellfhaft (Korporalionen und Individuen) Schuß yegen 
den Gewaltsmißbrauh von oben fuhhen. Auch wenn man nur die 
alten deutfhen Stände wieder beriefe, fo würden fie unter ven 
heutigen Berhältniffen gegenüber der Regierung in Beziehung auf den 
Gang ver Bermwaltung jenen Einfluß üben, wenn fie nad der An⸗ 
ſchauungsweiſe ver Zeit die Gefammtintereffen wirflid verträten, 
wogegen ihre Wirkſamkeit und ihr Befland im entgegengefesten 
Falle durch den kritiſchen Grift untergraben, und der Umſturz vorbereitet 
oder vollbracht würde. 

Ob der zur Mitwirkung berufene Körper ein fogenannter land— 
ſtändiſcher over einneu repräfentativer fei, — in beiden 
Fällen maden fih vie (verhaßten) „Zeitbegriffe” und die Natur ver 
Dinge geltend, und der künſtliche Widerſtand dagegen wird lets nur, 
wie der des Bundestags ed war, „ein rein mechaniſcher“ (I, 72) fein. 
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Einklange zwiſchen Repräfentation und Regierung eine Macht, 
die in Zeiten eines regen geiftigen Lebens zur Beherrfchung 
bes wilden Parteigetriches unentbehrlich ift. 

Damit ift aber keineswegs gefagt, daß die Regierung 
(ſelbſt in jenen wichtigen politifchen Fragen) nur ein willen 
loſes Werkzeug der Volksvertretung fein dürfe, wie Frhr. 
v. Andlaw unterftelt (I. 180). Ie mehr ein Staat fhon 
fonftitutionell entwidelt ift, defto mehr befeftigen fi 
nah Ideen und Intereffen die Parteien, und wenn das 
Minifterium im Allgemeinen von bderfelben Richtung ift, 
wie die entſchiedene Mehrheit, fo folgt diefe ihm bei den vor: 
fommenden bejonderen Fragen in der Regel felbft da, wo 
im einzelnen Falle an- und für fich Viele anderer Anficht wären. 
Doch gilt died au hier, noch mehr alfo in minder ent 
widelten Staaten, Feineswegs unbedingt, — ein vollftän- 
diged Beherrſchen der Majorität, fo daß fie dem Minifterium, 
das im Allgemeinen ihr Vertrauen hat, fi ftetS auch in 
allen einzelnen Fragen unterwerfe, ift wenigſtens auf die 
Dauer nicht möglich, und es ift, wenn Eintracht beftehen foll, 
hier wie überall im Leben eine gegenfeitige Berftän- 
bigung, wobei den — ja auch bei einer und derfelben 
Partei zu Tag kommenden — verfchiedenen Anſichten billige 
Rechnung getragen wird, nicht zu umgehen. Dabei hat das 
Minifterium nicht nur in allen Fällen, wo es dafür hält, daß 
durch die Anficht der Mehrheit Recht oder Moral verlept 
würde, fondern aud in andern Fällen, wo ed einen Schritt 
als verderblih erachtet, feine Anfiht aufrecht zu erhalten, 
ohne daß daraus jedesmal oder auch nur regelmäßig gerade 
ein gefährlicher Konflikt entfteht, welcher den für das öffent- 
lihe Vertrauen und damit für die Staatsordnung fo wichtigen 
einträchtigen Gang der beiden Gewalten wefentlih ftört. Er: 
folgt ein derartiger Konflift mit einer Kammer, fo kann nad 
Umftänden nod die Zuftimmung der andern Kammer der 
Regierung, bis die Leidenjhaften fich gelegt haben, eine mo» 
ralifhe Stübe gewähren, und andernfalls bleibt dem Mini- 
fterium, wenn e8 der Sache wegen feinen Rüdtritt für einen 
öffentlihen Nachtheil hält, noch das Mittel der Auflöfung, 
und nöthigenfalls einer Wiederholung derſelben mit allen 
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ſeiner Sache dienenden Mitteln des Geiſtes. Auf die eine oder 
andere Weiſe (durch Aenderung des Miniſteriums oder der 
Kammern) iſt aber bei den, in der erwähnten Art ſonſt nicht 
beizulegenden, wichtigen Konflikten der Einklang wiederher— 
zuftellen *), denn das Syſtem, wornach in einem prinzi— 
piellen und beharrlichen Zwieſpalt mit der Volksver— 
tretung fortregiert wird, ift verberblich, weil es den beftruftiven 
Elementen, welche die Autorität der Regierung vernichten und 
dadurch die Staatsordnung felbft untergraben, Nahrung und 
Stärke gibt. 

Es gibt indeffen auß erordentliche Lagen in zwei ver- 
fhiedenen Richtungen, entweder von der Art, daß wegen 
zur Zeit herrſchender verderbliher Worurtheile ein größeres 
Deharren des Minifteriumd gut, oder wegen einer die 
Staatsordnung jelbft bedrohenden GAhrung ein einträchtiges 
Zufammengehen alsbald unerläßlih und darım mehr Ges 
neigtheit zur Verſtaͤndigung nöthig ift. In diefer letztern Lage 
waren wir, wie jeder nicht Blinde zugeben wird, im Jahr 
1848 bi Mai 1849, und überdieß hatten wir allen Grund, 
mit dev Richtung der Mehrheit der H, Kammer im Allge- 
meinen zufrieden zu fein. Hatte fie auch unter den bamaligen 
Verhältniffen nicht den Muth, Alles, was und wünſchens⸗ 
werth ſchien, zuzugeftehen, fo war fie bob im Allgemeinen 
für die Sadhe der Ordnung, und fie ift und nicht nur nie 
feindfelig entgegengetveten, fondern hat und bei vielen An— 
laͤſſen gegen Angriffe in Petitionen und von der linfen 
Kammer-Seite in Schuß genommen, und es ift unwahr, daß 
fie, wie v. Andlaw behauptet (I. 180 **), und nur mit fih 
fortgezogen habe. Sp weit man in Baden, obwohl weit weniger 
als: in den meiften andern deutſchen Ländern, von einem 
folden „Fortziehen“ ſprechen kann, lag es nicht in der Stim- 


*) Man vergl. ven $. 21 meiner „Bewegung in Baden.” — Gerade 
darum aber, daß ein einträchtiger Gang, ohne auf einerandern Seite 
wieder die Intereffen der Orpnung zu gefährden, möglich fei, daß 
nämlich vie Mehrheit felbft eine, mehr an die Intereflen der Orpnung 
und einer ruhigen Entwidlung geknüpfte, feſtere Richtung habe, und 
nicht zum Radikalismus führe, ift eine Verbeſſerung der Wahlgeſetze 
in Deutfchland allerdings: nöthig. 
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mung ber Sammer, fondern, wie In andern Ländern, in ben 
Stürmen außerhalb derfelben. 

Wenn je die Rüdfichten auf die Wohlfahrt des Landes 
ein einträchtiged Zufammengehen von Regierung und Ständen 
gebieterifch forderten, jo war dies Damals *. Daher habe 
ich, ald wir gegenüber den Stürmen im Seefreife auf dem 
Einmarfhe der Bundestruppen beharrten, und ich died am 
9. April 1848 der Kammer eröffnete, beigefügt, daß wir in 
fo gefahrvoller Lage des Landes mit ihr im Einklang gehen 
wollten, daß wir alfo, wenn fie mit dieſer unferer That nicht 
einverftanden wäre, zurüctreten würden. „Wenn die Sammer 
(jagte ih) heute ausſpreche, wir follen unfer Amt nieder: 
legen, fo würde es heute noch gefhehen.” Die Kammer 
billigte aber unfer Verfahren, daher hielten wir, des Donau- 
eihinger Volksverfammlungsbefchluffes uneranhtet, für Pflicht, 
auszuharren, i 

Diefe Erflärung tadelt nun Frhr. v. Andlaw (T. 180 **), 
indem die Regierung dadurch, alfo durch das Rüdtrittsaner- 
bieten, fih unbedingt der Souveränetät der I, Kammer unter: 
worfen habe. Merfwürdigerweife geräth er aber durch diefen 
Tadel mit Anderm, was er auf der nämlichen Seite gefagt 
hat, in einen grellen Widerfprud, indem es dort heißt: 
wenn ber Minifter mit feinen Planen auf unüberfteigliche 
Hinderniffe ftoße, fo müfje er zurücktreten, was jedoch — fügt 
er fpottend hinzu — ſchon Liebenftein „einen unmöglichen 
Schritt für einen badifhen Minifter genannt habe.” Ebenfo 
beruft er fih (I. 181) auf England, daß dort „mit einer 
Minorität, fogar mit einer ſchwankenden oder Fleinen Mehr: 
heit fein Minifter regiere” **), Ferner Außerte er am 19. Mai 
1848 in der I. Kammer, indem er die Unterftellung, als 
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*) Welche neue Kammer wir erhalten hätten, wenn wir damals eines 
Konfliktes wegen die Stände aufgelöst haben würden, iſt aus ven im 
Mai 1848 bei und vorgenommenen Parlamentswahlen zu erfehen. 

**) Alles gilt nur mit Unterfcheivungen, cum grano salis. Man ver: 
pleiche die vielen Niederlagen, welche das Minifterium Ruſſel in ver 
1851er Sitzung erlitten hat, während es dennoch am Ruder blieb. Es 
lommt auch darauf an, ob gerade eine andere Partei in ver Lage 
. Wäre, das Ruder mit Sicherheit zu Übernehmen. 


ſuche er felbft einen Minifterpoften, zurückwies, unter Anderem: 
„Die Minifter eines Fonftitutionellen Staats müſſen 
ohnehin der Regel nach aus der entfhiedenen Mehr: 
heit der I. Kammer hervorgehen.“ — Andernfalls 
werde dad Minifterium in’d Schlepptau der Kammer genom⸗ 
men, ftatt daß die Mehrheit ihm frei und offen folge, was 
doch nöthig fei. „Man mußte fich (fährt er fort) längft bei 
und von dem Doppelfyfteme losjagen, nach welhem man 
ed mit den größern deutſchen Mächten nit verderben, 
und auf der andern Seite fih auch nicht ganz von der fon; 
ftitutionellen Bahn entfernen wollte, die man einzus 
halten verpflichtet war” *). 

Den Tadel, welden v. Andlaw (I, 180 **) gegen unfer 
KRüdtrittdanerbieten erhebt, hat er fomit mehrfach felbft 
wieder ausgelöſcht. 

Im Uebrigen bin ich mit ihm einverftanden, wenn er (I. 9, 
180) fagt, der Staatsmann müffe nad feften Grundfägen 
regieren **), oder, fofern er dabei auf unüberfteigliche Hinder- 
nifie ftoße, zurüdtreten. Schr. v. Andlaw fagt nicht, welche 
Grundfäge er damit meine. Daß von den allgemeinen er- 
fennbaren Grundjägen des ewigen Rechts und der Moral 
nie abgegangen werden dürfe, habe ich wiederholt felbft an- 
erfannt und behauptet, allein innerhalb der durch dieſe fitt- 
lihen und rechtlichen Gebote gezogenen Schranken liegt ein 
großer freier Raum zur Auswahl Desjenigen, was ber öffent- 
lihen Wohlfahrt entfpriht, — und wenn v. Andlaw den 
Sat (I. 8), daß „die hriftlihe Lehre auch über die Geheim- 
niffe der Geftaltung menfhliher Staatenordnung Aufklärung 
ertheile,“ auf alle ftaatlihen Vorkommniſſe bezieht, fo wäre 
ih begierig gewefen, dieſe „hriftlihe Lehre“ mitgetheilt zu 
erhalten, und zugleich zu vernehmen, warum denn in ben 
riftlihen Staaten die Regierungsformen, die öfonomifchen, 
politifhen, gerichtlihen und militärifhen Einrichtungen ꝛc. 


*) Es ift überhaupt intereffant, diefe Erklärung mit der vor ung 
liegenden Drudichrift des Redners zu vergleichen. 
**) Den gleichen Vorhalt wegen Einhaltung feſter Grundfäße macht 


er, wie der Regierung fo auch ven Mitgliedern der I. Kammer 
(I. 98). 
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je nach den Kultur: und anderen Berhältniffen doch fo ver: 
ſchieden feien. 

Wenn v. Andlam zugleich den Sa aufjtellt (I. 9.), daß 
der Staatsmann, der von feften Grundfägen ausgehen und 
auf der andern Seite doch die „Bedürfniffe (des Volkes) ber 
friedigen wolle,“ nur etwa daran fefthalten fönne, „Feine 
feften Grundfäge zu haben,” jo bin ich doch der umgefehr- 
ten Meinung, daß der Staatsmann außer den ©rund- 
fügen des Rechts und der Moral in Allem, was die hievon 
unabhängigen Einrihtungen und Regierungshandlungen 
betrifft, ausfhlieglih und allein die (nicht etwa blod 
eingebildeten oder durch Demagogen und ihren bethörten 
Anhang behaupteten, fondern) wirflihen Bebürfniffe 
befriedigen foll. Wer in diefen Gebiete nah den Berhält 
niffen feines Landes deſſen Bedürfniffe fih Far macht, über 
die Art und Weife, wie bdiefelben zu befriedigen feien, fich 
fefte Regeln bildet, und in feinen Negierungshandlungen 
daran fefthält, hat auch Grundfäge, und man fann nicht 
fagen, daß er „mit dem unbeftimmten Ausdrude der Tages 
meinung fegle,” (I. 17), da dieſe, fo weit fie ein ephe— 
mere, aljo eine wirflih bloße Tagesmeinung und nicht 
eine nachhaltige Erfheinung ift, die wahren Bedürf— 
niffe des Volkes Feineswegs darftellt. Indeffen kann Et 
was, was zu einer gegebenen Zeit noch fein Bebürnig 
war, duch den Verlauf der Entwidelung ein folches wirklich 
werden. Daher haben die größten englifhen Staatsmänner, 
3. DB. Canning, Wellington, Peel ıc., den Vorwurf der In- 
conſequenz nicht achtend, ſchon Maßregeln (die Katholifen- 
emanzipation, die Reformbill, die Abſchaffung der Kornges 
fege u, dgl.) durchgeführt, die fie felbit früher ftandbhaft 
befämpft hatten, und fogar das englifhe Oberhaug, eine 
fefte Säule im dortigen Staatöleben, ließ ſich zur Ertheir 
lung der früher verfagten Einwilligung beftimmen, 


Einbeitsftaat. 
Aus Anlaß der deutfchen Frage tritt der Frhr, v. Andlaw 
in der Einleitung zur II. Abtheilung gegen den Einheits— 
ſtaat auf. 
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Diefer Einheitöftaat, dem er ben Staatenbund gegen 
überftellt, bezieht fich zunächft auf das Verhältniß zufammen- 
gehöriger Staaten unter ſich. Das Gefagte findet aber 
auch auf das Innere der einzelnen Staaten Anwendung, 
und in fo weit ed nur gegen bad Syſtem der Gentralifa- 
tion*) und gegen die Auflöjung ded Volkes in einzelne 
Köpfe ohne Gliederungen gerichtet ift, bin ih damit 
vollfommen einverftanden. In der legtern Beziehung halte 
ih, wie ih fchon im $. 20 ber „Bewegung in Baden“ 
fagte, an der lleberzeugung feft, daß die Forporativen 
Elemente, die ihre Angelegenheiten felbftftändig verwalten, 
einerfeitd „gegen die Unterdrüdung ftärfer find, als die blos 
vereinzelten Köpfe,” und daß fie anderfeitd auch gegenüber 
der Unordnung, Wühlerei und ben Umfturzverfuchen mehr 
Beftand haben und mehr Kraft geben.“ **) 

Namentlich habe ich mich dort auch gegen die „Vielregiererei“ 
und das bureaufratiihe Regiment und für die auggedehntefte 
Selbftverwaltung der Bevölferung in ihren verjhiedenen 
Gliederungen ausgeſprochen. Schr. v. Andlaw thut das näm⸗ 
lie (I, 167, 170) und fagt, indem er über die Trennung 
ber Juſtiz von ber Berwaltung fpridt (II. 147: 
„die Berwaltung, wad man größtentheils fo nennt, 


*) Diefes unfelige Centralifationsfohem, deſſen Vorbild Frankreich ift, 
verdankt man zweien Karbinälen, Mazarin und Richelieu, von welchen 
ein Schriftfteller (fiehe die Allg. Ztg. von 1851 BL. Nr. 119) fagt, daß 
fie „die bierarchifche Korm aus der Kirche in ven Etaat Übertrugen und 
„vie Wege der abfoluten Königsgewalt dadurch ebneten, daß fie Macht 
„und Einfluß der Provinzen, der Parlamente und des dritten Standes 
„vernichteten, flatt fie au ermäßigen. Diefe Väter des Abio- 
„lutismus find zugleich die Anherren feiner unmittelbaren Leibesfrucht 
„der Revolution.“ 

**) Diefe Betrachtung iff es hauptfächlich, nach der ih auf das (noch 
nicht ausgeführte) Gefeg vom 10. April 1849, wornach Förperfchaftliche 
Kreids (oder Bezirks⸗) Berbände gegründet werden follen, großen Werth 
lege, gegen welches Gefeh aber Frhr. v. Andlaw (I. 106 und 23 ꝛc.) 
im Widerſpruch mit fih feld allgemein zu Felde zieht, flatt etwa 
nur gegen das darin angenommene Wahlſpſtem, das auch ich 
verbeffern würde, aufzutreten. Ich werde unten Einiges darüber bes 
merten. | 


Eee, 


gebührt, über das Ihrige nämlih, den Genoffenfhaften , 
den Korporationen im Großen und Kleinen.” *) 

In Beziehung auf die Gentralifation ift zu unter 
fheiden zwijchen der Geſetzgebung und der bloßen Ber- 
waltung. Die legtere fol in den verſchiedenen Gliede— 
rungen möglichft jelbftitändig, und fo weit ed immer gefchehen 
fann, den Betheiligten jelbjt anheim gegeben fein; dann 
werden wir die franzöfiihe Eentralifation mit ihrem Unheil 
nicht erhalten und, fo weit wir fie jhon haben, und davon 
befreien. Was aber die Geſetzgebung betrifft, jo kann 
fie ihrer Natur nah nur eine centrale fein. Nur fol fie 
fih nicht mit Allem befaffen, fondern den einzelnen 
Theilen, wo ihre Eigenthümlichfeiten es fordern und feine 
höheren Intereſſen der Geſammtheit entgegenftehen, die 
GSelbftbeftimmung überlafjen, da eine allgemeine Gleichförmig- 
feit, nicht überall nöthig, das Leben der einzelnen Glieder 
beengt und theilweife tödtet, Eine Meinungsverfchiedenheit 
kann fih bei Denjenigen, denen das Centraliſationsſyſtem 
im Allgemeinen zuwider ift, nur etwa hinfihtlih einzel 
ner Gegenftände ergeben, ob fie allgemein zu regeln oder 
ber Selbftbeftimmung der Glieder zu überlaffen feien. Der 
größere oder geringere Umfang der letzteren Gegenftände 
wird auch von dem Umfange des Staats und von der innern 
Verfchiedenheit feiner Theile abhängen, Ich will nicht von 
den verſchiedenen öfterreichifchen Kronländern fpredhen, deren 
jedes eigentlih einen bejfondern Staat bildet. Schon 
zwifhen Pommern und Rheinpreußen, ja zwifchen dem baye- 
riſchen Tyrol und der Rheinpfalz find jo große Abjprünge, 
dag man die Verfchiedenheit der einzelnen Landestheile in 
Baden nicht damit vergleihen kann. Gleihwohl kann ed 
au hier Mancherlei geben, was man unnöthiger Weife durch 
die allgemeine Geſetzgebung gleichförmig beftimmt hat. 


*) Nur fagt er auch hier wieder nit, wie dieß hinfichtlich des größ« 
ten Theils ver Berwaltungsgefhäfte auszuführen fei, und will doch 
im Zitel über die „Semeinveverhältniffe” (I. 46) weder die Mehr- 
heit ver Gemeindeverfammlung noch ihrer gewählten Ber- 
treter über Etwas verfügen laſſen. 
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An Verbindung damit, was gleichfoͤrmig geregelt, 
was von der einheitliden Gewalt und ihren Organen 
angeordnet und verwaltet, oder was den einzelnen Glie 
dern ded Staats zur Selbftbeftimmung und zur eigenen 
Verfügung überlaſſen; bleiben jolle? — alſo in Verbindung 
mit der Frage der Gentralijation in Geſetzgebung und 
Berwaltung fteht überhaupt audy die Frage über den Um— 
fang der Staatögewalt im Allgemeinen, d. h. Über den 
Umfang der Rechte, welche der Gejammtheit gegenüber 
ihren Gliedern verfaflungsmäßig zufommen. Doc ift die 
erftere Frage von der legteren immer noch in jo weit un 
abhängig, ald bei der ausgedehnteften verfafjungsmäßigen 
Berechtigung der Staatdgewalt die Gefeggebung in wichtigen 
Dingen von diefer Berechtigung gleihwohl auch feinen Ge- 
brauch mahen und den einzelnen. Gliedern große Selbft- 
ftändigfeit belafjen kann. 


Was indefjen die allgemeine Frage der Berechtigung der 
Staatsgewalt an und für fich betrifft, wovon bie 
v. Andlaw'ſche Schrift ebenfalls fpricht, fo gibt es unter den 
diesfallfigen Meinungen, wie Überall, zwei entgegengefeßte 
Ertreme 

Auf vereinen Seite 3. B. fteht Donoſo Cortes (Marques 
von Valdegamas) *). 


In feiner am 4. Januar 1849 in der fpanifchen Deputir- 
tenfammer gehaltenen Rede fpricht er für die Diftatur, Er 
meint damit nicht nur das, was man gewöhnlich unter dem 
Ausdrude begreift, fondern er findet die Diftatur überhaupt in 
ber Schranfenlofigfeit der Staatsgewalt, alfo 
namentlih in England. Er fagt: „die englifche Con— 
ftitution ift die Einzige in der Welt, — ich fage es zum 
Lobe der Weisheit diefes Volkes — in welder die Di: 
tatur nicht ausnahmsweiſen Rechtens, fondern ge 
meinen Rechtens iſt. Man ſtudire dieſe Conſtitution: das 
Parlament hat in allen Verhältniſſen, zu allen Zeiten, 


*) Man ſehe die Druckſchrift: „Zur katholiſchen Politik ver Gegen⸗ 
wart von Donoſo Cortes und F. J. Buß.“ 
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wenn es nur will, die diktatoriale Gewalt; denn es hat 
keine andere Schranke, als jene, welche allen menſchlichen 
Gewalten auferlegt iſt: die Klugheit. Es hat die Voll 
macht — und dieſe Vollmacht Fonftituirt die diftatoriale Ges 
walt — Alles zu thbun, Alles, nur nit aus einem 
Meib einen Mann und aus einem Mann ein Weib zu machen, 
um die Sprache der Publiciften diefed Landes zu gebrauchen, 
Es hat die Vollmacht, die Habead-corpus-Afte einzuftellen, 
vermittelft einer Bill of attainder zu verbannen; ed fann die 
Gonftitution ändern, die Dynaftie wechſeln, und nicht nur 
die Dynaftie, nein felbft die Religion und die Ge 
wiffen unterdrüden; mit einem Worte, es fann Alles, 
Kennen Sie, meine Herren, eine ungeheuerere Diktatur ?“ 

Das entgegengefegte Ertrem findet fih 3. B in der Schrift 
über die badifche Revolution von dem politifchen Flüchtlinge 
„Abt.“ Er Spricht offen für die Anarchie, er will Feine 
Staatögewalt, da fie ihrer Natur nach nur die individuelle 
Freiheit befchränfe, Er anerfennt fein Gefammtintereffe, 
indem unter dem Vorwand eines folhen nur die Einzel: 
interefjen befchränft oder vernichtet werden ꝛc. 

In der Mitte zwifchen diefen zwei Ertremen ftehen nun 
in verſchiedenen Abftufungen die meiften Berfafjungen, indem 
fie zwar eine gefeßgebende Gewalt einjegen, diefelbe aber in 
Beziehung auf mandherlei Freiheiten und Rechte der Einzelnen 
und Korporationen im Staate befchränfen *), 

Was nun den Frhrn. v. Andlam betrifft, fo fpriht er in 
dem vorliegenden Buche fehr entfhieden gegen bie von 
Donofo Cortes vertheidigte Allmacht der Staatöge- 
walt, oder nad v. Andlaw's Ausdrud gegen „den abfoluten 





*) Die Abänderung ver Berfaffung ſelbſt iR an ſchwerere Be- 
dingungen gebunden, 3. B. an größere Stimmenzahl, Wiederholung 
auf verfchievenen Landtagen, Berufung befonderer Berfammlungen ıc. 
Andere Schupßmittel gegen bie Abänderung der Berfaffung , alfo auch 
gegen die Schmälerung der dort den Einzelnen als unantaflbar zuge- 


- flandenen Freiheiten und Rechte gibt es nicht. Kennt die Verfaffung 


keinen rehtlihen Weg ihrer Abänderung, fo tritt eine folche unter 
Umftänden doch thatſächlich ein, da die gefchichtlihe Umbildung 
und bie fie fördernden Greignifie fih nicht bannen Iaflen. 


u 


Staat” (IV. Borrede ©. V. und 61). Er will (I. 18), 
daß die Rechte der Einzelnen nicht abhängig fein dürfen von 
einer abfoluten Gewalt ded Königs oder der Bolfövertretung, 
ferner (I, 19 und 107), daß, wie der König, fo aud bie 
Einzelnen und Körperfhaften mit „eigenen Red 
ten“ ausgerüftet fein, „worüber Niemand foll verfügen 
fönnen, ald fie ſelbſt.“ Er fpridt Cl. 178) für bie 
„Autonomie des einzelnen Menſchen“ und für das „von ein- 
ander Freifein,“ Gegenüber einem Zeitungsartifel, welder 
gegen die Heder’jhen Verjuhe und gegen die Anmaßungen 
der revolutionären Minderheit eifeınd, eine freche 
Willkühr darin findet, wenn „eine Minderheit ohne 
Beruf und ohne Auftrag dem großen Ganzen Gefege vor- 
fhreiben wolle,“ bemerkt er (I. 72 *): „ich erblide nicht 
minder eine Willführ darin, wenn eine angeblide (nicht 
immer fogar erwiefene) Mehrheit dies Alles im Namen 
Aller will; ih räume vielmehr dieſes Recht feinem 
Fürften und feinem Parlamente ein. Da bier von 
dem Rechte, Geſetze vorzuſchreiben, die Rebe ift, 
und da v, Andlaw überhaupt feine Volfövertretung und doch 
auch feine abjolute Gewalt des Fürften haben, dabei aber 
diejen frei willen will „von den gleihen Banden, wie fie auch 
ben ärmſten feiner Unterthanen fetten, von dem Außern 
Geſetzeszwange, der ſich über alle göttlihen Gefege 
und menſchlichen Rechte ftellt“ Cl. 18), — fo könnte man 
auf den Gedanken gerathen, er wolle (wie Abt) gar Feine 
gefeßgebende Staatsgewalt haben. Man darf es aber mit 
diefen Worten nicht jo genau nehmen, und des allgemeinen 
Ausdruds ohnerachtet wäre jene Auffaſſung natürlicherweife 
eine irrige. Man muß annehmen, er wolle der (nit an 
und für fich zu widerfpredhenden) gefeßgebenden Gewalt des 
Staats nur die Lehre geben, fie dürfe nicht willführlich die 
Rechte der Einzelnen (auch nicht die Autonomifchen) befchränfen 
oder vernichten. Nur ift nicht Far, welche Rechte er unter 
den durch die Gefepgebung nicht Anzutaftenden begriffen 
wiffen will. Ja er eifert Doch gegen die, eine Menge von 
Rechten und Freiheiten den Berfügungen ber gejeßgebenden 
Gewalt entziehenden, deutjchen Grundrechte, und zwar nicht 
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nur hinſichtlich des Inhalts einzelner verfehlter Be— 
ftimmungen, jfondern im Allgemeinen, indem er (11. 107) 
nur das Recht auf Leben, Ehre und Eigenthum mit 
den daraus fließenden Rechten, ald unveräußerlihe, aber 
feiner befonderen Anerkennung bedürfende, „Anſprüche, welde 
jeder Menſch an die Einzelnen und Alle zu machen hat,” 
anfieht. Demnach wäre e8 allerdings nicht Vieles, was er 
der gejeßgebenden Gewalt etwa auch formell entzogen 
jehen wollte *). 

Immerhin wird ed hiedurch aber noch geheimnißvoller, wie 
Frhr. v. Andlam es mit der Gewalt der Gefeggebung halten, 
und welchen Schutz er für bie fo ftarf betonte Aufrechthaltung 
der Rechte der Einzelnen und der Körperſchaften 
haben will. Er will feine Volfövertretung und fieht auch die 
altjtändifche Gliederung ald „unmöglich geworden” an (I. 71); 
dabei will er Feine abfolute Gewalt des Königs und bie 
Rechte der Einzelnen follen von der Zuftimmung defielben 
nicht abhängig gemacht fein, während der König doc durch 
feinen „außeren Geſetzes zwang“ gebunden fein fol, 
(dl. 18), alfo wohl nad feinem Ermeffen verfügen Fönnte, 

Die Aufhebung des „äußern Geſetzeszwanges“ zwiſchen 
Fürft und Volt — in Verbindung mit dem Sage, daß das 
Recht, Geſetze vorzufchreiben, „Feinem Fürften und feinem 
Parlamente” einzuräumen fei, könnte man etwa auch fo auf 
faffen, daß die verſchiedenen Gliederungen autonomiſch ihre 
Verhältniffe nur ſelbſt beftimmen follen. Doch kann id 
faum glauben, daß von Andlaw dieß außerhalb der be— 
jondern Angelegenheiten diefer Glieder auch in allen 
andern, bisher und überall allgemein behandelten, 
Zweigen haben wollte. Man könnte wohl im Gemeindewefen, 
in einem Theile des Gewerbeweſens, felbjt in einzelnen 
Theilen des bürgerlihen Rechts ꝛc. jene Autonomie gelten 
laſſen; aber follte fie denn auch in den Dingen, die auf einer 
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*) Namentlich anerkennt er keinerlei Art von Freideit als ein 
Grundrecht, obgleih er von der Freiheit, fo weit fie neben ver 
„gleichen Freiheit, welde ver Nächſte auch anzufprechen hat,“ bes 
ſtehen kann, fagt (I. 7), daß diefe Freiheit „nie chriſtliche Löſung“ ſei. 
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Gegenfeitigfeitund Gemeinfhaftlifeit beruhen, 
zugelaffen werden, 3. B. im Gebiete des Handeldrechts, des 
Pfandweſens, der Forderungsrechte, der Rechtspolizei, im 
Gebiete des richterlihen Verfahrens in bürgerlichen oder gar 
in Straffahen, fodann in Gemeindefachen, fo weites Aus: 
märfer oder Fremde betrifft, im Fabrikweſen, ferner in 
Beziehung auf die Breffe und auf die Polizei- und Straf 
gefeggebung überhaupt, in Beziehung auf Maß und Gewicht, 
auf die Finanzen, auf die Kriegsdienftpflidht x.? 
Dieß Alles verlangt Frhr. v. Andlaw ficher nicht. Nur 
fagt er nicht, in wie weit denn doch noch allgemeine Geſetze 
diejer Art jollen gemacht werden fünnen, und er jagt nicht, 
auf welben Wege fie zu machen wären, da dazu weder 
der Fürft allein, noch mit einer (wie immer zufammenges 
jegten) Volfsvertretung*) befugt fein foll. 





*) Die Wahlart, von der allerdings bie mehr oder minder con= 
fervative Natur der Bolfsvertretung, alfo fehr Wichtiges abhängt, 
ändert, wie wir oben gefehen haben, am Prinzipe der Bollöver- 
tretung nichts, ſobald dieſe (mit dem Steuerbewilligungsrecht und 
Theilnahme an der Gefeßgebung verfehen) nur überhaupt aus den ver- 
fhievdenen Klaffen ver Bevölkerung, fei es in Öliederungen over 
in Wahlen nach Köpfen, hervorgeht. Die Scattenfeiten, die Frhr. 
v. Andlaw im Uebermaße varftellt, treten in dem einen, wie in dem 
andern Falle ein, und nur die bei beiderlei Spftemen mögliche 
mehr oder minder confervative Natur der Verſammlung macht 
einen Unterfchievd. Darum befämpft von Andlaw, indem er die alt- 
ſtaͤndiſche Gliederung als unmöglich geworden (1.71) und das damalige 
Band als fhon vor feinem Riſſe inerlicy gelodert (HI. 13 *) betrach⸗ 
tet, überhaupt alle — mittelbare (gegliederte) oder unmittelbare — Ber- 
tretung des Volkes als angeblich auf vem Principe eines lau—⸗ 
nenhaften Boltswillens beruhend (1. 12 — 17, 97, 177, 178—180. II. 
9, 10, 148, 149), und er macht der jeßigen bavifchen Regierung fogar 
den Borwurf, daß fie die hiefige Berfaflung, die hierin mit allen an 
dern in Deutichland jeßt beftehenden conftitutionellen Berfaffungen 
gleichartig ift, nicht vernichtet Habe (I. 13). (Darüber, wie er 
fpäter iin der Abth IV. fein Berwerfungsurtheil gegen die Repräfentation 
im Allgemeinen mobifizirte, vergleiche man unten im Abfchnitte 
„Radikalismus“ vie Note * auf S. 44 und 45.) 

Brüder ſprach v. Andlaw allerdings anders. Wie wir oben gefehen 
haben, tadelte er in der Siung der I. Kammer vom 19. Mai 1848, 
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Ja, während er (zum Theil mit Recht) tadelt, daß bie 
Frankfurter Reihöverfaffung die Selbftftändigfeit der einzelnen 
Staaten nicht genug gewahrt habe, tadelt er zugleih in Bes 
ziehung auf die Grundrechte, daß man damit nur Haupt: 
grundfäge aufgeftellt und die Detailbeftimmungen 
zur Durchführung derjelben den Einzelftaaten überlaffen 


daß die Regierung früher die conftitutionelle Bahn nicht confequent 
und offen verfolgt habe, und fprach vie Anficht aus, daß die Mis 
nifter in der Regel aus ber entfchievenen Mehrheit ver zweiten Kammer 
hätten hervorgehen follen. 


Berner ſchlug er in feinem Berichte vom 15. März 1848 in ber erfien 
Kammer die Gründung eines deutſchen Parlaments vor. „Alle veutfchen 
Fürſten — fagte er — befchränfen freiwillig vie Ausübung ihrer bis» 
herigen Souveränetät zu Gunſten einheitliher Wirkſamkeit und 
eines veutfhen Parlaments.“ Das Iebtere follte beſtehen: aus 
einem Dberhaufe, welches die Fürften („perſönlich, oder durch 
Prinzen ihres Hauſes vertreten“) bilden — und aus einem Unter⸗ 
baufe, weldes „in einem noch zu ermittelnden Berhältniffe ſämmt⸗ 
liche beutfhe Ständeverfammlungen” beihiden. Damals 
hat er alfo vie jetzt verworfenen — aus Volkswahlen hervor» 
gehenden — Ständeverfammlungen nicht nur anerkannt, 
fondern ihnen zu ihren bisherigen Befugniffen, fogar noch eine wei- 
tere, fehr wichtige, nämlich die Wahl eines Parlaments übertragen 
wollen. (Wozu übrigens ein Parlament, wenn es auch mit ven Fürs 
ften feine Geſetze follte geben können? (IE. 72*). 


Es finden ſich indeffen auch in der vorliegenden Drudfchrift noch 
ähnliche Anwandlungen, wodurch er mit feiner jeßigen entichiedenen 
Belämpfung der vorhandenen fonftitutionellen deutſchen Berfaffungen 
alfo auch der dadurch eingeführten jegigen Ständeverfammluns 
gen wieder in Widerſpruch geräth. In der Abth. II. ©. 174 theilt 
er nämlich die Schwarzenbergifche Note vom 9. März 1849 mit, worin 
Defterreih , indem es einem aus unmittelbarer Volkswahl her- 
vorgebenvden Parlamente widerſpricht, ſich damit einverfanden erklärt, 
daß die einzelnen „vurh Volkswahl in fich veriretenen Körper“ 
Ausfhüffe zur Gentralgewalt aborpnen. Als einen „Gedanken forporas 
fiver Bertretung” billigt v. Andlaw diefen Borfchlag, wornach die von 
ihm doch fo heftig befämpften jeßigen Bolksvertretungen 
(Kammern) ver beutfhen Staaten nicht nur fortbeftehen, 
fondern noch den neuen wichtigen Beruf, zur Wahl des der Gentral« 
gewalt (als Parlament) beizugebenden Ausfchuffes mitzuwirken, erhal- 
ten follten. 
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(N. 110), alfo die Selbftftändigkeit ber letztern nicht genug 
beichränft habe. 


Geſetzlichkeit. 


Man kann damit einverſtanden ſein, daß im modernen 
Staate überhaupt zu viel regiert, alſo auch zu Vieles 
durch Geſetze *) beſtimmt und zu wenig dem Leben uͤber— 
laffen werde, jo wie daß namentlih die Gefeggebung zu 
centralifirend fei, zu Vieles gleihförmig made und 
den einzelnen Gliedern zu wenig Selbitftändigfeit belaffe. 
Es handelt fih hiebei, wie ſchon oben bemerft, nur um bie 
Auffindung des rechten Maßes. 

Ein Prinzip, wie weit hierin zu gehen und nicht zu 
gehen fei, hat v. Andlaw nirgends aufgeftellt, feine einzelnen 
Säge find vielmehr, wie wir gejehen haben, unter ſich 
widerfprehend. Zur näheren Erörterung der in dieſem 
Sinne angefochtenen „Geſetzlichkeit“, oder richtiger ausge: 
drüdt, „Geſetzmacherei“ — liegt daher hier fein Stoff vor. 

Wichtiger ift aber, was Frhr. v. Andlaw von Dem hält, 


*) Menn übrigens v. Andlaw an vielen Stellen davon fprict, daß 
die Auslegung ter (formellen) Gefege doch nur wieder in ber 
Dand von Beamten, namentlich der Referenten, liege, und daß damit 
der Willkühr Thür und Thor geöffnet fei, — fo lÜberfieht er, daß 
eine Willtühr die ſer Art nad der Natur der Dinge Überall unver- 
meidlich, daß fie aber immerhin nicht ver hundertſte Theil der» 
jenigen Willtüpr iſt, welche herrſcht, wenn über ein ver Regelung 
bevürftiges Verhältniß gar kein Gefeb gegeben wird, Jever, ver 
dabei mitwirkt, alfo ausſchließlich nad feinem eigenen Be— 
lieben verfahren und verfügen würde. 

Sein Haß gegen die Gefeßgebung geht fo weit, daß er (IT. 133) 
ſcheinbar aus Achtung vor dem Eigentyum fein Zwangsabtretungsgeſetz 
haben will, während er doch einfieht, daß ed Fälle gibt, wo eine zum 
Öffentlichen Nuten unabweisbar nothwendige Abtretung im Wege der 
Vereinbarung ſchlechthin nicht erzielt werben kann, für welde Bälle er 
daher vorzöge, auch ohne Gefeh ven Zwang thatſächlich ein- 
treten zu laflen, fo daß der Eigenthümer allen Schuß der, die Ermitt- 
lung der Nothwendigkeit der Abtretung und die Entſchädigung ſichern⸗ 
den, Formen verlöre, und der reinen Willkühr anheim gegeben wäre. 
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was man fonft im gewöhnlihen Sinne unter „Geſetz⸗ 
lichfeit” begreift, nämlich von der Befolgung eines einmal 
beftehenden Geſetzes. 

Wie mir, fo ift fiher auch Andern aufgefallen, daß er mit 
fo großer Geringfhägung von der Beobachtung bed Ge— 
ſetzes fpricht. 

Er fpottet über mich, daß ich einer Heidelberger Deputa- 
tion, welche wegen Auflöfung der demofratifhen Vereine 
ſich beſchwerte, dieſe Auflöfung als „ein gefeglihes Mit- 
tel” entgegen hielt (I. 16)*), — und darüber, daß man 
felbft dem (gefährlichen) Mißbrauch der Freiheit nur mit 
gefeglihen Mitteln begegnen wolle dl. 31 und I. 76 a.). 

Da ih im $. 8 meined Buches für die ftrenge Beobach— 
tung des Gejeges auch von Eeiten der Regierung fprad, 
und eine Verlegung defjelben „nur im Außerften Falle, 
wenn es für die eigene Nettung ded Staats unvermeid- 
lich fei, alfo im Falle eines eigentlihen Nothftandes“ 
für zuläffig erklärte, dabei aber die Anficht ausſprach: die 
Geſetzgebung ſelbſt joll, um die im Nothfalle fonft 
eintretende Verlaſſung des gefeglihen Bodens zu verhüten, 
der Regierung für außerordentliche Fälle auch eine außer: 
ordentlihe Macht, nämlih das Recht zur Abweihung 
von der jonftigen gejeglihen Negel, bewilligen, — fo ruft 
der Frhr. v. Andlaw (1. 179) aus: „welder Götzendienſt 
mit der formellen Geſetzlichkeit!“ **) 


* Die fonftige nachtheilige Darftellung meiner Unterrevung mit 
jener Deputation wird auf Diejenigen feinen Eindrud machen, die ven 
$. 134 meines Buches felbft leſen, und was die Worte: „fo lang 
eine Staatöform beftehe* — betrifft, fo wird mir Niemand zumuthen, 
daß ich mich darüber Hinaus auch noch auf die Eventualität, 
wo etwa bie beitehende Staatsform durch Weltereigniffe untergegangen 
fein könnte, hätte einlaffen follen, Wenn aber v. Andlaw vas Bers 
langen der Deputation an fich fhon als ein Verbrechen anfieht, 
fo würde er wohl nicht im Stande gewefen fein, ein Strafgefeß dafür 
aufzumeifen. Darnach fragt gr zwar nichts, allein ich weiß nicht, wie 
er es hätte einleiten wollen, auch ohne Strafgefeß ein verurtheilendes 
Erfenntniß herbeizuführen. 

**) Wenn er in der verfaffungsmäßigen Ermächtigung, in außeror- 
dentlichen Lagen von der Regel des gemeinen Gefeges abzumeis- 
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Er beruft fih zugleich auf das (nahahmungsmwürdige?) 
Beifpiel unferer Revolutionäre, indem er jagt: „hat fich die 
badifhe proviforifche Regierung nur an ein Geſetz ge 
bunden ? ” 

Darum macht er ferner der jegigen Regierung einen 
Vorwurf daraus, daß fie das (von den NRevolutionären in 
feiner Wirffamfeit unterbrochene) Verfaffungsgebäude wieder 
aufgerichtet, d. h. nicht ihrerfeits auf dem Boden ber 
Willkühr und Gewalt es ebenfalls und endgiltig 
vernichtet habe (I. 13). 

Zwifhen dem materiellen und formellen Rechte 
Recht und Gefeglichfeit) unterfheidend (IV.13*) fpricht 
er zugleich gegen ben Grundſatz, daß jedes, auch materiell 
verlegende, Gefeg „Geltung finden müſſe“ (I. 18). 

Ih weiß nicht, ob Frhr. v. Andlam ahnt, auf welchem 
Boden er fih mit dieſen Sägen befindet. Er befindet 


hen, alfo einen AUusnahmszuſtand einzuführen, etwas Wider- 
fprechendes oder Unfinniges findet, fo kann ich mich damit tröften, daß 
nicht nur in England kraft viefer Ermächtigung in ſolchen Fällen vie 
Habeas⸗corpus⸗Akte fufpendirt werden kann, fondern daß der nämliche 
Vorwurf auch die in den meiften fonftitutionellen Yändern vorkommende 
Beiugniß trifft, nach welcher bei befondern Gefahren der Kriegszuſtand 
oder Belagerungszuftand mit wichtiger Befchräufung der fonfligen ge— 
feßlihen Regeln verkündet werben barf. 

Wenn er zugleich fragt, warum denn der badiſche Staat von ber 
Revolution nicht gerettet worven fei, da doch vie Gefeßgebung kein 
dazu begehrte Mittel verweigert habe? — fo kann er in meiner „Be- 
wegung in Baden“ vie Antwort finden, daß und warum dieſe Revolu- 
tion, die ihre Stärte von au Ben (von unfern Gränzländern und von der 
deutſchen Revolution, insbefonvere von Frankfurt) her erhielt, 
nicht abzuwehren geweien wäre, felbft wenn man alsbald die in andern 
Fällen wirkſamen Gefege erlaffen hätte. Uebrigens ift er im Irrthum, 
wenn er glaubt, daß folhe Gefege damals durchzuführen gewefen 
wären. Er weiß ja, wie es 3. B. mit dem Gefeßentwurfe über vie 
Beamten, die bei einer aufrührerifchen Bewegung ihre Amtopflicht ver- 
ſäumen, ergangen ift, und daß das Stanprechtägefrg in ver I. Kam: 
mer (aus Scheu vor Frankfurt und vor den entgegenflehenden Grund» 
rechten) nicht einmal bis zur Berichterflattung gebracht werben konnte. 
Noch manches Andere in ähnliher Richtung hätte gegen die unantaft- 
baren Grundrechte verfioßen müſſen. 
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ſich (unwilführlih) auf dem Boden ber Revolution. 
Die Gewaltsmänner, die wie Frhr. v. Andlaw wohl wiſſen: 
„die Macht fteht über dem Geſetze“ (I, 179) — willen 
zugleih, daß fie in den verfaffungsmäßigen Wegen ihre 
Plane gar nicht, wenigſtens nicht fo, wie fie ed wünſchen, 
durchführen fünnen, daß fie alfo die verfaffungmäßi- 
gen Formen felbft zertrümmern müffen, um dem wilden 
Strome der rohen Gewalt die Herrichaft zu verfhaffen, wor 
bei fie natürlich immer auch behaupten, daß das mate- 
rielle Recht ihnen zur Seite ftehe, und diefem gegenüber 
das formelle Recht „Feine Geltung finden“ 
dürfe. | 

Die Revolutionäre vor dem Freiburger Schwurgericht 
fagten, wie v. Andlaw felbft erzählt (IV. 108), ebenfalls, 
bag der Regierung nur das (formelle) Geſetz, ihnen aber 
das ewige Recht (ded Volkes) zur Seite ftehe, das Erſtere 
alfo gegen fie nicht angewendet werben könne. 

Dies ift — nur in anderer Richtung — an und für fid - 
die Theorie des Frhrn. v. Andlaw. Wer aber nicht etwa 
nur Bortheile des Augenblids anfhlägt, fondern bie 
moralifhen Nahmwirfungen der Gejegeötreue noch 
höher hält, — der fann einer folhen Theorie nicht huldigen. 

Der Gefeggeber jelbft fol nah materieller Ge 
rechtigfeit ftreben, die Staatsangehörigen aber, und darunter 
auch die Minifter, müfjen fi, fo lang fie nicht dur die 
Macht der Gründe die Aufhebung oder Abänderung des 
einmal gegebenen (formellen) Gefeges auf gefeplihem 
Wege zu bewirfen vermögen, an daffelbe halten, 
Wollte Jeder, und insbefondere wer mit zur Vollziehung 
des Geſetzes berufen ift, fih über baffelbe, weil es nad 
feiner Anfiht dem materiellen Rechte nicht entfpricht, 
binwegjegen, ihm alfo „feine Geltung“ zugeftehen, fo wäre 
damit die Anarchie gegeben, — und nichts ijt dem Sinne 
für Ordnung und Recht im Volke gefährliher, ald wenn 
das Geſetz felbft von oben mißachtet oder leichthin ver: 
legt wird. 

In welder Achtung ftand ehemald in Deutſchland das 
Geſetz und das geſetzliche Recht! — und wie nadtheilig 
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hat es gewirkt, daß in Folge des Rheinbundes die Fuͤrſten 
als unumſchrankte Herrſcher nicht nur Geſetze für ſich allein 
machten, ſondern ſelbſt im einzelnen Falle ſich über 
das Geſetz ſtellten! — Und jetzt noch! — man ſehe nach 
England, wo ein Conſtabler mit ſeinem Stabe noch mehr 
vermag, als in Frankreich oder Deutſchland zwanzig bewaff— 
nete Gendarmen! — Neben andern Gründen dieſer Er— 
ſcheinung liegt einer der wichtigſten ohne Zweifel darin, 
daß dort ſeit mehr als anderthalb Jahrhunderten das (for: 
melle) Gefeg von oben herab nicht mehr verlegt wurde, 
auch nicht unter dem Vorwande, daß daffelbe dem mate— 
riellen Rechte nicht entipreche, 

Würden die deutfhen Staatsmänner in Beziehung auf 
bie Nichtbeachtung des formellen Rechts nah den Anfid- 
ten des Frhrn. v. Andlam verfahren, jo wäre es unmöglich, 
hier je wieder einen feften Boden zu gewinnen, wenn auch 
alle übrigen Beftrebungen hierauf gerichtet wären *). 


Nadifalismus, 


Gegen allerlei Unweſen jagt Frhr. v. Andlaw in fcharfen 
Zügen viel Beachtenswerthed. So weit er gegen die all 
gemeinen Wahlen nad der Kopfjahl, fo weit er gegen bie 
blinde (nie zu befriedigende und ſtets nur zu neuem Miß- 
behagen führende) Neuerungsfuht, gegen den Mißbrauch 
der Freiheit, gegen die Unfittlichfeit, Verwilderung, gegen 
die Oottlofigfeit oder den Unglauben, und gegen die Bevor: 
mundung der Kirche innerhalb ihres ausfchließlih eigenen 
Gebietes auftritt, bin ih vollfommen mit ihm einverftanden. 
Eben fo ift Das, was er an einzelnen Stellen überhaupt 


*) 9. Andlaw mag das Mißliche feiner Theorie ſelbſt gefühlt haben, 
daher ftellt er ven unklaren Eat CI. 179) auf: „Die Kluft zwifchen 
Geſetz un Thatfache findet ihre Ausgleichung in ver riftlichen 
Anfhauung Über das Wefen ver Staaten“, — ohne für die praktiſche 
Anwendung diefes Satzes au nur eine Andeutung zu geben. 


— M — 


gegen den Radikalismus und von deſſen uͤberſtürzender und 
verwuͤſtender Natur ſagt, längſt auch meine innerſte und 
tiefſte Ueberzeugung. Wer aber feine Druckſchrift liest, dem 
wird ed nicht entgehen, daß fie felbft an Gebrechen leidet, 
die dem Radikalismus eigen find. Zunächſt gehört 
hierher: das Prinzip der Verneinung. 

Schr. v. Andlaw tritt auf mit zerriffenem Herzen. Er 
empfindet das Unheil der Zeit. Er forfcht nad den Ur- 
ſachen und nad Heilmitteln, und findet fie nicht, wenigfteng 
nit mit Klarheit, da das bittere Gefühl die Ans 
ſchauung trübt, Darum hat er faft nur Verneinung, 
nur Bekämpfung des Bejtehenden und des Gefchehenen, 
taujend Tadel, — aber wie wenig Pofitives, wie nod 
weniger beftimmte Vorſchläge, die Dinge beffer zu 
machen! 

Er tadelt unfere Verfaffung, fo wie alle andern Fonftitu- 
tionellen Verfaſſungen, und will dabei auch Feine abfolute 
Fürftengewalt, ohne doch zu fagen, auf weldhe Weife denn 
die von ihm befürworteten Rechte der Einzelnen und der 
Körperfhaften gewahrt oder vertreten werden, und ob 
und wie jene Ginzelnen oder Körperfohaften zur Regelung 
der ihnen gegenüberftehenden Gefammtinterejfen mit 
wirken follen *). 





*) Erf in der Abth. IV. (46) kommt er nun, wohl noch felbft fühlend, 
daß es an blofer Negation nicht genüge, nachträglich zu vem fehr wahren 
Ausfpruche, daß, wenn das Repräſentativſpftem ohne einen Erfaß 
einftürzte, ein „Despotismus des Beamtenfinatees“ fein 
natürliher Erbe fein würde. Statt, wie in den Abih. I. und U. das 
fonftitutionelle oder repräfeniative Syftem überhaupt zu befämpfen, 
fpricht er nun hier nur noch von einer Aenderung des Wahlfyftems, 
und war dah in, daß vie Wahlen aus „korporativer Gliederung des 
Gleichartigen auf der Grundlage wirklicher und gemeinſchaftlicher In- 
tereffen“ — namentlich der Interefien „des Grundeigenthums, 
ver fleineren gewerblichen Betriebſamkeit, desgroßen Han— 
dels und der Fabrikation” (S. 49) — hervorgeben follten. 

In diefer Beziehung verläßt er alfo hier fein Syſtem der Negation, 
jedoch nur zum geringften Theile, indem nicht allein die Borfchläge 
wegen Zufammenfeßung ver Bertretung höchſt ungenügend, fondern au 
hinſichtlich der wichtigften fonftigen Angriffe gegen das Syflem der 
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Er tadelt den Einheitsſtaat, ohne zu ſagen, was ben 
Theilen an ihrer Selbftverwaltung jeßt ungebührlih entzogen 





Repräfentation Überhaupt gar feine Heilmittel bezeichnet 
find. Indem er nur von einer „überwiegenden Bertretung“ ver 
genannten Interefien (46) fpricht, fagt er nicht beftimmt, ob und welde 
andere Intereſſen, oder ob etwa auch noch die Intelligenz, 
fo weit fie nicht ſchon mit jenen Intereffen verbunden if, als 
ſolche berüdfichtigt werden foll. Namentlih if nicht Mar, ob vie 
Kapitaliſten und die dur ihre Intelligenz einflußreichen 
Klaffenfteuerpflitigen (Staatd- und Kirchendiener und Andere, 
welche einen wiffenfhaftliden over künſtleriſchen Beruf 
haben), von der Bertretung ganz ausgefchloffen, oder ob ihnen 
nach Berhältniß des natürlichen Gewichtes, das fie in der Geſellſchaft 
befigen (fiehe oben ©. 22 und 23), ebenfalls eine Mitwirkung ein- 
geräumt wersen foll. 

Wird den fogenannten Eapacitäten, wie es bie neuen Wahl—⸗ 
fofteme mit fich bringen, das Hauptgewicht verſchafſt, fo beherrfchen 
fie die Berfammlung durch ihre Theorien oft in einer, den realen 
Bepürfniffen ver Gegenwart völlig fremden, Weife, und „der firenge 
Kultus der Wahrheit wird — wie ein genialer Schriftfieller faat — 
hingegeben für ven Götzendienſt des Geiſtes.“ Aber eben fo mißlich 
wäre ihre völlige Ausfhließung, nicht nur weil dadurch den ver- 
fretenen verfhiedenen Intereffen die in einer wiffenfchaftlichen 
allgemeinen Auffaffung liegende Bermittlung entgienge, 
fondern auch weil die ausgefchlofiene Intelligenz ihre Macht außer» 
halb auf anderm Wege zur Untergrabung der Autorität ver Kam 
mer felbft mit um fo größerem Erfolge noch viel unheilvoller 
geltend maden würde. 

Aber vorläufig abgefehen Hievon und vondem Mafftabe, nad 
dem alle die verſchiedenen Klaffen mitwirken folfen, — auch abgefehen 
davon, wie denn fene Grundeigenihlimer und Gewerbsleute „kor⸗— 
porative ©lieverungen“ (IV. 46) bilden follen, — läge in dem 
ganzen Vorſchlage immerhin wieder ein Syflem der Vertretung 
oder Repräfentation, die v. Andlaw voh überhaupt und 
noch in ganz andern Beziehungen, als welche mitder Wahl— 
art zufammenhängen, befämpft. — Auch hier wäre es nämlich uns 
möglih,nah Inftruftionen zu flimmen (oben ©. 22 Note *), — auch 
bier wäre es unmöglich, anders ald nach den dem Frhrn. v. Andlaw 
fo verhaßten Majoritäten Beichlüffe zu faffen Cl. 12, 48; U. 5, 
72 20.). Auch Hier könnten der Minderheit Laſten aufgebürdet werben, 
die fie nicht will (IV. 30. Auch hier könnte die „Geſetzmache rei“ 
allerlei Dinge regeln und gleichförmig machen, die Einzelnen und Körpers 
fhaften inipren eigenen Rechten beſchränken (I. 19), oder einen Zwang 
zwiſchen dem Bürften und den Huterthanen fchaffen (1. 18). Auch Hier Fönnie 
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fei. Dabei will er über die Gemeindeangelegenheiten, insbe 
fondere über die Ausgaben, weder die Mehrheit Der Gemeinde: 
verfammlung, noch die von ihr gewählten Organe, noch auch 
die Staatöbehörde verfügen lafien, ohne zu fagen, wie es 
denn damit gehalten werden fol, 

Eben fo find bei dem Tadel fo vieler anderen Gefege 
größtentheild ‚Feine Verbeſſerungsvorſchläge aub nur anger 
deutet. 

Er tadelt den Umfang der geſetzgebenden Gewalt, ohne 
das Uebermaß derſelben im Einzelnen zu beleuchten, oder 
ein Prinzip aufzuſtellen, wie weit mit der Geſetzgebung 
im Allgemeinen zu gehen und was den einzelnen Gliedern 
der Staatsgeſellſchaft als ihr eigenes Gebiet zu belaſſen ſei. 

Er unterſcheidet Recht und Geſetzlichkeit, und will nur 
das Erſtere anerkennen, ohne zu ſagen, worin daſſelbe im 
Gegenſatz zur Letzteren beſtehe, und wie es zu finden und 
feſtzuſtellen ſei. 

Er verweist auf die chirſtlichen Lehren über die weltliche 
Staatenordnung, ohne zu jagen, worin diefe Lehren in den, 
mit den Geboten der GSittlihfeit nicht zufammenhängenden 
politifchen, öfonomifhen und ftaatsrechtlihen Fragen beftehen 
follen. 

Er tadelt die Verwaltung früherer Jahre und jene in der 
Bewegungszeit, und beſchuldigt hinſichtlich der Letztern die 


ein Einfluß der Repräfentation auf das Minifterium, db. i. auf 
die Ausübung der Rechte des Negenten und ein Aufprängen ber 
„zagesmeinung“ flattfinden (I. 17). 

Frhr. v. Andlaw hat alle dieſe angeblichen Scattenfeiten der Ber- 
tretung oder repräfentativen Berfaffung überhaupt fehr ſcharf her» 
vorgehoben, ohne Borfhläge zu machen, wie fie bei der nach 
feiner Anveutung zu machenden Einrichtung abgewendet werben 
folfen, — und doch ift nicht erflärlih, warum jene Einwendungen bier 
auf einmal außer Anfchlag bleiben follten, während fich dieſe Einwen« 
dungen doch auf die Bertretung und deren Madhtanund für 
ſich, nicht aber auf die Art der Zufammenfetung berfelben be» 
ziehen, und während vie Vertretung, welche aus allen, das Bollaus- 
machenden, Klaffen hervorgeht, nicht weniger als bei ver Wahl 
nah Köpfen eine Volko vertretung if. 
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Regierung, daß ſie der Bewegung ſich unterworfen habe. 
Die diesfalls angegebenen Thatſachen ſind aber unwahr, 
ausgenommen fo weit fie ſich auf die im März 1848 ber 
1, Sammer gemadten Zugeftändniffe, fodann auf bie 
fpätere Anerkennung der Reihsverfaffung fammt Grunds 
rechten, oder darauf beziehen, daß im März und April 
1848 und Mai 1849 gegen Ordnungsftörungen nicht ger 
fhüst werden fonnte, In diefer Hinficht aber fagt er nicht, 
mit welhen Mitteln die Regierung hätte Widerftand leiften, 
oder Schuß gewähren follen *). 

Er tadelt, daß die deutſchen Mächte die herannahenden Ger 
fammtgefahren nicht ſchon feit Jahren erfannt und abgewendet 
haben (I. 32), ohne zu jagen, in welder Weife fie dies 
hätten thun follen. | 

Er fagt, v. Radowitz hätte, ftatt ein Fleineres Unrecht gegen 
das anfcheinend größere Uebel abzuwägen, „ein gerades, 
offenes und klares Ziel” verfolgen follen, ohne anzugeben, 
welches Ziel und mit welden Mitteln (II. 81), 

Auch bei einigen Grundrechten (z. B. in Beziehung auf 
die Selbftftändigfeit des Richterftandes — II. 145 und IV, 18) 
anerfennt er ein Bedürfniß, weiß aber nicht, wie die Frage 
zu löfen ift, und beſchränkt fih daher auf den Tadel bed 
Gegebenen. 

Solcher weiteren Negationen ohne Pofttionen, finden ſich 
in der Drudjchrift noch die Menge, und man kann wohl ohne 
Uebertreibung jagen, daß an der ganzen gefdhichtlihen Ent- 
widlung, an Allem, was befteht, faft nichts anerfannt, und 
doch nichts Anderes dafür vorgefchlagen wird, Die beftimmte 
Angabe der Heilmittel wäre aber um fo nöthiger gewefen, 
ald v. Andlaw in den jest verwirflichten Theorien eine 
dringende Gefahr für ganz Europa erblidt (II, 10), — 
als er ferner in der Vorrede zur Abtheilung U. behauptet, 


*) Er teutet auf zu verfuchende „Bewalifireihe“ hin (IV. 2 *), ge⸗ 
ſteht aber felbft, daß dieſelben auch mißlingen fönnen, und fagt nicht, 
welche Mittel und Wege zu, fol’ einem Gewaltſtreiche in ver da» 
m Fe en Zeit (namentlich im Mat 1849) ung zu @ebot geflanden 
wären. 
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daß troß der materiellen Ruhe in unferm Lande dur 
alle Klaffen der Bevölferung die Zerftörung immer raſchern 
Laufes vorfhreite, und als er fogar, weil auch jest regiert 
werde, wie früher, das Mitleid von ganz Deutſchland für 
. unfer armes Volf anruft 9%. Merfwürdig ift nur, daß er zu 
meinen feheint, die theils eingebildeten, theild wirklichen Miß- 
ftände, die wir fühlen, feien in andern deutſchen Ländern, 
die uns zu Hilfe fommen follten, weniger vorhanden, als 
bei ung, 

Ich wüßte auh Manches zu tadeln, fowohl hier ald ander- 
wärts, — aber in dem Berwußtfein, daß „Tadeln leicht, 
Beffermahen ſchwer iſt,“ — beſcheide ich mich, wenigſtens 
fo weit ich nicht fichere und beftimmte Vorfchläge des „Beſſeren“ 
zu machen weiß. 

Frhr. v. Andlaw fage einmal wie weit die Staatd- 
gewalt gegenüber der Selbftftändigfeit und den Rechten 
ber einzelnen Theile, und wie weit die Freiheit der 
Individuen und deren Befchränfung gehen fol, — wie 


*) Bon einem Manne, der doch fein Land Tiebt, follte man es faum 
für möglich halten, daß er von Allem, was feit dem Beſtande des 
Großherzogthums darin Gutes gefchaffen wurde, und was in vielfacher 
Beziehung felbft den Neid des Auslands erregte, nicht nur nichts an« 
erkeunt, fondern daß er Alles nur tadelt und herabwürdigt, was feit 
Dezennien beftanden hat, over jetzt beftcht. Auf Diejenigen, vie unfere 
dfonomifchen und rechtlichen Zuftände näher kennen, macht dies zwar 
keinen Eindrud, aber Fremde mögen durch Andlaw's Buch ein ſchlimmes 
— doch Gott Lob ungetreues — Bild von Baden erhalten. Indeſſen 
babe ich auch fhon manden Ausländer, der etwas näher forfcht und 
Bergleihungen anftellt, anders fprechen bören. Daß vie deutſche Revo— 
Iution, wie Fürft Schwarzenberg richtig fagt (I. 325), 1849 fih Baden 
(nach deſſen geographifcher Lage) „zum Kampfplatze erwählt,” und darum 
hier damals einen größern Erfolg gewonnen bat, können andere veutfche 
Staaten, bei denen e3 innerlich eben fo fchlimm, wo nicht fchlimmer, 
fand und fteht, unferem Laude nicht zur Laſt legen. 

Wil man im Uebrigen auf Berbefferung ver Zuftände hinwirken, 
fo genügt es an dem blofen Tadeln des Gefchehenen und des Borhan« 
denen nicht, fondern es wäre nöthig, auch die Heilmittel aufzu- 
ſuchen und anzugeben, alfo beffimmte Borfchläge zu machen. 
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er, da er ja doch feinen abjoluten König haben will, die, das 
Volk ausmahenden, ‚Einzelnen und Körperfhaften in ihren 
allgemeinen Angelegenheiten vertreten laſſen, und 
welhe Befugniffe und Stellung gegen die Regierung 
er der Vertretung einräumen würde, — mit welchen Rechten 
Bezirks- oder Kreisverbände und andere Körperſchaften ge: 
fhaffen werden follen, — wie die Angelegenheiten der 
Gemeinden zu verwalten, wie die Juſtiz und Vers 
waltung zu organifiren, das Finanzweſen ıc einzu— 
richten fei! — Dann erft, wenn er jo aus dem Gebiete der 
Negation, vermöge deren er alle dieſe und noch viele 
andere Dinge in ihrem jegigen Beltande nur tadelt, 
in dad Gebiet der Poſition hinüber tritt, — läßt fi) 
prüfen, wie weit feine Anfichten gegenüber dem, was be— 
fteht, den Vorzug verdienen *), und was von dem Vor—⸗ 
handenen und in wie weit baffelbe etwa nah und nad 
umqubilden fei. 

Mer aber beftimmte Vorfchläge macht, läuft Gefahr, daß 
man ihm das Unpraftifche oder Verderbliche derjelben nach— 
weist, daher ift es eine Cigenfchaft des Nadifalismug, daß 
er fih auf das Angreifen, auf das bloſe VBerneinen 
beſchränkt, und wenn er zugleich goldene Zeiten in Ausficht 
ftellt, wenigftens den Zufammenhang derjelben mit beftimmten 
Vorfhlägen nicht nachweist. Der unverftändigen Menge gefällt 
ber Tadel als folder. Sie fühlt, wie e8 bei dem jegigen 
Gährungsprozefje natürlich ift, bei dem Zuftand einer halben 
innern Auflöfung und bei dem Kampfe von Neuem und Alten 
um neue Bildungen, ein Mißbehagen, und bedenft nicht, 
dag wenn die Dinge jetzt auch anders gemacht werden, 


*) Aus Anlaß der Beftimmung ver Grundrechte, welde die Patri- 
monialgerichtsbarkeit :c. aufhebt, fagt v. Andlaw (MI. 137) felbft: 
„Wenn unter vem Namen des allgemeinen Wohls Zuftitutionen, feien 
fie fo mangelhaft, als fie wollen, zerttümmert werden, fo muß wenigfteng, 
wenn nicht ein Befferes, doch ein Gleiches dafür an die Etelle 
geiegt werben. Im entgegengefeßten Falle hat man Hoffnungen rege 
gemacht und fie getäuſcht.“ 

Sehr wahr! — dies hätte fih der Frhr. v. Andlaw bei feinen zahle 
Iofen Angriffen auf das jeBt Beſtehende merken follen. 
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dieſes Mißbehagen deshalb doch nicht aufhört. Auch 
beſſeren, idealeren Naturen iſt die menſchliche Welt, wie ſie 
iſt und fein kann, nie recht. Ihr Vorbild iſt für die menſch— 
lihe Ratur zu groß. Für fie gilt Platend Wort: 

„Was forjcht ihr früh und fpät dem Duell des Uebels nad, 
Das doch Fein andres ift, ald Creatur zu fein? 

Sich ſelbſt zu ſchau'n, erſchuf der Schöpfer einſt das AL, 
Das ift der Schmerz des Alls: ein Spiegel nur zu fein.“ 

Ih fage darum Feineswegs, daß man nicht nach Beſſerem 
fireben foll. Jeder thue das Seine nad den Kräften, die ihm 
der Schöpfer verlieh. Meine Meinung geht nur dahin, daß 
das Syſtem der blojen Berneinung verderblid ift, indem 
ed das Mißtrauen gegen die Autorität und das Mißbehagen 
am Beftehenden fteigert und dabei doch Feine oder wenig 
Heilkraft in ſich trägt. 

Auch in andern Beziehungen hat die vor und liegende 
Druckſchrift eine radifale Eigenjchaft, einmaldarin, daß 
fie, wie wir oben im Abſchnitte „Geſetzlichkeit“ gefehen haben, 
die Mißachtung des Geſetzes als des blos formellen 
Rechtes lehrt (oben S.39—43), — fodann darin, daß fie 
nach dem Umfange und der Wichtigkeit deſſen, was fie von 
ben nun einmal.gefchichtlich Beitehenden befämpft, und radifal 
(d. h. aus der Wurzel) ausgerottet wiffen will, felbft wenn 
daffelbe durch Anderes erjegt würde, eine zu tief eingehende 
plöglihe Ummwälzung im bürgerlichen Leben hervorbringen 
möchte *). Selbſt die beften Reformen, wenn fie maſſen— 
haft erfcheinen, bewirfen eine gefährlihe Erfhütterung, in- 
dem fie das Angewohnte durch raſchen Stoß verrüden. Nicht 
eine. plöglihe Vernichtung, fondern nur eine ftufenmweije 


*) Es gienge die hierin liegende Neuerung viel weiter und fie 
wäre viel einſchneidender, als alle Reformen, welde in ber 
Bewegungszeit (1848—49) hier berathen wurden und in’s Leben traten 
oder noch in's Leben getreten wären, wenn die Mairevolution nicht das 
zwifchen gelommen wäre. 

Ueberdies Tagen dieſe letztern Reformen in der Richtung des Bes 
ſtehenden, während bie v. Andlaw'ſchen (nach den wenigen poſitiven 
Andeutungen) großentheils in einer dem Beſtehenden entgegenge- 
festen Richtung, nur natur wid rig zur Geltung kommen lönnten. 
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almählige Berbefferung des Vorhandenen Fann gebeihlich 
und heilfam fein *). 

Schr, v. Andlaw it zwar auch für den Satz, baf ger 
ſchichtlich aufgebaut werde, aber er will nicht nur, wie jebt 
nosh viele Andere, die beiden Jahre 18483 und 1849 
aus. der Gefhichte ausftreihen, fondern die ganze Neuzeit, 
nicht nur jeit dem Beſtand unferer Verfaffung von 1819, 
jondern wohl noch von früher her **), 

Er kann nun zwar fagen, diefe neuere Gefchichte habe im 
fremder Gewalt ihren Ursprung und fie fei dem deutfchen: 
Weſen zuwider; aber darum hört fie nicht auf, eine Ge⸗ 
fhihte zu fein, und das daraus Erwachſene iſt das jegt 
Beftehende, an welchem, eben weil es befteht, und ſchon 
Lange befteht, auch Interefjen und theilweife feft gewurzelte 
Anfihten hängen, fo daß feine plöglihe Vernichtung ftatt 
allmähliger Berbefferung die Zuftände und den innern Frieden 
noch mehr zerrütten müßte. 


*) Aus Anlaß der Kreiss over. Bezirkoverwaltung, wovon unten bie 
Rede fein wird, fommt v. Andlaw zwar (IV. 37), da er mit verfuchten 
neuen Borfchlänen nicht fortkömmt, zur Erklärung, daß die Reformen 
vorerſt nur vorzubereiten und noch nicht rafch vurchzuführen feien. 
Darin liegt jedoch nur Einer der vielen Widerfprüdhe, in den er hier 
(wie bei andern Punkten) mit vem übrigen Inhalte des Buches geräth, 
wo er die Abhilſe von ‚den beflagenswerthen Zuftänden zur Rettung 
von ber für das. ganze Vaterland, ja für Europa ſtündlich wacfen- 
den Gefahr (11.10) für fehr dringend hält, und, wie ſchon erwähnt, 
z. B. in der Borrede zur Abth. II. das Mitleid von ganz Deutſch— 
land „für das arme Volk in Baden“ anruft, weil vaffelbe auch je gt 
noch fo regiert werde, wie es feit Länger. als einem Menfchenalter 
regiert worden fei. 

++) Alle Klagen gegen die feit dem Beſtand der Berfaflung erlaffenen 
Gefebe werden, fagt er (1.50), damit zurücgeriefen, daß man entgegen» 
hält: „pas Bolt hat ſich ja dieſe Geſetze felbft gegeben.” Wenn er da⸗ 
mit zugleich die vielfache Geſetzmacherei der Bolkövertretung überhaupt 
angreift, darf er nur die Regierungsblätter von 1806—1818 nachlefen, 
und er wird finden, daß damals die von ihm grtadelte „Geſetzmacherei“ 
und centralifirende Gleichmacherei noch viel größer war. Geine Be- 
ſchwerden reichen hiernach, fo wie nad feinen Andeutungen über das 
„Attkändifche” und „Patrimoniale“ (IL. 136) wenigftens- bis zur Mes 
diatifation zurüd. i 


’ 
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Wie es halsbrechend ift, wenn die Demagogen Manches, 
was etwa in einem halben Jahrhundert reifen kann, jegt ſchon 
auf einmal zu Tage fördern wollen, eben ſo ſchädlich und 
zerftörend ift es, mit Nichtachtung defien, was ſich in dem 
abgelaufenen halben Sahrhundert entwidelt hat, plöglih nur 
an das Frühere wieder anzufnüpfen, und etwa auf die da— 
malige Orundlage jest zu bauen. Es ift zwar, weil 
v. Andlaw größtentheild Feine beftimmten Vorfchläge macht, 
bei den meiften Gegenftänden nicht mit Sicherheit zu ent- 
nehmen, auf was er fortbauen will, Aber eben weil er den 
ganzen Geift der Neuzeit, alle Gelee und das ganze feit 
einigen dreißig Jahren beftehende Fonftitutionelle Wefen ber 
Fampft, fo ift bei ihm im Allgemeinen nur mit einem Zurüd- 
fpringen hinter diefe Neuzeit ein Anfnüpfen an das Frühere 
denkbar. 


Dieſen allgemeinen Betrachtungen werde ich nun noch über 
verſchiedene, in der vorliegenden Druckſchrift enthaltene, Aeuße⸗ 
rungen, ſo weit ſie das abgetretene Miniſterium betreffen, 
oder ſonſt von „bejonderem Intereſſe find, Berichtigungen 
oder Bemerkungen in Nachfolgendem beifügen, 


Sn ber 


Erſten Abtheilung 


fpriht Schr. v. Andlaw nad Darlegung feiner allgemeinen 
Grundfäge zunächſt von den 


vormärzlihen Rechtszuſtänden in Baden. 


Er tadelt hier die bürgerliche Progeßordnung von 1831. 

Ich anerfenne, daß dieſes Gefeg namentlich hinſichtlich des 
unterrichterlichen Verfahrens erheblihe Gebrechen hat. 
Durch ein Streben nach Gründlichkeit hat es zugleich eine 
Umſtaͤndlichkeit veranlaßt, die den Rechtsgang verſchleppt. 
Noch mehr beklage ich aber den Formalismus, der ſich 
vielfach in die Praxis eingeſchlichen hat, der aber jedenfalls 
nur theilweiſe in dem Geſetze ſeinen Grund hat, und zum 
andern Theile durch eine diesfallſige allgemeine (hoffent⸗ 
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lich jetzt bald überwundene) Richtung, die in der Zeit des 
Uebergangs zu (was immer für) neuen Formen erklaͤrlich iſt, 
befördert wurde. Ich habe dieſe formaliſtiſche Steifheit in 
Auslegung und Anwendung der Geſetze von jeher befämpft, 
wie in meiner Stellung beim Oberhofgericht, fo auch ſchon 
vorher ald Redakteur der Annalen der badiſchen Gerichte, 
Hätte Frhr. v. Andlaw, der bad Erftere nicht wiſſen Fonnte, 
die Lestern gelefen, fo würde er mir den ungerechten Vor⸗ 
wurf einer Begünftigung diefes Formalidmus (I. 81) nicht 
gemacht haben. 

Ich habe die Prozeßordnung nicht verfaßt, auch zu dem 
Entwurfe gar nicht mitgewirkt, — und wenn ih im Jahr 
1831 als Abgeordneter (gegenüber der äußerſten Linken) 
für ihre en bloc Annahme ftimmte *), fo fand ich mit meinen 
Kollegen und mit der damaligen I. Kammer eine Beruhigung 
darin, daß diefes Gefeh nad einer in das Einführungsedift 
aufgenommenen Beftimmung auf dem Landtag von 1833 
einer Revifion unterworfen werden follte, wobei die bei ſolchen 
Gejegen meiftentheild erſt in der Praris fich zeigenden Mängel 
verbefiert werden konnten. 

Daß dies nicht geſchah und die Regierung eine längere 
Erfahrung für nöthig hielt, wäre, fofern darin eine Schuld 


*) FIrhr. dv. Andlaw behauptet (T. 26*), daß ich 1831 einem bürger- 
lichen Abgeordneten vie beftimmtefte Berfiherung gegeben habe, „bie 
längfte Dauer eines Prozeſſes für alle, Inſtanzen würde künftig höchflens 
noch drei Monate betragen.“ Dies ift ebenfalld eine ver vielen uns 
wahren Thatfahen, welde er gegen mich erzählt. Es ift indeſſen 
taum der Mühe werth, fie zu widerfprechen. Es wird wohl Wenige 
geben, die mir einen ſolchen Unfinn zutrauen. Die Sache ift zu plump. 
Wenn allein vie Frift zur Uebergabe der Appellationgbefchwerbefrhrift 
und jene für die Oberappellationsbefchwerbefihrift mit einander ſchon 
drei Monate. betragen, und hiezu außer dem ganzen unters 
richterlichen Berfahren noch bie Friſten zur Bernebmung bes 
Appellaten beziehungsweife des Oberappellaten, zu ven Zuftellungen 
und mündlichen Verhandlungen, ohne auf Incidentpunkte zu rechnen, 
kommen, fo fol ich gefagt haben: die Erledigung in allen brei In- 
flanzen werbe in drei Monaten und fogar noch in höchſtens brei 
Monaten erfolgen! — Es hätte wohl auch keinen Abgeoroneten aus dem 
Bürgerftande gegeben, der einer ſolch albernen Berfiherung je geglaubt hätte. 
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Täge, jedenfalls nicht die Meinige. Schon während des 
erſten Landtags, als ih an der Spitze der innern Verwal⸗ 
tung ſtand, im Jahr 1848 veranlaßte ich *), da damals kein 
Chef des Juſtizminiſteriums vorhanden war, die Niederſetzung 
einer Kommiſſſon zur Abänderung und zwar insbeſondere zur 
Abkürzung des unterrichterlichen Verfahrens. Der Entwurf 
wurde den Kammern vorgelegt, fam aber wegen der Mai- 
revolution nicht mehr zum völligen Abſchluſſe. Nachher wurde 
derfelbe durch den neuen Chef des Juſtizminiſteriums einer 
nochmaligen Reviſion unterworfen und noch erweitert, fofort 
dem 1850er Landtag vorgelegt, und ift jegt zur Ausführung 
gekommen, Wir wollen hoffen, daß er gute Früchte bringe, 
obgleich ich nicht erwarte, daß er alle (nicht einmal die ges 
gründeten, viel weniger noch die ungegründeten) Klagen bes 
feitigen werde, 

Es ift leicht, zumal an Gefegen die ſer Art, Fehler zu 
entdecken, und fehr ſchwer, ihnen abzuhelfen in einer Weife, 
die nicht wieder neue Mängel anderer Art bringt; und bie 
chikanöſe Progepführung, welche Verfchleppung und oft ma- 
terielle8 Unrecht hervorruft, hat ihren Grund nicht nur in 
den Mängeln des Geſetzes, jondern auch in andern Berhält- 
niffen der Zeit, wo die Verarmung und Genußfucht zu pros 
zeſſualiſtiſchen Chikanen unredliher oder bedrängter Parteien 
verleitet. Darum zeigen ſich die gleihen Beſchwerden faft in 
allen deutfhen Ländern, und nur auf der linfen Rheinfeite 
find fie, zwar nicht hinfichtlich des KoftenpunftS, wohl aber 
Hinfichtlih der einfachern und rafchern Erledigung geringer. 
Letzteres beruht dort auf der jchon lange beftehenden Trennung 
der Juſtiz von der Verwaltung, und auf dem wirklich öffent: 
lichen und Follegialifhen Verfahren in erfter Inftanz. Aber 
Died find ja gerade die von Frhrn. v. Andlaw getadelten 
„Zeitbegriffe," nad) welchen 1847—48 das Verfahren um- 
geftaltet werden ſollte (I. 25). 





*) Ich wurde dazu insbeſondere durch die Wünfche und Klagen ver- 
anlaßt, vie ich im Jahr 1847 auf der von Frhrn. v. Andlaw fo bitter 
getabelten Rundreiſe (I. 17, vergl. mit der Note * oben ©. 6 *) in 
Beziehung auf das unterrichterliche Verfahren vernommen hatte. 
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Im Uebrigen haben Diejenigen, weldhe die Progeßorbnung 
von 1831 fo übermäßig tadeln, felten noch eine Vorſtellung 
von dem Chaos, dad vorher beftanden hat, fonjt würden 
fie mit ihren Klagen wenigftens etwas zurüdhaltender fein, — 
und insbefondere wird Fein Sachkenner widerfprechen, daß 
jedenfalls das Verfahren in der zweiten und dritten Inftanz, 
wo hier allein die Deffentlichfeit und Münbdlichfeit praftifch 
ift, durch die Prozeßordnung fowohl an Einfachheit und Kürze, 
als an Gründlichfeit (in Bezug auf die befjere Information 
der Gerichtsmitglieder) bedeutend gewonnen hat. 

Wenn Fehr. v. Andlam von verfhiedenen Entfchei- 
dungen in gleihen Rechtsfällen fpricht (I. 28), fo fommen 
folhe Dinge, wie die Sammlungen von Rectsfällen in affen 
Ländern zeigen, überall vor, und find nad der menſchlichen 
Natur, die auch den Richtern anflebt, nicht zu vermeiden, 
Wäre aber hier die Unflarheit des Geſetzes Schuld, fo 
wäre es doch fein Fehler der Prozeßordnung, fondern ein 
Fehler des fchon feit 1810 in Wirkjamfeit getretenen Eivil: 
geſetzbuchs. 

Merktwürdig iſt, was v. Andlaw über das Strafgeſetz— 
buch ſagt. 

Er lobt das, die Beſtimmungen des gemeinen Rechts theil- 
weiſe ändernde oder erflärende, Strafedift von 1803 (I. 31), 
und macht dagegen an dem 1845 verfündeten neuen Straf 
geſetzbuche zahlreiche und ftarfe Ausstellungen. Ich habe feine 
Beranlaffung, bier auf diefe Ausftellungen einzugehen. Ich 
felbft würde wohl auch Manches (übrigens größtentheil in 
andern Punkten, ald Frhr. v. Andlam) anders gemacht 
haben, wenn ich es allein zu machen gehabt hätte, und fo 
wird es noch vielen Andern ergehen, die dazu in der Ständes 
verfammlung, oder wo immer mitwirften. Die Anfichten 
werden gegenfeitig ausgetauſcht, und fo weit feine Verftän- 
digung erfolgt, darüber überall durch eine Abftimmung ent 
fihieden, Für das Ganze ftimmen aber alddann, wenn fie 
nicht blos eigenfinnig fih allein für erleuchtet halten, aud 
Diejenigen, die nicht mit allen Einzelnheiten einverjtanden 
find, fofern der Werth, den fie auf ihre abweichenden Ans 
fihten in diefen Einzelnheiten legen, nicht den Werth bes 
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Ganzen überwiegt. Anders könnte nie ein größeres Geſetz 
zu Stande kommen. 

Das Intereſſante beſteht nun aber darin, daß Frhr. v. 
Andlaw ſchon gar viel von den ſchlimmen Wirkungen dieſes 
neuen Strafgeſetzbuchs erzählt, 

Ueberall falle die jubjeftive Verfhuldung mit in bie 
Wagſchale *), und es ſeien „in diefem Sinne Straferfennt- 
niffe erfolgt, welche das Gerechtigfeitsgefühl des Volkes 
empörten” (I. 32). 

Dem Tadel der Kafuiftif des Strafgeſetzbuchs fügt er bie 
Behauptung bei: „Die Folge aller diefer Fafuiftiihen Ber 
fiimmungen war eine immer häufigere Straflofigfeit, oder 
ein äußerſt geringes Strafmaß für viele und große Ver— 
brechen 20.” (I. 34). 

Frhr. v. Andlaw wußte jomit, ald er die I. Abth. feiner 
Druckſchrift (Juli 1850) herausgab, gar nicht, daß damals 
das getadelte Geſetzbuch noh nit einmalin Wirk 
famfeit getreten war. Dasfelbe wurde zwar 1845 ver: 
fündet, jedoh mit dem Beiſatz, daß es erft mit der neuen 
Strafprozeßordnung in Wirkfamfeit treten werde, und 
diefe Fonnte wegen der nöthigen organischen Veränderungen 
nicht fobald eingeführt werden, Fest erft in Folge eines 
neuen Gejeges vom 5, Februar 1851 **) wurde dem Straf: 


*) Selbfi beim gemeinen Morde, meint von Andlaw, werbe 
in Folge viefer fubjettiven Rüdfiht wegen des Vergleichs mit dem 
Bater- oder Gattenmord, von der Strenge abgewichen. Diefe 
Unterfheidung kennt aber das Geſetzbuch gar nicht. Es bedroht ven 
Mord, ob er am Vater, Gatten over an einem Fremden verübt fet, 
nach $. 205 allgemein gleich mit ver Todesftrafe. 


**) Mit einigen Zufäßen hinfichtlich politifcher Wühlereien, aber ohne 
irgend eine Aenverung der von Srhrn. v. Andlaw fo fharfge 
tadelten Grundlagen und Einzelbeſtimmungen (I. 32— 35), hat 
nun das Gefeg vom 5. Februar 1851 dem 1845r Strafgefeßbuh vom 
1. März 1851 an Wirffamfeit verliehen. Sehr intereffant if 
hiebei, daß v. Andlaw dieſem, das Strafgeſetzbuch in’s Leben führen- 
den, Geſetze vom 5. Februar 1851 in der Sißung der I. Kammer 
vom 11. (und dann wiederholt in jener vom 18.) Januar 1851 ohne 
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geſetzbuche von 1845 vom 1. März 1851 an bie Geſetzes⸗ 
kraft verliehen *). 

Alle die Straferkenntniſſe, die v. Andlaw ſo hart anklagt, 
wurden daher nicht auf den Grund dieſer neuen Schöpfung, 
ſondern noch auf den Grund des alten gemeinen Rechts 
und der (von Frhrn. v. Andlaw gerühmten) Beſtimmungen 
des Edikts von 1803 erlaſſen. 

Der gewaltige Irrthum, in dem er ſich hier ver⸗ 
firicfte, follte ihn für die Zufunft in feinen vielen 
gewagten Schlußfolgerungen doch etwas bebädt- 
liher maden. Wie hier, fo hat er in vielen andern 
Fällen in feiner Druckſchrift auf irrige Vorausfegungen nicht 
nur falfhe Schlüffe, fondern auch, wie wir ed zum Theil 
oben ſchon gefehen haben, harte ungerechte Beſchuldigungen 
gebaut **). 





alle Einwendungen feine Zuffiimmung erteilte. Damit er- 
Härte er tbatfächlich jest felbft, daß er fich bei ven heftigen Ans 
griffen, die er ein halbes Jahr früher (bei dem Erſcheinen der I. Abth. 
feiner Druckſchrift) gegen das Strafgeſetzbuch machte, geirrt habe. 
Zu hoffen it, daß er ſich auch noch in Beziehung auf andere, in 
feiner Drudfchrift niedergelegte, Itrthümer eines Beſſeren belehren Laffen 
werde. 

*) Das Einführungsevitt zum Strafgefeßbuh vom 6. März 1845 
fagt im $. 1: „Das Strafgefeßbuch tritt am nämlichen Tage in Wirk- 
famteit, welcher für den Eintritt der Wirkfamteit der Strafprozeßord⸗ 
nung beftimmt wird. Der Tag der gleichzeitigen Einführung wird durch 
Regierungs- Berorpnung beftimmt.” 

Da nun erft 1851 die Strafprogeforbnung (felbft hier nur theilweife) 
eingeführt wurde, fo beflimmt das Geſetz vom 5. Februar 1851 $. 1: 
„Das am 6. März 1845 verkündete Strafgefegbuch tritt am 1. März 1851 
in Wirkſamkeit.“ 

Nur Hinfihtlih der Preßvergehen, auf welche übrigend die 
vielen v. Andlaw'ſchen Aucftellungen faft durchgängig nicht einmal Ans 
wendung finden, wurde durch Beroronung vom 1. März 1848 dag 
Strafgefeßbud vorläufig fhon für maßgebend erklärt. 

**) Die getadelte (I. 35, 36) Yuftizminifterialverfügung von 1836, 
wodurch die Gerichte ermächtigt wurven, flatt fürmlicher Relationen 
nur das MWefentliche des Thatfächlichen in einer fchriftlichen Ueberſicht 
zu den Alten zu bringen, habe ich nicht zu rechtfertigen. Das Ober» 
bofgericht hat, fo Yang ich dort war, davon feinen Gebrauch gemacht. 


uni: BB 
Das Rechtspolizeiwefen. 


Diefer Gegegenftand ift feit mehreren Jahren von Her: 
manuz und Andern gründlich befprochen worden, 

Ih wäre mit dem PVorgetragenen größtentheild einver— 
ftanden. 

Der Grund, warum diefer Zweig der Verwaltung noch 
jo mangelhaft ift, liegt gerade darin, daß die, von Frhrn. 
v. Andlaw getadelte, ftändifche „Geſetzmacherei“ an diefen 
Gegenftand (den finanziellen Theil abgerechnet) noch nicht 
gefommen ift. Doc ift feit einer Anzahl von Jahren, fo 
weit ed im bloßen Verordnungswege gefchehen Fonnte, 
fhon Manches verbeffert worden. 


Gemeindeverhältniffe, 


Damit, daß die Gemeinden als Körperfhaften über das 
Shrige follen verfügen können, vorbehaltlih des Schutzes für 
die Fünftigen Geſchlechter (I. 19), bin ich einverftanden, 
Bei allen Körperfhaften entfcheidet aber nad älteftem Rechte 
überall die Mehrheit derfelben oder ihrer Organe. 


Hier (I. 46 10.) tadelt nun Frhr. v. Andlaw die Mat 
der Gemeindeverfammlung oderihrer Mehrheit, Spräde 
er nur von der Vertheilung der Stimmrechte (mit Rüdjiht auf 
die Intereffen) und vom Wahlſyſtem, jo hätte er wohl manderlei 
Zuftimmung zu erwarten, Ich jelbft Habe 1837 das Möglichfte 


Uebrigens ift unrichtig, daß dieß ein Hebergang zum mündlichen 
Berfahren fein, oder gar als theilweife Einführung deſſelben gelten 
follte, Der Grund war nur ein Öfonomifcher und es wurde damit zu— 
gleich auf die raſchere Erledigung der Strafſachen hingewirft. Man er» 
zielte eine Gefchärtserleichterung, um wegen eingetretener Bermehrung 
der Geſchäfte nicht auch das Perfonal vermehren zu müſſen. Die fehrift- 
lihen Borträge find aber, fo lang fein mündliches Berfahren vor tem 
urtheilenden Richter flatt findet, eine wichtige Bürgſchaft. Das Yuftizs 
minifterium fah fie durch die damals gegebene gefeglihe Beſtimmung, 
baß dem Urtheil Entſcheidungsgründe anzuhängen freien, ald erfept an. 
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beigetragen, um hierin wenigftens in den größeren Gemein: 
den eine Verbefferung zu erreichen. 

Allein von Andlam ift gegen die Macht der Gemeindever: 
ſammlung und der Mehrheitsentfheidungen an und für fih*), 
Eben jo ift er gegen die Gewalt der von der Gemeinde ges 
wählten Organe (50, 53 und 54), welde allein die Aus: 
gaben und die Umlagen defretiren u. dgl. 

Man follte daher, da doch irgend Jemand in Gemeinde: 
ſachen zu verfügen haben muß, meinen, Frhr. v. Andlaw 
werde die pofitive Einwirfung der Staatsbehörden haben 
wollen. Allein mit nichten! — er ift auch hiegegen 
dd. 19, 53, 170 x). 

Er ift gegen das Beftenerungsreht, welches den Gemein: 
den inmerhalb ihres Gebiets zur Beftreitung der Gemeinde: 
bebürfniffe zufteht (49, 54), ohne zu fagen, auf welche Weife 
denn eine Gemeinde, wenn fie Fein hinreichendes Gemeinde: 
vermögen hat, ihre Ausgaben follte bezahlen können, oder 
wie es ihre möglich fein fol, die Ausgaben ganz zu unter: 
laften. 

Wenn es wahr ift, was ich nicht bezweifle, daß in vielen 
Gemeinden auh unnöthige Ausgaben gemacht werden, 
jo bewährt fih nur, daß eben auch Fleine Körperſchaften, 
deren GSelbftitändigfeit von Andlaw fonft in Schutz nimmt’ 
1.49, gleih den Privaten und dem Staate nicht immer 
haushätterifh zu fein verftehen, Ich kenne nur ein Mittel, 


*) Schr. v. Andlaw Tobt (FL. 122) die provinziellen und 
tommunalen Freiheiten und Inftitutionen“ Belgiens. Er wird 
aber wiflen, daß in Belgien die Gemeinden beziefungsweife die von 
ihnen gewählten Gemeinderäthe durch Mehrheitsbeihlüffe 
mindeſtens dieſelbe Gewalt in den -Angelegenheiten ver Gemeinden aus- 
zuüben haben, wie bei ung, — und was die provinziellen In 
fitutionen betrifft, fo find ihnen die durch unfer Geſetz vom 10. April 
1849 deabfichtigten Kreis-Berbände und Ausſchüſſe großentpeils nachge⸗ 
bildet. Dennoch tadelt v. Andlaw dieſes Geſetz (I. 106, IV. 24 ꝛ⁊æc.), 
wovon ih unten noch fprechen werde, nicht etwa nur binfihtli ein⸗ 
zelner Beftimmungen, fondern im Ganzen, weil es (nicht anders als 
in Belgien) auf ver Grundlage einer Boltsgemwalt rufe. Was 
er anberwärts lobt, follte er hier wenigfiens nicht fo ſcharf tadeln. 
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das hier dem Mißbrauche wenigftens einigermaßen entgegen 
wirfen kann: daß man nämlih bei Vertheilung der Stimm 
rechte auf die Interefjen, welhe die Einzelnen am Haus⸗ 
halte haben, Rüdficht nehme *). Selbft dann wird es aber 
immer noch Verſchwender geben. 

Zwangsausgaben, d. h. folde, welde die Gemeinde 
unabhängig von ihrem eigenen Willen fraft Staatsgeſetzes 
machen muß, gibt ed nicht viele, wenn fie gleich bei einem 
zufälligen Zufammentreffen im einzelnen Falle ftarf fein kön— 
nen **), Es gehören hierher: die Anlegung und Unterhaltung 
von Gemeindewegen, Konferiptiondfoften, Wahlfoften, Kirchen⸗ 
bau und Schulfoften, jo weit es an Fonds mangelt u. dgl. 
Manchmal mögen auch durch Lebergriffe der Verwaltung 
ungebührlihe Zumuthungen gemacht werden, wogegen ber 
Beihwerdeweg offen ſteht. 

Was die 1832 erfolgte Erhebung der Schutzbürger zu 
Ortsbürgern betrifft, jo fcheint von Andlaw die in den Land— 
gemeinden vorhanden gewejene Zahl der Erfteren zu über: 
ſchätzen. Es waren in manchen Gegenden viele Bürger wohl 
von dem, herkömmlich gewiffen Gutsbefigern zugeftandenen, 
Allmendgenufje ausgefchloffen, fie waren aber deßwegen 
noch feine Schugbürger oder Hinterfaßen im gejeglichen 
Sinne, und fie hatten im Uebrigen Stimmrechte, wie Andere, 

Daß die neuen Regeln über die. Allmendvertheilung viele 
Streitigfeiten und damit gewiffermaßen eine Erſchütterung 
hervorbrachte, gebe ih zu, laffe auch dahin geftellt, ob es 


*) Dieb ift theifweife 1837 und in größerem Umfange jet durch 
ein neues Geſetz gefcheben. Daß in diefer Richtung zur Zeit meiner 
Berwaltung, nämlih am Landtag 1848/49 in der Bewegungszeit, nichts 
durchzuführen geweſen wäre, wird von Andlaw felbft zugeben. Einige 
ähnliche Wirkung, wie dad geänderte Stimmenverhältniß, möchte etwa 
auch die (3. B. in ver Rheinpfalz beftehende) Einrichtung haben, daß 
die Bürgermeifter feine Gehalte beziehen, was auf die Wahl 
wohlhabender Bürger wirkt, weldhe an einem guten Haushalt 
der Gemeinde regelmäßig ein größeres Intereffe haben. 

**) Davon mögen mitunter fo übermäßige Imlagen, veren v. Andlaw 
erwähnt, herrühren. Uebrigens fommt in manden Gegenden die große 
Berhältnißzapl ver Umlage zum Steuerfapital au vom geringen An« 
ſchlag der Steuerfapitalien und vom geringen Umfang ver Gemarkung her. 
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räthlich war, hierin eine Aenderung zu treffen. Aber Pri— 
vatrechte wurden nicht verlegt, fondern ausdrüdlih vor- 
behalten. Das Gefep bewilligte *) eine andere Vertheilung 
der Nugungen unter den Mitgliedern der Gemeinde nur in 
fo weit, ald nit erworbene Rechte entgegenftehen, 
was aber natürlich über das Dafein diefer Rechte Prozeſſe 
hervorrief. 

Wenn auch niht Rechte, fo wurden bob Intereffen 
verlegt. 

Daß die Verlegung diefer Intereffen bei dem einen Theile 
Unzufriedenheit erzeugte (I. 46), ift nicht zu bezweifeln. In— 
deſſen waren fhon vor dem Jahr 1831 über diefe Nugungen 
eine Menge Streitigfeiten vorhanden. Es fanden ſich Die- 
jenigen, die ganz oder theilweife vom Genuffe ausgeſchloſ— 
fen waren, damals in ihrem Intereſſe durch die Privile- 
gien der Andern verlegt, und ob hinfichtlich der Ausſcheidung 
in Schugbürger und Ortsbürger, fo wie hinfichtlih der All- 
mendnugungen die Beibehaltung des alten Zuftandes nicht 
noch eine ausgedehntere Unzufriedenheit (I. 46) veran- 
laßt hätte, als die 1831 erfolgte Aenderung defielben, 
ift mindeftens zweifelhaft. 


Grundherrlichkeit — Gemarkungsherrlicjkeit. 


Daß der Adel in Folge der Mebdiatifation Vieles verloren 
hat, ift nicht zu verkennen. — Herrſchaften entftehen und 
vergehen. Man kann das Loos beflagen, aber nicht 
Andern, und wad nach der Mediatifation noch ſpäter ger 


*) Bon einer „erzwungenen Theilung,“ wie v. Andlaw ſich 
ausdrüdt (1. 51), ift ver Geſammtheit gegenüber feine Rede. Die 
Bertpeilung früher gemeinfchaftlih benugter Allmenden zur Kultur und 
zum Genuß kann nach $. 97 ver Gemeindeoronung nur durch die 
Mehrheit der Berechtigten felbft, und eine Abänderung der bis⸗ 
derigen Bertheilungsart nach $. 85 nur durch 2, , eine Bertheilung 
zu Eigenthpum aber nur unter befondern Borausfeßungen nad 
$. 105 und 110 durch % berfelben mit Staatsgenehmigung be» 
ſchloſſen werden. 
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ſchah, war nur eine natuͤrliche Folge bes in derſelben lie⸗ 
genden Prinzips, 

Wenn indefien v. Andlaw fagt: durch die Gefehgebung- 
fei der Adel der Diener und Pflichtige Jener geworden, bie 
vormals feine Unterthanen waren (I, 62), — und der Adel: 
habe im Jahr 1848 hoffen dürfen, „in die Lage eines mit 
den legten Bürgern Gleichberechtigten zu treten”, man habe: 
ihm aber, „was an ſchwachen Weberreften ihm verblieben 
war”, noch abgeftreift, und die Laſten meift auf ihm ruhen 
lafjen (I, 60), — fo find diefe Säge nicht Far. Der gleich 
berechtigte Eintritt unter die Bürger wäre nichts als eim 
Verzicht auf die Adelsrechte *), der Jedem zu jeder Zeit frei 
ftand, und in fo fern man von einer Unterwerfung unter. 
die „Semarfungsherrlichfeit” oder Gemeindegewalt fprechen: 
will, fo ift fie feine andere, ald bei allen Ortseinwohnern, 
und von einer befondern „Hörigfeit” oder „Nichtgleichberechtis 
gung” des Adels kann feine Rede fein, 

Was die Verfürzungen durch die Ablöfungsgefege betrifft, 
fo rühren diefelben größtentheild aus den Jahren 1820, 
1825, 1828, 1831 und 1833 her, und es ift richtig, daß die 
Grundherren in der I, Kammer öſters gegen dieſe Geſetze 
geftimmt haben, aber überftimmt wurden. Später im Jahr 
1849, als in andern Ländern die früher zurüd- 
gehaltenen Ablöfungen ebenfalld an die Reihe kamen, 
und wegen der Stürme der Zeit mit viel größerer Ver: 
kürzung ber Berechtigten in das Leben geführt wurden, 
habe ih felbit Angehörige jenes Standes fagen 
hören, der badifche Adel dürfe fih glücklich fhägen, daß. 
früher zu ruhiger Zeit (gegen feinen Widerſpruch) jene 
Geſetze zu Stande kamen, wo er noch eine billigere Entſchädi— 
gung erhielt, ald z. B. in Würtemberg ꝛc., wo bie Ablöfun- 


*) Es wäre damit fein Berzicht auf die privatrehtlihen Gefälle 
verbunden. Ein folder Bericht wäre dem Adel, wie v. Anblaw 
richtig bemerkt (I. 66) , mit einigem Nechtögefühle allerdings nicht zus 
zumutben. 

Das Einzige, was noch geſchehen follte, beftünde pvarin, daß 
man ven Grunpherren durch ein Geſetz allgemein das Recht verliehe, 
in ihren grunpperrlichen Orten unentgeltlich das TERROR 
au erwerben. 
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gen erſt unter den Stürmen mit weit größern Verkuͤr— 
zungen zu Stande kamen. 

Unter meiner Verwaltung geſchah in dieſer Beziehung 
nichts, als daß die frühern Verordnungen vom 16. Februar 
und 7. Dezember 1837 durch eine Verordnung vom 14. März 
1848 zurücdgenommen, und am 10, März 1848 den Stän- 
ben ein Geſetzentwurf wegen Aufhebung der noch übrigen 
Seudallaften vorgelegt wurde *), 


*) In beiverlei Beziehungen berufe ich mich auf die $$. 43 — 45 
meiner „Bewegung in Baden.“ Nur will ich bier noch die Adreſſe 
mittheilen, welche damals eine große Anzahl von Grundherren (darunter 
au Frhr. v. Andlaw) an ihre Abgeorpneten und auch an die Regie- 
rung gelangen ließen. &ie lautet: 


„sn Folge des von der Großherzoglichen Negierung der zweiten 
Kammer der Landſtände vorgelegten Gefegentwurfs zur Aufhebung ver 
dermalen noch beftehenden Feudalrechte, und der in der 37. Sikung 
der NM. Kammer zur Sprache gelommenen Befeitigung der Standes⸗ 
vorrechte der Standes- und Grundherrn im Wege freiwilliger Ber- 
zichtleiftung, — finden fih vie im Augenblid in Freiburg anweſenden 
unterzeichneten Grunpherren ob der Murg veranlaßt, ihren Abgeorones 
ten der I. Kammer vie Berfiherung zu ertbeilen, daß fie für ihre 
Perfonen fih zu denjenigen Opfern, melde von der Grofberzoglichen 
Regierung als wünſchenswerth für das allgemeine Wohl erfaunt wer- 
den, bereitwillig erflären mit ver Abficht, dadurch der Großherzoglichen 
Regierung einen thatfächlichen Beweis des in fie feßenden großen Bers 
trauens, unfern badiſchen Mitbürgern aber die Meberzeugung zu ges 
währen, daß der grundherrliche Adel, den Zeitverhältnifien volle. Rech—⸗ 
nung tragend, nicht ſtarr an feinen Privilegien klebt, fondern in ver 
Mitte des badifchen Bolfes für veutfche Einigkeit, Kraft und Wohlfahrt 
treu und ehrlich mitzuwirken wünfcht und mitwirken wirb. 

Wir bitten, obige Erflärung fogleih der I. Kammer mittheilen und 
au die hohe Regierung auf geeignete Weife davon in Kenntniß ſetzen 
zu wollen. Sreiburg, ven 16. März 1848. 





v. Weflenberg. Hanibal von Schaumwenburg. 

Frhr. Philipp v. Röder. Friedrich v. Wittenbach. 

v. Andlaw. Karl von Türckheim für fich und 
Ferd. Frhr. v. Röder. ſeine Mutter. 

Karl v. Oberkirch. Eliſabeth v. Türckheim, geb. v. Baden. 
v. Fallenſtein. Schr. Carl v. Gayling, K. K. Käm⸗ 
Aug. v. Berſtett. merer. 

Frhr. v. Landenberg. Friedrich Frhr. v. Fahnenberg. 


Fidel v. Rinck. Graf Philipp v. Kageneck.“ 


Jene Verordnung enthielt nichts als eine Zurückführung 
der Vorrechte des Adels in Gemeindefahen auf die Beftim- 
mungen des Geſetzes von 1831 *), und was den Entwurf 
wegen Aufhebung der Feudalreite betrifft, fo hat Frhr. v. 
Andlamw in der Sigung der I. Kammer vom 5. April 
1848 demfelben ſelbſt zugeftimmt, ich werde ihn daher 
ihm gegenüber nicht zu vertheidigen haben. Daß darin bie 
Beftimmung von Entfhädigungen ſpätern Geſetzen vorbe- 
halten wurde, haben die Beredhtigten damals natürlicher 
Weiſe nicht mißbilligt, da fie wohl wußten, weldhe geringen 
Beträge in jener ftürmifchen Zeit in der II. Kammer durch— 
zufegen gewejen wären, und weld’ andere fchwere Folgen 
die etwaige Feftfegung großer Beträge damald außer: 
halb der Kammer hätte haben können. 


Märzbewegung in Baden — Derfaffungsentwidlungen. 


Ich habe Feine Beranlaffung, der Darftellung des Frhrn. 
v. Andlaw bier und in den folgenden Abjchnitten in ihrem 
ganzen Umfange zu folgen. Ich fann mid im Allgemeinen 
auf meine eigene Drudjchrift über die „Bewegung in Baden” 
berufen, und will nur zu einzelnen Sägen ded Frhrn. von 
Andlaw einige Bemerkungen machen. 

Indem derfelbe von den Sturmpetitionen vom 27, Februar 
1848 von Mannheim, Heidelberg und Karlsruhe um Preß— 
freiheit, Bolfsbewaffnung, Shwurgeridhte und um 
ein deutſches Parlament fpricht, fügt er bei, daß bie 


*) Menn die mir nicht erffärliche Bemerkung des Frhrn. v. Andlaw 
(1. 65), daß man den Grunpherren 1848 auf nicht „geſetzlichem“ 
Wege mehr genommen habe, ald was fie aufzugeben bereit waren, fich 
auf die Berorbnung vom 14. März 1848 bezieht, fo überfieht er, daß 
die Abänderung der Gemeindeordnung von 1831 zu Gunften der Grund» 
herren mit den Ständen noch nicht verabfchievet, die fragliche Verord⸗ 
nung alfo auch nur wieder im Berordnungswege und nicht 
durch ein Geſetz zurückzunehmen war, 
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badifhe Regierung „mit unbedingter Hingebung 
dem Zuge folgen“ mußte (I, 70), und bringt dann 
feinen Tadel gegen dieſe gewährten Forderungen (I. 95 ıc.). 

Wahr ift e8: es handelte fich nicht um gewöhnliche Peti- 
tionen, ed war eine eleftrifche Erregung, eine (theild be- 
wußte, theild unbewußte) Erhebung des ganzen Volkes, es 
war der Andrang einer mächtigen Revolution, und bie 
Regierung hätte, wenn fie nicht untergehen wollte, die 
Forderungen zugeftehben müffen, wenn fie bdiefelben auch 
nicht für begründet gehalten hätte, ganz eben fo, wie Died 
alle andern deutſchen Regierungen thun mußten, auch wenn 
fie etwa fih einige Tage noch fträubten, Aber eben dieſe 
lestere Erſcheinung ftellt die Bemühung des Frhrn. v. And» 
law, bier in Dem, was in Baden fhon von früher her 
geihah, befondere Gründe für die Erhebung des Volkes 
und für die Hingebung der Regierung aufzufuchen, als eitel 
und vergeblich dar. 

Was indeffen die Forderungen an und für fid betrift, 
fo kam unter den Petitionen auch eine ſolche (durch Ge 
heimerath Chelius und Geheimerath Rau überbracht) mit 
ben vier gleichen Forderungen von 30 Brofefjoren der Uni— 
verſität Heidelberg * ein, worüber v. Andlaw am 


*) Da biefe gut gefaßte und von fo beveutenden Männern unter- 
fihriebene Petition von hohem Intereffe ift, fo will ich fie hier wörtlich 
mittheilen. Sie lautet; 


„Der Augenblid, in dem das franzöfifche Bolt ven Königsthron ums 
geſtürzt hat, und weitere gewaltfame Eingriffe erwartet werben bürfen, 
erfüllt alle revlichen Baterlandsfreunde in Deutfhland mit ernflen Bes 
forgniffen. Tief ergriffen von ver Wichtigkeit und ernflen Bedeutung 
diefes Augenblids fühlen ſich die unterzeichneten Profefioren an ver 
Großperzoglichen Univerfität Heidelberg aufgeforbert, ihre Hebergeugung 
von dem, was in diefem verhängnißvollen Zeitpunkte Noth thut, ber 
hohen Kammer vertrauensvoll auszuſprechen. 

„Richts fcheint uns dringender, als ein feſtes Aneinanverfchließen 
und ein einmüthiges Fraftvolles Handeln aller deutſchen Regierungen 
und Bölfer, um die Unabhängigkeit, Sicherheit und Ehre Deutſchlands 
unverleßt zu erhalten. Iſt hiezu eine allgemeine Bürgerbewaffnung bie 
erfie Bedingung, damit wir auf alle Bälle ſtark — ſtehen, ſo 
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16. März 1848 in der J. Kammer den ſie befürwortenden 
Bericht erſtattete, und wobei er auf „die ſchleunigſte und 
dringendſte Ueberweiſung der Petitionen an das Staats⸗ 
miniſterium“ den Antrag ſtellte, der auch einſtimmig an— 
genommen wurde, Ich ſollte daher wenigſtens ihm gegen- 
über zu feiner Rechtfertigung der Regierung, daß fie bie 
Forderungen zugeftanden habe, veranlaßt fein, Sowohl darum, 
als auch, weil die Erfcheinung wie in Baden, fo auch in 
den andern deutſchen Staaten (jelbft in den mächtigften und 
in. dem in alter Weife regierten Defterreich) die nämliche 
war, will ich mich auf das, was v. Andlaw im unferer 





würde doch die freubige Begeifterung, die fih ven ſchwerſten Opfern 
bereitwillig unterzieht, und auf die in unferm Gränzlande ganz befon- 
ders gerechnet werden muß, nur dann in vollem Maße alle Bürger 
durchdringen, wenn augleih durch Erfüllung mander langgenährten 
allgemeinen und gerechten Wünfche unferm Bolfe neue und werthvolle 
Bürgichaften ver Breibeit, des Rechts und der Nationalehre gewährt 
werten. Diefe Bürgfhaften, nad venen ſich ſchon feit ven Befreiungss- 
friegen ein eıfriges Streben regt, finden auch wir in der Fieiheit ver 
Prefie, in dem Echmurgerichte, endlih , da e8 unmöglich ift, den Bid 
nicht über die Grängen unfered engeren Baterlandes hinaus auf ven 
politifhen Zuftand von ganz Deutſchland zu richten, — in einer folchen 
Geftaltung der Bunvesverfaffung, melde, ohne die Selbſtſtändigkeit ver 
einzelnen Staaten zu gefährpen, dem deutſchen Bolte eine geregelte 
Mitwirkung zu ver Behandlung der gemeinfamen nationalen Ange— 
legenbeiten möglich macht. Durch eine folde Reform würde das alls 
gemeine Bertrauen auf die Einrichtungen des Bundes, welches, wie 
wir nicht verbehlen dürfen, bei dem deutſchen Volke faft erloſchen ift, 
neu belebt und geflärkt werten, und dieſe Reform erfcheint uns als 
dringend, wenn dem deuiſchen Baterlande jene Achtung gebietende 
Stellung unter den europäifhen Mächten ſowohl im Frieven, ale im 
Kriege gefichert werden fol, die ihm nad feinem ZTerritorialbeftanve, 
feiner Volkszahl, nach feinen geiftigen und fittlichen Kräften und ‚dent 
Umfange feiner materiellen Hilfsmittel unftreitig gebührt, Deutſchland 
wird ftarf und geachtet bleiben, wenn es einig und von nationaler 
Begeifterung durchdrungen ft. 

„Durch diefe offene Darleyung glauben wir eine Pflicht zu erfüllen, 
weiche ung eben fo wohl unfere unerfhürterliche Treue gegen Seine 
Königliche Hoheit unfern geliebten und innig verehrten Yandesherrn, 
als unfere verfaffungemäßige Wahlberechtigung auferlegt. Wir richten 
an reine hohe erfie Kammer die ehrfurchtovolle Bitte; 
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Berfaffing und in deren Entwidlung als Quelle findet, 
nicht näher einlaffen *). 
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Hochdieſelbe wolle ſith in Gemeinſchaft mit der hohen zweiten 
Kammer bei hoher Großherzoglicher Regierung angelegentlichſt 
dafür verwenden, daß ſchleunigſt die Anordnungen getroffen wer⸗ 
den, welche die bedrohte Lage des Vaterlandes erfordert, und 
welche wir oben bezeichnet haben. 

„Einer hohen erftien Kammer gehotſamſte 
Helvelberg, der 1: März 1848. 
Dr. Rau, d.3. Pror. Bälr. 


Mittermaier. v. Neichlin-Melvegn: 
Dr. Puchelt. Nägelin. 

Dr. Hunvdeshagen, Dr. Dittenberger. 
Dr. Morftadt. Ereuzer. 

Dr. Ehelius. Paulus, 

Dr. Zöpfl. Tier emann. 

Dr. Ullmann, R. Mopl. 

Dr. Biſchoff. Schweins. 

Dr. Jolly. Henle. 

Dr. Gmelin. Pfeufer. 

Dr. Umbreit. Schloſſer. 
Vangerow. 9. G. Braun, 
Roßhirt. Zell. 

Rothe. Gervinus.“ 


*) Daß md warum die auf S. 74— 76 angeführten Artikel ver 
Berfaffung entweder ohne Anwendung geblieben oder über den Haufen 
geworfen worden fein follen, weiß ich nicht. 

Wenn aber v. Andlaw unter den „Errungenfchaiten der Oppoſition mit 
Itz ſte in an der Spitze“ auch die Gemeindeordnung und die Prozeßordnung 
aufführt (1. 72), fo kann er ſich aus ven Kanme protokollen von 1831 
überzeugen, daß v. Itz ſte in mit feinem Anhange gegen viefe beiven 
Geſetze geſtimmt Hat; — Alfo wieder ein Irrthum! 

Dinfichtlich des im $. 69 ver Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Eides 
ber Abgeorpneten ift auf S. 76 bemerkt, der Bruch deſſelben 
fei fogat dann noch fraflog geblieben, als er „fi ch nicht bloß mehr 
in Geſinnung und Worten, ſondern auch durch vie That Fundgeneben 
hatte.” Wenn aber v. Anplaw damit ven Heder und vie nad Amerika 
geflopenen Mairevolutionäre von 1849 meint, fo wird und das Beis 
fpief der Nürnberger entfchuldigen, die ſprüchwörtlich auch keinen 
hängen, ven fie nicht haben. Genen Peler aber, veflen That ſchon von 
1848 herſtammt, fonnte eine Strafe fo lang nicht vollzogen werden, als 
er nicht verurtheilt war, und diefe Berurtheilung wurbe bekannt⸗ 
lich durch die Mairevolution unterbrochen, fpäter aber floh er mit den 
Andern. Bergl. $. 95 der Bewegung in Baden. 

5. 
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Mit dem, was er Über die „Thatenlofigfeit” der Bunbes- 
verfammlung und über deren „rein mechanischen” Widerftand 
„gegen die natürliche Ausbildung des Fonftitutionellen 
Prinzips” (I. 72), fo wie über die „ganze Armuth bes 
Bundesſyſtems gegenüber den Fortjchritten der Fonftitutionels 
len Ideen“ jagt, bin ich einverftanden, und bin fogar über: 
zeugt, daß jener „Widerftand“ fih noch machtlofer und dieſe 
„Armuth“ fih noch augenfälliger zeigen würde, wenn bie 
neue Bundesverfammlung nah den von Andlaw’fchen (ver: 
neinenden und gegen die Volfövertretung und Volksrechte 
überhaupt anfämpfenden) Anfichten verfahren würde, Jene 
Armuth und Machtlofigfeit zeigen fih überall, wo man dem 
ganzen beharrlihen, matürlihen und darum nachhaltigen 
Strome der Geiftesrichtung, der ganzen Anfchauungsweife 
einer Nation, entgegen treten will, 

Auf S. 80 geht Frhr. v. Andlaw zu einer Beurtheilung 
meiner Berjönlichfeit über, Ich bin ihm danfbar für das 
Anerfenntnig „offener Ehrlichkeit“ und „reinen Charakters”, 
Mit Vergnügen fprehe ih es aus, daß ich dieſe Eigenſchaf— 
ten auch an ihm anerfenne; und wegen Meinungsverſchie— 
denheiten, auch wenn er fie mit harten Angriffen verbindet, 
werde ich ihm nie grollen *). Ich wünfhe blos, daß er 
über (beſchuldigende) Thatſachen ftetd die zuverläſſig— 
ften Erfundigungen veranftalte, ehe er fie mittheilt. 

Nur über meine parlamentarifhe Stellung, von 
welcher er ſpricht (. 81 FF), will ich bei diefem Anlaſſe 
Einiges äußern. 

Im März 1846 trat ih ohne Portefeuille Calfo ohne wich 
tigen Einfluß) in das Staatsminifterium, und erft zu Ende 
des Jahres (am 19. Dezember) wurde mir das Minifterium 
des Innern Übertragen, 


*) Wenn er fagt, daß ich früher ald Minifterialrath ven „juriſtiſchen 
Formaliemus“, dem ich überall nach Kräfıen ftets entaegen wirkte, in 
Gefepesentwürfe und damit in die Verwaltung gebracht habe (1.81), 
fo würde ich etwa antworten, wenn v. Andlaw die Geſetzesentwürfe, 
zu denen ih auf ſolche Weiſe mitgewirkt haben ſoll, bezeichnet 
hätte. Vergl. oben ©. 53. . 


— — 

Es iſt richtig, ich bin aus der Mehrheit ber I. Kammer 
hervorgegangen (I. 84 — 85), dennoh aber nicht aus der 
Dppofition ald folder. Ich Huldigte nämlich jenen 
Ideen, deren Verwirklichung ich (wie noch jest) als ein 
wahres Bedürfnig unferer Entwidlungsitufe und eben darum 
ald nothwendig eradtete, wenn nicht das Gebäude als 
auf zu fhwahen blos polizeilich aufrecht gehaltenen 
(niht im Bolfe wurzelnden) Füßen ftehend zufammen- 
ftürgen, und Zuftände hereinbrechen follten, wie fie 1848 
unter dem gegen die damals erfolgten Zugeftändniffe erhobes 
nen Rufe: „zu fpät!“*) leider gefommen find, 


In diefer Richtung ftand übrigens mit Can den ver 
fhiedenen Landtagen wechjelnden) Abftufungen, wie bie 
finfe, fo im Allgemeinen (wenigftend größten: 
theils) aud die rechte Eeite ded Haufes **), wenn gleich 
hier Cinzelne mehr eine ängftlide, bureaufrati- 
fhe oder polizeiliche, dort dagegen Einzelne eine 
radifale und felbit deftruftive Natur hatten, 

In den 1840er Jahren haben fih die Parteien, obwohl 
die Richtung im Allgemeinen (mit ihren Abjtufungen) 
biefelbe blieb, in Beziehung auf das Maß ihrer Forde— 
rungen und auf die Art ihrer Verfolgung fhroffer 
gefhieden. Hiebei fuchte ih, wie es meine Stellung als 
Präfident der Kammer mit fih brachte, zu verföhnen und 
— die Freiheit der Meinungen achtend — gerechte Waage 
zu halten, 

Der fchrofferen Scheidung der. beiden Hauptfeiten ohn- 
erachtet beftanden diejenigen Schattirungen, die man im All 





*) Schon am 29. Februar 1848 bei den Regierungseröffnungen 
riefen Demofraten von der Gallerie der U. Kammer herab: „zu 
fpät!“ 


**) Mie oft hat die I. Kammer einſtimmig over faft einflim- 
mig die Freiheit der Preffe (mit Repreffivmaßregeln), die Trennung 
der Juſtiz von der Berwaltung mit Ueberwerfung der polizeilichen 
Etrafyewalt an die erftere, die Unabhängigkeit ver Richter, Deffenılidh» 
keit und Mündlichkeit des Verfahrens und felbft Schwurgerichte u. dgl. 
verlangt ? 


—— 
gemeinen zur Oppofition rechnete, und welche mit einander 
damals die Mehrheit der Kammer ausmachten, immerhin aus 
ſehr verfhiedenen Naturen. An den Rabikalen, welde 
diefe Mehrheit zu leiten juchten und oft über Gebühr Ein- 
fluß ‘gewannen tadelte ich bei jeder Gelegenheit, daß fie oft 
chicanös opponiren, gewiffermaßen um dad Regieren als 
ſolches zu erfhweren, oder unmöglich zu mahen, — fo 
dann, daß fie zum Theil in der Kammer umd noch mehr 
ihr Anhang außerhalb der Kammer (3. B. in der Brefle), 
ftatt nur duch die Macht der Wahrheit mit Würde und 
ruhigem Ernſte ihre Beftrebungen zu verfolgen, ducd harte 
leidenſchaftliche Angriffe und Verbächtigungen der Autoritäten 
uud vieler Negierungshandlungen das Anſehen der Gewalt 
an und für fich und felbft die fittlihen Grundlagen er 
fhüttern, auf folhe Weife böjen Samen freuen, nebſtdem 
die Regierung in eine ſchiefe Stellung bringen und damit 
(in Rüdfiht auf das Verhältniß Badens zum Bunde) die 
Erreichung eines vernünftigen Zieles felbft noch gefährden *), 


*) Darum und weil ich nur für eine allmählige Entwidlung, 
alfo gegen jeved Uebermaß, war, und neben ver Freiheit fleis auch 
eine Rarte Macht der Negierung für nötbig bielt, kam ich for 
wohl in ven Einzelpeiten ver Sefebe, ald auch dinfichtlich der Aus 
griffe gegen die Verwaltung mut der Oppofision ſehr oft im 
Kampf. — Ich wurde deßhalb von den radikalen Blättern (4. B, von 
ver Mannheuner Abenpzeitung, den Seeblättern 2c.) ſchon lange, bevor 
ich in das Minifterium trat, heftig angegriffen und verunglimpit. 

Dies hinderte aber den gemäßigten (größern) Theil der Oppo- 
fition, gegen den jene Blätter mitunter feibft auch ſchon Pfeile richtes 
ten, keineswegs, auch feinerfeits (wegen meiner freiheitlichen Rich- 
dung im Allgemeinen) meinen Eintritt willtomnen zu heißen, 
In viefer Beziehung fonnte man fagen, daß ich and ver großen (ver- 
ſchieden ſchattirten) Meprpeit der Sammer hervorgegangen fei, ohne der 
Oppoſition als folder angehört zu haben. 

Wenn v. Andlaw in der Abth. IV. 16 fogar fagt, ich fei einer ver 
vorzüglicpften Führer der Oppofition gewefen, fo darf man nur 
die Kammerprototolle von 1833 — 1846 Iefen, um ven Ungrund dieſer 
Behauptung zu erfeben, und ſich zu überzeugen, Daß ich gegen die Aus— 
ſchweifungen der Linken ohne Vergleich mehr, us gegen vie Regie⸗ 
rung auftrat, und daß ich gegen viefe, obgleich meine unabhänyige 
Stellung wahrend und eine vernünftige freiheitliche Entwidlung fördernd, 
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Es traf übrigens dieſer Vorwurf bei weitem nicht Alle, 
die damals zur Linfen gehörten, und noch im Jahr 1846 trat 
eine beftimmtere Scheidung unter ihnen ein. Am Anfange 
des darauf gefolgten Landtags, an dem ich ald Chef der 
innern Verwaltung auftrat, war auch, wenn man von Ein- 
zelnem abfieht, im Ganzen eine weit ruhigere Haltung als 
früher fihtbar, bis im Februar 1848 die franzöfiihe Revo— 
Intion und damit die Stürme in Deutichland Famen. 

Hier nun trat jene Scheidung in der alten Linfen nod 
vollftändiger ein. Miele, die früher ſchon nicht leidenſchaftlich 
waren, und auch ſolche, die in ihren Angriffen früher hart 
waren, fanden fid) einerfeitd durch die Bewilligung ihrer freis 
heitlihen Forderungen befriedigt und erfannten jegt zugleich 
die von einer andern Seite hereinbrechenden Gefahren *), was 
fie beftimmte, nun offen fih für die Regierung zu erklären, 
Bon hier an beftand die eigentlihe Oppofition nur noch aus 
einer geringen Zahl (zum Theil neu gewählter) Mitglieder. 





nie einen Oppoſitions geiſt zeigte, wie bied dagegen v. Andlaw 
(in ſeinem Berneinungsfyftem) gethan hat. 

Mag aubh in polisiich entwidelten großen fonftitutionellen Staaten, 
wo eine eigentliche parlamentariiche Regierung befteht, vie regelmäßige 
entfchievene Anſchließung an eine Partei eine Nothwendisteit fein, fo 
war fie ed wenigftens in unfern damaliuen Berhältniffen nicht, und ich 
hielt es daher mit 3 v. Müller, ver da fagte: „nie war ich von einer 
Partei, fonvern für Wahrheit und Recht, wo ich's erkannte. 

*) Viele in Deutfchland hatten vor 1848 bei vem Ungeſtümme, wo— 
mit fie ihren Ideen Geltung zu verſchafſen fuchten, nicht an die Mög— 
lichkeit gedacht, daß ſolche Gefahren kommen fönnten. War bei dem 
langen unnatürlihen Rüdbalte jenes ungeftümme Drängen aub ers 
Härlih, fo waren doch Diejenigen ftets auf fehlimmen Wegen, 
welche in ihrer Bertlenvung dem, dad Regieren an und für fid 
unmöglich machenden, die ſinlichen und rechtlichen Grundlagen erfwüts 
ternven, Radikalismus fih anfchloffen, — und wer etwa (furifictig !) 
meinte, feine Popularität würde mögliche Sıürme beihwichtigen over 
beherrfchen konnen, ter dachte nicht varan, daß der Radikalismus (wie 
die Revolution) gleich vem Saturn feine eignen Kinder verfchlinge, 
und er hatte die Worte Göthes nicht im Auge; 

„Anbete du das Feuer hundert Jahr, 
Gall’ vann hinein — dich frißt's mit Haut und Haar!“ 


» 
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Dieſe waren aber nun, da ſie durch die Andern nicht mehr 
zurückgehalten wurden, und zugleich wegen der Anfachung 
und Unterſtützung, die fie in den äußern Stürmen fanden, 
deſto rückſichtsl ofer, ja wüthender. 

Fehr. v. Andlaw feheint in meinen Aeußerungen über den 
deutihen Bund und über die Preßfreiheit vor und nad dem 
März 1848 Widerfprüche zu finden (I. 8I—84). Ich finde 
in den mitgetheilten Stellen feine Widerfprühe, habe viel 
mehr nod die nämlihen Anfichten, die ih das eine und 
das andere Mal äußerte. Ich war mit der Bundestagspolitif 
nie einverftanden, und diefe Politik ift in meinen ange 
führten Reden mit feiner Sylbe vertheidigt. Aber ich bin der 
Meinung, daß man den Mächtigern nicht herausfordern, und 
dag man die gefeglichen Autoritäten, auch wenn man ihre 
Handlungen angreift, nicht verunglimpfen, nicht herabwür- 
digen foll *), — und dies ift es gerade, worüber ich mit 
einem Theile unferer früheren Oppofition von jeher am meiften 
Streit hatte, Dies ift e8 auch, was in der angeführten Rede 
gegen Welder (I. 81) liegt. Deswegen fonnte ich aber 
dennod im März 1848, als Welder felbft gegen das wilde 
Treiben auftrat, und die Bundesverfammlung die von ihm 
verfolgten materiellen Anſprüche nun auch von fih aus 
förderte, damit einverftanden fein, daß fein Talent, fein 
Name und Einfluß durd feine Ernennung zum Bundestages 
gefandten für die damaligen hochwichtigen Angelegenheiten 
benüßt werbe, 

Was das Erzerpt aus meiner 1846er Rede über die Preß— 
freiheit (I, 83) betrifft, fo ift es fehr unvollftändig. Ich 
habe nämlih materiell mich für die freie Preſſe erklärt 
und ſchon meine Antwort auf die Motionsbegründung damit 
begonnen, daß ich ſagte: „von mir werben Sie, meine Herren, 





*) Wenn Frhr.’ v. Andlaw, wie ich nicht zweifle, biefe Meinung theilt, 
fo muß er die Verdächtigung (1.81), als feiich folchen Berunglimpfungen 
und Herausforderungen, da ich doch die Bundedtagepolitif felbft miß- 
billige, nur darum entgegengetreten, um „meine Kollegen und mich an 
2 Stelle zu erhalten,“ — wohl felbft als grundlos und unwürdig ers 

nnen. 


nit erwarten, baß ich gegen bie Freiheit ber Preffe dem 
Schild erhebe.” Wir fanden damals nur ein formelle Hin- 
derniß in den Bundesbefchlüffen, und beantragten und be 
trieben dann bei der Bundesverfammlung die Befeitigung 
deſſelben. 

Das in den einmal vorhandenen Bundesbeſchlüſſen (ſeien 
ſie an ſich gut oder nicht) liegende Hinderniß machte ich in 
ber Kammer natürlicherweiſe geltend, trat zugleich gegen die 
Eraltationen auf, und beftritt dabei den aus dem Art, 18d. 
ber Bundesafte gegen die ſpätern Bundesbefhlüffe abge: 
leiteten Grund, Diefer Artikel lautet wörtlih: „Die Bundes- 
verfammlung wird fich bei ihrer erften Zufammenfunft mit 
Abfaffung gleihförmiger Verfügungen über die 
Preßfreiheit befhäftigen.” Ich habe von jeher die Aus- 
legung, daß mit diefen „Verfügungen über die Preßfreiheit“ 
dieſe felbft zugefagt fei, unfhlüffig gefunden, und kann 
ed nicht leiden, wenn man für eine gute Sache auch fchlechte 
oder gefünftelte Gründe vorbringt. Es wäre zu beflagen 
und Zeugniß von Geiftesarmuth, wenn die beutfhe Nation 
für die Freiheit der Preſſe, die allen gebildeten Völkern 
gebührt, feinen andern Titel und Feine befjfern Gründe 
vorzubringen hätte, als jenen zweideutigen $. 18 d. ber 
Bundesafte, 


Die Ereigniffe in Karlsruhe. 


Schr. v. Andlaw erzählt nicht, daß bei dem Auflauf vor 
dem Schloffe am 1. März 1848 *) die Zudringlinge als 
Zweck ihres DVerlangend, vor den Großherzog gelaffen zu 
werben, eine Bitte um Freilaffung der damals hier verhafteten 
Demagogen angaben, und daß wir biefes, auch von anderer 


*) Ueberhaupt beziehe ich mich hinfichtlich des ganzen Verlaufs des 
4. März auf die $$. 35—37 und 66 meiner Drudfchrift, wo er bolls 
Rändiger und genauer vargeftellt ifl. Ich habe nur dem $. 66 noch 
nachzutragen, daß, wie vom Gemeinveratbe, fo auch von Seite eines 
militärifhen Commandanten wegen der Unzuverläffigkeit der Truppen 
Deventen gegen vie Feſthaltung der Gefangenen erhoben wurden, 
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Seite im Hinblick auf die Gefahren unterſtützte, Geſuch ſchlecht⸗ 
hin zurückwieſen. Diefe Thatſache widerfpriht nämlich der 
Behauptung, daß wir überall dem Ungeftimme der Menge 
nachgegeben haben, während wir in der That niemals auf 
das tolle Gefchrei eines Haufens oder einer fogenannten Volks⸗ 
verfammlung eingiengen, jondern nur allein den Ständen 
als verfaffungsmäßigen Organen Zugeftändniffe madten. 


Da wir die Willfahrung gegenüber einem Pöbelhaufen 
fhon für einen Untergang hielten, fo blieben wir ftandhaft 
und fuchten den wegen der IUnzuverläffigfeit der Truppen ge- 
fürdteten Gefahren damit zu begegnen, daß man überall die 
zuverläffige Bürgerwehr mit ihnen in Berbindung brachte, 
was hier in Karlsruhe von Erfolg war, in den meiften 
andern Gegenden aber nicht praktiſch geweſen wäre, 


Demjenigen, was v. Andlam über Heders Auffaffung des 
Antrags wegen „Pflege der einfachen Arbeit” als über eine 
foziale Frage mittheilt und wobei jedenfalld die Kammer 
feine franzöfifhe Nationalwerfftätten empfehlen wollte, ift die 
Antwort der Regierung, der ihre Auffafjungsweife bezeichnet, 
beizufügen, Sie gieng dahin: „Die Regierung ift zu allen 
Anordnungen bereit, welde eine gerechte Vertheilung der 
Staatd- und Gemeindelaften begründen, oder eine Fürforge 
für Gewerbfamfeit und einfache Arbeit enthalten,“ Außerdem 
ift damit die Verordnung vom 26. Mai 1848 zu vergleichen, 
wornad von den Handeldfammern, Induftrier, Gewerbe: und 
landwirthſchaftlichen Vereinen die Errihtung von Kredit— 
anftalten, einer Gewerbeverfafjung, die Förderung von 
Vereinen zur Unterftügung der Gewerbe, fodann bie 
Kredit, Preis- und Abjagverhältniffe berathen werden 
follten, 


Wenn Frhr. v. Andlaw bemerft, die Zuftimmung der 
I. Sammer fei bei den fraglihen Anträgen verfaſſungswidrig 
umgangen worden, fo wurde, gerade um die VBerfaffung nicht 
zu verlegen, feine Adreſſe übergeben, und die Regierung 
fann, ohne die DVerfaffung zu verlegen, auch die Wünfche 
einer einzelnen Kammer von ſich aus berüdfichtigen. Der 
andern Kammer blieb, wenn die Vorlagen erfolgten, die 
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Schlußfaſſung nur um fo freier ), und bie Erklaͤrungen 
der Regierung wurden überhaupt fo gefaßt, daß jene Srei- 
heit in der Durchführung auf allen Seiten möglihft aus— 
gedehnt blieb, 


Wenn v. Andlaw bei der 


Preßfreiheit 


über den furchtbaren Mißbrauch derſelben klagt, ſo bin ich 
mit ihm vollkommen einverſtanden **). Wenn er aber fagt: 
„die Verbreitung der Lüge, der Berlaumbung, die Beratung 
alles Heiligen und Erhabenen follen in feinem chriftlichen 
Rande gleihberehtigt fein mit der Pflege und Ber- 
breitung des ewig Wahren, Schönen und Guten“ (I, 9), — 
und wenn ex fagt: „die Frage ber Freiheit der Preſſe laffe 
ſich nicht befriedigend löfen, wenn man eine (ſolche) Gleich— 
berechtigung voraugfege” (I. 122), — jo weiß ich nicht, 
was er damit meint. Gleiberechtigt ift das Böſe mit 
dem Guten allerdings in fo fern nicht, ald nur das Erftere, 
wo es unter das Strafgefeg fällt, auch bei feiner VBerübung durch 
die Breffe geftraft wird. Man geht barin wegen der großen 
Gefahren, die der Preßmißbrauch bringt, mit Recht fowohl 
hinfichtlih des Umfangs der ftrafbaren Handlungen, 
als hinfichtlih des Strafmaßes noch weiter, als bei 
gleihartigen Handfungen, die nur außerhalb der Preſſe 
perübt werden. Diefe Nepreffion bedingt aber die Frage 
ber Breßfreiheit nicht, und die Letztere befieht nur 
darin, daß Jeder, vorbehaltlich feiner Verantwortung vor 
dem Strafrichter wegen eined damit verübten Bergeheng, 
feine Geifteserzengniffe druden laſſen kann, ohne dazu bie 





*) Uebrigens wird Frhr. 9. Andlaw wohl nicht zweifeln, daß bie 
1. Kammer, wenn ihr die Befchlüffe in Form einer Adreſſe mitgetheilt 
worben wären, damals fofort zugeflimmt baben würde. 

**) Auch bin ich damit einverftanden, daß bie deutſchen Grundrechte 

den Schug gegen den Mißbrauch der Preßfreipeit viel zu fehr hemmten. 


—— 


vorgaͤngige Erlanbniß eines Polizeibeamten einzuholen. Darin 
iſt nun allerdings das Gute mit dem Schlechten gleichbe— 
rechtigt, weil man da, wo keine Cenſur beſteht, nicht zu m 
Voraus weiß, ob das, was gedruckt wird, gut oder ſchlecht 
ſein werde. Wer dieſe Gleichberechtigung nicht will, der will 
allerdings keine Preßfreiheit. 

Frhr. v. Andlaw tadelt nun, daß damit „ein Recht auf 
ſtrafbare Handlungen“ eingeräumt werde, und daß hinten— 
drein“ gejeglihe Beweisführung *) gegen den Berbrecher” 
nöthig werde, felbft wenn „das Uebel nicht mehr gut gemacht 
werden fönne” (Il, 76 Note a.). 

Dies ift allerdings die Schattenfeite der freien Preſſe. Es 
ift aber nicht hier der Ort, die gegenüber ftehenden über- 
wiegenden Bortheile derjelben nachzuweiſen, und mir 
fällt nur auf, daß und warum denn Frhr. v. Andlam die 
Petition der Heidelberger Profefforen um PBreßfreiheit 
in feinem am 16. März 1848 in der I, Kammer erftatteten 
Berichte fo dringend empfohlen hat, 

Aus Anlaß des Geſetzes über 


Die Dolksbewaffnung 


oder Bürgerwehr tadelt v. Andlaw auch die J. Kammer, 
die dasfelbe einftimmig annahm **), 


*) Die dem Frhrn. v. Andlaw fo unangenehme „gefehliche Beweis⸗ 
führung” ift bei Preßvergehen, wenn es fih nicht um geheime Ber» 
‚breitung anonymer Drudigriften handelt, nicht ſchwierig, weil der 
Redakteur eines Blattes oder der auf einer fonftigen Drud chrift ge« 
nannte Berfafler fofort bekannt ift, und ver Thatbefland des Verdrechens 
ſtets in ver Drudicprift feloft Liegt, alfo keines weitern Beweiſes bevarf. 

Auch im Uebrigen beftehen jegt, wie in Vaden, fo faf in allen 
Ländern keine geſetzlichen Beweisregeln mehr. Die zur Begründung 
einer innern Ueberzeugung nöthigen Beweife müffen nur in ges 
ſetzlicer Form erhoben und dem urtheilenden Richter vorgeführt 
werven. 

**) Die I. Kammer könnte ihm entgegen halten, er hätte felbft an= 
wefend fein und feinen Wivderfpruch geltend machen follen. Ich zweifle 
nicht, daß er Abhaltungsgründe hatte, aber um in fo gefahrvollen 
Zeiten eine Abwefenheit zu rerpifertigen, müffen die Abhaltungen fehr 
dringend fein. 


BE. — 


Wenn er babei fagt: „ein Widerftand von Seite der grund⸗ 
faglih fhwächern Faktoren könne nur in ganz ruhigen Zeiten, 
allenfalls in den Tagen Fonftitutioneller Unfhuld 
denkbar fein“, — fo meine ih doch, England, defien Ober 
haus fo ftarfen MWiderftand leiftet, fei nicht mehr „in ben 
Tagen Fonftitutioneller Unſchuld.“ 

Uebrigens gebe ich zu, daß ed aa ernennt Lagen 
gibt, wo der Widerftaud in beiden Kammern, aud in ber 
erften, gebrochen ift. Er wäre ed aber aud und zwar noch 
mehr, wenn die wie immer zufammengefesten Verſamm⸗ 
lungen in gewöhnlihen Zeiten der öffentlihen Meinung, 
oder wie von Andlaw fih ausdrüdt, dem „Volkswillen“ 
feinerlei Rechnung trügen, — und noch bälder wäre der 
MWiderftand einer Staatögewalt, die gar feine Kammer 
hätte, in folden Fällen gebrochen **), 

. Wenn übrigend v. Andlaw dem Bürgerwehrgefeg viel 
Unheil darum zufchreibt, weil e8 einen großen Einfluß auf 
die fihnellere Bildung eines Volksheers während der Mair 





Wäre Frhr. v. Andlaw bei feiner Anwefenheit etwa Mitglied der Com⸗ 
miffion geworden, fo hätte ich bei viefer mit ven im $. 58 meines 
Buches erwähnten zwei wichtigen Berbefferungsvorfchlägen vielleicht 
eher Anklang gefunden. 

llebrigeng waren nicht nur 10 bie 12, fondern 13 Mitglieder in ver. 
Sigung anweſend, und der Entwurf ver U, Kammer ift nicht erfi am 
Abend des 30. März eingefommen, fondern, wie das Protokoll der 
I. Sammer audweist, jedenfalls fchon beim Anfang der (Bormittags-) 
Sitzung vorgelegen. 


* 


**) Man vergleiche Deftreih, wo der Bruch im März 1848 viel 
ftärler war, als bei ung, und wo die Pöbelherrfchaft fortdauerte, bis 
im November durch außerdeutfche (flavifche) Truppen Wien wie» 
der erobert wurde, 

Erhr. v. Andlaw erzählt (IT. 87), daß Pillersvorf der Deputation 
des Sicherheitöausfchuffes , weldhe das Mißtrauen des Bolfes gegen 
einige Gouverneure ausdrückte, fogleih antwortete: „geborfamfter Die⸗ 
ner, mein Sicherheitsausfchuß, die Gouverneure werben abgefeßt.* Et⸗ 
was Aebnliches wird er in Baden nicht finden, wenn es gleich aledann im 
Mat 1849 wegen auswärtiger Einwirkungen und wegen des Truppen⸗ 
abfalls, da wir keine Slaven zur Difpofition hatten, zur Bertrei« 
bung, aber nie zur Unterwerfung der Regierung gelommen ifl« 
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revolution gehabt habe (I, 92), fo läge Died im Dafelt eines 
Bürgerwehrgefeges überhaupt und nicht in der Verwerf—⸗ 
ihkeit einzelner Befimmungen*), 

Die Erlafjung eines folhen Geſetzes, beziehungsweiſe bie 
Einführung der Bürgerbewaffnung im Allgemeinen hat 
aber v. Andlam mit Veberweifung der Petition der Heldels 
berger Profefforen am 1. März 1848 ja felbft empfohlen. 

Eben dieje Empfehlung bezog ſich auch auf die Einführung der 


Schwurgerichte, 


welche v. Andlam jest als unferen Sitten fremd (I. 99) und 
als auf einem richterlichen Hoheitsrechte des Volkes ruhend 
(1, 143) mißbilligt**). 

Was die Behauptung betrifft, daß der 1848: Eutwurf, nach 
welchem das Freiburger Schwurgeriht gebildet wurde, alle 
fonjervativen Garantien entbehrte, fo wird Niemand fie richtig 





*) Hätte 4. B. das Geſetz die Wahl der Offiziere nicht ver Mann« 
ſchaft, fondern ver Regierung überlaſſen, fo würde doch die 
proviforifche Regierung fogfeich der Mannfchaft das Wahlrecht 
zugewiefen haben, wie fie es ja feibft bei ver finie that. Eben fo würde 
fie, wenn das Geſetz die Proletarier und jungen Yeute mehr, als ges 
ſchah, ausgefchloffen hätte, dies zur Verſtärkung des Volksheers fogleich 
geändert haben. Sie hat fid ja, wie v. Andlaw richtig bemerkt (1. 179), 
an kein Gefeß gebunden. 


**) Wenn er (II. 146) auf Schwurgerichte „durch den Verband engerer, 
fei es gewerblicher oder politifher Genoſſenſchaft“ hindeutet, fo if es 
Schade, daß er diefen Saß nicht näher erläutert hat. Sollten etwa die 
Zünfte (ald gewerblide Genoffenichaften) über ihre. Mitglieder, 
ober follien vie Gemeinden (als politifche Verbände) üder ihre 
Angehörigen in Eriminalfaden das Schwurgericht bilden over ‚vie Ges 
fhwornentifte aufftellen, fo dürfte man wenipftens im politifhen 
Prozeflen nicht zweifeln, daß dieſe Volkstheile ihr Volköhoheite⸗ 
recht ausbeuten würden. 

Eben fo unklar iſt vie Bemerkung (1. 99), daß in England die Schwur⸗ 
gerichte „auf feſt gegliederten Provinzialverbaͤnden ruhen‘, während‘ 
dort bekanntlich. aus allen Einwohnern eines Bezirks, welde alle 21 
Jahre alt. find und den Eenfus haben, der Sheriff; die zur — 
kommenden Geſchworenen frei auswäplt.. 


Een. 


finden, ber weiß, daß nad bdemfelben die Gefchworetten 
(unter Bernehmung beliebig beigezogener Bürger des Bezirks) 
ansihlieglih und allein von den Beamten felbft 
ausgewählt wurden *). 

Nicht die Zufammenfehung des Schwurgerichtö, fon- 
bern die gewaltigen Schreden der Zeit waren ed, welde 
auf. das Freiburger Urtheil jo nachtheilig wirften, und es 
war unter jenen Berhältniffen, wo ähnliche Urtheile in allen. 
Ländern erfolgten, noch viel, daß Struve und Blind wenig- 
ſtens theil weiſe (u8 Jahr Zuchthaus) verurtheilt wurden. 

Aus folhen außgerordentlihen Erfheinungen darf man 
auf. die regelmäßige Güte oder Verwerflichfeit einer Infti- 
tution feinen Schluß ziehen, 


Derfaffungseid des Militärs, 


Dem Berfaffungseide des Militärs, indbefondere der ges 
meinen Soldaten und der untergeordneten Offiziere, ftehen 
allerdings Bedenken entgegen **). 


*) Erf die Kammern haben diefe wichtige confervative Beſtim⸗ 
mung geändert und das Geſetz beiläufig fo gemacht, wie das Inſtitut 
damals in unfern Nachbarftaaten eingeführt wurde. Dieſes (minder cons 
fervative) Geſetz, dem die I. Kammer ebenfalls einftimmig beitrat, 
fam aber nicht mehr zur Anwendung und ift jebt (auf vem 1850r Land⸗ 
tage) in der Richtung des frübern Entwurfs wieder geändert 
worden. Diefem fo geänderten Geſetze, welches am 5. Februar 
1851 die Sanftion erhielt, hat Frhr. v. Andlaw in den Gigungen 
der I. Kammer vom 11. und 18. Januar 1851 nun felbft zugeſtimmt, 
damit alfo feine Einwendungen gegen ven im Wefentlichen mit dem⸗ 
felben übereinftimmenven 1848r Reaierungs- Entwurf, fo wie gegen das, 
wenn gleich auf Feine genoflenihafılihen Verbände gegründete, Schwur⸗ 
gerichtsinftitut am ſich, jet thatfächlich wieder zurüdgenommen. 


**) Bergleiche $. 39 meiner „Bewegung in Baden,“ Da übrigens: in 
Baden nicht einmal vorgegeben wurbe, daß die Regierung: die 
Berfaffung verlegt habe, fo fand das in andern Fällen mögliche 
Mißverfländniß Hier nicht flatt, und man fann nur fagen, daß vie Be» 
eidigung. der Truppen auf die Berfaffung deren verfaffungswidrigen 
Abfall dennoch nicht gehindert habe, 


u 


Auffallend ift aber, daß jest au Frhr. v. Andlaw fo 
entfchieden gegen den BVerfaffungseid des Militärs im Allge- 
meinen auftritt (I, 101), während er in der Sitzung ber 
J. Sammer vom 19. Mai 1848 dem (am 7. Juni verfündeten) 
Gefege, das jenen Berfafjungseid auch für Offiziere und 
Soldaten anordnete, nit nur zuftimmte, fondern felbft 
Mitglied der Commiſſion war, die dad Geſetz zur Am 
nahme empfahl. 


Was die v. Frhrn. von Andlam weiter befprochene Nicht: 
anmwendung ber Ausnahmegefege des Bundes, die Aufhebung 
der Beihränfung politifher Rechte aus Rüdfiht der Kon- 
feffion, die Gefeßgebung über Verantwortlichkeit der Minifter *), 


Wenn Übrigens Frhr. v. Andlaw fagt, daß falfhe und verwirrte 
Begriffe von oben herab den Gefihtspuntt von Eid und Pflicht 
verrädt haben CI. 101), fo ift dies nur Einer jener vielen, durch 
nichts begründeten, falſchen Säge, die feine Schrift enthält. 

Wenn aber ein Stabsoffizier ihm fagte, er könne die Theilnahme ver 
Soldaten an den Bollsverfammlungen nicht verbieten, weil er fih auf. 
fein Geſetz berufen könne, fo war berfelbe im Irrthum, denn bie 
Disziplin ift durch feine Geſetzze geregelt und die Grundrechte haben 
binfichtlich der Theilnahme ver Solvaten an Berfammlungen und Ber, 
einen die „Disciplinarvorfchriften“ aufrecht erhalten. Man fieht alfo 
aus dem Borgange nur, daß die Gefahren ver Zeit auch wadere Of⸗ 
fiziere ſchüchtern machten, nicht aber, daß viefelben durch ſolche Berbote 
eine Berantwortlichkeit nach oben auf fih geladen hätten, wie von 
Andlam meint (I. 102 **), 

Was v. Andlaw in der Abi. IV. ©. 138, 139 und 146 nachträg⸗ 
lich von einer angeblichen Entfcheivung des Generals Hoffmann, daß 
nach den Grundrechten „gegen die Vereinigung der Truppen nicht eins 
gefchritten werben könne,“ erzählt, if mir völlig unbetannt, 
zugleich aber fiher auch unrichtig, da ja der $. 31 der Grundrechte 
bierin ausdrücklich auf die „militärifchen Disziplinarvorfchriften” vers 
weist, und General Hoffmann mir nach dem Erfcheinen der Grund 
rechte erklärte, er freue fih über die fragliche Beftimmung, ohne welche 
die Disziplin nicht zu handhaben wäre. 


*) Die Forderung eines Geſetzes über Berantwortlichkeit ver Minifter 
kann ich nicht als ein „gefährliches Berlangen”, wie v. Andlaw 
es bezeichnet (I, 104), betrachten. 


wu: 


bie Aufhebung der Nefte des Feudalweſens *), die gerech— 
tere Vertheilung der Etaatd- und Gemeindelaften, und die 
Einführung einer volfsthümlichen (forporativen) Kreisver— 
waltung **) betrifft, fo kann ich mich theils auf oben ſchon 





*) Die vorläufige Bekanntmachung des am 10. März vorgelenten 
Gefegeniwurfs, die Aufhebung der Feudalrechte betreffend , hat die Ver⸗ 
folgung ver Standes. und Grunpherrn im Odenwald nit veranlaßt, 
(1. 104), fonvdern zur Niederhaltung verfelben beigetragen. (Ver⸗ 
gleiche die $$. 43 — 45 der „Bewegung in Baden“). 

Die v. Irhr. v. Andlaw getavelte Begriffsbefimmung von 
„Beudalrechten” (I. 105) fland nicht im Regierungs- Entwurf, 
fonvern wurde von den Ständen hineingebracht, und von Andlaw 
hat dem fo geänderten Gefege in ver Situng vom 5 April 1848 felb fi 
zugeſtimmt. Auch bier hat er alfo feine Anficht wieder gewechfelt. Im 
Uebrigen halte ich die angefochtene Begriffsbefimmung , wie die Kam- 
mern fie faßten, für richtig und mit unferer fonftigen —— 
gebung im Einklang. 


**) Unten zu ©. 24 ıc. der Abth. IV. der v. Andlaw'ſchen Schrift 
werde ich auf das dießfallfige Gefeg vom 10. April 1849 nochmals zu« 
rüdtommen. Borläufig bemerke ich nur zu I, 106 und 107, daß Frhr. 
9. Andlam im Irrthum ift, wenn er meint, durch jenes Gefeh wäre 
ein unumſchränkter Zwang geſchaffen und die Freiheit ver Gemeinden 
wie der Einzelnen zerftlört worden. Dies kann fih, da die Kreisver- 
fammlung fih nur mit den Angelegenheiten des Kreifes und 
nicht mit jenen ver Gemeinden und Einzelnen zu befaffen hat, allein 
auf die Kreisausfhüffe beziehen. Dabei überſteht er aber, vaß 
diefe nichts zu verfügen oder zu enifcheiven haben, was nicht fonft 
fihon (bisher) der Staatsbehörve für fich allein zufteht. Die Kreis 
heit der Gemeinden uud Einzelnen könnte alfo durch jene Ausfchüffe 
nicht mehr, als es bisher der Fall it, beſchränkt werben. 

Berner meint er, die Regierung würde ſich in wichtigen Privatredh« 
ten ihres ſchützenden Einfluffes begeben, und nur die Bollzieherin des 
Willens der Berfammlung fein. Auch hier überfieht er, daß es fich ein- 
mal nicht um Privatrechte, über welche jaauch die Regierung 
nichts zu entſcheiden hat, fondern um Öffentliche Rechte handelt, 
fodann daß der Rekurs an das Minifterium des Innern den 
Betheiligten zuſteht und daß der vorfißende Staatsbeamte (ſelbſt ohne 
einen Rekurs) im öffentlihen Intereffe vie Entſchließung des 
Minifteriums des Innern einholen und den Befchluß des Ausfchuffes 
einftweilen fuspendiren Kann. 

Irhr. v. Andlaw hat daher bei jener Kritik den Inhalt des Geſehes 
nicht vor Augen gehabt. 
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Dargeſtelltes, theils auf meine Druckſchrift über die „Bewe— 
gung in Baden“ beziehen. Eben ſo hinſichtlich der theilweiſen 
Aenderung des Miniſteriums. Nur muß ich in dieſer letztern 
Beziehung noch das Mährchen berühren, daß dem Hecker 
das Juſtizminiſterium angetragen worden ſei (I, 107 u. 147). 

Ich will es nicht als unmöglich beſtreiten, das auch Hecker 
damals, ehe er zum Aufruhr ſchritt, hätte Miniſter werden 
können, aber nicht mit uns, ſondern nach uns. Selbſt 
v. Andlaw hätte einen ſolchen Schritt des Großherzogs billigen 
können, da er (1. 220) jagt: wenn man die angefeindeten 
Beamten (die ihre Stellen verließen), nit habe halten 
fönnen, fie fomit „ald Opfer ihrer Gefinnung weihen muß- 
ten, fo mußte die volle Macht der Regierung in die Hände 
Jener übergehen, weldhe eine entgegengefepte polis 
tiihe Geſinnung hegten.“ 

Wenn v. Andlaw (I. 17) ſagt, daß ich mid von meinen 
früheren Kollegen (d. h. einem Theile derfelben) getrennt 
habe, jo muß er doch willen, daß wir (die Gebliebenen) die 
Andern nicht von und ausſchloſſen, fondern daß dieſe 
aus eigenen Beweggründen ausfchieden, fih alſo von 
ung trennten, und zwar mit voller Entjdiedenheit in dem 
Bewußtfein, daß ihre Wirffamfeit bei den damaligen 
Zuftänden nicht gedeihlich fein fünne, weil fie nicht nur, wie 
wir, die äußeren Stürme, fondern auch die Stimmung 
der Mehrheit der I. Kammer gegen fich hatten, 

Schr. von Andlaw fügt bei, daß ich mich dagegen (am 
28. April) mit Mathy vereinigte (I. 17), der früher zur 
Oppofition gehörte und ſich nun bei der neuen Lage der Dinge 
und zur Erhaltung der Ordnung entſchieden angefchloffen 
hatte. Nach einigen Stellen (1. 84 und 94) ſcheint v. Andlam 
diefe Vereinigung jegt nicht mehr zu billigen, während er 
am 29. April 1848, als Mathy etwa drei Wochen vorher 
ben Fidler, dejien die Behörden nirgends habhaft werden 
fonnten, bei zufälligem Begegnen hier verhaftet hatte, in 
der I. Kammer (I. 222) äußerte: „dieſes große Werdienft 
gebührt der Vorausfiht und patriotifhen Sorgfalt des Ab- 
geordneten Mathy. Ih vernehme mit Befriedigung 
bejfen Eintritt in bas Staatsminifterium,“ 


Bi 


Am Schluffe dieſes Abſchnitts fagt Frhr. v. Andlaw (1. 107) 
noch, daß die Zugeftändniffe in Baden ſich mit ungeheuerer 
Schnelligkeit über Württemberg, Bayern ac. verbreiteten und 
dort ihre Wirfung nicht verfehlten, ald wenn ed dort des 
Vorangehend des Fleinen Badens bedurft hätte, um den 
Wirkungen der franzöfifchen Revolution, die faft ganz Europa 
erfihütterte, den Eingang zu verfhaffen *). Gleiche Ur 
fahen-(die frangöfiiche Revolution und die deutfchen Zu: 
ftände) brachten hier wie dort die glfihen Wirfungen 
hervor, wenn auch der geographifchen Linie nach fie hier an 
der frangöfifhen Grenze um einige Tage früher hervortraten, 
ald in den mehr rüdwärts liegenden Ländern, Nur traten 
fie da und dort wegen einigen Sträubend ber Regierungen 
anfänglih mit mehr Gemwaltthat hervor und wurden ba- 
her mit pomphaftern Proflamationen befhwichtigt, als hier. 
Auch wurden dort die Minifterien fehneller und vollftändiger, 
ald hier, gewechfelt, ohne daß deßhalb die weiteren Forte 
fehritte der Bewegung aufgehalten werden fonnten. Zum Theil 
aus dieſem Grunde gieng eben fo die demokratiſche Gefeh- 
gebung und namentlich das Unreife (jegt alfo nicht Haltbare) 
in den Berfafjuungsänderungen dort größtentheils 
viel weiter, ald hier, und die Gründe, warum ed demohn- 
geachtet in dem zunächſt an der Schweis und an Frankreich 
gelegenen Baden und in der Rheinpfalz im Mai 1849 bei 
dem deutſchen Streite über die Reichsverfaſſung fih fchlimmer 
geftaltete ald in andern Ländern, welche noch in der bald 
gefolgten großen preußiſchen Machtentwidelung einen mora- 
liſchen Schu fanden, habe ich oben, fo wie in meiner 
frühern Druckſchrift, ſchon dargelegt. 


Die Begebenheiten zu Offenburg. 


Allerdings haben die Demagogen wiederholt ſchon Offens 
burg zuerft, als den Mittelpunft des Landes, zum Schau: 


*) Auf die Aoreffe, welche die Mannheimer im April 1848 von 
Berlin erhielten CT. 161 — 163), wird berjenige fein Gewicht legen, 
ver weiß, wie geneigt (um einander zu fleigern) die Demokraten find, 
fih gegenfeitig die großartigfien Gomplimente zu machen. | 


* 


platz ihres tollen Treibend ausgewählt. Aus der Stellung, 
welde die Regierung diefem Treiben gegenüber einnahm 
(I. 109), geht aber nur fo viel hervor, daß fie demfelben, 
fo weit ihre Macht reihte, entgegentrat, 

Was die Verfammlung vom 12. September 1847 betrifft, 
fo wurde fie wohl nur darum nit zum Voraus verboten, 
weil nah der Lage der Dinge nicht anzunehmen war, daß 
dadurch „die öffentliche Sicherheit oder das allgemeine Wohl 
bedroht“ würde, in welchem Falle das Gefeg vom 15. No- 
vember 1833 die Staatsbehörde zum Verbote ermächtigt hätte, 
Frhr. v. Andlaw verfhweigt aber, daß, als die Vers 
fammlung vorüber war und einen verwerflihen Karakter 
gezeigt hatte, nachträglih dagegen gefhah, was rechtlich 
möglih war. Es wurde nämlich gegen die Redner, welde 
fträflihe Aeußerungen gethan zu haben angezeigt waren, eine 
gerihtlide Unterſuchung eingeleitet, und dba zur 
Kenntniß kam, daß Heder und Struve auf den 26. Septem- 
ber 1847 eine gleiche Verfammlung in Donanefhingen 
angejagt hatten, fo wurde diefelbe durch Minifterial-Beihluß 
zum Boraus verboten, und damit dem weitern Treiben 
ein Ende gemacht. 

Als aber in Folge der franzöfifhen Revolution die März 
flürme von 1848 eintraten und Alles überflutheten, und als 
nun überall bald ba, bald dort große Bolföverfammlungen 
(die größte am 19, März in Offenburg) abgehalten wurden, 
die allerdings Gefahr drohend waren, fo gieng es und, wie 
ed den andern deutjchen Regierungen, wo damals Aehnliches 
ftatt hatte, ergangen iſt, — d.h. es fehlte und an der Macht, 
das gefährliche Treiben zu hindern, und die Bewegung in . 
Schranken zu halten. 

Frhr. v. Andlaw ift zwar der Meinung, man hätte die 
Verfammlungen verbieten und das Verbot durh Militär, 
namentlih durch fliegende Colonnen, unterftügen follen, 
Ich geftehe, daß ih im März 1848 diefen Gedanfen eben- 
falls hatte; aber die Militärs, die Männer vom Fach (ins⸗ 
befondere der bald darauf abgetretene damalige Präfident des 
Kriegsminifteriums) traten mir entgegen und belehrten mid, 
dag man in fo gefahrvoller Lage bei dem großen, Umfange 





ber Bewegung die Macht nicht gerfplittern dürfe, ſondern 
fie concentriren müfle. Würde auswärts eine Fleine 
Truppe überwältigt, fo wäre dies für die ganze Sache der 
Ordnung von fehr ſchlimmen Folgen, und noch ſchlimmer 
wäre ed, wenn Truppen, die auswärts in Fleinen Abtheiluns 
gen ber Berführung noch mehr ausgeſetzt feien, als bei 
größerer Anhäufung, zur aufrührerifchen Menge übergiengen. 
Dies war auch der Grund, warum damals feine Garnifon 
nad Ronftanz verlegt wurde *). Daß übrigens nicht etwa 
nur die hiefigen Militärs die Lage der Dinge zu ängft- 
lich betrachteten, bewies Das, was fremde Führer in ähns 
licher Weife gethan haben, indem ber württembergifche General 
v. Miller am 6. April 1848 dur die Donauefhinger ftürmi- 
ſchen Auftritte, obfchon feine Truppe and mehr ald 4000 Mann 
beftand, von alsbaldigem Einmarſche fih abhalten ließ, bie 
er ein weitered Regiment zur Berftärfung erhalten hatte **), 
und eben fo blieb der bayerifche General v. Baligand einft 
weilen an der Gränze ſtehen. Ferner zog fih der hefftiche 
General v. Pfaff, der am 18. April nad Freiburg gefommen 
war, wegen der Gefahren, in denen fi feine Truppen bes 
fanden, fogleih Tags darauf, aller Gegenvorftellungen ohn⸗ 
erachtet, aus der Stadt zurüd, um eine fihere Stellung ein- 
zunehmen, fo daß dann die dortigen Behörden (unter Be 
rathung des Gemeinderaths, der Bürgerwehroffiziere und des 
Stadtfommandanten) den Muth gar nicht hatten, das Mi- 
nifterialveffript, weldyes ‘die auf den 22. April angejagte ger 
fährlihe Volföverfammlung verbot, auch nur befannt zur 
machen***), 

AS Laie in Militärfachen will ih auf die Gründe, welche 


*) Bergl. U. 121—122 und 146—148. — Als fpäter Reihstruppen 
nah Konftanz kamen und im Winter 1848 — 49 nad Anordnung der 
Reichsgewalt kafernirt werden follten, erfläite der dortige Komman⸗ 
dant, da die Disziplin überall gelodert war, und die Soltaten die 
Einquartierung der Kaferne naturlich vorzogen, daß er außer 
Stand wäre, die Mannfcaft in die Kafernen zu bringen. 


»*) Bergl. „Bewegung in Baden“ $. 82. 
***) Bergl. I. 129—131 und meine „Bewegung in Baden“ ©, 166. 
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hiebel die Militärs leiteten, nicht eingehen, obgleich übrigens 
das, was die hiefigen Militärs gegen die (dur) v. Andlaw 
jegt wieder angeregte) Abfendung einzelner Truppentheile zur 
Durchführung von Verboten und Anordnungen jeder Art 
vorbrachten, auch dem Laien einleuchtet. Frhr. v. Andlaw 
anerkennt ja felbft die damalige Unzuverläffigfeit unferer 
Truppen (I. 128 und 136) und die Unmöglichkeit, mit den: 
felben in gehöriger Weife einzufchreiten, 

Die Behörden fuchten von allen Seiten um Abfendung 
von Truppen nah, ohne welde die (aufgelöste) Ordnung 
ihlehthin nicht zu handhaben und erhaltene Weifungen nicht 
zu vollziehen fein. Hätte man diefen Anforderungen ent- 
ſprechen wollen, fo hätte man unfere Truppen in mehr als 
50 kleine Theile gerfplittern und der Gefahr der Lleberwäl- 
tigung wie der Verführung Preis geben müffen, 

Unter ſolchen Berhältniffen wäre das Verbot der am 
19. März 1848 zu Offenburg und vor- und nachher an fo 
vielen andern Orten abgehaltenen tumultuarifhen Volfsvers 
fammlungen, wollte man die dur feine Macht unterftüßte 
Maßregel nicht (wie das Verbot der Freiburger Verſamm— 
lung) dem Gefpötte Preis geben, eine Unmöglichkeit 
gewejen. 

Ehen fo und aus denfelben Gründen fonnte gegen die 
Offenburger Beſchlüſſe und gegen die dort gebildeten Ver— 
eine und Ausſchüſſe nichts unternommen werden. Man 
mußte fich vorerft darauf befchränfen, den unfinnigen Anfors 
derungen Feine Folge zu geben *), und das wichtigfte war 
nun, die Aufitellung des 7. und 8. Armeeforps zu veranlafe 
fen, wie died auch, um der Dinge wieder Herr zu werden, 
geihehen ift (Bewegung in Baden $$. 80 ıc.). 

Diefe Aufitellung traf alddann mit dem Hederzug zuſam— 


*) Niht Einer jener unfinnigen Beſchlüſſe wurde von der Regie» 
rung beachtet. Wenn der damalige Präfivent des Kriegsminifteriums, 
wie v. Andlaw bemerkt (I. 118 a.), drei Tage nachher feine Stelle 
nieverlegte, fo geſchah es nicht mit meiner Zuftimmung und das 
Minifterium konnte es nicht hindern. Vergl. $. 42 der „Bewes 
gung in Baden,“ 
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men und flug benfelben nieder. Jetzt erft war ed mög— 
ih, die in Offenburg gebildeten Vereine und Ausſchüſſe auf- 
zulöfen, fo wie auch Beamte gegen Gewaltthätigfeiten zu 
ſchützen. Bon hier an wurde auch fein Beamter mehr vers 
drängt. Vorher verliegen einige Beamte wegen der Gefah- 
ren, von denen fie bedroht waren, und gegen die es fein 
Schutzmittel gab, ihre Stellen *%, So auch Oberamtmann 
Lichtenaner in Offenburg, der ſodann auf fein eigenes in— 
ſtändiges Anſuchen, und nicht, wie v. Andlaw es darftellt 
dl. 119, wegen des Wunſches der DOffenburger nach 
Mosbach verſetzt wurde. 

Was v. Andlaw über Ree und ſeine Rede vom 19. April 
ſagt cl. 119 — 122), iſt mir größtentheils unbekannt. Ich 
fand damals keine Zeit, alle ſolche Einzelheiten in den klei— 
nern öffentlichen Blättern (wie das Offenburger Wochen— 
blattt) zu leſen *). Ich weiß nur, daß nah dem am 
18. April in Offenburg ftattgehabten Tumulte Exekutions— 
truppen dahin gefickt wurden, und daß der dem Militär 


*) Ed wurde nachträglich Unterfuchung eingeleitet, ob fie hiebei 
nicht zu muthlos waren, und was ihnen etwa zur Yaft falle. Es wäre 
zu weitläufig , die Ergebniſſe ver Unterfuhungen hier zu beiprechen. 
Nur fo viel ift gewiß, daß ed ſchwerer war, in der Etunde der Ges 
fahr auszuhalten, als hinten nad zu beurtheilen, ob ein Beamter auch 
hinreichend Muth bewährt habe. 

**) Wenn v. Andlaw fagt, daß tem Ree die Amtsſtelle angetra- 
gen worben fei, fo verhält es fih damit folgendermaßen : Es wurde 
gefagt, daß Ree in Offenburg großen Einfluß habe, die Ordnung alfo 
dort am meiften gefihert wäre, wenn er vie Regierung verträte. Er 
wurde daber befragt, ob er bereit wäre, die Intereſſen der Ordnung 
und der Regierung mit allem Nachdruck zu vertreten, in weldem Falle 
ihm die Berwaltung ver Amteftelle übertragen würde. Er gieng hier— 
auf, als feinen Verhältniſſen nicht entfprechend, nit ein. Wäre dies 
darum gefcbehen, weil Nee (nah v. Andlaw's Darftellung — 119) 
andere, der Regierung feinpfelige Plane hatte, fo wäre es doch noch 
ehrlich gemwefen, gegen die Regierung feine Pflichten zu übernehmen, 
und ed wäre eber ein Zeuyniß dafür, daß Nee, wenn er diefe Pflich- 
ten übernommen hätte, fie auh erfüllt und die Regierung unter» 
fügt haben würde. Bon ver ihm zugefommenen Dankadreſſe und 
von dem, was v. Andlaw weiter von ihm erzählt, weiß ich nichte. 
Ich habe auch feinen Anlaß, Ree in Schuß zu nehmen, 


———— 


beigegebene Civilkommiſſaͤr nach ber vorläufigen . Erhebung 
der Sache berichtete: dem Buͤrgermeiſter Ree falle bei dem 
Vorgange nicht nur nichts zur Laſt, ſondern derſelbe ſei für 
die Sache der Ordnung thätig geweſen. Im Uebrigen fiel 
alsdann die eingeleitete nähere Unterſuchung des ganzen 
Vorgangs mit jener über den Hederzug zufammen und wurde 
durch das Freiburger Unterfuchungsgericht geführt. 


Begebenheiten zu Freiburg. 


Was v. Andlaw hier (I. 124 ff.) darftellt *), gibt nur 
ein weiteres Zeugniß von der Stärfe der damaligen revos 
tionären Bewegung, fo daß die Negierung mit ihren Mitteln 
diefelbe nieder zu halten eben fo wenig vermocht hätte, als 
dies anderen Regierungen, die damals überall fi beugten, 
möglich gewefen wäre, 

Eben diejer Stärfe des Sturmed wich auch der fonft fo 
muthige und thatfräftige Bürgermeiftet Wagner, Ich beflagte 
feinen Rüdtritt und theilte die von den dortigen Behörden 
ausgeiprodene Hoffnung nicht, daß irgend ein Anderer und 
namentlich der gewählte Nachfolger (bei allem guten Willen 
und bei der beften Einſicht) im Stande fein werde, unter fo 
jhwierigen Umftänden das Amt mit der erforderlihen Kraft 
zu verwalten, 

Wenn Frhr. v. Andlaw von einer „geheimnißvollen Macht” 
ſpricht, welder die Behörden feinen oder nur geringen Wider- 
ftand entgegenftellten CH. 127), — fo läßt fih dagegen nichts 
erinnern, ald daß jene „geheimnißvolle Macht“ eine fehr 
laute, fihtbare und ftarfe war, Wenn er aber beifügt, 
dag. die Behörden eine Verantwortung auf fih zu 
laden bejorgen mußten, wenn fie fih dem fogenannten 


*) Die Behauptung, daß gleichzeitig die „beſtehende Gliede— 
rung der Bürgerfihaft in fogenannten Zünften aufgehoben“ worden fei, 
berupt auf Irrthum, da diefe Aufhebung viel früher erfolgte. 
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„Volkswillen“ (wie ein folder ſich damals äußerte) wider⸗ 
ſetzten, ſo iſt dies eine Verdaͤchtigung, welche v. Andlaw nur 
dann zu rechtfertigen oder doch zu entſchuldigen vermöchte, 
wenn er wenigſtens einen Fall anzugeben wüßte, wo ein 
Deamter deßwegen zur Berantwortung gezogen wurde, 
weil er dem tollen und revolutionären Treiben, das v. Ands 
law. als den „WVolfswillen” bezeichnet, mit Energie entgegen 
getreten ſei. 

Wenn nun v. Andlaw bei Erzählung der weitern Ereig- 
niffe, wo es zum wirflihen Kampfe gegen den Aufruhr fam, 
fagt, die Regierung und ihre Behörden haben alles Ber: 
trauen und allen Einfluß auf den Gang der Ereigniſſe ver- 
foren gehabt CH 129 und 132), fo ift dies ganz natürlich, 
ba. feine ehrlihe Regierung bei den Revolutionären und 
ihren Anhängern Einfluß oder Vertrauen haben kann, und 
was. er von dem Friegerifchen Verlaufe (1. 128—133) erzählt, 
fann, da hier. nur die Militärobern (zum Theil von Buns 
beötruppen) zu. verfügen hatten, die Regierung nicht berühren. 
Wir konnten gegen die Revolution militärifhe Mittel aufbies 
ten, die Leitung der Letztern gebührte aber. den Truppen- 


führern. 


Begebenheiten zu Konſtanz und im Seekreiſe. — 
Heckerzug. 


In Beziehung auf die zu Donaueſchingen am 6. April 
1848 gegen den Einmarſch der Bundestruppen, wovon ich 
in den 88. 82 ff. meines Buches ſprach, abgehaltene Volks— 
verfammlung, fagt v. Andlaw, daß die revolutionären For— 
berungen. derfelben ald „Volkswunſch in der Schaale der 
Entjheidung“ gewogen haben (I. 138). 

Dies ift, fo weit e8 auf eine „Entfheidung“ der Regie 
rung bezogen wird, eine Unwahrheit. Ich beflagte, 
daß der württembergifche General v. Miller mit dem Ein- 
marfhe, gegen welhen jene Verſammlung Widerftand zu 
erheben befchloffen hatte, bis zur Ankunft einer in Stuttgart 
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nachgeſuchten Verſtaͤrkung zurüchzuhalten ſich veranlaßt ſah *). 
Eben fo habe ih den Rücktritt des fo ausgezeichneten Obers 
befehlöhaberd (des Marfgrafen Wilhelm), der damals, als 
‚8 zum Ausmarfhe Fam, förperlich leidend war, fehr be- 
dauert, ohne ihn hindern zu können **), 

Was nun v. Andlaw bei Erzählung der Konftanzer Vor: 
fälle (1. 139 ff.) von dem Benehmen von Peter, Hüetlin, 
Kuenzer und Andern fagt, ift mir in vielen Ginzelnheiten, 
fo weit ich fie (in meiner Bewegung in Baden) nicht felbft mit 
theilte, unbefannt. Hüetlin hat in der Freiburger Zeitung 
der v. Andlaw'ſchen Darftellung in wichtigen Punkten wider: 
ſprochen. Ich habe weder einen Beruf, noch auch (ohne Ein: 
fiht der Unterfuhungsaften) eine fo genaue Kenntniß der 
Einzelnheiten, um mic in den diesfalfigen Streit einzulaffen, 
Mih berührt nur Peters Benehmen in fo weit, als er 
die Regierung, die ihn zum Direktor des Seefreifes ernannte, 
getäufht hat. In diefer Beziehung berufe ich mich auf das 
oben (©. 18 *) Gefagte, und finde ed unter meiner Würde, 
auf die Verdaͤchtigung zu antworten, bie in der v. Andlaw'ſchen 
Behauptung (I. 143) liegt, daß fih nur Diejenigen in Peter 
taͤuſchen konnten, welche Heders Unternehmen mit dem Wider: 
ftande der Regierung für gleichberechtigt hielten und ſich 
mit dem Volkswillen über den etwaigen Umfturz tröften 
fonnten ***), 


*) Was die verfpätete Bekanntmachung des Truppeneinmarfches im 
Seekreiſe betrifft, fo gibt der $. 81 ver „Bewegung in Baden“ darüber 
ganz altenmäßıg genauen Auffchluß, es bevarf daher Feiner Bermuthuns 
gen, wie v. Andlaw fie aufftellt (T. 139 * ). Im Mebrigen würde 
9. Andlam wohl felbft nicht räthlich gefunden haben, die Bewohner 
des Seekreiſes Über Drt und Zeit des Einmarfches fo frühzeitig 
zu benadrichtigen, daß fie Zeit genug gehabt hätten, ven Widerftand 
dagegen noch mehr vorzubereiten, over den Heder’fchen Aufruhr mehr 
zu befchleunigen. Für vie fonftigen Zwede wäre eine Belanntmachung 
ein Tag vor dem Einmarfche früh genug gewefen. 

**) Ueber diefen Rücktritt und über ‚jenen des Markgrafen Dar 
vergl. übrigens den $. 86 meiner „Bewegung in Baden”. 

**5) Aus gleichem Grunde antworte ih auf die ähnliche Behauptung 
in J. 16 nicht. — Was Übrigens Peter betrifft, fo geht die v. Andlaw'ſche 
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Aus Anlap des Hederzugs kommt Frhr. v. Andlaw anf 
die Ernennung des Generald v. Gagern zum Befehlshaber 
des badifchen Corps zu fprehen (I. 145 20). Er bezeichnet 
diefe Ernennung ald einen der größten Mißgriffe, und fagt, 
diefelbe hätte nur durch einen glänzenden Erfolg gerechtfertigt 
werden fünnen. Nimmt man nicht an, wie damals Biele be- 
haupteten, daß das Verhalten und der Tod Gagerns bei 
Randern die wanfenden Truppen vom Abfalle ‘abgehalten 
und zum entſchloſſenen Kampfe gegen bie Aufrührer ange 
facht habe *), fo kann von einem Erfolge allerdings nicht 
gefprochen werden, denn ber rafche Tod benahm dem Führer die 
Gelegenheit, feine Tüchtigfeit zu bewähren. Durh Thats 
fahen fann alfo weder die Behauptung eines Mißgriffs, 
noch die fpäter von Andern eben fo leihthin aufgeftellte ent- 
gegengefeste Behauptung, daß Gagerns Wirkjamfeit die 
Rataftrophe von 1849 abgewendet haben würde, dargethan 
oder gerechtfertigt werden. 

Im Uebrigen bin ih im Militärwefen zu unerfahren, als 
daß ich mir in der Sache felbft ein Urtheil erlauben, und, 
über Gagern, über den Werth oder das Mißliche feiner Be: 
rufung, etwas Entſcheidendes jagen könnte **). 

Was aber v. Andlaw über die Art ber Berufung 
Gagernd, — davon, daß Baffermann und Buhl vor meinem 
Bette erfhienen feien und ich deghalb nah Mitternadt 
nod eine Staatsminifterialfigung veranlaßt habe ıc., — aus 
der deutſchen Volkshalle mittheilt CI. 146), ift ein Mährchen, 


Verdächtigung gegen Alle, die ihn, wie ich oben (S. 18) erzählte, zur 
Deförderung empfohlen hatten, alfo auch gegen Beamte, deren confer« 
vative Gefinnungen v. Andlaw felbft anrühmt. 

*) Bewegung in Baden $- 97. 

**) Bei Bielen kommt es darauf an, zu welder Zeit fie über 
einen Mann ein Urtheil fällen. Frhr. v. Andlaw fagte in feiner Rede 
vom 25. April 1848 (I. 168) von General v. Gagern, er fei „eine 
Zierde, vielleihtder Stolz und eine Stüße Deutſch— 
lands in den Tagen der Gefahr” geweien. Am 29. April 
1848 (I. 223) fügte er bei: „das vergofiene Blut von NR 
allein fei ſchon des Fluchs von Deutſchland werth.“ 
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* dasjenige, was dort über ben Prinzen Friedrich geſagt 
ft *). 

In der Abth, IV. (S. 124 ***) trägt v. Andlaw über bie 
Berufung Gagernd eine Denkfhrift eines Unbefannten 
nad), die ganz eigenthümlihe Combinationen enthält. Das 
Meifte und Wichtigfte, was diefe Denkſchrift enthält, iſt mir 
unbefannt, namentlih was dort von Welderd Schritten 
in ber Bundesverfammlung gefagt ift ꝛc. Anderes, was von 
tief angelegten Planen von Heinrich v. Gagern, von Baffer- 
mann, Mathy (der deshalb fogar Fiedler verhaftet haben 
ſoll!!) 20. gefagt ift, fieht ohnehin einer Dichtung fo ähnlich, 
daß es wenige Gläubige finden wird, Es ift daher kaum 
nöthig, aufmerffam zu machen, daß die Erzählung eines 
Unbefannten, eben weil man die Glaubwürdigkeit des 
Erzählers nicht beurtheilen kann, und derjelbe bei der Sache 
auch perfönlich betheiligt fein Fonnte, fhon an und für 
fi feine große Beachtung verdient. 


Begebenheiten in Mannheim, 


Was v. Andlaw im Eingange cl. 151—153) erzählt, übers 
gehe ih als fhon vor meiner Verwaltung gefchehen und mir 
theilweife auch unbekannt; 

Was aber die vom Stadtamt Mannheim verfügte und vom 
Minifterium angeblih „annullirte” Ausweifung des Hoffe 
mann von Fallersleben: betrifft, fo ift- die Erzählung (I. 154) 
dahin zu berichtigen, daß das Stadtamt am 7. Dftober 1847 
auf den Grund einer frühern Verfügung den Hoffmann fort 
wies, und daß alddann das Minifterium am 8. Oftober 1847 
auf eine Vorftellung befjelben, worin er aus annehmbaren 
Gründen um Geftattung eines vorübergehenden Aufent- 
halt8 bat, ihm diefen, fofern er nicht „durch fein Benehmen 
Anlaß zu polizeilihem Einfchreiten gebe,“ auf einige Zeit 


- 


*) Ich Halte es für unſchicklich, Über perfönliche Aeußerungen fürft: 
licher Perfonen in damaliger Zeit Mittheilungen zu machen, fonft wäre 
ich dazu natürlich beffer und in anderer Weile in ver Lage, als Frhr. 
v. Andlaw, 


— 3 — 


bewilligte. Ein ſolcher Anlaß zum Einſchreiten ergab ſich nun 
damals nicht, und Hoffmann entfernte ſich nach kurzer Zeit 
ſelbſt, womit die Sache, ehe noch die weitere Miniſterialver— 
fügung vom 6. November 1847 erfolgte, von felbit erledigt 
war. Dies ift die angeblihe „Annullirung“ der ftabtamt- 
lihen Fortweifung. 

Wenn nun aber Frhr. v. Andlaw diefen Vorgang mit der 
Berfegung des Stadtdireftord Riegel nad Freiburg in Ver—⸗ 
bindung bringt, die „Eurze Zeit darauf“ erfolgt fein fol, — 
fo ift dies wieder eine Fiktion, von deren Falfchheit 
v. Andlaw fih durch Einfiht des Regierungsblatts vom 
18. Auguft 1847 felbft hätte überzeugen fönnen, nach welchem 
Riegeld Berfegung auf fein „Anfuhen“ 9% fhon am 14, 
Auguft, alfo lange vor dem Borfalle mit Hoffmann, aus- 
gefprochen war **), 

Noch auffallender ift die weitere Behauptung (I. 154), daß 
bie Leiftungen bed Stadtdireftord Kern, der an Riegeld 
Stelle nah Mannheim verfegt wurde, „in Freiburg wenig 
befriedigt” haben, während ‚gerade die ſer Beamte, wie wenig 
Andere, in politifhen Dingen großen Muth mit Einficht 
verband, was er namentlih auch in der Mairevolution zu 
allgemeiner Anerfennung in hohem Grade bewährte. Was 
v. Andlam in Beziehung auf die Vorgänge bei der Mann- 
heimer Deputirtenwahl von 1847 ıc. gegen Kern fagt (I. 155), 
hat diefer in der Karlsruher Zeitung widerlegt und v. Andlam 
ift den Beweis feiner Behauptungen fchuldig geblieben. 

Eine fernere Unwahrheit ift es, daß der Großherzog nad 
ber Mannheimer radikalen Deputirtenwahl veranlaßt worden 
fei, dort „in meiner Gefellfhaft einen feierlihen Befuch ab- 
zuftatten, aus dem fich ergeben mußte, die Regierung be- 
trachte die Gegner des Radika lismus au für ihre Feinde,“ 





2) Diefer ehrenwerthe Beamte hatte das Unglüd, in Mannheim kurz 
nach einander drei Kinder zu verlieren, was ihm den ferneren dortigen 
Aufenthalt ganz unerträglich machte. 

**) Es ift fehr zu bezweifeln, vaß Riegel, deſſen Verſetzungsdekret am 
14. Auguſt erfolgte, bei Hoffmann's Ausweifungsangelegenpeit am 
7. Ottober überhaupt noch in Mannheim war. 
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Bor der Wahl erklärte fih der Großherzog (auf Anregung 
bed damaligen Regierungsbdireftors) allerdings geneigt, Manns 
heim zu befuchen. Als aber die dortige Mehrheit Brentano 
und Sachs wählten, fo wurde der Plan von allen Seiten 
aufgegeben. Alſo gefhah gerade dad Gegentheil von 
dem, was v. Andlaw behauptet. 

Aus allen diefen falfhen thatfahliden Voraus— 
fegungen lafien fi allerdings fehr leicht zum Nachtheil 
Anderer auch falſche Schlüffe ziehen. 

Wahr ift, dag im Spätherbft 1847 der Radikalismus 
einigermaßen gebrochen war (I. 156) *); dies Fonnte aber 
feine furchtbare Wiedererhebung nicht hindern, als Ende 
Februar 1848 die franzöfiihe Revolution wie ein eleftrifcher 
Schlag in ganz Deutihland die Stürme gegen die Bundes- 
tagspolitif, deren Befhränfungen in der Hauptfache auch hier 
noch fortbeftanden, hervorrief und dem überftürzenden wilden 
Treiben der beftruftiven Geifter überall vermehrte Kraft gab. 

Der Regierungsdireftor Schaaff (hier beim Landtag) hätte 
fih, da die Feindfeligfeiten gegen ihn ſich fteigerten, feines 
anzuerfennenden Muthes unerachtet in Mannheim, fo lang 
man feine hinlänglihe Militärmacht hatte, nicht mehr aufs 
halten, noch viel weniger eine Wirffamfeit äußern können. 
Sein Haus mußte bewacht werden. Um die wichtige Stelle 
nicht unbefegt zu laffen, wurde er daher am 24. März einft- 
weilen in Ruheftand und Stößer **) an feine Stelle gefegt- 
Daß diefer radifal, oder, wie v. Andlaw fih ausdrüdt, 
den Intereffen ded Radifalismus zugänglich fei (I. 158), 
ift eine Behauptung, über welche Diejenigen, die ihn kennen, 
fih wundern werden. 

Sehr verhaßt war (ſchon von früher her) der Regierungs- 


*) Davon kann man fich auch Überzeugen, wenn man die Berhand« 
fungen ver II. Kammer vom Dezember 1847 und Januar 1848 (Ein- 
zeinheiten abgerechnet) mit jenen ver vorausgegangenen Landtage, ins⸗ 
befondere mit jenen von 1842 und 1846 vergleicht. 

**) Bon einer angeblichen Freundſchaft Stößers mit Sachs ift mir 
nichts befannt. Daß aber der Lebtere auf die Ernennung des Erfiern 
Einfluß gepabt Habe, iſt jedenfalls un wahr. 
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tath v. Uria, — und daß er bei den revolutionären Stürmen 
nun DVerfolgungen ausgefegt war (I. 159 ꝛc.), ift erklärlid, 
Ih muß ihm das Zeugniß geben, daß er hiebei, während 
einige andere Beamte in gleicher Lage davon flohen, großen 
Muth bewährte, indem er in einem Schreiben an mich bat: 
man möge ihn unerachtet der Gefahren, denen er ausgefegt 
fei, und gegen die zur Zeit feine Macht vorhanden war, auf 
feiner Stelle belafjen, er wolle ausharren, v. Uria wurde an 
feiner Stelle belaſſen. Sein Muth war zu achten, Fonnte 
aber, da er zum Theil eine Gabe der Natur ift, nicht in 
gleihem Maße jedem Andern zugemuthet werden. Dazu 
fommt, daß v. Uria feiner Stellung nah nicht unmittelbar 
mit dem Publikum zu verkehren hatte, fih alfo in gefähr- 
lihen Augenbliden eher verborgen halten Fonnte, als z. B. 
der dortige Eifenbahnamtsvorftand Weigel (I. 158), der auf 
fein Anſuchen verfegt wurde. 

Sägerfchmied war in Mannheim fein „Gegenftand heftigen 
Haſſes,“ wie v. Andlam behauptet (160). Eine Katzenmuſik 
aus einem befondern Anlaffe konnte damald von zügellofen 
Haufen aud einem bei der Bürgerſchaft im Allgemeinen fonft 
beliebten Manne zu Theil werden. Der Gemeinderath be 
eilte fich, ihm auf diefe Unbilde hin fogleich feine Hochachtung 
und Theilnahme auszudrüden. Wenn Frhr. v. Andlaw fagt, 
es habe Jaͤgerſchmied eine „ernftliche Unterftügung“ gemangelt, 
fo kann ſich dies, da nie eine Handlung deffelben vom 
Minifterium desavouirt wurde, nur auf die hinlängliche 
militärifche Unterftügung beziehen, an der e8 damals im 
Berhältniffe zur Stärke der Revolution in Mannheim (wie 
anderwärts) allerdings noch fehlte. Einen weitern Beweis 
hiefür gibt v. Andlaws eigene Erzählung hinſichtlich des Ba— 
tallions Heſſen, das nicht einmal wagte, durch die Stadt zu 
maſchiren (1. 160, 161). 

Alle diefe Ereigniffe Fonnte man mit Recht beflagen, es 
fehlte aber damald an Macht, fie abzuwenden *), und bie 
Mannheimer Behörden waren, ehe die baierifhen Bundes- 


*) Bergl. oben ©. 84 ff. 
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truppen kamen, nicht einmal im Stande, die Verfügung des 
Miniſteriums des Innern, daß das dortige gefährliche Senſen⸗ 
männerforps aufgelöst werde *), zum Vollzuge zu bringen, 

Was die am 25. März 1848 ausgefprochene Ueberweifung 
der amtlichen Inferate vom Mannheimer Morgenblatt art 
das dortige Journal (I. 161) betrifft, fo ift mir von den von 
Frhrn. v. Andlaw erwähnten Artifein der Abendzeitung 
nichts befannt, Seit uralter Zeit hatte das dem Fatholifchen 
Hofpital gehörige Mannheimer Journal bie Inferate. Es 
war eigentlich dafür gegründet, Als daffelbe aber 1845 unter 
Struves Redaktion fiel, fo wurden fte ihm entzogen. Späte 
fam die Redaktion wieder in eine confervative Hand. Es 
war alfo um fo weniger Grund vorhanden, ihm bie Inferate 
fernerhin vorzuenthalten, al8 e8 zumal im Jahr 1848, wo 
das Morgenblatt faft gar Feine Lefer mehr fand, weit meh 
Wirkfamfeit äußern konnte, und überdies vermöge feiner 
größern Abonnentenzahl fhon an und für fih zu ben 
Bekanntmachungen viel geeigneter war, ald das Morgen: 
blatt, 

Was v. Andlam fpottend von meiner durch dieſe Sade 
angeblich geftörten Nachtruhe fagt CI. 161 *), ift, obgleich 
ih damals im Allgemeinen feine Nachtruhe hatte, hin— 
fihtlih der Inferatenfade, ein Mährchen **). Schon aus feinen 
eigenen Anführungen geht hervor, daß es mit den Aus: 
fertigungen der dießfallfigen Verfügungen eben nicht ſchnell 
gieng, während fonft damals faft Alles, was in politifhen 
Dingen gefhah, am nämliden Tage befhloffen, 
ausgefertigt und abgelaffen wurde. 

Wegen ber von Frhrn. v. Andlaw aufgenommenen Ber 
liner Adrefie — ©. 161 — 163 — vergleihe man das oben 
(S. 83 *) Geſagte. 

In Beziehung auf den Mannheimer Aufruhr vom 26, April 


*) Bergl. „Bewegung in Baden“ $$. 57, 80 und 103. 

**) Wenn dabei gefagt ift, das Morgenblatt habe mit Muth und 
Ausdauer vie Umfturzbeftrebungen befämpft, fo ift dies von ver fpätern 
Zeit, wie eine Menge Artifel von 1848 und 1849 zeigen, nicht mehr 
ber Ball geweſen. 
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1848 (1. 164) fagt Schr. v. Andlaw: „Die Behörden ließen 
gefhehen, — das naſſauiſche Militär wurde in die Kafernen 
fonfignitt 30.% Er fagt aber nichts davon, daß diefes Kon— 
figniven ein Befchluß des Naffauer Kommandanten 
war, weil er feine Macht gegenüber den Aufrührern für zu 
ſchwach hielt, und daß derſelbe zum Ginfchreiten nicht ver: 
mocht werden Fonnte, die Behörden alfo feine Mittel hatten, 
den Aufruhr im Beginn zu erftiden, das Senfenmännercorpg 
zu entwaffnen, die angeordneten VBerhaftungen vorzunehmen ıc, 
Dadürkh zerfallen alle Befhuldigungen, die er auf den Re: 
gieriingsdirector und darnad mittelbar auf bie Regierung 
wäht (I. 164, 255 und 256), von felbft. 

Es ließen ſich damals ja ſelbſt die Bayern, die aus 
ber Rheinpfalz requirirt wurden, zum Ginmarfche nicht be: 
fimmen, bis die Befagung im Ganzen wenigftens 5000 Mann 
betrage, Erft am 1. Mai, bis wohin diefe Mannfchaft zu: 
ſammengebracht wurde, rüdten fie alddann ein, — und jegt 

erft Fonnten gleichzeitig mit der Werfündung des Kriegszu: 
ftandes *) die Entwaffnungen, Verhaftungen 26. vorgenom⸗ 
men werden. 

Da die Erefution für die Einwohner Mannheims eine 
Laft war, fo ift erflärlih, daß nun ein Gorrefpondent bes 
Journals auch den dortigen Behörden Vorwürfe machte 
ch. 165). Der Kern der Vorwürfe beftand aber nur darin, 
daß man die Stadt von Truppen entblöste und daß bie 
Bayern nur bis Ludwigshafen kamen und wieder umfehrten **). 


) Unwahr iſt, daß der Kriegszuftand nur auf „energifched Vers 
langen des bayerifchen Generals” verkündet wurde, — unwahr, daß 
ich über vdeffen Dauer nur ven Gemeinderath hörte, — une 
wahr, daß derfelbe nur etwa acht Tage dauerte, indem die Befchrän: 
fung (auf neun Tage) fich vielmehr nur aufdie Erefutiongeigens 
ſchafi ver Truppen, d. h. auf die unentgeltliche Verpflegungélaſt ver 
Statt bezog, — unwahr, daß nah Aufhebung des Kriegszuſtands 
Am noch die Abhaktung von Volksverſammlungen und richt auch vors 
erſt roch die Waffenzurüdgabe unterfagt blieb (I. 164). 

**) Der Eorrefponvent des Journals wußte überdies nichts davon, 
daß vie Bürgerwehroffiziere dem Regierungsdirektor ausdrücklich erklärt 
daten, daß man fich auf das Einfchreiten ver Bürgerwehr gegen politifhe 
Unrahen nicht verlaſſen könne. Vergl. $. 103 ver — in Baden. 
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Letzteres geſchah, wie ſchon erwähnt, gegen unſern Willen 
darum, weil die Bayern die in Ludwigshafen angekommene 
Mannſchaft für zu gering hielten, um der Macht in der 
Stadt ſicher zu ſein, und die badiſchen Truppen ſtanden unter 
dem Bundeskommando und wurden zur Bekämpfung des 
Hecker'ſchen Aufruhrs in das Oberland gezogen. Die Regie— 
rung konnte hierin keine Dispoſitionen treffen. 

Frhr. v. Andlaw fagt (I. 166), daß „Staatsrath Bekk 
ſeine Organe vorzugsweiſe unter der Zahl der entſchie— 
denen Anhänger der Revolution, oder wenigſtens nur 
Solcher wählte, welche dem „„Volke,““ was er ſo nannte, 
nicht unwillkommen waren.“ 

Wäre unter dem „Volke“ hier der Inbegriff Derjenigen, 
über welche ein Beamter gefegt wird, verftanden, fo könnte 
man fih wundern, daß v. Andlaw die Achtung oder Aner- 
fennung, die der Beamte bei den Untergebenen („dem Volke”) 
genießt, als etwas ganz Gleichgiltiges anfehen, oder etwa 
fein Augenmerf gerade auf ſolche richten möchte, die dem 
Wolfe, beziehungsweife Bezirfe, unwillfommen, alſo ſchon 
dadurch in ihrer moralifhen Wirffamfeit gehemmt find, 
Aus dem Beifage: „was er jo nannte” — in Verbindung 
mit dem fonftigen Inhalt der Druckſchrift geht aber hervor, 
daß er mit diefem „Volke“ die tumultuarifhe Menge, oder 
nad ©, 172, die Gegner der Ordnung meint, — und unter 
diefer DVorausfegung ift der Nachſatz feiner Behauptung 
jo falſch, als der erfte Theil derfelben. Die Grundfäge, von 
denen ich bei Anftellungen ausgieng, find im $. 22 (insbe- 
fondere Abf, 5 und 6) der „Bewegung in Baden“ ausge: 
ſprochen. Eo fehr ich auch auf eine mit Humanität und Rechts⸗ 
finn gepaarte muthige und energifche treue Pflihterfüllung 
Werth lege, fo wenig bin id) allerdings mit einer willfür- 
lihen und rohen, fogenannten Bafcharegierung einver- 
ftanden, und wenn v. Andlaw bei der angedeuteten Auswahl 
dem Volke nicht willfommener Beamten eine ſolche Negie- 
rungsweife im Auge haben follte, fo würde ih das Land 
bedauern, wenn feine Grundfäge zur Geltung kämen. 

Bon Anhängern der Revolution, aus denen ich die Be- 
amten vorzugsweife gewählt haben foll, wurde mit Aus— 
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nahme Peters, der und täuſchte *), während ber ganzen 
Zeit meiner Verwaltung niht Einer ernannt, und felbft 
fein folder, von dem anzunehmen war, daß er, um fid 
bei der tumultuarifhen Menge willfommen zu machen, gegen 
das revolutionäre Treiben Nachficht zeigen werde, Man ver: 
gleihe nur das Verhalten, welches die unter meiner Ver. 
waltung Angeftellten oder Beförderten in jener Zeit beobachtet 
haben, mit dem Verhalten Anderer. Im lebrigen fällt der 
v. Andlaw’fche Vorwurf mittelbar auch aufdiejegige Regierung 
in fo fern, als fie mehrere von den auf meinen Vorſchlag 
angeftellten Affefforen bald nachher zu Amtsvorftänden, und 
andere unter meiner Verwaltung Angeſtellte oder Beförderte 
zu Regierungsdireftoren oder Minifterialmitgliedern ernannt 
hat, Alle diefe wadern Beamten gehören nad v. Andlam’s 
Behauptung zu den Anhängern der Revolution oder doch 
zu Denjenigen, welche der tumultwarifhen Menge oder den 
Feinden der Ordnung willfommen find, 

Auf die Verdächtigung, daß die Kreisregierung, wie das 
Minifterium, den Volksbewegungen fein Hinderniß bereiten 
wollte, weil das Parlament ſich hätte für die Republik 
entfcheiden Fönnen (I. 166), gebe ich feine Antwort, Ich über: 
laffe fie dem eigenen Gewiſſen des Frhrn. v. Andlaw. 

Eben fo halte ih e8 mit dem Hohne, den fih v. Andlaw 
aus Anlaß des wadern Benehmens des Nittmeifterd von 
Glaubitz bei einer Fleinen Meuterei in Karlsruhe durd bie 
Frage (I. 167 *) erlaubt, ob etwa „das Minifterium den 
Rittmeiſter dafür zur Rechenſchaft und Strafe“ gezogen habe? 

Auf die Kammerrede des Frhrn. v. Andlaw vom 29, April 
4848 (1. 173 und 218—246) brauche ich mich hier nicht ein- 
zulaffen, weil er meine damaligen Erflärungen mit abdrudte, 
und mandes von dem, was er (zum Theil vor meinem Ein- 
tritte in den Saal) ſprach, fhon oben **) feine Beleuchtung 
gefunden hat, 


*) Siehe oben ©. 18. 
“*) Man vergl. in der Hauptſache 3. B. ©. 84 ⁊ꝛc. Wie es mit 
der Verhaftung Peters gieng, iſt aus $. 95 der Bewegung in Baden 


+ 
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Es bleibt mir nur uͤbrig, auf die von Frhrn. v. Andlaw 
am 19, Mai 1848 in der I. Kammer übergebene Beſchwerde— 
fchrift (I. 247— 258) noch Einiges zu bemerken, 

Statt daß Anträge auf Befhwerden gegen das Minifterium 
nad der Gefhäftsordnung auf die Tagesordnung gefekt 
und mündlich begründet werden müfjen, übergab v. Andlaw 
in der Eigung vom 19, Mai 1848, als ich nicht anweſend 
war und ohne vorherige Anzeige davon, eine Beſchwerde— 
ſchrift. 

Wie ich aus dem gedruckten Kammerprotokolle erſehe, be— 
merkte ihm der Herr Präaſident: da ſeit der erſten Motion 





zu erfehen. Welde andere „offenbar eid» und pflichtwergeffene Bes 
amte,“ die man fofort hätte verhaften follen (I. 220), v. Andlaw noch 
im Auge bat, weiß ich nicht. — Ueber Fidlers Berhaftung, fehe man 
die Bewegung in Baten $. 80. Daß man des Fidler nirgends habhaft 
werden konnte, ehe Mathy hier zufällig auf ihn fließ (I. 222), ift 
nit Eduld der Behörden over gar ver Regierung. — Daß 
der württembergifhe Commandant in Donauefrhingen den Etruve, der 
mit ihm parlamentirte, wieder laufen ließ (I. 223), mag v. Andlaw 
jenem, aber nicht ver Regierung vorwerfen. — Was die aller- 
dings ſchändliche Verführung ver Solvaten (I. 224) betrifft, fo erließ 
das Minifterium wiederholte Reifungen zum firengften Einfchreiten da— 
gegen. Es find aber ſolche Fälle ſchwer zu ermitteln, wenn die Soldaten 
nad der Krankheit, an der gerade die Öffentlichen Zuftände litten, ſich 
germ verführen laffen, und die Frevler nicht anzeigen. Daß aber die 
Disziplin (in Bolge der in allen revolutionären Zeiten zu Tag kom— 
menden allgemeinen Begrifföverwirrung) bei ven Solvaten gelodert 
war, und die Militärobern viefelben faſt nirgends bemeiftern konnten, 
fagt v. Andlaw felbft. — Daß die Regierung Einzelneg von den unfinnigen 
Borberungen der Offenburger und andern Boltsverfammlungen vollzogen 
habe (1. 219), it unwahr. Zugeftänpniffe wurden nur ber II. Kammer 
gemacht und zwar fogleih im Anfange des Sturmed. Meine Haltung 
im Anfange des Sturmes hat aber v. Andlaw ja felbft gebilligt 
dl. 225), obſchon er (fich widerſprechend) gleichzeitig der Regierung aus 
den ver Kammer nur damals gemadten Zugeftänpniffen wieder 
einen Borwurf madt (I. 219). — Wenn er die Regierung tadelt, daß 
dem Publitum über ven Urfprung des Brandes des Minifteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten nichts bekannt geworden fei (219), fo weiß 
ich darauf nichts zu ermwidern, als daß es eben den Gerichts. und Po- 
lizeibehörden (wie bet vielen andern Verbrechen) nit gelang, die 
Bären aufzuflären und die Thäter zu ermitteln. 
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(vom 29. April) die Regierung eine fo große Thaͤtigkeit ent- 
widelt habe, daß dadurch die meiften damaligen Beſchwerde— 
gründe wegfallen, fo ſcheine angemeffen, daß Schr. v. Andlaw 
„ſeine Befchwerdefchrift zurückziehe.“ Sie könnte dann zur 
Einfiht der Mitglieder im Sefretatiate noch aufgelegt werden. 


Frhr. v. Andlaw erklärte hierauf: „ich erfenne allerdings 
an, daß von der Regierung manche Schritte zur Unterdrüdung 
des Aufruhrs feitdem gefhehen find, und füge mich deshalb 
gerne dem Wunſche des durchlauchtigſten Präſidiums, der 
auch jener der Kammer zu fein ſcheint; ich will deshalb 
vorerft meine Beſchwerdeſchrift zurüdbehalten“ *). 

Damit wurde die Sache damals ald erledigt betrachtet. 
Es ift unrichtig, daß damit, wie v. Andlaw meint (I, 177), 
nicht etwa ihm, fondern dem Minifterium eine DVerlegen- 
heit erjpart wurde, Ich hätte die Verhandlung der Sache 
vorgezogen, daß die Grundlofigfeit der Beſchwerden um fo 
flarer geworden wäre, 


Bei Uebergabe der Beſchwerde am 19. Mai war ich, wie 
fhon erwähnt, in der Sitzung nicht anwefend, fondern er- 
hielt von dem Vorgange (unter privatliher Mittheilung der 
Schrift oder einer Abichrift derjelben) erſt hintennach Kennt- 
niß, jedoch mit dem Bemerfen, daß v. Andlam die Beichwerde 
nicht vorgetragen, fondern zurüdgezogen habe **. In 
dem damaligen furdtbaren Gefhäftsdrange konnte ich fie 
nicht einmal lefen und hatte dazu, eben weil die Beſchwerde 
ald aufgegeben bezeichnet war, auch Feine dringende Vers 
anlaffung. Inzwiſchen fam die Schrift mit andern Papieren 
zur Regiftratur, und jet erft aus dem v. Andlaw'ſchen Buche 
habe ich den Inhalt derfelben Fennen gelernt, 


Was nun diefen Inhalt betrifft, jo ſehe ih mid nur hin- 
fihtlih einiger Punkte zu Bemerkungen veranlaßt. 


*) Diefer Erflärung ungeachtet übergab er fie dann dem Sefretariate 
zur etwaigen Einficht feiner Kollegen. 

**) Darum meinte ich, die Schrift fei nur ein Promemoria, 
welchen Ausdrud nun v. Andlaw CI. 177) rügt. 
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So fehr v. Andlaw tabelt (1.78), daß bie durch bie Diener; 
pragmatif begründete Unabhängigfeit der Beamten „die 
gänzlihe Lähmung der erefutiven Gewalt zur Zeit 
ber Revolution in Baden bewirft habe,” und fo fehr 
er in der Rede vom 29. April über pflichtvergeffene Beamte, 
über die Schwäche derfelben, über lahme Unterfuchungen ıc. 
flagt, eben fo fehr tabelt er hier wieder die Härte gegen 
jene Beamten (1. 248), und jpricht der Gefeßgebung das 
Recht ab, geänderte Beftimmungen über die Entlaffung von 
Beamten mit Wirfung auf die bereit8 Angeftellten zu 
geben, während er in der nämlihen Schrift am Schluffe 
(1. 258) es wieder ald eine Beſchwerde aufftellt, daß die 
Regierung Beamte, weldhe „aus Unfähigkeit oder Schwäche 
ihren Pflichten nicht nachfamen, nicht fogleih vom Amte 
juspenbirte.“ 

Er tadelt das proviforifhe Gefe über den Kriegszuftand 
(1. 248) fehr ſcharf, während er doch bei Berathung beffelben 
in der I. Kammer am 29. Mai 1848 nur einen einzigen 
ganz unbedeutenden Aenderungsantrag dahin ftellte, daß 
wegen des im 8. 5 gedrohten Strafzuſatzes, der die im 
Kriegszuftand verübten Verbrechen treffen foll, eine Abtheis 
lung *) der im $. 2 genannten, die Kriegsgefangenfhaft 
begründenden, lebertretungen gemacht werde, damit nicht 
etwa auch geringe Fälle von einem zu ftarfen Strafzuſatze 
getroffen werden. 

Mas die Oberrheinifche Zeitung vom 23 März 1848 über 
die Turner in Offenburg ſchrieb (I. 249), ift mir bisher nicht 
befannt gemwefen. Es gehört dasjelbe zu den Tollheiten der 
damaligen Zeit, die wir nicht hindern fonnten **). Was aber 
v. Andlaw über eine vier oder fünf Monate früher ftattge- 
habte ſüddeutſche Freiſchaaren-Verſchwörung fagt (I. 250), 


*) Diefe Abtheilung oder Ausfcheivdung iſt auh in dem neuen 
Kriegszuftandsgefege vom 29. Januar 1851 wieder nicht gemacht worden. 

Bergl. im Uebrigen unten meine Bemerkungen zu dem, was v. Andlaw 
in der Abth. IV. ©. 8 ff. Über das Kriegszuftandsgefeg weiter vors 
bringt. 

**) Bergleiche oben Seite 84 ıc. 
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iſt ſo, wie es dargeſtellt wird, ein Mährchen. Wahrſchein— 
lich bezieht ſich die Erzählung auf folgenden Vorgang: 

Der Epion eines auswärtigen Diplomaten in Frankfurt 
theilte diefem Cetwa im Spätjahr 1847) mit, daß in einem 
Naffauifhen Orte, und fpäter, fo viel ich meine, noch in einem 
weitern Orte jener Gegend eine Verfammlung von Turnern 
und Anderen ftattgefunden habe, worin Freifchaarenzüge zum 
Zwede des Umfturzes befprohen wurden. Näheres über dag, 
was eigentlich geſchehen joll, und über dabei betheiligte Per: 
fonen fonnte der Kundſchafter nicht angeben. Im Uebrigen 
follten einige Mannheimer und Heidelberger dabei betheiligt 
fein. Aus der legtern Stadt wurden gar feine und aus der 
Erfteren nur wenige Namen angegeben, die aber in Mann- 
heim nicht einmal befannt waren. 

Ih ließ den Regierungs + Director (Schaaff) von Manns 
heim, den dortigen und den Heidelberger Stadtdirector hier 
her fommen, und eröffnete ihnen unter Beizug des hiefigen 
Polizeiamtmanns die geheim zu haltende Mittheilung, um 
die zu ergreifenden Maßregeln zu berathen. 

In Mannheim und Heidelberg Eonnte, obſchon dort fehr 
tüchtige PBolizeicommifjäre find, von der ganzen Sade und 
namentlich von einer verdächtigen Abweſenheit dortiger Ein: 
wohner zu den angegebenen Verfammlungszeiten ſchlechthin 
nichts ermittelt werden, und nähere auf Baden bezügliche 
Angaben fonnten, wiederholten Verlangens ohnerachtet, von 
dem Kundſchafter des Frankfurter Diplomaten nicht erlangt 
werden, 

Im Uebrigen wurden hier auch die andern Regierungs— 
Directoren vom Stand der Sahe in Kenntniß gejegt, um 
nachzuforſchen und wahjam zu fein, 

Zugleih wurde das hiefige Bolizeiamt beauftragt, die dies— 
falls nöthigen Korrefpondenzen mit den von Heffen, Naffau 
und Frankfurt gleihmäßig bezeichneten dortigen Behörden zu 
vermitteln, damit alle etwa entdedt werdenden Spuren durd) 
eine Hand giengen, 

Ferner wurde vorgeſchlagen, daß die Polizeibeamten diefer 
Staaten fih inDarmftadt periodifch verfammeln, um wenn 
Stoff dazu vorhanden fei, fih noh mündlich zu beſprechen. 
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und etwaige Verabredbungen zu treffen. Eine Einlabung bes 
hiefigen Polizeibeamten nah Darmftadt erfolgte aber nie. 
Ob der Naſſauiſche und der Heſſiſche Beamte etwa einmal 
in Franffurt waren, um Erfundigungen einzuziehen, weiß 
ih nicht. Wenigftens haben fie niched ermittelt, und au 
hier, jo wie durch alle Korrefpondenzen wurden feine Spuren 
entdeeft, wenigfteng feine ſolchen, welche auf die Betheiligung 
von Badnern führten, oder hier irgend eine Maßregel 
der Einſchreitung hätten veranlaffen fünnen, Auch zeigte ber 
Erfolg, daß nichts an der Sache war, da ja weder damals, 
noch auch (außer von Frankreich her) fpäter im Jahr 1848 
irgend ein folher Freifhaarenzug in unfer Land Fam, 

So unrecht ed nun iſt, auf derartige Dinge hin, ohne 
fie au nur näher zu kennen, Vorwürfe zu machen, wie 
v. Andlaw fie macht — fo fonderbar, ja abenteuerlih wäre 
es, die in Folge der frangöfichen Revolution im März 1848 
wie ein electriſcher Schlag durch faft ganz Europa gedrungene 
gewaltfame Erſchuͤtttrung und Erhebung einem erbärmlihen 
Komplotte einiger jungen Leute in und um Naflau, wenn 
ein ſolches überhaupt je ftatt gehabt hätte, zuzufchreiben, oder 
gar zu meinen, diefe furchtbare Strömung hätte durch 
einige Bolizeimaßregeln abgewendet oder niedergehal: 
ten werden können. 

Warum die im März 1848 aufgefommenen, mit den da— 
maligen Volföverfammlungen in Berbindung geftandenen, 
Vereine und Ausſchüſſe erſt nach Ueberwältigung des Heder: 
zuges verboten wurden (I. 251, 252), ift ſchon oben (S. 84 ıc.) 
angegeben, Es wäre fiher nicht weife gewefen, die thatfüch- 
lihe Ohnmacht der verfafjungsmäßigen Gewalt noch mehr, 
als nöthig, zur Schau zu tragen, und das erwähnte Vers 
bot, weldes noch weniger, als das erfolgte Verbot der Freis 
burger Bolfsverfammlung vom 22, April, ald die Anordnung 
der Fickler'ſchen Verhaftung in Konftanz, und als die ver 
fügte Auflöfung des Mannheimer Senfenmännercorps *) hätte 
vollzogen werden fünnen, dem öffentlichen Spotte Preis zu 


*) Vergleiche „Bewegung in Baben“ $$. 57, 80, 99, 103. 
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geben. Damals galt es nur, durch bie eingeleitete Auſſtel⸗ 
lung des achten Armeecorps fih zu rüften, und bie Ne 
volution, die von den fremden Zugüglern und von den Ber 
thörten im Lande drohte, zu befämpfen, ehe man mit 
Verboten der erwähnten Art, fofern man dadurd nicht mehr 
Schlimmes ald Gutes bewirken wollte, hervortreten Fonnte, 

In Beziehung auf Peter (I. 252) berufe ih mich auf 
das oben (S. 18) Gefagte, fo wie auf die 88. 70, 86 und 
95 der Bewegung in Baden, Ald er am 6, April 1848 in 
ben Seekreis zurüdreiste, wußte ih noch nichts von feinem 
unmittelbar vorher. beim Borparlament gezeigten Vers 
halten, und was v. Andlaw über die Weifungen beffelben, 
daß. die Gemeinderäthe fih wegen Bildung der Bürgerwehr 
mit Fickler in’d Benehmen zu fegen hätten, erzählt, ift mir 
völlig unbefannt *). Sobald fein Benehmen dur den Vor— 
gang vom 17. April zu Tag fam, wurde er ſogleich fus- 

endirt und vor Gericht geftellt. 

Noch feltfamer ift der Vorwurf, daß mit Verhaftsbefehlen 
und gerichtlihem Verfahren gegen Heder und feine Genofjen 
geaögert worden fei (I, 252, 253). An Weifungen zur Feſt⸗ 
nehmung hat es nicht gefehlt, aber in den Gegenden, welche 


*) Vielleicht bezieht ſich die Erzählung auf die bekannte Vollmacht, 
welche die Kreisregierung in der ſtürmiſchen Nacht vom 25. auf den 
26. März 1848 bei dem ſogenannten „blinden Franzoſenlärm“ (Bewe⸗ 
wegung in Baden $. 77) dem Fickler ausftellte, um für die Bertreibung 
der. vermeintlich eingenrungenen „fengenden und breunenden* Tranzofen 
durch die Bürgerwehren thätig zu fein. Damals war inveffen 
Pelergar nicht in Konftanz, und die Vollmacht wurde von 
dem (ganz fonfervativen) Regierungs-Rath v. Friedrich 
unterfchrieben. — Die Kıeisregierung wurde wegen dieſer Vollmacht 
im. Disziplinarweye zur Berantwortung gezogen, und ſuchte fid das 
mit zu entfchulnigen , daß damals die ganze Bevölkerung im Seekreife 
in einer entjeglihen Angſt und Aufregung fi befunden habe, und daß 
die Demotiaten zu Konftanz, Fickler an der Spike, gleich den übrigen 
Einwohnern gegen ven Einfall der Franoſen aufgebracht und für deren 
Zurüdweifung eifrig gewefen feien, daß daher vie Kreisregierung in 
der allgemeinen Verwirrung es für nothiwendig gehalten habe, Ficklers 
großen Einfluß zur Mitwirkung gegen die dringente Gefahr des Augen 
blicks mit zu benüßen. 


\ 
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Heder mit feinen Schaaren durchzog, war bie Macht that- 
fahlich auf feiner Seite. Darum eben mußte er befämpft 
werden, und bevor er gefchlagen war, fonnte gegen ihn bie 
ordentliche Juſtiz Feinen Erfolg haben, Nah dem Treffen 
von Kandern floh er aber fogleih in die Schweiz, womit 
feine Verhaftung ohnehin vereitelt war *). Was die angeb- 
lihe Verzögerung der in feinem Wahlbezirfe vorgenommenen 
Erſatzwahl betrifft (1. 2539), fo könnte man fih wundern, 
warum denn wohl v. Andlaw noch eine größere Be— 
fhleunigung dieſer Wahl, aus der (wie damald vor: 
auszufehen war) wieder ein republikaniſcher Kandidat 
(Lehlbach) hervorgieng, gewünfdht hätte. 

In Beziehung auf den Pregmißbraud (I. 253) ver- 
gleihe man die $$. 56 und 80 der „Bewegung in Baden.“ 
An gerihtlihen Klagen hat e8 wahrlich nicht gefehlt, wohl 
aber anVBerurtheilungen. Nihtnurdie Gefhwornen, 
jondern auch die ordentlichen Gerichte wiffen fi in allen 
Ländern von den Einflüffen der Zeitftrömung nicht leicht ganz 
frei zu halten, 

Die Gründe des ſchon früher (am 18. März 1848) er- 
lafjenen Amneftiedefrets (I. 253. 254) find im $. 67 der 
„Bewegung in Baden“ angegeben, Ich zweifle, daß Frhr. 
v. Andlaw zu jener Zeit, wo die größte Eintracht zwifchen 
den Faktoren der Gewalt gegenüber der Bewegung unerläßs 
lich war, den einftimmigen Antrag der II, Kammer zu: 
rüdfgewiefen haben würde, Wenn er aber der Regierung das 
Recht zu folhen Amneftirungen beftreitet, fo wird fich der 
Großherzog doch dur ihn daſſelbe, da die Berfaffung feine 
Beihränfung enthält, nicht entziehen laffen. Bemerfenswerth 
ift indeffen, daß v. Andlaw in der Sigung der I. Kammer 
vom 29, Mai 1848 bei der Verhandlung über das Kriegs— 
zuftandsgefeg noch felbft fagte: „die Regierung entlaffe 
bald und großmüthig die leicht erfennbaren Verführten und 
die Reuigen. Ich höre mit Befriedigung, daß fie diefen Weg 


*) Die Bermögensbefchlagnahme, deren vermeintliche Unterlaffung 
v. Andlaw tadelt (I. 253) iſt allerdings erfolgt. Sie war übrigens 
Sache der Berichte und nicht der Regierung. 
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bereitö betreten hat.” Eine ſolche Entlaffung ohne Urtheil 
und Recht (wie fie gerade am 18. März hinfichtlich der frühern 
Angefhuldigten erfolgte) war ja nah v. Andlaw's Theorie 
eine gefegwidrige Kabinetsjuftiz !! 

Daß der „erfte Givilbeamte” (der Regierungsbdireftor 
Stöffer) in Mannheim die dortigen Erzeffe (I. 255, 256) zu 
einer Zeit, wo ein Bataillon Heflen nicht einmal wagte, 
durch die Stadt zu marfhiren (I. 160, 161), und wo ber 
naffauifhe Kommandant feine Truppen confignirte, weil er 
fih gegenüber der Bewegung zu ſchwach fühlte, — wo bie 
Bürgerwehr zum Einſchreiten gegen die politifhen Unruhen 
nicht verfügbar war, — und wo endhlich felbft die Bayern, fo 
lang die Mannſchaft nicht 5000 betrug, den Einmarfh ab» 
lehnten, — nichts ausrichten Fonnte, haben wir ſchon oben 
(S. 95 u. 96) gefehen. Es gieng ihm gerade, wie dem Re: 
gierungsdireftor in Freiburg, dem das Militär nah ber 
gefährlichen Lage der Dinge ebenfalls die Unterftügung vers 
fagte (I, 128 — 132), und der deßhalb die Minifterialvers 
fügung, welche die Volfsverfammlung vom 22, April verbot, 
nicht einmal verfünden Fonnte. Am aber gegenüber dem 
Regierungsdireftor in Mannheim die Sache noch greller 
barzuftellen, greift v. Andlaw zur Fiktion, daß berfelbe 
umfaffendere Vollmachten gehabt habe, ald jener von 
Freiburg (I. 255). Beide hatten jedoh in der That (Feiner 
mehr und feiner weniger) die ganz gleiche (gefegliche) 
Vollmacht zu allen (augenblidlih nöthigen) Anordnungen 
im Sntereffe der öffentlihen Sicherheit mit dem 
Rechte der Requifition des Militärs (O. Ed. 1809, 
D. $. 19 10); allein um von einer ſolchen Vollmacht Ge— 
brauch zu machen, müffen auch die Mittel zur Durchfüh— 
rung vorhanden fein, und diefe Mittel waren nit vor- 
handen, fo lang die Militärobern, die ihre Kräfte zu er- 
wägen haben, nad Lage der Dinge das Einfihreiten für 
unthunlich hielten. Es wäre in diefer Beziehung aud ganz 
einerlei gewefen, ob man an die beiden Orte noch befondere 
Bevollmächtigte abgeordnet hätte, oder nicht. 

Daß die Wahlbezirfe Fein Recht hatten, den von ihnen 
gewählten Abgeorbneten die Vollmacht aufzufünden (I. 256, 
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257), ift Harz; aber eben fo Mar iſt, daß bie Regierung 
und felbft die Kammer folde Abgeordnete verfaffungsmäßig 
nit hindern Fonnte, wenn fie aus was immer für 
einem Beftimmungsgrunde ihre Stellen felbft niederlegten, 
SH habe mehrere derfelben von dem Entfhluffe abzuhalten 
gefucht, aber vergeblih. Sie erwogen, ganz abgefehen von 
der eigenen Gefahr, mehr die Gefahr der Wahlmänner, 
bie ihnen bie Stimme gegeben hatten und jetzt der Gegen: 
ftand der Verfolgung waren, Mehrere meinten überdieg, 
daß durch eine Anzahl Neuwahlen das in jener kritiſchen 
Zeit fo wünfhenswerthe Vertrauen der Kammer beim Volfe 
fih länger erhalten werde, Sei dem wie ihm wolle, die 
Regierung fonnte diefen Austritt eben fo wenig hindern, 
als jenen, der im Frühjahr 1849 von der linken Seite aug 
erfolgte, und der dann exft (nicht jener von 1848) die Kam— 
mer für Verfaffungsfragen unvollzählig machte, 

Nah all’ dem mag man nun das Gewicht der (größten 
theils auf falſchen thatfählihen Unterftelungen beruhenden) 
Gfünde erwägen, mit welden Frhr. v. Andlaw im Mai 
1848 feine (zurücfgezogene) Beſchwerde zu rehfertigen beab- 
ſichtigte. 

Was dv. Andlaw über die Tollheit des Waldshuter Auf- 
rufs vom 10, April 1848*) und über jene der dortigen 
Bolksverfammlung vom 11. März 1848 (1, 174—176 und 
182, 183) fagt, ift richtig, aber falſch ift, daß die Regie— 
zungen folhe Dinge als „Freiheiten“ felbft verfündeten 
cl. 176), oder Theorien folher Art „feit Sahren zu ver- 
wirklichen fuchten“ (I, 182), Mit derlei Sätzen fann man 
wenigftend Diejenigen, die den wirklichen Verlauf und unfern 
fteten Kampf mit folhem Unverftande fennen, nicht täuſchen. 
Ueber die von Frhrn. v. Andlaw fo hart angefeindeten 

fonftitutionellen Berfaffungen (I. 177 x.) habe ich 
oben ſchon geſprochen, und Jeder mag für fih urtheilen, 


*) Der dort erwähnte „vaterländifche Verein“ ift von jenen, welde 
fih fpäter (im Winter 1848 — 1849) unter dieſem Namen (ven da- 
maligen „Bollsvereinen” gegenüber) bildeten, wohl zu unterſcheiden. 


= 49 — 


was revolutionärer fei: die von Frhrn. v. Andlaw gewuͤnſchte 
Ausrottung dieſer Verfaſſungen, oder die (mit der allmah— 
ligen politiſchen Reife fortſchreitende) konſequente Durch— 
führung derſelben nebft der nöthigen conſervativen Ver- 
befferung der Wahlgefege? — Auch mag, da bie 
Fonftitutionellen Grundſätze nah v. Andlaw's Be— 
merkung (I. 179—180) in den deutſchen Ländern erſt 1848 
eigentlich in’s Leben traten, Jeder erwägen: ob denn das 
Einhalten diefer Grundfähe oder das frühere Nichtein- 
einhalten derfelben die Ereigniffe vom März 1848, welden 
alle weitern (damals nicht mehr abzumendenden) Verwirrun- 
gen riaturgemäß gefolgt find, hervorgerufen habe ? 

Auch was v. Andlaw über die mit dem Konftitutionalig- 
mus angeblich verbundene Auflöfung der geſellſchaftlichen 
Gliederung (I. 178), — über die von den Miniftern zu be- 
folgenden feften Grundfäge (I. 181), — und über das Zus 
rüdtreten derfelben (1.181) fagt, hat bereits oben (S.23 ff. 
— S. 29 und 30 — und ©. 24 — 29) feine Beleuchtung 
gefunden, — und wenn er mir noch zum Vorwurfe macht, 
daß ich die Verantwortlichfeit da durch von mir abzumälgen, 
oder fie doch mit vielen Andern zu theilen fuchte, daß ich, 
was immer möglih, an die Gerichte verwies, und im 
allen wichtigern Fragen die Befehle des Neihsminifter 
riums einhofte (I. 181), fo hat er vergeffen, anzugeben, 
wo ich denn auch nur irgend eine Sache, die nicht an bie 
Gerichte gehörte, die ih alfo, ohne Kabinetsjuftiz zu üben, 
felbft erledigen fonnte, gleichwohl an die Gerichte ver 
wies, — und in welchen Sachen ih denn bie Befehle des 
Reihöminifteriumsd eingeholt haben fol*. Hätte er fi 
diefe Frage geftellt, fo würde er bald felbft barauf gefommen 


*) Nicht nur nicht in „allen wictigeren Fragen”, fonvdern in gar 
feiner habe ih die Befehle des Neichsminifteriums eingeholt. 
Nur wegen Auslegung des, die Bereine betreffenden, Artitels der 
Grundrechte feste ich mich aus ven im $. 139 meines Buches an» 
gegebenen einleuchtenden Grünven mit bem Reihsminifterium in's Ber 
nehmen. 
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fein, daß er auch hier fo leihthin wieder eine thatfächliche 
Unwahrheit fage. 

Wenn er aber behauptet, daß ich in ber innern Verwaltung 
die Verantwortlichfeit auf Bezirks- oder Kreisausfhüffe über⸗ 
tragen wollte, jo kann ſich dies nur auf die benfelben zuge: 
dachten Gefchäfte beziehen, und v. Andlaw berührt bie 
Gründe nicht, die ich in den $$. 20 und 25 meines Buches 
dafür angeführt habe. Auch ift nicht abzuſehen, wie er, 
ohne ſich demfelben Borwurfe auszuſetzen, feine 
Anfiht, daß „die Verwaltung, was man größtentheils fo 
nenne, Über das Ihrige nämlih, den Genofienfhaften, den 
Korporationen im Großen und im Kleinen, gebühre“ (I. 
147), etwa zur Durchführung bringen Fönnte, 

Am 


Schluffe 


der J. Abtheilung bringt Frhr. v. Andlaw noch ſechs Bei- 
lagen, Die Nm. V, und VI. find oben bereits befprocdhen, 
und die Uebrigen berühren meine Verwaltung in feiner 
Weiſe. Den aus der Krankheit der Zeit ftammenden Frei- 
burger Wahrfprud (Nr. III.) Eonnte ih eben fo, wie v. And⸗ 
law beflagen, aber natürlih eben fo wenig, als er felbft, 
ändern, Die Fälle Nr. II. und IV, *) rühren aus einer 
früheren Zeit her, und was das Steigen des Ausgaben- 
budgetd vom Minifterium des Innern (Nr. J.) betrifft, fo 
wird v. Andlaw nicht behaupten, daß daſſelbe aud unter 
meiner Verwaltung 1847—49 gefteigert worden fei. Aber 
was das Anfteigen feit 1829 betrifft, jo ift das Schema 
wegen öfters vorfommender Etatsüberweifungen nicht ficher, 
Veberdies find, da gar Vieles von der Vermehrung der Ber 
völferung, von regerem Verkehr und überhaupt von regerem 
Leben mit feinen Schattenfeiten (der Unruhe, der Streit 


*) Bei Nr. IV. wäre ich indeſſen begierig geweſen, zu vernehmen, 
wie 9. Andlaw nah dem gemeinen deutſchen Strafrechte, 
das damals neben dem Strafedikte von 1803 bei ung Geltung hatte, 
ein anderes hofgerichtliches Ertenntniß, ald wie ed am 18. Juli 
1839 ergieng, zu begründen verfuchen würde. 
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fucht und der Vergehen) herrührt, au in andern Ländern, 
die bis 1848 Feine Fonftitutionellen Verfaſſungen hatten, 
die Ausgaben überall bedeutend geftiegen, und ed wäre ber 
Unterfuhung werth, ob dort die Mehrausgaben eben fo 
nüglich verwendet wurden, wie hier, wo diefe Verwendung 
größtentheild auf Lehranftalten, auf Künfte und Wiſſenſchaf— 
ten, auf den Kultus, auf milde Fonds und Armenanftalten, 
auf Siechenanftalten, auf Irrenanftalten, auf die Gendarme- 
rie und hauptfähhlih auf den Straßen: und Wafferbau 
erfolgte (I. 184, 185) *). 

- Viele Ausgaben bringen and vermehrte Einnahmen fo: 
wohl für die Gefammtheit, als für die Einzelnen, und wenn 
man überhaupt Das, was die Einzelnen 1819, als die Ver: 
faffung in's Leben trat, an Staatdausgaben (einſchließlich 
ber fogenannten alten Abgaben) bezahlten, mit dem, was 
fie jegt bezahlen, vergleiht, jo wird ſich dad Ergebniß noch 
zu Gunften der Jetztzeit herausftellen **). 





Ich wende mich nun zur 


zweiten Abtheilung. 


Hier handelt Frhr. v. Andlam über die deutſche Frage. 
Wenig davon berührt Baden befonders, und noch weni- 


*) Im Titel der „Bezirksjuſtiz und Polizei (T. 186) betrifft ver 
Mehraufwand hauptfählid vie Strafgerechtigfeitspflege fammt ven 
Gefängnißerforderniffen , verfchievene Zweige der niedern Polizei zur 
Bürforge gegen Öffentliche Beſchädigungen, und die Unterhaltung armer 
uneheliher Kinder und Findlinge. 

Das mit 20,720 fl. neu vorkommende Poftporto ift größtentheils ein 
durchlaufender Poften, ver bei der Poft wieder eingeht. 

**) Nur der Mehraufwand für das Militär ift nicht zugleich 
wieder materiell nutzbringend. Derſelbe beruht aber nach der 
Lage von Europa, die man in dieſer Beziehung beklagen, jedoch nicht 
ändern kann, auf höhern Zwecken, und iſt Überdies von ber badiſchen 
Regierung nicht abhängig. 
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ger oder gar nichts meine Verwaltung. IH beſchränke 
mich daher, da ohnehin mehrere von den aufgeftellten all: 
gemeinen Sägen oben fihon beſprochen find, hier auf einige 
Bemerkungen. 


So weit die v. Andlaw’fhe Darftellung Geſchichtliches 
aus der Bewegungszeit enthält, gibt fie felbft Zeugniß von 
ber Stärfe der damaligen revolutionären Strömung, und 
einen weitern Beleg gegen ihn und gegen Alle, die da 
meinen, durch irgend eine andere Handlungsweiſe hätte die 
Regierung eines ſchmalen Landes an der Gränze Frankreichs, 
von wo der Sturm fam, und an der Schweiz, von wo Aus 
er genährt wurde, die Ueberfluthung niederhalten und deit 
unglüdlihen Verlauf abwenden können, 

Die Nationalverfammlung hat, abgefehen von den offenen 
beftruftiven Tendenzen ihrer (lange Zeit in der Minderheit 
gebliebenen) Linfen, in den Augen der Menge ftetd die 
fortdauernde Revolution repräfentirt. Es lag dies 
nicht nur in dem „einzig und allein”, wodurd fie den Boden 
bes pofitiven Rechts erſchütterte, — es lag nicht nur in ein- 
zelnen Beſchlüſſen, wodurch fie (auf Interpellationen) revo— 
Iutionäre Handlungen gegen die verfaffungsmäßigen Ger 
walten einzelner Staaten in Schu nahm, — es lag nicht 
nur in der Aufnahme wegen Hochverraths gerichtlich Verfolgter 
(Beter, Werner zc.) in ihrer Mitte und in ihren Schuß *), 
fondern es lag, abgejehen von allem dem, ſchon dbatin, 
daß fie überhaupt nur, in Folge und aufden Grund 
einer revolutionären Bewegung **) einberufen war, 





*) Mit Recht fagt v. Andlaw (11. 63) in biefer Beziehung: „es ift Mar, 
daß das badiſche Bolt den Aufrupr nicht als ein Verbrechen anfehen 
tonnte, nachdem man die Verbrecher nicht zur Strafe, fondern zu hopen 
Ehren zog.“ 


**) Die gefeßlichen Gewalten thun nicht gut, wenn fie in geträufnter 
Sicherheit es verfäumen, große Ideen, vie ein Berürfniß der Nation 
geworben find, zu rechter Zeit, wo fi die Macht und eben ba, 
mit das Maß ver freien Gewährung in den Hänten haben, aus 
eigenem Antriebe zur Verwirklichung zu bringen, 


— 113 — 


Zu allem. dem, was die Nationalverfammlung in den Augen 
der Menge als die verförperte Revolution erfiheinen ließ, 
famen dann noch mehrere Beftimmungen der Grundredte, 
welche die Regierungsgewalt in einer mit unfern Zuftänden 
unvereinbarlihen Weife befchränften, — und ferner die Des 
batten, in welchen die zulegt (nach dem Austritte Anderer) 
zur Mehrheit gelangten Mitglieder der Linken das revolu- 
tionäre Feuer ſchürten, in zerftörender Weile die Auflöfung 
aller Ordnung predigten, und nicht nur die Rechtsbegriffe, 
fondern felbjt die Sinne der Bevölferung verwirrten. 

Der Nationalverfammlung aber, welche neben vielen 
deftruftiven überſpannten Köpfen aud eine Anzahl der evelften 
Söhne des Baterlandes in ſich ſchloß, find diefe Erſcheinungen 
nicht zur Laft zu legen, Sie felbit, ald Ganzes ift, fo wie 
die Art ihrer Wahl, ein Produft der damaligen Zeit, ein 
Produkt der Revolution, die fhon vor ihr vorhanden war, 
ein Produft der Zuftände, in welche die Nation theild durch 
ihre Zerjplitterung, theild durh die Hemmniſſe ihrer 
natürliden Entwidlung gerathen war. 

Bei der, zumal feit der Reformation und noch mehr feit 
Auflöfung des deutihen Reichs ganz verhärteten partifula- 
riftifhen Spaltung lieg ſich nicht erwarten, daß felbft fonft 
politiſh Gleihgefinnte in den wichtigften Einigungs— 
fragen auch nur unter ſich einen, die verſchiedenen Intereſ— 
fen vermittelnden, Ausweg finden würden, noch weniger 
einen ſolchen, der zugleih auch die Mehrheit der ganzen 
Berfammlung und gar no die Zuftimmung der Regie: 
rungen fände, Derlei Hemmniffe, wie fie nicht nur in 
der Repräfentation, fondern in der Bevölferung felbft 
lagen, können nur durch wiederholte Verfuche verfchie- 
dener Art, vielleicht in fümmerlihen Stüdwerfen, durch 
die Gewalt der Zeit, durch die Macht der Umftände über- 
wunden werden. Als ein Schritt hiezu, ald ein Verſuch, 
als eine ftarfe Anregung und öffentlihe Verarbeitung 
der Idee wird aber auch das Werk der Nationalverfamms 
lung nicht ohne Wirkung bleiben *). 


*) Eine wichtige Wirkung zeigt ih außer Dem, was in Beier 
dung auf Fonflitutionelle Verfaſſungen (z. B. in De): auf die 
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Zu den in der Eade an fich liegenden Hinderniffen 
fommt, daß die deutfhe Nation vor 1848 zu feinerlei Mit- 
wirfung in der Ordnung und Leitung ihrer gemeinfamen 
Angelegenheiten zugelafien war, und daß die erſte Ver— 
fammlung unmöglich ſchon jenen Takt, jene praktiſche Einficht 
und jene Höhe der Politik zeigen fonnte, welche der Neprä- 
fentation einer großen Nation nothwendig iſt. 

In Beziehung auf die dDemofratifche Richtung fann man 
fib aber über das Zuweitgehen der Verfammlung nicht 
wundern, man muß fich vielmehr, wenn man die Art und 
die Zeit ihrer Entjtehung betrachtet und etwa andere da— 
malige VBerfammlungen Gu Wien und Berlin) damit ver 
gleicht, eher Darüber wundern, daß fie verhältnigmäßig 
nod ein ſolches Maß, wie geſchah, gehalten hat, — und 
jedenfalld werden die Freunde der Ordnung überall mit 
Danf anerkennen, daß das Muftreten der Nationalverfamme 
lung an fi, wie ſchon die ihre Berufung einleitenden Be— 
fhlüffe felbft, die alles mit ſich reißende, furchtbare Be— 
wegung in eine Nihtung brachte, in der fie ihren Kreis— 
lauf vollenden fonnte, und daß darin allein damals bie 
Rettung vor der gewaltjamften Zerftörung alles Beftehenden, 
vor einer blutigen allgemeinen Berwirrung und Auf 
löfung, vielleiht vor einem (vorübergehenden) Untergange 
ber Civiliſation lag. 

Was nun aber das MWerf der Rationalverfammlung def- 
fen Beurtheilung im Uebrigen nicht in den Bereich dieſer 
meiner Schrift gehört, an und für fich betrifft, fo tadelt 
Frhr. v. Andlaw hauptfählih, daß man mit Vernichtung 


Preſſe, Schwurgerichte ze., in den Einzelftaaten gegründet wurde, fchon 
jest namentlih darin, daß, obgleich der Bunvestag noch Feine 
nationale Vertretung zur Eeite hat, denn doch die Regierungen 
felbf durch Bereinigungen aller Art (3. B. im Zollwefen, im Poſt⸗ 
wefen, im Eiſenbahnweſen ꝛc.) gemeinfame materielle 
Berbefferungen herbeisuführen fuchen. — Wer wollte verfennen, daß 
diefe Beftrebungen, denen wohl no Andere folgen werden, Nach- 
wirfungen ver nationalen Erhebung und parlamentarifchen Inſti— 
tution von 1848 find ? 
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der GSelbftitändigfeit der inzelftaaten aus Deutſchland 
einen Einheits ſtaat habe machen wollen. Auch id halte 
dafür, daß man, obgleich von einem durch die Reichöverfaflung 
gegründeten Einheitsftaate wohl nicht die Rede fein fann, 
im Gentralifiren, d. h. im Gleichförmigmachen und in der 
Ausdehnung der, der Reichsgewalt anheim fallenden, Ges. 
meinfamfeiten in vielen Bunften zu weit gieng, und 
daß auch die Art der Bildung des Parlaments, insbejondere 
des Volkshauſes, niht nur in demokratiſcher Be 
ziehung, fondern eben fo in Beziehung auf die Beförderung 
fünftiger weiterer Gentralifation gewictigen Bedenfen 
unterlag. Aber Frhr. v. Andlaw wollte ja jelbit CH. 27) 
nicht nur ein Parlament *), fondern auch einen deutſchen 
Kaifer (1. 2 *), und er will aud jegt noch den Ver— 
zieht der Fürften auf ihre Souveränetät (I. 11). 
Er nimmt fogar für die Gentralgewalt das Recht in Ans 
ſpruch, daß fie Minifterien der Einzelftaaten, die nicht in 
feinem Sinne find, entferne CHI, 283 **), oder ihnen 
fage, wie fie ihre Länder zu verwalten haben, beziehungs- 
weife daß fie folhen Verwaltungen ihre „Aufmerffamfeit zus 
wende” (II. Vorrede), und diejelben „nicht gewähren” lafje 
(1. 173). Man follte glauben, hierin liege wohl noch eine 
weiter gehende Gentralifation und Beihränfung ber 
Selbftftändigfeit der Einzelftanaten in deren eigenen 





*) Frhr. v. Andlaw wollte das Unterhaus (Volkshaus) durch die 
einzelnen Stänpeverfammlungen befihiden Iaffen, während 
Andere, 3. B. Buß in Erfurt, fih gegen dieſe (auch in ver foge- 
nannten Münchener Auftellung vorgefchlagene) Zufammenfegungsart 
deßwegen erfärten, weil dadurch nur die „Oppofitionen vou 
26 Kammern“ zufammengefchoben würden. 

Im Uebrigen verlangte v. Andlaw 1848 (II. 27) die Gründung 
eines ſolchen „deutſchen Parlaments zur nachhaltigen Belebung des 
Bollsgeiftes im Sinne nationaler Erhebung.” Aber eben ver 
„Volksgeiſt“ iſt es ja, der den (jebt fo hart angegriffenen) 
„Volkswillen“ darſtellt, und ber in der (nun eben fo angegriffe 
nen) „Repräfentation“ überhaupt ein pofitives Organ finden fol. Ber- 
gleipe die obigen Abfchnitte von „Volkswillen“ und von ber „Volks⸗ 
vertretung“ ©. 6—30. 

8, 


— 116 — 


inneren Angelegenheiten, als die Nationalverfammlung fie je 
beſchloß. 

Eben fo muß ed auffallen, daß v. Andlaw in den Mehr- 
heitsentfheidungen eine Verfümmerung der Selbftftän- 
digfeit und Rechte der einzelnen Theile findet G. B. in II 
5, 72), und daß er daneben doch das alte deutſche Reich *) 
rühmt (II. 2), ohne zu bedenken, daß ja bei den Reichstagen 
des alten Reichs (wenige Gegenftände abgerechnet) die 
Mehrheiten eine Allgewalt hatten und allen Theilen 
unbedingt Geſetze vorfhreiben fonnten, während die von 
der Nationalverfammlung bejchloffenen neuen Reichstage 
und deren Mehrheiten hierin viel befhränfter ges 
worden wären, 

Im Uebrigen wiederholt Frhr. v. Andlaw auch hier die 
heftigften Klagen gegen die Theorien, auf weldhen die be— 
ftehenden Einrihtungen überhaupt beruhen (IE. 11, 12 ıc.), 
ohne an die Stelle der Legtern etwas Anderes vorzuſchla— 
gen und die Wege zu defien VBerwirflihung anzugeben **), 
obgleich er doch die aus dem Vorhandenen erwachjenden Ger 
fahren als überaus dringend und beide noh ſtündlich 
wachſend darftellt, 

Wie in Beziehung auf die allgemeinen Fragen, fo 
bleibt er auch in Beziehung auf die Frage wegen des Um— 


*) Ich anerkenne mit Frhrn. v. Andlaw (N. 2) ven langen Beftand 
des deutſchen Reiches als ein Zeugniß der Trefflichkeit dieſes Riefen- 
baues. Er wurde nicht nah Theorien, fondern durch vie Macht 
ver Berpältniffe nefchaffen. Gleichwohl zerfiel er dann (inner— 
lich fhon vor den Napoleonifhen Kriegen), als das Boltsleben 
geiffigregfamer wurde, und neue Intereffen und Ideen 
bervorrief, denen das veralterte Neih feine Rechnung trug. Die 
jetige Zeit aber iſt (gleichviel, ob man darin ein Glück oder ein Unglück 
erkenne) wegen ver verbreiteten geiftigen Regfamleit ungleich bew eg- 
licher, und feine Form, weder die des deutfchen Reichs, noch eine 
andere, wäre fie auch noch fo vortrefflich, und zur Zeit ihrer Schöpfung 
auf die flärffien Mactverhältniffe gebaut, könnte mehr eine fo Tange 
oder auch nur annähernd lange Dauer haben. 


“*) Vergl. oben S. 44—46 und hinfichtlich der in Ahih . IV. 46 nach» 
gelragenen Mndeutung die Note * auf S. 44. 
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fangs der einheitlichen Gewalt des deutſchen Staaten- 
bundes oder Bundesſtaats gegenüber den Rechten der Ein- 
zelftaaten * auf feinem blos verneinenden Stand: 
punfte, und was die deutfhen Grundrechte betrifft, fo 
verwirft er, obgleih in allen civilifitten Staaten einzelne 
Rechte und Freiheiten durch die Grundverfaffung feftgeftellt 
und felbft gegen die Geſetzgebung geſchützt find **), den- 
nob alle ſolche Beftimmungen, da er nur die Anjprüche 
auf Leben, Ehre und Eigenthum mit dem, was daraus 
fließt, ald unveräußerliche, aber ald in der Naturnoth- 
wendigfeit liegend, Feines beſondern Verfafiungsichuges bes 
dürſende, Rechte anerfennt (II. 107 ꝛc.), für die übrigen, 
nämlih für die politifhen und Freiheits-Rechte dagegen 
einen ſolchen befondern Schutz der Unantaftbarfeit nicht 
haben will. 

Da er in ber Abth. I. das „von einander Freifein” als 
„höchſte Vollendung des focialen Organismus“ bezeichnet 
(cl. 178), und nad) der „hriftlihen Löſung“ die Freiheit 
überhaupt nur „durch die gleiche Freiheit, welche der Nächfte 
auch anzufprecheu hat“, befchränft wiffen will (I. 7), — und 
da er die Einzelnen und Körperfchaften mit „eigenen 
Rechten ausgerüftet fehen will, worüber Niemand foll ver: 
fügen können, als fie felbft (1. 19”, — fo follte man 








*) Was er in der Sikung vom 16. März 1848 über die Aufgabe 
des beutfchen Kaifers fagt (II. 2 %)), enthält etwa eine moralifche 
Lehre über das Berhalten des Letztern, aber feine Begränzung ber 
gegenfeitigen Rechte. 


**) Auch der Bundesbeſchluß vom 23. Auguft 1851 wegen ber 
Grundrechte hebt nur ihre Wirkfamfeit ald gemeines deutſches 
Recht, fo weit ihnen eine folche im Jahr 1849 augefchrieben wurde, 
auf, und beabfichtigt zugleich, von den in die Partitulargefeggebungen 
übergegangenen einzelnen Befimmungen diejenigen, welde mit 
der urfprünglichen Grundverfaffung des Bundes unvereinbarlid 
feien, außer Kraft zu fegen. Die weithin meiften Grundrechte wer⸗ 
den dadurch, fo weit fie bereits in die Verfaffungen oder Gefehgebuns 
gen der Einzelftaaten übergiengen, nicht berührt, und am allerwenig- 
fien diejenigen berfelben, welche fchon vor 1848 (in ähnlicher 
Weiſe) in die einzelnen Berfaffungen aufgenommen waren. 
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glauben, daß er foldhe Freiheiten und Rechte eben fo hoch 
anfhlagen, und für eben fo unveräußerlich erflären würde, 
als das Recht auf Leben, Ehre und Eigenthum, und 
daß er einen befondern poſitiven Echuß derjelben für um fo 
wichtiger hielte, da fie wenigftens hinfichtlic ihres Maßes 
oder Umfangs nicht überall eben fo anerfannt find, wie bie 
drei legt erwähnten Rechte. 

Wenn er dabei behauptet, daß folde Garantien mit ber 
Herrſchaft des Volkswillens, der doch alle Schranken breche, 
unvereinbarlich jeien (I. 109), fo ift dies richtig, fo weit man 
die roh waltenden Kräfte der Menge in außerordentlihen 
(revolutionären) Zeiten im Auge hat, aber nicht richtig, fo- 
fern es fih nur um eine verfafiungsmäßig geregelte 
Einwirkung der Repräfentation ald eined Organs des im 
Volfe herrihenden Geiftes (oder Volkswillens) auf die 
öffentlihen Angelegenheiten handelt, Wären aber, wie von 
Andlaw annimmt, ſchon wegen einer Mitwirfung diefer 
Art die Rechte der Einzelnen gegenüber der Willfür ber 
Geſetzgebung mehr blosgeftellt, jo wäre gerade der befon- 
dere Berfaffungsfhug nur um fo nothwendiger, und wenn 
diefer auch nicht in allen Fällen (in ftürmifchen Zeiten) zur 
Sicherſtellung hinreichte, jo läge hierin fein Grund, ihn all- 
gemein und für jede Zeit zu befeitigen. Frhr. v. Andlaw 
bezeichnet es jelbft ald unrichtig, wenn behauptet werde, „daß 
man fi einem Ideale, welches für gut erfannt wird, nicht 
wenigftend nähern dürfe, wenn daſſelbe auch nicht voll 
ftändig zu erreichen ift (I. 3).“ 

Was nun die einzelnen, von ber Nationalverfammlung 
aufgeftellten, Grundrechte betrifft, fo habe ich fchon oben, fo 
wie in der „Bewegung in Baden,“ erklärt, daß ich mehrere 
derfelben für verwerflich oder doch mit unfern Zuftänden für 
unvereinbarlid halte, dieſe alfo theils ändern, theils befeitigen 
würde, Aber Frhr. v. Andlaw beanftandet alle, auch ſolche, 
die in allen eivilifirten Ländern mehr oder minder in Gel- 
tung find, 

Dei manchen derfelben meint er, fie feinen aus Baden 
entnommen, weil er nicht weiß, daß fie auch in andern 
Ländern und zum Theil fhon länger, als hier, beftehen. 
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Mo er an ben Beftimmungen an und für fih nichts zu 
tadeln weiß, behauptet er wenigftens, daß gleichwohl böfe 
Zwecke zu Grunde liegen, 3. B. bei $. 7 bezüglich der Zu— 
gänglichfeit der öffentlichen Aemter für alle Befähigten (I. 
114, 115), bei $. 44 wegen Unabhüngigfeit der Richter 
(II. 143, 144), bei $. 45 wegen der Deffentlichfeit des Ges 
richtsverfahrens (IM. 145), bei $. 46 bezüglih auf den An— 
klageprozeß (II. 146) ıc. 

Co weit fih die Grundrechte auf die Wolfsvertretungen, 
auf die Schwurgerichte, auf die Preßfreiheit, auf die Zwangs— 
abtretungen zum öffentlihen Nugen ꝛc. beziehen, habe ich 
oben jhon das Noöthige vorgetragen, und ich will nur hins 
fichtlih weniger andern Beftimmungen auf die Bemerkungen 
des Frhrn. v. Andlaw, namentlich fo weit fie fih auf Baden 
. beziehen, Einiges erwidern. 

Was die Aufhebung der Todesftrafe betrifft, fo fagt von 
Andlaw (I. 116 *)) „die badifche Regierung hatte nach der 
Gefangennehmung Struves im September 1848 nichts Eifrigers 
zu thun, als ihre Gejeggebung in diefem Punkte mit (den 
Grundrechten) in Uebereinſtimmung zu bringen.” — Vom 
September 1848 bis zum 21. März 1849, wo das Geſetz 
über Berwandlung der Todesftrafe in lebenslänglihe Zucht— 
hausftrafe verfündet wurde, verliefen ſechs Monate *). Eine 


*) Bet diefem Anlaffe will ih über ein im Spätjahr 1850 mir aus 
Amerika unter Kreuzband zugelommenes Brentano'ſches Zeitungsblatt, 
weil davon in Öffentlichen Blättern die Reve war, kurze Mittheilung 
machen. Dieſes Zeitungsblatt iſt überfchrieben: „Der Leuchtthurm.” 
„Ein Organ ver Demokratie.” — „Redakteur: Dr. %. Brentanto, in 
Poits ville, Pa." — Den Grund der Zufendung an mich kenne ich nicht, 
und fann ihn nur etwa in einem darin enthaltenen Auffaße gegen 
die Todesftrafe finden, worin die Anfiht, daß vie Tovesftrafe 
nöthig und gereshifertigt fei, als ein Borurtbeil vargeftellt, und 
dann beigefügt ift: „Staatsrath Bekk, in feiner Schrift Über die revo— 
Iutionäre Bewegung in Barden, erklärt die allgemeine Aufhebung 
der Tovesftrafe für einen Mißgriff, und fagt: 

„„Die Bolgezeit wird es lehren und wir werben fehen, wie bie 
Bolfsmoral laut wird, wenn ein rebt graufamer Raub— 
mörder, oder gewinnfüchtiger Giftmifcher, over ein Brands 
flifter, der planmäßig nicht nur viele Däufer in Aſche vers 
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‚große Eile ift alfo dabei nicht erfihtlih. Die Verkündung 
erfolgte indeffen noch vor der Struve'ſchen Schwurgerichtd- 
verhandlung, weil font die Vertheidiger geltend gemacht hätten, 
es beftehe für den Hocdverrath, da die Todesftrafe durch 
die Grundrechte aufgehoben und nod Feine andere Strafe 
an ihre Stelle gejegt fei, gar Feine gejeglihe Strafe mehr, 
was bei den Geſchwornen möglicherweife nachtheilig wirken 
fonnte, 

Im Beziehung auf die Freiheit des Unterrichts ift die 
Nationalverfammlung dem Frhrn. v. Andlaw nicht einmal 
weit genug gegangen (II. 126 und 127), weil fie noch die 
Staatsaufficht vorbehielt und für die Unterrichtsertheilung 
an Anftalten die Nachweilung der Befähigung forderte, 
Er fürchtet, daß unter dem Vorwand des Mangels der Be- 
fähigung Willfür geübt werde. Er fürchtet dieſe Willkür 
gegen Kirchlichgeſinnte, und bedenkt nicht, daß, wenn ber 
Staat weder das Auffichtsrecht hätte, noch eine Nachweiſung 
ber Befähigung, worunter außer der intellektuellen auch 
die fittlihe begriffen ift *), fordern könnte; aud Die 


wandelt, fondern auch eine Anzahl Menfhen um das Leben 
bringt, nur mit Zuchthaus beftraft wird.“ 

„Derfelde Mann, welcher fo oft ertlärt hat, er kümmere fih nicht 
um die öffentlihe Meinung, wenn viefelbe eine irrige fei, ter das 
Wort „„Begriffsverwirrung““ erfunden bat, erniedrigt fich 
zum Sklaven des Borurtheils, weldhes er Volksmoral nennt ꝛc.“ 

Sp Brentano. — Was er mir hinfihtlih ver öffentlichen 
Meinung in den Mund legt, bezieht fich auf das unfinnige Gefchrei 
der Demagogen und ihrer verblenreten Anhänger. Diefem Gefchrei und 
der damit verbunvenen fi überſtürzenden wilden Begehrlichkeit habe 
ih allerdings, obgleich v. Andlaw felbfi Hierin jetzt das Gegentheil 
behauptet, in und außerhalb ver Kammer ſtets entſchiedenen 
Miderftand entgegenfegt. Daß aber ver Bolfsmoral, d. h. dem 
fittliden Gefühle des Volks feine Rechnung zu tragen fei, habe 
ich nicht behauptet. Es fragt fih alfo nur, ob die Todesſtrafe als eine 
rehtlihe und fittlihde Sühne Crer größten Verbrechen) zu 
betrachten fei, ob alfo das Gefühl, das fie verlangt, ein ſittliches 
oder ein blofes Rache gefühl fei? — Diefe Frage zu erörtern, ift aber 
bier nicht der Drt. 

*) Beral, die badische VBollzugeverorbnung vom 9. März 1849, 
$$. 3 und 4. 
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jenigen, welde das Lafter ober ben Atheismus lehren, 
nicht ausgejchloffen werden Fünnten, 

Wenn er zum $. 39, wornah der Lehenverband anf 
zuheben ift, fagt, die badifhe Regierung habe fich beeilt, 
„manches Utile dem Lehensadel möglichit zu entziehen, fobald 
die Grundrechte gefprochen hatten, aber manche Laften vorerft 
noch auf demfelben ruhen laffen,” — fo hätte er doch bei- 
fügen follen, daß die Regierung ſchon am 10. März 1849 
den Ständen den Entwurf eined dem Adel ſehr günftigen 
Geſetzes wegen Aufhebung des Lehenverbandes vorlegen ließ. 
Am 24, April nahm die I. Kammer den Entwurf an, er 
fonnte aber wegen der bald gefolgten Mairevolution nicht 
mehr zum Abſchluſſe kommen. 

Den in ber ganzen civilifirten Welt anerfannten Sa, 
dag in Straffahen Niemand feinem ordentlihen Richter ent: 
zogen werden dürfe, tabelt v. Andlam deswegen, weil er 
in Baden ſchon zu Kompetenzfonfliften und Verzögerungen 
Anlaß gegeben habe (I, 144 *)). Mit den Kompetenz: 
beftiimmungen, die im Strafprozeffe jedenfalld vor: 
fommen *), befaßt fich aber jener Sag nit. Er will nichts 
fagen, ald daß die Regierung nicht das Recht haben fol, 
ein außerordbentlihes (vom Gefege nicht beftimmtes) 
Gericht niederzufegen, oder eine Sache willfürlih an ein 
anderes Geriht, als welhes nah dem Gefege zuftändig 
ift, zu verweilen. 

Wenn Frhr. von Andlaw in feiner Bemerfung zum $. 48 
(I. 146) fagt, daß ein verfehrtes Streben dahin gehe, „oft 
die einfachften Verwaltungsgegenftände in den Bereich der 
Rechtsentſcheidungen zu ziehen,“ fo hat er diefe Behauptung 
mit nichtd begründet, und fofern etwa der in Abth. J. ©. 64 
erzählte (ſchon vor meiner Verwaltung vorgefommene) Fall 
als Beleg gelten foll, fo war er wenigſtens mit diefem Bei: 


*) Man müßte denn haben wollen, daß jever Richter, dem es bes 
liebe, eine Sache an fich ziehen könne, wobei auch Urtheile von ver— 
ſchiedenen gleichfiehenden Richtern ergehen könnten, und baß, wenn 
etwa Feiner fich mit ver Sache befaffen wollte, dieſelbe unerledigt 
bfeiben müßte. 
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ſpiele nicht glücklich, da der Streit über das Daſein von 
Feudalrechten, beziehungsweiſe über die Pflicht zu ſolchen 
Leiſtungen wohl nicht als ein Verwaltungsgegenſtand*) 
gelten kann, ſondern jedem andern Streit über ein Pri— 
vatrecht gleich iſt. 

Im Uebrigen muß es auffallen, daß Frhr. v. Andlaw, 
der doch ſonſt hauptſächlich gegen die ſeit Auflöſung des 
deutſchen Reichs neu aufgekommenen Theorien und Einrich— 
tungen eifert, gerade nur in Beziehung auf den Umfang 
der richterlichen Gewalt den entgegengeſetzten Weg 
geht. Er wird wohl wiflen, daß damald alle Rechte, nit 
nur das, was wir jegt unter Brivatrechten begreifen, Ge— 
genftand der richterlichen Entſcheidungen waren, und daß bie 
im modernen Staate eingetretene Beſchraͤnkung der legtern 
zu Gunften der (von Frhrn. v. Andlaw doch hart angegriffenen) 
Allgewalt des Staats nur von der franzöfifhen Revolution 
und von den Napoleonifchen Diktaten herrührt. 

Wenn aber v. Andlaw beim $. 49, wornad- die Ver: 
waltungsrechtöpflege aufhören, und über alle Rechtsver— 
legungen nur das Gericht entjcheiden foll, bemerkt: „wie 
in Baden“ (I. 147), fo ift er in großem Irrthume, da 


*) Je nah dem zeitlichen politifchen Einfluffe bei der Berwaltung, 
oder je nach dem diefe bei vorausgegangenen adminiftrativen Berhand- 
lungen über eine Sade fih etwa ſchon ausgefprocen hat, wird von 
Manchem mitunter lieber eine Entfcheivung der Verwaltungsbehörde 
verlangt, oder in andern Fällen der ordentliche Richter vorgezogen. 
Wo e3 fih aber um ein privatrechtliches Mein und Dein hanvelt, ift 
ver Richter, ter feine Berwaltungsrüdfichten nimmt und nur nach ven 
allgemein geltenden Geſetzen fich richtet, eine fiherere Bürgfchaft des 
Rechts. 

Kompetenztonflicte werden übrigens, wo man beide Bereiche fi} un- 
abhängig einander gegenüberftellt, nie zu vermeiden fein, und daß die 
Enticheivungen über folche Konflicte alsdann von Demjenigen, ver fi 
oder feine Schußgenoffen dadurch benachtheiligt glaubt, getavelt werben, 
iſt erklärlich. 

Bei dem Tadel der Entſcheidung in Abth. J. S. 28 führt v. Andlaw 
eben fo wenig, als bei dem andern Falle (1.64) Gründe an, warum 
der Konflict anders hätte entfchieden werden follen. 
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dieſer Grundſatz hier noch keine Geltung hat, ſondern nach 
den Grundrechten erſt hätte zur Geltung kommen ſollen. 

Eben ſo ſeltſam iſt es, wenn er in Beziehung auf die 
Reichsverfaſſung (II. 154) behauptet, daß fie der ba- 
diſchen Berfaffung nachgebildet fei, während fie doch mit 
diefer gar nichts gemein hat, ald etwa einige allgemeine 
Süße, die in allen (fonftitutionellen) Berfaffungen vor: 
fommen *). 

Wenn v, Andlam den plöglichen Uebertritt Welder’s von 
der großdeutfchen zur Fleindeutfchen Partei (II, 174 *)) da- 
mit erklärt, daß der Minifter v. Dufh, welcher wegen der 
Uebereinftimmung feiner Anfichten mit jenen der erbfaifer- 
lihen Bartei **) von Frhrn. v. Andlaw als deren „blinder: 
gebenes Werkzeug” geihmäht wird, Welders Abberufung 
in ber Tafche gehabt habe, — fo kann ich nur verfichern, 
daß v. Duſch eine ſolche Abberufung nicht in der Taſche 
hatte, Eine Infonfequenz wenigftens, die zu einer folchen 
Unterftellung Anlaß geben fonnte, lag in Welderd Beneh- 
men nicht, wenn er in dem Augenblide, wo aus den Hand» 
lungen ber öftreihifchen Regierung Far wurde, daß fie 
felbft auf die Plane der Großdeutfchen nicht eingehe, ſich 
von diefen trennte und fih an die Kleindeutfchen anſchloß, 
deren Vorfchläge ihm zwar unvollfommener,, aber möglicher: 
weife allein noch realifirbar fchienen, Hätte wohl aud) 
früher ſchon eingefehen werden können, daß Oeſterreich ſich 
auf die Plane der Großdeutfhen nicht einlaffen werde, fo 
hat Welder den diesfallfigen Irrthum denn doch mit einer 
großen Zahl ehrlicher Abgeordneten aus Deftreih, Bayern ıc. 
getheilt, fo wie auf der andern Seite die Anficht, daß die 
Hleindeutfchen Plane durhführbar feien, ebenfalld von einer 
großen Zahl ehrlicher Abgeordneten (aus dem Norden ꝛc.) 
und nebftdem von vielen Regierungen (fpäter in etwas 


*) Hinfichtlich ver Behauptung, daß in Baven die centralifirte 
Gewalt, auf vie Boltsvertretung fih ſtützend, fi ausgebilvet 
habe (II. 156), vergleihe oben S. 51 Note **. 

**) Frhr. v. Andlaw war ja felbft auch für einen „Erblaifer” (II. 2 *), 
nur für einen andern, als jene Partei. 
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veränderter Geftalt aud von den Regierungen Preußens, 
Sachſens und Hannovers felbft) getheilt wurde, bis am 
Ende durch die Macht der Ereigniffe Alles wieder zu nichte 
wurde *), 

Was den Beitritt Badend zur Reichöverfaffung betrifft 
(u, 195), fo enthält die Großherzoglihe Erklärung vom 
11, April 1849 **) die einzige authentifhe Quelle, und 
eine andere Erklärung Fonnte der Gefandte nicht abgeben. 
Es verftand fih auch von felbft, daß Baden nur für fi 
zuftimmen fonnte, und daß diefe Zuftimmung, wenn bie 
Reichsverfaſſung wegen der Nichtzuftimmung Anderer gar 
nicht in's Leben trat, feine Wirkung haben konnte. Wir 
hatten mit dem bießfallfigen Vorbehalte, obgleich darum unfere 
Zuftimmung zur NReihsverfaffung felbft eine nicht min- 
der unbedingte war, nur im Auge, dem Mißverftändniffe 
vorzubeugen, als wenn Baden durch feine Erklärung fi 
verpflichtet hätte, auch einem nad der Reichsverfaſſung fich 
etwa bildenden Bündnifje beizutreten, das nicht alle Staa— 
ten umfafje, für welde die Reihsverfaffung felbft be- 
rechnet war. Die Gründe, aus welchen unjere Nachfolger 
mit beiden Kammern fpäter einem foldhen befondern Bünd- 
niffe (dem Dreifönigsbündnifie) nachträglich nod bei- 
traten, find hier nicht zu erörtern, Mit der Erflärung vom 
11. April 1849 wollten wir für folhe Fälle nur freie Hand 
behalten, 


v 


In der 


Dritten Abtheilung 


bringt Frhr. v. Andlaw eine Anzahl Aktenſtücke aus dem 
Archive des Reichsminiſteriums ***), 


*) Vergleiche jedoch in dieſer Beziehung oben ©. 113 und Note *) 

*#) Siehe den $. 151 der „Bewegung in Baden.“ 

***) Was er in der Borrede zur Abth. II. ausführt, hat im All- 
gemeinen ſchon obem feine Beantwortung erhalten, Nur Eines non: 


a A 


Ich weiß nicht, nah welchen Gefihtöpunften er, wenn 
ihm die Aften der Gentralgewalt zu Gebote ftanden, bie 
Auswahl getroffen hat. Indeſſen gibt die, wenn aud 
mangelhafte Zufammenftellung denn doch ein ſchwaches Bild 
von jener Zeit und (wie ein Theil der Abth. IL) von der 
überwältigenden Natur der revolutionären 
Strömung in Deutihland und in dem noch beſonders 
auserfohrenen Grenzlande Baden, Sp weit die mitgetheilten 
Aktenftüde weder von der badifhen Regierung ausge— 
gangen, noch an fie gerichtet find, waren fie mir bie- 
her nicht befannt, und die badifche Regierung würde, bei 
manchen derfelben, wenn fie damals zu ihrer Kenntniß ge- 
fommen wären, die nad) den Umftänden geeigneten Erklärungen 
darüber nicht verſäumt haben. 


Frhr. von Andlaw fagt: „vie Revolution if eine geiftige Krankheit, 
welhe man nur dann heilen kann, wenn die Regierungen den leiten- 
den Grundfägen der Revolution felbft entfagen. Man kann viefen Saß 
nur beurtheilen, wenn man weiß, was unter den „leitenden Grunvfäßen 
der Revolution“ verftanden fei. rhr. v. Andlaw meint damit die fon- 
fitutionellen Ideen, deren Berwirflihdung anderwärts 
(3. 3. in England, in Holland, in Belgien) die Revolution, flatt fie 
zu unterbalten,, ‚gerade zum Abfchluffe gebracht und einen feften 
Zuftand begründet hat, während umgeleprt ihre beharrliche Zus 
rüdmweifung von Seiten ver Negierungen 3.8. in Rom und Neapel 
die faft ununterbrochenen Revolutionen wenigfiens niht abgehalten hat. 

Wenn man fich inveffen als ein Eldorado den Zall dächte, daß jenen 
Tonftitutionelfen Ideen, jenen Grundfäßen von politifcher Freiheit und 
von den Rechten des Bolfs Cin allen feinen Gflieverungen) allgemein 
entfagt, und damit alle Begehrfichkeit und Unruhe befeitigt würde, fo 
wäre die Revolution allerdings ebenfalls geheilt. Das bloße Berichten 
der Regierungen auf jene Grundſätze könnte aber ein ſolches Ziel 
nicht erreichen, da hiedurch ver Zwiefpalt zwifchenvden Regierungen 
und allen andern Denkenden ja noch gefleigert und damit ber 
Stoff zur Revolution nur vermehrt würde. Wenn man, wie von 
Andlaw auf S. V. richtig fagt, „die Revolution mit Waffenmadt 
nicht befiegen kann,“ fo kann man auf folche Weife noch weniger die 
Ideen felbft befiegen, welche, wenn fie groß gewachſen, nicht zur 
Geltung kommen, ipre gewaltfame Berwirffihung, d. i. die Re— 
volution, hervorrufen. 

Hinfichtlich der Note * auf S, VI. der Borrede vergleiche oben bie 
Note * auf ©. 5.) 


en 


Jedoch find es nur einzelne Aftenftüde, über deren Inhalt 
ih nun einige Bemerkungen zu machen mich veranlagt fehe. 


Nr. 1. 


Die Note des Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten 
gegen die plöglihe und vollftändige Zurüdziehung der 
Bundestruppen im Anfange des Juli 1848, auf weldhe Note 
dad Schreiben ded Oberfommandanten des fiebenten und 
achten Armeecorps an die Bundesverfammlung vom 13. Juli 
1848 (II. 1—5) eine Erwiederung enthält, hat Frhr. von 
Andlaw nicht mitgetheilt. Ein Abwägen der beiderjeitigen 
Gründe ift aljo dem Publikum nicht möglich. 

Was in dem Schreiben über die feit lange beftandenen 
Verhältniffe in Baden über Gefeglichfeit oder Schwäche der 
Beamten, angedeutet ift, konnte der hohe Befehlshaber nur 
von Hörenfagen wiſſen, und die Quellen find befannt- 
lich nicht immer rein. Namentlich zeugt, was wegen Peters 
Verhaftung gefagt ift, von einem Mangel an Kenntniß des 
eigentlihen Sachverhalts, (Man vergleiche den $. 95 der 
„Bewegung in Baden“,) 

Das von den vielen Defertiond- und Indisziplinar-Fällen 
unter den bayerifchen Truppen felbft Erzählte zeigt nur, 
wie ſchwer damald die Ordnung überhaupt aufrecht zu er- 
halten war, wenn felbft die Führer der zahlreichen bayerifchen 
Truppen bei ihrer eigenen Mannfchaft dazu nicht im Stande 
waren. Wenn, wie in dem Schreiben richtig gefagt ift, die 
„Meinungen dur die Gewalt der Waffen fih nicht ändern 


laſſen“ (III. 4), — fo ftehen dazu in revolutionären 
Zeiten noch weniger andere Mittel zu Gebot, 
Nr. 32, 


Ih erinnere mich, dag Mathy beiläufig fo, wie es hier 
dargeftellt ift, geiprochen hat. Nur wußte ich nicht, und nahm 
nicht an, daß der Inhalt feiner Erklärung auf einer eigent- 
lichen, wenn aud nur mündlichen, Inftruftion des Reichs— 
minifteriums, daß er in deſſen Namen fo fpreche, berube. 
Auch bei amtlihen Eröffnungen werden oft Anfichten und 
Aeußerungen Anderer mitgetheilt, die nicht für ſich felbft auch 


% 
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gerade einen offiziellen Charakter haben, — und gegen: 
über folhen Aeußerungen können blofe Aufflärungen 
genügend erfheinen, während bei offizieller Mittheilung 
derjelben nad Umftänden andere Schritte nöthig gewefen 
wären, 

Was nun aber die Sache felbft betrifft, fo handelte es 
fih einzig und allein um das ſtandrechtliche Ver— 
fahren gegen Struve und Genofjen *). 

Wahrſcheinlich wurde Mathy's Sendung durd das anonyme 
Karlsruher Schreiben vom 29. September 1848 (II, 66, 67), 
worin auf Struve's Erefution gedrungen wurde, veran- 
laßt, und duch den Bericht des Reichscommiſſaärs (Keller) 
vom nämlihen Tage (II. 68, 69), daß und warum das 
Standgericht auf die Aburtheilung nicht eingehen wolle, und 
daß das Staatsminifterium die nachgeſuchte authentiſche In— 
terprätation nicht ertheilt habe, 

Es wurde wirklich, wenn auch nit vom Standgeridt 
felbft, eine ſolche Interprätation verlangt, und zwar dahin, 
daß Struve und Genofjen, obgleih fie nach Verkündung 
des Standrechts nichts mehr verübten, gleihwohl ftand- 
rechtlich gerichtet werden follten, 

Die Standrechtöverordnung, welhe am 23. September, 
alfo am Tage nad dem Eintreffen der Nachricht von Struve’s 
Einfall, erlaffen wurde und am 24. September früh mit dem 
erften Bahnzuge im Regierungsblatte nach allen Richtungen ab- 
gieng, drohte (mie die öftreichifchen, bayerifhen und andern 
Standrechtsgeſetze) die Anwendung des Standrehts nur 
Denjenigen, welde nad Berfündung bdeffelben am 
Aufruhr oder Hochverrath noch Theil nahmen. 

Wenn das ftandrehtlihe Gericht darnach, weil das Tref- 
fen von Staufen fogleih am nämlichen 24. September ſchon 
vor ber Berfündung des Standrehts ftatt hatte, Struve 


*) Etwas Anderes, und namentlih andere Andeutungen von Bor: 
fhlägen, was fonft noch zu thun fei, enthält auch die Mathy'ſche Dar- 
ſtellung nicht. Was darin von Einfendung der Struve’fchen Papiere, 
deren Driginalien übrigens dem Unterſuchungsgericht nöthig waren ꝛc., 
aefagt wird, ift von feinem Belange. 
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und Blind aber ohne weitere Thätigkeit ſogleich Tags dar⸗ 
auf auf ihrer Flucht gefangen genommen wurden, biejel- 
ben nun dem Standredt nicht unterwerfen zu können 
erflärte, fo fand es die Regierung allen Rechtsgrundſätzen 
widerfprechend, die verlangte Interprätation nachträglich da— 
hin zu ertheilen, daß fie gleihwohl ſtandrechtlich abzu⸗ 
urtheilen feien. Auch die Ermahnung des Abgeordneten bes 
Reihsminifteriums: „anftatt fh an Förmlichkeiten zu 
ftoßen, ... von der politiihen Lage Deutſchlands und 
Badens fich leiten zu laſſen“, — fonnte die Regierung nicht 
vermögen, einen Juſtizmord zu verüben. War died eine 
Schwäche, fo befenne ich mich derfelben fhuldig. Es bedurfte 
übrigens damals mehr Muth, fih dem Verlangen zu wider: 
fegen, als ihm ftattzugeben. 

Die Darftellung der Erwiederung des Staatsminifteriums 
in Beziehung auf die Befugniffe des Reichskommiſſärs (III. 
80) ift nicht ganz genau gefaßt oder beruht einigermaßen 
auf Mißverſtändniß. Sie gieng dahin: es handle fich aller- 
dings nicht nur um einen Hochverrath gegen Baben, 
fondern gegen das ganze Reid. Wenn nun die Reiche- 
gewalt berechtigt wäre, von fih aus dad Standrecht, 
abweichend von der badijhen Verordnung vom 23. Gep- 
tember in der Art zu verfünden, daß daſſelbe aud die 
vor der Verkündung aufgetretenen Theilnehmer treffe, 
fo möge fie thun, was fie vechtlih zu thun vermöge, 
Es gefhah jedoch Hierauf nichts *). Imdeffen hatte der 


— 


*) Wenn der Reichsminiſter v. Schmerling in feinem Schreiben an 
den Reihscommiffär vom 2. Dftober 1848 (IT. 107) von der „unents 
ſchloſſenen Haltung der badifgen Reyierung in Berfündung des Be⸗ 
lagerungszuftandes“ (ver verkündet, aber nicht rü dwirfend ange 
wendet wurde), und von der „Muthlofigfeit ihrer Beamten“ (des Stand⸗ 
gerichts) fpricht, „vie, wo es fih um Beftrafung eines Räubers handelt, 
nicht wagen, ihre Verantwortlichkeit an einen Spruch 
au ſetzen, den Jedermann als recht gepriefen hätte,“ — fo könnte 
man fragen, warum benn der Herr NReichsminifter, der feinem Com⸗ 
miffär die Vollmacht ertpeilte, von Reichswegen das Standrecht zu 
proffamiren (IM. 11), die Sache nun beruhen ließ und nit ein 
N eich sftandgericht aus den Reichstruppen mit dem Muftrag nieder⸗ 
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Reichscommiſſär vom Reichsverweſer ſchon vorher wirklich 
die Vollmacht, „das Standrecht zu proklamiren“ (III. 11), 
ohne daß er davon einen andern Gebrauch machte, als daß 
er, wie aus feinem Berichte vom 24, September 1848 (II, 18) 
zu erfehen ift, noch an eben diefem Tage (nach dem Treffen 
„bei Staufen) den badiihen Befehlshaber auch von fih aus 
ermächtigte, dad Standrecht nach der badiſchen Verordnung 
zu verfünden, 
Im Uebrigen enthält Nr. 33 (I, 81 und 82) eine Wider 
legung der gegen die Standrechtöverordnung gemachten Eins 
wendungen *), und fo fehr aud die damalige momentane 


feste, ohne Rückſicht auf vie Beſchränkungen ver badlſchen Vers 
ordnung die Gefangenen kriegsrechtlich abzuurtheilen? Mancher muthet 
Andern zu, was er felbft nicht zu thun wagt. 

Der Reihsminifter forverte in dem erwähnten Schreiben zugleich den 
Reichscommiſſär auf, „für die Angelegenheiten Badens unmıtielbar zu 
forgen ,” und von den ihm „ertheilten Vollmachten ausgedehnten Ges 
braud zu maden.“ Barum geſchah venn aladann in d.eier Beziehung 
nichts, wenn die badiſche Regierung wirklih etwas ve:-fäumt hätte 
und warum erließ das Neuhsminifterium, wenn etwa auch fein Com— 
miflär fäumig war, nicht fpezielle Weifungen, was zu ge— 
fchehen habe ? 

Wenn gefagt iſt, daß eine Truppenverminderung eintrat , „als Struve 
alle Berbereitungen zum Eınfalle traf,” fo ift vies eine durch nichts 
begrünvete Behauptung, va ja aus der Huterfuchung befaunt ift, daß 
Struve zu jener Zeit überall feine Vorbereitungen machte, daß 
vielmehr nur der Malmöer Beſchluß und das Franffurter Artentat den 
Einfall ganz plöglih und unvorbereitet hervorrief, fo 
daß viele Flüchtlinge (name: tiih im Kanton Thuraau) niht einmal 
Gelegenheit haiten,, fih demfeiber auch nur anzuſchließen. 

*) Bergleihe auch $. 117 und 118 der „Vewegung in Baden." — 
Dabei möge man noch erwägen, daß z. B. Radetzky 1848 in Stalien 
erſt nach Niererfhlagung mehrerer aufrührerifhen Borfälle envlich 
das Standrecht vertundere und daß Windiſchgrätz im Dftober 1848 vor 
Wien den Einwohnern noch eine dreitägige Friſt anberaumte, indem 
nur Diejenigen, die nach Aolauf diefer Fi am Aufruhr no 
Theil nähmen ıc., ven Stanprecht un:erliegen follten, — Im Wider» 
fpruche mit vem Berfahren diefer Kelpberren hätte man nun bier, wo 
man das Glück hatte, am zweiten Tage, von ver Kenntniß des Struve—⸗ 
fhen Einfalld an, ven ganzen Aufruhr völlig niederzuſchlagen, fih follen 
zur Gewaltthat verleiten laffen, unter ruckwirkender Aenderung 
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Energie der Gentralgewalt fonft zu billigen war, fo hätte es 
doch noch weit wohlthätigere Wirkung gehabt, wenn biejelbe 
in der Lage geweſen wäre, die Nahrung, welche die Revo— 
Iution von Frankfurt aus felbft erhielt, abzuwenden, wenn 
nämlich die Nationalverfammlung nicht folhe Badener, welche 
wegen Theilnahme am Hochverrath gerichtlich verfolgt waren, 
in ihre Mitte und in ihren Schuß aufgenommen, und wenn 
nicht der Neichöverwefer durch Verkündigung der Grundrechte, 
ehe das Neih felbft zu Stande fam und eine Fräftige 
Stüße bot, in mehreren Punkten die Negierungsgewalt zu 
jehr geſchwächt hätte ıc. 

Andere auf die Niederhaltung der Revolution nah dem 
Struveputfh bezügliche Aftenftüde, 3. B. der Bericht des 
KReihscommifjärd vom 24. Oftober 1848 (III. 140 — 145 ıc.) 
geben ein interefjantes Bild der damaligen Ginigfeit und 
Ordnung unter den verſchiedenen Theilen des Reichs *). 


Nr. 52. 


Bon den „Mittheilungen des (königl. württemb.) Generals 
v. Miller an das Kommando des achten Armeecorps in Stutt— 
gart (III. 162 — 63), welche am 3. Dezember 1848 von Freies 
burg aus abgiengen, hat die badische Negierung nie Kennt: 
niß erhalten. Sie war alfo nie in der Lage, die durch Frei- 
burger Privatnotizen dem Herrn General beigebrachten Irre 
thümer auch nur aufklären zu können, und ich felbft habe 
gar nicht die Ehre, den Heren General zu fennen oder von 
ihm gefannt zu fein. 

Die Unrichtigkeit der erwähnten Notizen ſtellt ſich indeffen 
Far heraus, | 


Diefelben betreffen die Befürchtung, daß „eine allgemeine 


der Verordnung — entgegen den ewigen Grundfäßen des Rechts — die 
bei Berfündigung des Standrechtes fhon gefangene Thäter durch Re— 
gierungsbefehl ſtandrechtlich aburtheilen zu Iaffen, um bie vor- 
theilhaften Wirkungen eines fandrechtlichen Beiſpiels hervorzubringen! } 

*) Sinſichtlich der Anträge auf Verlegung einer fländigen Garnifon 
nah Konſtanz, worauf das Kriegsminifterium nicht eingieng, fiebe 
oben ©, 85 und die dortige Note *. 
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Amneftie bewilligt und Struvebegnadigt,” die republifa- 
nifche Partei alfo diefen ihren Zwed durch Einfhüchterungen *) 
erreichen werde. Es wurde aber Feine allgemeine Amneftie 
bewilligt und Struve nicht begnadigt, die Befürchtung ift alfo 
durch die That widerlegt, und war für Diejenigen nie vor- 
handen, welche den entjchiedenen Widerftand beobachtet haben, 
den die Regierung einem ſolchen Andringen im Winter 1848/49 
in und außerhalb der Kammer ftet3 entgegenjegte **), 

Die Befürchtung follte aber durch drei angeführte befon- 
bere Thatſachen begründet werden, die jedoch durchweg 
unwahr find, 

Unwahr ift e8, daß v. Rotteck auf Brentano’d Inter: 
pellation hin auf Befehl der Regierung freigelaffen 
wurde. Ende April 1848 wurde derfelbe verhaftet, ſodann 
am 1. Dezember 1848 durch einen rihterlihen Beſchluß, 
den die Regierung weder anordnen noch hindern fonnte, 
gegen eine Kaution von 15,000 fl. aus dem Verhafte ent- 
laffen, und fpäter (matürlid wieder ohne Zuthun ber 
Regierung) duch Erfenntnig der Anflagefammer vom 
7. April 1848 von der Anklage entbunden, 


*) Als folder Einfchüchterungsverfuche erwähnt ver General v. Miller 
mehrerer, dem Großherzog zugelommener „anonymer Schreiben, worin 
ihm mit Ermordung gedroht wurde.” — Es find allerdings nicht nur 
ſolche anonyme Schreiben, fondern felbt mündliche perſönliche 
Anzeigen von Ohrenzeugen eingefommen, daß und wie (an auge 
ländiſchen Orten) unter ven Revolutionsmännern die Ermordung 
des Großperzogs, des Markgrafen Wilhelm und meiner Perfon be— 
fchloffen worden fei. Nähere Nachforfhungen führten zu keinem Ziele, 
Im Uebrigen konnten ung verlei Dinge nicht nur nicht zu einer allge- 
meinen Amneftie, oder überhaupt zu einer Nachgiebigfeit gegen vie Re— 
volutionäre beſtimmen, fondern fie beftärften ung vielmehr in dem 
Widerfiande gegen viefelben mit allen damals möglichen Mitteln, 

**) Demerfenswerih ift, daß, während ich bier wegen ber bloßen 
Befürchtung einer allgemeinen Amneftie angegriffen bin, die Reiche 
ceommiffäre wegen ver Mairevolution in ihrem Berichte vom 1. Juni 
1849 (II, 242) mir umgefeprt vie politifhen Berfolgungen, 
alfo die Borenthaltung der allgemeinen Amneftie, zum VBorwurfe 
maden, indem fie darin einen der Unzufrievenheitsgründe, welche die 
Revolution hervorgerufen haben follen, erbliden. So gleichen fi die 
Beſchuldigungen gegenfeitig aus, und ich ſchaue mit ruhigem 
Gemüthe über beide hinweg. 9 | 
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Unwahr ift ferner, daß ih in Tauberbifhofsheim bei 
einer Anrede an die Bürger „von mehreren derfelben fürm- 
lich infultirt wurde, fo daß mir nichts übrig blieb, als den 
Ort fogleih zu verlaſſen“ *). 

Endlich ift e8 unwahr, daß Hofrath Buß von einem 
Vorfalle, wobei er in Tauberbifhofsheim thätlih mißhandelt 
worden fei, „der Regierung fogleih die Anzeige” gemacht, 
man es „jedoch nicht der Mühe werth gefunden habe, aud 
nur eine Unterſuchung zu veranftalten.” Eine ſolche Ans 
zeige des Hofraths Buß ift wenigitend bei dem Minifterium 
des Innern nie eingefommen. Was dort einfam, war um- 
gekehrt eine Anzeige und Beſchwerde von dreizehn Bürgern 
von Tauberbifchofsheim gegen Hofrath Buß, daß er in ber 
dortigen Kirhe nad dem Gotteödienfte eine politifhe Rede 
gehalten, darin über die Regierung und über Andere ges 
ſchmäht, und dadurch, da dortige Bürger die Schmähung 
auch auf fich bezogen, Aufregung veranlaßt habe, Das Be: 
zirfsamt Tauberbiihofsheim nahm dieſe Bejhwerde am 
5. November 1848 zu Protokoll, hörte darüber den Hofrath 
Buß, und ſchickte das Protofoll ein **). Von einer gegen Buß 


*) Am 13. Ceptember 1848 fprach ich zu Tauberbifchofsheim in ver- 
fohievenen Abtheilungen eine große Anzahl Bürger, Bon Infultis 
rungen, diemir dabei gemacht worven fein follen, weißih nichts. 
Bielleiht hat viefes Gerücht einen andern Urfprung. Als ich nämlich 
Nachts nah beendigten Gefhäften noch von Tauberbifhofsheim weg 
nad Gerlachsheim fuhr, fo begegneten meinem Wagen unten am Städt» 
chen zwei Burfhe, welche einmal, jedoch nicht fehr laut, das Wort 
„Pereat“ audriefen und dazu lachten. Ob die zwei Burſche mich kann 
ten, weiß ih nicht. Sie nannten feinen Namen. Ich madte natürlich 
feinen Halt, und veranlaßte nod weniger ein nachträgliches amt!iches 
Einſchreuen wegen vieler Meinen Büberei, deren Urheber doch nicht 
leicht zu e mitteln geweſen wären. Bielleiht fam dieſer Borgang auch 
Andern zur Kennimmiß und gab etwa Anlaß zu ver Freiburger falihen 
Notiz, als fei ich bei einer Befpredung in das Angeſicht iaſultirt 
worden. 

**) Das Protokoll lautet wie folgt: 

Geſchehen zu Zauberbifhof: heim den 5. November 1848 
vor Großh. Bad. Oberamtmann Schneiver. 

Heute Vormittag um 11 Uhr erſchienen die hiefigen Bürger M. Sch., 
®. 8. sc. (13 Namen) und tragen vor; 
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ftattgehabten Gewaltthätigfeit x. ift darin Feine Rebe, 
und zu einer Unterfuhung gegen feine Gegner lag fein 
Stoff vor, fondern nur etwa zu einer Unterfuhung gegen 
ihn felbft, wenigftend in fo weit, als er fi erlaubte, 
in der Kirche überhaupt eine politifhe Nede zu halten. Da 
dies indefjen mit Zuftimmung ded Pfarrers geſchah, und 
diefer jich darauf berief, „daß der hochwürdige Erzbiſchof zu 
derartigem Auftreten des Hofraths Buß die Genehmigung 
ertheilt habe”, fo wurde das Protofoll mit den geeigneten 
Demerfungen dem erzbifhöflihen Ordinariat mitgetheilt, und 
von diefem am 24, November 1848 erwiedert: „daß eine 
Erlaubnig zur Abhaltung fraglicher Volksverfammlungen in 


Geftern ift Hofrath Buß von Freiburg dahier eingetroffen und logirt 
bei Dekan und Staptpfarrer Binz dapier. 

Schon geftern hat derfelbe im Nathhaufe dahier eine Anrete an den 
verfammelten Gemeinderath und Bürgerausfhuß gehal:en, und foll das 
bei ungeeignete Außerungen gegen vie Minifter und Beamten vorges 
bracht baben, was wir aber nicht verbürgen können. 

Heute ift er nun in der Kirche dabier aufgetreten und hat an die ver- 
fammelte Kirchengemeinde eine Neve gehalien. Es wurde, da heute 
Sonntag iſt, um die gewöhnliche Zeit aufammengeläutet und der Kaps 
lan hielt das Amt. Eine Previgt hielt er nit, fondern verlaß nur 
das Evangelium. Als das Amt beendigt war, trat Hofratd Buß im 
Ehor an ver Kommunikantenbank auf und hielt eine Rede, welche ges 
gen anderthald Stunden dauerte. Er verbreitete ſich darin über bie 
katholifhen Pfurreien, über das Berbältniß ver Schule zur Kirche und 
die Trennung der Kirde vom Staate, in welch’ letzterer Beziehung 
er insbefonvere verlangte, daß ver Kirche die ſelbſtſtändige Berwaltung 
ihres Bermögens überlaffen werden folle. 

Als dieß geſchehen war, fante er, daß die Mitaliever ver katholifchen 
Bereine nichts Politiſches haben, fuhr aber dann fort: wir haben doch 
auch etwas Poluiiches. 

Die Regierung hat fchon im November v. J. die Kenntniß erhalten, 
daß eine Verſchwörung reftehe, um alles Beftehende umzuftürzen, und 
hat viefelde dennoch nicht unterdruckt (2), obſchon es ihr leicht geweien 
wäre. Darurh bat die Regierung ihre Pfliht vernadläßıgt, und ed 
ift deßhalb (12) die Märzrevelution ausgebroden. (S. oben £. 103 u. 104.) 
Darauf fam er auf vie Reife, weihe im Wärz d. 3. von vielen Vürgern 
nach Karleruhe unternenımen wurde, wobei er fagte, vaß vie Wühler wie 
Spinnen auf ver Eiſenbahn dahin gefromen feien, um die furdtfame NRegies 
rung einzufpüchtern, Geſetze zu ertrogen, und die Kammer zu fprengen. 
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Pfarrkirchen durch den Hofrath Buß bei Sr. Ereellenz dem 
hochwürdigſten Erzbiſchof nicht nachgeſucht und von demfelben 
nicht ertheilt worden fei.“ 

Auf weitere Veranlafiung erließ alddann das erzbifchöfliche 
Ordinariat nahträglih am 22, Dezember 1848 noch ein Eir- 
culare an die Pfarrer, daß „Alles, was nicht zum Fatholifhen 
Gottesdienft.... vorgefchrieben oder darin enthalten fei, aus 
den Kirchen unbedingt fern zu bleiben, und durchaus darin 
Niemand Reden zu halten habe, als nur die Firhlih appro— 
bitten Geiftlichen.“ 

„Es fönnten fonft“, wird beigefügt, „mitunter bedauerliche 


Da auch von hiefigen Bürgern jene Reife unternommen wurbe, fo 
erregte vie erwähnte Aeußerung des Hofraths Buß Unwillen und M. Schmitt 
bemerkte ihm, daß auch er jene Neife mitgemacht habe, aber dennoch 
fein Wühler fei. Schmitt und viele Andere verließen die Kirche, Buß 
ſprach aber noch weiter, bemerkte, daß er fich nicht fürchte u. dgl. 

Es ift offenbar, daß durch das Auftreten des Hofraths Buß Aufregung 
entſteht, die ſich ſchon heute, nachdem die Leute die Kirche verlaffen 
hatten, zeigte, und es könnten leicht Orbnungsftörungen vorfallen, wenn 
diefem Auftreten nicht Einhalt gethan wird. Eicherm Bernehmen nad 
fol Hofrath Buß beabfihtigen, morgen auch in ver Kirche zu Lauda, 
oder überhaupt in Lauda eine Bolfsverfammlung zu halten. 

Wir finden uns im Intereffe ver öffentlichen Ruhe und Sicherheit 
veranlaßt, ven Antrag zu fiellen, vem Hofrath Buß das Abhalten von 
Bollsverfammlungen und das Reden an das Bolf im Amtöbezirk 
Zauberbifchofspeim zu unterfagen. 

(13 Unterfchriften.) 

Der oben genannte Amtsvorftand begab fich fofort in das Pfarrhaus 
bahier und bemerkte dem Hofrat Buß und Dekan Binz unter Eröffs 
nung bes vorftehenden Protokolls, daß er das Auftreten des Erfteren 
in der Art und Weife, wie es heute gefcheben fei, für ungeeignet halte, 
und befragte denſelben zugleich, ob er beabfihtige, morgen in Lauda 
auf die gleiche Weife aufzutreten. 

Hofratd Buß erflärte darauf, baf feine heute in der Kirche dahier 
gehaltene Reve nah dem vorftehenden Protokoll größtentheils, jedoch 
nicht ganz richtig aufgefaßt worven fei, daß ihn zum Abhalten berfelben 
eine geftern Abend in Abwefenheit des Dekans Binz bei ihm erfchienene 
Deputation von Eeiten des Gemeinderaths und Bürgerausschuffes 
dabier veranlaßt habe, und daß er wirklich beabfichtigt habe, morgen in 
der Pfarrkirche zu Yauda eine Bolksverfammlung abzuhalten, und an das 
Bolt zu reden, daß er nun aber in Berüdfichtigung der heute dahier 
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Auftritte entftehen, die Heiligfeit des Orts verlegt, und fo: 
gar Erfefrationen veranlaßt werden. “ 

Hätte der General v. Miller die thatfählihe Unrich— 
tigfeit der ihm augefommenen drei Notizen gefannt, fo 
würde er die Befürchtung einer eintretenden allgemeinen Am— 
neftie nicht darauf gegründet, und ohne Zweifel die ganze 
Mittheilung vom 3. Dezember 1848 unterlaffen haben. 


105. 


In mehrfacher Hinficht intereffant ift der Bericht, welchen 
die aus Anlaß der Mairevolution ernannten zwei Reichs— 
commifjüre am 41. Juni 1849 an das Reichsminifterium 
erftattet haben, 





ftattgehabten Vorgänge ſchon ven Entfchluß gefaßt Habe, feine Volks— 
verfammlung in Lauda abzuhalten. Er wies auch ein Schreiben an 
den dortigen Pfarrer vor, worin er demfelben anjeigte, daß er die auf 
morgen beftimmte Bolfsverfamminng nicht abhalten werve, und ihn ers 
fuchte, davon die benachbarten Pfarrer in Kenntniß zu ſetzen. 

Dekan Binz beftätigte, vaß Hofrath Buß auf die von ihm angegebene 
Weife zu feinem Auftreten veranlaßt worden fei, und fügte bei, vaß 
ber Hr. Erzbifchof zu derartigem Auftreten des Hofraths Buß vie Ge- 
nehmigung ertbeilt habe. 

Noch wird hier bemerkt, daß ver Amtsvorftand kurz vor der Aufnahme 
des obigen Protofolls benachrichtigt wurde, daß Hofrath Buß in ber 
Pfarrfirche eine Rede an die Kirchengemeinde halte, und daß darüber 
Streitigfeiten in und bei der Kirhe ausgebrochen feien. Der Amts- 
vorftand begab fih augenblidlih dahin und traf vie Leute vor ber 
Kirhe an, wo von verfchiedenen Seiten Wortwechfel geführt wurde. 
Es gelang ihm, die Streitenvden zu befchwichtigen und zum Auseinander- 
geben zu bewegen. 

Hofrath Buß und Dekan Binz hatten fih bereits in das Pfarrhaus 
zurückgezogen. 

Beſchluß: 

1) Iſt in Berückſichtigung der Zuſicherung des Hofraths Buß, daß 
er morgen feine Bolksverfammlung in Yauda halten werde, von einem 
polizeilichen Einfchreiten in diefer Beziehung Umgang zu nehmen. 

2) Diefes Prototoll dem Großh. horhpreislichen Minifterium des 
Innern mit Bericht gehorfamft vorzulegen. 

Großh. badifches Bezirksamt. 


Schneider. ’ 
— in ſidem Lang. 
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Ich laffe mich daranf nur in fo weit ein, ald im Berichte 
Verhältniffe zur Sprache gebracht find, die fih auf die Hand» 
fungsweife des Minifteriums beziehen. Namentlih werden 
als Urſachen der Unzufriedenheit mit dem Minifterium (UL 
242) die Umftände aufgeführt: daß dem Verlangen nad 
Auflöfung der Kammern, welde insbejondere durch 
den Austritt der Oppofition in eine jchiefe Stellung zur 
Stimmung des Landes gefommen fei, und nad Einberufung 
einer Fonftituirenden VBerfammlung nit nachge— 
geben worden fei, — ferner daß das Minifterium die ges 
richtliche Verfolgung der politifhen Verbrecher 4.2. 
Etruve, Blind, Fiedler 10.) veranlaßt und Feine allge— 
meine Amneftie ertheilt habe *); — und endlich, daß die 
Erklärung der Regierung wegen des Beitrittd zur Reiches 
verfaffung „verflaufulirt“ war (weil fie für den Fall, 
daß die Reichsverfaſſung wegen des Widerſtandes anderer 
Staaten nicht zum Wollzuge füme, die Verftändigung mit 
den Kammern über weitere Schritte vorbehielt). 

Alle dieje Gründe werden und heute nicht mehr ent- 
gegen gehalten. Was und jegt vorgeworfen wird, ift ent 
gegengefegter Natur, bezieht fih nämlih auf eine angeb- 
ih zu große Nahgiebigfeit gegen die Revolutionäre, 
während die im Berichte der Reichscommiſſäre angeführten 
Unzufriedenheitägründe die Regierung ald zu hart und uns 
beugfam darftellen, Im diefer legtern Beziehung finde ich 
gegenwärtig eine weitere Widerlegung nicht nöthig. Ich be— 
ziehe mich blos auf mein Buch über die „Bewegung in 
Baden“, wo einleuchtend dargeftellt ift, warum auf die Auf 
löjung der Kammern und Berufung einer fonftituiren 
den Berfammlung (S. 270—272, 278, 284—289), und 
warum auf eine allgemeine Amneftie (S. 209 ıc. und 
215 10.) nicht eingegangen wurde, fo wie warum bei Aner—⸗ 


*) So allein kann ich vie auf S. 242 erwähnten „Vorgänge ver 
Regierung gegen vie politiih Angeklagten 2c.“ verſtehen, va aus den 
Prozeſſen gegen Struve und Fiedler etwa. Anveres, was die Regierung 
hätıe belaften föunen, nicht hervorging und nit bervorgepen konnte. 
Bergl. die $$. 129 und 130 ver „Bewegung in Baden.“ 
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kennung der Reichsverfafſung für den Ball, daß fie nicht 
allgemein zum Vollzug käme, eine weitere Erklärung nad 
Berftändigung mit den Kammern vorbehalten wurde (©. 
261— 264) *). 

Zur Berihtigung defien, was der Bericht der Reichscom— 
miffäre über die Art der Abfertigung der Dffenburger Des 
putation vom 13. Mai 1849 und das ihr angeblich nicht 
entfprechende fpätere Berhalten des Minifteriums (III. 243 
bis 244), — und fodann über meine Beiprehung mit der 
Deputation des Karlöruher Gemeinderatbi8 am Morgen des 
14. Mai (II. 244) jagt, berufe ich mich wegen des erftern 
Vorgangs auf die 88. 174 und 175, und wegen des les 
ten auf die 88. 181 20 der „Bewegung in Baden“. 
MWahrhaft auffallend ift, daß in dem lestern Punfte auch 
die beiden Reichscommiſſäre die nämlihe unwahre Dar- 
ftellung geben, wie ich fie in der „Bewegung in Baden“ 
(S. 326*)) dem Auffate Raveaur’d gegenüber ſchon 
widerlegt habe. 


Die Deputation des Gemeinderaths ſprach allerdings von 
dem Borhaben, den Landedausfhuß zwar nicht zu rufen, 
aber ihm feine Unterwerfung zu erflären. Sie fagte aber 
nihts davon, daß diefes Vorhaben für den Fall, „wenn 
die Regierung fih entferne”, ausgeführt werde, fondern 
für den Fall, daß fein Schu für die Stadt mehr vor 
handen fei, 

Was ich in diefer Beziehung erwiederte, ift im $. 181 
ber „Bewegung in Baden” angegeben. Bon einer bevor: 
ftehenden Flucht **) des Minifteriumsd, und davon, was in 
einem ſolchen Falle gejchehen würde, war gar nicht die 


*) Siehe hierüber zugleih oben ©. 124. 

**) Die Deputation fprad nur von vem Gerüchte, daß das Miniftes. 
rium fhon geflohen fei, überzeugte ſich aber durch meinen Anblid 
hinfihtliid meiner Perſon von dem Gegentheil, und hörte von mir, 
daß mir aud von der angebliben Flucht mei ser Kollegen nichts be 
fannt fei, eine ſolche vıelmepr der Verabredung zuwider wäre. 
Darauf wurde viefer Punkt nicht weiter berührt, fondern nur davon . 
geſprochen, ob und welche Schußmitiel noch übrig feien. \ 
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Rede. Es war dazır auch Fein Anlaß vorhanden, da das 
Minifterium, ehe der Gemeinderath (mit der Bürgerwehr) 
felbft dem Landesausfhuß fih unterwarf, an feine Flucht 
gar nie gedacht hat. 

Darum fpricht der Beihluß, weldhen der Gemeinderath 
am 14. Mai früh 5 Uhr Calfo vielleiht %, Stunden, nad: 
bem die Deputation von mir zurüdgegangen war), faßte *) 
und durch eine um 6 Uhr abgegangene Deputation an den 
Landedausfhug nah Raftatt bringen ließ, in feiner, in alle 
Einzelheiten eingehenden, Motivirung wohl von der ftatt- 
gehabten Flucht der Offiziere, aber mit feinem Worte von 
‚einer vermeintlihen Fluht des Minifteriums, während 
‚umgekehrt in der öffentlihen Erklärung, die dann das 
Staatsminifterium **) bei feiner Entfernung erließ 
(II. 206), unter den Gründen diefer Entfernung namentlich 
des Umftandes erwähnt ift, daß nun auch die Stadt 
Karlsruhe fih außer Stande fühlte, dem Andrange ent- 
gegen zu treten, Dieſer allgemeinen Ausdrudsweife bedienten 
wir und degmwegen, weil und damald zwar dur viele 
Beamte und Andere die fihere Nachricht gebracht war ***), 
daß die Gemeinderathödeputation früh 6 Uhr nad Raftatt 


*) Diefer Beſchluß ift im, $. 182 der Bewegung in Baden ent» 
halten. Es widerlegt fih dadurch zugleich auch die Behauptung ver 
Reichscommiffäre (III. 244), daß der „Landesausſchuß fih auf An 
ſuchen ber (Gemeinde-) Behörden nach Karlsruhe begeben” und die 
Gewalt in die Hand genommen habe. Statt deſſen fagte nämlich ver 
Gemeinverath nur, „daß die Stadt Karlsruhe ihnen (d. i. dem Yans 
desausſchuß und der proviforifchen Regierung) nicht BUIDRUEN 
treten werde, wenn fie bieher fommen würden 20.” 

**) Seltfamer Weiſe ftellte Frhr. v. Andlaw viefe öffentliche Ertla⸗ 
rung (III. 206) als Nr. 73 dem Gemeinderathsbeſchluſſe (I. 207) als 
Nr. 7A voran, da doch der Gemeinderathsbeſchluß ſchon um 6 Uhr 
nach NRaftatt abgieng, während die Erfiärung des Staatsminifteriume 
fo wie veffen Entfernung felbft, eben durch jenen Beihluß veran= 
laßt, eft nachher bei ver um 8 Uhr ftattgehabten Gonferenz bes 
ſchloſſen wurde. 

***) Zu mir allein famen mit diefer Nachricht vom Bahnhof herein, 
nachdem die Deputation nach NRaftattt abgegangen war, nadeinander 
- folgende ; Kanzleirath Bingner, Kanzleiviener Zeeb, Minifterialprattifant 
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abgegangen fei, um dem Landesausſchuß die Unterwer: 
fung der Stadt anzuzeigen, der Wortlaut des Gemeinde: 
rathsbeſchluſſes und aber noch nicht vorlag, und der Bürger: 
meifter, den ich zu näherer Ausfunftsertheilung rufen ließ, 
rechtzeitig nicht mehr beigebracht werden konnte. 

Diefer Berlauf der Dinge, wornad der Gemeinderath 
nicht erft nach und wegen unferer Entfernung feine Unter: 
werfung dem Landesausſchuß anzeigte, jondern wir umge- 
fehrt, gerade darum, weil jene Unterwerfungserflä- 
rung um 6 Uhr nah Raftatt ſchon abgegangen war, erft 
zwifchen 9 und 10 Uhr und zum Theil noch fpäter abreisten, 
— fönnte duch eine Menge Zeugen bewiejen werben. Es 
bedarf deffen aber bei der Notorietät der Sache nit, und 
ber Gemeinderath felbft hat in einer 1850 in der Karle- 
ruher Zeitung veröffentlichten Erklärung den hier dargeftell- 
ten Verlauf, von dem er erft fpäter nähere Kenntniß erhal 
ten habe, anerkannt, 


Nr. 123. (B. IN) 


Bei den härteften Angriffen gegen Regierungshandlungen, 
auch gegen ſolche, weldhe unter minifterieller Signatur vom 
Großherzog felbft ausgiengen, hat Frhr. v. Andlaw immer: 
hin nur fein fonftitutionelles Recht des Tadeld (wenn au 
bes fhärfften) ausgeübt, und es trifft ihn, wo er im That- 
fählihen) bei der Wahrheit blieb, feine Schuld. Die kon— 
ftitutionellen Grundſätze, obfhon er felbft fie fo heftig 
anfeindet, fommen ihm hiebei zu ftatten. 

Anders verhält ed fich mit der Bekanntmachung des Schrei: 
bens eines auswärtigen Minifters an feinen Bevollmächtigten 


Schwarzmann, Minifterialvireltor Staatsrath Brunner und Oberpoft- 
rath v. Kleudgen. 

- Darauf erfi ließ ich vie übrigen Mitglieder des Staatöminifteriums, 
die inzwifchen alle die Nachricht von Andern ebenfalls ſchon erhalten 
hatten, auf 8 Uhr einladen, um darüber zu berathen, was jet 
zu thun fei, da nun bei ver (auf 11 Uhr angekündigten) Ankunft des 
Landesausfchuffes die verfaffungsmäßige Regierung au den Echuß der 
fädtifhen Bür ger we hr nicht mehr für ſich Hatte, 
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(11. 330), worin eine die Perſon des Großherzogs verletzende 
Aeußerung enthalten iſt. 

Mag es erklärlich und entſchuldbar ſein, wenn ein aus— 
wärtiger Miniſter, deſſen Regierung im Augenblicke mit jener 
Badens in einem Zerwürfniffe ftand, in einem vertraulichen 
Schreiben an feinen Bevollmächtigten eine Neußerung brauchte, 
bie er Baden, oder Dritten gegenüber oder gar öffentlich 
fi nicht erlaubt haben würde, — fo ift ed doch von einem 
badifhen Staatsbürger weder fonftitutionell, noch 
überhaupt patriotifch, wenn er ein ſolches Schreiben hinten- 
nah der Deffentlichfeit preis gibt, und damit ben Inhalt 
dejjelben gegen feinen Monarchen erſt verlegend madt. 
Wäre dabei ein Vorbedacht vorauszuſetzen *), fo wäre die 
Handlung ftrenger zu beurtheilen, und jedenfalls läge darin 
fein Zeugnig monarchiſcher Gefinnung, 


Ich fomme nun zur 
Vierten Abtheilung 


der v. Andlaw'ſchen Druckſchrift. 
Wenn er im 


Vorworte 


die Ueberzeugung ausſpricht, daß Alles Wahrheit ſei, 
„was er ſeit den erſten Tagen feiner öffentlichen Thätigkeit 
unverändert feftgehalten“ habe, fo fann fi dies natürlich 
niht auf die in feiner Schrift vielfah angeführten un- 
wahren Thatfahen beziehen, er meint damit vielmehr 


*) Erwägt man indeffen, wie die Schrift überhaupt ohne nähere 
Prüfung fo viele unwaore Thatſachen inter Meinung, daß fie wahr feien, 
mittheilt, und fo leichihin varauf gebaute oder fonftige falſche Schlußfol⸗ 
gerungen auffkllı, fo wird man aud bei ver vorlieuenten Beröffent« 
lidung eine vorbedachte oper genauere Neberlegung nit 
vorausjegen durfen. 
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nur die abftraften Wahrheiten, die er ftetöhin aud- 
geiprohen habe. Ueber diefe wird die Zufunft richten, 
und was das unveränderlihe Fefthalten betrifft, fo 
wundert fid vielleicht Mancher darüber, wie v. Andlaw, 
der das Fonftitutionelle Syſtem jest jo heftig angreift, 
und es als die Wurzel der Revolution darftellt, in der Sigung 
der I. Kammer vom 19. Mai 1848 (j. oben ©. 29) bie 
fonfequentere Durchführung bdejjelben verlangen fonnte, 
da man die „Fonftitutionelle Bahn einzuhalten 
verpflidtet“ fei *). 

Auch könnte man die ſchon oben mehrfach hervorgehobenen 
perfönlihen Berdähtigungen im Widerfpruche finden mit 
der Verficherung, daß feine Anfeindung nie „den Perſonen,“ 
fondern ftetö nur „der verderbliben Sache“ gelte **). 


Um Uebrigen wäre e8, wie v. Andlaw richtig fagt, „an 
der Zeit, dad Erperimentiren mit der Wohlfahrt des Volkes 
‚an dem Körper des Volkes aufzugeben,” und es fünnte, wenn 
man jegt nad feinen Theorien erperimentiren und 
das feit 32 Jahren (unter der Herrfhaft der Fonftitutionellen 
Verfaſſung) Begründete wieder vernichten wollte, das Unheil 
um fo größer werden, ald er von feinem verneinenden 
Standpunkte aus nicht einmal beftimmte Vorſchläge mad, 
durch was das zu Bernichtende dann erjegt werden fol, 
(S. oben ©, 44—50). 





*) Auch bei ven fo vielen (oben gezeigten) Widerfprüden der in 
der Drudicrift aufgeftellten allgen einen Säße unter ſich if wenig. 
fleng ein „unveränverliches Fefthalten” nicht möglıd. 

**) Abth. IV. Borrede, ©. IV. in Bergleihung z. B. mit Abth. I. 
143, 166—167 ıc., wo bei dem Berhalien ver Regierung verwerflide 
Hintergedanken (f. oben ©. 68—69 und 99) untergeſchoben werden. — 
Bon ven (vielfach hervorgehobenen) blos unwahren Thatfaden, 
auf welche Beichulvigungen gebaut werden, will ich hier nicht fprechen, 
weil ihre Mittheilung felbfi da, wo fie nur’ auf fünflliher Kombination 
zur Erklärung einmal aufgeficliter Eäße dienen, auf der wirklichen 
Meinung, daß fie wahr feien, beruhen kann. Viele glauben aud Un« 
wahres, welches Anvere belaftet, gar leichthin felbfl. Das 
Schlimme findet gemeinhin mehr Glaube, ald das Gute. 
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Nur wenn er im Jahr 1848 hinſichtlich deſſen, was in: 
der Gefeggebung und in der damaligen Verwaltung ger 
fhehen follte, pofitive Borfchläge gemacht hätte, Fönnte er, 
wie er hier in der Einleitung (IV. 1) thut, von der Nicht 
beadptung einer „Warnungsftimme” fprechen, welche uns 
berehenbared Weh über das Land gebracht habe. Da er 
aber, wie jet in der Drudfchrift, fo auch damals in feinen 
Kammerreden felbft nichts Beftimmtes vorzuſchlagen wußte, 
was in der Gefeggebung, oder was im Verwaltungs 
wege zu gefhehen habe, fo wird man in jenen Reden eine. 
praftiihe Warnungsftimme vergeblich ſuchen. 

Fehr. v. Andlaw findet meine damalige Lage günftig, weil 
fein parlamentarifcher Widerftand gegen mid) ftatt fand (IV. 3). 
Doch fagt er felbft, daß „gegen die Reaktion einer rettenden 
That“ ſich zuverläfftg eine parlamentarifhe Mehrheit gebildet 
hätte (IV. 1), alfo wohl aud gegen mich, wenn ich zu einer 
folden Reaktion gejhritten wäre; und zu Gewaltsmaßregeln 
gegen den Widerſpruch der Kammern hätte ed damals hier 
ohnehin an den Mitteln (IV. 2) gefehlt. 

Was Übrigens, abgejehen von Fällen der legtern Art, den 
parlamentarifchen Widerftand im Allgemeinen betrifft, jo fteht 
die Behauptung, daß ein foldher gegen mich nicht ftattgefunden 
habe, immerhin im Widerfpruche mit der Behauptung, welche 
die nämlihe Drudichriftan einer andern Stelle (1.180 **)) 
dahin aufitellt, daß die Mehrheit der H. Kammer mir 
nicht folgte, fondern eine zweifelhafte Mehrheit mich 
mit fich fortgegogen habe, 

Meder das Eine noch das Andere ift wahr. Weder lag 
ed in meiner Macht, die Kammer zu Allem, was ih für 
bienlich hielt, zu beftimmen *), noch ließ ich mich durch die 


*) Die Kammermehrheit bei allem guten Willen hatte doch den Muth 
nicht, der äußern Strömung mit Entfchievenheit entgegenzutreten. Ich 
verfocht bei einzelnen Geſetzen mande konfervative Beflimmung ohne 
Erfolg. Bei dem Standrechtsgeſetze konnte ich es wegen der Scheu der 
Kammer vor dem Scheine einer Berleßung der Grundrechte nicht einmal 
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felbe leiten. Es blieb nichts übrig, ald eine gegenfeitige 
Berftändigung, da die Auflöfung der Kammer mit 
Anordnung von Neuwahlen nad ber damaligen Lage ber 
Dinge eine moralifhe Unmöglichkeit gewefen wäre *). 

So weit aber v. Andlaw auf die „genügende Waffenmacht“ 
hinweist (IV, 3), fo diente diefelbe, fo lange fie vorhanden 
war **), nur dazu, die Gewaltthaten nieberzuhalten, 
nit aber Geſetze durchzuſetzen ***), 


Geſetzesvorſchläge nach der Bekämpfung des Hecker- 
aufflandes. 


In der Sitzung der I. Kammer vom 19, Mai 1848 (fiehe 
oben ©. 101) erklärte Frhr. v. Andlaw: „ih erfenne an, 
daß von der Regierung mande Schritte zur Unterdrüdung 
des Aufruhrs jeitdem gefchehen find.“ 

Hier will er num nachweifen, daß dies nicht der Fall 
gewefen fei. Ich überlaffe das Urtheil dem Leſer, ohne mich 
auf eine allgemeine Erörterung der von Frhrn. v. Andlaw 
aufgezählten Gejege einzulafien. Nur muß ich den Irrthum 
rügen, als feien alle diefe Gefege zur Niederhaltung 
des Aufruhrs vorgefhlagen worden, indem mande der- 
jelben, ohne allen Zuſammenhang mit dem Aufruhr, ihre 
wohlthätige Wirkung nur in fpäterer Zeit äußern fonnten, 


dahin bringen, daß auch nur der Bericht erfiattet wurbe. Hinfichtlich 
des Gefeges gegen Beamte, welche bei revolutionären Bewegungen ihre 
Pflichten verfäumen, Fonnte ich eine Berftändigung beider Kammern 
nicht erzielen ac. 

*) Bergi. oben ©. 27 und 28, 

**) Zur Zeit, wo die Gefahr aufs Höchfte flieg, wo nämlich der große 
Streit ver Mächte über die Reichsverfaffung alle Elemente von neuem 
in Bewegung fette, war eine folche Waffenmacht nicht mehr vorhanden, 
und die vorhandene entweder meuterifch , oder Doch (wie Die württem- 
bergifchen Truppen) zur Befämpfung des Aufruhrs nicht mehr verwendbar. 

*+#) Zu ungefetlichen bedeutenden Schritten oder zu fogenannten 
„Gewaltftreihen" (IV. 2 *)) hätte damals auch eine Waffenmacht, 
wie wir fie je hatten, im Hinblide auf die Macht der Nationals 
verfammlung, in Verbindung mitder veutfchen Revolution überhaupt 
in Baden nicht hingereicht. Bergl. auch oben ©. 47 ®. 
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und Einige dabei als Erfüllung der im März 1848 gemachten 
Zufagen *) oder auh zum Vollguge der Grundredte 
vorgelegt wurden. 

Wegen des Gefeges über den Kriegszuftand beziehe 
ih mid auf das oben (S. 102) Gefagte, und wundere mid) 
nur, daß v. Andlam die Vorfchläge, die er jetzt bei der 
Kritif des auh nah der Reftauration (vom gegen» 
wärtigen Minijterium) eingehaltenen Verfahrens vorbringt 
(IV, 9, 11), nicht ſchon Damals bei der Disfuffion vom 
29. Mai 1848 zur Sprade brachte. Es iſt indeffen zu billigen, 
daß er nun wenigftend in dDiefem Punkte folhe Vorſchläge 
nachträgt **), wenn gleih Niemand, der mit den Geſchäften 
vertraut ift, für möglih halten wird, daß mit den Stand» 
gerichten, die jehd Wochen dauern follten, und adt andern 
Kriegsgerichten innerhalb drei Monaten alle nah der Res 
ftauration vorgefommenen Hochverrathsprozeſſe (gegen Flüchtige 
und Anmwejende) hätten unterfucht und abgeurtheilt werden 


*) Urter dieſe gehörte namentlich auch vas unter Ziff. 3 (IV. 6) ange⸗ 
führte Geſetz uber den Berfallungseid, welchem Fıhr. v. Andlaw in der 
Sißung der I. Kammer vom 19, Mai 1848 felbf zuſtimmte. Bon 
ibm follte man daher jeßt feinen Tadel ver Formel: „fo wahr mir 
@ott helfe“ — mir Weulaflung des (nit für Alle paffenren) Ans 
hangs : „und fein beiliges Worı* — erwarten, und am wenigften follte 
er daraus der Reaierung einen Borwurf maden, va ter Regie 
rungsentwurf viefe Formel nicht Änverte, dieſe Aenderung viel» 
mehr unter Mitwirfung des Arhrn. v. Andlaw erfi in ven beiden 
Kammern beichleffen wurde. 

**) Bon feinem verneinenden Standpunkte aus, hält v. Andlaw dies 
im Allaemeinen nicht für nötbig und nennt (IV.9 *)) ven Saß: „taveln 
fei viel leichter, ale ei befier machen" — einen Gemeinplaß, mit 
dem man Alles entfchulnigen könne, — ohne zu bevenfen, daß es eben- 
falls ein Gemeinplap iſt, folde Wahrheiten, ftatt fie zu wider⸗ 
legen, nur ats Gemeinpläße zube,eihnen. Und wenn er 
darin, daß Jemand einem Kritiker enrgegenhält: er foll ftatt nur zu 
tadeln auch felbft fagen, wie die Sade beffer zu maden geweſen 
wäre, — ein Selbftueftändniß ver Unfähigkeit findet, fo 
fann man wenisftens denjenigen Aritıifer, ver, ineigener Stel 
lung zur Mitwirkung berufen, feiner Zeit ebenfalls fein Mittel anzu 
geben wußte, ven näm lichen Borwurf (der Unfähigkeit) mit gleichem 
Rechte zurüdgeben. 
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fönnen *), und daß damit, zumal bei fo ſummariſcher Bhand- 
lung, mehr materielle Gerechtigkeit und Rechts— 
gleichheit hätte erzielt werden können, ald wenn Die: 
jenigen, deren Thätigfeit nicht jo hervorragend und Flar 
war, daß fie zur fofortigen ſtandrechtlichen Aburtheilung 
fih eignete, den ordentlihen Gerichten zum Erfenntniffe 
zugewiejen wurden. 

Schr. v. Andlaw ift der Meinung, „weitaus die meiften 
der im Kriegszuftandsgefege Ziff. 1—7 (IV. 8) bezeichneten 
Handlungen“ follten, auch ohne daß es eines ſolchen be 
fondern Gefeges bedürfte, hinreihen, „in ganz gewöhn— 
lihen Berhältnifien Feſtnahme und peinliche Strafe 
zu verhängen,“ aber die „unter dem Namen des politifhen 
Fortſchrittes“ abgerungenen Geſetze haben folhe Hand- 





*) Man darf nur die Dauer ver 1849 Yorgefommenen fand» 
rechtlhichen Prozeffe zum Maßſtabe nehinen, und die große Zahl 
der den ordentlichen Gerichten anheim gefallenen Prozeffe in Ber- 
gleihung ziehen. 

Wenn v. Andlaw glaubt, dieſe Zahl würde ſich dadurch, daß man 
„vie minder Gravirten nad Erſtehung der Kriegsgefangenfchaft ent» 
laffen“ hätte (IV. 10), weientid gemindert haben, fo fcheint er 
nicht zu bevenfen, daß es ja, um zu wiffen, ob Semand viel oder 
wenig gravirt fei, doch einer Unterfuchung bevarf, und daß dies 
das größere, die lirtheilefällung aber das Fleinere Geſchäft ift. 
Meberbied wurde es auch bei den ordentlichen Gerichten nach einer 
Anordnung der jebigen Regierung fo gebalten, daß hinfichtlicy ders 
jenigen, gegen welde aus der Interfuchung feine große Belaftung 
bervorgieng, die Akten zurüdgelegt, und die Prozeffe durch Amnefirung 
fpäter nievergefchlagen wurden. Dies war jevod, fo wie v. Andlaws 
eigener Vorſchlag, nach der Anficht, welche er in der Abth. I. ©. 254 
aufftellte, verfaffungswidrig, da nach jener Anficht vie Regie» 
rung fein Recht hat, eine Interfuchung nieverzufchlagen, fondern 
„erft nah gefälltem Urtbeile vie etwa erkannte Strafe“ zu mildern 
‚oder nachzulaſſen. Sch theile zwar dieſe Anficht nicht, aber v. Andlaw 
kommt doch mit ſich felbft in Widerſpruch. Würden übrigeng die 
Entlaffenen, wie v. Anblaw haben will (IV. 10), in der Art unter 
polizeiliche Aufficht geftellt, daß fih „daran gewiſſe, die Freiheit auch 
wirklich befhräntende Folgen knüpfen müßten.” fo wäre es 
ein fhreiendes Unrecht geweien, gegen Jemanden ohne Urtheil 
ein ſolches Uebel eintreten zu laffen. 6 
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lungen ftraflo8 gelaffen (IV. 11). Eine nähere Be- 
zeichnung diefer, durch die neue Gefepgebung mit Unrecht 
im Allgemeinen ftraflos gelafienen, Handlungen wäre 
um fo nöthiger gewefen, ald jadasneue Strafgefegbud, 
auf das fih die Behauptung etwa beziehen fünnte, noch 
nicht einmal in das Leben getreten war. Will übrigens Frhr. 
v. Andlaw in den „weitaus meiften” ber im Kriegs— 
zuftandsgefege Ziff. 1—7 anfgezählten Fällen auch „in ganz 
gewöhnlichen Verhältniffen“ fofort Berhaft und pein- 
lie Strafe eintreten lafien, fo wird ed mit der Freiheit, 
die doch er Jedem über feine Perſon, über fein Eigenthum, 
und über feine Willensbeftimmung (fo lang er nit dar⸗ 
über hinaus auf fremdes Eigentbum und fremde 
Willensbeftimmung greift) einräumen will (IV. 5), nicht weit 
her fein. Die meiften diefer Fälle find namlih jene, wo Je— 
mand ohne befondere Ermädtigung eine Waffe trägt (Nr, 1), 
einer Volfsverfammlung beiwohnt (Nr. 3), eine Widerfeglichfeit 
verübt, oder ein polizeilihes Verbot übertritt (Nr. 4). 
In den unter Nr. 5—7 erwähnten (weit jeltenern) hoch— 
verrätheriſchen Fällen, wozu bei dem Dafein der fub- 
jeftiven Erforderniffe auch Nr. 2 gehört, nad Umftänden 
felbft in den unter Nr. 4 erwähnten Widerſetzlichkeits— 
fällen, tritt allerdings Verhaft und peinlide Strafe 
ein. Hierin hat auch „in ganz gewöhnlichen Verhältniffen“ 
die Geſetzgebung nichts verſäumt *). Doch hat der ordent- 
liche Richter zur Feftnehmung dringendere Verdachts— 
gründe nöthig, ald in außerordentliden Zeiten, wo 





*) In Beziehung auf Hohperrath galten hier im Jahr 1848 
und bis zum 1. März 1851 lediglich noch vie Beflimmungen des ges 
meinen deutſchen Strafrehts in Berbindung mit dem, von 
Frhrn. v. Andlaw gelobten, Strafenifte v. 1803 (I. 31). 

Was er von ten „gleihen Wirkungen“ ver im Kriegszuflande- 
gefege zufammengeflellten „ungleihartigen Bergehen“ fagt (IV, 
10), bezieht fi nur auf die auch bei Fleinen Bergehen, die in folchen 
Zeiten gefährlich find, eintretende vorläufige Feſtnehmung 
oder KRriegsgefangenfhaft. Hinficktlic der Haupt wirkung, 
nämlich hinfichtlich ver Strafe bleibt aber vie Berſchiedenheit, 
wie die allgemeine Strafgefebgebung fie feſtſetzt. 
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wegen ber öffentlichen Bedrängniß das Kriegsrecht herrſcht. 
Sch weiß nicht, ob v. Andlaw die bei dem Legtern gelten 
den Regeln, wobei die perfönliche Freiheit and Unſchul— 
diger bloß geftellt ift, felbit in „ganz gewöhnliden 
Berhältniffen” zur Anwendung fommen laffen möchte, Er 
fagt doch felbft: „außerordentliche Zeiten und Berhältniffe 
erfordern nothwendig auch anßerordentlihe Hilfsmittel” ꝛc. 
(IV, 10). 

Es bleibt nur die Wahl: entweder regelmäßige Frei— 
heit (gefegliher Schuß gegen Verbrecher, fo wie anders 
feitö gegen ungerechte Verfolgung) mit Borbehalt befonderer 
Mapregeln in außerordentlihen Lagen, — oder eine be— 
ftändige Zwangsjade, Bon dem, der nicht die Letztere, 
fondern die Erjtere haben will, kann man aber deshalb noch 
nicht fagen, daß er „die Grundfäge der Revolution aner- 
fenne, oder dad Recht auf Empörung, oder wenigftend 
auf alle Mittel, welde die Empörung vorbereiten umd . 
möglich machen, theoretifch zugeftehe” (IV. 12—13), In Ber 
ziehung auf die legt erwähnten Vorbereitungen kann man 
mehr oder weniger weit gehen. Man fann aber darüber, 
fofern man nicht überhaupt alle freie Bewegung hindern 
will, nur ftreiten, wenn man eine fpezielle Frage, was 
als vorbereitend mit Strafe zu bedrohen fei, vor fich hat, 
und einen folhen jpeziellen Mangel der Gefehgebung hat 
v. Andlaw nicht angegeben, Er bewegt fih nur in allges 
meinen Säben. 

Dem Standrecihtögefege gegen das Militär hat Frhr, von 
Andlaw in der Sigung der I, Kammer vom 29. Mai 1848, 
ohne irgend einen Verbefferungsvorfchlag zu machen, zuge 
ftimmt, und doch tadelt er daffelbe jegt wieder (IV. 13). 

Was er gegen das Geſetz über die Beamten, welde bei 
revolutionären Bewegungen ihre Amtspflicht verfäumen, und 
namentlich gegen die angeblih unftatthafte Rüdwirfung 
des Entwurfes fagt (IV. 13 **)), ift ſchon oben (S. 102) bes 
fprohen. Wenn er num aber weiter den Vorſchlag, daß dem 
Unterſuchungsrichter drei (keineswegs von der Gemeinde, 
ſondern vom Gemeinderath) zu wählende Bürger beiges 
geben werden, als eine auf die Herrſchaft des ——— 
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abzielende Maßregel bezeichnet, welche meine „unſichere Res 
gierungsweife fehr klar herausſtelle,“ — fo dürfte er über 
diefe eigene Eombination wohlerröthen, wenn er nad 
fhlägt und findet, wie fehr er fich Dabei getäufcht Habe, wenn er 
nämlich findet, daß der Regierungsentwurf von jenem Vor: 
fhlag gar nichts enthielt, daß ich vielmehr denfelben auch in den 
Kammern befämpfte, und daß die I. Kammer in der Sigung 
vom 30, Mai 1848 jenen von der II, Kammer in den Ge 
fegentwurf gemachten Vorfhlag gerade auf meine Anregung 
dahin abänderte, daß nur der Unterfuhungsbeamte 
felbft drei Bürger ald Urfundsperfonen beizuziehen habe. 

Im Uebrigen ift e8 nicht richtig, daß, wie v. Andlaw es 
darftellt, die drei Bürger nach dem Vorfchlage der II. Kammer 
auch hätten miturtheilen follen. Sie follten nur der 
Unterfudung beiwohnen (fomit nur Urkundsper— 
fonen fein), und am Schluſſe mit ihrem Gutachten ges 
. hört werden. Der (nicht unwichtige) Unterſchied zwifchen der 
Faſſung der U. Kammer und jener ber I, Kammer, weld’ 
Lepterer v. Andlaw ebenfalls beiftimmte, beftand nur darin, 
daß nad der Erften der Gemeinderath ded Wohnorts 
des in Unterfuchung befindlihen Beamten, nad der Faffung 
ber I. Sammer aber der Unterſuchungsricher felbft 
bie drei zu Urkundsperſonen beftimmten Bürger auszuwählen 
habe *). 

Wenn Frhr. v. Andlaw fagt, daß ed an den Außern Mitteln, 
den Aufſtand niederzuhalten, d. h. an folhen, welche un: 
mittelbar auf diefen Zweck gerichtet find, nicht genüge, 


*) Die Baffung der HM. Kammer lautete: 
„zur Führung per Unterfuhung werden dem bamit bes 
auftragten Beamten drei Bürger beigegeben, welche ver Gemeindes 
rath des MWöhnfiges des Beamten aus der Zahl der unbefcholtenen 
Gemeindebürger erwählt. Diefelden find am Schluffe der Unter⸗ 
fugung mit ihrem Gutachten zu hören.“ 

Die I. Rammer faßte dieſe Beſtimmung alsdann fo: 
„Der mit der Unterſuchung beauftragte Beamte hat wenigfteng drei 
unbefcholtene Bürger aus dem Amtsbezirk als Urtundsper- 
fonen beizuziehen, welche am Schluſſe der Unterfuhung einzeln 
oder im Ganzen über folche zu Protokoll zu Hören find.“ 
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fondern bag man bie Urſachen des Franfhaften Zuftandes 
erforfhen und die entfprechenden Heilmittel anwenden müffe 
(IV. 15), fo bin ich damit vollfommen einverftanden, und 
wäre dem Frhrn. v. Andlaw fehr dankbar gewefen, wenn er 
folde Heilmittel (micht blos durch Angriff des Beftehenden, 
fondern in pofitiver Weife) bezeichnet hätte. 

Ich habe nie behauptet, daß die in meiner Druckſchrift 
©. 346 zufammengeftellten Gefege, deren Berwirflihung 
durch die Mairevolution verhindert wurde, das badifhe Volf 
auf den Höhepunft des Glüds hätten bringen fünnen 
(IV, 16) *), oder auch nur daß fie überhaupt die wichtig: 
ften, oder meiften, oder gar die einzigen Mittel feien, 
die politifhen Zuftände zu verbeffern und damit Revolutionen 
abzuwenden. Dazu bedarf ed noch vieler und zum Theil noch 
wichtigerer Schöpfungen und fittlicher Anregungen aller Art, 
fo wie zugleih auch folder Gründungen, die unmittelbar 
das Gefammtvaterland berühren und für welde ein 
Fleines einzelnes Land Feinen Boden hat. Auch abge- 
fehen von Dingen der legtern Art genügt aber zu jenen 
Schöpfungen nit die Zeit eines Landtags, oder auch 
einiger Landtage, und am allerwenigften dann, wenn (wie 
1848—49) die ftürmifch aufgeregten Elemente die gedeihliche 
Berathung und Schlußfaffung trüben. 

Was ich fagte und noch fage, befteht nur darin, daß der 
größte Theil jener Gefege ihrem Hauptinhalte und ihrer 
Hauptrichtung nad, — alfo vorläufig abgejehen von ber 
nöthigen Verbeſſerung verſchiedener Einzelbeftimmungen, 
welde die Spuren ihrer Entftehungszeit an fich tragen, — 
einen Beitrag zur Berbeflerung der Zuftände und zur Ab- 
leitung der revolutionären Stoffe geliefert hätte, 

In grellen Farben ftellt Fchr. v. Andlaw dar, wie durch 
jene Gefege Alles, was feit dem Beftande der Berfajjung, 
insbefondere feit 1831, in allen Zweigen des Staatslebend 
buch Landtage, Gefeßgebungsfommiffionen 20. geſchaffen, ver 


*) Wegen ver Bezeichnung als eines der „vorzüglichften Bührer der 
Oppofition” f. oben die Note * auf S. 70 und 71. 
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einbart, verändert worden fei, nun auf einmal wieder ab» 
geſchafft und durh Neues erfegt werden fol (IV. 17). 
Er ruft aus: „war bisher Alles Irrthum, wer bürgt dafür, 
bag das Nenefte nicht auch Täuſchung ſei?“ 

Es ift auffallend, wohin (bei einmal vorgefaßter Meinung) 
die Phantafie einen fonft talentvollen Mann führen kann. 

Die Wahrheit ift: mit Ausnahme deffen, was ber Ent- 
wurf über das amtsgerichtlihe Verfahren mach dem 
Wunfde des Frhrn v. Andlaw — I, 25—31) an 
der Civilprozeßordnung änderte, wurde dur alle 
jene in IV, 15—16 zufammengeftellten, durch die Mairevo— 
lution unterbrochenen Gefegesberathungen nicht ein Einziges 
der feit dem Beftande der Verfaffung mitden 
Ständen vereinbarten und in’d Xeben getre— 
tenen *% Geſetze abgefhafft oder aud nur ver- 
ändert. Es handelte fih vielmehr nur um ſolche Reformen, 
bie feit vielen Jahren von der II, Kammer verlangt, aber 
von der Regierung noch nicht zugeftanden waren, 

Was den Inhalt diefer Geſetze und zunächſt desjenigen, 
welches die Unabhängigfeit der Richter regeln follte, betrifft, 
fo weiß ih wohl, daß es leichter Mittel gibt, diefe Unab- 
hängigfeit nad) oben, als jene nah unten ficher zu ftellen 
(IV. 18). Das Unmöglicdhe joll aber deshalb die Aus- 
führung des Möglihen nicht hindern, und gewiß ift, daß 
das Gefühl der Unabhängigkeit nach oben pſychologiſch auch 
jene nach unten ftärkt, daß aber Verurtheilungen von einem 


*) Die Gerichtsverfaffung und die Strafprogeßorbnung, welche ins⸗ 
befondere in Folge der nun aufgenommenen Shwurgeridhte ver 
Harmonie wegen einige Aenderungen erfahren mußten, waren befanntlich 
noch gar nicht in das eben getreten. Was alfo hinfichtlich 
derfelben gefshah, war niht mehr und niht weniger, als wenn 
an einem erfimals vorgelegten Gefeßesentwurfe wie gewöhnlich, 
in ven Kammern Aenverungen gemarht werden. 

Erfi Staatsratd Stabel hat jest, um durch allmählige Ein- 
führung die Sache eingänglicher zu machen, am Yandtag von 1850—51 
blos einen — darnah modifizirten — Theil des neuen Straf- 
verfahrens, welcher bei der bevorſtehenden Vervollſtändigung wieder 
um'geändert werben muß, zur Verwirklichung gebraspt. 
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unabhängigen Gerichte mehr öffentliches Vers 
trauen genießen, als jene eines abhängigen, und daß 
ein, dur die Einrichtungen felbft begründetes Mißtrauen, 
insbefondere jenes auf die Rechtspflege, die öffentliche De— 
moralifation fördert. Darum haben auch nicht nur die 
Engländer *), fondern faft alle deutſchen Staaten, die 
größten nicht ausgenommen, jetzt ſolche Gefege, welche die 
Berantwortlichfeit der Richter gegenüber dem fie beftellenden 
Regenten (IV. 20) feineswegs aufheben, aber dabei Schuß 
gegen Willfür gewähren. Es follte nah unferm Gefebes- 
entwurf die Verſetzung oder Zuruheſetzung eines Richters 
auch gegen feinen Willen erfolgen können, wenn ein Ges 
richtshof (disziplinär) ausſpräche, daß dies im Intereffe des 
Dienftes räthlich fei. 

Schr. v. Andlaw fagt, man habe fich beftrebt, „die Rich: 
ter abhängig zu machen nah unten von den Anſichten und 
Intereſſen Derjenigen, über welchen fie ald Richter fanden“ 
(IV. 21). Dies ift nicht verftändlih, weil nicht gefagt ift, 
wodurd dieſes Abhängigmadhen erftrebt worden fei. Dar: 
auf, daß fie wie andere Beamte im Falle des Amtsmiß— 
brauds von einem andern Gerichte follten belangt werben 
fönnen, kann fih jene Behauptung wohl nicht beziehen, denn 
dadurch werden fie fo wenig, ald andere wegen Vergehen 


*) Wenn, wie v. Andlaw bemerkt (IV. 18 *)), in England erft 
nad langen „Bürgerfriegen das Ricpteramt in feiner Unantaftbarkeit 
fi feftgeiegt hat,“ fo wird es ein billiger Wunfch fein, daß dies in 
Deutfhland, ohne ſolche Bürgerfriege abzuwarten, ge- 
ſchehen möge. 

Wenn v. Andlaw erzählt, ein alter Cangeblicher) Staatsmann babe, 
ehe ich in das Minifterium trat, gefant: „ich möchte dem Oberhof⸗ 
gericht einen Thron bauen, welcher jenen des Großherzogs überragen 
müßte,” — fo verſtehe ich dies gar nicht, da ih niemals irgend 
einen Borfchlag marhte, over überhaupt an einer Beratbung Theil 
nahm, wornad der Wirkungstreis oder die Macht des Oberhof⸗ 
gerichts hätte vergrößert werben follen. , 

Wenn ich jeve alberne Aeußerung, die ich etwa über ben Frhrn. von 
Andlaw hörte, in einer Drudfchrift veröffentlichen wollte, fo würde es 
mir an Stoff dazu wahrlich ebenfalls nicht fehlen. 
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gerichtlich Verfolgte von den Betheiligten, fonbern vom 
Ausſpruche des über die Anklage urtheilenden Gerichts 
abhängig. 

Was aber überhaupt die Klagen gegen öffentliche Beamte 
(IV. 20) betrifft, fo bat der in der I Kammer von 
einem grundherrlihen Abgeordneten erftattete Bericht ums 
ftändlich ausgeführt, daß das bisherige Verfahren, wornad) 
jene Klagen nur mit Ermächtigung der Dienftbehörde 
zugelafien wurden, auf „einer zu b ureaukratiſchen 
Anſchauungsweiſe“ beruhe. Im Uebrigen habe ich bei den 
Verhandlungen den Grundſatz zu wahren geſucht, daß über 
die Rechtmäßigkeit einer Verfügung der Behörde im Gebiete 
des öffentlihen Rechts nie vom ordentlichen Nichter ent- 
fchieden werden Fünne *), daß vielmehr eine ſolche Frage, 
fofern das Minifterium nicht ſelbſt in Anerkennung ber 
Unrechtmäßigfeit der Handlung den Beamten der gerichtlichen 
Verfolgung überließe, fondern die Verfügung in Schuß 
nahme, nur auf den Grund einer ſtändiſchen Anklage an den 
Staatsgerihtöhof gebracht werden fünnte, 


Menn Frhr. v. Andlaw fagt, unfere Gerichtöverfaflung 
habe „in dem Sinne, daß das Wolf ſich felbft richte,“ 
abgeändert werden follen (IV, 23), fo kann fich diefe Ber 
hauptung nur etwa auf das Inftitut der Shwurgerichte **) 


*) Wollte der Richter über die Rechtmäßigkeit einer von ver Negie- 
rung in Schuß genommenen Amtshandlung in Sachen des öffent- 
lihen Rechts das Erfenntniß ſich zueignen, fo hätte felbft nach ven 
deutfhen Grundrechten vie Erhebung eined SKompetenzfonflifis den 
Hebergriff abwehren fünnen. 

Wenn übrigens v. Andlaw behauptet (4. B. IV. 23), daß wegen 
der durch die Gefebrebung berbeigeführten Ungewißheit, ob eine Sache 
zur Juftiz oder zur Verwaltung gehöre, die verzögernvden Kompetenz: 
fonflite immer häufiger wurven, fo weiß dagegen Jeder, der mit 
der Sache vertraut ift, daß im ganzen Yande jährlih höchfteng 
4—6, ja gewöhnlich faum 1, 2 oder 3 ſolcher Kompetenzkonflitte zur 
Entfcheivung kommen. . . 

**) Ich wäre allerdings tafür, daß auch in andern Zweigen ber 
Rechtspflege in Beziehung auf Thatfragen, over wo es fih um 
befondere Fachkenntniſſe hanvelt, wie bei $andelgsgerichten, 
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beziehen. In diefer Hinficht berufe ich mich anf das oben 
(S. 781.79) Geſagte, jo wie hinfihtli der Behauptung , daß 
man bei der Trennung der Juftiz von der Verwaltung mög— 
lichft viel an die Juftiz zu bringen gefucht habe, auf ©. 121 u. 122, 
Wenn v. Andlaw in der bei allen civillifirten Wölfern in 
hohem Anfehen ftehenden richbterlihen Snftitution nur 
einen „starren Rechtsformalismus“ erblidt, fo follte er 
fonfequent nicht bloß eine Befhränfung ihres Wirfungs- 
freifes, fondern ihre völlige Abſchaffung fordern, was 
übrigens, da doch irgend Jemand die Nechtsfachen ent- 
fheiden muß, nur die Folge hätte, daß die Regierungsbes 
hörden auch richten müßten, alfo Verwaltung und ZJuftiz, 
Vertretung der Intereſſen und Entſcheidung 
darüber in einer Hand lägen. 

Am heftigſten bekämpft Frhr. v. Andlaw das Geſetz über 
die Bezirks- oder Kreisverwaltung (IV, 24 10.) *). 

Er hält die Gemeinden für feine Körperfhaften mehr, 
etwa weil, wie ed doch nad uraltem Rechte bei Körper: 
haften die Regel ift, ihre Mehrheiten (25) Beichlüffe 
faffen und ihre Bertreter wählen. Darum hält er natürlich 
auch den Verband einer Anzahl Gemeinden mit gemeinfamen 
Intereffen und eigener Verwaltung zu einem Kreife oder 
Bezirke nicht für einen fürperfchaftlihen Verband. In der 
Schaffung eines folhen Mittelglieded zwifhen Staat und 
Gemeinde findet er vielmehr eine Bernihtung der „phy- 
fifhen nnd moralifhen Perfönlichkeiten” (IV, 24) **), 


Babrifgerihten,Gewerbsgerihten, Feldgeridhten«. 
die Berwendung voltsthümlicher Elemente wefentlihe Vortheile gewäh- 
ren würden. Vergleiche die Bewegung in Baden ©. 47. 

*) Bergleiche meine obige Bemerkungen ©. 31, ©. 78**), ©. 81 **), 

**) Auch bei einer Theilung nah Ständen müßten doch immer 
wieder Berbande zu einem größeren Umfange hinzufommen, wenn man 
von einer wahren Gliederung ves Volkes fprechen und nicht ven 
Heinften Theil unmittelbar ver Staatsgefammtheit gegenüber ftellen 
wollte, und unter biefen fo verbundenen Stänven fünnte, wie in der 
Mitte der einzelnen Theile, wieder nur die Mehrheit enticheiden, 
und dadurch, wie dv. Andlaw ſſch ausdrückt, fih als vem „Gefammts 
willen des Bezirks oder Kreiſes“ vie Einzelnen oder die Minderheit 
„dienſtbar machen.” | 
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Was den Inhalt des angefochtenen Geſetzes ſelbſt 
betrifft, ſo hatten die Gemeinden als die Glieder des 
Verbandes ihre Vertreter für die Kreisverſammlung zu wäh— 
len, und die je 3000 Seelen bildeten nur den Maß: 
ftab, wie viele Vertreter eine Gemeinde abzuorbnen 
habe. Im Uebrigen follten nicht 30, wie v. Andlaw fagt 
(IV, 25), fondern, wie das 1849 vorgelegte Budget zeigt, 
nur 11 ſolche Kreife errichtet werden, und ed waren auf 
3000 Seelen nicht zwei Mitglieder, fondern nur Eines 
und ein Stellvertreter zu wählen. Hieraus und aus ber 
Darftellung der Zuftändigfeit des Kreisausſchuſſes (LV.27—29), 
wo verfhiedene Beftimmungen des Gefeped vom 10. April 
1849 weggelaffen find, geht hewor, daß v. Andlaw das 
legtere bei feiner Kritik nicht einmal vor Yugen hatte, 
Namentlih erwähnt er bei der Zuftändigfeit des Ausſchuſſes 
in Forſtſachen (IV, 2I Nr, 8 und 9) nicht einmal, daß, wie 
ber $. 26 3.8 und 9 des Geſetzes vorfihreibt, die Staatd- 
forftbehörde vor der Schlußfaffung zu vernehmen ſei und 
ihr gegen den Beichluß der Refurs an das Minifteriun 
des Innern zuftehe. Eben jo verjchweigt er, daß, wie über: 
haupt die Betheiligten nad) $. 37 den Rekurs gegen Ber. 
fügungen der Kreisausihüfle haben, eben fo nad $. 38 der 
Staatsbehörde überall im öffentlichen Interefje das Veto 
zufteht, und fie die Entſchließung des Minifteriumd des 
Innern einholen kann, wodurch ficherlih die Regierungs— 
oder monarhifhen Intereffen gewahrt find. Die Erwähnung 
zur Wahrung diefer Interefien paßte aber nicht zu der Be- 
hauptung, daß in den Beftimmungen dieſes Geſetzes ſchon 


Indeſſen müßten, um was immer für ein Zufammenwirken over für 
eine Bertretung darauf zu gründen, viefe Staats glieverungen doch 
zuerſt vorhanden fein; aber um dieſe ſelbſt zu fohaffen, reicht 
eine Furze Zeit nicht pin, und am wenigflen wäre dazu die Bewe⸗ 
gungszeit von 1848/49 geeignet gewefen. Der Mangel einer verar= 
tigen Gliederung konnte übrigens der damaligen Schöpfung eines 
Mittelgliedeg zwiſchen Staat und Gemeinden durch eine körper: 
ſchaftliche Kreis verbindung der leßtern nicht im Wege flehen, und 
weitere andere Glieverungen innerhalb dieſes Verbandes waren 
dadurch jevenfalls nicht gehindert. 
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ein „gefegliher Umfturz” gelegen wäre (IV, 30) und wenn 
v. Andlaw die belgifche Provinzialverfaffung, die er am 
rühmt CH. 122),. mit dem vorliegenden Gejege verglichen 
hätte, fo würde er entweder diefe Anrühmung zurüdgenommen: 
oder die Angriffe auf unfer Gejeg, wenigjtens feiner Haupts 
richtung nad unterlaffen haben *). 

In der Abth. I. tadelt v. Andlaw, daß nit nur die Ger 
feggebung,, fondern au die Berwaltung den Gemeinden 
nBerbefferungen, Verſchönerungen, Anordnungen aller Art“ 
zumuthe, „ohne zu ermeilen, ob died Alles ihrem Bedürf- 
niffe und ihren Kräften auch entjpreche” (49). Er Flagt, daß 
eine Gemeinde „zu dem Baue eined Schulhaufes und Rath— 
hanfes gleichzeitig angehalten wurde” (50). Der $. 26 
3. 3 des vorliegenden Geſetzes beihränft nun die Staatsber 
hörde in der arbiträren Auflage folder Ausgaben dadurch, 
daß er, fofern die Gemeinde die ihr zugemuthete Ausgabe _ 
ablehnt, die Sade der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
unterwirft, fo daß ohne defien Zuftimmung eine Nöthigung 
ber Gemeinde nicht mehr ftattfindet **). Demohngeachtet tadelt 
v. Andlaw im Widerſpruche mit ſich felbft au dieſe Be: 
ftimmung (IV. 28). 

Eben fo tadelt er, daß das Kreisamt mit dem Kreisaus— 
fhuffe in erweiterter Kompetenz, nämlich aud in folgen 
Dingen zu erfennen habe, in welden die Kreisregierungen 
bisher die Entſcheidung des Minifterims einholen muß— 
ten (IV, 33), während er in der Sitzung ber I, Kammer 
vom 25. April 1848 (I. 168) darüber flagte, daß viele 
„Entſcheidungen in den oberften Kollegien erfolgen, wäh 
rend die nächfte Behörde fie nicht nur weit ſchneller, fons 


*) Ueberhaupt wären ficher Alle, gegen deren politifche Anfichten von 
Andlaw fo eifert (die Revolutionsfüchtigen ausgenommen), gerne das 
mit einverflanden, daß die ganze belgifhe „provinzielle und fomunale 
Snftitution” in Baden vollftändig durchgeführt würde. 

**) Die mittelbar von den Gemeinden gewählten Mitglieder bes Kreis 
ausfchuffes werden hiebei, weil jedes eine ähnliche Zumuthung auch 
gegen feine Gemeinde fürdtet, die Selbfiftändigfeit ver Gemeinden 
fiber mehr wahren, als dies der Fall ift, wenn bie Staatsbehörde 
ohne eine ſolche Mitwirkung Ausgaben anorbnen Tann. 
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bern viel geeigneter entſcheiden könnte,“ und während er 
auch in der Abth. IV. S. 35 das Streben tabelt, die Wirk: 
famfeit der untern Stellen zu Gunften des Minifteriums 
des Innern immer mehr einzuengen” *). 

Wenn er in Beziehung auf die nüslichen Unternehmungen 
und Anftalten, welche die Kreisverfammlung beſchließen kann 
(IV, 26 — 27), darüber Fagt, daß etwa die Mehrheit 
der Gemeinden durch ihre Vertreter (jedoch ftetd nur mit der 
vom Minifterium des Innern einzuholenden Staatsgenehmi- 
gung) die Minderheit zu gemeinfhaftlihen Ausgaben nöthi— 
gen könne (IV, 30), fo fpricht er damit dem Syſteme bas 
Wort, nad welchem eine einzelne Gemeinde Gründungen, 
welche für den ganzen Bezirf von großem Bortheile wären, 
und dort die Gefittung, die Ordnung und den Wohlftand 
fördern würden, durch ihr einfeitiges Veto hindern fönnen **). 
Damit wird er fihher die Verarmung (IV, 31) nicht mindern, 
fondern ihre Verminderung, die durch nußbringende Einrich— 
tungen bewirft würde, nur hindern ***), 


*) Hinfichtlich dieſes angeblichen Strebens befindet fich Frhr. v. Andlaw 
in einem thatfächlichen Irrthum, da feit lange her gerade uUmgekehrt 
viele Gefchäfte, die früher dem Miniſterium des Innern vorbehalten 
waren, ven Sreisregierungen und viele Gefchäfte der leßtern den Aemtern 
zugewiefen wurden, 

Mit ven angeführten (IV. 35 b.) minutidfen Vorfchriften, die übri— 
gens Alle fhon fehr alt find, bin ih ebenfalls nicht einver- 
ftanden. Ich habe bei mehreren ähnlichen, wo fie mir vorfamen, bie 
Aufhebung veranlaßt. 

**) Daß unter den im Gefebe erwähnten Arbeitshäufern au 
Parifer Nationalwerkflätten (IV. 31) verftanden werben fönnen, wird 
außer ihm Niemanden in den Sinn gelommen fein. 

Ueberhaupt aber ift nicht zu erwarten, daß die Kreisverfammlung 
durch Anordnung von Unternehmungen, deren Bortheil nicht angens 
ſcheinlich it, fich leicht den Vorwürfen der Gemeinden (einzelne Hals» 
ftarrige ausgenommen), ausfeßen wird. Und follte es einmal gefchehen, 
fo bliebe ja noch Abwendung dur Berfagung der Staatsgenehmigung 
übrig. 

***) Die (auch von den Demagogen immer verbreitete und für 
ihre Zwecke auegebeutete) Behauptung, daß ohnerachtet der gefteigerten 
Einnahmequellen „keine wefentlihe Verminderung der Steuern einges 
treten fei (AV. 31%), beruht auf Irrthum. Die legten Jahre mit ihren 
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Erfreulich war mir zu lefen, daß nun Frhr. v. Andlaw 
bier endlich, weil die feitherige Verwaltungsweife abgenügt 
fei, ſich wenigftens die Frage aufwirft: „was war zu 
thun?“ — Aber viele Erwartung und leider Feine Befries 
digung.“ „Bor allem müßten“, jagt er, „die gleichartie 
gen Interejfen nad gemeinfamen Bedürfniffen in einen ge: 
meinfamen Bezirfd- und Kreisverband gebracht, und aus 
den Bertretern der verfchiedenen Intereffen ein Bezirfd- und 
Kreisrat} gebildet werden, der fodann die gemeinfamen Ver— 
hältniffe des Bezirks leitet“ (IV. 37). 

Diefer allgemeine Sab, aus dem Jeder machen Fann, 
was er will, ift Alles, was v. Andlaw ald Ausweg vor 
fhlägt *). 

Daß das dem Gefe vom 10, April 1849 zu Grunde 
liegende Wahl ſyſtem, wie alle in Deutſchland damals 
zu Stande gefommenen Wahlvorjchriften, der Verbeſſerung 
bedürfe, habe ich oben ſchon anerkannt. Auch eine Ausjchei- 
dung der Wählerflaffen nah „gleichartigen Intereſſen“, fo 
weit fie fich durchführen läßt, habe ih anempfohlen **), 
Da aber v. Andlaw feine Vorfhläge macht, wie diefe Aus- 
ſcheidung zu verwirklichen und noch weniger, wie eine fors 


ganı außerorbentlihen Ausgaben können nicht maßgebend 
fein. Sonft ift aber nur feit 1831 durch Aufhebung der Straßenbau- 
frodnden, des Straßengelves und mehrerer Accife, fo wie durch Minde— 
-rung des Salspreifes eine Entlaftung von wenigftens jährlichen andert- 
halb Millionen eingetreten, und die Entlaftung, die in ven Beiträgen 
zur Zehntablöfung,, in der Hebernahme von Landſchaftsſchulden und der 
Ablöfung der alten Abgaben aus ver Staatsfaffe liegt, macht ebenfalls 
nicht weniger aus. 

Eben fo unbegründet ift die fo Teicht hHingeworfene Behauptung, daß 
«bie gefteigerten Einnahmen großentheild wieder durch „muthwillige und 
überflüffige Ausgaben” verfchlungen worden feien. Selbſt der von 
Frhr. v. Andlaw mitgetheilte Etat des Minifteriums des Innern (1. 
184—186) widerlegt diefe Behauptung (fiehe oben ©. 110 u. 111), fo wie 
die weitere wegen der „vermehrten Beamten“, da der Aufwand für die 
Beamten kaum im Berhältniffe ver Bevölferungszunahme geftiegen if. 

*) Vergleiche oben Note * auf ©. 44—46. 

**) Vergleiche „Bewegung in Baden“ 69. 21 und 29, fo wie oben 
©. 21—23. 


|. 


porative Gliederung *) jener Intereſſen zu bewerk— 
ftelligen (IV, 25) fei, fo habe ich feinen Anlaß, näher hier- 
auf einzugehen. Die Hauptſache ift nur, daß alle Klaffen 
im Verhältnig des natürlihen Gewichtes, welches (nad 
ihrer Intelligenz und nad ihren Interefien, namentlih nad 
ihrem Beſitze, nad ihrer Thätigfeit oder Berufsart) in der 
bürgerlichen Gefelljhaft ihnen zufommt, vertreten feien. (vergl. 
oben die Note * auf S. 44—46). 

Das Wichtigſte ift aber dann no, was zu den Gemein- 
famfeiten des „Bezirks⸗ oder Kreisverbandes” zu zählen fei, 
alfo was zum Wirfungsfreife des „vBezirks- oder 
Kreisraths“ gehöre, 

Der von Frhr. v. Andlaw aufgeftellte allgemeine Satz ift 
hierin um fo unbeftimmter, als feine Ausftellungen an dem 
Gefege vom 10, April 1849 fih ja nicht nur auf die dort 
aufgeführten Entſcheidungen über gemeindebürgerlihe und 
ähnliche Angelegenheiten der Kreisangehörigen (IV. 
27—29), fondern fogar auf die Angelegenheiten des Kreisver- 
bandes als folden (IV, 26—27) beziehen. 

Auf der andern Seite Flagt er über den Bureaufratismug 
und fagt, die Regierung fol „nicht alles felbft leiten, ent 
fheiden und befehlen“ (I, 170), — ja er geht fo weit, zu 
behaupten, daß die „Verwaltung, was man größtentheils 
fo nenne“, d. h. alfo wohl der größte Theil der bisherigen 
Berwaltungsgefhäfte „ven Genoffenfhaften, den Korporatio- 
nen im Großen und im Kleinen“ (I. 147) zufommen foll, 
Wil man Dies durchführen, fo muß man dem zu bilden- 
ben „Bezirks⸗ oder Kreisrath“ außer den Angelegenheiten 
des Verbandes als ſolchen auch die Angelegenheiten feiner 
Glieder, ſo weit fie fih auf die Angehörigfeit zu dem 
Verbande oder zu einer in demſelben begriffenen Fleinern 





*) (Er fcheint zu meinen, daß es ſchon eine folde Gliederung wäre, 
wenn nur (mie er es hinfichtlich ver Volksvertretung vorſchlug 
— IV. 49) 3. B. die Grundeigenthümer , Gewerbsleute, Handelsleute 
und Babrilanten getrennte Wahlen vornähmen, wenn gleich 
fonft vie Angehörigen diefer Abtheilungen unter fich Feinerlei tor 
porativen Berband hätten. 
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Gemeinheit G. B. auf das Verhältniß zur Gemeinde) be- 
ziehen, zuweifen, und Avar in noch weit größerem Um, 
fange, ald dies in dem Gefege vom 10. April 1849 ge, 
fhehen if. Dann paſſen aber — gleich viel ob man den Be- 
zirks- oder Kreisrath durch Verbände nah „gleihartigen 
Intereſſen“, oder in anderer Weife wählen lafle, — 
alle die ftarfen Vorwürfe von Demofratismus, Republifa- 
nismus, Umfturz ꝛc., die v. Andlaw dem erwähnten Gefehe 
madt (IV, 24, 25, 30, 34), in vollem Maße auch auf 
fein eigenes Projekt. WIN er dagegen jene Ausdehnung 
nit, fo kann er wenigftend nicht fagen, daß die „feitherige 
Verwaltungsweiſe“, die er ald „abgenügt, in ihrem Keime 
verborben, von der Gefebgebung untergraben, aufgegeben“, 
und als „ein Gegenftand der Verächtlichfeit geworden”, dar⸗ 
ftellt (IV. 35), befeitigt, und durch eine andere erfegt fei. 

Unter diefen Umftänden fheint er fih felbft nicht Har zu 
fein, was er eigentlih will, Wohl nur aus dDiefem 
Grunde hat er fih auf eine nähere Darlegung feines 
Planes nicht eingelaffen, und noch die Bemerfung beigefügt : 
„Die Aufgabe des Staatsmannes befchränfe fih (für jebt) 
auf vorbereitende, nicht auf fogleih durch- und tiefgrei- 
fende Verwaltungsorganifationen” (IV. 37), — ohne auf 
nur zu fagen, worin wenigftens diefe Borbereitung 
zu beftehen habe, 

Wie hätte er denn, wenn er mit den verfuchten Vorfchlä- 
gen nicht in ein Stoden gerathen wäre, im Widerfpruche 
mit dem, was er in der Abth. I, fagte *%), hier jetzt auf 
einmal folhe Duldung üben und einen langfamen Wie 
deraufbau geftatten fönnen? — Dazu hätte ihn, was in 
bem Schlußfage liegt: 


*) Dort findet er nämlich die Gefahr, die aus ven bisherigen 
Regierungsgrundſätzen drohe, Reßhalb dringend, weil ihr beie 
nahe von Feiner Seite abgewehrt werde, hingegen die Zahl Solder, 
welche ihre Ausbreitung befördern, beinahe ſtündlich wachſe“ 
(1. 10). Und in ver Borrede zur Abth. U. ruft er fehnflchtig das 
Mitleid von ganz Deutfhland an, weil „vie Mißbräuce 
der Gerfehgebung, der Berwaltung ber Finanzen, zum Theil der 
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„welche Kraft auf Erben vermöchte unter foldhen (den 
jegigen) Anfprüben und Widerſprüchen Hand 
anzulegen an die gründliche Heilung unferer gefellfchaft- 
lichen Zuftände ?” (IV. 38) *) — 

um fo weniger vermocht, ald er unmittelbar vorher (IV. 36) 
in den „Barteipaltungen der Zeit”, und weil „die faum 
geihaffenen Gebilde durch ihre eigenen Schöpfer bald wieder 
vernichtet wurden“, einen Grund zur Behauptung fand, daß 
jegt „die Männer an dem, Ruder der Regierung ihren Geg- 
nern gegenüber gewifjfermaßen ein leihtes Spiel haben.“ 

Aus Anlaß des Geſetzes über Einführung von Kollegial- 
gerihten (IV, 38) kommt v. Andlaw auf die ſchon oben er- 
wähnte Behauptung (I. 181) zurüd, daß ih die VBerant- 
wortlichfeit „auf Biele, auf das ganze Volf wo möglih aus— 
zudehnen“ ſtrebte. Es fann ſich Died nur auf die fo eben 
beiprodhene Kreisverwaltung und überhaupt auf den, von 
Frhr. v. Andlaw im Allgemeinen ebenfalls anerfannten 
(11, 147 und IV, 37) Grundſatz beziehen, daß die Angele- 
genheiten fo viel als möglich durch Diejenigen, die fie zu- 
naächſt angehen, beziehungsweife durch die Vertreter derfelben 


Grundfäge felbft, nur in gefteigerter Weife bei ung wies 
der eingefehri” feien, und das arme Bolf nur dafür geftraft werde, 
„Daß man daſſelbe Länger ald ein Menfchenalter regierte, wie man 
es regiert.“ 

Bei einer derartigen Lage ver Dinge könnte man fih mit einem 
langiamen WMieveraufbaue nicht begnügen, fondern die Heilmittel 
müßten fo ſchnell als möglich angewendet werden, um dag 
Baterland zu retten. 


*) Hätte v. Andlaw diefer Betrachtung bei Beurtheilung meiner 
Berwaltung auch nur geringe Rechnung getragen, fo würde er da— 
bei zu andern Ergebniffen gefommen fein. — Wenn es ſelbſt jetzt 
in der Zeit politifher Ruhe und einer verbreiteten tief eingedrungenen 
(vorberrfchenvden) Ueberzengung von dem Bepürfniffe einer Stärfung 
ver Gewalt und fonfervativer Inflitutionen fohwer ifl, 
„unter den Anfprüchen und Miverfprüden Hand anzulegen an bie 
gründliche Heilung unferer geſellſchaftlichen Zuftände”, — um wie 
viel fhwerer war dies dann in den Jahren 1848 — 1849, wo 
unter wilden Ausfchweifen aller entfeflelten Leidenſchaften ber 
Geift der Ordnung in der Bevölkerung völlig aufgeldgt warl 
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in Gemeinden, Kreisverbänden und andern Körperfchaften, 


felbft beforgt werben follen. (Bewegung in Baden $$. 20 
und 25). 

Was die Politik betrifft, fo bin ich mit Frhrn. v. And» 
law vollftändig einverftanden, daß der Chef an die Anficht 
feines Kollegiums nicht gebunden fei, und ihm dafür bie 
Berantwortlichfeit *) für jede Maßnahme allein zufomme, 


So habe ih es an der Epite des Minifteriums des In— 
nern auch ftetd gehalten, und v. Andlaw wird nicht im 


*) Wenn Frhr. v. Andlaw in der Note * (IV. 38) von ver „Ber: 
antwortlichfeit des Minifteriums wegen der Revolution von 1849” 
fpricht, fo if es wohl noch nicht erhört worden, daß ein Minifter over 
überhaupt irgend ein Menſch nicht nur für das, was er felbft 
thut oder verfäumt, fondern auch für Das, was Andere (hier die 
Demagogen und Aufrührer) gegen ihn thun, verantwortlich fein foll. 

Hätten die Revolutionäre in ihrem momentanen Siege gegen 
uud ſich zu behaupten vermocht, fo hätten fie vielleicht für dad, was 
wir im Dienfte des Großherzogs nach unfern Pflihten gegen fie 
thaten, uns zur DBerantwortung gezogen, fo mie fie bekanntlich unfere 
Abſetzung, obwohl wir ja nie in ihrem Dienfle waren, ſchon 
Öffentlich verkündet hatten. Die nachher wieder zum Siege gelangte 
verfaffungsmäßige Gewalt war aber hiebei natürlih in ent« 
gegengefester Lage, und wenn Frhr. v. Andlaw von „Holgen 
der Thaten“ fpricht, fo hätten wir doc, fofern fich ver Vorwurf auf 
unfere Geſetzesvorlagen bezöge, die Verantwortung mit den 
beiden Kammern zu theilen. Andere Handlungen, die hieher 
bezogen werben könnten, wirb er, wenn man von ben vielen unwa h⸗ 
ren Angaben abfieht, nicht namhaft machen, oder wenigſtens nicht 
beweifen können, — und ich glaube nicht, daß er damit etwa Die» 
jenigen meint, welche Brentano in ver Sifung vom 10. Februar 
1849, weil fie gegen das revolutionäre Treiben gerichtet waren, mir 
zum Vorwurf machte, obgleich v. Andlaw vie erfolgte Bezeichnung 
diefer Handlungen als einen „Kranz von Ehren“ gleich Brentano bes 
fpöttelt. 

Gelang uns, aller raftlofen Thätigleit ohnerachtet, bei der damaligen 
Meltlage dennoch nicht, die gegen den verfaflungsmäßigen Beſtand ver⸗ 
€inigten revolutionären Kräfte zu bemeiftern,, fo wäre vie Behauptung, 
daß wir für das, was aus unferer eigenen leberwältigung hervor- 
gieng, verantworlich freien , etwa von gleichem Werthe, wie wenn man 
und 3. B. für die unglüdliche Ueberſchwemmung v vom 1. Auguſt 1851 
verantwortlich machen wollte. 1 
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Stande fein, von mir irgend eine Handlung oder Aeuperung, 
welhe das Gegentheil darlegte, nachzuweiſen. 

Bei der Nepräfentation oder überhaupt bei Körpern, welde 
von Bezirken, von verfihiedenen Gemeinden oder überhaupt 
von verfhiedenen unter fih gleichberechtigten Glie— 
ben gewählt find, ift e8 ſchon wegen der Gleihberehtigung 
der Gommittenten nicht möglih, daß dem Einen ber 
Gewählten das alleinige Entjheidungsreht, oder übers 
haupt ein größeres Stimmrecht, ald den Andern einge 
räumt werde, 

Bei den von der Regierung, überhaupt von einer 
und derfelben Gewalt, ernannten Kollegien wäre e8 
aber fiher vorzuziehen, wenn überall nur Einem, den die 
einheitlihe Gewalt ald den tüchtigften dazu beftimmt (dem 
Borftande), das Enticheidungsreht zugewiefen und den Andern 
ner Informationd- oder NReferats-Arbeiten und berathende 
Stimmen gegeben würden, fo daß nur eine fihtbare Per: 
fon die Crehtlihe und moralifhe) Verantwortung ded gefaß- 
ten Beſchluſſes auf fih zu nehmen hätte, während bei Kol 
legialentſcheidungen leicht Einer hinter die Mehrheit fi ver 
ftedt und nach Umftänden faft Keiner für den gefaßten Ber 
ſchluß einftehen will. Ohnehin find hier die einzelnen Mit: 
glieder nicht, wie bei den gewählten Körpern, berufen, aud) 
die Interefjen verfhiedener SEommittenten, aus denen bad 
Intereſſe der Gefammtheit ſich bildet, geltend zu machen, 
fondern fie haben nur von einem und demfelben Gtand- 
punkte aus die Wahrheit oder (in politifhen Dingen) das 
Beſte zu ermitteln, und ihr berathendes Zufammenwirfen 
hat nur den Zwed, die Sadhe von allen Seiten aufju- 
Haren und Gefichtspunfte hervorzuheben, die den Andern 
vielleicht fonft entgangen wären, — Darum habe ich bei 
Berathung der Kollegialverfaflung in der I, Kammer unter 
Hinweifung auf die englifche Einrichtung erflärt, daß ich 
auch bei den Nichterfollegien für das Beſte hielte, Einen 
allein entfheiden und die Andern nur berathen zu laflen, 
was außer obigen Vortheilen auch eine größere Rechtögleich 
beit, al8 bei der Entſcheidung zufälliger Mehrheiten zur Folge 
hätte, — daß ih aber einen hierauf gerichteten Vorſchlag 


— — 
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darum nicht machte, weil ich fürchtete, daß er (wegen der 
uralten entgegengeſetzten Gewohnheit) der deutſchen Sitte zu 
ſehr widerſpreche. — Frhr. v. Andlaw kann hieraus erſehen, 
daß er mir mit Unrecht den Vorwurf macht, als wollte 
ich durch das Kollegialſyſtem nur die Verantwortlichkeit 
ſchwächen. 


Was er aus Anlaß des Geſetzes über Verweiſung der 
Polizeiſtrafſachen an die Gerichte über den wohlthätigen Ber 
ruf der Polizei jagt (IV, 39), ift ganz richtig, berührt aber 
die Frage nicht, ob die naͤmliche, duch ihre Anordnungen, 
Fürforge und Wachſamkeit wohlthätig wirkende, Autorität 
ald die Hüterin und Vertreterin der öffentlihen In: 
tereſſen zugleih auch die Richterin über die Wer: 
legung derfelben fein foll? 

In einem großen Irrthum befindet fih v. Andlaw jeden 
falls, wenn er meint, daß in den Rheinlanden, wo (wie 
feit 1832 auch in dem rechtsrheiniſchen Großherzogthum 
Hefien) Tängft ſchon nur die Gerichte die polizeilichen 
Strafjahen entſcheiden, diefe mehr verfchleppt oder die 
Uebertretungen weniger ſtreng geahndet werden, als 
bei unſern Polizeibehörden und Kreisregierungen (IV. 42). 

Wenn er aber gar in der Einrichtung ein Mittel des 
Umſturzes findet (IV, 40), fo wird er jeßt die meiften 
deutihen Staaten (einfchließlih Preußens), wo diefelbe in 
den legten Jahren in's Leben trat, oder wo doch G. B. in 
Bayern) die Einführung nahe bevorftcht, wegen ber dieſen 
Ländern daraus drohenden Gefahr zu beflagen haben. 

Was die Strafgefeßgebung betrifft, fo will v. And- 
la, daß das „Unrecht“ überhaupt und nicht nur die im 
Geſetzbuch „gedachten Unrechtsfälle“ beftraft werden, weß— 
halb er die uralte, bei allen civiliſirten Wölfern aufgenoms 
mene und „an die Spitze der Geſetzgebung geftellte” Ber 
fimmung: „nulla poena sine lege* — ein „unfittliches 
Prinzip, ein Prinzip der Negation“ nennt (IV. 41). Hof 
fentlih wird, fo lang noch Nechtsgefühl in den Völkern und 
Regierungen lebt, diefe Negation, wornach nichts beftraft 
wird, was nicht mit Strafe bedroht ift, aus den Gefep- 


* 
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büchern nicht verſchwinden *). Es wäre intereſſant geweſen, 
wenn v. Andlaw das ſtatt deſſen nach ſeiner Meinung 
„voranzuſtellende ſittliche Prinzip, welchem der urtheilende 
Verſtand des Richters die Einzelfälle unterzuordnen habe“, 
auch angegeben hätte **). 

Wegen der Shwurgerichte und der konſervativen Natur 
des Regierungsentwurfs berufe ih mich auf das oben 
Gefagte (S. 78— 79), und wenn v. Andlaw ohne Rüdfigt auf 
die einzelnen gegen den Mißbrauch ſchützenden Beftimmungen 
‚in dem Gefege gleihfam felbft“, alfo in dem Inftitute 
an und für ſich, fofern es nicht „innerhalb der Gränzen 
forporativer Geftaltungen“ beftehe (IV. 43) „einen ungeheuern 
Mißbrauch“ findet, fo weiß ih nur nicht, warum er in ber 
Sigung der I. Kammer vom 11. Januar 1851 dem neuen 
Schwurgerihtögefege beiftimmte, obgleih es Feine Forpo- 
rativen Grundlagen hat, fondern nur die Beftimmnngen 
des 1848 vorgelegten, damals von den Ständen abgeänder- 
ten Regierungsentwurfs im widtigften Theile wieber- 
herftellte, ; 


Ueber das Geſetz wegen Vereinfahung des amtsrichter- 
lichen Verfahrens in Eivilfahen (IV. 43, 44) habe ih ſchon 
oben (S. 54) mich erflärt, und was das Gefeg wegen Um- 
geftaltung der I. Kammer (IV, 44, 45) betrifft, jo habe ih 
nie gefagt, daß ich beflage, daß dafjelbe nicht fo zu Stande 


*) In unferm neuen Strafgefeßbuche bildet dieſe Beftimmung, wie 
faft in allen andern, ven erfien Paragrappen. 


**) Jede einzelne Strafbefimmung, die den Thatbeftand eines Ver⸗ 
gehens aufftelit, enthält eben damit einen Grundfaß , dem die einzelnen 
Fälle unterzuoronen find. Die legtern find dabei immer noch unter ſich 
fehr verſchieden. Die Frage, ob die einzelnen Strafanprohungen 
mehr allgemein zu faflen feien, oder mehr in vas Detail gehen 
follen, fteht aber nicht in Verbindung mit dem von Brhrn. v. Andlaw 
fo betitelten „Prinzip der Negation”, daß nichts befiraft werben 
dürfe, was nicht unter die eine oder andere (fpeziellere oder allgemei- 
nere) Strafandrohung falle. Im Uebrigen gehen die deutſchen Straf: 
gefebe, namentlich das badiſche, in der Spezialifirung oder Caſuiſtik 
langenihtfo weit, ald 3.8. die englifche Geſetzgebung. 


fam, wie es bamald in Berathung lag. (Vergleiche oben 
bie Note *) auf Seite 18 und 19). Die Bemerfung, daß 
es feine loyale Politif war, dad Odium der bisherigen Zus 
ftände auf die erfte Kammer zu werfen (IV. 45), kann fi 
nicht auf mich beziehen, da von mir eine Handlung oder 
Aeußerung, die in folder Weije gedeutet werden Fönnte, 
niemals ausgieng. 

Frhr. v. Andlaw kommt nun auf feine eigene Motion 
vom 20, Januar 1849 wegen Berufung einer fonftituirenden 
Berfammlung zu fpreden (IV. 47 x.). 

Ich will Einiges von dem, was er aus feiner Rede nicht 
mittheilte, hier aus dem Protofoll nachtragen. Nach der 
Bemerkung: ed fei anerkannt, daß die Berufung des ftandes- 
und grundherrlihen Adels in die I. Kammer in Folge ihres 
bevorzugten Standes ftattfinde, — fährt er fort: 
„Die Grundrechte *) werden zu meiner Freude bdiefen 
Vorzug wahrjheinlih bald bejeitigen. Ich wünfhe den 
Augenblid unſeres Austrittd fo viel als möglih zu be— 
fhleunigen, fo weit es die Rüdficht auf die Interefien des 
Landes geftattet.“ 

Er jagte ferner: „Die Einberufung einer Fonftituirenden 
Verfammlung nad der Kopfjahl der Bevölferung widerftrei- 
tet, wie ich glaube, und wohl nicht ohne Grund, den Ans 
ſichten . . dieſes Hauſes.“ Damit im Einflauge bemerft er 
jegt (IV. 54), daß meine Ausführung über das Verderbliche 
der Fonftituirenden Berfammlungen bei ihm der Anfüh- 
rung von Beifpielen gar nicht bedurft habe. 


*) Damit anerkannte er hier alfo, wenn nicht die rechtliche, doch 
bie thatſächliche Berbinvlichleit ter Grundrechte. Es ſteht dies 
mit einer andern Stelle der Reve in Verbindung, wo er fagt: „Wir 
flehen unter einem Geſetze, das und beherrfiht, unter dem Geſetze 
ver Nothwendigkeit.“ — Ich mache gegen diefen Saß feine Ein- 
wendung. Frhr. v. Andlaw wird aber das, was er zu feiner Redt- 
fertigung anführt, auch gegenüber der Regierung ald wahr aner- 
fennen müſſen, und darnach ift er im Unrecht, wenn er jet wieder 
der Regierung einen Borwurf daraus macht, daß fie ihrerſeits die 
Grundrechte und die Reichsverfaffung (nach dem „Geſetze der Noth⸗ 
wendigleit") ebenfalls anerkannt hat. 


— 166 — 


Er hielt alfo die Berufung einer Fonftitulirenden Verfamm- 
lung für ſchädlich, und doch gieng fein Vorſchlag 
auf eine ſolche Berufung. 

Er meint zwar; die von ihm angedeutete Wahlart nad 
den „materiellen Intereſſen“*) — des Grundeigenthumsg, 
der Fleineren gewerblichen Betriebfamfeit, des großen Handels 
und der großen Fabrifation — (IV, 49) würde den Nach— 
theil abgewendet haben, 

Die Frage, ob eine jolhe Abtheilung des Volkes in vier 
Klaſſen nach dem Belize und nach der Beihäftigung zum 
Zwede der Wahlen im Allgemeinen fonfervativere Wah- 
len hervorbrädte, hängt großentheild Davon ab, in welchem 
Verhältniffe die Stimmrechte der einzelnen Klaſſen zu 
der Zahl ihrer Mitglieder ftehen. Hätte jede Klafje die 
ihrer Mitgliederzahl entiprehenden Wahls oder Stimm- 
rechte auszuüben, jo wäre die Einrichtung niht weniger 
demofratiich, als bei den Kopfzahlwahlen nad bloßen 
Bezirfen mit allgemeinem Stimmrecht ohne einen Genfus, 
(Bergleiche oben S. 157—158). Leber ein verfhiedbenes 
Stimmenverhältniß enthält aber die v. Andlaw’fche 
Rede gar feine Andeutung. 

Auch ganz abgefehen hievon wird indeffen wohl Niemand 
widerjprechen, daß bei der aufgeregten demofratifhen Stim— 
mung im Frühjahr 1849 die Neuwahlen, felbft wenn man 
fie nad) v. Andlaw's (diesfalls geheim gehaltenen) Wün- 
jhen vorgenommen hätte, dennoch durchweg radifal aus 
gefallen wären, daß alfo Damals mit einer wie immer 
neu gewählten Verfammlung nur eine, den Umſturz 
fanftionirende, völlig demofratifche Verfaſſungsrevi— 
fion hätte zu Stande gebracht werden können. Welche 
weitere Folgen das Dafein einer ſolchen Verfammlung, der 
das Minifterium Peter-Brentano feinen Augenblick 
hätte vorenthalten werden fönnen, zur Zeit des Reichs ver— 
faffungsftreits, wo der Ausmarſch gegen die „renis 
tenten Regierungen“ gefordert wurde, in Bezug auf 


*) Bergl. oben die Note * auf S. 44—46. 
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die Ausbreitung der (legalen) Revolution anf unfere 
Nahbarftaaten und dann weiterhin gehabt hätte, mag 
Jeder für ſich felbjt überlegen. 

Dazu fommt nun aber noch, daß ja der Frhr. v. Andlaw 
nicht nur Feine Art angab, wie und mit welden verfchie 
denen Stimmrechten die bezeichneten vier Wählerflaffen 
gebildet werden jollten, fondern daß er überhaupt nur in 
feiner Rede von folden vier Wählerflaffen ſprach, aber 
feinen darauf bezügliden Antrag ftellte, vielmehr 
die ganze Wahlordnung für die zu berufende Verfamme 
lung lediglich dem (von der Regierung, von ber erften 
und von der zweiten Kammer) zu wählenden Ausſchuſſe 
überlaffen wollte. Der geftellte (in der Druckſchrift 
nicht mitgetheilte) Antrag gieng nämlich dahin: 

„ich ſchlage vor, einen Verfaſſungsausſchuß in Antrag 
zu bringen, welcder ſich fofort mit einem neuen Wahls 
gefege und der Reform der Verfaſſung zu befchäftigen 
haben wird. Iſt das Wahlgeſetz vollendet, fo wird er 
eine VBerfammlung berufen, welche die neue Verfaſ— 
fung zu prüfen, anzunehmen, zu verwerfen oder 
abzuändern hat.“ 

Hiernach follten die vorhandenen drei Faftoren lediglich 
einen Ausfhuß wählen, und diefer Ausihuß follte, da der 
Motionsfteller Feine Beftimmungen darüber in Antrag 
brachte, rein nah feinem Ermefjen ein Wahlgefes geben 
und darnad eine Fonftituirende Verfammlung, nämlid eine 
ſolche Berfammlung berufen, welhe die von dem Aus- 
ſchuſſe zu entwerfende und ihm vorzulegende Verfaſſung ans 
nehmen, verwerfen oder abändern, aljo auch zu einer 
Andern umgeftalten fünne, | 

Diefer Vorſchlag unterſchied fih von dem (durch Frhrn. 
v. Andlaw mißbilligten) Vorſchlage der revolutionären Der 
mofraten in der zweiten Kammer nur Darin, daß nad 
dem Legtern die vorhandenen gefeggebenden Yaftoren 
das Wahlgefes für die Fonftituirende Verſamm— 
fung berathen, und alsdann die Regierung (vermöge 
ihrer Initiative) die der Verfammlung vorzulegende — 
insbefondere auch die Bildung der Ständeverjamms 
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lung regelnde — nee Verfaſſung entwerfen ſollte, — 
ſtatt daß nach v. Andlaw's Vorſchlag ſowohl die den 
vorhandenen drei Faktoren gebührende Erlaſſung des 
Wahlgefeges, nad welchem die Fonftituirende Berfamms 
lung zu berufen fei, ald auch die der Regierung gebührende 
Initiative hinfihtlih der Berfaffungsrevifion felbft 
auf den zu wählenden Ausschuß übergehen, der jo berufenen 
Berfammlung felbft aber in Beziehung auf die Ber: 
fafiungsrevifion alsdann freie Hand bleiben follte, 

Welcher der beiden Vorſchläͤge — der v. Andlam’fche oder 
Brentano’she — mehr demokratiſch war, mag nun Jeder 
felbft beurtheilen. 

Immerhin hatte der jetzige Präfident des Minifteriums 
des Innern Staatsrath v. Marſchall Recht, wenn er als da- 
maliged Mitglied der I. Kammer den von Frhrn. v. Andlam 
vorgefhlagenen Weg als „einen gefährlihen Lurus“ be 
zeichnete *). Abgefehen von dem Borfhlage an und für 
fi weiß man ohnehin nicht, was daraus geworden wäre, 
wenn er an die HI. Kammer gelangt wäre. Jedenfalls wäre 
damit der Weg zu einer Eonftituirenden Berfammlung 
eröffnet gewefen, die Art und Weife ihrer Berufung wäre 
mit in der Hand der II. Kammer gelegen, und mindeftend 
wäre mit den Verhandlungen darüber die Zeit verloren ger 


*) Indem v. Andlaw meine in der Sitzung gegebene Antwort füds 
weife mittheilt, macht er (1V. 54) zu dem Satze, daß in Belgien, wie 
die zweite, fo auch die erfie Kammer eine gewählte ſei, ein 
Ausrufungs- und ein Fragezeihen ! ? — Wenn er darnach ven Gap 
bezweifelt; fo mag er die Art, 53—56 der beigifchen Staatsverfaflung 
vom 25. Februar 1831 nachfchlagen, um fich zu Überzeugen, daß bie 
Mitglieder ver I. Kammer (des Senats) aus der Zahl der Höchſtbe⸗ 
fteuerten jeweils auf acht Jahre gewählt werben, und daß alle Bürger, 
welche zur U. Kammer wählen, auch bei ven Wahlen zur I. Kammer 
Stimmrecht haben. 

(Im Uebrigen if meine Antwort wegen mangelhafter Revifion mit 
eniftellenden Fehlern in das geprudte Protokoll und damit ebenfo in die 
Auszüge der v. Andlaw'ſchen Drudichrift gefommen. Namentlih habe 
ich z. B. flatt: „Stabilität der Grundrechte” (IV. 53) gefagt: „Sta⸗ 
bilität ver Grundfähe.“) 
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gangen, um zum Bollzuge bed die Standesvorrechte auf- 
hebenden Artifeld der Grundrechte die Umgeſtaltung der 
I. Kammer mit den vorhandenen Faktoren der Gefeßgebung 
zu Stande zu bringen, die dazu geeigneter waren, als die 
vorausfihtlih radikal ausgefallene v. Andlaw'ſche Verſamm⸗ 
lung gewefen wäre, | 

Die Erledigung der Sache mit den vorhandenen Ram- 
mern war aber Darum zu befehleunigen, weil fonft, da bie 
Ueberwältigung der Nationalverfammlung und Vernichtung 
ihrer Beſchluͤſſe noch nicht vorauszufehen war, in Folge des 
Einführungsedifts zu den Grundrechten nah Umfluß von 
ſechs Monaten eine nah dem NReihswahlgefege, alfo 
mit allgemeinem Stimmrechte, zu wählende Landesver- 
fammlung hätte berufen werden müffen *). 

Wir mußten daher vorziehen, den Gefegesentwurf wegen 
Abjhaffung der Standesvorredhte den vorhandenen Stän- 
ben und zwar alsbald vorzulegen **). 





*) Wenn dv. Andlaw meint, eine folde Berfammlung hätte dem⸗ 
ungeachtet, „wenn fih die Kammern nicht über eine Berfammlung 
einigen konnten” (IV. 54), noch berufen werden müffen, fo ift er im 
Irrthum. Sie war im Art. 8 des Einführungseditts nur für den Fall 
in Ausficht geftellt, vaß das Geſetz über Aufhebung der Standes— 
vorrechte, d. i. über Umgeftaltung der I. Kammer innerhalb ſechs 
Monaten nicht zu Stande käme. Diefes Gefeh Haben wir aber ven 
vorhandenen Ständen vorgelegt, und wenn fi die Kammern 
hierüber nicht vereinigt hätten, fo hätten fie nah dem erwähnten 
Art. 8 in einem Zufammentritte mit Durchzählung der Stimmen durch 
einfache Mehrheit die erforderlichen Beichlüffe zu faflen gehabt, fo daß 
nie das Devürfniß zur Berufung einer konſtituirenden Berfammlung 
hätte fommen können. 


**) Beral. oben die Note * auf S. 18 und 19. Ich Hätte allerdings 
gewünſcht, daß für die Wahlen zur I. Kammer noch konſervativere 
Beſtimmungen hätten gegeben werden können, allein gedrängt durch das 
Einfüprungsedift zn ven Grundrechten, nach welchem, wenn feine Ver⸗ 
einbarung unter den vorhandenen Faltoren der Gefeßgebung zu 
Stande kam, nach Umfluß von fehs Monaten eine fonftituirende 
Berfammlung nah dem Reich swahlgefeße zu berufen gewefen 
wäre, konnten wir den Entwurf nur fo machen, wie erunterben da⸗ 
maligen Umftänden noch Ausficht auf eine Annahme hatte. 


— 10 — 


Iſt es nun auch richtig (IV. 52 * und 57), daß nad dem 
damaligen verhängnißvollen Zwifte über die deutſchen Ver: 
hältnifje und nah den Vorgängen in der Rheinpfalz, in 
Sachſen ıc., der Abfall der Truppen und damit die Revo— 
Iution und die Flucht des Großherzogs hier alsdann den: 
noch Famen, jo zeigt Died nur, daß in fo fihwieriger Lage 
jelbft alle Vorſicht zur Abwendung des Unglüds nicht 
hinreichte. Wir durften aber doch nicht zum Unheile noch 
ſelbſt beitragen, indem wir duch Berufung einer Eonfti- 
tuirenden Berfammlung (nad v. Andlaw's oder nad Bren- 
tano's Vorſchlag) die Revolution ſogar legalifirt, und die 
weitern oben (S. 166—167) erwähnten unheilvollen Folgen 
herbeigeführt hätten, 





Indefien enthielten die im Entwurf vorgefchlagenen drei Steuerflaffen 
doch einen in unfern Berhältniffen fhon beveutenden Genfus, wozu 
dann noch die Beringung eines Alters von 40 Jahren fam. In allen 
andern deuifchen Etaaten, in welchen damas mit fonflituirenden Ber: 
fammlungen, over aub in anderer Weile, felbft im Wege des 
Detroirens (wie in Preußen) Gefege über die Bildung der I. Kams 
mern erlaffen wurben, find viefe (Hannover ausgenommen) Demos 
fratifcher zufammengefegt worden. 

Was die II, Kammer betrifft, fo follten nach Art. 4 des Entwurfs 
die bisherigen Befimmungen über die Wahlrechte in Kraft bleiben, 
bis „das Reichsgeſetz über vie Wahlen zum Boltshaufe in Wirffam- 
feit getreten fein werde," — und dann follten fie fih jeweils 
nad diefem richten. Zur Zeit der Fertigung des Entwurfs fland bei 
den Reichswahlen ein in Vorſchlag gebrachier nicht unbeveutenvder Cen— 
fus in Ausfiht, und ein folcher, obgleih er damals ſodann ver— 
worfen wurte, hätte, wenn das Reich überhaupt noch zu Stand ges 
fommen wäre, ohne Zweifel bald nabträglide Aufnahme 
gefunden. Für den Fall aber, daß das Reich nicht zu Stände käme, 
blieb unfere alte Wahlordnung aufrecht. 

Mie übrigend v. Andlaw fagen kann, daß man mit unferm Entwurfe 
eines Wahlgefehed, wenn diefes zur Annahme und Sanftion gekommen 
wäre, „ven Wirkungen einer fonftituirenden Berfammlung* doch 
nicht hätte entgehen fünnen (IV. 56), ift nicht verftändlid. Die Haupt— 
aufgabe einer folchen konftituirenden Berfammlung, nämlid die Or» 
gantifationder beiden Kammern wäre ja, wenn man fpäter 
nach jenem Wahlgefeße wieder einen neuen Landtag berief, ſchon er» 
ledigt gewefen, und biefer Landtag hätte damit nichts mehr zu thun 
gehabt. ; N 


+ 
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Die Finanzmaßregeln des badifchen Miniſteriums. 


Ih bin vollfommen mit dem einverftanden, was Frhr. von 
Andlaw gegen die revolutionäre Finanzwirthfihaft (IV. 60a. 
“und 61) fagt, welde den Reichthum bedrüdt und dadurch 
dem Armen felbft den Verdienft und die Erwerbögelegen- 
heit entzieht. Wenn er aber in einer ſolchen Wirthichaft die 
Theorie des „Fonftitutionellen Liberalismus“ findet, fo 
ift dies nur wieder eine Folge feiner vorgefaßten Meinung 
gegen das Konftitutionelle überhaupt. Jedenfalls kann 
ih nicht anerkennen, daß jene revolutionäre Finanzwirthſchaft 
den Maßregeln des Staatsraths Hoffmann zu Grunde 
lag, wenn er inaußerordentliben Zeiten aud außer: 
ordentlihe Quellen, die etwa als regelmäßige nit 
taugen, zu eröffnen genöthigt war, 

Ueber das Detail der Maßregeln bin und war ich indeffen 
nicht hinreichend unterrichtet, denn abgefehen davon, daß mir 
die fpeziellere Fachfenntnig fehlt, hatte ih damals ſchlechthin 
feine Zeit, mich auch noch mit den Gefhäftszweigen meiner 
Kollegen näher zu befaffen *). 


*) In dem ungeheuern Gefchäftsftrubel, in dem ich (dazu noch krank) 
am 12. und 13. Mai 1849 bis zur Abreife am 14. Mai Bormittags . 
10 Uhr mich befand, dachte ich auch nicht daran, meinen Kollegen 
Hoffmann zu fragen, was er binfichtlich der Sicherung ver Staats— 
faffen (IV. 58 20.) fürgefehrt habe. So viel aber weiß ih, daß am 
14. Mai vie Wenführung ver Staatsgelver nicht mehr möglich geweſen 
wäre. Eine Bergleirhung mit Anvern, vie ihre Gelver ꝛc. wegführten, 
iſt nicht ſtatthaft; einmal weil die Revolutionäre noch nicht auf ven 
Privatraub, fondern überall nur auf Fefthaltung ver Staats- 
gelver losgiengen, — zum Andern aber, weil dieſe Gelver ein Gewicht 
von mehreren hundert Zentern gehabt hätten, die man un» 
möglid im Geheimen aufladen und fortführen konnte. Ueberdies 
war die Ankunft des Landesausſchuſſes, dem der hiefige Gemeinverath 
bereits eine Deputation entgegen geſchickt hatte, ſchon auf Vormittags 
11 Uhr angefagt, bis zu welcher Zeit nicht einmal mehr die Verpadung 
und Berladung, viel weniger die Wegführung hätte gefchehen können. 

Merkwürdig ift in Bergleichung mit der Bemerkung des Frhrn. von 
Andlaw, daß mir ein anderer Grundherr aus dem Oberlande nach 
der Revolution ſagte; wir Grundherrn find dem Staatsrath Hoffmann 
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Was indeſſen die Ausgaben betrifft, ſo weiß ich aus 
eigener Wahrnehmung, daß Staatsrath Hoffmann bei 
allen Vorkommniſſen auf die äußerſte Sparſamkeit 
drang. Man wird kaum eine Periode auffinden, wo weniger 
als in der fraglichen Bewegungszeit ausgegeben wurde, ſo⸗ 
fern man, wie natürlich, abſieht von demjenigen außer— 
ordentlichen Aufwande, der (wie z. B. für die aufgeſtellten 
Truppen und für Gerichtskoſten ꝛc.) von unſerm Willen und 
Ermeffen ganz unabhängig war. 


Vereinsweſen. 


Mit dem, was Frhr. v. Andlaw gegen das unbedingte 
politiſche Vereinsrecht ſagt (IV, 68 ıc.), bin ich einver- 
ftanden, nicht aber damit, wenn er etwa meint, eine Vers 
legung der Grundrechte, auf welde in Franffurt die 
Aufforderung zum Widerftand und deffen Unterftügung erfolgt 
wäre, hätte Hier den Umfturz nicht noch mehr befördert 
und beſchleunigt, ald die Duldung der Vereine nah Maß: 
gabe der Grundrechte. 

Bor dem Erfcheinen der Grundrechte wurden die gefähr- 
lihen Vereine am 4. Mai 1848 und dann wieder im Juli 
1848 verboten. Warum Erfteres nicht fhon im März oder 
April 1848 gefchehen fonnte, ift oben Seite 8487 ange 
geben. 

Nach dem Erfcheinen der Grundrechte wurben aber das 
mal in gar feinem deutſchen Staate noch Vereine ver— 
boten. Baden wäre, hätte ed anders gehandelt, ganz ifolirt 
geitanden. Selbft die hannöverfhen Ausftellungen vom 
10. Februar 1849 gegen einzelne Beftimmungen der Grund» 
rechte betrafen das Vereinsrecht nicht, Es ift darin viel- 
mehr gefagt: 





fehr dankbar und haben ung gefreut, daß er die Staatsgelber nicht weg⸗ 
fehaffte, fonft wären vie Revolutionäre alsbald auf uns [osgegangen, 
um fih die Mittel zur Durchführung ver Revolution zu verfchaffen, und 
der ganze Berlauf wäre überhaupt viel blutiger und ſchreckhafter ges 
worden.” 
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„Art. 7 über Berfammlungs- und Vereinsrecht ift un- 
bedenflih, da für das Heer *) genügende Digziplinars 
vorjoriften vorhanden find.“ . 

Die preußifhe oftroirte Verfaffung vom 5. Dezember 
1848 fagt im Art. 28 unbedingt: „Alle Preußen haben das 
Recht, fih zu folhen Zwecken, welde den Strafgefegen 
nicht zuwider laufen, in Gefellihaften zu vereinigen.” Somit 
fonnte fein Verein unterdrüdt werden, ald in fo fern 
wegen feiner Zwede gegen ihn als gegen ein verbrederi- 
ſches Komplott ein Strafurtheil erfolgte, 

Bei folder Lage der Dinge, wo nicht nur die National: 
verfammlung mit ihren Grundrechten, fondern au 
die Anfiht und Praris aller deutſchen Regierungen 
Cjelbft der fogenannten renitenten) ung entgegenftanden , 
hätte alfo Frhr. v. Andlaw ung zugemuthet, die Volfsvereine 
zu verbieten! — Doch damals that er's ja nicht, fondern 
erft jegt. Nie hat er nach dem Erſcheinen der Grundrechte 
bis zur Mairevolution, wo e8 an ber Zeit gewefen wäre, 
in der Kammer einen derartigen Vorſchlag oder ein Anfinnen 
an die Regierung gemacht, 

Was die den demofratifchen Wolfsvereinen entgegen ge- 
tretenen fogenannten „vaterländifhen Bereine“ betrifft 
(IV. 72 20), fo kann id natürlih nit jeden Schritt, 
ben fie felbft thaten, in Schuß nehmen. So wenig fie fi 
in vielen Dingen von den DBerwirrungen ber Zeit völlig 
frei machen fonnten, fo war doch ihr Beftreben und ihre 
Wirffamfeit im Allgemeinen, ingbefondere gegenüber 
den Umſturzſüchtigen, gut, und Mancher, der jest in 
der Sicherheit zeitlicher Ruhe über fie [hmäht, war damald 
unter dem wilden Treiben der Revolutionäre fehr froh, an 
ihnen einige Stüße, einigen Schuß gegen die Ausfhweifuns 
gen zu haben. Die Anfhanungen der meiften Menſchen 
find zuverfhiedenen Zeiten jeweils wieder fehrver 
ſchieden, und fie erinnern fih an die eigene Anfhauung 
die fie in der Vergangenheiten hatten, nicht einmal mehr, 


*) Hinfihtlich der Berfammlungen und Vereine bei unferem Mili- 
tär vergleiche das oben in der Note ** auf ©. 79 und 80 Gefagte, 
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Bon dem Programme, von dem von Andlamw fpricht 
(IV, 73), weiß ich nichts, noch viel weniger habe ich felbft 
dazu mitgewirkt. Ich zweifle fogar, daß der vaterländifche Ver: 
ein zu Mannheim vom Mai 1848 der nämliche war, der 
fpäter gegen die Volksvereine eine fo rühmliche Thätigfeit ent- 
widelte, Nah dem Januar 1849, wo die WVolfsvereine auf 
traten, zählte der Mannheimer vaterländiihe Werein nicht 
nur 200, wie v. Andlaw meint (IV, 73), fondern über 600 
Mitglieder, und diejenigen, die er die „Zumwartenden” 
nennt, haben fih gerade Fein großes Verdienft erworben, 
wenn fie ſich zurüdzogen, *) ftatt durch ihre Mitwirfung die 
Partei der Ordnung zu unterftügen und dadurch zugleich bei 
diefer ſelbſt, wo ed nöthig war, anf einen feſten gejeß- 
lihen Gang hinzuwirken **). 








*) Es gehörten dahin keineswegs, wie v. Andlaw anzudeuten feheint, 
alle fo genannten Altconfervativen. Biele verfelben waren 
fehr thätige Mitglieder vaterländifcher Vereine. Andere, die eigentlich 
„Zuwartenden ‚* hielten es, wie ein preußifcher gemäßigter Staatsmann 
fagte, mit dem Sprude: „bene vixit, qui bene latuit,“ — und 
„als der Winter vorbei war, fo find die Amphibien aus ihrem Bers 
ſtecke hervorgekrochen, um fich in der Sonne zu wärmen.“ 

**) Was den Vorwurf betrifft, daß vaterländifche Vereine die Aner- 
fennung der Parlamentsbefhlüffe, auch wo fie mit einzelnen derſelben 
anund für fi nicht einverflanden waren (IV. 73 **), dennoch 
forderten, fo thaten fie dies, wie fo viele andere confervative Männer 
aus dem Grunde, weil ihnen das Bepürfniß ver Einigung im 
Allgemeinen wichtiger ſchien, als die Bedenken, die fie bei meh» 
reren Einzelheiten hatten, wie etwa ein Staat, der ſich einem 
Zollverein anfıhließt, mande Bedingung, die er weder fich, noch 
dem Ganzen zuträglich erachtet, (etwa noch auf Fünftige Ber- 
befferung hoffend) dennoch Fingeht, um die Einigung im Ganzen, » 
welche an und für fi ſchon Bortheil bringt, nicht feheitern zu 
faffen. Ein weiterer Grund für die Unterwerfung unter die Parla- 
mentsbefchlüffe Tag bei jenen Eonfervativen darin, daß fie bei ver 
damaligen allgemeinen Verwirrung in ganz Deutfchland nur in ber 
Nationalverfammlung noch einen Halt, einen Anfer gegen 
die allgemeine Auflöfung fanden, 

Wenn aber von Andlaw in ver „Nothwenbigfeit“ einer Unterwerfung 
unter das Gefeß der Mehrheit überhaupt einen „Sclavenzufland“ 
findet, fo muß ex ſelbſt ſich fehr tief in dieſem Sclavenzuftanbe gefühlt 
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Unter den im Anfange des März 1848 der IT. Kammer 
gemachten, ſchon bejprochenen, Zufagen *) befand fih aud 
eine folhe wegen Gleichftellung der Angehörigen der ver- 
ſchiedenen Konfeffionen. 

Eine natürlihe Folge bievon war zugleih das Nefeript 
vom 19, Mai 1848 (IV, 77), wodurdh den fogenannten 
Deutihfatholifen gleihe Rechte, wie den andern Konfeffionen 
ertheilt wurden. Bei diefer, in offenfundigen Berhältniffen 
liegenden, Veranlaſſung des Referipts hätte die Verdäch— 
tigung, daß dafjelbe mit Nüdficht auf Mannheimer Freunde, 
und um von den Nadifalen wegen Befämpfung des Heder- 
aufftandes Vergebung zu erhalten, erlafien worden fei, 
bei redlicher und unbefangener Beurtheilung der Sade un 
terbleiben follen, 


Ich bin fein Freund des „Deutſchkatholizismus“ und werde 


haben, als er in der Sitzung vom 20. Januar 1849 in Beziehung auf 
die Grundrechte fagte: „wir ſtehen unter einem Gefeße, das ung be— 
herrfht, unter dem Gefege der Nothwendigkeit.“ 

Sollte nun 3. B. der neu erftandene Bundestag wieder Beſchlüſſe 
faffen, die wiretwa nicht für qut hielen und doch annehmen müßten, 
fo — v. Andlaw ven Sclavenzuſtand ebenfalls wieder zu beflagen 
haben. 

Nah dem Wortlaute des v. Andlaw'ſchen Satzes wäre auch bei 
verfaffungsmäßig anerltannten Mehrheitd- Gewalten im 
Innern des Staats die Unterwerfung unter viefelben überhaupt ein 
Sclavenzuftand, In diefem Falle wäre dieſes Loos allen cioilifirten 
Ländern eigen. 


x*) Ich habe oben fchon bemerkt, daß Frhr. v. Andlaw in feiner 
Rede vom 29. April 1848 CI. 225) ſelbſt erflärte: meinen „guten Willen 
und tanphafte Gefinnung im Anfange des Sturmed 
erfenne er gerne an,“ und doch machten wir nie Zugeftändniffe, als 
(gegenüber der II. Kammer) gerade nur im Anfange des Sturmeg, 
wo berer in allen andern veutfchen Ländern noch weit größere 
gemacht wurden. Will man aber die fpätere Anerkennung der Reiche» 
verfaſſung famnt Grundrechten noch bieher zählen, fo entſchuldigte und 
v. Andlaw am 20. Januar 1849 felbft durch feinen Ausſpruch: „wir 
fiehen unter einem Geſetze, das uns beherricht, unter dem Geſetze der 
Nothwendigkelt.“ Siehe oben ©. 165 *). 
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ihn nie begünftigen. Die abweichende eigene Ueberzeugung 
über religiöfe Wahrheiten kann aber den Staatsmann nicht 
abhalten, Jenen, die nun einmal einen andern Glauben 
haben, fofern fie nur nichts Unfittliche8 oder Unrechtliches 
lehren oder üben, in ihren geſellſchaftlichen Berhältniffen die 
den Kicchengefellfhaften überhaupt gebührenden Rechte eben- 
fall8 zufommen zu laffen. Im Uebrigen bin ich der Meinung, 
daß in der Genofienfhaft der fogenannten Deutfchfatholifen 
fih entweder ein .pofitiver Glaube befeftigen, oder daß die 
Gemeinfhaft, ohne Grundlage und ohne Halt durch die Winde 
des Tages getrieben, fih wieder auflöfen werde. Ob man 
indefien ihre äußeren Rechte jenen der andern Konfeffionen 
gleichftelle, oder nicht, macht in diefer Beziehung feinen 
Unterfhied, und ift überhaupt für die andern Konfeffionen, 
fo wie für die Gefammtheit bei weitem nicht fo wichtig, wie 
Schr. v. Andlaw meint, Auch feit jener Gleichftellung haben 
die Deutſchkatholiken Feine Fortfchritte mehr gemacht, und 
da der politiihe Radikalismus feinen Anlaß mehr hat, fid 
der vermeintlihb bedrüdten Deutjchkatholifen anzunehmen, 
fo befaßt er fih auch mit ihrer Glaubend- (oder Unglaubens-) 
Sache felbft nicht mehr, 

MWenn Frhr. v. Andlaw auf der andern Seite eine Beein- 
trädhtigung darin findet (IV. 78— 79), daß die Regierung, 
während fie die Deutjchfatholifen ꝛc. frei gewähren laffe, fo- 
gar in der katholiſchen Kirche unnatürlichermeife noch felbft 
„Episkopalrechte“ ausübe, und das Minifterium des 
Innern die „innern Angelegenheiten derfelben in ihren we- 
fentlichften Beziehungen“ leite, fo will ih mich auf den 
Streit nicht einlaffen, ob es fich hiebei wirflih um eigene 
Ausübung von Episfopalrehten durch den Staat, oder 
nur etwa um zu weit gehende Befhränfungen der Kirdhen- 
gewalt in deren eigenem Gebiete handle, Aber fo viel ift 
jedenfalld gewiß, daß die Regelung des Verhältnifes zwiſchen 
dem Staate und ben mit ihm ganz verwachfenen beiden 
großen Kirchen eine tief eingreifende, ſchwierige und 
umfafjende Arbeit ift, die doch nicht ſchon im Frühjahr 1849 
noch vor der Mairevolution ihre Erledigung hätte finden 
können. 
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Der Vollzug der Grundrechte würde, wenn nicht feit 
den Mai 1849 auch hierin die politifche Weltlage fih ge- 
ändert hätte, die Sache inzwiſchen zur Erledigung gebracht 
haben. 

Die Erzählung des Frhrn. v. Andlaw wegen Beftellung 
eines Pfarrers an der Trinitatisfiche in Mannheim (IV. 79) 
ift dahin zu berichtigen, daß diefer Pfarrer auf den Antrag 
des evangelifchen Oberfirchenraths, ald der evangeliſch protes 
ftantifchen oberften Kirchenbehörde, vom Großherzog, wie 
aus dem Regierungsblatte vom 13, Oftober 1848 Nr. LXXI, 
erfichtlih ift, ernannt wurde, Ob die Oberfirchenbehörde bei 
ihrem Antrage auf die Wünfche der Kirchengemeinde Rüd- 
fiht nahm, wird den Frhrn. v. Andlaw nicht berühren, und 
er felbft würde e8 wohl auch hinfichtlih der Broteftanten 
nicht billigen, wenn das Minifterium ohne ganz entjcheidende 
Gründe die Pfarrbefegungs-Anträge der oberiten Kirchen— 
behörde, welche zugleich die Staatsauffiht über die Kirche 
ausübt, leichthin befeitigen oder ändern würde, 

Was er von der durch den ernannten Pfarrer abgehaltenen 
Blumsfeier erzählt (IV. 80), ift mir im Detail nicht befannt, 
doch nach fummarifchen Berichten hier jedenfall® ganz übers 
trieben dargeſtellt *). | 

Die Agitation für die Reihsverfaffung, wie v. Andlaw 
fie darftellt, war allerdings verhängnißvoll, Die Revolutior 
näre benüßten fie, um einen Kampf mit den Fürften her— 
vorzurufen und fo über die Reichöverfaflung hinweg zur 
Kepublif zu gelangen. Selbft viele Freunde der Ordnung 
agitirten übermäßig mit, weil fie für den Fall, daß dieſe 
Berfaffung nicht zu Stande käme, eine allgemeine Auf: 
löſung und Anardie fürdteten, 

Die Behauptung, daß die badifhe Regierung felbft diefe 
Agitation „nicht ohne Vorliebe im eigenen Schooße gehegt 





*) Eben fo unwahr ift, daß Hecker ala Oberft ver Bürgerwehr bes» 
ſtätigt worden fei (IV. 79), und zur Reorganifation ver Bürger- 
wehr nach deren Entwaffnung am 1. Mat 1848 wurde erfi im Winter 
1848/49 gefchritten, was aledann nicht mehr ——— konnte. 

2 
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habe” (IV. 88), muß ih als eine Unwahrheit erklären. 
Wenn wir der Reichsverfaflung, ehe noch durch den Beitritt 
der größeren Staaten ihre VBerwirflihung gefihert war, uns 
fererfeitö vorläufig beitraten, fo hielten wir's mit Frhrn. von 
Andlaw (fiehe oben ©. 164 *)): „wir ftanden unter einem 
Gefege, das und beherrfhte, unter dem Gefege der Noth- 
wendigfeit.“ Daß aber die wilde Agitation für die Reichs— 
verfafiung in den Nachbarländern und dann im Großherzog: 
thume für uns höchſt gefahrvoll fei, war mit Händen zu 
greifen. Wir entzogen dieſer Agitation hier duch Aner— 
fennung der Reichsverfaffung den eigentlihen Gegenftand, 
Der Ausbruch der Unordnung wurde dadurch auch wirklich 
wenigftens länger Hinausgefhoben, als dies z.B. mit 
dem Sturme in Württemberg, und mit dem Aufruhre in 
einigen Theilen Preußens, in Sachſen und Bayern der Fall 
war. Da aber fodann nad und nad) alle diefe aufrührerifchen 
Erſcheinungen anderwärts zu Tage famen, und von ber 
Nationalverfammlung unterftügt wurden, da ferner in ber 
Rheinpfalz jhon an 2400 Mann Soldaten zu 
den Snjurgenten übergegangen waren und 
fo das Beispiel des Abfalls gegeben hatten, 
fo fanden die von allen Seiten zufammengeftrömten Dema- 
gogen natürlich nun aud hier günftigen Boden zur völligen 
Losreißung der Truppen von ihrer Pflicht, und zur Erre— 
gung des Aufruhrs. War hier nicht, wie anderwärts, die 
Zurüdweifung der Reihsverfaffung von Seiten ber 
badifchen Regierung der Grund zur Bewegung, fo fand fi, 
wie aus dem Berichte der Reihscommiffäre (III. 245) vom 
1. Juni 1849 hervorgeht, doch ein anderer Gedanke, ber 
jenen Grund erjegte. Baden mit Andern follte jet „der 
drohenden Stellung Preußens und der größeren Mächte ber 
waffnet entgegen treten,” weil es fi fonft nur 
wieder „den Anordnungen der Großmächte fügen” würde, 
Eben dieſes lag auch in den Offenburger Beichlüffen vom 
13. Mai 1849, Man wollte vorerft den Großherzog nicht 
vertreiben, fondern mittelft der durh den Militärs 
abfall unterftügten Bewegung ihm nur das Minifterium 
„Peter Brentang“ aufdrängen, und ihn ber au berufen 
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den Randesverfammlung, „welche in fih die gefammte 
Rehtd- und Mahtvollfommenheit vereinige” un 
terwerfen, ſodann zugleih nöthigen, „mit der ganzen 
bewaffneten Macht“ die Durchführung der Reichsverfaſſung, 
wie ſie nun nach der durch die Ereigniſſe beſeitigten 
Oberhauptsfrage feſtſtehe,“ in den andern deutſchen Staaten 
zu unterftügen *). Die Reichsverfaſſung, oder nach „be 
feitigter Oberhauptsfrage“ die Republik follte alfo den 
fogenannten „renitenten Regierungen“ durch Waffenge- 
waltd. h. durh Befriegung, wobei alle revolutionären 
Hebel in Bewegung fümen, aufgedrungen werden, — 
und died war der unmittelbare Zwed des (von militäri- 
ſchen und bürgerlihen Demagogen bewirften) Truppenabfalls 
und des daran gehängten Aufrufes, mit deffen Leitung die 
Offenburger Berfammlung vom 13, Mai 1849 den Landes: 
ausſchuß und das von ihr ernannte Minifterium Beter-Bren- 
tano beauftragt hatte, 

Daß aber durch einen Verfuh diefer Art das Unglüd, 
welches Baden nun traf, noch viel größer geworden 
wäre, ift klar, und eben fo Har ift, daß die Berufung einer 
fonftituirenden Berfammlung, wenn eine ſolche 
(nad v. Andlaw's oder nah Brentano's Vorſchlag **)) 
ſchon vor dem Mai 1849 erfolgt wäre, die Sache in dieſe 
Lage gebracht hätte, und daß der Großherzog in dier 
fem Falle aus folder Lage nur dann etwa fi hätte wie- 
der befreien können, wenn es ihm noch gelungen wäre, nicht 
blos, wie gefhah, vor Aufrührern und Meuterern, 
fondern vor dem felbft ernannten Minifterium und vor 


*) Vergleiche die $$. 188 und 189 der Bewegung in Baden, und 
die indem $. 176 abgedruckten Offenburger Befchlüffe vom 13. Mai 1849. 

Für den Fall Übrigens, daß der Großherzog, anweſend bleibend, ſich 
den Forderungen gleichwohl nicht fofort fügen follte, wurde fürforglich 
in Offenburg ſchon eine probiforifhe Regierung einge 
fest, in deren Namen felbft vor der Abreife des Großherzogs noch 
veſchiedene Regierungshandlungen vorgenommen wurden. Siehe Bewe⸗ 
gung in Baden S. 328 und 329, 

**) Bergleiche oben ©. 166. ja 
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der felbft berufenen gefeslihen Landesverfammlung 
nachträglich die Flucht zu ergreifen. 


Die politifchen Verurtheilten in Baden und die 
Schwurgerichte. | 


Hier, wie fhon an andern Stellen, findet Frhr. von 
Andlaw die Quelle der Revolution wieder Darin, daß an 
der Stelle des „göttlihen Gebots die menfchliche Anficht zur 
Norm der Geſetzgebung erhoben“ worden fei, und daß dieſe 
„lubjective Anfhauung einer ungewiffen Zeitftrömung“ bie 
Schulen durchdrang, „den Geift und die Snftitution der 
heiligen Kirche” verfälſchte und damit „eine geiftige Nacht über 
das arme badiihe Volk“ zog (IV. 93), 

Nur Schade, daß er auch hier, wo zunädft von ben 
Schwurgerihten die Rede ift, eben fo wenig, als hin- 
fihtlih anderer Gefege in den verfähiedenften Zweigen der 
Suftiz, der Verwaltung, der Finanzen 2c,, angegeben hat, 
weldhe Einrichtungen und Beftimmungen das „göttliche 
Gebot” vorfchreibe *), und warum denn, wenn nur bie 
verweltlihte Gefeggebung (in weltlichen Dingen) und » 
die darin herrfhende, fubjective Anfhauungsweife Revolu- 
tionen hervorbringe, deren fo viele im Kirchenſtaate vor 
fommen, 


Was nun aber namentlich bie 


Schwurgerichtsverhandlung zu Freiburg 


betrifft, fo war fie allerdings ein unglüdlihes Ereigniß, 
nicht nur wegen des erfolgten Wahrſpruchs, fondern auch 
wegen der revolutionären, ja anardiftifhen Theorien, welche 
die Angeflagten und Bertheidiger dabei vor dem ohnehin 
fhon bethörten Publikum zu Tage förberten, 


*) Vergleiche oben ©. 10. 
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Es ift diefe beflagenswerthe Erſcheinung aber Feine Wir: 
fung der Gefeggebung *), fondern eine Folge der dama- 
ligen deutfhen Zuftände und der völligen Begrifföverwirrung, 
welche nad dem Gange ber Ereigniffe Die Mehrheit der deutichen 
Völker gleichfam miasmatiſch beherrfcht oder verblendet hatte **), 
Ya in der ganzen unglüflihen Erſcheinung liegt nur ein 
weitered Zeugniß für den damaligen Umfang und bie 


*) Bergleiche oben S. 78, 79 und 164. 

Frhr. v. Andlaw maht an dem Schwurgerichtögefee, wie ed da⸗ 
mals nach dem Eutwurfe von 1848 zur Anwendung kam, mancherlei 
ganz irrthümliche Ausftellungen. 

Wenn er meint, der Präfivent des Schwurgerichts könne, ohne bie 
Sitzung ſelbſt aufzuheben, die Zuhörer, welche die Berhandlung flören, 
nicht fortweifen (IV. 110), fo hätte er fih aus dem $. 4 ver Berorb- 
nung vom 10. März 1849 vom Gegentheil überzeugen können, und 
wenn der franzöfiihe Advokateneid Vertheidigungsgründe unterfagt, 
„welche ver Berfaffung wiverftreiten ,“ fo liegt dies nicht minder 
in dem Berfaffungseide, venn auh unfere Advokaten zu leiften haben. 
Das neue Schwurgerichtögefeg vom 5. Februar 1851, welchem von 
Andlaw in der Sigung vom 11. Januar 1851 ſelbſt zufimmte, 
enthält in den beiden hier von ihm gerügten Punkten ebenfalls nichts 
Neues, und wasdie Hauptſache, nämlich vie Bildung ver Sch wur- 
liften betrifft, fo hatten, wie wir gefehen haben, auch nach vem 
18487 Entwurfedie Beamten feLbft vie Geſchworenen auszuwählen. 
Man wird daher wenigſtens nicht fagen können, daß das Geſetz vie 
Staatsintereffen in Beziehung auf Beftrafung, wie von 
Andlaw meint, vernachläßigte. Die Schreden der Zeit waren aber fo 
groß, daß felbf die ordnungsliebendſten Männer , fofern fie nicht zu— 
gleich großen perfönfihen Muth hatten, in der Erfüllung ihrer Pflicht 
nicht ſtandhaft genug waren. Frhr. v. Andlaw mag fih daraus ein 
Bild entnehmen, welche konftituirende Berfammlung zu Stand ge- 
dommen wäre, wenn fie zu jener Zeit nab feinen Wünſchen — 
auch von den nach Intereſſen eingetheilten vier Wählerklaſſen (IV. 49) 
gewählt worden wäre, Bergleihe oben ©. 166. 

**2) Gerade dar in, das jenes revolutionäre Miasma in Baden fei- 
nen Kreislauf vollendet hat, und als natürliche Folge ver durch 
Waffenmacht überwundenen demofratifhen Ausfhmweifungen ein Rüde: 
fhlag, ein Zuſtand der Ruhe, eingetreten ift, liegt ver einzige 
Grund, aus welchem nun im September 1851 bei einer, mit dem 
18487 Entwurfe im Wefentliden übereinſtimmenden Geſetzge— 
bung bie Berhandlungen unferer Schwurgerichte fo ruhig verliefen und 
die Wahrſprüche der Geſchworenen allgemeine Billigung fanden. 
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Stärfe der auflöfenden Kräfte, und dafür, bag auf 
alle Weisheit, aller Muth und alle Thätigfeit zur Leber- 
wältigung bderfelben und fomit zur Aufrechthaltung der 
Staatdordnung nicht mehr mächtig genng gewefen wären, 


Was die Gerichtsverhandlung an und für fich betrifft, fo 
verfteht fich von felbft, daß die Regierung dieſelbe nicht in 
der Hand haben Fonnte, nicht einmal das Verhalten der 
Richter und der (ſchwer aufzjufindenden) Staatsanwälte, noch 
weniger jenes der Zeugen, und am allerwenigften das der 
Angeklagten und ihrer Vertheidiger. 


Im Uebrigen find die v. Andlaw’fhen Mittheilungen nur 
Privatberihten über den Verlauf der Verhandlungen 
entnommen, haben aljo Feine Autenthizität. Namentlich 
fönnen fie nicht dazu dienen, dasjenige darzuthun, was Frhr. 
v. Andlaw dem Hofgerichtspräfidenten und zwei Staatsan- 
wälten zur Laft legt, Sehr glaubhaft und den damaligen 
Berhältniffen entfprechend ift es wohl, daß die Ange: 
flagten und ihre Bertheidiger fih zur Rechtfertigung 
des Aufruhrs auf den, durch die Volksverfammlungen Fund» 
gegebenen, Volkswillen beriefen. Daß aber der Präſi— 
dent und die Staatsanwälte die Konftatirung dieſes Volks— 
willend für entfheidend hielten (IV, 95, 98 a. xc.) 
wird Niemand, der diefe Männer kennt, für wahr halten, 
felbft wenn die fraglihen Privatberichte ihre Aeußerungen 
in dieſem Sinne barftellen würden. Indeſſen wäre eine 
ſolche Auffafjungsweife felbft bei wörtlicher Aechtheit jener 
Berichte noch durchaus nicht richtig ; denn wer mit Gefchwor- 
nen zu thun hat, geht oft auf Die thatſächliche Wider: 
legung aud unerheblicher Angaben ein, weil etwa bie 
Gefhwornen fonft ein Gewicht auf diefelben legen könn— 
ten, und nur fo wäre zu erfären, was bie gedachten Beamten 
in diefer Beziehung gethan hätten *). 


*) Daraus mag jeder Unbefangene ermeflen, was von der 
auffallenden Behauptung des Frhrn. v. Andlaw zu balten fei, daß dieſe 
„Drgane der Regierung nur dem Maße nad, nit grund ſätzlich 
von ten Angeklagten verfchieven” gemwefen feien. 
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Daraud würde aber noch Feineswegs hervorgehen, daß 
biefelben eine von jener ded (dritten) Staatsanwaltes 
v. Wänfer abweichende Anficht hatten oder äußerten, als 
wenn es daraufanfäme, ob der (etwa abzuzählende) 
Bolfswille eine Republik verlangt habe oder nicht, 

Wenn aber Frhr. v. Andlaw gar noch behauptet, die Aus— 
führung v. Wänker's, der die legtere, von den Angeflag- 
ten anfgeftellte *%), anardifche Theorie befämpfte, ſei der 
„ganzen Anfchauungsweife der Regierung“ ſelbſt ent 
gegen gewejen (IV. 99 und 109), jo erwiedere ich darauf 
nichts, als daß er auch hier wieder eine handgreiflibe Uns 
wahrheit behauptet **). Wollte ich die Angabe bei ihrer 


*) Die andere gefährlihe und anarchiſche Theorie, welche vie 
Bertpeidigung dah in aufftellte, daß es nicht auf das Gefes, ſondern 
nur auf das Recht anfomme, daß alfo vie Gefchwornen, wenn fie 
den Inhalt des Gefepes für unrecht halten, nach vemfelben fein 
Schuldig ausiprechen dürfen (IV, 108), beruht auf der auch von Frhrn. 
v. Andlaw aufgeftellten Unterſcheidung zwifchen Recht und Gefeß- 
lichkeit (T. 18 und IV. 13*)). Bergl. oben ©. 42, . 

++) Wenn ein Etaatediener in Yauterburg meinte, die Proflamirung 
der Republik durch die von Brentano berufene fogenannte fonftituirende 
Berfammlung wäre ein legaler Alt und „ein vie Lage des Groß- 
berzogs fehr verfchlimmernver Umftannd“ (IV. 99 a), fo wäre die 
Behauptung in ihrem erften Theile wohl ein baarer Unverſtand ges 
weſen. Beſchränkte ſich viefelbe dar auf, daß durch jene Proklami— 
rung der Republik die Lage des Großherzogs verſchlim— 
mert würde, ſo konnte dieſe Verſchlimmerung Demjenigen, der 
kurzfihtig an eine Dauer des damaligen Ganges der Dinge glaubte, 
zwar als thatſächlich, nie aber als rechtlich möglich erfcheinen. 

Wenn dv. Andlaw hiebei aus Anlaß meiner Aeußerung zur Heidel⸗ 
berger Deputa:ion (vergl. oben die Note * auf ©. 40); daß, fo lang 
eine Staatsform beftehe, die verfaffungsmäßige Gewalt allen auf den 
Umfturz verfelben gerichteten Borbereitungen und Beftrebuns 
gen entgegen treten müffe, — den Saß aufftellt, daß dar— 
nach in Folge ver Flucht des Großherzogs deſſen „Autorität zu be— 
fieben aufgehört Hätte, und die Frage, welche Staatsform fich 
das Volk geben wolle, zu einer offenen geworben“ wäre, — fo bes 
ruht diefe v. Andlaw'ſche Schlußfolgerung auf ver revolutionä— 
ren Anficht, daß, fobald ver Großherzog fich entferne oder überhaupt 
momentan aus dem Befige der Gewalt gefeßt werde, er damit au 
feine Rechte verliere, alfo die monarchiſche Staatsform 


u 


wahren Natur bezeichnen, fo müßte ich bitter fein. ben 
fo werde ich mich auf die ſtets wiederfehrende, durch Feine 
wahren Thatfahen begründete, Behauptung revolutio⸗ 
närer Regierungsprinzipien (IV, 101, 102) oder eines mit 
der Revolution übereinftimmenden Ganges der Regierung 
(IV, 189) nicht weiter einlaffen, — und Jeder mag in Er: 
wägung defien, was ich oben an verfhiedenen Stellen dar— 
legte, für fi ermefien, ob die Prinzipien, melde die Regie 
rungspolitif leiteten, oder jene, welche der Frhr. v. Andlaw 
aufftellt, (in ihren unbeabfichtigten Wirkungen) mehr revo— 
Intionär- feien.. 

Im Vebrigen fann ich, wie ſchon gefagt, die ganze Frei- 
burger Echwargerichtöverhandlung, auf deren Berlauf aber 
die Regierung natürlich feinen Einfluß hatte, mit allen den 
wahnfinnigen Theorien, welde die Angeflagten und ihre 
Vertheidiger dort ausframten, nur eine unglüdlide 
nennen. Sie ift ein Produkt ihrer Zeit, weßhalb damals 
ähnliche Verhandlungen und fogar völlige Freifprechuns 
gen bei gleich offenfundigen Thatfachen, wie fie hier vor 
lagen, auch in andern Ländern ftatt hatten, 


(als von Rechts wegen erlofhen) nicht mehr beſtehe, und das 
Bolt nun auh ohne ven Großherzog fih beliebig eine neue Bers 
faffung geben könne. 

Ich nlaube, daß diefe Schlußfolgerung hier feiner Widerlegung bedarf, 
da (außer den Revolutionären) Niemand vie v. Andlaw'ſche Unterftellung 
anerlennen wird, daß durch die Entfernung oder momentane Gewalts⸗ 
beraubung des Großherzogs vie monarchiſche „Staatsform zu beftehen“ 
(rechtlich) aufgehört habe. 

Es gibt zwar Beifpiele, wo in diefer oder einer andern Weife eine 
Staatsform durh die Macht der Thatfahen untergieng. Sch 
will nit vom Altertum und eben fo wenig von dem neuen (noch 
ſchwankenden) franzöfiihen Impromptu fprecden, — wohl aber kann 
man auf der einen Seite die Schweiz und Amerika, auf der andern 
Seite aber die untergegangenen republifanifchen Formen ber ehemaligen 
deutſchen Reichsſtädte und Krakau's anführen. 

Derlei große Ereigniſſe, die eine Staatsform untergehen laſſen, find 
aber kein Gegenſtand rechtl icher Erörterung, und am aller⸗ 
wenigſten laſſen ſich gewaltſame Verſuche in einem Staate des dent 
ſchen Bundes, deſſen eigener Fürſt die monarchiſche Staatsform nicht 
einmal aufheben könnte, damit vergleichen. 
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Die Begebenheiten im badifchen ©berlande und in 
Freiburg. 


Nah einigen Notizen aus der frühern Gefchichte des Breis— 
gaus und der Marfgrafihaft *) fommt Frhr. v. Andlaw 
zur Indisziplin und zum Abfalle der Truppen, wodurd aller 
dings die Mairevolution allein ermögliht und geftüßt 
wurde. 

Manches, was er hier anführt, ift mir unbefannt. Nach 
einer alten Einrichtung werden befanntlih die Militär: 
ſachen, fo weit fie nicht auf das Budget Einfluß haben, 
im Staatdminifterum nicht berathen, Alle Anftel- 
lungen und Disziplinarfahen, überhaupt die foge: 
nannten Gommandofahen, werden, fo weit fie die Zus 
ftändigfeit der Befehlshaber und des Kriegsminifterd über— 
fteigen, von Letzterem allein dem Großherzog unmittel- 
bar vorgetragen. 

Namentlih weiß ih alfo nichts von dem, was Frhr. 
v. Andlaw von, ſchon vor dem 10. Mai 1849 häufig ab- 
getrogter, Losgebung militärifher Gefangenen (IV, 124) 
fagt, — und nichts von dem, was er ferner fagt: von einem 
Widerſpruche gegen die Vermifhung der badiſchen Truppen 
mit den Übrigen Reichstruppen (IV. 128), gegen die Gleich— 
ftellung der württembergifhen mit den badifchen Offizieren, 
und gegen den Werhfel der Brigaden (IV, 129), — jodann 
nichts von dem, was er über den Mittelbaren oder unmittel- 
baren Verkehr mit der Reihsgewalt (IV. 129), — über 
eine vergeblihe Proteftation des württembergifchen Generals 
v. Miller gegen die Zutheilung von Rekruten an die unter 
feinem Befehle geftandenen Abtheilungen (IV. 130), — über 
die Ernennung fo vieler Unteroffiziere zu Offizieren (IV. 133), 





*) Diejenigen, welche den Aufruhr im April 1848 und den Verlauf 
Her 1849er Mairevolution näher kennen, werben fich wundern, baß 
9. Andlaw behauptet, die revolutionäre Betheiligung fei im Breisgau 
geringer geweien, als in der Marfgraffchaft (1V. 121). 


— 


— über die Stellung mancher Offiziere gegen ihre Unters 
gebenen (IV. 131), — über die Anfrage des Oberften v. Röder 
beim Kriegsminifter (IV. 138) ꝛc. — mittheilt. 

Hinfihtlih der Uebertragung des Oberbefehld an den 
General v. Gagern im April 1848 (IV. 124 ***) ) berufe 
ih mich auf-das oben (S. 91 und 92) Gefagte, und wegen 
einer von General Hoffmann angeblich ertheilten Entſchei— 
dung zu Gunſten des politiihen Vereins: und Verſamm— 
lungsrechts der Soldaten (IV. 138, 139, 146) auf ©. 80. 

Was v. Andlaw über die mangelhafte Kenntniß, welche 
die Oberoffiziere vom Geifte ihrer Truppen hatten (IV. 131), 
und über die nachtheiligen Wirkungen der in Folge eines 
Reichsbeſchluſſes eingetretenen Aufhebung des Einſtandsweſens 
(IV. 132) auf die Unteroffiziere *), fo wie über die Nach— 
theile der in Folge eines Befchluffes der Nationalverfamme 
lung vom Reihsverwefer angeordneten plöglihen großen 
Truppenvermehrung (IV, 130) — vorbringt, habe ich in 
meiner Druckſchrift über die „Bewegung in Baden“ ($$. 168 
und 170) ſchon felbft befprochen. 

Wenn er aber fagt, daß die Eivilbehörde das Verbot an 
Eoldaten, einzelne (werderblihe) Bierhäufer zu befuchen **), 
als eine „Beeinträchtigung der Rechte des Volkes betrachtet 


*) Die Behauptung, daß binnen 6 Jahren nur ein einziger 
Unteroffizier aus einem ganzen Negimente einen nievern Eivilvienft ald 
Kanzlei», Amts», Poltzeidiener ıc. erhielt (AV. 132**) ), ift vapim zu 
erläutern oder zu berichtigen”, daß die Unteroffiziere regelmäßig alle 
diefe Dienfte erhielten, jedoch in der Art, daß fie zuerfi Gendarmen, 
Steuerauffeher oder Gränzauffeher wurden, und von da aus bei 
fih ergebenden Balfaturen in die erwähnten ruhigern Stellen ein- 
rückten. 


**) Wenn, wie v. Andlaw ſagt, ein Oberſt feinen Soldaten ven Bes 
ſuch einzelner Bierhäuſer, worin ihnen Verführung drohte, verbot, und 
die andern Commandeure zu gleicher Maßregel aufforderte, die letztern 
dies aber ablehnten, ſo verſäumten dieſe ihre Pflicht, und wenn ſie einen 
Befehl vom Kriegsminiſterium abwarten zu wollen erklärten (IV. 
124 *), fo hätten fie dieſem wenigfteng eine vießfafige Anfrage vors 
legen und berichten follen, daß und in welchen Bierhäufern Verſuche 
der Soldatenverführung vorlommen. 
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haben würbe” (IV. 124 *)), — oder daß das Miniſterium, 
wenn man mit ben Scharfihügen die meuterifhe Freiburger 
Soldatenverfammlung vom 10. Mai 1849 aus einander ge- 
fprengt hätte, dies ald einen „volföfeindlichen Aft betrachtet“ 
haben würde (IV, 124*)), — fo gehören diefe ald Hohn 
Klingenden Behauptungen zu den vielen grundlofen Verdächtis 
gungen, zu deren Beantwortung ih um fo weniger Anlaß 
habe, als Frhr. v. Andlaw nit einen einzigen Fall 
anzugeben weiß, wo die Regierung die Fräftige Handhabung 
der Disziplin, oder das ftrenge Einfchreiten irgend eines 
Eivilbeamten oder DOffigierd gegen Ordnungsftörungen je 
mißbilligt hätte, 

Auf die übrigen Erzählungen über die Vorgänge im Ober: 
ande habe ich feinen Anlaß einzugehen *). Sie betreffen 
ohnehin größtentheild die Periode nah dem 13, Mai 1849, 


Nur eine Stelle (IV. 134) ift mir aufgefallen, wo Frhr. 
v. Andlaw fagt: „die Volfsverfammlung vom 13. Mai 1849 
zu Offenburg entfihied über den Abfall der Truppen und damit 
die Gefchide des Landes.” Ueber diefen Truppenabfall war 
ja fhon vor der Offenburger Verſammlung entfchieden. Nicht 
nur die Freiburger Soldatenverfammlung, die Lörracher und 
Bruchfaler Meutereien giengen dem 13. Mai voraus, ſon⸗ 
dern felbft die Bundesfeftung war nah wiederholten 
Meutereien vom 10. und 11. Mai endlih am 12. Mai 
ſchon völlig in den Befig der aufrührerifhen Soldaten 
gefommen, fo daß eben darum die Offenburger Volfsver: 
fammlung, als fie am Morgen des 13. Mai von dem Zu- 
ftand der Feftung Kenntniß erhielt, die in der Vorberathung 
vom 12. Mai befeplofjenen Forderungen als bei weitem nicht 
mehr genügend nun erft bis in's Unfinnige fteigerte, 


Der gefährlihe Verlauf und Ausgang der Offenburger 
Berfammlung vom 13. Mai 1849 war alfo nit die Ur- 
face, fondern die Folge des Truppenabfalls, 


*) Das vortrefflihe Benehmen des Oberfien v. Rottberg (IV. 139 c.) 
au Lörrach Habe ich ſchon in der „Bewegung in Baden“ gerühmt. 
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Die Begebenheiten in KRaſtatt. 


Daß die Mairevolution nicht nur feinen Erfolg gehabt, 
fondern gar nicht zum Ausbruche gefommen wäre *), wenn 
z. B. öftreihifhe Truppen Raftatt inne gehabt hätten, 
unterliegt wohl feinem Zweifel. Sie war ja in ihrem Ent- 
ftehen nur eine Militärrevolution, der fich die verblendeten 
Maffen nur anfhloffen, und deren Leitung die Demagogen 
alsdann an fi zogen. Von einem fürmlihen Abfalle der 
Truppen hätte aber feine Nede fein können, wenn nicht die 
KRaftatter Befagung vorausgegangen und dadurch bie 
Feſtung in die Gewalt der Meuterer gefommen wäre, 

Den Bundesbefhluß von 1840 über die Befagungsverhält- 
nifje von Raftatt habe ich nicht zu vertreten, aber im Jahr 
1848 haben wir wiederholt, jedoch vergeblih, um die im 
Bundesbeihluffe vorgefehene Verlegung einer öftreichifchen 
(eventuell einer preußifhen) Befagung nah Raſtatt nachge—⸗ 
fucht. Bewegung in Baden $. 109, 

Auch in dem gegenwärtigen Abjchnitte, in welchem Frhr. 
v. Andlaw von den Raftatter Ereigniffen fpricht, wiederholt 
er die (bei ihm fir gewordenen) Sätze, daß in Baden bie 
Gefeggebung und Verwaltung auf dem Prinzipe des launen- 





*) Ep groß das durch diefe Revolution über Baden gekommene 
Unglüd war, fo ift doch nicht einzufeben, wie v. Andlaw fagen kann, 
diefelbe habe „ganz Deutfhland in unfelige Berwirrung und 
namenlofes Unglück geſtürzt.“ — Andere, namentlich mit v. Andlaw 
Gleihgefinnte, äußerten dagegen bekanntlich : viefe Revolution 
habe die Gelegenheit geboten, im Juni 1849 vie deutſche Revolution 
mit einer ftarfen Heeresmacht niederzufchlagen, und einen allgemeinen 
Umſchwung der Dinge zu bewirten, der im gewöhnlichen Verlaufe bei 
der damaligen allgemeinen Veberfpannung noch nicht zu erreichen ge- 
wefen wäre. — Sei dem, wie ihm wolle, — fo ift fo viel gewiß, 
daß, wenn ed hier nicht zu einem blutigen Ausbruche gekommen und 
dadurch ein plötzlicher ſtarker Nieverfchlag des revolutionären Feuers 
durch eine große bewaffnete Macht ermöglicht worden wäre, bie da» 
maligen (vemofratifhen und beutfchscentralificenden) Beftrebungen 
einen größern Erfolg zu erwarten gehabt hätten, daß alfo nicht von 
Andlaw, fondern nur Diejenigen, welde einen größern Erfolg 
jener Beftvebungen wünſchten, bie badifche Revolution als ein Uns 
glüd für ganz Deutſchland betrachten können. 


# 
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haften Volkswillens beruhte *), und die moralifhe Ord— 
nung der Dinge zerftörte (IV. 150), indem die Wächter der 
gefellihaftlihen Ordnung diefe felbft verfallen liegen und 
die Verführung in den Augen der Regierung felbft faum 
mehr als eine folhe galt (AV, 152), die Staatdgewalt nur 
der Form und nit dem Weſen Rechnung trug, mande 
Lehren und Uebungen der Fatholifhen Kirche für antiquirt 
galten (IV. 154), und die Begriffsverwirrung **) fih von 
oben naturgemäß in die untern Räume fortpflangte (IV, 155). 
Lauter leere, durch nichts begründete, Behauptungen, da 
die Thatſachen, auf welde v. Andlaw diefelben etwa ſtützen 
möchte, wie wir oben gefehen haben, füämmtlih unwahr find, 
Ohnehin ift e8 feltfam, gerade die badische Revolution durch 
derlei Fiftionen und Hypotheſen erklären zu wollen, während 
die damalige allgemeine Strömung in fo vielen ganz vers 
fhiedenartigen Ländern Europa’d gleiche Ericheinungen 
hervorrief, und namentlih Deftreich, das in der Regie 
rungsweife von Baden doch fehr verfhieden war, ber 
Revolution früher und anhaltender erlag, ald Baden ***), 

Mas v. Andlaw Hinfihtlih des angeblih „geſetzlich unber 
ftrittenen Verſammlungs- und Vereinsrecht“ der Soldaten 
fagt (AV. 156), ift fchon oben Seite 80 widerlegt, und 
wenn in diefer Beziehung ein Einſchreiten, fo lang ein 


*) Siehe oben S. 6—20. 

**) Unaufhörlich eiferte ich gegen die Begriffäverwirrung, in welde 
die Demagogen die Maſſen verftridt hatten, und fuchte eine gefundere, 
den ewigen Grundlagen der Ordnung entfprechende, Anfchaunngsweife 
hervorzurufen, fo daß Brentano, mie wir oben (S. 119 *)) gefehen 
haben, felbft von Amerila aus mir noch nachſagt, daß ich „das 
Wort „„Begriffsverwirrung““ erfunden habe.” 
ok) Auch Deftreih brauchte fremde Hilfe zur Ueberwältigung ber 
Revolution, obwohl es noch fehr treue ſlaviſche Heere hatte. Hätten 
dir, wie Deftreih flamme 8 = verfchievene, von einander entfernte, 
Provinzen, die nie alle gleich beihört fein können, fo hätte ſich der 
Großherzog (wie ver Kaifer Ferdinand nach Tyrol) in eine vom Schau- 
plaß entferntere Provinz geflüchtet. Er hätle felbft in unferm Beinen 
Lande in einzelnen Bezirken ganz ficher fein können, wenn nicht bie 
Nähe anderer Bezirke und ver gefährliden Yandesgrenze Im 
Wege geftanden wäre, 
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foldesnoh möglih war, verfaumt wurde, fo fiele 
dies den Truppenfommandanten allerdings zur Laft. 


Unterhandlungen in Karlsruhe und die Volksuerfamm- 
lung in Offenburg. 


Wenn Frhr. v. Andlaw behauptet: was die Offenburger 
Borverfammlung vom 12. Mai in vier Punkten forderte *), 
habe die Regierung „in ähnlicher Weife und andern Ber 
fammlungen von 1848" ebenfalls zugeftanden (IV, 159), fo 
ift died eine thatfählihe Unmwahrheit, indem bie 
Regierung allen jenen tumultuarifhen Bolfsverfamm- 
lungen von 1848 auch nicht ein einziges Zugeftändniß 
machte, am allerwenigften aber ein ſolches, welches wie 
bier den Großherzog unmittelbar in die Gewalt der Rebellen 
geliefert hätte. Man vergleiche oben ©. 166 ıc. und 179, 
woraus zugleich die Falfchheit der (mit unferm fo beharrlichen 
und entjhiedenen Widerftande ohnehin unvereinbarliden) 
weitern Behauptung hervorgeht, daß die Berufung einer Fon- 
ftituirenden Berfammlung „mit den KRegierungsgrundfägen 
fo ziemlich übereingeftimmt hätte.” Gerade aus dem Wider: 
ſpruche, in welchem diefe Fiktion mit der offenen Thatſache 
unferes beharrlihen Widerftandes gegen eine folhe Verfamm- - 
fung fteht, hätte dem Frhrn. v. Andlam die Falſchheit feiner. 
Fiktionen hinfichtlih unferer Regierungsgrundfäge überhaupt 
von felbft Far fein follen, und namentlich auch die Faljchheit 
der weitern Behauptung, daß das Minifterium der 
Bolfsfouveränetät, wad man damals jo nannte, d. h. 
ber berechtigten Mactvollfommenheit des (dur je 
weiliges numerifches Llebergewicht fich Fund gebenden) launen- 
haften Volfswillens *) — „fo gut als die Offenburger 
Verſammlung gehuldigt habe“ (IV. 160 *M. 

Wenn v. Andlaw die Antwort an die Offenburger Depus 
tation als „halb gewährend und halb verweigernd” anfieht 
(IV, 160), fo werden Dagegen Alle, die fie nach ihrem ganzen 


*) Bewegung in Baden $. 173. 
**) Vergl. oben die Abſchnitte vom „Bollswillen” und von ber 
„Volkovertretung“ S. 6—30, 
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Wortlante 9 leſen, zugeben, daß die Depntation mit 
Recht, wie er felbft jagt (IV, 163), eine „unbedingte 
Verweigerung” darin gefunden habe. 

Was er aud Anlaß. meiner Befprehung mit der Offen: 
burger Deputation hinfichtlid des Freiburger Shwurgerichts **) 
über „objeftivpofitive Gefege” ſagt CIV, 161 *)), ift 
nicht verftändlic ***), Jedes Geſetz ift objeftivpofitiv, — 
objektiv in Beziehung auf den Gegenftand, den es regelt, 
und pofitiv eben dadurd, daß die Regelung in entſcheiden— 
der Weife von der dazu berehtigten Gewalt ausgeht. 
Bezieht fih aber jene Bezeihnung, wie der Nachſatz an- 
deutet, auf die „Lebereinftimmung mit dem göttlihen Ge 
ſetze,“ fo fol allerdings fein Gefeß die Gebote Gottes ver- 
legen. Es wird eine foldhe Verlegung auch von feinem 
unferer Gefeße behauptet werden fünnen, und welde Formen 
die Gebote Gottes, z. B. für das gerihtlihe Verfahren ıc, 
vorfhreiben, hat Frhr. v. Andlaw noch nicht aufgededt +). 

Ueber die tollen Bejchlüffe der Dffenburger fogenannten 
„zandesvolföverfammlung” vom 13. Mai 1849 hat er viel 
Wahres gefagt (IV, 166 ff.). Aus voller Seele ftimme ich 
ihm bei, wenn er bemerft; „Das Programm des Radifalig- 


*) Wie dv. Andlaw die Antwort mittheilt (IV. 162), könnte man 
meinen, fie enthalte die Zufage, daß die Amneftie fest (auf die 
Dfienburger Forderung hin) noch weiter ausgedehnt werden foll, 
während die Antwort in dieſer Beziehung nur der Thatfadhe er 
mwähnte, daß „bereits (vd. 5. einige Zeit vorher, wie der I. Kammer 
eröffnet war), Weifungen ergangen feien, fie noch weiter Cals früher 
befchlofien war) auszudehnen,“ ohne irgend zuzufihern, dag nun in 
Folgeder Offenburger Forderung noh Mehreres ge 
ſchehen fol. Die wörtliche Antwort if im $. 175 der Bewegung 
in Baden mitgetheilt. 

**) Man fehe die Bewegung in Baben $. 174, wo die ganıe Be- 
fprehung, von welcher v. Andlaw das MWefentliche nich t mittheilt, dar⸗ 
geſtellt ift. 

***) Eben fo weiß ich die Bemerkung nicht zu deuten, daß ich durch 
den Borhalt ver nachtheiligen Folgen des aufrühreriſchen Unternehmens 
für das Land mich „in dem großen Rechtsftreite zwifchen konftitutioneller 
Monarchie und rother Republik gegen eine Einrede meiner Gegner 
habe fiher ftellen wollen.” (IV, 162 *)). 

7) Vergl. oben ©. 9, 29 und 46, 
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mus ift nie als geſchloſſen zu betrachten,“ und „bie Re— 
volution ift ein immerwährender Vernichtungskampf, fo 
lang als fie währt“ (IV, 167). 

Unrichtig ift aber, wenn er in Beziehung auf die Auf- 
hebung der Militärgerihtsbarfeit behauptet (IV, 169), in 
Baden fei „die Gejeggebung noch weiter gegangen, als ber 
Wortlaut der Reichsgeſetze e8 verlangte” *). 

In Beziehung auf feine Bemerkung über das badifche Ver: 
waltungsgefeg vom 10, April 1849 (IV. 171) berufe ih 
mich auf das oben (S. 153—160) Dargeftellte **). 

Am Schluſſes diefes Abfchnittes handelt Frhr. v. Andlam 
noch von den jfandalöfen Macinationen der Demagogen und 
Bolksvereine gegen die Erſatzwahlen zur IL Kammer für 
die ausgetretenen Mitglieder der Linken (IV, 172—175), 





*) Im $. 43 des Neichsgefehes (der Grundrechte) if gefagt: 

„Die Militärgerichtsbarkeit if auf die Aburtheilung militärti- 
fherBechbrehen und Bergehen, fowieder Militär» 
digsziplinarvergehen beſchränkt, vorbepaltli der Beſtim⸗ 
mungen für den Kriegszuſtand.“ 

Ganz daſſelbe verordnet das badiſche Geſetz vom 12. Februar 
1849 ; 

„8. 18. Außer ben Militärdisziplinarvergehen bleiben 
die Militärverbrehen und Militärvergehen, gleich 
viel ob im Urlaub oder im Dienfte begangen, auch fernerhin der 
Unterfuhung und Aburtheilung der Militärgerichte über 
laffen. 

Zu diefen Militärverbreden und Bergehen gehören alle jene, 
welche nur Militärperfonen als folche begehen können.” 

„$. 19. Alle im KRriegszuftande begangenen gemeinen 
Verbrechen und Vergehen find ver Milttärgerihtsbarkteit 
unterworfen.” 

**) Da v. Andlaw hier die Gemeindebürger hinfichtlich der, dem zu 
wählenvden Kreisausfchuß oder Bezirksausſchuß zukommenden, Gefchäfte 
als „unwiffend“ bezeichnet, fo feheint er den von ihm zur Erwäßs 
ung vorgefchlagenen „Bezirksrath oder Kreisrath“ (IV. 37) aus Ges 
lehrten (oder Studirten) zufammenfegen zu wollen. — Da er 
dabei übrigens die Verwaltung periopifh gewählter Bürger 
eben fo, wie jene der angeftellten Beamten eine bureaus 
kratiſche nennt, fo ift fehwer zu enträthfeln, welche (nicht bureau- 
kratifch fein follende) Einrichtung und Perfonenklaffe er bei feinem „Bes 
zirlsrath und Kreisrath“ eigentlich im Auge habe. 
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Wenn es wahr ift, wie von der Pfordten in der bayerijchen 
Kammer fagte, daß man „im Leben der Einzelnen, wie der 
Staaten, an dem Haffe, den fie erfuhren, ihre Bedeutung 
bemeſſen kann,“ — fo liegt in jenen Machinationen und in 
den maßlojen wilden Angriffen der Anardiften gegen bie 
Kammer überhaupt ein günftiges Zeugniß für ihre (nad) 
den damaligen Umftänden zu bemefjende) Wirkfamfeit, 

Was v. Andlam unter den zwei legten Abfchnitten mit 
ben Ueberſchriften: 


„Weitere Begebenheiten zu Karlsruhe, Flucht des Groß- 


herzogs, Hoffmann’fcher Bug” 
und 


„Die Begebenheiten in Konſtanz und im Seckreis‘ 


vorträgt, betrifft meiftentheild die (mich nicht mehr berührende) 
Periode nach dem 13, Mai 1849, und mauches Andere da- 
von ift mir auch ſonſt unbefannt, oder oben ſchon erläutert. 

Ob am 13. Mai Abends mit dem einen Theile der Truppen 
in Karlsruhe gegen die Meuterei noch ein weiterer Verſuch 
zu machen gewejen wäre (IV, 176), weiß ich nicht. Es war 
dies Sache der militärifhen Führer. Die Mitglieder des 
Staatsminijteriums, in meiner Wohnung um den Großherzog 
verfammelt (ich überdies Frank) Fannten den Verlauf der 
Ereigniffe nicht aus eigener Wahrnehmung *), jondern nur 
aus periodifhen Mittheilungen, — nod weniger fannten 
fie den Zuftand der einzelnen Truppentheile. Was mit dem 
Einen oder Andern derjelben zur Gegenwehr gegen die Meus 
terer noch geſchehen konnte, hätte, wie fih von felbft 
verftand, allerdings verjucht werden jollen, Der Präſident des 
Kriegsminifteriums befaßte fih, als er nichts Sonftiges mehr 


*) Nur der Präfident des Kriegsminifteriums, General Hoffmann 
wurde, als die Meuterei bei der Kaferne begann, aus der Sigung ab⸗ 
gerufen und begab fih auf ven Schauplag der Unruhen, um ven Stand 
der Dinge kennen zu lernen und die zur Herflellung der Ordnung nöthigen 
Mittel zu ergreifen, jedoch ohne Erfolg, Bewegung in Baden $. 177. 

13 
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für möglih hielt, nur noch mit dem Wichtigſten — mit 
der Rettung des Großherzog. 

Bon der bei der hiefigen großen Meuterei an jenem Abend 
ftattgefundenen Mißhandlung der Offiziere dur die Sol⸗ 
daten, — davon, daß in Folge derfelben in der Nacht vom 
13. auf den 14. Mai beinahe alle Offiziere von Karlsruhe 
die Flucht ergriffen, was den hiefigen Gemeinderath am 
14. Mai früh 6 Uhr zur Abordnung einer Deputation nad 
Raſtatt mit einer Unterwerfungsderflärung an den 
Landesausihuß veranlaßte *), — und davon, wie aledann 
erft die Milglieder des Staatdminifteriums, als fie von diefer 
Erklärung und Deputationdabordnung des Gemeinderaths 
Kenntniß erhielten, nun aller Macht entblöst im Laufe des 
Vormittags vom 14. Mai ſich ebenfall8 entfernten, — ift das 
Grforderlihe fhon oben S. 137—139 und in der „Bewegung 
in Baden“ 88. 181—184 dargeſtellt. 

Wenn Frhr. v. Andlaw am Schluffe (IV. 201) noch bie 
Meinung ausdrüdt, ed hätte, um eine Hilfe zu erhalten, nur 
einer einfachen Requifition an die Kommandantjchaften von 
Bregenz und Lindau bedurft, fo bezieht fi) died natür- 
Gh nicht auf die Tage vom 12, und 13. Mai, wo eine folche 
Hilfe von dort aus fhon der Entfernung wegen unmög- 
lich gewefen wäre, fondern auf die nahherige Wieder: 
bezwingung des Aufftandes, In diefer Beziehung weiß aber 
v. Andlaw nicht, daß die Regierung bei der Bentralgewalt 
jede mögliche Reichshilfe, auch die Requifition der öfter: 
reihifchen, nachſuchte. Die Eentralgewalt, welche ihre dies 
fallfigen Kommunifationen fiher nicht verſäumte, erflärte aber 
wiederholt, daß Deftreih und andere Staaten Feine Hilfe 


*) Im $. 182 der Bewegung in Baden ift ver Beichluß des Ges 
meinderaths fammt den Motiven wörtlich abgedruckt. Unter ven keptern 
fommt die Stelle vor: 

„in Anbetracht, daß der Generalftab ind alle Stabsoffiziere fich 
in ber Nacht entfernten, ober doch wie die übrigen Offiziere unficht- 
ur machten, was namentlih auch vom Garnifonstommandanten 
gilt; 

„in Anbetracht, daß alle militärifhe Disziplin aufgelöst und 
namentlich die Infanterie ohne Führer war 5” ꝛc. 
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feiften Fönnen, fondern nur allein Preußen, — und ohne 
Zweifel war der Erzherzog. Reihsverwefer (in ftetem Vers 
lehr mit Deftreih) hierin beffer unterrichtet, als Schr. von 
Andlaw *) Was die Bayern (in Lindau) betrifft, fo ift 
befannt, daß fie zu jener Zeit bei der allgemeinen Span 
nung und Unficherheit noch nicht einmal wagten, nad ihrer 
eigenen Rheinpfalz Truppen abzufenden, bis fie durch dag 
mafienhafte Heranrüden der Preußen des Erfolges ficher 
wurden **), daß fie alfo noch viel weniger andern Staaten 
hätten Hilfe zufommen laffen können. 


Schlußbetrachtungen. 


Dem unbefangenen Prüfer diefer Darlegung überlaffe ich 
getroft das Urtheil, was an meinen Grundfähen oder 
an jenen des Frhrn. v. Andlaw Verderbliches fei, und auch 
ob und worin der Legtere die meinigen etwa nur falſch 
aufgefaßt habe. 

In Beziehung auf das Thatfählihe wird Derjenige, 
ber den Verlauf der Dinge näher prüft oder erforfcht, zur 
Harften Ueberzeugung gelangen, daß die Handlungen, aus 
welchen v. Andlaw eine unbedingte Hingebung der Regierung 
an einen fogenannten launenhaften „Volkswillen“ ableitet, 
zum weithin größten Theile unwahr und zum andern 





*) Später, nah dem Eintreffen von Truppen aus Italien in 
Borarlberg, waren alsdann die Deftreicher zur Mithilfe ebenfalls bereit, 
Da die diesfallfige Eröffnung dem Prinzen von Preußen aber erfi am 
3. Juli 1849, als verfelbe fein Hauptquartier fon in Renchen hatte 
und die vorverfien Truppen bald in Freiburg waren, zufam, fo lehnte 
er die fpäte Mithilfe ab (III. 332). Sie hätte zu diefem Zeitpunkt nur 
no den (immerhin wichtigen) Bortheil gehabt, daß ver Seefreig 
von den zurüdziehenden Freiſchaaren und auſſtändiſchen Truppen bälder 
geräumt worden wäre. 

**) Wäre Bayern in der lage gewefen, alsbald nach dem (zu Ende 
April 1849 erfolgten) Ausbruche des Aufftands in ver Rheinpfalz 
eine beveutende Truppenmacht dahin marfchiren zu laffen, fo wäre ber 
badische Truppenabfall fiher gar nicht mehr eingetreten, alfo unfere 
Revolution überhaupt nicht zum Ausbruche gefommen. 
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Theile in einen unrichtigen Zuſammenhang gebracht 
find. 

Wahr iſt in Beziehung auf ſolche Thatſachen nur, daß 
wir niemals irgend einem Volksverſammlungsbeſchluſſe, oder 
einem andern Begehren der tumultuariſchen Menge Folge 
gaben, wohl aber im Anfange der Bewegung (im März 
1848, von welcher Zeit Frhr. v. Andlam mein „ftandhaftes“ Ver: 
halten ſogar lobte — IV, 225 —) gegenüber der II, Kammer 
als einem verfaffungsmäßigen Organe Zugeftändniffe 
machten, jedoch immer noch in weit geringerem Maße 
ald die meiften andern deutjchen Regierungen, — fodann 
daß wir fpäter die Reichsverfaſſung ſammt Grund- 
rechten anerfannten, wie die große Mehrzahl der 
andern bdeutjhen Staaten unter den damaligen Berhält- 
niſſen als ein „Geſetz der Nothwendigfeit” fie ebenfalls 
anerfannt haben. (Siehe oben S. 124, 165 *, 174 **, 175 *), 
177—178). 

Was die Geſetze betrifft, die in der Bewegungszeit zu 
Stande kamen, fo fand die jegige Regierung nur bei zweien 
derfelben Veranlaffung, nad Leberwältigung der (deutfchen) 
Revolution am Landtage von 1850 Abänderungen zu ver 
anlaffen, nämlid bei dem Bürgerwehrgefege und bei 
einem Theile des Schwurgerichtsgeſetzes und zwar 
bei beiden im Weſentlichen gerade in der Richtung der 
1848 vorgelegten confervativen Regierungsentwürfe, 
welche Entwürfe (insbeſondere jener über die Bürgerwehr) 
damals durch die beiden Kammern verfchlimmert wurden *). 

Was die jegige Regierung auf dem Landtage von 1850 
von dem Beftehenden in confervativer Richtung noch weiter 
zu ändern nöthig fand, betraf Geſetze aus einer weit frühern 
Periode, wo meine Kollegen und ih noch nicht im Mi— 
nifterium waren, namentlih die Gemeindeordnung, 
das Bürgerannahmegefeg, und das Preßgeſetz 


*) Dinfihtlih des Bürgermwehrgefeßes vergl. man oben ©. 76—78 
und die Bewegung in Baden $$. 57—59, — fodann hinfichtlich des 
Schwurgerichtägeießes oben ©. 78 und 79 und die $$. 60-62 ver 
Bewegung in Basen, 


— 1171 — 


von 1831, das Geſetz über Volfsverfammlungen 
und Vereine von. 1833 und einige Zufüge zu dem (da> 
mals noch nicht in's Leben getretenen) Strafgeſetzbuche 
hinfichtlich verfchiedener Wühlereien, die auch nach der (ſchon 
vor der Verfaffung beftandenen) alten Gejeggebung nicht 
mit Strafe bedroht waren, 

Märe die Mairevolution von 1849 nicht eingetreten, fo 
wären damald noch mehrere andere Gefege zum Abſchluſſe 
gefommen, aber von allen diefen würbe ebenfalld nur wieder 
bei zweien eine Berbefferung in confervativer Hinficht nöthig 
geworden fein, nämlich: hinfichtlih der Zufammenfegung der 
erften Kammer *) und bei dem VBerwaltungsgefege hin— 
fihtlih des Wahlfyftems für die Kreisverfammlung **). 

Damit vergleihe man nun, was in andern beutichen 
Ländern gefchehen ift, und was dort feit dem eingetretenen 
Umfchlage theils im Wege der Octroirung, theild in anderer 
Weife wieder zu ändern nöthig gefunden wurde. Die Ber 
gleihung wird jedenfalls zu Gunften von Baden, aljo 
zu Gunften unfered Verhaltens in der Bewegungszeit aus— 
fallen (fiehe oben S. 5 Note *)) und man wird von dem 
Wahne abfommen, daß bei und in diefen Gonceffionen ein 
befonderer Grund zu dem unglüdlihen Verlaufe zu finden 
fei, den hier die Dinge in Folge geographiſcher und ans 
derer, von und unabhängigen, Berhältniffe im Mai 1849 
genommen haben ***), 


*) Bergleihe oben S. 165 — 170. Für die zweite Kammer follte 
damals die alte Wahlorpnung beibehalten werden, und wie weit aud 
diefe allerdings einer Berbefferung bevürfie, kann dem vorigen Mini- 
fterium nicht zur Laſt gelegt werben. Aber felbft hinſichtlich ver erfien 
Kammer, die nach dem Geſetzes⸗Entwurfe von 1849 in Folge ver Grund» 
rechte umgeftaltet werden follte, wird man dieſem Entwurfe bei weitem nicht 
die gleichen Bormwürfe des Demokratismus machen, wie den Gefeßen, 
melde dießfalls in andern deutſchen Yändern damals zu Stande ge- 
kommen find. 

**) Man fehe oben ©. 157. 

**6) Bergleiche oben 3. B. S. 1—4, 137 — 139, — 160*, 
161 *, 170, 178 ıc. 187, 1880. 
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Die Revolntion in Deutfchland ift für jetzt niedergefehlagen, 
die Gewalt der Regierungen wieder erftarft. Die maßlofe 
demofratifhe Strömung hat, was auch inzelne in ihrer 
offenen oder verbiffenen Tolfheit noch treiben oder meinen *), 
im Allgemeinen einer entgegengefegten Richtung den 
Pag geräumt. Es ift dieß der natürlihe Wellenfchlag, ber 
fih im gefellfchaftlihen Leben der Völker fund giebt. Mögen 
auch die Einzelnen und namentlich die Regierungm vorbe— 
reitend in langer Thätigfeit auf den Gang ber 
Dinge, anf Herbeiführung oder Abwendung von Anflöfung 
und wilden Ueberfluthungen noch fo viel wirfen **), fo können 
doch, wenn diefe legteren einmal eingetreten find, bie 
gerade vorhandenen Perſönlichkeiten biefelben nicht bes 
herrfhen. Sie fönnen nur erſt, wenn der Zeitpunft ge 
fommen und die Dinge dazu reif find, duch ſtarkes Ein- 
greifen den natürliden Umſchlag fördern oder ver 
wirflihen. Was heute möglih ift und zum Ziele führt, 
war vorher und würde vielleiht [päter wieder unmög— 
lich oder verderblih fein. Der Wechfel der dentjhen Minis 
fterien in den Jahren 1848 und 1849, und das Verhalten 
derjelben, fo weit man es jegt mitunter bereut oder tabelt, 


*) Was Andere von einem zukünftigen (langſamen) Wieder ums 
fihlage erwarten, gehört nicht hierher, und betrifft vie Gegenwart 
nicht, 


**) Mag ülrigend ber Einfluß einer ſolchen Wirkfamfeit auf die Ges» 
genwart und etwa auf eine größere Periode hin aub noch fo 
fihtbar fein, fo tritt er doch in Beziehung auf den, durch eine höhere 
Band geleiteten, großen Gang der gefchichtlichen Entwidlung, wie 
die Erfahrung aller Jahrhunderte zeigt, fehr in ven Hintergrund. Es 
verliert fih von ihm oft alle Spur, oder es zeigen fih ganz andere 
entferntere Ergebniffe, als mit der gedachten Thätigkeit beabfichtigt 
und vielleicht für ven Augenblid auch eingetreten waren.. 

„Wir ſehen, — fagt die deutſche Bierteljahrichrift (1849. 4. Q.), — 
wie in der Geſchichte durch das Ineinandermwirten und 
den Widerſtreit der einzelnen freien Thätigkeiten 
smmeretwas zu Stande kommt, was die Individuen 
entweder gar nicht, oder doch nicht fo gewollt haben.“ 
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war nur die Wirfung der revolutionären Strömung *). 
Aus der Revolution felbit aber erwuchs, und erwächst 
jedesmal, wieder die Kraft der entgegengefegten Be 
ftrebungen, die fih dann ebenfalld wieder abnügen, oder, 
fo fern fie das rechte Maß überfchreiten, den (ohnehin wie: 
der folgenden) Gegenſatz ſelbſt fördern, 

Der Trieb der Selbfterhaltung führt bei gefahr 
vollen Stürmen zu nächſt überall zur Ergreifung derjeni- 
gen Mittel, die für den Augenblid vor dem Untergange 
retten. Bei dem weitern Berlaufe handelt e8 fih darum, 
den Zeitpunft zu ermitteln, wo mittelft erweiterter Kraft: - 
entwicklung die Gefahr ganz befeitigt und nach Umftänden 
ein politischer Umſchlag bewirkt werden fann. 

Für derlei Verhältniffe in ihren zahllofen Verjchiedenheiten 
lafien fih aber feine feite Regeln aufftellen, und da die 
bloße Gewalt die fo mannigfaltig wirkenden geiftigen Kräfte 
wohl vorübergehend niederzuhalten, aber nit dauernd 
zurücdzudrängen vermag, fo befteht die Hauptſache jedenfalls 
darin, die Grundſätze aufzuhellen, wie in den regelmäßi— 
gen Zeiten regiert werden fol, um die natürlide Ent 
widlung zu fördern und die Anfhwellung der natürlichen 
Kräfte zu einem verheerenden Steome abzuwenden, 

Daß in diefer Beziehung nöthig fei, überall das Recht 
zu achten, Religion und Sittlichkeit zu fördern ıc., 
verftebt ſich als eine allgemeine heilige ‘Pflicht der Regierun- 
gen von felbft. Innerhalb des hiedurch begränzten freien 





*) Räme eine ſolche nochmals, fo würde das Berhalten ver Regie 
rungen, wenn auch anfänglich etwa mit einigem Sträuben, im All⸗ 
gemeinen wieder daſſelbe fein oder werben, auch wenn jebt 
ein Fürft ven feſteſten entgegengefesten Borfaß gefaßt hätte. 
Die Macht der Umſtände it ſtär ker, als ver Wille der Menfchen, 
und ruft felbfi neue Ueberzeugungen hervor. — Wer etwa meint, 
daß der gegenwärtige Stand der Ruhe und der Stärke der Au« 
torität bauptfächlih einer, von ven damaligen abweichenden, 
Regierungsmweife zuzufchreiben, und daß nicht die letztere (ein— 
ſchließlich der natürlich pamit verbundenen Minifterwechfel) umgelehrt mehr 
noch die Wirkung des eingetretenen Zuftandes fei, — dem will . 
ich feinen un ſchuldigen Glauben nicht nebmen. Ich theile ihn aber micht, 
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politiſchen Gebietes müffen aber die befondern Bebürf- 
niffe eined Volkes, wie fie feinen geſchichtlichen Ver 
hältniffen und der Stufe feiner geiftigen Bildung 
entiprehen, den Maßftab des Handelns geben. Dad End 
ziel, zu dem in diefer Hinfiht die fortfchreitende geiftige 
Entwicklung führt, und zu dem fie, wenn auch langfam und 
mit Unterbregungen, denn doch (aller Widerftrebungen ohn- 
erachtet) mit Naturnothwendigfeit gelangen wird, kann nur 
bie ausgedehntefte — mit dem gefellfepaftlichen Neben- 
einanderjein überhaupt vereinbarlide — perſönliche 
und politifche Freiheit fein. Und damit diefe beftehen 
fönne, ift eben fo wunerläßlih: eine fefte Organifation des 
Bolfed in lebendigen und ftarfen Gliederungen — von 
unten hinauf bis zum Einheitspunft in verſchiedenen Ab- 
ſtufungen und innern Berbindungen — zugleih mit ber 
ausgedehntefteen Selbftverwaltung bdiefer ver- 
ſchiedenen Klafien in ihren befondern Angelegenheiten, und 
Betheiligung derfelben bei der Verwaltung der je höheren 
Verbindungen, fo wie zulegt bei der centralen Gewalt 
ſelbſt. Nur fo können die Regierungen mit ihren Dienern 
(Beamten) aus der ifolirten, gegen die wilden Elemente 
ſchwachen und gegenfiber dem Fritifchen Geifte unhalt— 
baren, Stellung herausfommen, in der fie ſich jet bei Dem 
Kampfe der Fünftlihen Gewalt mit dem natürlichen (Alles 
zerfegenden) Freiheitödrange in dem VBerhältniffe zu den Rer 
gierten und zu ben in benfelben waltenden Kräften 
befinden. | 

Sch weiß wohl, daß diefes Ziel nicht fo Leicht und nicht 
fofort zu erreichen, daß ftetd nur auf das gefhichtlih Vor: 
hbandene zu bauen ift, und daß, indbefondere was die 
Freiheit betrifft, jeder plößlihe Sprung die Sinne betäubt 
und gefährlih wird, fo wie auch, Daß in Deutichland bie 
Zuftäande noch nicht die Reife haben, bei der ſchon eine Frei- 
heit, wie fie 3. B. in England oder in Belgien befteht, uns 
fhädlih ertragen werden könnte. Aber ed muß dies dag 
Ziel der Beitrebungen und Einrichtungen fein, und während 
ber Hebergangsperiode find, um das Ueberfprudeln ab» 
zuhalten, mehr Befchränfungen und eine ftraffere Regie 
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rungsgewalt nöthig, als bei Erreihung jenes Zieled der Fall 
wäre. Auf unpraftifhe Theoretifer, Ideologen oder Schwär- 
mer, die Letzteres verfennen, ift eben fo wenig zu achten, als 
auf Diejenigen, die andererfeitd überhaupt nur in Be— 
fhränfungen der freien Bewegung und des in der Ber 
völferung liegenden natürlichen Selbftändigfeitsgefühls, oder in 
einer diftatorifhen Herrfhergewalt das Heil finden, 

Diefe Grundjäse habe ich in meiner Drudichrift über die 
„Bewegung in Baden“ näher entwidelt. Im Uebrigen habe 
ih dort gegen Niemanden polemiftrt, id trat nur auf gegen 
die revolutionären und anardifchen Beftrebungen. Da 
ih die Schwierigfeiten kenne, mit denen Jeder zur öffentlichen 
MWirffamfeit Berufene, zumal in fo bewegten Zeiten, zu 
fampfen hat, fo habe ih Alle mit Nachſicht behandelt, 
In Beziehung auf das Thatſächliche Habe ich den Ber 
lauf der Bewegung, die Auffaffung der Verhältniffe durch 
die Regierung und die Handlungen derfelben, die Zuftände 
und die Ereigniffe in Baden im Zufammenhange mit dem, 
was außerhalb unfered Landes gefhah, und von dort 
aus auf unfere Lage einwirkte, mit nüchterner Ruhe und mit 
aufrichtiger Wahrheitstreue dargeftellt. Frhr. v. Andlaw aner- 
kennt dies ſelbſt, und bezeichnet die Aufrichtigkeit meiner Dar⸗ 
ſtellung mitunter ſogar als „naive Offenheit“ (z. B. in 
IV, 29 *) ), 

Eine gleiche „naive Offenheit” kann man nun aller 
dings feiner, gegen mich gerichteten, Druckſchrift nicht zum 
Vorwurfe machen. Er fihreibt die Gefchichte in der Akt, 
daß er von einem, nad vorgefaßter Meinung feitgeftellten, 
Thema, welches er nun beweifen will, ausgeht, und deß—⸗ 
halb das Thatfächliche fo auswählt und fo darftellt, wie 
es zu dem einmal geſetzten Zwede paßt. Er geht dabei fo 
weit, daß er fogar das, was gegen das damalige Miniftes 
rium (insbefondere gegen mich) gefhah, womit nämlich 
- Andere unfere Lage verfhlimmerten und die Erhal- 
tung der Ordnung zu einer Unmöglichkeit machten, 
gleihwohl in einer Richtung gegen ung darſtellt. Dabei 
hat er eine reihe Phantafie, die ihm viele glänzende Ideen 
zur Verfügung ſtellt, welhe er nun, ohne m berjelben 
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grundig und mit ihren Conſequenzen zu verfolgen, 
überall gleihfam aphoriftiih ausfpricht und mit den Vor: 
gängen in eine fheinbare Verbindung bringt. 

Wenn ich es für erlaubt hielte, dem Frhrn. v. Andlaw für 
“ feine Angriffe etwas Uebles zu wünſchen, fo beftünde eg 
nur darin: daß er 1847—1849 an meiner Stelle Mini: 
fter des Innern gewefen fein möchte, 

In diefem Falle wäre ich in der günftigen Stellung des 
Angreiferd, die ihm jest zufommt. Ich könnte dann alle 
fheinbaren oder wirflihen Fehler oder Verſehen, die er be 
gangen hätte oder begangen haben follte, ihm gegenüber 
zufammenftellen und einen Zufammenhang derfelben mit dem 
unglücklichen Ausgang unjerer Bewegung nachmeifen. Denn 
die Eitelfeit traue ich ihm nicht zu, daß er meinen follte, 
er wäre im Stande geweien, das Unheil abzuwenden, 

Indefjen wäre er dann, fo weit ed das Verhältniß zwi— 
fen ung betrifft, doch immer noch befler daran, als jet 
ih, weil ich in dem unterftellten Falle gleihwohl Feine 
folhe Schrift gegen ihn, wie er e8 gegen mich that, gefchrie- 
ben hätte, indem ich, die fehwierige Lage Derjenigen, die in 
bewegten Zeiten das Staatsruder führen, ftetd erfennend, in 
meinem Urtheile gegen Alle nachſichtig bin, 

Ich wußte, ald die Bewegungszeit eintrat, zum Voraus, 
was mein Loos fein werde, Sch hatte nicht denfelben par— 
Iamentarifhen Anlaß und Nechtfertigungsgrund für den Rüd- 
tritt, wie meine im März 1848 abgetretenen zwei Kollegen, 
Ich hätte alfo, wenn nicht eine andere Zufammenfegung des 
Minifteriums den. Intereffien der Sache dienlicher ſchien, 
nur in meinem perſönlichen Intereſſe den Rücktritt ver- 
langen können. 

Ich bin überzeugt, daß Frhr. v. Andlaw e8 Damals 
felbft getadelt hätte *), wenn ih diefem perfönliden 
Intereſſe gefolgt wäre. Ich wollte ed aud nicht, fondern 
ih wollte mih opfern in dem Flaren Bewußtfein, 
daß im Berlaufe einiger Zeit mein Name von den Dema— 


*) Er ſprach dies fogar noch in feiner Rede vom 29, April 1848. 
I. 225) aus, 
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gogen an den Schanbpfahl geftedt, und daß eben fo, wenn 
fpäter ein Umfchlag erfolge, die Verunglimpfung auch von 
anderer Seite nicht ausbleiben werde, 

Später, ald im Frühjahr 1849 die Angriffe der Dema- 
gogen gegen mich wegen meined beharrlihen Widerftandes 
gegen ihre tollen Beftrebungen und fogenannten Volksverſamm⸗ 
lungsbeſchlüſſe immer furchtbarer und die verblendeten Maſſen 
mit in diefelbe hineingezogen wurden, beftürmten mi An- 
gehörige und perfünliche Freunde, den Rücktritt zu nehmen *), 
wogegen ſolche, welchen die öffentlichen Interefien mehr 
am Herzen lagen, dagegen wehrten. 

Natürlih war es nämlih, daß damals nur Brentano 
mein Nachfolger fein Fonnte, und ed bei meinem (wohl mit 
gleihen Schritten Anderer verbundenen) Rüdtritte auch ge- 
worden wäre. Sch darf wohl mittheilen, daß ich felbit mit 
bem Großherzog zweimal vertraulich über die Frage meines 
Rüdtritts Sprach, und daß die Wahrnehmung des Schmerzes, 
den der edle Fürft bei einem ſolchen Schritte gefühlt haben 
würde, mich in dem Entjchluffe beftärkte: auszuharren, 
felbft wenn ich von den Demagogen noch ergriffen würde, 
und auf die weitere Gefahr hin, daß bei geänderten Berhält- 
niffen Schr. v. Andlaw oder wer immer auch von anderer 
Seite Bhilippifen gegen mich fchleudern werde, 

Ich habe alfo ausgeharrt, und ich verlange dafür Feinen 
Danf, denn au die redlichften Bemühungen haben, wenn 
fie mißlingen, felten Danf zu erwarten, 

Von Frhrn. v. Andlam beanſpruche ih nicht einmal eine 
gerechte, viel weniger noch eine billige oder humane 
Beurtheilung. Die öffentlihe Thätigfeit eined Staats- 
mannes darf au in bitterfter Weife beurtheilt werden. 
Was ich beanfprude ift nur, daß man feine unwahren 


*) Ohnehin war in ben letzten Monaten vor ver Matrevolution 
durch die ununterbrochenen langen Anftrengungen auch meine Gefund- 
heit fo fehr angegriffen, daß mich dies mitunter in der vollen Thätig⸗ 
keit, wie ich fie 1848 entwidelte, geflört hat, und daß ich, wenn meine 
Mühen noch länger gedauert hätten, kör perlich vollends zu Grunde 
gegangen wäre. 
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Thatfahen gegen mi ausfage, daß man nidt Folge- 
rungen auf unwahre Vorausfegungen baue; — was 
ih beanfprude, ift nur: Wahrheit. 

Zum Schluffe fprehe ih noch den Wunſch und die Hoff: 
nung aus, daß fein anderer badifher Staatsmann mehr 
je diefelben Mühen und Drangfale erleben möge, wie fie mir 
in jener Bewegungszeit zu Theil wurden, Ich wünfche dies 
nicht blos deß wegen, weil ed mich betrüben würde, wenn 
einem Andern etwas fo Uebles widerführe, fondern vor: 
zugsweife darum, weil ein ſolches Webel für den Minis 
fter zugleich wieder begleitet wäre von einem öffentlichen 
Unglüde, unter dem das Land felbft leiden würbe, 
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